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I. 

Beitrige  zur  Statistik  der  Fiuanzen  in  Prenfsen. 

Von 

Phüipp  Gerstfeldt. 

Statistische  Darstellungen  deutscher  Finanzzustände  sind  mit 
überaus  grofsen  Schwierigkeiten  verknüpft,  weil  sehr  bedeutende 
Zweige  der  abstrakt  staatlichen  Finanzwirtschaft  dem  Reich  zuge- 
wiesen sind  und  nur  in  Beziehung  auf  das  materielle  Schlufsergebnis 
(durch  staatsseitige  Matrikularbeiträge  zu  deckende  Mehrausgaben, 
beziehentlich  unter  die  Staaten  zu  verteilende  Mehreinnahmen)  für 
gemeinschaftliche  —  aber  nicht  ausnahmslos  gleichteilige  —  Rech- 
nung aller  oder  doch  der  meisten  Staaten,  dagegen  formell  für  eigene 
Rechnung  des  Reiches  verwaltet  werden. 

Bei  dieser  insbesondere  steuerrechtlich  unsagbar  komplizierten 
-Finanzwirtschaft  des  Reiches  und  seiner  26  Gliederstaaten  ist  die 
genaue  Ausrechnung  der  einem  jeden  derselben  an  den  finanzpolitisch 
bedeutsamen  Kategorien  der  Ausgaben  und  Einnahmen  des  Reiches 
ideell  zustehenden  Anteile  gar  nicht  möglich.  Selbst  die  approxima- 
tive Feststellung  dieser  Einzelanteile  aller  Staaten  wäre  eine  über- 
grofse  Arbeit  und  die  Veröffentlichung  ihrer  Resultate  kaum  thunlich; 
diese  würden  auch  nur  von  sehr  untergeordnetem  Interesse  sein,  denn 
eine  ziffermäfsige  Kombination  der  reichsanteiligen  und  der  unmittel- 
bar staatlichen  Finanz  Wirtschaft  könnte  für  die  Mehrzahl  der  Staaten 
nur  in  Beziehung  auf  wenig  bedeutsame  Sammelkategorien  oder  nur 
unter  sehr  bedenklichen  Fiktionen  und  doch  lückenhaft  durchgeführt 
werden,  weil  die  meisten  deutschen  Staaten  in  Folge  ihrer  „berech- 
tigten Eigentümlichkeiten^^  eine  Finanzorganisation  besitzen,  welche 
derjenigen  einer  Provinz,  eines  Kreises  oder  gar  einer  Stadtgemeinde 
analog  ist,  sodafs  in  ihrem  Haushalte  viele  sonst  lokalrechtlichen  Aus- 
gaben und  Einnahmen  vorkommen  und  manche  normalstaatlichen 
Finanzelemente  fehlen  oder  doch  nicht  nachgewiesen  sind.  Für  die 
finanzpolitisch  oder  in  Folge  ihrer  reichsfinanziellen   Sonderstellung 
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wichtigsten  5  gröfseren  Staaten  —  Preufsen,  Bayern,  Württemberg, 
Baden  und  EIsafs-Lothringen  —  ist  in  der  diesjährigen  Auflage  von 
Meyers  Handlexikon  (zum  Artikel  „Finanzen^^)  eine  von  mir  nach  dem 
Reichsetat  für  1882|83  und  den  gleichzeitigen  oder  nächststehenden 
Staatsetats  angefertigte  Kombinationsübersicht  veröffentlicht,  welcher 
wohl  die  meisten,  aber  nicht  alle  finanzpolitisch  wesentlichen  Kate- 
gorien eingefügt  werden  konnten.  Selbst  in  dieser  Beschränkung 
könnte  eine  Kombinationsübersicht,  welche  die  Finanzverhältnisse  jener 
5  Staaten  während  eines  jeden  der  12  Jahre  seit  Errichtung  des 
Reiches  darstellt,  in  dieser  Zeitschrift  nicht  Raum  finden.  Für  die 
Zwecke  derselben  ist  aber  gerade  eine  historische  Übersicht  der 
finanziellen  Entwicklung  zu  wünschen. 

Infolge  der  vorerwähnten  provinzial-  oder  gemeindeartigen  Eigen- 
tümlichkeiten der  meisten  deutschen  Staaten  erheben  sich  schwere 
Bedenken  auch  gegen  die  einfachere  und  zur  Fixierung  des  finanz- 
politischen Kollektivgewichts  aller  Staaten  am  meisten  geeignete  Kom- 
bination der  ungeteilten  Ausgaben  und  Einnahmen  der  reichsfinan- 
ziellen Kategorien  mit  der  Summe  derjenigen  aller  einzelnen  Staaten. 
Eine  derartige  Kombination  der  reichs-  und  gliederstaatlichen  Finanz- 
wirtschaft tür  1878|79  ist  in  Tabelle  2  und  6  meiner  „Beiträge  zur 
Reichssteuerfrage^^  (Leipzig,  1879)  enthalten.  Obgleich  diese  Kom- 
bination, trotz  der  von  mir  hervorgehobenen  Bedenken  und  Mängel, 
nach  der  ihr  von  fachkundigen  Seiten  zu  teil  gewordenen  Berücksicli- 
tigung  eine  Lücke  in  der  deutschen  Finanzstatistik  in  bis  dahin  un- 
übertroffener Weise  ausgefüllt  hat,  so  habe  ich  doch  zu  einer  ähn- 
lichen Arbeit  für  alle  oder  mehrere  Jahre  der  reichsrechtlich  kom- 
plizierten Finanz  Wirtschaft  mich  nicht  entschliefsen  können,  weil  die 
solchenfalls  kritischen  Differenzbeträge  der  nur  annähernd  zutreffenden 
Jahresbeträge  in  hohem  Grade  unzutreffend  sein  müfsten. 

Diese  Umstände  gebieten,  die  vorzugsweise  durch  das  praktische 
Bedürfnis  nach  Mitteini  zur  Orientierung  über  die  immer  noch  schweben- 
den Fragen  reichs-  und  staatsgesetzlicher  Finanzreformen  erheischte 
finanzstatistische  Forschung  im  Interesse  thunlichster  Vollständigkeit 
und  Exaktheit  auf  Preufsen  zu  beschränken,  auf  eine  Kombination 
jedes  einzelnen  für  Preufsen  seit  Errichtung  des  Reiches  festgestellten 
Staatsetats  mit  den  ideellen  Anteilen  an  dem  für  dasselbe  Finanzjahr 
geltenden  Reichsetat.  Das  hat  unläugbare  Vorzüge  und  läfst  sich 
aus  formellen  und  materiellen  Gründen  rechtfertigen. 

Die  Etatjahre  sind  in  Preufsen,  wie  erst  neuerdings  in  mehreren 
anderen  Staaten,  mit  denen  des  Reiches  seit  jeher  kongruent.    Die 
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preufsiscbe  Etatordnung  hat  derjenigen  des  Reiches  zum  Vorbild  ge- 
dient   Die  Kat^orien  der  preufsischen  Etats  sind  —  mit  Ausnahme 
der  beiden   letztjährigen  —  spezialisierter  und  in  jeder  Beziehung 
durchsichtiger,  als  die  anderer  deutscher  Staaten,   sie  beziffern  die 
Betriebskosten  der  staatlichen  Vermögensverwaltungen  und  Erwerbs- 
anstalten, ermöglichen  dadurch  die  Feststellung  der  finanzpolitisch 
fast  allein  bedeutsamen  Nettobeträge  und  gestatten  in  ziemlich  um- 
fassendem Mafse  die  Zusammenziehung  oder  Zerlegung  der  mit  Rück- 
sicht auf  das  parlamentarische  Budgetrecht  und  die  Kontrolle  der 
Finanzverwaltung  gebildeten  Etatpositionen  in  Kategorien  logisch  und 
volkswirtschaftspolitisch  verwandter  Aufwandszwecke  und   Einnahme- 
quellen.   In  Preufsen  haben  alle  reichsfinanziellen  Vorschriften  fast 
ausnahmslose  Geltung,  denn  bei  seiner  Bevölkerung  von  rund  28  Mill. 
sind  seine  von  Zöllen  und  Verbrauchssteuern  befreiten  Zollexklaven 
mit  kaum   120000  Bewohnern  von  verschwindender  Bedeutung.    Die 
wechselseitige  Bedingtheit  aller  reichs-  und  staatsgesetzlich  geregelten 
Verhältnisse  im  ganzen  Reichsgebiet  und  speziell  in  Preufsen  ist  eine 
beispiellos  grofse,   eine  formalrechtliche,   da  preufsische  Staatsorgane 
vom  höchsten  bis  zu  den  Leitern  und  Beamten  vieler  und  insbesondere 
der  staatlichen  Finanzressorts  und  Finanzverwaltungen  mit  denen  des 
Reichs  identisch  sind,  eine  thatsächliche  in  mancherlei  nicht  unwesent- 
lichen Beziehungen,  auch  eine  gegenüber  den  anderen  Staaten  volks- 
und  privatwirtschaftlich  ausschlaggebende,  da  Preufsen  nahezu  zwei 
Drittel  der  Reichsbevölkerung  und  lein  nach  ihrem  Geschäftsumfang 
noch  gröfseres  Kontingent  fast  aller  reichssteuerrechtlich  belasteten 
Privatbetriebe  repräsentiert. 

Unter  diesen  zum  Teil  nur  angedeuteten  Umständen  dürfen  die 
durch  Kombination  der  preufsischen  Staatsetats  mit  den  nach  Ver- 
hältnis der  preufsischen  Bevölkerung  berechneten  Anteilen  an  den 
gleichzeitigen  Reichsetats  gewonnenen  Zahlenausdrücke  als  im  wesent- 
lichen für  das  gesamte  Reichsgebiet  typisch  gelten,  jedenfalls  für  das 
c.  80^  der  ganzen  Reichsbevölkerung  repräsentierende  (Bayern,  Würt- 
temberg, Baden  und  alle  Zollexklaven,  nur  hinsichtlich  Bier  auch 
Elsafs-Lothringen  nicht  umfassende)  Erhebungsgebiet  der  neben  den 
Tabakszöllen  reichssteuerpolitisch -wichtigsten  Abgaben  für  Brantwein 
und  Bier.  Eine  bedeutende  Höherbelastung  insbesondere  des  in 
Deutschland  beispiellos  massenhaften ,  aber  jetzt  beispiellos  niedrig 
belasteten  Genusses  von  Tabak  und  Branntwein  wird,  falls  die  übrigen 
im  Eigentum  des  Reiches  stehenden  Finanzquellen  zusamt  denjenigen, 
welche  für  den  Staat  und  die  Gemeinden  in  Preufsen  jetzt  dienstbar 
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sind,  als  entlastungsbedürftig  oder  doch  als  unzulänglich  zur  Kon- 
solidation der  gesamten  Finanzwirtschaft  in  diesem  Staat  sich  her- 
ausstellen, als  gerechtfertigt  anerkannt  werden  müssen,  auch  wenn 
ähnliche  Mifsverhältnisse  der  Finanzlage  innerhalb  der  übrigen  nur 
etwa  zwei  Fünftel  der  Bevölkerung  beider  reichsrechtlichen  Getränke- 
steuergebiete und  wenig  über  ein  Drittel  derjenigen  des  ganzen 
Reichsgebietes  repräsentierenden  Staaten  nicht  nachgewiesen  werden 
können,  zumal  die  Opposition  gegen  eine  höhere  Genufsmittelbe- 
steuerung  hauptsächlich  in  Preufsen  ihren  Sitz  hat. 

Soviel   zur  allgemeinen  Begründung  der  nachfolgenden  tabellari- 
schen Übersichten,  nämlich: 

1.  Jahresübersicht  des  Netto  -  Etatsoll  der  Ausgaben  des 
deutschen  Reiches  von  1872  bis  1883|4. 

2.  Jahresübersicht  des  Netto- Etatsoll  der  Einnahmen  des 
deutschen  Reiches  von  1872  bis  1883|4. 

3.  Jahresübersicht  des  Netto-Etatsoll  der  Staatsausgaben  in 
Preufsen  und  der  Anteile  an  Reichsausgaben  von  1872  bis 
1883|4. 

4.  Jahresübersicht  des  Netto-EtatsoU  der  Staatseinnahmen 
in  Preufsen  und  der  Anteile  an  Reichseinnahmen  von  1872 
bis  1883|4. 

5.  Jahresübersicht  des  Etatsoll  der  staatlichen  Betriebsein- 
nahmen und  -ausgaben  in  Preufsen  von  1872  bis 
1883|4. 

6.  Dekadische  Übersicht  des  absoluten  Netto-Etatsoll  der 
kombinierten  Staats-  und  Reichsausgaben  in  Preufsen 
seit  1821. 

7.  Dekadische  Übersicht  der  Kopfbeträge  der  kombinierten 
Staats-  und  Reichsausgaben  in  Preufsen  seit  1821. 

8.  Dekadische  Übersicht  der  Prozentverhältnisse  der  kom- 
binierten Staats-  und  Reichsausgaben  in  Preufsen 
seit  1821. 

9.  Dekadische  Übersicht  der  Zunahme  oder  Abnahme  der 
kombinierten  Staats-  und  Reichsausgaben  in  Preufsen 
seit  1821. 

10.  Dekadische  Übersicht  des  absoluten  Netto-Etatsoll  der  kom- 
binierten Staats-  und  Reichseinnahmen  in  Preufsen 
seit  1821. 

11.  Dekadische  Übersicht  der  Kopfbeträge  der  kombinierten 
Staats-  und  Reichseinnahmen  in  Preufsen  seit  1821. 
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12.  Dekadische  Übersicht  der  Prozentverhältnisse  der  kom- 
binierten Staats-  und  Reichseinnahmen  in  Preufsen 
seit  1821. 

13.  Dekadische  Übersicht  der  Zunahme  oder  Abnahme  der 
kombinierten  Staats-  und  Reichseinnahmen  in  Preufsen 
seit  1821. 

14.  Absoluter  Markbetrag  und  Kopfbetrag  der  Netto- 
Staats-  (incl.  Reichs-)  Ausgaben  in  Preufsen,  Grofs- 
britannien  und  Frankreich,  um  1882. 

15.  Kostenverhältnisse  der  Zoll-  und  Steuererhebung 
in  Preufsen  (kombiniert  mit  dem  Reich)  seit  1851,  ver- 
glichen mit  Grofsbritannien  und  Frankreich. 

16.  Absoluter  Markbetrag  und  Kopfbetrag  der  Netto- 
Staats-  (incl.  Reichs-)  Einnahmen  in  Preufsen,  Grofs- 
britannien und  Frankreich,  um  1882. 

17.  Prozentverhältnisse  der  Netto-Staats-  (incl.  Reichs-) 
Einnahmen  in  Preufsen,  Grofs  bri.tannien  und 
Frankreich,  um  1882. 

18.  Spezifikation  der  Zölle  und  Verbrauchssteuern  in 
Preufsen,  Grofsbritannien  und  Frankreich,  um 
1882. 

19.  Summarische  Übersicht  der  Gesamt-Ausgaben  für  alle 
öffentlichen  Zwecke  in  Preufsen,  Grofsbritannien 
und  Frankreich,  um  1882. 

20.  Summarische  Übersicht  der  Abgabenbelastung  für  alle 
öffentlichen  Zwecke  in  Preufsen,  Grofsbritannien 
und  Frankreich,  um  1882. 

Spezielle  Erläuterungen  der  Kategorienbildung  und  auffälliger 
Einzelpositionen,  auch  Quellenangaben  und  andere  die  Kontrolle  oder 
Kritik  erleichternde  Hinweise  sind  in  den  Übersichten  selbst  oder  in 
den  auf  ihnen  befindlichen  oder  nachgewiesenen  Noten  enthalten. 

Eine  noch  mehr  in  Einzelheiten  gehende  Gliederung  dieser  Über- 
sichten, insbesondere  die  für  alle  Kategorien  getrennte  Bezifferung  der 
in  den  Reichs-  und  Staatsetats  als  „fortdauernde^^  und  „einmalige" 
aufgeführten  Ausgaben,  mufste  schon  aus  Raumrücksichten  unter- 
bleiben. Für  die  drei  Hauptkategorien  der  Verwendungszwecke  — 
Vermögens-  und  Verkehrs  Verwaltung,  übrige  Zivil  Verwaltung,  Militär- 
verwaltung —  und  für  die  Gesamtheit  aller  Zwecke  ist  diese  Tren- 
nung in  den  Schlufsspalten  der  Tabellen  1  und  2  durchgeführt 


Tabelle  1  (als  Grundli 

Jahresübersicht  des  Netto-EtatsoU  der  AoBgal 

Geordnet  nach  den  Kategorien  der  in  Tabelle  8  enthaltJ 


Etatperioden 

Seiohftag 

Zentral- 
Yerwalt. 
(Reichs- 
kanzler, 
Reichs- 
kanzlei, 
Rech- 

Innere Ober- 
yerwaltnng 
(Reichsamt  d. 
Innern,  Ge- 
sundheitsamt, 
PatenUmt 
otc) 

Diploma- 
tifohe  Ver- 
tretung 
(Reichbamt  d. 
Äufsem) 

Poat  und 
Telegra- 
phen (nnr 
„einmalige** 
Ausgaben) 

Siaen- 

bahnen      Münsreform 
(bis  auf  ca.      (nur  „ein- 
300  000Mk.maUge**  Aus- 
nur  einmal         gaben) 
Ausgaben) 

Überhsq 

ÜTe  Zivi 

▼erwaltoB 
Sp.  2  bis  1^ 

nungshof) 

1 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

0 

3. 

4. 

7. 

10. 

11. 

14. 

1         15. 

Kalenderjahr 

Fortdauernde  und  einmalige  Beiehsauagaben. 

' 

1872 

203913 

613  485 

804600 

4356915 

I  876  737 

— 

59789« 

1873 

418  178 

656  750 

3488739 

7652955 

6721  140 

I  121  118 

5  250000 

122166^ 

1874 

257  277 

I  173300 

692  850 

5  583  495 

4321629 

464  781 

8400000 

7  706  92 

1875 

335  222 

I  777  126 

385  520 

7  227  490 

I  337  279 

54  894  006 

7  800000 

9  725  3S 

1876 

348  150 

I  491  846 

I  119  420 

6931755 

I  462900 

17286884 

7800000 

9891  17 

I.  April 

1877 

8 

349700 

I  488  346 

683715 

6  942  305 

II  753388 

4043981 

7800000 

946406 

1878 

9 

352000 

I  132590 

767415 

6631655 

13299345 

10375090 

22  700000 

888366 

1879 

80 

351580 

6218848S 

I  686  264 

6  705  925 

10  123  180 

16647076 

22  700000 

14962  6f 

1880 

I 

352  580 

598  488 

3  147  734 

6  723  890 

8453150 

3386671 

10822  69 

1881 

2 

403  770 

629  223 

3  308  497 

6  696  290 

9  159  122 

3691  214 

— 

1103778 

1882 

3 

8  182  670» 

774  243 

4  240  694 

6755575 

3053000 

4  703  150 

— 

19953  18 

1883 

4 

407  670 

656  043 

3991  728 

6974215 

3011  710 

2  180365 

— 

1202965 

1883  4  gegen 

1873 

—  10  508 

—  707 

+  502  989 

—  678  740 

—3  709  430 

+ 1  059  247 

—5  250000 

—  18696 

Fortsetzung  t 


Etatperioden 

Überhaupt 

Eigentliohe 

ZivU-  und 

Xilit&rTer- 

waltung 

Sp.  22  + 

Sp.  23 

Steuer- 
(inkl.ZoU-) 
Yerwalt 
(nurKosten 
der  Zoll- 
und  Steuer- 
kontrolle) 

Ordentliche 

Kettoaua- 

gabe  Sp.  25 

-1-  Sp.  28 

Yeninaung 
der 

Tilgung 
Beiohaaohul 

Yerwal- 
tung 

den 

Überhaupt 

Sohulden- 

▼erwaltung 

Sp.  80   bis 

Sp.  32 

0«8amt( 
Kettoaui 
gäbe  Sp. 
+  Sp.  3 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

»lark 

2(. 

28. 

29. 

30.                   31. 

82. 

33.                    34. 

Kalenderjahr 

Fortdauer 

nde  und  einmalige  Seicli 

laanagaben 

1872 

338  046  000 

438000 

338  484  000 

I  986000 

10500000 

— 

12486000 

350  9/0  c 

1873 

415  458  210 

416  100 

415  874310 

2  122080 

— 

2  1 22  080 

417996: 

1874 

441  722  520 

416400 

442  138  920 

7  290000 

7  290000 

449  428  < 

1875 

51 1958  563 

420000 

512378563 

2  040  000 

— 

600000 

2640000 

515018  e 

1876 

470  494  298 

420000 

470914  298 

2  742  700 

600000 

3  342  700 

474  256  < 

I.  April 

1877 

8 

536  303  460 

474  050 

536777510 

3895000 

— 

— 

3895000 

540672  j 

1878 

9 

529441  813 

473  487 

529915300 

6739000 

42500 

6781  500 

536  696  l 

1879 

80 

537  005  997 

405  540 

537  41 1537 

8440000 

— 

42  500 

8  482  500 

545  894  < 

1880 

I 

489  091  600 

405  540 

489497  140 

8950000 

181  000 

9  131000 

498  628  , 

1881 

2 

519409  HO 

402  790 

519811  900 

10550000 

— 

162  500 

10  712  500 

530  524  ^ 

1882 

3 

516837667 

408  850 

517  246517 

13650000 

— 

279800 

13929800 

531  17^: 

1883 

4 

483  997  404 

406  730 

484  404  134 

14600000 

52500 

14  652  500 

499  056  i 

18834  g«8«n 

1873 

+  68539194 

-9370 

-t-68529824 

-f- 12  477  920 

— 

+  52500 

-h  12  530  420 

+81060: 

Die  Anmerkungen  am  SchlnA  der  Tabellen. 


ler  Tabelle  3). 

tes  deutschen  Beiehea  yon  1872  bis  1883|4. 

hiersicht  des  Etotsoll  der  Staatsausgaben  in  Preufsen. 


Überhaupt 


«nd  Yer- 
kehnmr- 

waltnng 
Sp.  10  bis 

Sp.  14 

Hark 


JoBtix. 

(Bi»  1879 

nur  Ober- 

handelsge- 

riebt ;   seit 

1879  Justiz- 

amt  nnd 

Seichsge- 

richt.) 

Mark 


Zivilpeniio- 
nen,  Warte- 
Felder,  Zu- 
lagen ete. 
verschiedener 
Ressorts 


Mark 


Sonatige 
(oder   ge- 
mischte) 
ZivilTer- 
waltnngi 


Mark 


Zum  Be- 

triebafond 
der  Seichi- 

kaaae  (nur 
,,  einmalige** 

Aasgaben) 


Mark 


Überhaupt 

Eigentliehe 

ZiTilTerw. 

Sp.  15  bis 

Sp.  21 


Mark 


Landheer  und 
Milit&rpen- 

■ionen 
(inkl.  Invali- 
denpensionen) 


Mark 


Karine 
(exkl.  Pen- 
sionen in 
Sp.  23«  mit- 
enthalten) 


Mark 


Geaamte  Mi- 
lit&nrerwalt. 

Sp.  23»  4- 
Sp.  23  b. 


Mark 


16. 


I 


17. 


I 


19. 


20. 


21 


I 


22. 


I 


23». 


23  b.         I 


23. 


Fortdauernde  und  einmalige  Seieliaauagaben. 


I  876  737 
13  092  258 

229800 

254  IOC 

4  330  260 
481  200 

401  214 
6  001  364 

1 1  250  000 

24  066  924 
32  045  544 

288  937  476 
329  598  870 

25041  600 
53813796 

313979076 
383412666 

13  186  410 
64031285 
26  549  784 

301  800 
351  540 
353  370 

900000 

987000 

I  410300 

4014378 

2177392 
2  120790 

— 

26  109  510 

77272575 
40325415 

362  243  826 

407  543  468 
404331  102 

53  369  184 
27  142  520 

25837781 

415  613  010 
434  685  988 
430  168  883 

23  597  369 
4^  374  435 
49  470  256 
11  839821 
12850336 

7756  »50 
5  192  075 

804217 
841  182 

I  531  740 

1900535 
I  900852 

I  907  667 
2313567 

I  418600 

I  425600 

I  045  600 

921  000 

\  in  Sp.  20  un- 

\    trennbar 

ß  mitenthalten 

2  462  070 

3  727  741 

4  469  348 

5  687  366 
99"  312 

994315» 
7443018 

5  987  592 
21  212  468^ 

37746322 
61  252618 

71  479  561 
37159006 
35  700  280 
60772618 
26978316 

448  308  065 
409498510 
419  789646 
412674855 
444816946 

419770393 
416  738  196 

50  249  073 
58  690  685 
45  736  790 

39  257  739 
38  891  884 

36  294  656 

40  280  892 

498557  138 
468  189  195 

465  526  436 

451932594 
483  708  830 

456  065  049 

457019088 

-7900183 

+  2  059  467 

—  481  200 

+  1  441  654 

—5  067  228 

+  87  139326 

-13532874 

+  73606427 

TabeUe  1. 

Unter  den  voraufgofUhrten  Ausgaben  sind  enthalten: 

Vettoaugabe 

„Fortdauernde'*  Auagaben 

,, Einmalige'*  Auagaben 

•kne  Bcliul- 

dentilgnng 

8p.  34  min. 

Sp.  31 

Mark 

Mark 

Ver- 
mögens- n. 
Verkehrs- 
verwal- 

Übrige  Zivil- 
verwaltung 

Militärver- 
waltung 
Sp.  23 

Im  Gänsen 
Sp.  34 

Vermögens- 
a.  Verkehrs- 
verwaltung 
Sp.  16 

Übrige  Zivil- 
verwaltung 

MilitJür- 

verwaltnng 

Sp.  23 

Im  Garnen 
Sp.34 

Mark 

tongSp.  16 

35 

36. 

37. 

38.                    89.          1         40.                 41.          1         42.                 43. 

Fortdauernde 

Beiohaauagaben 

Einmalige  Seiehaauagaben 

340  470  000 
417996390 

69525 

12  479  187 
12429  117 

281  449839 
343  346  076 

293  929  026 
355844718 

1876737 
13  022  733 

22  635  000 
9  062  349 

32  529  237 
40  066  590 

57  040  974 
62  151  672 

449  428  920 
515  018  563 
474  256  998 

121  050 
179880 
276490 

17242236 
1 1  646  688 
13  462  601 

346415439 
381  689683 

389505971 

363  778  725 
393  5 «6  251 

403  245  062 

13  065  360 

63  85 1  405 
26  273  294 

3  387  264 

4  654  602 

4  075  730 

69  197  571 
52  996  305 
40662912 

85  650  195 

121  502  312 

71011936 

540672510 
536  696  800 

543894037 
498628140 

530  524  400 

531176317 
499  056  634 

t8i  060244 

272  750 
272  750 
260750 
262  260 

303  150 
303  150 
310365 

15  687  269 
19  000  840 

22  220  894 

23  895  895 
29350463; 
32680653: 

30  168  331 

396  864  092 
396  235  165 

396  541  305 
401  507  064 
419  201  294 
419284035 
415318609 

412  824  III 

415508755 
419022949 

425  665  219 

448  854  907 

452  267  838 

445  797  305 

23324619 
46  lOI  685 

49  209  506 

11577561 

12  547  186 

7453000 

4881  710 

2  830  734 

3  «32330 
8676451 

10  959  830 
4614  771 

34674465» 
6  677  140 

10 1  693  046 

71954030 
68985 131 
50  425  530 
64  507  536 
36  781 014 

41700479 

127848399 

121  188045 

126  87 1088 

72962921 

81669493 

78  908  479 

53259329 

+  240840 

+  17  739  214 

+  71972533 

+89952587 

—8  141  023 

—2  385  209 

+ 1 633  889 

—8  892  343 
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Philipp  Gerstfeldt, 


Tabelle  2  (als  GrundK 

Jahresübersicht  des^Netto-Etatsoll  der  "RinniLhi^ 

Geordnet  nach  den  Kategorien  der  in  Tabelle  4  enthalt« 


EtatperiodexL 


Zölle  aller 

Art  (inkl. 

A  versa  für 

Zölle  und  aU- 

gem.  Stenem 

in  Sp.  2  bis  4) 

Mark 


Allgemeine  SeiohfverbraaehMtenem 
(exkl.  Ayersa,  welche  ohne  Spezification 
etatwiert  und  daher  in  Sp.  1    mitent- 
halten sind) 


Zucker 


Salz 


Tabak 


Sondergemeine  Bdieha- 

▼erbranehiatenem  ^inkl 

Aversa  der  ZoUexdaven, 

nicht  auch  der  Steuer 

ezim.  Sfidstaaten) 

Mark 


Branntwein 


Bier 


13  berhaa| 

Ileiehin 

brauch^ 

iteiMm(ii 

Ayersa)  Si 
bis  Sp. 

Mark 


I 


2. 


4. 


I 


5. 


I 


6. 


I 


>» 


M 


Kalenderjahr  1872 

1873 
1874 

1875 
1876 

I.  April  1877 

1878 

1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1883(4  gegen  1873 


8 

9 
80 

I 

2 

3 


77 

84 
96 

107 

III 

109 

109 

107 

171 

193 
192 

197 
+  112 


652750 
639  810 

558  510 
567  100 

538  030 

993  140 
989  230 

964  920 

939  540 
788  890 

044  760 

508810 

869000 


36083610 
37  078  500 

35451300 
40  669  680 

45  463  130 

50  888  480 

47  366  720 

51  422  850 

46  780  700 
49553000 

47  421  460 
44  443  780 

-f  7  365  280 


31  474020 

31  401  570 
32350470 

32  995  080 

33  342  470 
34421790 

33  980  180 

34  552  780 

35  740  790 

36  368  730 

36  709  570 

36  908  950 

+  5507380 


I  073  520 

looi  490 

I  019460 

I  142  850 

I  188  810 

I  063  660 

941  500 

899590 

369000 

4578000 

1 1  029  240 

13  650  590 

-f  12  649  100 


31471560 
31  184990 
31370640 

33  235  590 
36  367  490 
41  016230 
41  725410 
40515990 
36631  810 

35  715  HO 

36  392  240 
36  653  480 

-f  5  468  490 


9852 
II  263 
II  965 

13407 
14729 

15  670 

16323 

16342 

15734 
15486 

15  501 

15  881 

+4618 


840 
420 
770 
390 
240 

5'o 
800 
230 
630 
420 
010 
780 
360 


109 
III 
112 
121 

«3" 

«43 
140 

143 

135 

141 

147 

147 

+  35 


955! 
929  < 

i5r< 

450  i 
091  1 
o6o( 

337  < 

733-1 
256  c 

701  i 

0535 

5385 
608« 


Fortsetzi 


Ver- 

Betriebsüberschüsse 
Mark 

Überhaupt 

schiedene 
Yerwal- 

Zinsen  und  (zumeist)  Kapitalzuschüsse 

Etatperioden 

Kettobo- 
triebiein- 

nahmo 
Sp.  33  bis  35 

tnngtein- 
nahmen 

(zumeist  im 
Militfir- 
ressort 

Münze  (bis 
1877)  bez. 

Reichs- 
bank   (seit 

Post  und 

Tele- 
graphen 

Reichs- 
Eisen- 
bahnen in 
ElsaCs- 

Inyaliden- 
Pensions- 
fond 

Kriegs- 
kostenent- 
schädigung 

Festungs- 
baufonds 

Eisenbai 
baufon 

1878) 

Loth  ringen 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

33         1 

34.          1       35.         1 

36.               37.        1 

38.        1         39. 

40. 

41. 

Kalenderjahr 

1872 

-— 

9  038  394 

8  863  650 

17  902044 

547  734 

— 

44  280  000 

— 

1873 

4  880  262 

9  753  363 

8481  090 

23114715 

I  760  388 

37003  137 

31  561  260 

— 

— 

1874 

7357095 

15  221  613 

7  637  979 

30  216687 

I  795  005 

37  996  878 

57  594  876 

2  401  200 

- 

1875 

8  100  000 

7405231 

7  067  850 

22573081 

2  559  473 

28  870  748 

17  880300 

28  439  000 

58814^ 

1876 

12010000 

10  562  236 

9473000 

32  045  236 

I  865  1 14 

28  828  611 

8982000 

29  029  052 

18  142; 

I.  April 

1877 

8 

II  750000 

1 1  709  636!  9  944  000 

33  403  636 

10  165  158 

33  569  1 " 

27540881 

35  221  800 

4  531^ 

1878 

9 

2  IIOOOO 

15  288  408  II  356000 

28  754  408 

7669852 

32053157 

20  585  326 

14  688  300 

6  194  < 

1879 

80 

2  205000 

15622958   9910000 

27  737  958 

8313444 

33015879 

12079653 

28  757  538 

7  269. 

1880 

I 

I  506000 

16  649  045,10367  400 

28  522  445 

7  645  827 

32098512 

3  360  766 

16  594  773 

I  441  5 

1881 

2 

I  505  430 

18697  145' II  039400 

31  241  975 

6877021 

31  071  344 

2  116  570 

1 1  669  345 

2350« 

1882 

3 

I  506  425 

21  264000,12686400 

35456825 

7  058  507 

30129567 

18283 

10827  600 

2650  t 

1883 

4 

I  685  850 

23867023I15985  600 

41  538473 

7  801  749 

29340315 

— 

10  958  982 

IOO< 

1883  4  gegen 

1873 

1-3  194  412 

-1-14  113  660 

4.7504510 

+18423758 

+6041  361 

-7  662  822 

-31561260 

4-10958982 

-i-  ioo< 

Die  Anmerkungen  am  Schlufs  der  Tabellen, 


B«itrige  snr  Statistik  der  Finanaen  in  Prenl^en. 


r  Tabelle  4). 

I  deutschen  Beiohea  von  1872  bis  1883|4. 

micbt  des  Etatsoll  der  Staatseinnahmen  in  Preuden. 


trhaopt  Zölle 
l  BeichfTer- 
Behsitaatm 

ikl.  Aversa) 
L 1  -t-  Sp.  7 

Mark 


Wechselstem- 
pebtouer 


Mark 


Spielkarten- 
Stempel 


Mark 


Börsenstem- 
peUteuern 


Mark 


Zusammen: 

Seiehfitem- 

palateaem 

Sp.  2Sabi» 

23  c. 

Mark 


Statiiümshe 
Btempelge- 
b&hr  nir  Aus- 
fuhrwaren 

Mark 


Überhaupt 

Beiehiatempel 

n.  Gebühren 

Sp.  23  +  Sp.88 

Mark 


Gesamte  (zoU- 

und)  steaerreoht- 

liohe  Beiohs- 

einnahxiLe 
Sp.  8  +  Sp.  89 

Mark 


8. 


I 


S3». 


I 


23  b. 


23  c. 


I 


23. 


I 


28. 


I 


29. 


I 


80. 


i8;  6o8  300 
106  569  780 
108716150 
»29017690 
142029170 
253053810 
250326840 
251698360 
307196470 
335490150 
359098280 

34304:390 
J+S  477  610 


3  977  760 
3  975  300 
4969800 
5815950 
6  990  450 
6914000 
6  653  100 

6  577  300 
6  276  200 
6  106900 
6009800 
6  195  200 
+  2  219900 


I  216000 
1  139000 
I  100  000 
I  036  300 
I  026000 
-f  I  026  000 


12066000 

12  109880 

-f  12  109880 


3  977  760 
3  975  300 
4969800 

5815950 

6  990  450 
6914000 
6653  100 

7  793  300 
7415200 
7  206900 

19  112  100 

19  331  080 

+  15355780 


300000 
300000 
464000 
519000 
-f  519000 


3  977  760 

3  975  300 

4  969  800 
5815950 
6  990  450 
6914000 

6  653  100 

7  793  300 
7715  200 
7506900 

19576  100 

19850080 

4-15874780 


+ 


191 
200 

213 

234 
249 

259 
256 

259 

314 

342 

358 

364 
164 


586060 

545  080 
685  950 
833  640 
619  620 
967810 

979  940 
491  660 
911  670 
997  050 
674380 

897  470 
352390 


r  TabeUe  2. 


Sinken 
Sil 4  tnch 
ipiUlxo. 
nJ«)  and 
Kbitsgi- 
iUade> 

fODd< 

Vark 
"42" 


Überhaupt 
SuuuüüBe 


li«a  Sp.  38 
bis  Sp.  42 

Mark 


Gesamte 
nicht 

stener- 
reohtliehe 
Beichsein- 

nmhme 
Sp.  86  + 

87  +  48 

Mark 


Eigentliohe 

Hettogesamt- 

einnahme 

Sp.  30 -h  Sp.  45 


Mark 


Über- 
schüsse ' 
aus  Vor- 
jahren 


Mark 


Anleihe 


Mark 


Snmme  aller 

ohne  Katri- 
knlarbeitr&ge 
Sp.46bisSp.49 

Mark 


Katriknlar- 

beitr&fl-e  *) 

(inkl.  18  Mill 

süddeutsche 

Ayersa  für 

Branntwein  n. 

Bier) 

Mark 


Rechnerische 

Totaloin- 

nahme 

Sp.  60+ 

Sp.  61 

Mark 


43. 


la. 


46. 


47 


49. 


50. 


51 


52. 


j;o  728 
^70408 
m^e 
524  862 

2:3  2tiO 

^3:953' 

Jooooo 
900000 


44  286  000 

62  735  778 

254321838 

254321838 

96648  162 

350  970  000 

68  564  3q7 

93  439  500 

293  984  580 

20  264  460 

— 

314249040 

103  747  350 

417996390 

97  992  954 

130004646 

343  690  596 

38552073 

— 

382  242  669 

67  186  251 

449  428  920 

132004924 

157  137  478 

391  971  "8 

54  077  896 

446049014 

68  969  549 

515  018  563 

84  982  447 

118  892  797 

368  512  417 

34  368  366 

402  880  783 

71  376  215 

474  256  998 

102234407 

145  803  201 

405  771  Ol  I 

II  528  595 

42  264  388 

459  563  994 

81  108  516 

540672510 

74892156 

III  316416 

368  2^6  356 

34663 

81  020265 

449351  284 

87345516 

536  696  800 

82  408  954 

118  460  356 

377952016 

I  130000 

77  141  071 

456  223  087 

89  670  950 

545894037 

54  820  774 

90  989  046 

405900716 

16668286 

35012688 

457581690 

41046450 

498  628  140 

48480519 

86599515 

429  596  565 

6529730 

53541736 

489  668  03 1 

40  856  369 

530  524  400 

52  463  403 

94  978  735 

453653  "5 

22620818» 

30  674  405 

506  948  338 

24  227  979 

531  176317 

41  299  2q7 

90639519 

455  536  989 

14  743  764 

28  387  079 

498  667  832 

388  802 

499  056  634 

—27  265  100 

-2799981 

+  161  552409 

-5520696 

-f  28  387  079 

+  184  418  792 

-103358548 

+81  060  244 

10 


Philipp  Oerstfeldt, 


Tabelle  ; 

Jahresübersicht  des  Netto-EtatssoU  der  Staats-Ausgaben  i 

Vorbemerkang:  Der  Anteil  Preufens  au  den  Beichs-Ausgaben  ist  aasnahmslos  s 

beträgt  und  die  nicht  fttr  alle  Staaten  „gemei 


Kron- 

Zentral- 

Innere  Ober- 

1 

ZoBchaüi 

Diplomati- 

Fideikom- 

Beichftag 

finil 

Verwaltong 

yerwaltnng 

FroTiniial- 

zur  8tändi> 

aohe  Yertre- 

mira  (incl. 

(Reichskanzler 

(Reichsamt 

nnd 

sehen  Fro- 

tiing  (Reichs 

Etatperioden 

7  719  296 

IrUftU 

Landtag 

etc.  u.  Prear». 

d.  J.  bez. 

;    Beiirka- 

viniial-  und 

amt  d.  A.  o. 

* 

Mk.  aus 

Staatsmini' 

Ministeriam 

regiemngen 

KreiiTor- 

Ministerinm 

Domänen) 

sterium) 

des  Innern) 

1 

waltimg 

des  Äofsern] 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

1        Mark 

Mark 

Mark 

l. 

2. 

3. 

4. 

1 

1          5. 

6. 

7. 

I.    ünmittelbare'Staats-Aoagaben. 

Kalenderjahr  1872 

12  219  296       851730 

1       1246395       27815223 

8  007  447 

—        1      397  200 

1873 

12  2192961   I  252050 

'791633       30991638 

9  loo  701 

10  926  000 

406800 

1874 

12  219296I   I  316010 

I  748  754       33  344  550 

9  874  «97 

10926000 

411  600 

1875 

12  219296    I  424480 

2272732       36014847 

10  680  368 

10  926  000 

411  600 

1876 

12  219  296     I  362  180 

2367225 

36  220  980 

10  706  770 

37  559  III 

411  600 

I.  April  1877/8 

12  219  296     1  367630 

2  265  188 

36  694  560 

10602  142 

37  559  I" 

411  600 

„      1878 

9 

12  219  296     1363830 

2315723 

38  070  829 

10567832 

37  559"! 

411  600 

»      1879 

80 

12  219296I    I  364  130 

2  594  500 

40  219  158 

.    10543382 

37  559  I" 

410400 

„      1880 

I 

12  219  296     1369030 

3  138  707 

41  144097 

II  393  182 

37  559  I" 

410570 

,,      1881 

2 

12  219  296     1369030 

3000794 

41  250618 

12  221  500 

37  559  III 

410570 

„      1882 

3 

12  219  296;    I  395  150 

2  991  792 

42  002  236 

12  198  250 

37  559  III 

500570 

n         1883 

4 

12  219  296     1373480 

3123972 

41  922  536 

12  191  500 

37  559  III 

502  100 

^883/4  gegen  »873 

—             +121  430 

+  I  332  339 

-h  10  930  898 

+3  090  799 

+  26633  III 

+  95300 

n.    Freu 

LTaiaoher  Anteil  an  Beiohf-J 

(LoBgaben  (vorgl.  Tab.  1). 

Kalenderjahr  1872 

122348 

368091 

482760 

—                   — 

2614  149 

1873 

— 

250907 

394  050 

2  093  243 

— 

— 

3  591  773 

1874 

— 

154  366 

703  980 

415  710 

— 

— 

3350097 

1875 

— 

201  133 

I  066  276 

231  312 

— 

4  436  494 

1876 

208890 

895  108 

671  652 

— 

— 

4159053 

I.  April  1877 

8 

209820 

893008 

410229 

— 

4  165  383 

»      1878 

9 

211  200 

679  554 

460449 

— 

— 

3  978  993 

>i      1879 

80 

210948 

3  73»  309 

I  oii  758 

— 

— 

4023555 

,,      1880 

I 

— 

211  548 

359093 

I  888  640 

— 

— 

4  034  334 

„      1881 

2 

— 

242  262 

377  534 

I  985  098 

— 

— 

4017774 

„      1882 

3 

— 

4909602 

464  546 

2544416 

— 

— 

4053345 

„      1883 

4 

— 

244  602 

393  626 

2  395  036 

— 

— 

4184529 

1883I4  gegen  1873 

—6305 

+  424 

+  301  793 

— 

— 

—407  244 

m.   1 

i  an  Beicha- Aufgaben. 

Kalenderjahr  1872 

12  219  296    974078 

I  614486 

28297983; 

8007447      10926000 

3 OII 349 

1873 

12  219  296  1 502957  j 

2  185683 

33084881' 

9  100  701       10926000 

4  998  573 

1874 

12  219  296  1 470376  [ 

2  452  734 

33  760  260 

9874197,     10926000    3761697 

»875 

12  219  296 

1  625  613 

3  339  008 

36246159 

10680368,     37  559 III     4848094 

1876 

12  219  2961  1 571 070  ' 

3  262  333 

36  892  63Ä 

10706770,     37  559iiii   4570653 

I.  April  1877 

8 

12  219  296  1 577450 

3  «58  196 

37  104  789 

10602  142  1 

37  559  III     4576983 

,,      1878 

9 

12  219  296:  1 575030 

2  995  277 

38531278 

10  567  832 

37  559  III 

4  390  593 

M      1879 

80 

12  219  296 

1575078    j 

6325809 

41  230916 

10543382      37  559  II  i;    4  433  955 

„      1880 

I 

12  219296 

I  580  578 

3  497  800 

43032737: 

II  393  182 

37  559  III     4444904 

„      1881 

2 

12  219  296  1 611 292 

3378328 

432357161 

12  221  500 

37  559  Uli   4428344 

„      1882 

3 

12219296  6304752 

3456338       44546652! 

12  198250 

37559111     4553915 

M      1883 

3 

12  219  296  1 618082 

3517598       44317572 

12  191  500      37  559  III     4686629 

1883  4  f^egen  187; 

J 

— 

1   115  125 

4-1  331  915  1 

+  11  232691. 

+  3090799 

1  26633  iii| 

-3"  944 

Beiträge  aar  Statistik  der  Fina&sen  io  PrenTsen. 
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(vergL  Tab.  1). 

Preofsen  und  der  Anteile  an  Beiohs-Ausgaben  von  1872  bis  1883/4. 

60*;,  berechnet^  da  die  Bevölkerung  Prreufseus  fast  genau  60°Jo  der  ganzen  Reichsbevölkerung 
Khaftlicfaen**  Beichs-Ausgaben  verschwindend  gering  sind. 


BoulBsn 

Berg- 
HAtten-  n. 

Poit- 
ond  Tele- 

Eilen-        ^*^1*^'  ^■ 

bahnen     '.J*l?\'*?* 
ouuu«      (Mfoatl.  Arbei- 

Landwirt- 

Müni- 
reform. 

Nur      Ain« 

Fontaa 

teliwsrk» 

gr»p]|«i 

schaft  nnd 

Nor  „aiBBAlige'*  Ausgaben  au  Neubauten,  An- 
kaufen und  anderen  Meliorationsswecken 

ten.  Orofsen- 

teils  „ein- 
malige" Ausg. 

OestiktTer- 

waltnng 

malige" 
Arbeiten 

Etatperioden 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 
12. 

Mark 

Mark 
14. 

8. 

9. 

10. 

11. 

13. 

I.    unmittelbare  Staats- Aufgaben. 

3  7^200 

I  509000 

—        1     8958000        40350132 

8590077 

Kalenderjahr  1872 

3  305  964 

;     3071526 

~           10  384  995        48  326  943 

10969470 

1873 

4008000 

,     4047000 

—        :  34573566  ;      70850925 

II  890731 

— 

1874 

4819850 

I  316000 

—        1  26200000        65  119  226 

16072  289 

— 

1875 

1365000 

3  182  915 

—        '     3639170        29562335 

12  768  177 

1876 

2236070 

I  154250 

—             1  160386        27212985 

12  794  131 

— 

I.  April  1877 

f8 

1944000 

1475000 

—             8951  136        39068723 

16950542 

— - 

,1      1878 

9 

3  783  300 

935000 

—           II  651  700        31  918  720 

13  231  092 

— 

»      1879 

80 

1  234  902 

395000 

-         .     7  120800  '     33257517 

12740025 

,,      1880 

I 

1550000 

362  100 

—             9522450        32492570 

II  829691 

— 

,y               I88I 

2 

2  689  650 

280000 

—        1     3928500  1     31567842 

12703635 

— 

„               1882 

3 

4177991 

556000 

—                9493000   ;       31998655 

14  502  764 

— 

„                1883 

4 

-872027 

-2515526 

—       1  —891  995  ;— 16328288 

~3  533  294 

— 

1883/4  gegen  1^73 

n.    Preufl 

lUelier  Anteil  an  Beiehs-Ansgaben  (vg 

1  Tab.  1). 

— 

— 

I  126042          — 

t 

— 

Kalenderjahr  1872 

— 

— 

4032684)       672671 

— 

3  150000 

1873 

— 

— 

2  592  977        278  869 

— 

5040000 

1874 

— 

802367    32936404 

— 

— 

4680000 

1875 

— 

877  740    10  372  130 

__ 

— 

4680000 

1876 

— 

7052033 

2  426  388 

— 

— 

4680000 

I.  April  1877I8 

— 

7  979  607 

6  225  054 

— 

— 

13  620000 

„      1878  9 

— 

— 

6073908     9988246 

— 

13620000 

„      1879  80 

— 

5071890.     2032003 

— 

— 

— 

„          1880 

I 

— 

— 

5  495  473      2214729 

— 

— 

— — 

„          I88I 

2 

— 

— 

I  831  800 

2821890 

— 

MM^ 

,,          1882 

3 

— 

— 

I  807  026 

1  308219 

1 

»          1883 

4 

— 

— 

—2225658 

+  635548 

1 

1 

—3     150000 

1883  4  gegen  1873 

IIL     8ti 

tats-Auigaben  und  Anteil  an  Beiohs-Ai 

nsgaben 

3769200 

I  509  000 

I  126042 

8958000  !     40350132 

8590077 



Kalenderjahr  1872 

3  305  964 

3071526 

4032684 

II  057666 

48326943 

10969470 

3  150000 

1873 

4008000 

4047000 

2592977    34852435 

70  850  925 

II  890731 

5040000 

1874 

4819850 

I  316000 

802  367    59  136  404        65  119  226 

16072289 

4680000 

1875 

1365000 

3  182  915 

877740    14011300        29562335 

12768  177 

4680000 

1876 

2  236  070 

I  154  250 

7052033     3586774        27212985 

12  794  131 

4680000 

I.  April  1877I8 

1944000 

I  475000 

7979607!  15  176  190        39068723 

16950542 

13  620000 

M      18789 

3  783  S«> 

935«» 

6073908    21639946        31  918  720 

13  231  092 

13  620000 

„      1879,80 

i  234  902 

395000 

5071890,    9152803  1      33257517 

12740025 

„      1880 

1 

1 550000 

362  100 

5  495  473 

II  737  179        32492570 

II  829691 

— 

,,      1881 

2 

2b89  650 

280000 

I  831  800 

6750390        31567842 

12703635 

„      1882 

3 

M77  99I 

556000 

I  807  026 

10  801  219        31998655 

14502764 

M      1883  4 

+  872027 

—2515526 

-  2  225  658 

1    -256447 

—  16328288 

+3  533  294 

—  3  150000 

1883  4  gegen  187 

3 
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Philipp  Gerstfeldt, 


Fortsetzung  d 

Übersicht  des  Netto-Etatsoll  der  Staats-Aussaben 

Vorbemerkung:    Der   Anteil   Preufsens   an  den  Reichs- Ausgaben  ist  ausnahmslos  zu  60|  berechnet,    da 

„gemeinschaftlichen"  Reichs- Ausga 


Etatperioden 


•  m 

Überhaupt 

Adminiatra- 

tive  Zivilyer- 

walttuiff 
Sp.  1  bis  Sp.  7 

MarlL 


Überhaupt 
Vemiögwxii- 

ondVerkehra- 
▼erwaltung 

Sp.8bisSp.  14 

Mark 


luatix 

(inkl.  Oe> 

richtsgefäng- 

nisse) 


Mark 


Unterricht  u. 

Kultus  (inkl. 

Mediaiual- 

Verwaltung) 


Mark 


Zivilpen- 
■ionen, 
Wartegel- 
der, Beaol- 
dungiiu- 
lagen  ver- 
schiedener 
Ressorts 

Mark 


Bonatige 

(oder  ge- 

mitehte)  Zi- 

vilTerwal- 

tnngi) 

Mark 


Zum  B 
triebsfn 
der 
Reich! 


Mark 


15. 


I 


16. 


17. 


I 


18. 


I 


19. 


I 


20. 


I 
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Kalenderjahr 

1872 

»» 

1873 

»» 

1874 

»> 

1875 

1» 

1876 

I.  April 

1877 

8 

1878 

9 

1879 

80 

1880 

I 

1881 

2 

1882 

3 

1883 

4 

«S83|4  gegen 

1873 

Kalenderjahr 

1872 

»» 

1872 

»» 

1874 

1» 

1875 

u 

1876 

I.  April 

1877 

8 

1878 

9 

1879 

80 

1880 

I 

1881 

2 

1882 

3 

1883 

4 

1883I4  gegen 

1873 

Kalenderjahr 

1872 

ti 

1873 

»t 

1874 

»1 

1875 

n 

1876 

I.   April 

1877 

8 

1878 

9 

1879 

80 

1880 

I 

1881 

2 

1882 

3 

1883 

4 

1883I4  gegen 

1873        1 

Di 

e  Au 

imerl 

L    unmittelbare  Staata-Ansgaben. 


50  537  291 
66  688  118 

69  840  407 

73  949  322 
100  847  162 
loi  119  527 
102  508  221 
104  909  977 

107  233  993 

108  030  919 
108  866  405 
108  891  995 

+  42203877 

3  587  348 

7329973 
4624153 

5835215 
5  934  703 
5  678  440 

5  330  «96 
8  977  570 
6493615 

6  622  668 
II  971  909 

7217793 
-f  112  180 

54124639 
74018091 

74  464  560 

79  784  537 
106  781  865 

106  797  967 

107  838417 

"3887547 

113  727  608 

114  653  587 
120  838  314 

116  109788 
+42091  697 


63  176  409 

76058898 

125  370  222 

113527365 
505*7597 
44  557  822 
68389401 
61  520012 

54  748  244 
55756811 
51  169627 
60728410 
-15330488 


54  105  465 
60  469  290 

65  496  120 

68  198  170 
68215000 

69  820  300 
88  853  740 
78  928  295 
76  309  230 

77938045 

81  119  030 

83  402  600 

+  22933310 


27  749  583 

38  524  938 

44  535  339 
52  142  841 

49130923 
49133028 

57719478 

59  205  742 
56  501  300 
55865510 

57355461 

60  494  675 
+  21969737 


30  873  918 

32  183862 

33  988  lOI 

22  309  428 

23  053  770 
23064  156 
22958818 
22931833 
22  901  429 

22  938  597 

23  103  135 
26820413 

-5  363  449 


15  278062 

9  439  485 
10251  084 

7  201  767 

7  430  145 
6  866  591 

6  586  136 

7  392  864 

5  549  008 
5612158 

6  204  970 
5  782  809 

—3  656  676 


n.  PrenOüacher  Anteil  an  Beiehi-Auigaben  (vergl.  Tab.  1). 


I  126042 

7  855  355 
7  911  846 

38418771 

15  929870 

14  158421 

27  824  661 

29682  154  i 

7  103  893 

7710  202 

4  653  690 

3  115  245 
+  4  740  1 10 


137  880 
152460 
181  080 
210924 
212022 
482  530 

504709 

919044 

I  140321 

I  140  51  * 
I  144600 

I  388  140 

+ 1  235  680 


2598  156 
288  720 
540000 
592  200 
846  180 
851  160 
855360 
627  360 
552600 

iln  Sp.  M  QD- 
trennbar  mit- 
enthalten 

—  288  720 


240  728 
3600818 
2  408  627 

1306435 
1272474 

1  477  242 

2  236  645 
2681  609 
3412420 

5  946  787 

5965891 

4  465  811 

+  864  993 


in.    Staats-AuBgaben  und  Anteil  an  Beiehi-Aiugaban. 


64302451 

83914253 
133  282  068 

151  946  136 
66  447  467 
58716243 
96  214062 
91  202  166 
61  852  137 
63467013 
55823317 

63  843  655 
—20070598 


54  243  345 
60621  750 

65  677  200 

68  409  094 

68  427  022 

70  302  830 

89  358  449 

79  847  339 

77449551 
79078556 

82  263  630 

84  790  740 

+  24  168990 


27  749  583 

38  524  938 

44  535  339 
52  142  841 

49130923 
49  133  028 
57719478 

59  205  742 
56  501  300 
55865510 

57355461 

60  494  675 
+  21969737 


33472074 
32472582 

34  528  101 

22  901  628 

23  899  950 
23  915  316 
23  814  178 

23  559  193 
23  454  029 

22  938  597 

23  103  135 
26820413 

—5  652  169 


15518790 

13040303 

12  659  711 

8  508  202 

8  702  619 

8  343  833 
8822781 

10  074  473 
8  961  428 

1 1  558  945 

12  170861 
10  248  620 
-2  791  683 


67500 


3  S92  5; 

2  727  4' 


67500« 


3  592  5! 

12  727  4^ 


e  Anmerkongen  am  Schlnla  der  Tabellen. 


B«itrSge  sar  Statistik  der  FinuiBen  io  Preufsen. 
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(rergL  Tab.  1). 

Preotoi  und  der  Anteile  an  Beichs-Ausgaben  von  1872  bis  1883/4. 

(0>,  berechnet,  da  die  Beyölkerung  Prreafsens  fast  n^euau  60°,o  der  ganzen  Reichsbevölkerung 
Kbi^chen'*  Reicbs-Ausgaben  verschwindend  gering  sind. 


Ooiun 

'     Berg- 

Poit- 

Eiaen- 
bahnen 

Handel,  Oe-  \ 

Müni- 

reform. 

Nur  „ein* 

malige** 

vaL 

;  E&ttcn-  n. 

nnd  Tele- 

werbe  und   '  Landwirt- 

FffiUB 

I8aliw«rke 

graplMn 

öffentl.  Arbei- 

aehaft und 

Nor  „nai 

Baiige'*  Aosi 

nben  so  Neubauten,  An- 

ten. Orofsen- 
teils  „ein- 

0eatiklTer- 
waltung 

Etatperioden 

kiofen  und  anderen  Meliorationsiswecken 

Arbeiten 

malige"  Ausg. 

Mtrk 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 
1« 

Mark 

13. 

Mark 
!         14. 

8. 

9 

10. 

11. 

I.    unmittelbare  8tai 

its-Aoagaben. 

i;^aoo 

I  509000 

'         —         '8958000 

;     40350132      8590077 

1          — 

Kalenderjahr  1872 

3305064 

3071526 

1                        »0  384  995 

1     48326943     10969470 

.-- 

1873 

;»8ono 

4047000 

—           34  573  566 

.      70850925     11 890731 

1 

1874 

4^9850 

1316000 

—           26  200  000 

65  119  226     16072289 

1875 

13^5000 

3  182  915 

—         ,     3639170 

29562335     12  768  177 

— 

1876 

2:560:0 

'    I  154  250 

—         '     I  160386 

272129851  12  794  131 

— 

I.  April   18778 

^44000 

1475000 

—         1     8951  136 

39068723     16950542 

— 

„      1878 

9 

3:^3500 

935000 

—           1 1  65 1  700 

31  918720     13  231  092 

»      1879 

80 

!  234902 

395000 

—             7  120800 

33257517     12740025 

— 

„      1880 

I 

-5'2ooo 

_    «1 

362  100 

—             9  522  450 

32492570 .  II  829691 

— 

„      1881 

2 

:'M'^o 

280000 

—             3  928  500 

31567842     12703635 

„      1882 

3 

*  TT  901 

556000 

—             9  493  000 

31998655 

14502764 

„      1883 

4 

'^:2027 

-2515526 

—        i    -891995 

—16328288 

—3  533  294 

— 

1883/4  gegen  1873 

IL    Prenfi 

liieker  Anteil  an  Seiehf- 

-Anagaben  (vgl  Tab.  1). 

— 

1       - 

I  126042          — 

1 

— 

Kalenderjahr  1872 

— 

"^ 

4032684'       672671 

3  150000 

1873 

•~ 

— 

2  592  977 1       278869 

— 

5040000 

1874 

•^ 

— 

802367'  32936404 

— 

— 

4680000 

1875 

■"- 

— 

877740    10372130 

— 

— 

4680000 

1876 

— 

"~~ 

7052033      2426388 

— 

— 

4680000 

I.  April  1877I8 

7979607     6225054 

— 

— 

13  620000 

„      1878,9 

6  073  908     9  988  246 

— 

13  620  000 

„      187980 

~ 

— 

5071890I     2032003 

— 

— 

— 

„      i88o|i 

"" 

— 

5  495  473     2214729 

— 

— — 

„      1881 

2 

"~ 

— 

I  831  800     2  821  890 

—          i         — 

„      1882 

3 

"^ 

— 

1807026      1308  219 

1 

„      1883 

4 

^~ 

— 

—2225658     +635548 

1 

— 3  150000 

1883  4  gegen  1873 

m.   8ti 

lats-Auagaben  und  Antei] 

l  an  Seiehf-AoBgaben 

^♦'OJOO 

1 509000 

1  126042     8  958000 

40350132      8590077 

— 

Kalenderjahr  1872 

•M964 

3071526 

4032684.  11057666 

48  326  943 

10969470 

3  150000 

1873 

i'Wooo 

>  ■       0 

4047000 

2592977    34852435 

70  850  925 

II  890731 

5040000 

1874 

1  I'i'^jO 

1 316000 

802367    59136404 

65  119  226 

16072  289 

4  680000 

1875 

3 182  915 

877740    14011300 

29  562  335 

12768  177 

4680000 

1876 

'M'070  1 

1 154  250 

7052033     35^6774 

27  212985 

12  794  131 

4680000 

I.  April  1877I8 

-s. 

1475000 

79796071  15  176  190 

39068723 

16950542 

13  620000 

M      18789 

'.JjjOO 

4  4 

935000 

6073908!  21  639946 

31  918720 

13  231  092 

13  620000 

„      1879I80 

'i4-j02 

395000 

5071890     9152803 

33257517 

12  740025 

— 

„      1880 

1 

362 100 

5  495  473    n  737  i79 

32  492  570 

11  829691 

— 

„      1881 

2 

♦'%^;o 

280000 

I  831  800     6750390 

31567842 

12703635 

— 

„      1882 

3 

':::79i 

556000 

1807026    10  801  219 

3^998655 

14502764 

- 

„      i883i4 

^':202; 

-2515526 

-  2  225  658 

—256447 

—  16328288 

+  3533294 

—  3  150000 

1883  4  gegen  187. 

3 
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Philipp  Oerstfeldt, 


Fortsetzung  i 

Übersicht  des  Netto-Etatsoll  der  Staats-Ausgabeq 

Vorbemerkung:    Der    Anteil    Preufsons   an  den  Reichs- Ausgaben  ist  Rusnahmslos  zu  60f  berechnet,  (U 

,f  gemein  schaftlichen"  Reichs- Ans^ 


Etatperioden 


Überhaupt 

Adminigtra- 

tive  Zivilyer- 

waltnng 
Sp.  1  bis  Sp.  7 

Mark 


Überhaupt 


ondYarkehn- 

yerwaltimg 

Sp.8bisSp.l4 

Mark 


lutii 

(inkl.  Oe- 

richtsgefang- 

nisse) 


Mark 


ünterrieht  n. 

Kultus  (inkl. 

Medisiual- 

Verwaltung) 


Mark 


ZiTüpen- 
lioiioii« 
Wartegel- 
der, Beaol- 
dungfiu- 
lagen  ver- 
schiedener 
Ressorts 

Mark 


Zum 


Bonatige 

(oder  ge-   'triebifl 
mischte)  Zi-I       do^ 


vilyerwml- 

tungM 

Mark 


Bsid 

kl« 

Mal 


15. 


I 


16. 


17. 


18. 


I 


19. 


I 


20. 


I 
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Kalenderjahr 

1872 

») 

1873 

)« 

1874 

»» 

1875 

»1 

1876 

I.  April 

1877 

8 

1878 

9 

1879 

80 

1880 

1 

1881 

2 

1882 

3 

1883 

4 

1883  4  g«go" 

1873 

Kalenderjahr 

1872 

>t 

1872 

>» 

1874 

1» 

1875 

n 

1876 

I.  AprU 

1877 

8 

1878 

9 

1879 

80 

1880 

I 

1881 

2 

1882 

3 

1883 

4 

1883  4  gegen 

1873 

Kalenderjahr 

1872 

»t 

1873 

»» 

1874 

»t 

1875 

»t 

1876 

I.  AprU 

1877 

8 

1878 

9 

1879 

80 

1880 

I 

1881 

2 

1882 

3 

1883 

4 

1883I4  gegen 

1873   1 

Di 

e  An 

imerl 

50  537  291 
66  688  118 

69  840  407 

73  949  322 
100847  162 
loi  119  527 
102  508221 
104909977 

107  233  993 

108  030  919 

108  866  405 

108  891  995 

+42  203  877 

3  587  348 

7  329  973 
4624153 

5835215 
5  934  703 
5  678  440 

5  330  196 
8977570 

6493615 

6  622  668 
II  971  909 

7217793 
+  112  180 

54124639 
74018091 

74  464  560 

79  784  537 
106  781  865 

106  797  967 

107  838417 

113  887  547 
113  727  608 

114653587 
120  838  314 

116  109788 
-1-42  091  697 


L  unmittelbare  Staats-Aoigaben. 


63  176  409 

76  058  898 

125370222 

113  527  365 

50517597 
44557822 

68  389  401 

61  520012 

54  748  244 

55  756  8X1 
51  169627 
60728410 

—15330488 


54  105  465 
60  469  290 
65  496  120 

68  198  170 
68215000 

69  820  300 
88  853  740 
78  928  295 
76  309  230 

77938045 
81  119  030 

83  402  600 

+  22933310 


V  749  583 

38  524  938 

44  535  339 
52  142  841 

49130923 
49  133028 

57719478 
59  205  742 

56  501  300 
55865510 

57355461 

60494675 

+  21969737 


30  873  918 

32  183  862 

33  988  lOI 

22  309  428 

23  053  770 
23  064  1 56 
22958818 
22931833 
22  901  429 

22  938  597 

23  103  135 
26820413 

-5  363  449 


n.    PreuOriaeher  Anteil  an  Beiehi-Avagaben  (vergl. 


I  126042 

7  855  355 

7  911  846 

38  418  771 

15929870 

14  158  421 

27824661 

29682  154 

7  103  893 

7  710202 

4  653  690 

3  115  245 

+4  740  HO 

+  1 

137  880 

152460 
181 080 

210924 
212022 

482  530 
504709 
919044 

I4032I 
140  511 

144600 

388  140 

235  680 


2598  156 
288  720 
540000 
592  200 
846  180 
851  160 
855360 
627  360 

552600 

ifn  Sp.  M  nn- 
trennbar  mit- 
enthalten 

—  288  720 


15  278062 

9  439  485 
10  251  084 

7  201  767 

7  430  145 
6  866  591 

6  586  136 

7  392  864 
5549008 
5612158 
6  204  970 
5  782  809 

—3  656  676 
Tab.  1). 

240  728 
3600818 
2  408  627 
I  306  435 
I  272  474 

1  477  242 

2  236  645 
2681  609 
3412420 

5  946  787 
5965891 

4465  811 

+  864  993 


III.    Btaata-Auagaben  und  Anteil  an  Beichf-Aiugaben. 


64302451 

83  914  253 
133  282  068 

151  946  136 
66  447  467 
58716243 
96  214062 
91  202  166 
61  852  137 
63467013 
55823317 

63  843  655 
— 20  070  598 


54  243  345 
60621  750 

65  677  200 

68  409  094 

68  427  022 

70  302  830 

89  358  449 
79  847  339 

77449551 
79078556 
82  263  630 
84  790  740 
4-24  168990 


27  749  583 
38  524  938 

44  535  339 
52  142  841 

49130923 
49133028 

57719478 

59  205  742 

56  501  300 
55865510 

57  355  461 

60  494  675 
+  21969737 


33  472  074 
32472582 
34528  lOI 
22901  628 
23  899  950 
23  915  316 
23  814  178 

23  559  193 
23  454  029 

22  938  597 

23  103  135 
26820413 

—5  652  169 


15  518  790 

13040303 

12  659  711 

8  508  202 

8  702  619 

8  343  833 
8822781 

10  074  473 

8961  428 

J 1558  945 
12  170  861 

10  248  620 

—2  791  683 


6  75< 


12 


591 

72! 


67s 


12 


5^ 
7^ 


m  Anmerkungen  am  Schlula  der  Tabellen. 
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(ftb.  3  (vgl.  Tab.  1.) 

Button  und  der  Anteile  an  Beichs- Ausgaben  yon  1872  bis  1883|4. 


rvöLkeruDg  Preafseos    fast   genau    60  ]  der    ganxen    Reichsbevölkernng  beträgt   und  die  nicht   für  alle  Staaten 
•rschwindend  gering  sind. 


9 

Jberhaupt 
igentlieke 


Gesamte  Xili- 
tftrverwmlt. 


Nor  Marine 
(ezkl.  Pen- 


!^p.  15  bis 
Sp    21 

Mark 


(LandbeeFf      sioncn)  in 
Marine  und    'Sp.  28  mit- 


Pensionen) 


Mark 


enthalten 


Mark 


Überhaupt 
Eigentliohe 

ZiTÜ-  und  Mi- 
litärverwalt. 

Sp.22-fSp.  83 

Mark 


Erhebnng  der 


direkten 
Steuern 
anzüglich 


indirekten 

Steuern 

abzüglich 


der  Eisenbahnabgaben 
Mark      {       Mark 


Überhaupt 

Steuer-  (inkl 

Zoll-)Ver- 

waltung 

Sp.  26  + 

Sp.  27. 

Mark 


22. 


I 


23. 


I 


24. 


26. 


I 


26. 


I 


27. 


I 


28. 


Etatperioden 


L    unmittelbare  Staate-Aufgaben. 


[41  720728 
!83  364  591 

49481273 
137  328  893 

m  194  597 
•94  561 424 

147  0»S794 
^34  888  723 
^23  243  204 

\2(i   142  040 

;27  8i8  628 
;46  120902 
62  756  311 

14440  154 
19  227  326 

15  665  706 

4^  363  545 
24  19s  249 
22  647  793 

36  751  571 
42  887  737 
22  295  404 
21  420  168 

36463571 

16  186989 

-3040337 

ZS6  160882 
J02591  917 
JOS  146979 
J83  692  438 
523  389  846 
517  209217 
383  767  365 
jr;  776  460 

S45  538  608 
34;  562  208 
364  282  199 
362  307  891 

hS9  715974 


ü  c 

►  'S 

—  a 

B  « 

S  » 

S  ö 

s  « 


8 


eci  000000 
g>  gl  013  055 

•c  g  I  041  300 

^  •  417000 

I?   107472 

^,   H   107  572 

g   +  107  572 


241  720  728 

283  364  591 
349481273 

337  328  893 

299  194  597 
294  561  424 

348015794 

335901778 
324  284  504 

326559040 

327  926  100 

346  228  474 

+62  863  883 


8  112  387'  19  256010 

8  553  000  20  708  850 

9160500  21490905 

10300000'  21604090 

10478000:  21  565  283 


9  112000 

10  262  682 

1 1  860  700 
9951650 

10952  179 

10  203  000 

10  261  463 

+ 1  708  463 


n.  PreulUsoher  imteil  an  Beiehs-Aufgaben  (vergl 


188387446 
230  047  600 
249  3^7  806 


15024960 
32  288  278 
32021  5101 


260  811  593|  16  285  512 
258  loi  330  15  502  669 


299  134  283 
280913517 
279  315  861 

271  »59556 
290  225  298 

273  639  029 

274  21 1453 
+44  163  853 


30  149  444 
35  214  411 

27  442  074 

23  554  643 
23335130 
21776794 

24  168  535 
-8  119  743 


202  827  600 
249  274  926 
265033512 

307  175  138 
282  296  579 

321  782076 
317665088 

322  203  598 

293  454  960 
311  645  466 
310  102600 
290  398  442 
+  41  123516 


21  858677' 
22459510! 
21576430 

25  045  600 

26  000  400I 

27573365' 
29  284  500 

+  8575650 

Tab.   1). 

262  800 
249660 
249  840 
252000 
252000 
284  430 
284092 

243  324 

243  324 
241  674 

245310 

244  038 
—5622 


m.  Staats-Auagaban  und  Anteil  an  Seicks-Auagaben. 


188  387  446 
230  047  600 
249  367  806 
260  811  593 
258  loi  330 
299  134  283 
281913517 
280328  916 

272  200856 
290  642  298 

273  746  501 
274319025 

+44271425 


15  024960 
32  288  278 
32021  510 

16  285  512 
15  502  669 
30149444 
35  214  411 
27  442  074 

23  554  643 

23  335  Uo 
21776794 

24  168  535 
—8119743 


444  548  328 
532639517 
614  514  785 
644  504  03 1 
581  491  176 
616343  500 
665  680  882 
658  105  376 

617739464 
638  204  506 

638  028  700 

636626916 

+ 103  987  399 


8112387  19518810 
8553000  20958510 
9  160500'  21  740745 


10  300  000 

10478000 

9  112000 

10  262  682 


21  856090 

21  817  283 

22  143  107 
22  743  602 


II  860700!  21  819  754 
9951650;  25288924 


10952  179 

10  203  000 

10  261  463 

-f  I  708  463 


26  242  074 
27818675 

29  528  538 
+8570028 


27  368  397 
29  261  850 
30651405 

31  904090 

32  043  283 
30970677 
32  722  192 
33437130 
34  997  250 
36952579 
37  776  365 

39  545  963 
+  10284  113 

262  800 
249660 
249  840 
252000 
252000 
284  430 
284  092 

243  324 

243  324 
241  674 

245310 

244  038 
—5622 

27631  197 
29511  510 
30901  245 
32  156090 

32  295  283 
31  255  107 

33  006  284 
33  680  454 

•  35  240  574 
37  194  253 
38021675 
39790001 

+ 10  278  491 


Kalenderjahr 


I.  April 


1883I4  gegen 


Kalenderjahr 

f 

I.'  April 


1883I4  gegen 


Kalenderjahr 

»» 

1.  April 
1883I4  gegen 


872 

873 

874 

875 
876 

877 
878 

879 
880 

881 

882 

883 

873 

872 

873 

874 

875 
876 

877 
878 

879 
880 

881 

882 

883 

873 

872 

873 

874 

875 
876 

877 
878 

879 
880 

881 

882 

883 

873 


8 

9 
80 

I 

2 

3 
4 


8 

9 

80 

I 

2 

3 

4 


8 

9 

80 

I 

2 

3 

4 
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Philipp  Gerstfeldt, 


Fortsetztmi 

Übersicht  des  Netto-Etatsoll  der  Staats-Ausgal 


Etatperioden 


Ordentliche 
Ketto- 

aufgaben 
Sp.  25 

4-   Sp.  28 

Mark 


Venininng 


Tilgnng 


Ver- 
waltnng 


der  Reichs-  bez.  Staatsschulden 


Mark 


Mark 


Mark 


Überhaupt 

Sehnlden- 

i  yerwaltnng 

Sp.  30 

bis  Sp.  32 

Mark 


29. 


30. 


31. 


32. 


Gesamte  Kettoanil 


Total« 

Sp.  29 

+  Sp.  33 

Mark 


Ohn« 

dentilJ 
min.  1 

Hl 


33. 


84. 


Kalenderjahr 

1872 

n 

1873 

»» 

1874 

»» 

1875 

11 

1876 

I.  April 

18778 

it 

18789 

1» 

1879  80 

1' 

[880,1 

1» 

i88i;2 

71 

18823 

)) 

1883.4 

1883  4  Ke|?en   1 

[873 

Kalenderjahr 

1872 

»1 

»873 

»» 

1874 

1' 

1875 

11 

1876 

I.  April 

18778 

11 

187819 

11 

1879 

80 

11 

1880 

I 

>i 

1881 

2 

1» 

1882 

3 

11 

1883 

4 

18834  ge^e" 

1873 

Kalenderjalir 

1872 

11 

1873 

1» 

1874 

71 

1875 

1» 

1876 

I.  April 

1877 

8 

»1 

1878 

9 

»> 

1879 

80 

»1 

1880 

I 

1» 

1881 

2 

11 

1882 

3 

»» 

1883 

4 

1883I4  gegen 

1873 

I.    ünmittelhare  Staatsansgaben. 


269089  125I 
312  626  4411 
380  132  678 
369232983 
331  2378801 
325532101 
380  737  986 
369  338  908 
359281  754 
363  511  619 
365  702  465 
385774437 
+  73147996 

203  090  400 

249  524  586 
265  283  352 

307  427  138 
282  548  579 
322  066  506 
317  949  180 
322446922 
293  698  284 
311  887  140 
310347  910 
290  642  480 
+  41  117894 

472  179525 
562  151  027 
645  416030! 
676660  121 
613786459 
647  598607 
698687  166 
691  785  830 
652980038 

675  398  759 
676050375 

676416917 

+  114265  890 


51  262821 
5 1  066  909 

41471  730 
38  927  635 
40  132  869 

46  469  239 
50  123  451 
56156786 
66  700  3 1 2 

79729437 
85  946  092 

109994077 

+  58927  168 


28  493  397 
49  240  140 
18441675 
15  599016 
16058983 
17  213  140 

17  472618 

18  402  524 

18  739  365 
20  142  657 
23017  618 

19335978 

29  904  162 


+ 


368  082 

459351 

491  "5 

429  649 
412  148 

445  621 

443  93 1 
440  690 

431323 
488906 

525  638 

573  445 
114  094 


80  124300 

100  766  400 

60  404  520, 

54  956  300 

56  604  000 

64  128000! 

68  040  000 

75000000 

85  871  000 

100  361  000 

109  489  348 

129908  500 

+  29  137  100 


349213425 
413  392  841 

440  537  198 
424  189  283 
387841  880 
389  660  lOI 

448  777  986 
.  444  338  908 

445  152754 
463  872619 

475  191  813 

515677937 
f  102  285  096 


n.    PrenTsischer  Anteil  an  Seichsaasgaben  (vgl.  Tab.  1). 


+ 


I  191  600 
I  273  248 
4374000 
I  224000 
I  645  620 
2337000 
4  043  400 
5064000 
5370000 

6  330000 
8  190000 
8  760000 

7  486  752 


6300000 


—   i  + 


360000 
360000 

25500 

25  500 

108  600 

97500 
167  880 

31  500 

31  500 


+ 


7  491  600 
I  273  248 
4374000 

1  584000 

2  005  620 
2337000 
4068900 
5  089  500 
5478600 
6427  500 

8  357  880 
8  791  500 
7518252 


210582000! 

250  797  834 
269657352 
309  Ol  I  138 

284  554  199 
324  403  506 

322018080 

327  536  422 

299  176884 

318  314640 

318705790 

299  433  980 
+  48  636  146 


a 


3201 

3^i 
422  < 

408J 

370 

372-1 

43M 

425^ 
426.1 

4433 

4521 

4q61 
+  1321 

204] 
250] 
269  < 
309  < 

284 1 

3241 
322  < 

3271 
2901 
3181 
3i8i 

299  i 

+  4»^ 


m.    Staatsansgaben  nnd  Anteil  an  Seiohsansgaben. 


52454421 

52340157 
45  845  730 
40  151  635 
41778489 
48  806  239 
54  166  851 
61  220786 
72070312 
86059437 
94  136092 
118  754  077 
+66413920 


34  793  397 
49  240  140 

18  441  675 

15  599  016 

16058983 

17  213  140 

17  472618 

18  402  524 

18739365 
20  T42  657 

23  017  618 

»9335978 
-29  904  162 


368082 

459351 
491  115 

789  649 

772  148 
445  621 
469431 
466  190 

539923 
586406 

693  518 
604945 

+  145594 


87615900 

102  039  648 

64  778  520 

56  540  300 

58  609  620 

66  465  000 

72  108900 

80  089  500 

91  349600 

106  788  500 

117  847  228 

138  695  000 

+36655352 


559795425' 
664  190  675 

710  194  550 

733200421^ 

672  396  079' 

714063607, 

770  796  066  j 

771875330I 

744329638 

782  187  259. 

793  897  603 

815  III  9171 

+  150  921  242! 


525  < 
6i4< 

69«! 

7iri 
656: 

69b 

753 
7S3 

72s 

762 1 

770 

795 
+  180 
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I.  3  (vgl.  Tab.  1). 

lAsnnnd  der  Anteile  an  Reichs-Aosgaben  von  1872  bis  1883|4. 


Unter  den  voranfgefiihrton  Aasgaben  sind  enthalten: 

„Fdrtdanemde*'  Aufgaben 

f^inmalige"  Aufgaben 

Hark 

Mark 

jg^   Terwaltong 

Militlr- 

verwaltnng 

Sp.  83 

Überhaapt 

fortdauernde 

Aufgaben 

Sp.  34 

Vermögens- 

cVerkehrs- 

verwaltang 

Sp.  16 

Übrige 

Civil- 

Verwaltung 

Militär- 
ver- 
waltung 
Sp.  23 

Überhaupt 

einmalige 

Aufgaben 

Sp.  34 

ti             37.         ;          88.                   39. 

40.                 41.                42.       1         43.        1 

L    unmittelbare  Staatsansgaben.                                                    | 

35006  273702252 

311  037  258 

25  841  4031   12  334  764'         —       1  38  176  167 

•^5043  300127  106 

— 

343042  151 

33143853*37206837          —          70350690 

*:252, 292320158 

-          338  507  390I 

79182990'  22846818           —        102029808 

<)i  103  294 185  707 

— 

343376810 

64336262'   16476  211 

—          80812473 

t;4q2i  326098556 

— 

355  572  598 

21043555'    II  225  727 

-          32  269  282 

r2j28  337629626 

— 

367  801  954 

14385494 

7472653 

—          21  858  147 

«0258  34S"9  735 

375519993 

37  999  143 

34  258  850 

1000  000    73257993 

"49:9  357232 182 

13055 

385  460216 

33  305  033 

24  573  659 

1000  000    58878692 

J^6i9' 377251  185 

41  300 

406391  104 

25  649  625 

12  112025 

1000  000    38761650 

H49:ö:  394881  125 

87000 

423  823  101 

26  901  835 

12  817  6831      330000.  400495181 

y*^^:  412787075       107472 

442  293  784 

21  770390    II  127639          - 

32  898  029 

'^'\:2  441664604 

107  572 

472  479  748 

30020838,   13  177  351.         — 

43  198  189 

•'^•4:3+141537498 

-*-  107  572 

+129437597 

—3  1230151-24029486;         -       -27  152  5011 

n.    Prenürieeher  Anteil  an  Beichsanegaben  (vgl.  Tab.  1).                                | 

7487512:168869904    i76  357  4'6 

I  126042    13  581  000  19  517  542;  34  224  584I 

*'''5      7457470206007646    213  506  831 

7813640     543740924039954 

37  291  003 

:263o    10345  342  207  849  263;  218  267  235 

7839216!     2032358,41518543 

51390117 

'ö:'^28    6988013  229013  810'  236  109  751 

38310843 

2  792  761  31  797  783 

72901387 

'^5  «94    8077560233703583 

241947037 

15763977 

2445438I24397747 

42  607  162 

^^0     9412362238  118  455 

247  694  467 

13  994  771 

I  698  44o|6i  015  828 

76  709  039 

H  ^0    1 1 400  504  237741  099 

249  305  253 

27  661  OII 

I  879  398 

43  172  418!  72  712  827 

'5^50     13332536237924783 

251413769 

29525704:     5205871 

41  391078;   76122653 

';'3jt»     14337537240904238:  255  399  131 

6946537     6575898 

30255318 

43  777  753 

'^'^P    17  610  278  251  520776 

269312944 

7528312;     276886238704522 

49001  696 

"iJ^    19608392  251  570421 

271  360703 

4  47 1  8oo|  20  804  679  22  068  608 

47  345  087 

'^^19     18  100998  249  191  166 

267  478  383 

2  929  026 

4  006  284  25  020  287 

31955597 

'44504+10643  528I+43  183  520;  + 53  971  552 

—4  884614 

— 1431  125  +  980333 

—5  335  406 

m.     Staataauigaben  nnd  Anteil  an  Seiehaauigaben.                                     | 

13:006  281  189  764;  168  869  904 

487  394  674 

26  967  445 

25  915  764  19  517  542 

72400751 

r^t» :(»  307  584  576  206  007  646 

556  548  982 

40957493 

42  644  246  24  039  954 

107  641  693 

')''^2.   302  665  5O0I2O7  849  263 

556774625 

87  022  206 

24  879  176  41  518  543  153  419  925 

^'03«  301  173  720 

229013  810 

579486561 

102  647  105 

19  268  972  31  797  783  153  713  860 

']^u]b  334  176  116 

233  703  583 

597519635 

36807531 

13  671  166:24397747 

74876444 

l"^'/78  347041988 

238  118  455 

615  496421 

28  380  265 

9  171  093,61  015  828 

98  567  186 

|>3'«8  356530239 

237  741  099 

624  825  246 

65  660  154 

36  138  248 

44172418 

145970820 

''^^^'"i  370564718 

237  937  838 

636  873  985 

62  830  737 

29  779  530 

42  391  078 

135001345 

•y^'*:i  391588722 

240  945  538 

661  790235 

32  596  162 

18  687  923 

31  255 318 

82  539  403 

.f^-"  412491403 

251607776 

693136045 

34  430  147 

15586545 

39034522 

89051  214 

:;;•':  432395467 

251677893I  713654487 

26  242  190 

31  932318 

22  068  608 

80243  116 

N).4i  450765  6021 249 298 738 

739958131 

32949864 

17  183635 

25  020  287 

75  153  786 

'^'2  9'^M52i8i026 

-I-43  291  092 

+183  409  149 

—8  007  629 

-25  460  61 1 

+  980  333 

-32  487  907 

Etatperioden 


Kalenderjahr 

1872 

11 

1873 

»« 

1874 

»1 

1875 

«» 

1876 

I.  April 

1877 

8 

1878 

9 

1879 

80 

1880 

I 

1881 

2 

1882 

3 

1883 

4 

1883/4  gegen 

1873 

Kalenderjahr 

1872 

»t 

1873 

»» 

1874 

»» 

1875 

»» 

1876 

1.  April 

1877 

8 

1878 

9 

1879 

80 

1880 

I 

1881 

2 

1882 

3 

1883 

4 

*  883/4  geg^n 

1873 

Kalenderjahr 

1872 

»> 

1873 

• 

1874 

»> 

1875 

«» 

1876 

I.  April 

1877 

8 

1878 

9 

1879 

80 

1880 

I 

1881 

2 

1882 

3 

1883 

4 

1883/4  gegen 

1873 

16 


Philipp  Oaritfaldt, 


TabeUe 

Jahreaübersiclit  des  Netto-EtatsoU  der  Staats-Einnahinen  1 

Vorbemerkang:   Der  Anteil  Prenfsens  an  Branntwein-  und  Biersteaem  ist  zu  80 ^j,,,  am  Ertrage  der  Pt 


berechnet.    1 

)ie 

Matrikaiarbeit 

rüge  sind  in 

der  durch  ( 

lie  Reichseta 

ts  veranlagten 

1  H5he  in  Ansatz  gebrafl| 

Etatperioden 

ZÖUe  aUer 
Art>)  inkl. 
Aversa  für 
Zölle  n.  all. 
gern  Steuern 

AUgemeine  Setohf-Verbrauoh- 

■tenern  ^)  (exkl.  Aversa,  welche 

besonders  etatisiert  und  daher  in 

Sp.   1  mitenthalten  sind) 

Bondergemeine  Beieha- 

Yerbranehitener  ^) 

(inkl.  Aversa  der  Zoll- 

ezklaven,  nicht  auch 

der  stenerezim.Sfidstaaten) 

-r. i 

Uberhanpti 

R«iehf- 

VerbraneliH 

itenem*) 

Sp.  2  bis  i 

in  Sp.  2  bis  4 
Mark 

Mark 

Mark 

Sp.  6 

Zucker 

Sali 

Tabak 

Branntwein 

Bier 

Mark 

1. 

2. 

8. 

4. 

6. 

6. 

7. 

I.    unmittelbare  Staati-Einnahmen 

• 

Kalenderjahr  1872 

4  999  200 

I  128990 

109800 

55050 

5  683  920 

I  107  630 

8  085  39< 

1873 

5454000 

I  257060 

109  110 

54000 

5  778  420 

I  294  500 

849309^ 

1874 

5364000 

I  214070 

132600 

52590 

5576040 

>  385  340 

8  360  64( 

1875 

5  398  430 

I  398  470 

130300 

64550 

5  956  950 

I  621  200 

9  171  47< 

1876 

5  233  770 

I  512650 

136  130 

69330 

6441230, 

I  801  020 

9  960  36( 

I.  April  1877 

8 

5  224  450 

I  666  440 

137  180 

65940 

6  950  790 

I  986800 

10  807  1 5( 

„      1878 

9 

5213270 

I  702  420 

134  120 

.  56  980 

7  054  730 

I  987  560 

10935  8i< 

»      1879 

80 

5  210460 

I  934  450 

133  650 

52740 

6  964  230 , 

1992990 

1 1  078  o6( 

,,      1880 

I 

5  766  800 

2018040 

137  "o 

10500 

6  940  010 

I  913  740 

II  019  40( 

,,      1881 

2 

6  599  180 

2229260 

147  770 

1 1 1  040 

6  982  730 

I  889010  , 

II  359  8i< 

„      1882 

3 

6800000 

2  611  520 

147770 

235800 

7  226410, 

I  904  720 

12  126  22< 

,     »      1883 

4 

9  897  890 

2  929  130 

170750 

194700 

76719501 

I  956  070 

12  922  6o( 

188314  gegen  1873 

+  4443890 

-f  I  672070 

+  61  640 

+ 140  700 

+ 1  893  530  . 

+  661  570 

+44295K 

n.     Freufaiaeher  Anteil  an  Seioha- Einnahmen  (vgl.  Tab.  2). 

Kalenderjahr  1872 

46  591  650 

21  750  166 

18  884  412        644  112 

25  177  248 

7  882  272 

74338  19< 

1873 

50783886 

22  247  100 

18846942        600894 

24  947  992 

9010736 

75  647  06. 

1874 

57  935  106 

21  270780 

19  410  282        611  676 

25096512 

9572616 

75  961  86( 

1875 

64  540  260 

24  401  808 

'   19797048        685710 

27  588  472 

10  725  912 

83  198  q5< 

1876 

66922818 

27  277  878 

20005482.       713286 

29  093  992 

1 1  783  392 

88  884  o3< 

I.  April   1877 

[8 

65  995  884 

30  533  088 

20653074        638196 

32812984 

12  536408 

97  173  75^ 

„       1878 

9 

65  993  538 

28420032 

!  20  388  io8{        564  900 

33  380  328 

13  059  040 

9581240; 

»      1879 

80 

64  778  952 

30853710 

'  20731668,       539  754 

32412792 

13073784 

97  611  70; 

„       1880 

I 

103  163  724 

28  068  420 

21444474 

221  400 

29  305  448 

12587704 

91  627  44. 

,,      1881 

2 

116  273  334 

29731  800 

21  821  238;     2746800 

28572088 

12389  136 

95  261  06 

,,      1882 

2 

115  226856 

.  28452876 

220257421     6617544 

29113792 

12400808 

98610  76 

„      1883 

4 

118  505  286 

,  26666268 

'  22145370 

8190354 

29  322  784 

12705424 

99  030  20 

1883I4  gegen  1873 

+  67721  400 

1  +  4419  168 

;  4-3  304  428 

+  7589460 

+4374792 

+3694688 

+  2338253 

111.    Staats-Einnahmen  und  Anteil  an  Seiehi-] 

Sinnahmen. 

Kalenderjahr  1872 

51590850 

1  22879  156 

18  994  212 

699  162,    30761  168 

8  989  902 

82  423  58 

1873 

56  237  886 

23  504  160 

18950052 

654  894 

30726412 

10  305  236 

84  *40  75 

1874 

63  299  106 

22  484  850 

19542882 

664266J    30672552 

»0957956 

84  322  50 

1875 

69  938  690 

25  800  278 

19927348 

750260.    33545442 

12347  112 

9237042 

1876 

72156588 

28  709  528 

20  141  612 

782616;    35535222 

13  584  412 

98  844  39 

I.  April   1877 

|8 

71  220334 

32  199  528 

20790254        704136;    39763774 

14  523  208 

107  980  90 

„       1878 

9 

7 1  206  808 

;  30122452 

20  522  228        621  880    40  435  058 

15  046  600 

106748  21 

„      i879'8o 

69989  412 

32  788  160 

2086531a        592494    39377022 

15066774 

108  689  76 

y,              1880     I 

108930524 

1  30086460 

21  581  584'       231  900    36  245  458 

14  501  444 

102  646  84 

„              1881 

2 

122872  514 

31  961  060 

1   21969008     2857840    35554818 

14278  146 

10662087 

,,               1882 

3 

122026856 

31064396 

22173512!     6853344I    36340202 

14305528 

11073698 

„              1883 

4  1    128403  176 

29  595  398 

'  22316  120     8385054 

36  994  734 

14  661  494 

III  952  80 

1883/4    ««««"      18; 

^3 

1  +72  165290 

46091  238 

+  3366068 

1  +  7730  160 

+  6268322 

+4356258 

+  2781204 

Die  Anmerkungen  am  Schlnfs  der  Tabellen. 
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(vgl  Tab.  2). 

Preuten  und  der  Anteile  an  Eeichs-Einn ahmen  von  1872  bis  1883/4. 

md  Telegnpben  zn  70  «jg,    im  Übrigen  —  aofser  Matrikularbeilrft^e  und  Überschüsse  ans  Vorjahren  —  zn  60  ^/^ 
lud  die  Überschüsse  ans  Voijahren  dem  an  60  Vo  ^^^  ganzen  Reichs-Einnahme  fehlenden  Betrage  gleichgesetzt. 


L'berhaopt 
Zolle  neBelehs- 

Staat!- VerbranehBtaneni 

Überhaupt 

7n11«    niiil 

Yerbimiieh- 

!                       Wirtschafte- 

Strafgelder 

.,                       AOiie  una 
überhaupt     Verbraneh- 

itenem^) 

Mahl- 

Schlacht- 

abgaben  in 

etc.  in  Zoll- 

Staate-      1      gtenem 

Etatperioden 

(ioki.  Aversa) 

steuer  3) 

stener  •) 

Hohen- 

und  Steuer- 

Verbraneh- i.<n  r  j-Mn  i.«i 

Sp  1  +  Sp.  7. 

zoUem  *) 

sachen 

itenem 

»  '  t*  •  *^       1     *    Er 

Mark. 

Mark 

Mark              Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

8. 

9. 

1         10.         1          11.         1         12. 
I.    unmittelbare  Staata-Emnahmen. 

13. 

13084590 

!      5  lOOOOO 

7  200000 

—             315  000 

12  615  00c 

>      25  699  59c 

Kalenderjahr  1872 

13  974  090 

5  250000 

7  579  200 

29  700          273  540 

,     13  132  44c 

>      27  079  53c 

1873 

13  724  640 

5319000 

8400000 

30  000     1       83  000 

13  832  00c 

)      27  556  64c 

1874 

14569900 

— 

— 

31  000 

292000 

323  IOC 

»       14  893  000 

1875 

15  194  130 

— 

32250 

195500 

227  750 

»       1542x880 

1876 

16031  600 

— 

— 

36  500 

245500 

282000 

•  16  313  600 

I.  April  1877I8 

16  149080 

— 

— 

36500 

293500 

330000 

16  479080 
16622020 

„      1878  9 

16  288  520 

— 

— 

40000 

293500 

333  500 

»      1879 

180 

16786200 

— 

— 

40000 

297500 

337500 

17  123  700 

„      1880 

1 1 

17958990 

— 

— 

40000 

310000 

350000 

18  308990 

,,      1881 

2 

18  926  220 

40000 

330000 

370000 

19  296  220 

,,       1882 

3 

22820490 

— 

36  400     1     345  600 

382000 

23  202  490 

»       1883 

4 

+  8873400 

—5250000 

—7  579  200 

4-6700     1   +72060 

-12750440 

—3  S77  040 

1883.4  gegen  1873 

n 

L     Prenftise 

her  Anteil  an  BeiohB-Einnahmen  (vg 

1.   Tab.  2). 

120  929  840 

—                   — 

— 

120  929  840 

Kalendeijahr  1872 

126  431 550    i 

• 

— 

^^         1          """ 

— 

126  431  550 

1873 

133896972 

— 

— 

1 

133  896  972 

1874 

147  739  210 

— 

— 

— 

— 

147739210 

1875 

155806848 

— 

— 

155806848 

1876 

163 169634 

— 

— 

— 

— 

163  169  634 

I.  April  1877 

8 

161 805  946 

— 

161  805  946 

„      1878 

9 

162390660 

— 

— 

"""■ 

— 

— 

162  390660 

»      1879 

80 

194  791 170 

— 

— 

— 

— 

194  791  170 

„      1880 

I 

211534396 

— 

— 

— 

211  534396 

,,      1881 

2 

213  837  618 

— 

— 

— 

— 

213  837  618 

„      1882 

3 

217535486 

—         1 

— 

— 

217535486 

»      1883 

4 

+91 103936 

— 

— 

— 

+  91  103936 

1883I4  gegen  1873 

] 

OL    Staats- 

Einnahmen  und  Anteil  an  Beicht-Ei 

nnahmen. 

134  014  430   1 

5  loooool 

7  aooooo 

— — 

315000 

12  615  000    146629430 

Kalenderjahr  1872 

140  378  640 

52500001 

7  579  200 

29700 

273  540 

13  132  440    153  511  080 

1873 

147621 612 

5319000 

8400000 

30000 

83000 

13832000 

161  553612 

1874 

162  309 1 10 

J 

31  000 

292000 

323  100    162  632  210 

1875 

171000978 

32250 

195500 

227750    171  228  728 

1876 

179201234 

1 

— 

36500 

245500 

282000    179483234 

I.  April  1877 

8 

1:7955026 

1 

— 

36000 

293500 

330000 

178  285  026 

„      1878 

9 

178679 180 

t 

1 

— 

40000 

293500 

333500 

179  012  680 

»      1879 

80 

2"  577  370 

— 

40000 

297500 

337500 

211  914870 

,,      1880 

I 

229  493  386 

— 

— 

40000 

310000 

350000 

229  843  386 

„      1881 

2 

232  763  838 

— 

40000 

330000 

370000 

233  133  838 

,,      1882 

3 

240355976 

— 

36400 

345600 

382000 

240737976 

«      1883 14 

^99977336 

-5250000 

-7  579  aoo 

+  6700 

4-72060 

-12750440 

4-87226896 

1883:4  gegen  187 

3 

K.  F.  Bd.  Vir. 
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Fortsetzung  der  Tabelle  4 

Jahresübersicht  des  Netto-Etatsoll  der  StaatB-Einnahmen  in 


Etatperioden 


KlMien- 

Btener^ 

von 

Einkommen 

bis 
3  000  Mark 

Mark 


15. 


Einkommen- 
Btener^ 


von 


Einkommen 

über 
3  000  Mark 


Mark 


16. 


Überhaupt 
Staats- 

Pereonal- 
Btener 
Sp.  15 

+  8p.  16 

Mark 


17. 


Gnmd- 
itener 


Mark 


18. 


Oebände- 
Btener" 


Mark 


19. 


Gewerbe- 

Btener 
(incl.  Fort- 
schreibungs- 
gebühren 
u.  a.  Neben- 
einnabmen) 

Mark 


20. 


Überhaupt 
StaaU- 

Realsteuem 

Sp.  18 
bis  Sp.  20 


Mark 


21. 


Kalenderjahr 
1872 

1873 
1874 
i87S 
1876 
[.  April 

18778 
18789 
187980 
■  1880  I 
1881  2 
18823 
18834 
1883I4  gegen 

1873 

Kalenderjahr 
1872 

1873 
1874 
1875 
1876 
1.  April 
18778 
18789 
187980 

1880  I 

1881  2 
18823 
18834 

1883/4  geg«° 
1873 

Kalenderjahr 
1872 

1873 
1874 
1875 
1876 

I.  April 
18778 
18789 
187980 

1880  I 

1881  2 
18823 
1883,4 

1883I4  gegen 

1873 


L     Unmittelbare  Staatseinnahmen. 


39  S04  000 
39  792  000 
32  S44  000* 
41  500000 
41  505  000 

41  390000 
41  406000 
41  485000 
41  441  000 
30  770  ooo* 
25  146  100* 
21  634  500^ 


16956000 
21  000000 
21  447000 

28  047  000 

29  347  000 

30  264  000 

30  864  000 

31  349000 
31  613  000 
29  106  000° 
28  827  600* 
33  483  0006 


—18  157  500  +12483000 


56460000 
60  792  000 
53991000 
69  547  000 
70852000 

71  654000 

72  270  000 

72  834000 

73  054  000 
59  876  000 
53  973  700 
55  117  500 


39  150000 
39  165  000 
39  180000 
39  208  000 

39  862  000 

40019000, 

40  208  000 
40  191  000' 
40155000, 
40  195  000 
40  1 88  000 
40155000 


16  438  500 

jii6  581  000 

Ä17  145000 

15  219  oooia  g  17  636  000 

15  761  000  n5  17  833  000 


14  295  000 
14  601  000 
14877000 


a 
o 


16664 

17788 

20977 
27000 

27  500 
28056 

28  400 


000 
000 


e 

«4 

s 

</. 

oooio 
ooo'5 


o 

04 


^18558000 

"19094000 

19  240  000 

19  290000 

000-5^19398000 


000^ 
000;  = 


.Ja 


-    5674500;+         99OOO0I  +  I3799OOO 

n.    PrenlBiBcher  Anteil  an  Reiehieinnalunen  (vgl 


■■=  19  250000 
§19428300 

+  2  847  300 
Tab.  2). 


69  883  500 

70  347  000 

71  202  ooq 

72  063  000 

73  456  000 

75  241  000 
77  090000 
80  408  000 

86  445  000 
87093  000 

87  494  000 

87  983  300 
+ 17  636  30G 


39  504  000 
39  792  000 
32544000^ 
41-500000 
41  505  000 

41  390000 
41  406000 
41  485000 
41  441  000 
30770000* 

25  146  lOO'^ 

21  634  500* 
—18  157  500 


in.     Staatseinnahmen  nnd  Anteil  an  Reiehseinnahmen. 
16956000  I     56460000 


21  000000 
21  447000 

28  047  000 

29  347  000 

30  264  000 

30  864  000 

31  349000 
31  613000 
29  106000'^; 
28827600* 
33  483  OOOö 

+ 12  483  000 


60792  000 
53  991  000 
69  547  000 
70852000 

71  654000 

72  270000 

72  834  000 

73  054  000 
59  876  000 

53  973  700 
55  117  500 

—  5  674  500 


39  150000 
39  165  000 
39  180000 
39  208000 

39  862  000 

40019000 

40  208  000 
40  191  000 
40155000 
40  195  000 
40  188000 
40  155000 

+      990000 


16  438  500; 
h'jJi6  58i  000 
II 17  145  000 
»017636000 
.s|  17  833  000 

o 
äO< 
I.SI8558OOO 

£^19094000 


14  295  000 
I46OI  000 

14  877000 

15  219000 
15  761  000 

16664000 
17788000 

20977000  uSi9  240000 
27  000  000  «  ^  19  290  000 

27  500  ooo'.^^Ä  19  308  000 

28  056  000' J  ^  19  250  000 
28  400  ooOj  c  «19  428  300 


+  13799000 


+  2847300 


69  883  5o< 

70  347  oo( 

71  202  ooc 

72  063  ooc 

73  456oo< 

75  241  ooc 
77  090  cxx 
80  408  cxx 

86  445  cxx 

87  093  OCX 

87  494  oo< 
87  983  3« 

+ 17  636  30c 


Die  Anmerkungen  am  Schlnfs  der  Tabellen. 


(TgL  Tab.  2). 

Frea&en  und  der  Anteile  an  ReiohBeinnahmen  von  1872  bis  1883/4. 
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Überhaupt 
Direkte 

Beiehi- 
Stempel- 
■tenem^ 
(Wechsel, 

Erb- 

Stempel- 
•tenem» 

Oerickte- 
gebahren 

Eisenbahn- 

Sonitige 
Verkehrs-' 
abgaben  itt 

Überhaupt 

Stempel 

und 

f 

Steuern 

Sp.  17 

Spielkarten, 
Börsen- 

fenafte- 
itener 

(Eigentums- 
wechsel 

(inkl. 
Prozefs- 

abgaben" 

(auch  Statist. 
Reichs- 

Gebühren 
Sp.  23 

Etetperioden 

+  8p.  21 

papiere, 

Lotterie) 

u.  e.  a.) 

Stempel} 

Stempel) 

bis  Sp.  28 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

22. 

23. 

24. 

25. 

26. 

27. 

28. 

29. 

I.    Unmittelbare  Btaatoeinnahmen.            ^ 

Kalenderjahr 

'26343500         763800 

4000000 

17000000 

38  899  380 

5  749  500 

|'ä574i26io 
ä  I7  397  750 

73  825  290 

1872 

131  139000 

795  720 

4000000 

26000000 

39  141  330 

7029000 

84  363  800 

1873 

125193000 

430290 

4  200000 

25  800000 

39  750  000 

6  126000 

s    7458070 

83  764  360 

1874 

141610000          503900 

3  500000 

23  500000 

39850000 

5  049  000 

2859000 

75  261  900 

1875 

144308000 

89340 

4000000 

23000000 

39  950  000 

4388000 

.  2  748  780 

1 

74  176  120 

1876 
1.  April 

146895000;           86380 

4800000 

21  500000 

42014600 

4068000 

ö  2  739  020 

75  208000 

1877 

8 

14936000O;           81480 

4800000 

21  500000 

44490000 

3703000 

1  2  763  740 

77  338  220 

1878 

9 

15324200O!           79900 

5000000 

20000000 

45  600  000 

3  014000 

S  2  849  080 

76  542  980 

1879 

80 

159  4990001        1 10  380 

5000000 

19000000 

48900000 

2016000 

1  3516020 
1  3  720  990 

78  542  400 

1880 

I 

146969000!           120  120 

5000000 

17500000 

50500000 

2  515000 

79  356  HO 

1881 

2 

141467700            183  910 

5  200000 

16  500000 

53  500000 

2986000 

s  3  881  870 

82  251  780 

1882 

3 

143  100  800 

192  680 

5300000 

16000000 

46500000      2617200 

g  4  560  830 

75170710 

1883 

4 

*»/ 

1883  4  gegen 

4^11961800 

—  603  040 

+1  300000 

-10000.000 

+  7358670— 4  411  800 

—2  836  920 

—9  193  090 

1873 

n.    PrenTBischer  Anteil  an  Beiohiei  nnahmen  (vgl.  Tab.  2). 

Kalendeijahr 

:     2  386  656 

—                     — 

2  386  656 

1872 

—             2  385  180 

— 

__ 
1 

2385  180 

1873 

—              2981880 

— 

2981  880 

1874 

3  489  570 

— 

— 

3  489  570 

1875 

—              4  194  270 



' 

4  J94  270 

1876 
I.  April 

—              4  148  400 

— 

4  148400 

1877 

8 

—              3  991  860 

— 

— 

3  991  860 

1878 

9 

4  675  980 

1        _^__ 

♦il 

4  675  980 

1879 

80 

4449120 

— 

5  s  180000 

4  629  1 20 

1880 

I 

—              4  324  140 

— 

— 

isg  180000 

4504140 

1881 

2 

1 1  467  260 

— 

— 

s  e  278  400 

1 1  745  660 

1882 

3 

—            "598  648 

'^  ^  3 1 1  400 

II  910048 

1883 

4 

1883  4  gegen 

—          +9213468 

1 

— 

+  3"  400 

+9524868 

1873 

m. 

Kalenderjahr 
1872 

126343500    3150456 

4000000    17000000 

38  899  380 

5749500  117412610;  76  211  946 

131 139000,    3180970 

4000000 

26000000 

39  141  330 

7  029  000  :gf7  397  750 

86  748  980 

1873 

125 193  000 

3412  100 

4  200000 

25  800000 

39750000     6126000 

1  -  2  943  070 

86  746  240 

1874 

141 610000 

3  992  470 

3  500  ooo 

23  500000 

39  850  000      5  049  000 

2  859  000 

78751470 

1875 

144  308  000 

4  283  610 

4000000 

23000000 

39  950  000!     4  388  000 

.  2  748  780 

78370390 

1876 
I.  April 

146895000 

4  234  780 

4800000 

21  500000 

42014600     4068000 

0  2  739  020 

79  356  400 

1877 

8 

149360000 

4  073  340 

4800000 

21  500000 

44490000 

3703000 

S^  2  763  740 

81  330080 

1878 

9 

153242000 

4  755  880 

5000000   20000000 

45600000,     3014000 

ä  2849080 

81  218960 

1879 

80 

159499000    4559500 

5000000    19000000 

48900000;     2016000 

2  3  696  020 

83  171  520 

1880 

I 

146  969  000    4444260 

5  000  OOO]  17500000 

50500000!     2515000 

1  3  900  990 

83  860  250 

1881 

2 

141 467  700  II 651 170 

5  200000 

16  500000 

53  500  000      2  986  000 

s  4  160  270 

93  997  440 

1882 

3 

143100800  II 791 328 

5300000 

16000000 

46500000,     2617200 

5  4  872  230 

87  080  758 

1883 

4 

W^ 

1883I4  gegen 

'II 961 800 

1  +  8610428 

•fi  300000 

-10  000  000 

+  7358670 

—4  411  800 

—2  525  250 

+    331778 

1873 

20 


Fortsetiung  der 

JahreBÜbenicht  des  Netto-EtatsoU  der  BtaatB-EInnahmen  in 


1f«ttA.B«triAhaAiiiiiAhni«n 

s  Tab.  5  zu 

(Die  Bruttoeinnahmen  und  Betriebsaoagaben  sind  au 

Überhaupt 

ersehen). 

Überhaupt 

Steuerreoht- 
Uelie  Sin- 

Mark 

Vetto-Be- 
triebeein- 

Etatperioden 

nahme  Sp.  14 

-f  Sp.  22  + 
Sp.  29 

Mark 

Domänen  u. 

Forsten  vgl. 

Tab.  5  Sp.  1 

Berg-,  Hüt- 
ten- und  Sa- 
linenwerke 
vgl.  Tab.  5 
Sp.  2 

Finanabe- 
triebe 
(Münze, 
Bank,  See- 
bandl.,  Lot- 
terie) 

Post  und  Te- 
legraphen 

Eisenbahnen 

vgL  Tab.  5 

Sp.  5 

nähme 

Sp.  30  bis 

Sp.  35 

Mark 

80. 

31.     1    82. 

33.    1    Si,        35.    1    36.     1 

Kalenderjahr 

I.  unmittelbare  Staati-Einnahmen.                    | 

1872 

225  868  380 

45  943  769 

16  586  307 

1 1  686  230 

45  336  261 

"9552567 

1873 

242  582  330 

45  439  050 

21  306  885 

17649675 

47451873 

131  847  483 

1874 

236  ^14  000 

44  562  300 

27  603  552 

16952  100 

— 

42  939  738 

132057690 

1875 

231  764900 

47  841  160 

27  964  640 

16750370 

— 

50431987 

142988  157 

1876 

233  906000 

50  978  540 

18  297  878 

8  791  430 

50  171  829 

128239677 

I.  April 

1877 

8 

238416600 

53  864  300 

15835923 

7  450  060 

— 

54  460  687 

131  610970 

1878 

9 

243  177  300 

54  390  440 

13380758 

7  160340 

58  025  240 

132956778 

1879 

80 

246  407  000 

50  244  770 

II  884  161 

6  997  740 

— 

61  404  114 

130  530  785 

1880 

1 

255  165  100 

50  895  080 

8695731 

7  033  460 

— 

73571954 

140  196  225 

1881 

2 

244  634  100 

50224370 

13  019  335 

6  933  670 

89  722  907 

159900282 

1882 

3 

243015  700 

47  186640 

14  174696 

6957950 

— 

102  463  261 

170  782  547 

1883 

4 

241  474000 

47319  140 

15197992 

6  958  330 

— 

130  145  975 

199  621  437 

1883 14  gegen 

'873 

+  1 108330 

+ 1  880  090 

—6  108  893 

-10  691  345 

— 

+  82694  102 

+  67773954 

Kalenderjahr 

n.  PrAnfaiaAli^r  Ani«i1  m  1l«iAhff.1C47ipf^1iii^^ii  (ir«rgl,  T»h  «).               | 

1872 

123  316  496 

— 

— 

6  326  876 

5  318  190 

1 1  645  066 

1873 

128  816  730 

— 

— 

2928  157 

6  827  354 

5  088  654 

14  844  165 

1874 

136878852 

— 

4414257 

10655  129 

4  582  787 

19  652  173 

1875 

151  228  780 

— 

4860000 

5  183  662 

4  240710 

14284372 

1876 

160  001  118 

7  206000 

7  393  565 

5  683  800 

20  283  365 

I.  April 

1877 

8 

167  318034 

— 

— 

7050000 

8196745 

5  966  400 

21  213  145 

1878 

9 

165  797  806 

— 

I  266000 

10  701  886 

6813600 

18  781  486 

1879 

80 

167  066  640 

- 

I  323000 

10  936  071 

5946000 

18  205071 

1880 

I 

199  420  290 

903600 

II  654331 

6  220  440 

18  778  371 

1881 

2 

216038536 

— 

903258 

13  088  001 

6  623  640 

20614899 

1882 

3 

225  583  278 

— 

— 

903855 

14  884  800 

7  611  840 

23  400  495 

1883 

4 

229  445  534 

— 

1  oii  510 

14  320  241 

9  591  360 

24923  III 

J  883 14  gegen 

1873 

+ 100  628  804 

— 

— 

— i  916647 

-f  7  492  887 

+  4502706 

+  10078946 

Kalenderjahr 

ni.  Staate-Einnahmen 

und  Anteil  an  Beiehe-Einnahmen.            | 

1872 

349  184876 

45  943  769 

16586307 

1 1  686  230 

6326876   50654451 

131  197633 

1873 

371399060 

45  439  050 

21  306885 

20  577  832 

6827354'   52540527 

146  691  648 

1874 

373  492  852 

44  562  300 

2^  603  552 

21366357 

10655  129   47522525 

151  709863 

1875 

382  993  680 

47  841  160 

2*J  964  640 

21  610370 

5  183  662 

54  672  697 

157272529 

1876 

393907118 

50  978  540 

18  297  878 

15997430 

7  393  565 

55  855  629 

148  523  042 

I.  April 

1877 

8 

405  734  634 

53  864  300 

15835923 

14500060 

8  196  745 

60  427  087 

152824  115 

1878 

9 

408  975  106 

54  390  440 

13380758 

8  426  340 

10  701  886 

64  838  840 

151  738  264 

1879 

80 

413  473  640 

50  244  770 

II  884  161 

8  320  740 

10  936  071 

67  350  1 14 

148  735  856 

1880 

I 

454  585  390 

50  895  080 

8695731 

7  937  060 

"634331 

79  792  394 

.158974596 

1881 

2 

460  672  636 

50224370 

13  019  335 

7  836  928 

13  088  001 

96  346  547 

180515  181 

1882 

3 

468  598  978 

47  186640 

14  174696 

7  861  805 

14884800 

I  10075  loi 

194  183  042 

1883 

4 

470919534 

47  319  140 

15  197  992 

7  969  840 

14  320  241 

I  39  737  335 

224  544  548 

1 883 14  gegen  | 

1873 

1 

+  99520474 

-f  I  880  090 

—6  108  893 

—12607992 

4-7  492  887 

+  Z*!  196  808 

+  77852900 

Die  Anmerkungen  am  SchluTs  der  Tabellen. 


Tal».  4  (vergl.  Tab.  2). 

n«ufsen  nnd  der  Anteile  an  fieiohseinnahmen  von  1872  bis  1883|4. 
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Überbanpt 

Hetto-Ter- 

waltaagflon- 

BJÜuneni*) 


Mark 


Einnahmen  au  Kapitalien 
(inkl.  Aktienzinsen,  jedoch  vorwiegend  KApitalsuschQsse) 


Invaliden- 

pensions- 

fond 


Mark 


Kriegskosten- 
entschidigung 


Mark 


Festung«- 
baufondft 


Mark 


Eisenbahn- 
baufonds 


Mark 


Andere 
Kapitalien 


Mark 


37, 


I 


38. 


8«. 


40. 


41. 


I 


42. 


Überhaupt 
Binnahme  ana 

Kapitalien 
Sp.38biäSp.42 


Mark 


43. 


Etatperioden 


11  K42962 
u  760046 
1221S094 

'3  393  400 

13  565  228 

15  364  681 

16  854  731 
16  781  549 
15256952 

14  623  183 
iS  329  915 

20  587  889 
+  8827843 

S2S  640 
1  056  233 
I  077  003 
I  535  684 
I  119  068 

6099094 
4601  911 
4988066 

4  587  496 
4  126213 

4  235  «04 
4681494 

-  3  625  261 

12  171  602 
12816279 

^3  295  097 
»4929084 
14684296 

21463175 
21456642 
217^615 
19844448 

»^749396 
22565019 

25269383 
+  'M53»04 


I.    unmittelbare  Btaata-Einnahmen 


24000000 


16  248  286 


n. 


Frenfiiseher  Anteil 
26571  600 

18936756 

34  556  925 
10728  180 

5  389  200 


969  270 
687  190 
302  780 
924  629 
510769 

987569 
469317 
876878 
800750 
769  386 
161  269 
065  264 


—  15  621  926 
BeiehB-Einnahmen  (vergl.  Tab.  2). 


24 

S'S 

32 

'Ö£ 

3» 

s*  a 

28 

«  0 

!* 

23 

?l 

18 

«•d 

17 

23 

^   M 

15 

20 

16 
17 

22  201  882 

22  798  127 
17322449 
17  297  167 


20  141  467 
19  231  894 
19809527 
19  259  107 
18642806 

18077740 
17604  189 

-4  597  693 


16524528 
12  351  196 

7  247  792 
2016460 

1  269  942 

10970 


-18936756 


I  440  720 
1 7  063  400 
17  417  431 

21  133080 
8812980 

17  254  523 
9  956  864 

7001  607 

6  496  560 

6  575  389 
1-6575389 


34  088  925 
10  885  670 

2  719  132 
3716979 
4  361  663 
865  1 16 
I  410000 
I  590000 
60000 

+  60000 


822437 
822  245 
771867 

794917 

763  956 

5  302  772 

540000 
-f  540000 


m.    Staate-Einnahmen  nnd  Anteil  an  Beicha-Einnahmen. 


22  201  882 
22  798  127 
17322449 
17297  167 

20  141  467 
19231894 
19809527 
19259107 
18  642  806 

18077740 
17  604  189 

—4  597  693 


26571  600 

18936756 

58556925 
10  728  180 

5  389  200 

16524528 
28  599  482 

7  247  792 
2016460 

1  269  942 

10970 


—18936756 


I  440  720,   — 
J  7  063  400'  34  088  925 
17  417  431;  10885  670 


21  133080I  2 
8812980  3 

17254523 
9  956  864 

7  001  607  I 

6  496  560  I 

6575389 


+  6575389 


719  132 
716979 
361  663 
865  116 
410000 
590000 
60000 


+  60000 


24  969  270 
32  687  190 
3 1  302  780 
28924629 
23510769 

19810006 
18  291  562 

24  648  745 
16595667 

21533342 
2 1  464  04 1 
17605264 

—  15  081  926 


24  969  270 
32  687  190 
55  302  780 

28  924  629 
23510769 

18  987  569 
33717603 

23  876  878 

15  800750 
20  769  386 

16  161  269 
17065  264 

—  15  621  926 

26571  600 
41  138638 

58  795  772 
79  202  954 
50  989  468 

61  340644 

44  935  294 
49445372 
32  892  464 

29  088  3 1 1 
31  478042 

24  779  578 

—  16359060 

51540870 

73  825  828 
114  098  552 
108  127  583 

74  500  237 

80328  213 
78  652  897 
73  322  250 
48693  214 
49857697 

47  639  311 
41  844842 

—  31  980986 


Kalenderjahr 
1872 

1873 
1874 

1875 
1876 

1.  April 

18778 

18789 

1879  80 

1880  I 

1881  2 

18823 
18834 

1883I4  gegen 
1873 

Kalenderjahr 
1872 

'873 
1874 

1875 

1876 

I.  April 

18778 

18789 

1879 
1880 
1881 
18823 
18834 
1883I4  gegen 

1873 

Kalenderjahr 
1872 

1873 
1874 
1875 

1876 
I.  April 


80 
I 

2 


1877 

1878 
1879 

1880 

8 

9 
80 

1 

1881 

2 

1882 

3 

1883 

1883  4  g€ 

1873 

4 
Igen 

22 


Philipp  Gerstfeldt, 


Fortsetzn 

Jahresübersicht  des  Netto-Eiatsoll  der  Staats-Eixmahmen 


Etatperioden 


Kalenderjahr 
1872 

1873 

1874 

1875 
1876 

I.  April 


1877 
1878 

1879 
1880 

i88r2 


8 

9 
80 

I 


18823 
18834 

1873 

Kalenderjahr 
1872 

1873 
1874 

1875 
1876 

I.  April 

18778 

18789 

1879  80 

1880  I 

1881  2 
18823 
18834 

» 883 14  gegen 

1873 

Kalenderjahr 
1872 

1873 

1874 

1875 
1876 

I.  April 

8 


1877 
1878 

1879 
1880  I 

1881 

1882 

1883 

1883/4  gegen 

1878 


9 
80 


Überhaupt 

Steuer- 
rechtliche 
Kinnahme 

S.  SO 

Mark 


44. 


Überhaupt 

Vichtstener- 

rechtliche 

Einnahme 

Sp.36  +  Sp.37 

+  Sp.  43 

Mark 


45. 


Eigentliche 

Gesamt- 

Einnahme 

Sp.44+$P  46 


Mark 


46. 


Uheriehüue 

ana 
Voijahren 


Mark 


47. 


Ordentliche 
Geeamt- 

Sp.46  +  Sp.47 


Mark 


48. 


Anleihe 


Mark 


49. 


Sommeal] 

(ezkl.  Hat 
knlarbeitri 
SP.48  +  SP 

Mark 
50. 


L  unmittelbare 


225  868  380  156364  799 

242582330  176  294  719 

236514000  199578564 

231764900  185  306  186 


233  906000 

238  416600 

243  177300 
246  407  000 

255  165  100 

244  634  100 
243015700 
241  474000 

—I  108  330 

123  3164961 
128  816  730 
136878852 
151  228780 
160  001  118 

167  318034 
165  797  806 
167  066  640 
199  420  290 
216038  536 
225  583  278 
229  445  534 

+  100628804 


165  315  674 

165  962620 
183  529  112 
171  189212 
171  253  927 
195  292  851 
205  273  73 1 
237  274  590 

+60979871 


382233179 
418877049 
436  092  564 
417071  086 
399  221  674 

404  379  220 
426706412 
417  596212 
426419027 
439926951 
448  289  43 1 
478  748  590 

+  59  871  541 


18618780' 
27  821  760. 
37338165 
39  169  44g 

20  350  Q02 

21  656  145 
21  566  183 

287  305 


28  862  485 
2  849  698 

—  24  972  062 


440  85 1  959 
446  698  809 

473  430  729 
456  240  534 
419572576 

426  035  365 
448  272  595 
417  883  517 
426419027 
439926951 

477  151  916 
481  598288 

+34899479 


42000000 
67  950  000 
37  700000 
28  630  000 

23  248  000 

+  23248000 


n.  Prenidicher  Anteil  an  Beieha-Einnahmen  (vgl.  Tab.  2) 


38  545  306 
57  039  036 
79  524  948 
95  023  010 
72391  901 

88  652  883 
68  318  691 
72  638  509 
56258331 
53  829  423 
59  113  641 
54384183 

—2  654  853 


161  861  802 
185855766 
216403  800 
246251  790 
232393019 

255970917 
234  116  497 

239  705  149 
255678621 
269  867  959 
284696919 
283829717 

+  97  973  95« 


— 2  996  232 
13  942  068 
20  303  859 
30  645  459 
20357691 

6  698  692 
—2205  185 
—2  652  682 

8  157898 
—2055  866 

13  644  125 

9  403  665 

—4  538  403 


158865570 

199797834 

236  707  659 

276  897  249 
252750710 

262  669  609 
231  911  312 

237  052  467 

263  836519 
267  812093 
298341044 
293  233  382 

+93  435  548 


25  358  633 
48612  159 
46  284  643 
21  007613 
32  125042 
18404643 
17  032  247 

+  17032  247 


m.    Staats-Sinnahmen  und  Anteil  an  Beicha-Einnahmen. 


349184876J 
371399060 

373  492  852 
382  993  680 
393907  118 

405  734  634 
408  975  106! 

41347364O1 

454  585  390, 
460  672  636 
468  598  978 

470919534 

+99520474 
Die  Anmerkungen  am  Schlafs  der  Tabellen. 


194910  105 

233  333  755 
279  103  512 
280329  196 

237  707  575 

254615503 
251847803 

243  827  721 
227  512  258 
249  122  274 
264  387  372 
291  658  773 

+  58325018 


544094981 
604732815 
652  496  364 
663  322  876 
631  614693 

660350137 
660  822  909 

657  301  361 
682  097  648 

709  794  910 

732986350 

762  578  307 

+  157845492 


15  622  548{ 

41  763  828; 
576420241 
69814907 
40  508  593 

28354837 
19360998 

—2365377 

8  157898 

—2  055  866 

42  506610 
12253363 

•—29510465 


559717529, 
646  496  643. 

710  138  388 

733  137  783 
672  123  286 

688  704  974 
680  183  907 

654  935  984 
690  255  546 

707  739  044I 
775  492  960, 
774831670 


+  128335027  +40280247 


25  358  633 
90612  159; 

114234643! 

58707613 

60755042 

18  404  643 

40  280  247 


400  8511 

446  698 1 

473430 
456  240 

419572 

426  035 
490  272 

485833 
464  1191 

468556 

477  151 
504  846 

+  58  147 

158865 
199797 
236707 
276897 
252  750 

288028 
280  523 

283337 
284  844 

299937 

316745 
310265 

+  110  467 


559717 
646  496 

710  138 

733  n7 
672  123 

714063 
770  796 
769  170 
748  963 
768  494 

793  897 
815  III 

+  16S615 
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er  Tab.  4. 

reufsen  und  der  Anteile  an  Beichs-AuBgaben  von  1872  bis  1883/4. 


btto-Katri- 

—  **- —    — 

kular-B«- 

Jihrliehe  Zunahme  bei.  Abnahme  ( — )  der  eigenUiehen  Einnahmen 

Mre  «  «)(inkl. 

Rechnerische 

Total- 

Sinnaluia 

18MiU.Mk. 
addentsche 
AversA  für 

Zolle  and 

Direkte 
Steuern 

Stempel    Alle  Btener-  Alle  nicht- 

AUe 

Sp.50+$p.  51 

Verbraach- 

and       '  reohtliehen 

Btener- 

eigentlichen 

Etatperioden 

Branntwein 
und  Bier) 

steaem 
Sp.  14 

Sp.  82 

Gebühren  Einnahmen 
Sp.  29     1      Sp.  44 

reehtliehen 
Einnahmen 

Sp.  46 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 
55. 

Mark 

Mark 

Mark 

51. 

52. 

53. 

54. 

56. 

57. 

58. 

L    unmittelbare  Btaats-Einnahmen. 

Kalendeijahr 

-51  716693 

349135529 

1 

— 

1872 

-^i  000000 

395  698  809      I  379  949 

4  795  500 

10  538  510 

16  713  950 

19  929  920 

36  643  870 

1873 

-32  949  693 

440481036!       477  "o 

-5  946  000 

-599  440 

-6  068  330 

23  283  845 

17215515 

1874 

-32  113  889 

424  126  645 -12  663  640;  16  417  000 

-8  502  460 

-4  749  100 

-14  272  378 

-19  021  478 

1875 

-3 1  803  489 

387769087        528880     2698000 

-I  085  780 

2  141  100 

-19  990  512 

-17  849412 

1876 

1 

1 

I.  April 

"36  375  264 

3896601011       891720     2587000 

I  031  880      4510600 

646  946 

5157546 

1877 

8 

-41  494609 

448  777  9«6.        165  480 

2465000 

2  130  220       4  760  700 

17  566  492 

22  327  192 

1878 

9 

"44  «99  3»2 

441634205         142940 

3882000 

-795  240 

3  229  700 

-12339900 

-9  HO  200 

1879 

80 

"  14  332  752 

449  786  275         501  680     6  257  000 

I  999  420 

8758  100 

64715 

8822815 

1880 

I 

-  18377505 

450  179  446      I  185  290  -12  530  000 

813  710-10 531  000 

24  038  924 

13507924 

1881 

2 

—  I  960  103 

475  191  8131        987  230,  -5  501  300 

2  895  670 

-I  618  400 

9  980  880 

8  362  480 

1882 

3 

IS  831  649 

5 1 5  677  937 1     3  906  270!     I  633  100 

-7081070 

-I  541  700 

32000859 

30459159 

1883 

4 

1883  4  gegen 

f  61  831649 

+  119979128 

-3  877  040 

II  961  800 

-9  193  090 

-I  108  330 

60979871 

59871  541 

1873 

n.    Preuüiiieher  Antheil  an  Beieha-Einnahmen  (vgl.  Tab.  2). 

Kalendeijahr 

51  716430 

210582000 

— 

— 

— 

^M^ 

—                  — 

1872 

51  000000 

250797834 

5501710 

— 

-1476 

5  500  234 

»8493730    23993964 

1873 

32  949  693 

269  657  352 

7  465  422 

596700 

8062  122 

22485912 

30  548  034 

1874 

32  113  889 

309  Ol  I  138 

13  842  238 

507690 

14349928 

15498062 

29  847  990 

1875 

31  803489 

284  554  «99 

8  067  638 

— 

704700 

8772338 

-22631  109 

-13858771 

1876 
I.  April 

36  375  264 

324  403  506 

7  362  786 

— 

-45  870 

7  316  916 

16  260982 

23  577  898 

1877 

8 

41  494609 

322018080   -1363688 

-156540 

-I  520  228 

-20  334  192 

-21  854420 

1878 

9 

44  »99  3 '2 

327536422        584714 

— 

684  120 

I  268  834 

4319818 

5  588  652 

1879 

80 

1433275« 

299  176884   32400510 

— 

^6860 

32353650 

-16  380  178 

15973472 

1880 

I 

18377505 

318314640I  16743226 

— 

-124980 

16  618  246 

-2  428  908 

14189338 

1881 

2 

I  960  103 

318705790'     2303222 

— 

7  241  520 

9  544  742 

5284218 

14  828  960 

1882 

3 

- 10  83 1  649 

299  433  980     3  697  868 

— 

164388 

3  862  256 

-4729458 

-867  202 

1883 

4 

1883 '4  gegen 

-61  831  649 

+48636  146I  91  103936 

— 

9524868  100628804 

-2  654  853 

97973951 

1873 

in.    Staatf-Einnahmen  und  Antheil  an  BeichB-Einnahmen. 

Kalendeijahr 

— 

559717529 

— 

— 

—       1         — 

— 

— 

1872 

— 

646  496  643 

6881650 

4  795  500 

10537034   22  214  184 

38  423  650 

60  637  834 

1873 

— 

710  138  388 

7942532 

-5  946  000 

-2  740;     I  993  792 

45769757 

47  763  549 

1874 

733  '37  783 

I  178  598 

16417000 

-7  994  770     9  600  828 

I  225  684 

10  826  512 

1875 

— 

672  123286 

8596518 

2  698000 

-381  080 

10  913  438 

-42  621  621 

-31  708  183 

1876 
I.  Apnl 

— 

714063607 

8  254  506 

2  587000 

986  010 

II  827516 

16  907  928 

28  735  444 

1877 

8 

770796066 

-I  198  208 

2465000 

I  973  680 

3  240  472 

-2  767  700 

472  772 

1878 

9 

— 

769  170627 

727  654 

3  882000 

-III  120 

4  498  534    -8  020  082 

-3  521  548 

1879 

80 

748  963  159 

32902  190 

6  257000 

I  952  560 

41  III  750 

-16  315  463 

24  796  287 

1880 

I 

768  494  086 

17928516 

-12  530000 

688  730 

6  087  246 

21  610016 

27  697  262 

1881 

2 

— 

793  897  603 

3290452 

-5  501  300 

10  137  190 

7  926  342 

15265098 

23  191  440 

1882 

3 

— 

815  III  917 

7604  138 

I  633  100 

-6916682 

2  320  556 

27  271  401 

29  591  957 

1883 

4 

• 

, 

1883 14  gegen 

— 

+  168  615  274 

87  226  896 

II  061  800 

331778 

99  520  474 

58325018 

157845492 

187 

I 
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Tabel 


^/A       m^wm^mvmm^^Mm-s^ 

Abaolnter  Markbetrag  der  BetriebB-Einnabmen  und  Anigaben. 

Btatperioden 

Dom&nen 

und 
Foreten 

Berg-, 
Hütten- 

nnd 
Saliwerke 

ICfinie 

Lotterie 

Eieenbahnen 

Bonetige 
Ver- 
waltungen 

aUer 
BeMorts 

Im  OaAxei] 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

1. 

2. 

8. 

4. 

5. 

6. 

7. 

Kalendeijahr 

I.    Bratto-Kinnabme. 

1872 

72951089 

78  691  119 

781  329     4  006  500      122  336  766 

13  127  883I     291  894  6£ 

1873 

74  535  300 

89  875  644 

1032000     40209001     138  795  318 

12  993  256 

321  252  41 

1874 

78  349  050 

1 1 1  866  934 

I  090  800!     4  025  400I     1 54  890  975 

13  922  244 

364  145  4Q 

1875 

82  547  860 

114  346  868 

I  064  200 

4046000      172  616  210 

13  970  100 

389861  23 

1876 

85550650 

103  175  545 

2304000 

4  035  500      167  333  337 

15  53«  993 

377931  02 

I.  April 

1877 

8 

88743  HO 

100373368 

I  087  640 

4041  400 

171  476  292 

17  457  516 

383  17932 

1878 

9 

89529040 

95  670  892 

604030 

4068000'     174415576 

18  947  781 

3832353" 

1879 

80 

85  720  100 

88326015 

350  110 

4054100'     181  383  897 

17  863  749 

377  698  8r 

1880 

I 

83  564  150 

79069712 

337  440 

4060200      216657023 

18  366  522 

402  055  04; 

1881 

2 

83  133  840 

85  371  743 

234700 

4  023  400      356  542  000 

17576643 

546882321 

1882 

3 

83  847  510 

92  402  677 

236820 

4043300      369150547 

18  749  275 

568  430  1 2< 

1883 

4 

84  563  700 

96476617 

221  760 

4  043  300 

514  722  261 

21  016279 

721  043  91; 

1883  4  gegen 

1873 

+  10028400 

+     6600973 

—   810240  +      22400 

+  3759269431+  8023023 

+399  791  49< 

Kalendeijahr 

n.    BetriebB-Anigabe. 

1872 

27  007  320 

62  104  812 

577  299'         69  300,      77  000  505 

1  284921 

168044  157 

1873 

29  096  250 

68  568  759 

834600I         74625!       91343445 

1233  210 

191  150  8«<, 

1874 

33  786  750 

84  263  382 

781200          75900      III 951  237 

I  704  150 

231  56261*^ 

1875 

34  706  700 

86  382  228 

772  830 

85000      122184223 

1  846  700 

245  977  681 

1876 

34572  HO 

84  877  667 

910  170 

87900 

117  161  508 

I  966  765 

239  57t>  1 2C 

I.  April 

18778 

34878810 

84  537  445 

589  980 

89000 

117015605 

2  093  435 

239  104  275 

1878 

9 

35  138600 

82290  134 

421  890 

89800 

"6390336 

2  093  050 

236423  Sic 

1879 

80 

35475330 

76  442  754 

350  110 

89500 

"9  979  783 

I  082200 

233  38^  53; 

1880 

I 

32  669  070 

70373981 

274  480 

89700      143085069 

3  »09  570 

249601  87c 

1881 

2 

32  909  470 

72  352  408 

234  330 

90  100 

266819093 

2  953  460 

375858861 

1882 

3 

36660870 

78227  981 

232  570 

89600 

266  687  286 

419360 

3813176O3 

1883 

4 

37  244  560 

81  278625 

217030 

89700 

384  576  286 

428390 

50383459' 

1883  4  gegen 

1873 

+  8  148  310 

-f   12709866 

—   617570 

-      15075 

+  293232841 

—     804  820 

+  312683  70a 

Kalendeijahr 

111.    Vetto-Einnahme. 

1872 

45  943  769 

16  586  307 

204030     3937200 

45  336  261 

II  842962 

12385052c 

1873 

45  439  050 

21  306885 

197400;     3946275       47451873! 

1 1  760  946 

130  101  52c 

1874 

44  562  3001 

27  603  552 

309600     3949500.      42939738; 

12  218  094 

132  583  78^ 

1875 

47  841  160^ 

27  964  640 

291370;    3961000       50431987 

'3  393  400 

>43  883  55: 

1876 

50  978  540 

18  297  878 

I  393  830     3  947  600 

50  171  829 

13  565  228 

138  354  905 

I.  April 

18778 

53  864  300 

15835923 

497660 

3952400 

54  460  687 

15  364  081 

144075  051 

1878,9 

54  390  440 

13380758 

182  140 

3  978  200 

58  025  240 

16  854  731 

146  811  50q 

1879180 

50  244  770 

II  884  161 

33140 

3964600 

61  404  114 

16  781  549 

144  3 12  334 

18801 

50  895  080 

8695731 

62960 

3  970  500 

73571954 

15256952 

152453  i;; 

1881 

2 

50  224  370 

'3019335 

370 

3  933  300 

89  722  907 

14  623  183 

171 023  465 

1882 

3 

47  186640 

14  174696 

4250 

3  953  700 

102  463  261 

18  329  915 

187 112  402 

1883 

4 

47319140 

15197992 

.    4730 

3953600 

130  145  975 

20  587  889 

217  209326 

1883  4  gegen  | 

1873 

1 

4-  I  880090 

6  108  893 

—    192  670 

+       7325 

+  82694102 

+  8827843 

+  87 107  797 

Beitrfige  nur  8tati»tik  d«r  Finansen  in  Preuraen. 
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6. 

und  Ausgaben  in  Pren&en  von  1872  bie  1883/84. 


ProMEtv«rliUtiiiiM  der  Betriebe-Bimnüimeii  und  Ausgaben. 

DrauUian 

and 
Vontni 

Befg-, 

Hatten- 

und 

Saltwerice 

Mllnse 

Lotterie 

Biien- 
babnen 

Sonitige 

Ver- 
waltungen 

aller 
Beiaorts 

Im  Oanaen 

Btatperioden 

8. 

9. 

10. 

11. 

12. 

13. 

14. 

Bratto-Einnabme  in  Procent  ilireB  Betraget  fOr  1878. 

Kalenderjahr 

97.9 

»7,5 

70,5 

99,6 

88,0 

101,0 

90,9 

1872 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1873 

105,1 

124,6 

105,7 

100,1 

116,6 

107,1 

II3'3 

1874 

110,7 

127,1 

103,2 

100,6 

124,4 

107,6 

121,4 

1875 

114.8 

114,8 

223,2 

100,4 

120,6 

119,4 

117.3 

1876 
I.  April 

119.I 

111,6 

105,4 

IOO,& 

123,6 

i34i4 

II9'3 

1877 

120,1 

106,4 

58,5 

101,2 

125,7 

145,9 

118,7 

1878 

115,1 

90,8 

34»0 

100,8 

130,7 

i37,ß 

117,5 

1879 

112,1 

88,0 

32,6 

100,4 

156,1 

141,4 

125,1 

1880 

II  1,5 

95'0 

22,7 

100,1 

256,9 

135,3 

170,3 

1881 

112,5 

162,9 

22,0 

100,5 

266,0 

144,7 

176,9 

1882 

1I3»2» 

107,3 

21,5 

100,5 

370,8 

161,7 

224,4 

1883 
1883  4  gegen 

+     i3.s 

+     '7,3 

—  78,0 

-f     0,5 

+  270,8 

+    61,7 

+  124,4 

1873 

Betriebt-Ansgabe  in  Proaent  der  Bmtto-Einnahme. 

Kalenderjahr 

37iO 

78,9 

73t9 

1,7 

63,7 

9,8 

57,5 

1872 

39,0 

76,3 

80,8 

1,8 

65,1 

9,5 

59,5 

1873 

43,1 

75,3 

71,7 

1,9 

72.3 

12,2 

63,9 

1874 

43^,0 

75,& 

72,6 

2,1 

70,9 

12,1 

63,1 

1875 

40,4 

82,2 

39,ö 

2,2 

70,0 

12,6 

63,4 

1876 
I.  April 

39,9 

84.« 

54,3 

2,2 

68,3 

12,0 

62,4 

1877 

39,3 

86,0 

69,8 

2,2 

66,7 

11,0 

61,7 

1878 

41,4 

86,5 

100 

2,2 

66,1 

6,1 

61,8 

1879 

39,1 

89,0 

8i,s 

2,2 

66,0 

16,9 

62,1 

1880 

39,5 

84,8 

99,8 

'    2,2 

74,8 

16,8 

68,7 

1881 

43,7 

84,7 

98,2 

2,2 

72,2 

2,3 

.67,1 

1882 

44,0 

84,2 

97,8 

2,2 

74'7 

2,0 

69,9 

1883 
1883  4  gegen 

+     3,0 

+      7,9 

+  17,0 

+    0,4 

+    9,6 

—    7,5 

+  10,4 

1873 

VAttA-SliiiiiLhniii  in  -Pmmtmt  ihrma  BAtragM  für  1878. 

Kalenderjahr 

101,2 

77,8 

103,3      j         99,8 

95»5 

100,7 

95,2 

1872 

100 

100 

100          1        100 

lOÜ 

100 

100 

1873 

98,1 

129,1 

156,8 

100,1 

90,6 

103,9 

101,9 

1874 

105,5 

130,8 

147,6 

100,4 

106, 3 

113,9 

110,6 

1875 

112,2 

8s,8 

700,6 

100 

105,7 

115,3 

106,3 

1876 
I.  April 

118,5 

74,3 

352,1 

100,2 

114,8 

130,6 

110,7 

1877 

"9,7 

62,8 

92,3 

100,8 

122,3 

143,3 

112,7 

1878 

110,5 

55,8 

16,8 

100,4 

129,4 

142,7 

110,9 

1879 

113,0 

40,8 

31,9 

100,7 

155,0 

129,7 

117,2 

1880 

110,5 

61,1 

0,2 

99,7 

188,9 

124,4 

131,4 

1881 

103,8 

66,6 

2,2 

100,2 

215,9 

155,9 

143,0 

1882 

104,1 

71,3 

3,4 

100,2 

274,3 

175»! 

166,9 

1883 
1883I4  gegen 

H-      4ii 

-a8,t 

—  9y»6 

+     0,2 

+  174.3 

+    75.1 

-f    66,9 

1873 

26  Tabelle  6. 

Dekadische  Übersicht  des  absoluten  Netto-EtatsoU  der  kombinierten  Staats-  nndBeicl 

Ausgaben  in  Freufsen,  seit  1821. 

(Für  1821  bis  1861  nar  unmittelbare  Staats- Ausgaben,  fdr  1873  und  1883,4  kombiniert  wie  in  Tabelle  3  unter 


Ansgabeiwecke. 

Die  vorgesetzten  Zablen  geben 

die  Spalten  der  Tab.  3  an. 


1821 

Bev. 

11,0  Hill. 


1832 

Bev. 

18,0  Mill. 


1841 

Bev. 

15,0  Mill. 


1851 

Bev. 

17,0  Mill. 


1861 

Bev. 

18,5  Mill. 


1873 
Bev. 

24,0  Mill. 


m 

B< 

28,0 


1 
2 
3 

4 
5 


Fortdanemde  n.  einmal.  Ausgab. 

Kronfideikommifs 

Reichstag  und  Landtag .     .     . 
Zentralverwaltung      .... 
Innere  Oberverwaltung  .     . 
Provinzial-    und  Bezirksregier. 

6  Zuschufs  zur  stand.  Provinzial- 
und  Kreisverwaltung       .     .     . 

7  Diplomatische  Vertretung    . 

8  Domänen  und  Forsten    .     .     . 

9  Berg-,  Hütten-  u.  Salzwerke  . 
Post  und  Telegraphen  .  .  . 
Eisenbahnen 

12  Handel,  Gewerbe  u.  öffentliche 
Arbeiten 

13  Landwirtschaft   u.  Gestütverw. 

14  Münzreform 


10 
11 


15  Administrative  Zivil verw.  (1  bis 

16  Vermögens-  u.  Verkehrsverw. 
(8  bis  14) 

17  Justiz  (ezkl.  GerichtsgeHingn.) 

18  Unterricht  und  Kultus  (inkl. 
Medizinalwesen) 

19  Zivilpens.,  Wartegelder  etc.     . 

20  Sonstige  (oder  i^emischte)  Zivil- 
verwaltung    

21  Zum  Betriebsfond  d.Reichskasse 

22  £igentl.ZivilverwtJt.  (15  bis  21 
23  A  Landheor  und  Marine  .  . 
23b  Militärpensionen.  .     . 

23  Militärverwaltung     .... 

24  Darunt.  nur  Marine(  exkl.  Pens.) 


AbBolnt  in  Mark 


7719296 

901  650 

6  900900 

7  500000 


I  800000 


4722000 
480000 


7719296 

894000 
6  201  000 
6300000 


I  758000 


9309000 
525000 


7719296 

918000 
7  707000 
5  097000 


2004000 


20  802  000 
519000 


7719296 

671  721 

616980 

12637704 

5331036 


2787735 
99276 


23  057  667 
5936517 


9  219  296 

725022 

806520 

16820652 

5  496  495 


2  691  660 

741  000 

89250 

360000 


21  322  212 
6  698  025 


12  219296 

1221 

I  502  957 

16] 

2  185  683 

351 

33084881 

4431 

9  100  701 

121^ 

10926000;  37  55 

4998573'  4^^ 
3305964;  4IJ 

3071526   55 
4  032  684I  I  8c 


II  057  666 

48  326  943 

10969470 

3  150000 


10  Sc 

3»9^ 

14  5G 


24821  846 

5  202000 
5  160000 

6000000 


{17693 


490 


22  872  296 

9834000 
5550000 

7  467000 

14715000 


23  445  296 

21  321  000 
6657000 

9087  000 

(17925000 


29  764  472 

29  093  460 
28285917 

II  320782 

II  181  888 
I  503  178 


35  759  645 

29210487 
34  511  343 

12  886470 

II  813  181 
3714085 


74018091  116  IC 


83914253 
60621  750 

38  524  938 

32  472  582 
13040303 


638^ 
847^ 

604^ 

2682 
1024 


58  877  336 

? 

? 
68  412  900 


60  438  296 

? 

? 
68  394  000 


78  435  296 

? 

? 
71  163  000 


111  149  697 

70  220  505 

9  226  503 

79  447  008 

I  002  102 


127  896  211 

"7142395 
10  282  701 

127  425  096 

6  344  784 


302  591  917 
207  882  434 

22  165  166 
230  047  600 

32  288  278 


362  SO 

2449^ 

2932 

274  31 

24  li 

636  61 
102^ 

89  jj 
676  41 

11871 

19  3j 
W 

138  61 


25  Eigentl.  ZivU-  n.  Militarverw. 

26  Erhebung  d.  direkt.  Steuern    . 

27  Erbebung    d.  indirekt.  Steuern 

28  Stenerverwaltong      .     . 

29  Ördentliolie  Vettoanigabe 

30  Verzinsung  der  Schulden 

31  Tilgung  der  Schulden 

32  Verwaltung  der  Schulden 

33  Sohuldenverwaltnng  .     . 


127  290  236|128  832  296  149  598  296 

Die  Kosten  der  Steuererhebung  sind  in  den* 
betreffenden  Etats   nicht  angegeben. 

?     I     ?     I     ? 


190  596  705 

2716230 

12  043  431 

14  759  661 


255  320  307 
3  415  104 

«3  491  093 
16  906  197 


532  639  517 

8553000 

20958  510 

29  511  510 


127  290  236 
C.20  429  060 
c.  10  000  000 

30429  060 


128  832  296 
21  684000 
10  986  000 

32  670  000 


149  598  296 

17424000 

8  298000 

25  722  000 


205  356  366 
18  337  212 

10  153  338 

192  150 
28  682  700 


272  826  504 

33581565 
12802335 

259200 

46  643  100 


562  151  027 

52340157 
49  240  140 

459351 
102  039  648 


34  Gesamte  Vettoansgabe 

Davon  zur  Schuldentilgung  (31) 


157  719  296 
c.  10  000  000 


161502  896 
10986000 


175  320  296 
8  298000 


234  039  066 
10  153  338 


318  869  604 
12  802  335 


664  190  675 
49  240  140 


81511 
193: 


35  Nettoaosgabe  ohne  Sohnlden* 
tilgnng 


147  719  296 


150  516  296 


167  022  296 


228  885  728 


306  067  269 


614  950  535 


7967" 


Nur    einmalige   Ausgaben    (oben 
mitenthalton) 

40  Vermögens-   u.    Verkehrsverw. 

41  Übrige  Zivilverw.  (auch  Steuer- 
und  Schulden) 

42  Militarverw.  (inkl.  Marine) 


Die  für  diew  Jahre  (durch  Könlgl.  Kabinets- 

ordre)  festgeitellten  Staatshaashaltsetats 

beziehen  sich  nur  auf  den  „gewöhnlichen 

Staatabedarf". 


3  639  876 

3  128070 

3  211  833 


6  527  250 

3  106  905 
19  727  301 


40  957  493 

42  644  246 
24  039  954 


329 


43  Summe  aller  einmaligen  Vetto- 
Ansgaben 

89  Summe  aller  fortdauernden 
Vettoansgaben 


167  719  296 


161  502  296 


175  320  296 


9, 979  779 
224  059  887 


89  f  61 456 
889  508  148 


107  641  69SI 
556  648  982 


TabeUe  7.  27 

DekiidiBche  Übersicht  der  Kopfbeträge  der  kombinierten  Staats-  und  BeiehsauBgaben 

in  PreufBen  seit  1821. 

(Auf  Grund  der  Tabelle  6.) 


Aiugabeiweoke. 

Die  vorgesetzten  Zahlen  geben  die  Spalten 
der  Tabelle  3  an. 


1821 

Bev. 

ll^oMill. 


1832 

Bev. 

13,0  Mill. 


1841 
Bev. 

i5,oMill 


1851 
Bev. 

17,0  Mill 


1861 

Bev. 

18,5  Mill. 


1873 
Bev. 

24,0  Mill 


1883|4 
Bev. 

28,0  Mill. 


Kronfideikommifs 

Reichstag  und  Landtag 

Zentral verwalt.  (Reicbskanzler,  Staatsminist.) 
Innere  Oberverwalt.  (Reichsamt  u.  Minist,  d.  I.) 
Provinzial-  and  Bezirksregierungen  .... 
Zoscbafs  zur  stund.  Provinz*  und  Krcisverw. 
Diplom.  Vertretung  (Reichsamt  u.  Min.  d.  Aufs. 

Domänen  und  Forsten 

Berg-,  Hütten-  und  Salzworke 

Post  und  Telegraphen     ........ 

Ki&enbahnen 

Handel,  Gewerbe  uud  offentl.  Arbeiten  .  . 
Landwixtachaft  und  Gestütverwaltung  .  .  . 
^fünareform 


Pfennig  pro  Kopf  der  Bevölkenmg. 


70 

8,2Ä 

63 
68 

16 


Adminiatr.  ZiTllverwaltung  (1  bis  7) 
Vermögens-  und  Verkehrsverwaltung  (8  bis  14) 
Jasüz  (inkl.  QerichtsgefSngnisse)       .     .     . 
Unterricht  u.  Kultus    (inkl.  Medizinalwescn) 

Zivilpensionen,  Wartegelder  etc 

Sonstige  (oder  gemischte)  Zivilverwaltung 
Zum  Betriebsfonds  der  Reichskasse   .     .     . 


43 

4,36 


60 

52 

45 

50 

— 

3»95 

3.92 

6,88 

6,06 

3.63 

4,36 

48 

51 

74 

91 

48 

34 

31 

29 

H 

H 

17 

15 

0,.'i8 

4.01 

— 

— 

— 

0,49 

^— 

— 

1,94 

7' 

139 

135 

i'5 

4)04 

3,46 

35 

36 

" 

' 

" 

6,26 

9.11  I 
138 
38 

45 
21 

14 
13 
17 
46 

201 
46 
13 


44 

5.8 
12,.') 
158 

43 

134 

71 

15 

1,2 

6,4 

39 
114 

52 


I 


225 

47 
47 
55 

161 


177 

75 
43 

57 

113 


157 
142 

44 
61 

120 


175 
171 

167 

67 
/65 

\   8.84 


193 
158 

186 

70 
64 
20 


308 

350 

253 
160 

135 

55 


414 
228 

303 
216 

96 
37 


SügentlieliA  Zivilverwaltimg 

^33.   Landheer  und  Marine  ...... 

**3^.    MiUtarpensionen 

|pH»Arii*miikltn«g' 

Damnter  nur  Marine  (exkl.  Pensionen) 

Sigentliehe  Zivil-  mid  Xilit&ryerwaltong 
Erhebung  der  direkten  Steuern     .... 
Erfaebong  der  indirekten  Steuern       .     . 
St«i&errerwBltang 

Ordentliehe  Kettoaufgabe 

Verzinsung  der  Schulden 

Tilgung  der  Schulden 

Verwaltung  der  Schulden 

BcbnldeiiTerwaltuig 


Oeaainte  Kettoausgmbe 

34*.  Davon  zur  Schuldentilgung  (wie  unt.  31) 


Bettoamgabe  ohne  Bchnldentilgnng 


für  eianalige  Aufgaben  (oben  mitenthalten) 
V^ermogens-  und  Verkehrsverwaltung      .     .     . 
Übrige  Zivilverwalt.  (auch  Steuer-  u.  Schulden) 
Militärverwaltung  (inkl.  Marine) 


Summe  aller  einmaligen  Vettoauigaben   . 
Summe  aller  fortdauernden  ITettoaiiigabett 


535 

? 

? 

622 


465 

524 

654 

691 

1261 

? 

? 

413 

633 

866 

? 

? 

54 

56 

92 

526 

474 

467 

689 

958 

5.90 

34 

134 

1294 

875 
105 

980 

86 


1157       I    991       I    998 
Die  Kosten  der  Steuererhebaag  sind 
in  den  betreffenden  Etats  nicht 
ang:egeben. 

y   I  ?   I  ? 


.  1121 

1380 

2219 

16 

19 

36 

71 

73 

87 

87 

92 

123 

2274 

37 
105 
142 


1157 

185 

91 

276 


991 

998 

1208 

1472 

2342 

167 

116 

108 

182 

218 

84 

55 

60 

69 

205 

— 

1,13 

1,40 

1,91 

251 

171 

169 

252 

425 

2416 

424 

69 

2,16 

495 


1433 
91 


1242 
84 


1169 

55 


1377 
60 


1724 
69 


2767 
205 


2911 
69 


1342 


1158 


1114 


Die  für  diese  Jahre  (durch  Ktfn. 

Kabinetsordre)  festgestellten  Staats- 

haoshaltsetats  beziehen  sich  nur 

auf  den  ..{gewöhnlichen  Staats- 

bedarr'. 


1317 

1655 

2562 

21 

18 

19 

35 

17 
107 

170 
178 
100 

2842 


1433 


1242 

1169 

58 
1319 

159 
1565 

448 
2319 

118 
61 

89^ 

268 
2643 


28  Tabelle  8. 

Bekadisohe  Übersicht  der  ProsentverMltnisBe  der  kombinierten  Staal»-'  und 

Beichs- Ausgaben  in  Preufben  seit  1821. 

(Auf  Grund  der  Tabelle  6  und  7.) 


Anigabeswecke. 

Die  vorgesetzten  Zahlen  geben  die 
Spalten  der  Tab.  3 


an 


1  Kronfideikommifs 

8  Reichstag  und  Landtag 

3  Zentralverw.     (Beichskanaler.    Staats- 
ministerium)     

4  Innere  Oberverw.  (Beichsamt  u.  Minist, 
des  Innern) 

5  Provinzial-  u.  Bezirksregierungen  .     . 

6  Zuschnfs  zur  stand.  Provinz,  u.  Kreis- 
verwaltung       

7  Diplomatische    Vertretung    (Beichsamt 
u.  Minist,  d.  ÄuTsern) 

8  Domänen  und  Porsten 

9  Berg-f  Hütten-  und  Salzwerke  .     .     . 

10  Post  und  Telegraphen 

11  Eisenbahnen 

12  Handel,    Gewerbe  u.  öffentl.  Arbeiten 

13  Landwirtschaftl.  und  Gestütverwaltung 

14  Münzreform 

15  Administr.    Civil  Verwaltung    (1  bis  7) 

16  Vormögens-  n.  Verkehrsverw.  (8  bis  14) 

17  Justiz  (inkl.  Gerichtsgeföngnisse)    .     . 

18  Unterrieht  u.  Kultus  (inkl.  Medizinal- 
verwaltung)      

19  Zivilpensionen,  Wartegelder  etc.     .     . 

20  Sonstige  (oder  gemischte)  Zivilverwalt. 

21  Zum  Betriebsfond  der  Beichskasse 

22  EigentUolie  ZivilTerwütöng  '.  '.  ~ 
22  >  Landheer  und  Marine  .  .  .  . 
22 1>  Mtlitärpensionen 

23  Kilit&XTdrwaltiing 

24  Darunter  nur  Marine  (exkl.  Pensionen) 

25  rägentÜohe  ZivU-  n.  imit&r-Verwiät. 

26  Erhebung  der  direkten  Steuern       .     . 

27  Erhebung  der  indirekten  Steuern   .     . 

28  Bteuarverwaltnn^ 

29  Ordentliehe  Netto- Ausgabe  .    .    .    . 

30  Verziehung  der  Schulden       .     .     .     . 

31  Tilgung  der  Schulden 

32  Verwaltung  der  Schulden       .     .     .     . 

33  Sehnldenverwaltimg 

34  Oeiamto^  Vetto-Antgabe 

34  a  Davon    zur  Schuldentilgung    (wie 

unter  31) 

35  yetto-Änigabe  ohne  Schnldentilgnng 

niir  einmalige  Anigaben  (ob.  mitenthalten) 

40  Vermögens-   und    Verkehrs  Verwaltung 

41  Übrige  Zivil  Verwaltung  (auch  Steuer- 
und  Schuldenverwaltung)       .     .     .     . 

42  Militärverwaltung  (inkl.  Marino)     .     . 

4S  Summe  aller  einmaligen  yettoamgaben 
39  Summe  aller  fortdanemden  Vettoanag. 


1821 
Bev. 

11,0  Mill. 


1832 

Bev. 
13,0  Mill. 


1841 

Bev. 

15,0  Mill. 


1851 
Bev. 

17,0  MUl. 


1881 

Bev. 

18,5  Mill. 


1873 
Bev. 

24,0  Mill. 


1883|4 

Bev. 

28,0  MUl. 


Prownt  der  ordentlichen  Ketto-Anigabe. 


6,1 


0,7 
5.9 


1.4 


6,0 


0,7 

4,8 

4.9 


5.« 


0,6 

5,1 

3,4 


1.4 


1.4 


3,8 

3,4 

2,2 

0,3 

0,3 

o,d 

0,3 

0,3 

0,4 

6,1 

6,2 

5,8 

2,6 

2,0 

1,6 

— 

— 

2,0 

1,4 

o,9 

0,9 

3,7 
0,4 


7,2 

o,4 


13,9 
0,8 


0,05 


11,2 

2,9 


0,8 

0,03 

0,18 

7,8 
2,4 


0,6 
0,5 
0,7 
2,0 
8,6 
2,0 

0,5 


1,9 
0,2 

0,5 

6,6 

1,8 

5,5 
0,6 

o,i 
o,s 

1,6 
4.7 
2,1 


I9»5 

4.1 
4.1 

4,7 
13.9 


17,8 

15.7 

14.5 

13,1 

13,» 

7.6 

14.2 

14.2 

10,7 

14.9 

4,3 

4,5 

13.8 

12,7 

10,8 

5,8 

6,1 

5,5 

4,7 

6,8 

II.4 

j  12,0 

5,4 
0,7 

4,4 

1,4 

5.8 

2,8 

— 

— 

— 

— 

17,2 

9,4 
12,6 

8,9 

4,0 

I,!) 


46,8 

? 

V 
53,7 


46,9 

52,5 

54,1 

47,0 

53,8 

? 

? 

34,2 

43,0 

37,0 

? 

? 

4,5 

3,8 

3.9 

53,1 

47,5 

38,7 

46,8 

40,9 

— 

0,5 

2,2 

5,7 

100        I    100        I    100 

Die  Kosten  der  Steaerarhebnng  Bind 
in  den  betreff.  Etatt  nkht  angegeben. 

?  I         ?  I         ? 


92,8 

93,8 

94,7 

1,3 

1.2 

1.5 

5.9 

5.0 

3,8 

7,2 

6,2 

5,8 

100 
16,1 

7,8 

23,9 


100 

100 

100 

100 

100 

16,9 

11,7 

8.9 

12,8 

9.3 

8,5 

5,5 

5,0 

4.7 

8,7 

— 

— 

0,1 

0,1 

0,1 

25,4 

17,2 

14,0 

17,1 

18,1 

53,6 

36,i 

4,a 
40,5 

4i2 
94,1 

1,5 
4*4 

5,9 

100"" 

17.5 

2,9 

0,1 

20,5 


123,9 


7.8 


125,4 

8,5 


117,2 
5.5 


114,0 
5'0 


117,1 


4.7 


118,1 
8,7 


120,5 


2,8 


116,1 


116,9 


111,7 


Die  flir  diese  Jahre  (dnrch  königliche 
Kabineteordre)    feitgettellten   Haus- 
haltsetats beziehen  sich  nur  aaf  den 
„gewohnlichen  StaaUbedarf' 


109,0 

112.4 

109,4 

1,8 

2,4 

7,8 

1,5 

1,1 

7.« 

1,6 

7,» 

4,3 

117,7 


4.9 

2,5 
3.7 


126,3 


118,1 


4,9 
109,1 


10,8 
106,8 


19,2 

98,9 


11,1 
109,4 


Tabelle  9.  29 

[)ekadi8cbe  Übersicht  der  Zunahme  oder  Abnahme  der  kombinierten  Staats-  und  Beiehs- 

Ausgaben  in  PreufiEien,  seit  1851. 

(Auf  Grand  der  Tabelle  7.) 


Aa^ibenreoke. 
i  Torgesetiten  Zmhlen  geben 
Be  Spähen  der  Tab.  S  an. 


rtdaaande  iL  einmal.  Ausg. 

Kroniidtikoininiis  .  .  . 
BeichsUg  und  Landtag  .  . 
Zentnirenraltang  .  .  . 
luDere  Obenrerwaltting  .  . 
Provinzial-  n.  Beairksregier. 
Zuchab  ittr  »Und.  Pror.- 
uid  KratTflrwaltiing  .  . 
Diploioatiscbe  Vertretung  . 
DooABen  und  Fönten  .  . 
Berg-,  flutten-  u.  Salxwerke 
Post  and  Telegraphen  .     . 

Eiseobthnen 

Handel,  Gewerbe  u.  öffent- 

ücfae  Arbeiten 

Landwirtichaft  a.  GestÜtverw 
KüDxreform 


AdmioUtrat  ZivUv.  (1  bis  7) 
Vennögens.  u.  Verkehrsver- 
Viltang  {8  bu  14)  .  .  . 
Jastit(exU.  Gerichtsgefängn.) 
Unterncht  and  Koltiu  (inkl. 
M«dian»lirei«n)  .... 
ZiTüpena.,  Wartegelder  etc. 
Sonstige  [oder  gemischte)  Zi- 

vüvenraltang 

Z.  Bttriebsfond  d.  Reichskasse 


K«6nü.  Zivüv.  (15  bis  81) 
W*  Lindheer  und  Marine 
Wb  Militirpensionen  .  . 
Klitirvtrwaltttiig  .  .  . 
Dwnnter  nur  Marine  (exkl. 
Pensionen) 

%«iti:Zi^~u~  küitkrv. 
Erhebung  d.  direkt.  Steuern 
Erhebung  d.  indirekt.  Steuern 
IftcTterrerwaltimg     .    .    . 

NentUehe  KettoaiMgabe .' 
Verzinsung  der  Schulden  . 
J"Jping  der  Schulden  .  . 
Jenrsltung  der  Schulden  . 
y^jdgTerwaltimg  .  . 
j«««ite  lettoaugabe .  . 
l>»vw  wr  Sdittldentilg.  (31)^ 

Hetto«igibe~öhne  Schür 

yntflg— g 


rwaaiL  Allig.  (oben  mitenth. ) 
>  «uiögtn».  tt.  Verkehrsverw. 
jWge  ZivUverwalt.    (auch 
Steuer,  und  Schulden-) .     . 
■«Btirrerw.  (inkl.  Marine^ 

Sttnune  aller  einmaL  Äetto^ 

»Mgib« 

^online  aller  fortdaninidai 
Vettoaugab«     .... 


1861 

gegen 

1851 


1873    < 

gegen  | 
1861    I 


188314 


gegen 
1851  I  1873 


Mahr  in  Pfennig  p.  Kopf 
der  Bev61kmng 

—  7 

—  0,46 
3.39 

17  47  84  20 

— 2  g  12  5 


-2 

3.41 
0,49 
1,94 


-20 
I 


I 

—  1 

2,34 
4,76 

47 
9 

1,85 
8,87 

84 
12 

45 
6 

«34 

10 

12,50 
46 

14,42 

1,80 
6,40 

39 

86 

— 21 

10 

17 

'3 

— 

89 

-  4 
I 

-11,80 
-10,60 

-  7 


18 

13 
19 

3 
— 1 

II 


"5 

239 

192 

67 

57 
136 

90 

71 

149 
31 

3S 

28 

-87 

6 

106 

-122 
50 

56 
—39 

—18 


37 
220 
2 

28 


570 

233 

36 

269 

100 


640 
462 

5» 
513 

80 


33 

9 

13 
22 

-48 


259 

3 

2 

5 


839 

17 

H 
81 


1153 
21 

34 
55 


55 

I 

18 

19 


264 

74 

9 

0,»7 
83 


870       1808 
36         316 

136  9 

0,511        1,03 
173      I  326 


74 
206 

-137 
0,S5 
70 


347 
9 


1043 
136 


1534 
9 


144 
136 


338 


907 


1525 


280 


14 

—  I 
88 


135 

161 

-  7 


97 


-52 


43      1-117 
70       —  1 1 


101 


246 


28» 


754 


810 


1324 


-180 


824 


1861 

1873 

gegen 
1851 

gegen 
1861 

1883|4 

gegen 
1851  I  1873 


Proi.  ▼cm  Mehr  der  ord. 
Kettoansgabe 


1,9 

0,1 

— 

0,3 

— 

0,5 

6,5 

5i« 

0,8 

1,0 

— 

5»8 

0,8 

0,7 

1,3 

1,2 

0,2 
0,7 


7,6 
0,4 


1,4 
1,7 
5,9 

9.9 
1,2 
1.5 


0,1 
0,1 
0,7 

7,0 
1,0 

11,1 

1,2 
0,1 

0,5 

3,8 

1,7 
1,4 


-  9,4 

-  0,6 

4,« 
«7,0 

6,8 
120,2 

-   5,4 

1,4 
-15,8 
-14,« 

-  9.4 

"7,0 
8.1 

-17,8 


6,8 

13,« 

19,8 

4,9 

22,1 

4,7 

7,« 

7,7 

11,3 

M 

10,3 

12,8 

0,5 

8,2 

2,6 

4.1 

4ii 

2,8 

14,0 

83,3 

0,8 

84,1 

10,6 

98;  i 

1,1 

0,8 

1,9 


65,5 

53,0 

6,8 

38,8 

24,1 

4.2 

30,9 

42,5 

11,5 

6,6 

96,4 

95,5 

2,0 

1,8 

1,6 

2,7 

3,6 

4,5 

143,2 

—164,9 

67,6 

75,7 
-52,7 

—  24.3 

44,6 
12,2 

17,5 
29,7 

65 
74,3 
1,4 
24,3 
25,7 


100 

28,0 

3,4 

0,1 

31,5 


100 

100 

4,8 

26,1 

15,6 

0,7 

0,1 

0,1 

19,9 

26,9 

100 

279,4 
-185,1 

0,3 

94,6 


131,5 
3.4 


119,9 
15.6 


126,9 
0,7 


194,6 
183,8 


128,1 


104,8 


126.2 


378,4 


5.3 

0,4 
33.4 


38,3 
93,2 


i5'Ä 

1 
8,0 

18,5 

3.& 

—  0,8 

5'8 

33,2 

17,8 

86,7 

109,6 

-70,3 

-158,1 

-  14.8 


^243,2 
487,8 


1861 

pegen 
1851 


188314 

gegen 

1851  1 1873 


Pros,  der  Vettoaiugabe 
der  Vorperiode 

-  13.7 

—  0,1 

37.2 
14.5 
13.2 

197,7 
-19.0 
7,1 
—90,6 
—62,3 
—15,2 


—43,8 

15,2 
-lOO 


11,1 

2,0 

—  2,2 

59,7 

30.0 

109,0 

244,8 

22,0 

51,6 

II3.Ä 

-  0,6 

31,0 

3«,7 

00 

788,2 

-  0,1 

40,0 

579,3 

249,4 

2426,2 

00 

254,9 

00 

00 

773.« 

00 

— 

00 

00 

—14,8 

74.8 

—15,5 

2,8 

27,7 

48,5 

00 

10,3 

-   7,6 
11,4 

4.^ 
—    1,5 

124,4 


59,6 

136,6 

121,5 
36,0 

33.3 
81,4 

128,6 

222,4 

110,9 

47.7 

175.0 

316,8 

— 

34,4 
—34.8 

I9,ä 

35.0 
—28,9 

—32,7 


5,6^  82,5 

53'3  36,8 

1,8'  39,8 

47,5'  39,0 


474,5  294,1  1356,0 


97,u 
111,8 

94.4 
109,8 


2,6 

1,1 
14,1 

2,3 
—29,1 


23,1 

18,7 

2,9 

5,^ 

21,^ 

93,0 

13,0 

2,3 

49,3 


25,3 
13.0 


60,8 
89,5 

19,8 
33,7 

59,1 

19.8 

197,1 

3,7 

J4^ 

60,5 

197,1 


102,9 

131,2 

47,9 
63,4 

100,0 

292,7 

15,0 

41,1 
194,1 


2,5 

2,8 

20,7 

IM 

3,2 

94,5 

-66,8 

0,1 

16,5 


111,5 

15.0 


5,2 

66,3 


I 
25,6!  54.8 


116,ol     10,9 


66,7 

-  5,5 
463.2 


461,9 

233.3; 
368,4; 


174,1 
18,6 


188,0 
48,2 


362,1 
100,4 


—30.1 

-65,8 
-11,0 

—40,2 
14,0 
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Tabelle  10. 

Dekadische  Übersicht   des   absoluten  Netto-EtatsoU  der  kombinierten  Staats-  und  Be 

Einnahmen  in  Freufsen,  seit  1821. 

(Für  1821  bis  1861  nar  uumittelbare  Staats-Eiiinahmen ,    für  1873  uud  1883|4  liombiniert  wie  id  Tab    4  anti 


Einnahmearten. 

Die  vorgesetzten  Zahlen   geben  die 

Spalten  der  Tab.  4  an. 


1  Zölle    .... 

2  Zackersteuer 

3  Salisteuer     .     . 

4  TabalLsteuer 

5  Branntweinsteuer 

6  Bierstener 


8  Zölle  u.  jetzige  Keichsvorbr.-St. 
Weinsteuer 

9  Mahlsteuer 

10  Scblachtsteuer 

1 1  Wirtschaftsabgab.  in  HohensoU. 

12  Strafgelder   etc.    in   Zoll-    und 
Steuersachen 


14  Zölle  n.  alle  VerbraachMtenem 
24  Erbschaftssteuer     .     .     . 

27  Eisenbahnabgaben       .     . 
23  u.  25  Stempelsteuern 
26  Gerichtsgebühren   .     .     . 

28  Sonstige  Verkehrsabgaben 

29  Stempel  und  Oebthren 


14  u.  29  Indirekte  Steuern  i.  w.  S 

17  Personalsteuern)       wie  unten       / 

21  Realsteuem  .    /       spezifiziert      ^ 

22  Direkte  Steuern  i.  e.  S.     . 


30  Steuerrechtliche  Einnahme 

31  Domftnen  und  Forsten    .     . 

32  Berg-,  Hütten-  u,  Salzwerke 

33  Finanzbetriebe  (Münze,   Bank 
Lotterie) 

34  Post  u.  Telegraphen  .     .     . 

35  Eisenbahnen 

37  Verschiedene  Verwaltungseinn 
43  Kapitalzuschüsse  (inkl.  Zinsen) 
45  Vichtstenerrechtl.  Einnahme 


46  Eigentl.  Geaamteinnahme  . 

47  Überschüsse  aus  Vorjahren 
49  Anleihe  laut  Etat  .... 

49*.  Einnahmedefizit       .     . 
Hilfteinnahme  bes.  Defliit 

GKÖtamtsoil  der  Vettoeinnahme 
Davon  zur  Schuldentilgung 


Vettobilani  ohne  Schnldentil- 
gnng 


Speiiflkation  der  direkt.  Stauern: 

15  Klassensteuer 

16  Einkommensteuer  .... 

18  Grundsteuer 

19  Gebäudesteuer  .     .    .     .     . 

20  Gewerbesteuer   (inkl.  Überein 
nahmen) 


1821 

Bey. 

11,0  Mill. 


1832 
Bev. 

13,0  Mill. 


1841 

Bev. 

15,0  MiU. 


1851 

Bev. 

17,0  MUl. 


1861 

Bev. 

18,5  Mill. 


1873 
Bev. 

24,0  Mill. 


28 


AbBolut  in  Mark. 


? 
? 

II  400000 
? 
V 
? 


V 

V 
V 


57  240  000 


8  730000 

I  260000 

9  990  000 


67  230  000 

18965550 
32778000 

51  743  550 


118  973  550 

27  533  246 
I  716000 

I  523  400 
2400000 

5  573  100 
38  745  746 


157  719  296 


157  719  296 
ic.io  000  000 


147  719  296 


18965550 
27978000 

4800000 


In  den  für  dieM  Jahre 
(durch  Köniffliche  Kabincta- 
ordre)  festgestellten  Staats- 
haushaltsetats    sind     nicht 
blos.  wie  für  1878,  die  Zölle 
und  Terbrauchflsteaem,  son- 
dern  alle   nicht   als  direkt 
geltenden  Abgaben  nur  snm- 
^marisch  als  „Zölle,  Yeneh- 
rungssteuem ,      Stempelge- 
bUhren,       Chansseegelder" 
aufgeführt. 
Die  Gerichtsgebührcn 
sind  oflenbar  unter  den  Ver- 
waltungdolnnahmen  mitent- 
halten. 


41  100  000 
2400000 

15774000 
391  800 

15  300000 
3  300000 


38  073  072 
12  729000 

17  »95  550 
411  000 

20790000 

3978000 


56237886128 
23  504  160  29 

18950052  22 

654  894  8 

30726412  36 

10305236  14 


78  265  800 

120000 

3  180000 

3690000 


186000 


93  176  622!  140  378  640  240 

426  oooj    — 
4620000 
4986000 


5  250000 
7579200 
29700 


240000    273540 


85  441800  103  448  622 


12000000 

16635  219 

8051  100 

36  686  319 


I  571  121 
12450000 
28  823  865 

8  440  299 
51  285  285 


153  5U  080  240 


7  029  000 
33  180900  27 

39  141  330,  46 

7397750     4 

86  748  980|  87 


75  867  OOOi  85  554  000 

19  224 

34962 

54186 


OOOj  20079000 
oool  36  207  000 
000:  56  286  000 


130  053  0001141840  000 

23  559  296 
2  142000 


22  779  296 

2  751  000 


I  7220001       2  787000 

3  300  OOOj  4  200  000 


726000 
31  449  296 


963000 
33  480  296 


122  128119 
22  998  009 
38087  241 
61085  250 

r83"213  369 

24  744  996 
3300000 

3  5"  200 
I  888  200 

8163582 

41  607  978 


154  733  907 

40  873  500 
40550850 


240  260  060  327 
60  792000  55 
70  347  OOOj  87 


81424  350131  139  000143 


236  158  257 

25  059  636 
8  204  970 


8285 

5563 
7404 

10  448 

5787 
70  754 


700 
470 
564 
712 

387 
439 


371  399  060  470 
45439050  47 
21  306885  15 

i 
20577832,  7 
6827354, 14 

52  540  527  U9 

12816279^  25 

73825828  41 

233  333  755  291 


161  502  296  175  320  296  224  821  347:306  912  696  604  732  815  76S 

41  763  828  12 


9  217  719 
9  217  719 


II  956 
11956 


908 
908 


17  694  032 
59  457  860 


4° 


5S 


161  502  296|175  320  296 
10986000   8298000 


234  039  066 
10  153  338 


318  869  604!664  190  675  8l9 
12  802 


335  4924014a 


1^ 


150  516  296 


167  022  296 


223  885  728 


19224000'  20079000 
29  172  000  29  667  000 


5790000 


6540000 


22  998  009 
30328575 

7  758  666 


306  067  2691614  950  535  794 


r 

30  666  000  39  792  000 
10  207  500 
30614750 


9  926  100 


21 
21  000000  3I 

39165000  4j 

2? 


14  601  000 

16581000 


BeitrSge  rar  Stotistik  der  Finanien  in  Preaften. 
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TabeUe  11. 

tekadische  Übersicht  der  Kopfbeträge  der  kombinierten  Staats-  und  Beiehseinnahmen 

in  Preufsen,  seit  1821. 

(Anf  Gnind  der  Tabelle  10.) 


Wimahmaarten. 

'ie  Yorfresetzten  Zmhlen  geben  die  Spalten 
der  Tab.  4  an. 


1821 

Bev. 

11,0  Mill. 


1832 

Bev. 
13,0  Mill. 


1841 

Bev. 

15,0  Mill. 


1851 
Bev. 

17,0  Mill. 


1861 

Bev. 

18,5  Mill. 


1873 

Bev. 
24,0  Mill. 


1883/4 

Bev. 
28,0  Mill. 


Solle 

Cnckerst«oer 

$a]2st«aer 

TalAksteoer 

SniiQtveinsteoer 

Bienteoer 

Zolie  und  jetzige  ReicbsverbraachsteDern 

I^einsteaer 

lahlsteaer 

(chlftehuteoer 

i^irtsehaflsabgaben  in  Hohenzollem 
^fgeldcr  etc.  in  Zoll-  and  Stetiersacben 

SUe  vnd  alle  Verbrauolisteneni     .     . 

^rbscbaftsatener 

'^uenbtbnabgaben 

>  %5  Stempelstenern 

^erichta^böbren 

Sonstige  Verkebrsabgaben 

iteopel  nad  Gebftliren 

.  29  Indirekte  Stauern  i.  w.  S.     .    . 

Wntliteaern  1      .         .  ..-ä  •    * 

^alstenern  f   '^'^  ""*®"  8pe2ifiziert 

inkto  Btenem  L  e.  8 

tenerrechtliche  Einnähme    ~     7  .    ~ 

'omSnen  and  Forsten 

«rg-,  Hütten-  und  Salzwerke  .  .  .  . 
^Dxbetriebe  (Mfinze,  Bank,  Lotterie) 

^t  and  Telegraphen 

iwnbtthnen 

erschiedene  Verwaltangseinnahmen  .  . 
Apitalzoschosse  (inkl.  Zinsen)  .  .  .  . 
^ehtatenerreehtliehe  Einnahme      .     .     . 

V<ntliehe  Geeamteinnahme 

^rachüsse  aas  Vorjahren 

Bl«ibe  Unt  Etat 

)^  Einnahmedefizit 

^ianahme  bei.  Befliit 

^'^iBAt-Soll  der  Kettoeinnahme    .     .     . 
ö«ron  zur  Scholdentilgong 

•ttobUua  ohne  Sehxddentilgnng  .    .     . 

8peii2katioii  der  direkten  Stenem: 

Jasseostener 

|>akommensteaer 

'nindateaer 

'cbaad«steaer 

^verbesteaer  (inkl.  Nebeneinnahmen)  .     . 


? 

? 

104 

• 

? 
?^ 

"V  " 
? 
? 
? 
V 

? 


520 

80 

II 
91 


Pfennig  pro 


In  den  Hir  diese 
Jahre  (durch  könig- 
liche Kabinetsordre) 
featgetttellten  StaaU- 
hauthaltsetats  sind 
nicht  bloi.  wie  fiir 
1872.  die  Zölle  nnd 

Yerbraachsteoem, 
sondvn  alle  nicht 
ala  direkt  geltenden 
Abgaben  nur  sum- 
marlfch  ah  „Zölle, 
Verzehrungssteuem, 

StempelgebUhren, 
Chauueegelder" 
aufgeführt  Die  Oe- 
richtsgebühren  sind 
offenbar  unter  den 
Venraltungseinnah- 
meu  mitenthalten. 


Kopf  der 

BevSlkemng. 

242 

206 

234 

458 

M 

69 

98 

106 

93 

93 

79 

80 

2,S0 

2,22 

2,72 

30 

90 

113 

128 

133 

19 

21 

43 

52 

460 

504 

585 

859 

0,70 

2,30 

— 

20 

25 

22 

21 

27 

32 

— 

— 

0,12 

0,13 

1,10 

503 

1,30 
559 

1,14 

1,23 

640 

860 

— 

— 

— 

19 

St^o 

30 

9 

70 

67 

138 

100 

98 

156 

163 

166 

47 

46 

31 

17 

215 

278 

362 

311 

611 
172 
298 
470 


583 

570 

718 

837 

1002 

148 

134 

135 

221 

253 

269 

241 

224 

219 

293 

417 

375 

359 

440 

546 

1171 
197 

314 
511 


1081 

250 

16 

14 
22 

50 
352 


1000 

945 

181 
16 

151 
18 

14 
25 

19 
28 

5-58 

6,42 

241 

223 

1077 

145 
20 

21 

II 

48 

245 


1277 

136 

45 

45 

30 
40 

56 

31 
333 


1548 
191 

89 
86 

28 

2x8 

53 

307 
972 


1682 
169 

54 
28 

51 

499 
90 

150 

1041 


1433 


1241 

1168 

1322 

55 
55 

1660 

64 
64 

2520 
174 

73 
247 

2723 

44 
144 

188 


1433 

1241 

1168 

1377 

1724 

2767 

2911 

91 

84 

55 

60 

69 

205 

69 

1342 


1157 


1113 


1317 


1655 


2562 


2842 


172 

254 
44 


148 
224 

45 


134 
198 

43 


135 
179 

45 


166 

55 
165 

54 


166 

87 

163 

61 

69 


77 
120 

«43 
102 

69 
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Tabelle  12. 

Dekadische  Übersicht  der  Frozentverhältnisse  der  kombinierten  Staats-  und  Rdchi 

Einnahmen  in  Freufsen,  seit  1821. 

(Auf  Qrnnd  der  Tabellen  10  and  11). 


Einnahmaarten. 

Die  vorgesetzten  Zahlen   geben  die  Spalten 
der  Tab.  4  an. 


1  Zölle 

2  Zackersteaer 

3  Salzstener 

4  Tabaksteuer 

5  Branntweinsteuer 

6  Biersteuer 

8  Zölle  und  jetzige  Reichsverbranchsteuern    . 
Weinsteuer 

9  Mahlsteuer 

10  Scblachtsteuer 

11  Wirtschaftsabgaben 

12  Strafgelder  etc.  in  Zoll-  und  Steuersachen  . 

14  Zölle  und  alle  VerbranohMteaeni     .     .     . 

24  Erbschaftssteuer 

27  Eisenbahnabgaben 

23  u.  26  Stempelsteuern 

26  Gerichtsgebflhren 

28  Sonstige  Verkehrsabgaben 

29  Stempel  und  Oebfihren 

14  n.  29  Indirekte  Steuern  i.  w.  B 

17  Personalsteuern  1       .         .  -is  •  _*.        f 

21  Realsteuem         }  ^''^  ""^^^^  spezifiziert       | 

22  Direkte  Steuern  i.  e.  S 

30  Stenerrechtliohe  Einnahme 

81  Domänen  und  Forsten 

32  Berg-)  Hütten-  und  Salzwerke 

33  Finanzbetriebe  (Münze,  Bank,  Lotterie)  .     . 

34  Post  und  Telegraphen 

35  Eisenbahnen 

37  Verschiedene  Verwaltnngseinnahmen  .     .     . 

43  Kapitalzuschfisse 

45  Kiohtttenerreohtliohe  Einnahme  .... 

46  Eigentliche  Oeiamteinnahme 

47  Überschüsse  aus  Vorjahren 

49  Anleihe  laut  Etat 

49  a  Einnahmedefizit 

Hilfieinnahme  bei.  Defiiit 

Gesamt-Soll  und  Kettoeinnahme  .... 
Davon  zur  Schuldentilgung 

Hettobilan»  ohne  Schnldentilgung    .    .     . 

Speiüikation  der  direkten  Steuern: 

15  Klassensteuer 

16  Einkommensteuer 

18  Grundsteuer 

19  Gebfiudesteuer 

20  Gewerbesteuer  (inkl.  Nebeneinnahmen)   .     . 


1881 


? 
? 

9.6 

? 

? 
? 


? 
? 
? 
? 
? 
? 


48,1 


7,3 

1.1 
8,4 


.')6.5 
i6,o 

27,5 
43,5 


100 

23,1 

1,4 
1,8 

2,0 

4,8 

32,6 


132,6 


132,6 

8,4 


1838 

1841 

1851 

1861 

1873 

Frocent  aller  steuerreehtliehen  Einnahmen. 

22,4 
1,4 

8,6 


ID  dea  für  diese 
Jahre  (dordi  KOnif - 
liehe  Kabinetsordre) 
festgestellten  Staatt- 
baushaltaetats    sind 
nicht  blos,  wie  für 
1872,  die  Z«lle  und 
Yerbranchtsteaem, 
sondern    aOe    nicht 
als  direkt  geltenden 
Abgaben  nur   sum- 
marisch als  „Zölle, 
Yerxehrungisteuem, 
Stempelgebühren, 
Chattsseegelder" 
auf  geführt. 

Die  Oerichtsge- 
bühren  sind  offen- 
bar unter  den  Ver- 
waltungseinnahmen 

mitenthalten. 


8,4 
1,7 


16,1 

15,« 

5,4 

6,3 

7,3 

5,1 

0,2 

0,2 

8,7 

8,3 

1,7 

2,7 

42,7 
0,1 

I?7 

2,0 

0,1 


39,4 

37,8  ! 

0,2 

2,0 

1,4 

2,1 

2tl 

0,01 

0,1 

0,07 

46,6 


6,6 

9f0 

4,4 

20,0 


48,8 

0,7 

5,« 
12,2 

3,8 

21,7 


100 

100 

100 

18,1 

16,0 

13,5 

1,6 

1,9 

1,8 

1,3 

2,0 

1,9 

2,5 

3,0 

• 

1,0 

0,6 

0,7 

4,4 

24,1 

23,6 

22,6 

100 
10,6 

3,5 

3,5 
2,3 

3,1 

4,4 

2,6 

29,9 


124,1 


123,6 


122,6 


5,3 
6,3 


129,9 


5,1 
5,1 


124,1 
8,4 


123,6 

5,8 


•    127,9 
5,5 


124.2  115,7 


117,8      I     122,4 


135,0 
129,6 


4M 

1,9 
8,9 

IO,ö 
2,0 

23,3 


100 
12,8 

5»8 
5,5 
1,8 
14,2 
3,4 

19,9 
62,8 


162,8 
11,2 

4,8 
16,0 


178,8 
13,2 


I    165,ti 


58,4 

60,3 

66,6 

65,5 

64,7   1 

14,8 

14,« 

12,5 

17,3 

16,4 

26,8 

25,5 

20,8 

17,2 

18,9 

41,6 

89,7 

33,3 

34,5 

85,3 

16,0 

23,5 

4,0 


14,8 
22,4 


i4i» 
20,9 

4,6 


12,5 
16,6 

4,2 


13,0 

4,3 

13,0 

4,« 


10,7 

5i7 

10,5 

3,9 
4»5 


TabeUe  13.  33 

Dehdisehe  Übendoht  der  Zunahme  oder  Abnahme  der  kombinierten  Staats-  und  Beichs- 

Kinnahmen  in  Preufsen,  seit  1821. 

(Auf  Gmod  der  Tabelle  11.) 


limthBiMTten. 
Ke  Torgtaetzten  Zahlen  geben 
di«  S^D  iler  Tab.  4  an. 


1861  '  1873 

gegen  \  gegen 
1851  I  1861 


1883|4 

gogen 

1851  11873 


1861 

gegen 
1851 


1873 

gegen 

1861 


1883|4 

gegen 
1851  I  1873 


1861  1873  ' 


gegen 
1851 


gfgen 

1861 


1851 


1883|4 

gegen 


1873 


Mehr  in  Pfennig  pro  Kopf 
der  BeTölkemng 


Me  .   .    .    , 
Zackersteaer 
Saix»t«ur     .    . 

Isbibteaer  .  . 
B:ftimtireiQsteaer 
Bkntciitf     .    . 


Zölle  aod  jetzige  BeichüTer 
braubsteaern   .... 

Vriajiewr 

lüAJjteBcr 

'  Sdiitthtstener    .... 
ft'irtsehiiksibgmben  inHoben 
»Ikra 

StrafgcUar  ete.  in   Zoll-    u 
Steamubeo      .... 


SQa  8i4  lUe  Verbranehf- 
««leiii 

^«Ittftssteaer  .  .  . 
BsedfthMbgaben  .  .  . 
^  ^  ^mpelstenern  .  . 
GeridäfebSbren  .  .  . 
SoGjti|e  Terkehraabgaben 
Ite^  md  eebühzon  . 


-36 
55 

—  0,08 

23 

2 


28 

216 

29 

92 

—14 

-13 

0,60 

28 

15 

43 

22 

33 

224 
8 
I 

27 
5 
9 


Proi.  Tom  Mehr  der  stener- 
reehtL  Einnahme 

167,2 

6,0 

0,7 

20,2 

3.7 
6,7 


18,0 

—10,4 

35,7 

27,5 

10,7 

15.1 

-  5.2 

—  2,1 

-0,04 

0,« 

4*6 

11,5 

5.6 

7.1 

1,0 

8,1 

5.4 

44 

1,60 

5 
6 


0,20 


81 

—    2,S0 

—  3 

5 

0,1s 

—  0,18 


399  274 
—  0,70  — 
— 20     I — 22 

—21       !-32 


0,1s 


0,1s 


22,0 

29,9 

65,9 

0,8 

—  0,1  —  o,i| 

2,5 

—  0,1 

3.3 

3,0 

0,2 

—  3.5 

0,0 

0,1 

—  0,0 



204,5 
—16,4 


56 

8,50 

-  3 

58 

-  I 

68 


81 

357 

— 

19 

21,50 

9 

71 

7 

30 
68 

-15 
84 

-30 
96 

220 

19 
—21 

-38 

3 

—14 

—51 


28,0 

4.2 
■  1,5 

29,0 

0.5 
81,5 


29,9 

7.9 

26,2 

2,5 
-   5.6 

81,0 


59,0    164,2 

3.1      14.« 
1,5—15,7 

5,0  —28,3 
11,2        2,2 

5,o[— 10,5 
15. 9I     38,1 


i.  i^  hdinkte  Steuern  im 
t.  Siase .... 
PeiMBalstetternJ  wie  nnton   j 
^^*ö»rn       j  spezifiziert  j 
frto  ftwam  i.  e.  8.  .    . 

'^BumektUehe  EiniiAhme 

D^ÄiioÄn  oDd  Fönten     .     . 

H,  Htttteo-  n.  Salzwerke 

^ffittibetriebe,  Münze,  Bank, 
Lweii) 

^  aad  Telegraphen     .     . 

«»»Wuwa 

♦enddid,    Venraltuogsein- 
iibien 

^ätilauchÜMe  (inkl.  Zins.) 
f^cbtitBoorrechtL  Hinnahm. 


119 
86 

-  5 
81 


1 

165 

453 

32 

62 

74 

90 

106 

152 

169 

-56 

21 

—35 


69,5 
43.0 
—  2,5 
40,5 


60,9 

74,9 

11,8 

10,2 

27,8 

I4.d 

39,1 

25,1 

S^^  Otwmteinnahme  . 

*5ersehÖsie  aus  Voijahren  . 
ÄÄitil»  lant  Etat  .... 
JJl' Bnnshmedefizit  .  .  . 
5^^^^iuline  bes.  DefLdt  . 


-   der    Vettoeinn. 
f?!^^  Schnldentilgnng  . 

^f^^Skia  ohne  Sehnldrä^ 


200 

-  9 
25 

24 

19 
40 

8 

31 
138 


271 

605 

55 
44 

24 
34 

41 
—  2 

178 

7 
40 

499 

—  3 
276 

589 

42 
150 
796 

134 
— 22 

-35 

-58 

23 
281 

37 
-157 

69 


100 

—  4.5 
12,5 

12,0 

9,5 

20,0 

4.0 
15.5 
69,0 


100 
20,3 
16,3 

15.1 

—  0,8 

65,7 

—  i.i 
101,8 
217,3 


100 

0,4 

5.6 
1,1 

6,6 

82,5 

7.0 
24,8 

131,6 


338 


10 
10 


860 

1401 

174 

44 

— 

144 

9 

-55 

183 

133 

203 

-130 

144 

-73 
—69 


169,0 


5.0 
5,0 


317,3 

231,6 

64,2 

7,2 

23.8 

3^3 

—  9.1 

67,5 

21,9 

126,1 

—41.8 

15,7 

— 26£ 

T00~ 
—  16,4 
—26,1 

-43.3 

17,2 
209,7 

27,6 
-117.2 

51,5 

"T6i;5' 

—97.0 

107,5 

—54.5 

.0 


348 
9 


1043 
.»36 


1534 
9 


144 
-136 


174,0 
4.5 


384,8 
50.1 


253,5 
1,4 


107,5 
-101,5 


339 


907 


1625 


280 


178,5 

334,7 

252,1 

I5i5 

_ 

-  9.6 

27,5 

11,8 

19,8 

-  7,0 

—  0,8 

-  6,0 

— 

22,5 

16,9 

4.5 

5,6 

4.0 

209,0 


Froi.  Tom  Betrage  der 
Vorperiode 

95.7 
8,2 

1,3 
992,7 

3.9 
20,9 


—14.9 

13.6 

89,2 

392,8,  42,0  657,2! 

15.1 

14,0 

—  3.5 

22,5 

1217,4 

25,5 

13,2 

47,7 

10,5 

104,8 

173.6 

9.6 

228,5 

25.0 
28,5 


18,2 


16,1 
100 


86,8 
-100 


12,0-100 
18,5-100 


00 


12,3 


00 


11,8 


46,8 


-100 
-100 


IM 

00 

-  4.3 
59.2 

-  2,1 
29,3 


14,5 

70,9 

00 

254.0 

CX) 

106,0 

42,8 

4,6 

69,4 

32,6 

—63,8 

30,2 

44,6 

16,6 

63,7 

—   2,2 
22,6 


19,7 

63,1 

H.4 

45.9 

33.8 

40.2 

24,1 

42,3 

34,4 

00 

70,0 

27,5 

1.8 

-45.1 

-14.1 

16,8 
-22,1 

7.2 
6,4 


18,5 
—   6,2 

125,0 

110,4 

172,7 

00 

16,7 

00 
56,3 


21,2 

40,4 

97.8 

91,1 

-  6,7 
445,0 

-  5.3 
890,3 
153,8 


56,2 

16,5 

170,0 

33.3 
3636,3 

CX) 


87.5 

00 

324,9 


25,.') 

51,8 

106,0 

00 

00 

00 

18,2 

14.1 

-100 

18,2 

285,9 

241,8 

8,7 
—  11,5 
—39,3 

—67,4 

82,2 

128,8 

69,8 
—51.1 

7.1 
"8,1 

—74.7 

00 
-100 
—23,9 


25,8' 
13.0 


60,5 
197.1 


111,4 

15.0 


5,2 

—66,3 


. 

25,6 

54,8 

115,8 

23.0 

00 

58,« 

—42,9 

CX) 

7.8 

1,2 

—20,1 

— 

00 

00 

20,0 

27,8 

53,8 

10,9 


w     —  4er  dir.  Steuern: 

*'**»«!teaer 
*ö«iSB!neMteiier   .     .     .     . 


■*i>iodestMier 

^Weoer  (inkl.  NeW 

^•J.  Bim' 


31 

55 
■14 


32 
-  2 

61 


-58 
120 

-36 

102 


-89 

33 
— 20 

41 


^4  I  - 


-66,4 
24,6 

-14.» 
30,6 


-53.6 
37,9 
-12,3 
67,2 


34 


Philipp  Oerstfeldt, 


TabeUe  14. 

Absoluter  Markbetrag  und  Kopfbetrag 
der  Netto-Staats-  (inkl.  Keichs-)Ati8gab6n  in  Preofsen,  Grofsbritannien  und  Frankreic 

um  1882. 


AuBgabesweoke 


Staatsoberhftnpt 

Gesetzgebende  Körperschaften 

Zentralverwaltnng 

Innere  Oberverwaltnng  .... 
Provinzial-  und  Besirksregiemngen 
Znschnfs  zur  stund.  Provinzial-  und 

KreisTorwaltung 

Diplomatische  Vertretung  .... 

Domänen  und  Forsten 


nur 


Berg-,  Hütten-  u.  Salzwerke  I  extraord. 
Post  und  Telegraphen  .     f     Aus- 
Eisenbahnen  .     .     .     .     ^    gaben 
Handel,  Gewerbe  u.  öffentl.  Arbeiten 
Landwirtschaft  u.  Gestütverwaltnng 


Andminlstrative  Zivilverwaltung 
Vermögens-  und  Verkehrsverwaltung 
Justiz  (inkl.  Gerichtsgeföngnisse) 
Höherer  Unterricht,  Wissenschaft  u. 

Kunst 

Volksunterricht 

Kultus  (Kirchenwesen) 

Pensionen,  Wartegelder  etc.  .     .     . 
Sonstige  oder  gemischte  Zivilverwalt. 


£igeiitliehe  Zivilverwaltimg     . 

Landheer 

Marine 

Pensionen  (für  Landheer  u.  Marine) 
.lOlit&rverwaltnng 


EigentUohe  ZivU-  u.  KiHt&rverwalt 
Erhebung  der  direkten  Steuern 
Erhebung   der  indirekten  Steuern 

SteaerverwfJtimg    .    .     . 


Ordentliche  Kettoanigabe 
Verzinsung  der  Schulden 
Tilgung  der  Schulden     . 
Verwaltung  der  Schulden 

Bohuldenverwaltimg     .     . 


Oesamte  Kettoanagabe 


Preufien 

Reichs-  und 

Staatsetat 

188213 

(wie  in  Tab.  3) 


1. 


OroAi- 
britumien 
Abrechnung 

1881|2 


2. 


Fnaikreieh 
Etat 
1883 


PreuTMn 

Bevölk. 

28,0  MUl. 


4. 


Chrofii- 

britaanien 

Bevölk. 

35,0  Mill. 


12  219  296 
6304752 

3  456  338 
44  546  652 
12  198  250 

37  559"! 
4553915 


2  689  650 

280000 

1831  800 

6  750  390 

31567842 

12  703  635 


120  838  314 

55823317 
82  263  630 

21  856459 

20  438  923 

8363  311 

23  103  »35 
31  595  HO 


364  282  199 

222  434  795 

21776794 

29534912 

273  746  501 


638  028  700 
10  203  000 
27818675 
38  021  675 


676  050  875 

94  136  092 

23017  618 

693  518 

117  847  228 


793  897  603 


AbMlnt  in  Mark 


} 


14  540320 
I  824  340 

93  903  180 


13  895  080 


26718360 


124  162920 
26718360 
40  730  400 

14255000 
77  042  000 

? 
28  23 1  000 
48  799  880 


559  939  560 
327  591  700 
215  129060 

? 
542  720  760 


902  660  320 

? 

? 

56  815  100 

959  475  420 

593  3^8  900 

V 

329960 

598  648  860 


1558124  280*) 


} 


960000 
9  388  624 

45013453 


8024800 
1 1  678  560 


8000000 

298571845 

204  483  363 

18  772  152 


75  065  437 
529  827  360 

27  356  234 

60  595  727 

51763453 
39617  125 

46  193  294 

23  792  849 


854  211479 

534  763  039 
186856  119 

75  194  400 
796  818  558 


1  651  025  037 
15396968 
69  079  072 
84  476  040 


1  735  501  077 

V901  104393 

901  104  398 


2  636  605  470  *) 


Pfmnig  pro  Kopf  d«r  Bevl 


43 
23 
13 
159 
43 

134 

17 


9,60 
1,00 
6,54 

24 

"3 

46 


432 

200 

293 

78 

73 
30 

83 
112 


1801 

795 

78 

105 

978 


2279 

36 
100 

136 


2415 

336 
82 

2,47 
420 


2835 


} 


42 
5,21 

268 


40 


76 


355 

76 

116 

41 
220 

? 

81 

139 


1028 

936 
615 
? 
1551 


2679 
? 
? 
16S 


} 


2741 
1697 
1697 


4438 


*)  Nach  Abzug  der  analog  den  Einnahmereduktionen,  (vgl.  die  Note  anf  Tab.  16) 
hier  nicht  aufgenommenen  Postei^:  in  Grofsbritannien  42,7  Mill.  Mark  fQr  die  Armee  in 
Indien  bez.  die  Kriege  in  Afganistan  und  im  Kaffemlande,  sowie  113,6  Mill.  Mark  Be- 
triebskosten der  Post  und  Telegraphen,  —  in  Frankreich  70,900  inil.  Mark  an  Aus- 
gaben für  das  General-Gouvernement  Algier  nnd  die  westindischen  Kolonien,  55,983  MUl. 
Tabakmonopolkosten,  103,908  Mill.  Betriebskosten  der  Post  und  Telegraphen,  11,631  Mill. 
Forstverwaltungskosten,  4,i69  Mill.  Ansftihrvergfitung  für  Steuerobjekte  (wohl  nnr  Zacker) 
und  6,900  Mill.  Mark  Verteilnngsgelder  (Denuniiantenpr&nion)  n.  f .  w.  in  Zoll-  und  Steaer- 
Konfiskationssaohen.  — 


} 


21 
31 


) 


Beiträge  cor  SUÜstik  der  Finanzen  in  Preo^Mn. 
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Tabelle  15. 

itenverhältnisse  der  Zoll-  und  Stenererhebung  in  Prenfsen  (kombiniert  mit  dem  Keich) 
seit  1861,  verglichen  mit  Grofsbritannien  und  Frankreich. 


iperiodas 


StatioU  der  Kinnahme 
Mark 


Indirekte  1) 
Abgaben 


1. 


8971S 
108  714 
178  192 
194089 
202  423 
196484 
205261 


Direkte  *) 
Steuern 


2. 


9001 

4921 

496 

730 

852 

680 

118 


61 
81 

138 

146 
148 


2"  757  034 
211  422  106 

211  617  640 

293  070  390 

311  183  636 

324  145  978 

325  201  534 

+  131  III  804 


1 175  892  820 
1 689  594  472 


085  250 

424350 
093000 
168000 
319000 
659000 
696000 


150963000 
153063000 
156256000 
161  515000 
149  489  000 
144453000 
145  718000 

+7550000 


253  400  000 
344  336  800 


Zniammen 


8. 


150804  150 
190  138  842 
310285  496 

332  257  730 

333  742  852 
343  143  680 
353  957  II« 

362720034 
364  485  106 
367  873  640 

454  585  390 
460  672  636 

468  598  978 
470919534 

+ 138  661  804 


I  429  292  820 
2033931  272 


Xtataoll  der  Brhebnngtkoften 
Mark 


Indirekte 
Abgaben 


Direkte 
Steuern 


6. 


12  043  431 

13  491  093 
19  518  810 

20958510, 

21  740  7451 
21  8560901 

21  817  283 

22  143  107 
22  743  602 
21  819  754 

25  288  924 

26  242  074I 
27818675 
29  528  538 

+  8570028 


2  716230 

3  415  104 

8  112  38> 

8553000 

9  160500 
10300000 
10  478  000 

9  112000 

10  262  682 

1 1  860  700 
9951650 

10952  179 
10  203  000 
10  261  463 

+ 1  708  463 


Zufammen 


6. 


69  079  072 


15  396  968 


14  759  661 
16906  197 
27631  197 

29  511  510 

30  901  245 
32  156090 

32  295  283 

31  255  107 

33  006  284 

33  680  454 
35240574 

37  194253 
38021  675 

39790001 
+ 10  278  491 


56815  100 
84  476  040 


Erhobnngikoiten 

in  Prosent 
der  Einnahme  ans 


allen 
Aligsben 


indirekt 

direkten 

Abgaben 

8teaem 

7. 

8. 

13.4 

4*4 

12,4 

4.« 

11,0 

6,1 

10,8 

6,2 

10,7 

6,9 

9. 


11,1 

7,0 

10,6 

7,0 

10,4 

6,0 

10,8 

6,7 

10,3 

7.6 

8,7 

6,2 

8,4 

7,8 

8,5 

7,1 

9»! 

7,0 

—  1,7 

+0,8 

? 

? 

4.1 

4,5 

9,8 
8,9 
8,9 

8,9 

9,2 
9,6 

9,1 

8,6 

9,1 
9,a 

7,8 

8,7 

8,1 

8,5 

—0,4 


3»» 
4,8 


1)  Die  in  Sp.  1  bezifferten  indirekten  Steuern  nmschliersen  alle  Zölle  und 
Verbrauchsteuern  der  Tab.  4  Sp.  14  unter  III,  beziehentlich  für  1851  und  1861  in 
Tab.  10  anter  No.  14,  jedoch  mit  AuBschluPs  des  Gewinnes  des  für  diese  Jahre  be- 
standenen Salzmonopols,  —  femer  alle  in  Tab.  4  Sp.  29,  beziehentlich  für  1851 
und  1861  in  Tab.  10  unter  Ko.  29,  aufgeführten  Stempel  und  Verkehrsstenern, 
jedoch  für  alle  Jahre  unter  Abzug  der  in  den  Etats  zu  den  „direkten"  Steuern  ge- 
rechneten Eisenbahnabgaben  (Tab.  4  Sp.  27)  und  für  die  Jahre  bis  1879|80  auch 
mit  Ausschlufs  der  Gerichtsgebühren  (Tab.  4  Sp.  26),  da  diese  erst  seit  1880 11 
unter  den  „indirekten**  Steuern  etatisiert  sind  und  auch  von  den  Steuerbehörden,  (früher 
von  den  Gerichtsbehörden)  erhoben  werden. 

2)  Als  direkte  Steuern  sind  hier  in  Sp.  2  beziffert:  die  als  solche  in  Tab.  4 
8p.  22  beziehentlich  in  Tab.  10  unter  No.  22  aufgeführten  Personal-  und  Real- 
sten er  n,  femer  die  in  den  Etats  zu  den  direkten  Steuern  gerechneten  Eisenbahnabgat>en 
(▼gl  oben  Note  1).  — 

3)  Die  Beträge  für  Grofsbritannien  und  Frankreich  sind  die  in  Tab.  16  und  18  auf- 
geführten, jedoch  für  Frankreich  unter  Abzug  des  Tabakmonopolgewinnes.  Für  Grofs- 
britannien betragen  die  Erhebungskosten  nur  der  Zölle  (385  518  360  Mark) 
20  019  180  Mark«  5,2  Prozent,  und  die  aller  „inneren**  Steuern  (1  043  779  460 
Hark)  36  785  920  Mark  ea  8,5  Prozent;  weitere  Einzelheiten  lassen  sich  für  Grofs- 
britannien nicht  feststellen.  — 

8» 
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Tabelle  16. 


Absoluter  Markbetrag  und  Kopfbetrag 
der  Netto-StaatB-  (inkl.  Kelchs-)  Einnahmen  in  Preufsen,  Grofsbritannien  und  Frankrc 

um   1882. 


Einnahmearten. 


Frenfsen 

Reichs-  und 

SUatsetat 

1882/3 

(wie  in  Tab.  4) 


Grofii- 

britannien 

Abrechnung 

1881/2 


Frankreich 
Etat 
1883 


Freiüton 

Bevolk. 
28,0  Hill. 


Orofsbri- 

tannien 

Bevolk. 

35,0  MiU. 


2. 


8. 


4. 


5. 


I 


Zölle  aller  Art  (vgl.  Tabelle  18)      ... 
Verbranchsteuem  aller  Art  (vgl.  Tab.  18) 

Zoll   und    Steuer:     Tabak  (in  Frankreich 
(Näheres  in  Tab.  18)       Monopolgewinn).     . 

Branntwein  .... 

Bier 

Wein 

Luxutobjekte 

Zucker 

Kaffee 

Thee 

Wohlatandsobjekte    .     .     . 

Salz 

Getreide 

Petroleum     .     .     .     . 

Andere  Objekte 
Bchutisollobjekte  (zumeist) 

Zölle  und  Verbrauchiteuem 

Lizenzen  für  Handel  mit  Tabak  und  Ge- 
tränken        

Eisenbahnabgaben 

Erbschaftssteuer 

Stempelsteuern 

Gerichtsgebühren 

Sonstige  Verkehrssteuern 

Stempel,  Oebfthren  und  Verkehrsitenem 

Personalstenem 

Immobil  iensteuern 

Gewerbesteuer 

Direkte  Steuern 

Bteuerrechtliche  Einnahmen 

Betriebserträge  u.  Verwaltungseinuahmen 
Einnahme  ans  Kapitalien 

niehtitenerrechtliche  Einnahmen    .     .     . 

Eigentliche  Öesamteinnahme      .    .     .     . 

Überschüsse  aus  Vorjahren       .     .     .     . 

Anleihe  laut  Etat 

Einnahmedefizit 

Hilfseinnahme  bei.  Defitit 

Oeiamte  Kettoeinnahme 


Absolut  in  Mark. 

122026856       385513360       289549200 
III  106982       456244480       721409000 


21879439 

37  657  903 
14602  413 

6  447  984 

80  687  739 

31757554 
25  HO  956 

877  620 

57  746130 

24324  »73 
9718483 

13  135  543 
47621  770 

94  799  969 


176  763  520 
369  950  760 
170768  760 
27  322  420 
744  805  460 

3  797  740 

79  489  740 
83  287  480 


13  664900 
13  664  900 


227  523  480 

170  500000 

20000000 

167  478  400 

585  501  880 

127  oii  600 

70000000 

I  600000 

198  611600 

25  941  600 

10  000  000 

16000000 

1 74  903  1 20 

226  844  720 


283133  838 


2986000 

5  200000 

28  151  170 

53  500000 

4  160270 

98  997  440 

53  973  700 

68  244  000 

19  250000 

141467  700 


841  757  840 

38  856  300 
15966660 
70  811  700 

208  500  320 

334  134  980 

198900000 

54500000 

253  400  000 


1  010  958  200 


67  334  800 


611  301  472 

678  686  272 
86576000 

181  710320 
76  050  480 

344  336  800 


468  598  978 
216  748061 

476393" 
264  387  872 

732  986150 
42  506610 
18404643 

JO  911  258 
793  897  603 


1  429  292  820 

III  912  780 

24  385  240 

136  298  020 

i  565  59Ö84Ö 


2  033  931  272 
114  822  732 

114  822  732 


2  148  754  004 
25  510800 

462  340  666 
487  851466 


I  1  565  590  840*1  2  636  605  470* 


Pfennig 

436 
397 


pro  Kopf  der 

1102    I 
1303  i 


78 

«35 
52 

23 
288 

114 

90 

2,80 

206 

87 

35 

47 

170 

389 


505 
1057 

488 

78 

2128 


II 
227 
238 


39 
39 


833 


II 

19 
100 

191 

15 
386 

193 

243 

69 

505 


} 


2618 

»51 
66 

217 


4473 


*)  Nach  Abzug  der  analog  den  AusgabcreduktioneD  (vgl.  die  Note  auf  Tab.  14) 
hier  nicht  aufgenommenen  Posten:  in  Grofsbritannien  87,4  MiU.  aus  der  Verwaltung 
Indiens  und  anderer  Kolonien,  sowie  113,6  Mill.  Mark  an  Betriebskosten  der  Post  und 
Telegraphenverwaltnng ,  —  in  Frankreich  25,S71  Mill.  Mark  aus  Algier  und  den 
westindischen  Kolonien,  55,283  Mill.  Tabak monopol kosten ,  103,902  MiU.  Betriebskosten 
der  Post  und  Telegraphen,  11,631  Mill.  Forstverwaltungskosten ,  4,169  Mill.  Ausfnhrver- 
gtttung  für  Steuerobjekte  (hier  von  der  Zuckersteuer  abgezogen)  und  6,900  Mill.  Mark 
verteilte  Konfiskationserträge  u.  s.  w. ,  welche  hier  von  den  Erträgen  der  Kategorie 
y, Andere  Objekte'*  in  Abzug  gebracht  sind.  — 


I 


2405 

III 

46 

202 

596 

955 
568     ' 
156     I 

—     I 
784     I 


1674 

4084      • 

774 

319 

170 

70 

944 

389     1 

—  I 

—  I 


2835       {      4473     | 


Beitrfige  zur  Statistik  der  Finaasen  in  Preofsen. 
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Tabelle  17. 

Analog    Tabelle    16. 

FroientverhAltniBse  der  Netto-Staats-  (inkl.  Eeichs-)  Einnahmen  in  Freufsen, 

QrofBbritannien  und  Frankreich,  um  1882. 


BniahmefcrtwL 


alkr  Art  {ver^l.  Tab.  18)     .     .     . 
iKbastmro  aller  Art  (vgl.  Tab.  18) 


ItLStner: 
njisTtb  18) 


Tabak  (in  Frank- 
reich Monopolgow.) 
Branntwein 
Bier 
Wein    .     . 

Lozmobjttkte  .     . 
Zucker 
Kaffee  .     . 
Tbee     .     . 

WoUitaadsobjektd 
»als      .     . 
Getreide 
Petroleam 
Andere  Objekte 

Schvtnollobjekte  (zumeist) 


Dd  ^tfteaiie]iftt0ii6rii 

^  f  Hand.  m.  Tab.   a.  Getränken 

•^aabgaben 

•dttiUsteacr 

»{«bteotfn 

"tktsjebohrtn 

Ki?«  Verkehrsteuern  .... 
•l,Qebihmi  u.  YerkeliTifteaem 
»»-ulateaern 

»«^^iassteuera 

HStnMn 


^diehe  Einnalim«!!     .     .     .     . 

« 'itrtrige  a.  Verwaltung^eiiiahmen 
lüta««!  US  Kapitalien 
frittdifliche  Eimuüunen 

J»"»isie  tos  Vorjahren 
'"'WtEut  .  .  . 
?*^«fiiit.  .  .  . 
^"^  b«.  Beflsit  . 


■^«äf^akme 


PnoT- 

Grofs- 

MB 

brit 

188S|3 

1881 

1 

2 

Frank- 
reich 

1888 


Proi.  aller  Binnfthm. 


11,0 
27i8 


29,4 
o,4 

0,7 
3,5 
6,7 
0,ö 

11,8 
6,8 
8,6 
2,4 

17,8 


59,0 
27,3 

6,0 
33.3 


»5,* 

24,6 

14,0 

29,2 

2,8 

11,3 

4,8 

23,6 

1,8 

11,0 

0,8 

1,7 

10,2 

47,6 

4,0 

3,» 

0,2 

0,1 

5,1 

7,3 

6,3 

3,1 

1,8 

1,6 

— 

6,0 

0,9 

11,9 

0,9 

8.6 
6,5 

0,8 

6,3 
22,8 

4,8 

2,6 

0,1 

7,6 
1,0 
0,4 
0,6 
6,6 
8,6 


Preuf- 
■en 

1882|3 


Grofa- 
brit. 

1881 


Frank- 
reieh 

1888 


6 


Froi.  aUer  Btenem 


26,0     26,9 
23,8      32,0 


14,2 
35>5 


} 


58,8 
2,5 

1,0 

4,5 

13,8 

21,1 
12,7 

3'5 
16,2 


88,3 
? 

2,5 


23,2 

25,7 
3,3 

6,9 

2,9 

13,1 


4,7 
8,0 

3,1 

1,4 

17,2 
6,8 

5,3 

0,2 

12,3 

5,2 

2,1 

2,8 

10,2 

20.3 


12,3 

25,» 
12,0 

1,0 
52,1 

0,3 

5,5 
5,8 


1,0 

1,0 


11,2 
8,4 
1,0 
8,2 

28,8 
6,8 

3,4 

0:1 

9,8 
1,2 
0,5 
0,8 
8,6 
11,1 


Preuf- 
■en 

188213 


Grofa- 
brit. 

1881 


8 


Frank- 
reieh 

1883 


9 


Proi.  der  ZöUe  und 
VerbraachMteneni 

52,31    45,8      28,6 
47,71    54,2      71,4 


Grofi- 
brit. 


Frank- 
reich 


auf  Je  100 
p.  Kopf 


10     I     11 


81,3 
7,2 

1,5 
8,7 


77,1 

4,4 

4,4 


92,3 
5,4 
2,3 


100 


7,7         — 


81,5 
1,0 

17,5 
18.5 


49,8 

0,6 

1,1 

6,0 

11,5 

0.8 

20,0 

11,5 

14,6 

4,1 

30,2 


} 


58,9 

2,7 
1,1 

5,0 
14,6 

23,4 

13,9 
3,8 

17,7 


49,7 
? 

3,3 


30,0 

33,3 
4,3 
8,9 

3,8 
17,0 


100 
46.4 
10,2 
56.6 


100 


7,8 
1,7 
9,5 


100 

5,7 

5,6 


156,6 

109,5 

9»0 

— 

4,0 

13,0 

— 

105,7 
1,2 

22,7 
23,9 


9,4 
16,3 

6,3 

2,1 
34,1 

13,7 
10,7 
0,4 
24,8 
10,4 

4,1 

5,6 

21,0 

41a 


21,0 
44,0 
20,3 

3,2 
88,5 

0,4 

9,5 
9,9 


1,6 
1,6' 


22,5 
16,9 

2,0 
16,5 
57,9 
12,5 

6,9 

0,2 

19,6 

2,6 

1,0 

1,6 

17,3 

22,5 


Proi.  gegen 
Preofaen 

180 


250 
328 


492 


647 
783 
938 

339 
739 

12 

9870 
115 


100 


100 


100 


23 

11,5 


788 
342 

104 

1970 

550 

302 

210 

178 

260 
80 

n 
92 

278 

181 


289 
00 
412 
1063 


} 


194 


284 

294 
64 

148 


328 
? 

1654 


509 

546 
121 
202 
300 

185 


244 

328 

41 

40 

41 

00 

41 

33 

171 

222 

45 

— 

00 

— 

00 

— 

608 

100   I  100  I  100 


169,6|  109,5|  129,6 


-I      -I     - 


158    I     251 
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Philipp  Gerstf«ldt, 

Tabelle  18. 

Spezifikation  der  Zölle  und  VerbraachBSteuem 
in  Preufsen,  Orofsbritannien  und  Frankreich   um  1882. 


PreufMü 

Prankroieh 

Zoll-  und 

Staats-  und  Reichsetat  1882|3 

Abrechnung  1881 12 

Etat  1888 

tenerobjekte 

ZoUi) 

Steuer 

Zoll  und 
Btenor 

ZoU 

Steuer 

Zoll  und 
BUoor 

ZoU») 

Steuer 

Zoll 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

AbMlnt  In  Mark 

• 

■abak  (Frank- 

reich    Mono- 

polgewinn)  . 

15026095 

6  853  344 

21879439 

176  763  520 

— 

167763520 

— 

227  523  480 

227 

Branntwein 

I  317  701 

36  340  202 

37  657  903 

84  475  400 

285  475  720 

369  950  760 

8000000 

162500000 

»rq 

Her .... 

296885 

14  305  528 

14  602  413 

170768760 

170  768  760 

2000000 

18000000 

20 

Vein     .     .     . 

6  447  984 

— 

6  447  984 

27  322  420 

27  322  420 

8000000 

159478400 

ib} 

■vxiiBobjekte 

23  088  665 

57  499  074 

80  587  739 

288  560  980 

456  244  480 

744  805  460 

18  000  000 

567  501  880' 

58^ 

Zacker     .     . 

693  158 

31064396 

31757554 

— 

— 

57  534  000 

69  477  600 

127 

Kaffee      .     . 

25  HO  956 

25  1 10  956 

3  797  740 

— 

3  797  740 

70000000 

7« 

Thee  .     .     . 

877  620 

877  620 

79  489  740 

79  489  740 

1600000 

— 

1 

Vohlftandi- 

objekU    .    . 

86  681  734 

31064  396 

57  746  130 

83  287  480 

— 

83  287  480 

129  134  000 

69  477  600 

m 

Salz    .     .     . 

2  150  661 

22  173  512 

24  524  173 

— 

— 

15727000 

10  214  400 

2i 

Getreide  .     . 

9718483 

— 

9  718  483 

— 

— 

— 

10  000  000 

— 

id 

Petroleam 

13  '35  543 

'3  135  543 

— 

— 

__^ 

16000000 

-^ 

i€ 

Andere    Ob- 

jekte     .     . 

47251770 

370000 

47  621  770 

13  664  900 

— 

13  664  900 

100  688  000 

74215  120* 

^71 

chntssollob- 

jekte  (zumeist) 

72  256  457 

22  548  512 

94  799  969 

13  664  900 

13  664  900 

142  415  200 

84  429  520 

22<| 

m  Ganaen 

122  026  866 

111  106  982| 

233  133  838 

385  513  860| 

456  244  480 

841  757  840 

289  549  200  721  409  000 

llOlfl 

1)  In  den  Reichsetats  werden  die  Erträge  der  Zölle  und  die  diesen  hier  zugerechneten  A versa  der  Zoif 
für  Zölle  und  alle  Verbrauchsteuern)  nur  mit  dem  Gesamtbetrage  veranlagt  und  spezifizierte  Übersichten  der  innerhalb ! 
»hre  erhobenen  Zölle  nicht  veröffentlicht.  Hier  sind  die  —  nach  den  Monatsheften  zur  Reichsstatistik  —  für  Tabak  i] 
echtlichen  Campagnejahr  1.  Juli  1881 12  (laut  Januarheft  1883),  für  Branntwein,  Bier,  Wein  und  die  übrigen  Eiozelol 
Kalenderjahr  1881  (laut  Märzheft  1882)  erhobenen  Zölle  als  Etatsoll  für  1882|3  fingiert,  davon  je  ^0^]^^  als  preufsiscb 
nter  die  Einzelkategorien  und  der  die  Summe  aller  Einzelanteile  übersteigende  Betrag  von  60  ^^j^  der  Summe  aller  fi 
tatisierten  Zölle  (und  Aversa  der  Zollezklaven)  als  preufsischer  Anteil  an  Zöllen  der  Kategorie  „Andere  Objekte*'  aafgi 
>ie  Einzelerträge  der  Zölle  im  Kalenderjahr  1882  ist  noch  nicht  veröffentlicht. 

2)  Für  Grofsbritannien  ist  der  ganze  Zollbetrag  für  „Spirituosen**  hier  unter  Branntwein  aufgenomn 
er  darunter  mitenthaltene  Bierzoll  sich  nicht  ermitteln  läfst;  der  letztere  kann  auch  nur  verschwindend  gering  sein.  | 
Andere  Objekte**  aufgeführte  britische  Zollertrag  umfafst  keine  Schutzzölle,  sondern  nur;  für  Korinthen  und  Bosil 
'  Mill.,  Kakao  und  Cichorien  gegen  3  Mill.,  Südfrüchte  und  einige  andere  Artikel  (inkl.  Zollerträge  der  Insel  Man)  rd 
nd  zollrechtliche  Nebenneinnahmen  (Miscelaneous)  0,655  Mill.  Mark. 

3)  Von  den  Zöllen  in  Frankreich  sind  die  für  Zucker  und  Salz  mit  dem  Etatsoll  aufgeführt ;  die  übrig« 
öUe  mufsten,  da  sie  im  Etat  nicht  spezifiziert  sind,  nach  den  Isterträgen  oder  Einfuhrmengen  der  letzten  Voijahre 
rerden  und  sind  daher  nur  in  runden  Summen  beziffert.  Das  die  Summe  aller  Einzelzölle  übersteigende  £tatsoII  i 
!ölle  ist  der  Kategorie  „Andere  Objekte**  zugeteilt.  In  analoger  Weise  mufsten  auch  die  im  Etat  nur  mit  ihrem  Gesai 
839  878  400  Mark)  veranlagten  Getränkesteuem  gegliedert  werden.  Dabei  wurde  die  —  unter  Herabsetzung  der  W«d^ 
DQ  Jahre  1880  von  72  Mark  auf  125  Mark  erhöhte  Steuer  für  1  hl.  Alkohol  nur  für  1,3  Mill.  hl.  berechnet,  obgli 
Dach  V.  Kaufmann)  1,5  Mill.  hl.  Alkohol  produziert  sind.  In  dieser  Gliederung  dürfte  die  Erhöhung  der  Braantweinal 
ie  gleichzeitige  Herabsetzung  der  Weinsteuer  nicht  voll  zum  Ausdruck 'kommen. 

4)  Die  hier  unter  „Andere  Objekte**  aufgeführten  74,215,120  Mark  französischer  Verbrauchsteuera  setzeq 
slgenden  Posten  zusammen:  Zündhölzer  12,9  Mill.,  Schiefspulver  (Monopol)  12,9  Mill.,  Papier  10,o  Mill.,  Stearin  n^ 
,7  Mill.,  Öle  2,7  liGll.,  Essig  2,2  Mill.,  Dynamit  1,2  Mill.  und  26,5  MiU.  Mark  „diverse  Abgaben**,  welche  im  Etat 
nspezifiziert  als  „indirekte**  aufgeführt  sind,  aber  (für  1882  nach  v.  Kaufmann  S.  456)  auch  mancherlei  nicht  im  eng^ 
indirekte**  Abgaben  umschliefsen,  wie  Licenzen,  Spielkarten  und  einige  andere  Stempelabgaben,  Konfiskatioiiserträge,  St« 
i.  dergl.  m.,  selbst  Rücksahlungen  von  „Vorschüssen*'. 
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Tabelle  19. 

Sammarische  Übersicht  der  Gtesamtauflgaben  für  alle  öffentlichen  Zwecke 
in  Preuisen,  Grofsbritannien  und  Frankreich,  um  1882. 


AugftbMweeka 


Freulsoi 
Bevölk.  28,0  MUI. 


Grortbritannien 
Bevölk.  35,0  MiU. 


Bevölk.  37,0  MiU. 


Reich 

und 

Staat  1 


1882{3 


Pro- 
vinzen, 
Kreise 

and 
Gemein- 
den* 

1876 


Übor- 
hanpt 

um  188S 


Staat  1 


1881|2 


Lokale 
Verwal- 
tungen ' 

1879180 


Über- 
haupt 

um  1881 


Staat  1 


1883 


Departe- 
ments 
und 

Gemein- 
den* 

1877 


Über- 
haupt 


um  1883 


H3tenr  Unterricht,    Wissen 

i^btft.  Konst  .  .  . 
fclbsittemcht  .  .  . 
S^Ticbt  ((^.  Kultus) 
Inaenwesea  .... 
fetetip  ZiTÜTerwaltung 


KriiTenraltong 
iB^enraltsog 


fwü.  aad  Hilit&rverwaltung 
Sfe^stennltiing  . 


Vettoauagabe 

^boidearenraltUDg  .     . 

BMiHettoaiugabe 
JKfrricht 

^•Wl»«8«B     .... 

*5ü«e^  ZiTilrenraltung 

Wverwiltang 
Ö«*TenraltflDg      .     . 


»^  Bod  MiUtirverwaltang 
^mnnltang  .     .     . 

^'^äiäTSettöanagabe 
^toTenraltung  .     . 


«utte  littoausgabe 


bterrjcht 

f*«n»mn    .... 
f^JivUverwaltung 

NverwÄltang 


^*^«nr»ltnng       .     . 

^f-  «ariülit&rverwaltung 
r^Tinraltnag .     . 


Vettoausgabe 

P*^  Kettoansgabe    . 


I.    Absolut  in  lEillionen  Mark. 


21,856 
20,i39 


19,109 

89,341 


40,965 
109,780 


42,895 
321,987 


108,450 
C  45iOOO 
c  185,000 


364,28» 
273t746 


0.338,450 
C.      3,550 


150,745 

45,000 

506,987 

702,732 
277,296 


638,028 
38,022 


c.  342,000 
c  4,000 


980,028 
42,022 


676,050  I   346,000 

117,847  I   26,000 


1022,050 
143,847 


793}B97  I  372,000|1  165,897 


14,255 
77»042 


29,165 


14,255 
106,207 


91,297 

268,642 

359t939 
542,721 


29,165 
2l6,6l6 
897,471 


120,462 

210,616 

1  166,491 


I  143,25211  503,191 
-      542,721 


902,660 
56,815 


I  143,252 
? 


2  045,912 
56,815 


959»*  7  5 
593.ß*9 


I  I43»253 

12,302 


2  102,727 
605,951 


»553.1**1»  i55,554|2  708,678 


60,5  9  6 
5I»763 


I4»*«7 
68,831 


75,023 
112,594 


112,359 
741,852 


854,211 
796,814 


83»«S8 
48,607 

545.01* 
676,877 

4,427 


195,617 

48,607 

1  286,864 

1  531,088 
801,241 


I  651,025 
84,476 


681,304  12  332,429 
23,547  j  108,023 


I  735.501 
901,104 


704,851 
252,055 


2  440,352 
1  153,159 


151 

II50 


387 

161 
661 


n.  Pfannig  pro  Kopf  der  BevSlkeniiig. 


2  636,6051  956,906  |3  593,511 


538 

161 

1811 


1301 
978 


1209 
13 


2510 
991 


2279 

136 


1222 
15 


3501 
151 


2415 
420 


1237 
93 


3652 
513 


2835 
6,3 

47.« 


I  1330  I  4165 


261 

767 


83 
619 

2565 


344 

619 
3332 


1028 
1551 


3267 


4295 
1551 


2579 
162 


3267 
? 


5846 
162 


2741 
1697 


3267 
35 


6008 
1732 


4438  I  3302  I  7740 


303 
2006 


225 

132 

H73 


2309 
2153 


1830 
12 


4462 
228 


1842 
63 


528 

132 

3479 

4139 
2165 

6304 
291 


4690 
2436 


1905 
681 


6595 
3117 


m.  Prosent  der  ordentlichen  Mettoausgabe. 


7126  I  2586  I  9712 


31.3 

13.0 
53,5 


14,8 

4,4 

49,6 


53»9 
40.5 


97,8 
1,0 


68,8 
27,1 


94.* 
5.6 


98,8 

1,2 


95,9 
4,1 


100 

17,* 


17.* 
■  "7,* 


100 

7,5 


100 
14,0 


I  107,5   I  114,0 


9,5 

28,0 


2,6 
18,9 
78,5 


5,7 
10,3 
55,5 


37,5 
56^ 

94,1 
5,9 


100 


71,5 
25,8 


100 

? 


100 

61,9 


100 

1,1 


97,3 

100 
28,8 


161,9  j  101,1  I  128,8 


6,5 
42,7 


11,8 
6,9 

77,3 


49,« 
45.9 


96,0 
0,7 


8,0 

2,0 

52^ 

"62,7 
32,8 


95.1 
4,9 


96,7 
3.3 


100 

51.9 


100 

34,8 


95,6 
4^ 

iöb 
47,2 


151»9  I  »34,3  I  147,2 


Noten  auf  Seite  44. 
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Tabelle  20. 

Summarisohe  Übersicht  der  Abgaben-Belastang  für  alle  ö£Eentlichen  Zwecke 

in  Preufsen,  Grofsbritannien  und  Frankreich. 


Prenfaen 

1 

GroüibritaBnien 

Frankreieh 

Bevölk.  28,0  Mill. 

Bevölk.  85,0  MiU. 

Bevölk.  37,0  Mill. 

Art  der  Abgaben 

Reich 

und 

Staat  1) 

Provinzen, 

Kreise  n. 

Gemeind.') 

Über- 
haupt 

SUati) 

Lokale 
Verwal- 
tungen*) 

Ober- 
haupt 

Staat  1) 

Depart. 
und  Ge- 
meinden^)! 

Üb« 
hau] 

1882  3 

I88OI1 

um  1882 

1881{2 

1879/80 

um  1881 

1883 

1877 

am  18 

1. 

2. 

3. 

1. 

2. 

3. 

1. 

2-       1 

3. 

L 

Absolut  in  Xillionen  Mark. 

Zölle  und  Verbranchsteueni 

233,134 

7,895 

241,029 

841,758     124,886 

966,644 

I  010,958 

262,816 

1273, 

Stempel,  Gebühren  n.  Ver- 

kebrssteuem      .... 

93.997 

^^^ 

93t997 

334,135      — 

334.135 

678,636 

1 

678. 

Indirekte  Abgaben  i.  w.  8. 

327,191 

7,895 

335,026 

1  175,893 

124,886 

1  300,779 

1  689,594 

262,816 

1952, 

Personalstenern     .... 

53.974 

I31»799 

185,773 

193,900 

— 

198,900 

86,676 

c  40,000 

126, 

Immobiliensteuern      .     .     . 

68,244 

66,955 

I35»139 

54,500 

619,428 

673,928 

181,710 

C.  138,876* 

320, 

Gewerbesteuern     .... 

I9f2&0 

3»6i» 

22,869 

— 

— 

76,051 

C.    50,000 

126. 

Direkte  Btenem  .... 

141,468 

202,373 

343,841 

253,400 

619,428 

872,828 

344,837 

828,876 
491,692 

573. 

Abgaben  aller  Art  .     .     . 

468,599 

210,268 

678,867| 

1  429,293|    744,314  2  173,607|2  033,931 

2  525, 

n.    Pfennig  pro  Kopf  der  Bevölkerung. 

Zölle  und  Verbrauchsteuern 

833 

28 

861 

2405 

356          2  761 

2733 

710 

3  443 

Stempelf   Gebühren  u.  Ver- 

1 

kehrsHteueni      .... 

336 

336 

955 

— 

955 

1834 

1834 

Indirekte  Abgaben  .     .    . 

1  169 

28 

1  197 

3  360 

356 

3716 

4  567 

710 

5  277 

Personalsteuern     .... 

193 

470 

663 

568 

568 

234 

108 

342 

Immobiliensteuern      .     .     . 

243 

240 

4«3 

156 

1770 

I  926 

491 

375 

866 

Gewerbesteuern     .... 

69 

13 

82 

— 

206 

136 

342 

Direkte  Btenem  .... 

505        , 

723 

1228 
2  425       1 

724 

1  770 

2  494 

931 

619 

1550 

Abgaben  aller  Art  .    .    . 

1674        1 

751 

4  084        |2  126 

6  210       1 

5  498 

1329 

«827 

m. 

ProsentverhUtniife  der  Abgaben. 

Zölle  und  Verbranchsteuern 

49»8 

3»8 

35»5 

58.9 

16,8 

44.4 

49,7 

53.5 

SO. 

Stempel,  Gebühren  u.  Ver- 

kehrsstenern      .... 

20,0 

I3»9 

23,4 

— 

15.4 

33.3 

■^^ 

A 

Indirekte  Abgaben  .    .     . 

69,8 

3,8 

49,4 

82,3 

16,8 

59,8 

83,0 

,      58,5 

11 
S 

Personalsteuern     .... 

11,6 

62,7 

27,4 

I3»9 

— 

9,1 

4.3 

8,1 

Immobiliensteuern      .     .     . 

14,6 

3i»8 

19.9 

3.8 

83,« 

31,1 

8,9 

28,2 

i< 

Gewerbesteuern     .... 

4,1 

1,7 

3,3 

— 

— 

3,8 

10,2 

5 

Direkte  Btenem  .... 

30,8 

96,2 

50,6 

17,7 

88,2 

40,2 

17,0 

46,5 

21 

Abgaben  aller  Art  .     .     . 

100 

1     100 

100 

1    100        1    100            100        1    100 

.f.1  .   \  «  1. t.  .  .     f.     VTi. ;..  .Af_._ tt. 

1    100 

I   100 

«\      V%Si              11-       J      -9      1 

i 

2)  Die  Abgaben  im  Haushalt   der  Provinsen,    Kreise   und   Gemeinden    in   Preufsen   sind 
Grund  des  vom  jetzigen  Unterstaatssekretar  Herrfurth  für  1880|1  bearbeiteten  Materialien  kombiniert,  wobei  aUi 
Schul-,  Armen-  und  Kirchenzwecke  erhobenen   (meist  sozietfitsrechtlichen)  Steuern  den  Personalstenern  und  alle 
sonderen  Realsteuem*'   den   Immobiliensteuern   angerechnet   sind ,   was    den    thatsachlichen  VerhUtnissen    entspro 
dürfte.     Neuere  Daten  giebt  es  nicht. 

8)  Hinsichtlich  der  Abgaben  für  Zwecke  der  Lokalverwaltungen  in  Grofsbritannien  sind 
im  „SUtistical  Abstracf'  (Heft  29  Seite  28,  London  1882)  für  1.  April  1879180  aufgeführten  „indirekten''  Stt 
zu  den  Verbrauchsteuern  und  alle  „direkten*'  Steuern  zu  den  Immobiliensteuern  gerechnet;  auch  das  Letztere  sei 
unbedenklich,  da  in  Grofsbritannien  alle  Lokalsteuern  unter  Zugrundelegung  der  Armenstener  (Poor-Rate)  erfa 
werden  und  diese  nur  den  Realbesitz  (der  Eigentümer,  Pachter  oder  Mieter)  zum  Objekt  hat 

4)  Die  Abgaben  für  Zwecke  der  Departements  und  Gemeinden  in  Frankreich  sind  auf  Gl 
der  bei  R.  v.  Kaufmann  („Die  Finanzen  Frankreichs*',  Leipzig  1882  S.  726,  740  und  753)  mitgeteilten  Dstefl 
1877  zusammengestellt.     Für  spätere  Jahre  giebt  es  nur  unvollständige  Daten  über  diese  Abgaben. 
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Koten  in  Tabelle  1. 

1)  „unter  ,,Sonstige  Zivil- Verwaltnng"  (Sp.  20)  sind  diejenigen  Posten  aufgenommen, 
welche  seit  1879  unter  dem  Titel  „Reichsschatzemt"  etatisiert  sind  und  keinen  besonderen 
Zweckkategorieen  dieser  Tabelle  angehören,  namentlich  auch  Subvention  der  Gotthardbahn 
(von  1873  bis  1880  im  Ganzen  c.  13  Mill.  Mark  zu  c.  1,5  Mill.  jährlich) ,  ferner  Bei- 
trag für  die  UniversitXt  Strafsburg  (jährlich  500,000  Mark)  Festungs-Bayonentschädigungs- 
renten  (c.  500,000  Mark  jährlich)  „Aufhebung  der  Erbzölle''  (c.  200,000  Mark)  u.  v.  a. 

2)  Die  Ausgaben  der  „Zentral Verwaltung*'  (Sp.  8)  sind  für  1879/80  mit  6,218,840 
Mark  ungewöhnlich  grofs,  weil  darunter  4,872,500  Mark  „einmalige*'  Ausgaben  fllr  Er- 
werbung der  zur  Beichsdruckerei  verschmolzenen  preufsischen  Staatsdruckerei  und  der 
V.  Deckerschen  Hofbuchdruckerei  mit  enthalten  sind. 

3)  Unter  den  für  den  Beichstag  (Sp.  2)  für  1882|83  ungewöhnlich  hohen  Ausgaben 
befinden  sich  als  „einmalige"  Ausgabe  7,776,000  Mark  zur  Errichtung  des  Beichstagsge- 
bättdes.     Die  Deckung  erfolgt  aus  dem  Kapital  des  Beichstagsgebäudefonds. 

4)  Von  den  unter  „Betriebsfonds  der  Beichskasse"  (Sp  21)  für  1882/83 
aufgeführten  21,212,468  Mark  sind  „zur  Verstärkung  der  Betriebsmittel''  der  Post-  und 
Telegraphenverwaltnng  8,750,000  Mark  und  als  „Betriebsfonds*'  der  Beichsdruckerei 
400,000  Mark  etatisiert,  dagegen  die  übrigen  12,062,468  Mark  als  „Fehlbetrag  des 
Hanshalts  des  Etats  jahrs  1880|81".  Dem  Wesen  nach  dürfte  auch  die  letztere 
„einmalige"  Ausgabe  eine  Verstärkung  der  Betriebsmittel  der  Beichskasse  bedeuten,  zu- 
mal ein  gleicher  „Betrag  aus  der  Einnahme  des  Jahres  188l|82  an  Bübenzuckersteuer" 
in  Einnahme  etatisiert  ist,  und  zwar  ausdrücklich  nur  zur  Deckung  jenee  Fehlbetrages 
unter  dem  besonderen  Utel  „Bübenzuckersteuer  aus  1881 12"  nicht  unter  dem  regelmäfsi- 
gen  Titel  „Ueberschufs  aus  Vorjahren",  welcher  auch  im  Beichsetat  1882|3  nicht  fehlt, 
aber  nur  10,558,360  Mark  „aus  dem  Ueberschufs  des  Jahres  1881 12"  enthält,  also  ans 
demaelben  Jahre,  dessen  Bübenzuckersteuer  jene  als  Ueberschufo  nicht  angesehenen 
12,062,408  Mark  liefern  soll.  In  der  diesseitigen  Einnahme-Uebersicht  ist  dieser  Betrag 
unter  „Ueberschüsse  aus  Voijahren"  aufgeführt  Vielleicht  wäre  er  zutreffender  als  An- 
leihe aufzuführen. 

5)  Die  mit  34,674,465  Mark  ungewöhnlich  hohe,  einmalige  Ausgabe  der  nicht  ver- 
mögensrechtlichen Zivilverwaltung  (Sp.  42),  erklärt  sich  daraus,  dass  darunter  7,775,000 
Mark  zur  Errichtung  des  Beichstagsgebäudes  (vgl.  Note  3)  und  21,212,468  Mark  zum 
Betriebsfonds  (vgl.  Note  4)  mitenthalten  sind. 

Noton  in  Tabelle  2. 

1)  Die  Zinsen  des  im  Jahr  1873  aus  der  französischen  Kriegskosten-Entschädigung 
mit  8  Mill.  Mark  begründeten  Fonds  zur  Errichtung  eines  Beichstagsge- 
bäudes (Sp.  42)  sind  bis  1.  April  1877  zum  Kapital  geschlagen.  Seit  I.April  1877 
wird  etwa  der  dritte  Theil  der  Zinsen  dieses  Fonds  zur  Deckung  allgemeiner  Beichsaus- 
gaben  verwendet.  Die  für  1882|3  mit  8,887,953  Mark  etatisierten  Beträge  umfassen  aus- 
ser 1,062,953  Mark  Zinsen,  die  vom  Kapital  zu  leistenden  Baten  von  7,775,000  Mark 
zum  inzwischen  begonnenen  Bau  des  Beichstagsgebäudes. 

2)  Die  „Ueberschüsse  aus  Vorjahren"  sind  nicht  das  Ergebnis  der  Bech- 
nnngsabschlflsse ,  sondern  repräsentieren  Teile  mutmafslicher  Ueberschüsse  eines  oder 
mehrerer  Vorjahre.  Die  eigentümlichen  Bestandteile  der  hier  für  1882|3  mit  22,602,818 
Mark  bezifferten  Ueberschüsse  sind  aus  Note  4  Tab.  1  zu  erfahren. 

3)  Die  hier  bezifferten  Matrikularbeiträge  (Sp.  51)  sind  bis  incl.  1880|1  gleich 
den  im  Beichsetat  aufgeführten,  für  die  4  letzten  Jahre  aber  um  den  Betrag  kleiner,  wel- 
cher als  „Ueberweisung  aus  Zöllen  und  Beichssteuem"  unter  den  Etatausgaben  figuriert, 
in  der  diesseitigen  Tab.  aber  nicht  als  Ausgabe  aufgeführt  ist  Diese  den  Staaten  pro 
rata  der  für  ihre  Matrikularbeiträge  mafsgebenden  Bevölkerung  gesetzlich  zu  überweisen- 
den Anteile  an  dem  120  Mill.  Mark  übersteigenden  Ertrage  aller  Zölle  und  der  Tabak- 
steuer sind  für  das  erste  Ueberweisungsjahr  1880|1  mit  40,624,500  Mark  besonders  eta- 
tisiert, später  aber  unspecifiziert  unter  den  Ausgaben  des  Beichsschatzamtes  mitenthalten, 
sie  mussten  daher  hier  mit  dem  120  Mill.  Mark  übersteigenden  Etatsoll  der  Zölle  und 
Tabaksteuer  aufser  Ansatz  gebracht  werden,  d.  h.  für  1881|2  mit  62,828,000,  fdr  1882|8 
mit  67,495,390  Mark  und  für  1883|4  mit  79,390,120  Mark.     Für  die  beiden  leUten  Jahre 
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tritt  das  voll  EU  fiberweisende  Etatsoll  der  sogen.  Borsenstenem  (Sp.  23c)  mit  12«066,000 
bez.  12,109,880  Mark  hinzn.  Mithin  wären  die  MatriknlarbeitrXge  im  Ganzen  za  kürzen: 
für  1880|1  um  40,624,600  Mark,  für  1881|2  um  62,828,000  Mark,  für  1882|8  am  79,561,390 
Mark  und  für  1883|4  um  91,500,000  Mark.  In  den  hiernach  verbleibenden  Netto-Matri- 
kular beitragen  (Sp.  51)  ist  die  Summe  der  von  Bayern,  Württemberg  and  Baden  für 
Branntwein-  und  Biersteuer,  sowie  von  EIsafs-Lothringen  nur  für  Branntweinsteuer  mit 
jährlich  c.  14  Bfill.  Mark  zu  leistenden  Aversa  und  auch  einige  andere,  jedoch  unwesent- 
liche, Ausgleichungsposten  mit  enthalten,  deren  ziffermäfsige  Aufführung  schon  aas  Raum- 
rücksichten unterbleiben  mnfs.  Der  einzige  die  Summe  der  Aversa  und  Aasgleichungs- 
posten im  Betrage  von  c.  14  Mill.  Mark  nicht  übersteigende  Ketto-Matrikularbeitrag  für 
1883|4  im  Betrage  von  nur  888,802  Mark  ist  in  Wirklichkeit  nur  der  bar  za  leistende 
Rest  jener  Aversa  und  Ausgleichungsposten.  Der  um  c.  14  Mill.  Mark  höhere  Betrag 
derselben  ist  durch  die  überaus  complizierte  Abrechnung  hinsichtlich  der  Anteile  an  Zöl- 
len und  Reichssteuem ,  sowie  an  den  „ÜeberschÜssen  aus  Voijahren''  kompensiert  Die 
Bezifferung  der  Elemente  dieser  Abrechnung  ist  ebenfalls  schon  aas  Raamrücksichten 
unthunlich. 

Koten  sa  Tabelle  8. 

1)  Aus  den  preufs.  Staatsetats  sind  hier  unter  „Sonstige  Zivilverwaltung*^ 
(Sp.  20)  verschiedene,  keinem  besonderen  Ressort  zuzuweisende  Ausgaben  der  Etattitel 
„Allgemeine  Finanzverwaltung**  mid  „Finanzministerium"  anfgenonunen ,  namentlich : 
Apanagen  (bis  1874  jährlich  c.  1,,  Mill.  Mark,  später  nur  c.  350,000  Mark)  Renten 
und  Entschädigungen  für  abgetretene  Rechte  fürstlicher  und  standesherr- 
licher Personen,  auch  für  Domänen  und  VerwaltungskÖrper  (für  1872  zusammen  2,348,892 
Mark,  für  1883|4  noch  1,481,485  Mark),  Beiträge  zu  den  Kosten  der  Amts- 
verwaltung in  den  6  alten  Provinzen  (jährlich  745,000  Mark),  Zuschufs  znr  Ver- 
waltung des  Fürstentums  Waldeck  (bis  1874  jährlich  175,995  Mark,  später 
steigend  auf  jährlich  310,000  Mark),  Zuschufs  zur  Tilgung  landständischer 
und  städtischer  (Königsberg  und  Elbing)  Schulden  0>u  1873  jährlich  c.  1  Vül. 
Mark,  später  fallend  und  seit  1881 12  nur  noch  107,861  Mark),  Rentenbanken  (jähr- 
lich c.  600,000  Mark,  Tiergarten  in  Berlin  (jährlich  c.  150,000  Mark),  das  Fi- 
nanzministerium selbst  (jährlich  wenig  über  1  Mill.  Mark)  und  verschiedene  unspe- 
cifizierte  Ausgaben  (1872  nahezu  7  Mill.  Mark,  1873  und  1874  noch  zirka  3,^  Mill. 
Mark,  1875  bis  1879|80  zwischen  1  bis  2  Mill.  seit  1880|1  wenig  über  100,000  Mark)  der 
„allgemeinen  Finanz  Verwaltung**,  endlich  auch  die  für  die  preufs.  Zollenklaven  an  das 
Reich  zu  leistenden  „Aversa**  (von  400,000  Mark  für  1872  steigend  auf  898,480  Mark 
für  1883|4).    Hinsichtlich  der  Reicbsausgaben  dieser  Mischkategorie  vgl.  Note  1  zu  Tabelle  1. 

2)  Die  hier  (in  Sp.  34)  bezifferten  Gesamtbeträge  der  staatlichen  Netto- 
ausgaben sind  gegenüber  den  in  den  Staatsetats  bezifferten  Ausgaben  kleiner:  nicht 
nur  um  die  in  Sp.  7  der  Tabelle  5  zusammengestellten  Betriebsausgaben  der  ertraggeben- 
den Staatsverwaltungen,  sondern  auch  um  die  in  den  Staatsetats  aufgeführten  Matrikular- 
beiträge  und  einige  nur  aus  rechnerischen  Gründen  in  Ausgabe  wie  Einnahme  etatisierten 
Durchgangsposten ,  insbesondere  zurückzuzahlende  Depositen  („Hinterlegungsgelder**)  nnd 
deren  Zinsen.  Diese  Durchgangsposten  sind  so  bedeutend  (sie  schwanken  zwischen  jähr- 
lich c.  30  Mill.  Mark  bis  gegen  60  Mill.  Mark) ,  dafs  ohne  Ausscheidung  derselben  ein 
zutreffendes  Bild  der  Staatsfinanzen  nicht  gewonnen  werden  kann. 

Koten  in  Tabelle  4. 

1)  Die  in  Sp.  1  bis  7  als  unmittelbare  Staatseinnahmen  aufgeführten  Zölle  und  Ver- 
brauchsteuern repräsentieren  die  nicht  an  die  Reichskasse  abgelieferten  Erhebungs- 
kosten. Die  Höhe  dieses  Kostenersatzes  richtet  sich  für  Zölle  und  Salzsteuer  nach  den 
vom  Bundesrat  genehmigten  Berechnungsgrundsätzen,  während  sie  für  die  Zuckersteuer 
zu  4<'|g  und  für  Tabak-,  Branntwein-  und  Biersteuern  zu  lö'j^  des  ganzen  erhobenen 
Betrages  (ohne  Abzug  des  Ausfuhrbonifikationen)  festgestellt  sind. 

2)  Die  1874  aufgehobene  staatliche  Mahl-  and  Schlacht  Steuer  bestand  nur  in 
c.  100  g^öfseren  Städten ,  welche  in  Folge  dessen  von  der  ursprünglich  als  pauschalierte 
Verzehrungssteuer  angesehenen  Klassensteuer  befreit  waren.  Die  Mahlsteuer  betrug  pro 
Zentner  (100  Pfund)  Weizen-  und  Kartoffelmehl  2  Mark,  Roggen-  und  anderes  Mehl  0,50 
Mark,  die  Schlachtsteuer  3  Mark  pro  Zentner  Fleisch  von  Rindvieh,  Schafen,  Ziegen  und 
Schweinen. 

3)  In  den  Staatsetats   sind  die    sogen.   Wirtschaftsabgaben  in   HohenaoUern 
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unter  den  direkten  Steuern  enfgeffilirt,  und  swar  —  jedoch  ohne  Spezifikation  —  als 
«yGmnd-,  GeflUI-  und  Oebftadesteuer,  Gewerbesteuer,  Kapitalienstener,  Dienstertragsteuer, 
Handstaxen  und  auiserordentliche  Einnahmen/*  Die  Veranlagung  ist  indes  eine  von 
deijenigon  der  direkten  Steuern  des  übrigen  Staatsgebietes  ▼dllig  abweichende  und  aum 
Teil  umscUieAen  diese  hohenaoUernsohen  Steuern  auch  indirekte  Abgabenelemente. 

4)  Der  Klassensteuer  unterlag  bis  mit  1878  jedes  8000  Mark  nicht  übersteigende 
Einkomonen  anfserhalb  der  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Stftdte.  Die  für  1874  ge- 
gen die  Voijahre  um  c.  7  Hill.  Mark  niedrigere  Ertragsveranlagung  dieser  Steuer  ist  die 
Folge  einerseits  des  UmstandeSf  dafe  seit  1874  alle  Einkommen  unter  420  Mark  steuerfrei 
sind,  andrerseits  aber  der  diese  ertragmindemde  Wirkung  paralisierenden  Ausdehnung  der 
mit  420  Mark  beginnenden  Klassensteuerpflicht  auf  alle  di^enigen  StJldte,  welche  vor 
1874  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  (vgl.  oben  Note  2)  unterlagen  und  daher  klassensteuerfrei 
waren.  Die  volle  Wirkung  der  Ausdehnung  dieser  Klassensteuerpflicht  scheint  erst  im 
Etat  für  1875  zum  Ausdruck  zu  kommen,  die  da  Ertragsoll  dieser  durch  Gesetz  vom 
28.  Mai  1878  auf  jShrUeh  42  Mill.  Mark  kontingentierten  Steuer  für  jedes  der  Jahre  1875 
bis  mit  1880|1  rund  41,5  Mill.  Mark  beträgt.  Die  seit  1881|2  eingetretene  Ertragsmin- 
demng  ist  eine  Folge  der  auf  den  sogenannten  Verwendungsgesetzen  beruhenden  „Aufser- 
hebungsetzungen** :  für  1880|1  von  8  Monatsraten  aller  Klassensteuerstufen  mit  10, 5  Mill. 
Mark  und  für  1882|8  von  5  Monatsraten  der  6  untersten  Stufen  (420  bis  1350  Mark) 
und  von  4  Monatsraten  der  8  obersten  Stufen  (1850  bis  8000  Mark)  mit  zusammen  15,^ 
MilL  Mark.  Durch  das  jüngst  emanierte  Gesetz  vom  26.  März  ist  unter  Aufhebung  der 
Kontingentierung  die  völlige  Staatssteuerfreiheit  auf  alle  Einkommen  bis  900  Mark  aus- 
gedehnt und  für  alle  nunmehr  9  Klassensteuerstufen  die  Anfserhebung^etzung  von  8  Mo- 
natsraten (rund  7  Mill.  Mark)  angeordnet  worden.  Daraus  erklärt  sich  das  für  1883|4 
mit  nur  21,884,500  Mark  etatisierte  Ertragssoll  der  Klassensteuer. 

5)  Die  von  der  nunmehrigen  Klassenstener  (vgl.  Note  4)  nur  noch  durch  abweichende 
Einschätsnngsvorschriften  sich  unterscheidende  Einkommensteuer  figuriert  für  188 1 12 
und  1882|8  mit  einem  gegen  die  letzten  Voijahre  um  2,^  Mill.  Mark  geringeren  Etatssoll 
nur  ans  dem  Grunde,  weil  für  die  5  untersten  Steuerstufen  (über  8000  bis  6000  Mark)  für 
1881|8  je  3  Monatsraten  mit  zusammen  3,^  Mill.  Mark  und  für  1882|3  je  4  Monatsraten 
mit  zusammen  4,6  Mill.  Mark  erlassen  waren.  Durch  Gesetz  vom  26.  März  1883  sind 
die  Erlasse  auf  2  Monatsraten  der  ersten  Stenerstufe  (über  3000  bis  3600  Mark)  und  nur 
1  Monatsrate  der  zweiten  Steuerstufe  (über  8600. bis  4200  Mark)  reduziert,  für  die  höheren 
Stufen  aber  ganz  aufgehoben.  Für  1888|4  ist  die  demgemäfse  ErlaTssumme  der  2  unter- 
sten Einkommensteuerstufen  mit  1 ,065,300  Mark  berechnet  und  das  hiemach  verbleibende 
Ertragssoll  mit  33,483,000  Mark  etatisiert,  ein  Betrag,  welcher  das  Maximum  des  vollen 
Etatsoll  früherer  Jahre  doch  um  nahezu  2  Mill.  Mark  übersteigt. 

6)  Das  für  1880{1  gegen  das  Vorjahr  um  reichlich  6  Mill.  Mark  höhere  und  seitdem 
wenig  steigende  Etatsoll  der  Gebäudesteuer  ist  zumeist  die  Folge  der  1879  veränder- 
ten Wertschätzung  der  steuerpflichtigen  Gebäude.  Die  Steuersätze  sind  nicht  erhöht 
worden. 

7)  Die  als  unmittelbare  Staatseinnahmen  in  Sp.  28  aufgeführten  Reichsstempel- 
stenern  repräsentieren  nur  die  als  Ersatz  für  die  Kosten  der  staatsseitigen  Erhe- 
bung der  reichsgesetzlichen  Wechselstempelsteuer  (schon  1869  eingeführt),  des  Spielkarten- 
stempels (seit  1879{80)  und  der  sogen.  Börsensteuem  (seit  1882|3)  von  Wertpapieren, 
Schlnfsnoten  und  Lotterieloosen  dem  Staate  verbleibenden  Anteile  am  Gesamtertrage 
dieser  Beichssteuem. 

8)  Die  seit  1874  stetige  Abnahme  des  Etatsoll  der  Staats  Stempel  steuern  (in 
Sp.  25)  ist  nur  zum  Teil  dem  Umstände  zuzuschreiben,  dass  die  staatsseitig  besteuerten 
Spielkarten  und  Wertpapiere  seit  1879  bez.  1882  (vgl.  Note  7)  nur  reichsseitig  besteuert 
werden.  Im  Uebrigen  mnfs  die  Ertragsabnahme ,  da  die  Staatssteuersätze  unverändert 
geblieben  sind,  in  einer  Minderung  der  steuerpflichtigen  Wertumsätze  ihre  Ursache  ha- 
ben. Erklärlich  ist  das  im  Hinblick  darauf,  dafs  die  Objekte  der  seit  1879  fast  allein 
in*s  Gewicht  fallenden  Staats-Stempelsteuer  —  die  Uebertragungen  von  Immobiliarbesitz  — 
nicht  nur  seltener  geworden  sind,  sondern  auch  eine  im  Vergleich  zu  den  Jahren  der 
Milliardenflut  erhebliche  Wertminderung  erfahren  haben. 

9)  Auf  die  Minderung  des  Etatsoll  der  E  i  s  e  n  b  a h  n  ab  g  a b  e n  (in  Sp.  27)  dürfte 
der  Uebergang  von  Privateisenbahnen  in  Staatseigentum  wesentlich  eingewirkt  haben, 
sofern  Staatsbahnen  von  den  Abgaben  befreit  sind. 

10)  Zu  den  unmittelbaren  Staatseinnahmen  aus  „sonstigen  Verkehrs  ab  ga- 
ben** (in  Sp.  28)  gehören  nach  der  1874  erfolgten  Aufhebung  der  Chausseegelder  (jähr- 
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lieh  c.  45  ICill.  Mark)  nur  noch  die  Brücken-,  Fähr-  nnd  Hafengelder,  Strom  <•  and  K»- 
nalgefiUle,  Niederlage-,  Krahn-  and  Wagegelder**  (jährlich  c  2  Hill.  Mark),  verschiedene 
BtempeUteaer  -  and  gebührenrechtliche  Strafgelder  oder  Kebeneinnahmen  (zwischen  c. 
500,000  bis  c.  2  Mill.  Mark)  and  der  ganz  anbedeatende  Kostenanteil  (wenig  über 
10,000  Mark)  an  dem  1879  eingefßhrten  statistischen  Reichsstempel  filr  Anschreibung 
der  in's  Aasland  exportierten  Waren. 

11)  Die  in  Sp.  87  bezifferten  Staats-Ver waltangseinnahmen  sind  die  aus 
Sp.  6  der  Tabelle  5  zu  ersehenden  Nettobeträge  aller  anter  dieser  Ueberschrift  in  den 
Staatsetats  aafgeführten  Einnahmen  aas  dem  Verkaaf  von  Gesetzblättern ,  für  Ordens- 
insignien,  für  Erzeaguisse  der  Gefangenenarbeit,  für  verkaafte  Inventarienstücke  u.  a.  m., 
an  Miethen  für  Wohnangen  in  Dienstgebäaden,  an  Beamtenemolamenten  and  mancherlei 
anderen  Geldbezügen  der  verschiedenen  Ressorts. 

12)  Für  die  Etatjahre  1872  bis  mit  1882,3  repräsentieren  die  in  Sp.  51  als  negative 
Staatseinnahme  aafgefahrten  Netto-Matrikalarbeiträge  den  die  matrikalarmäfsi- 
gen  Anteile  Preafsens  an  den  in  den  Reichsetats  veranlagten  Zöllen,  Tabaksteaem  and 
Reichsstempelsteuern  (vgl.  Note  8  zu  Tabelle  2)  übersteigenden  Betrag  der  zufolge  der 
Reichsetats  von  Preufsen  an  das  Reich  zu  leistenden  Matrikularbeiträge.  In  den  Staats- 
etats sind  diese  staatsseitigen  Matrikularbeiträge  meist  niedriger  veranschlagt  (vgl.  weiter 
Note  18).  Dagegen  ist  der  hier  für  1883 14  als  wirkliche  Staatseinnahme  aufgeführte 
Netto-Matrikularbetrag  von  10,831,649  Mark  ein  solcher  des  Reiches  an  Preafsen,  da  der 
preufsische  Matrikularanteil  an  den  bezeichneten  Reichsabgaben  um  Jenen  Betrag  grölser 
ist  als  der  laut  Reichsetat  (und  auch  laut  Staatsetat)  von  Preafsen  an  das  Reich  zu  lei- 
steode  Matrikularbeitrag.  Daraus  folgt  die  den  negativen  Netto-Matrikularbeiträgen  des 
Staates  gleich  hohe  Bezifferung  der  für  1872  bis  1882|3  aktiven  and  nur  für  1883|4 
passiven  Anteile  Preafsens  an  den  von  sämtlichen  Staaten  an  das  Reich  zu  leistenden 
Netto-Matrikularbeiträgen  (incL  A versa  der  süddeutschen  Staaten). 

13)  Die  in  Sp.  62  bezifferten  rechnerischen  Totalbeträge  der  Staats-Einnahmen 
sind  ebenso  grofs,  wie  die  in  Sp.  34  der  Tabelle  3  bezifferten  Gesammtbeträge  der 
Staatsansgaben,  nur  für  1877(78,  1878|79,  1882{3  und  1888,'4,  dagegen  einerseits  klei- 
ner für  1872  um  77,986  Mark,  für  1873  um  17,694,032  Mark,  für  1874  um  56,162 
Mark,  für  1875  um  62,638  Mark,  für  1876  um  72,793  Mark,  für  1879,80  um  2,704,703 
Mark  und  für  1881)2  um  13,693,173  Mark,  andrerseits  gröfser  nur  für  1880|1  um 
4,633,521  Mark.  Dieser  Mangel  der  staatsfinanziellen  Bilanz  hat  seinen  Grund  darin, 
dafs  die  von  Preufsen  an  das  Reich  zu  leistenden  Netto-Matrikularbeiträge  in  den  Staats- 
etats  um  die  vorbezeichneten  Differenzbeträge  niedriger  oder  —  nur  für  1880|1  —  höher 
angesetzt  sind,  als  in  den  allein  verbindlichen  Reichsetats,  welche  daher  die  Grundlage 
der  diesseitigen  Bezifferung  der  als  negative  Staatseinnahme  tabellierten  Netto-Matrikolar- 
beitiäge  (vgl.  N«  12)  gebildet  haben. 

Koten  in  Tabelle  19. 

1)  Für  alle  drei  Staaten  sind  hier  die  Staats-  (und  Reichs-)AuHgaben  aller  Haupt- 
kategorien mit  denen  der  Tab.  14  übereinstimmend.  Bei  Spezialislerang  der  Ausgaben 
für  höheren  Unterricht  und  für  Volksschulen  ist  ans  dem  preufsischen  Staats  etat 
(die  Zuschüsse  des  Reiches  für  die  Universität  Strafsburg  und  einige  andere  Bildungs- 
zwecke bind  nicht  in  diese  Kategorie  hineingezogen)  aufser  dem  für  „Elementarschulen** 
mit  14,601  Mill.  auch  der  für  Lehrerseminare  mit  5,838  Mill.  Mark  etatisierte  Betrag 
hier  als  Ausgabe  für  Volksschulen  aufgenommen,  dagegen  alle  übrigen  nicht  oder  nicht 
auch  auf  Kultus  und  Medizinal wesen  sich  beziehenden  Ausgaben  des  betreffenden  Mini- 
steriums der  Kategorie  „höherer  Unterricht"  zugewiesen,  und  zwar  namentlich: 

für  Universitäten 7)601  Mill.  Mark 

„   Gymnasien  und  Realschulen     ....     5,458     „         «» 

„   technbche  Anstalten 4)492     „         •« 

„   Bibliotheken,  Museen  etc 3,883     „         »* 

„   Turnlehrer-Ausbildung o,086     „         f, 

„   Fortbildungsschulen 0,162     „         „ 

„  Taubstummen-,  Blinden-  etc.  Unterricht    0,17  4     „         „ 

zusammen  21,856  Mill.  Mark 
Für  G  r  o  f  s  b  r  i  t  a  n  n  i  e  n   ist   hier   als  Ausgabe   für    Volksschulen   der   ganze  Etat- 
posten  „Öffentlicher  Unterricht**  mit  77,042  Mill.  Mark   aufgeführt;   wahrscheinlich  sind 
darunter  auch  höhere  Schulen,  aufser  Universitäten,  mitenthalten.     Die  Kategorie  „Höherer 
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Unterricht'*  bilden  alle  Ansgaben  f&r  ,, Wissenschaft  und  Knnst"  mit  nur  14,255  Mill.  Mk., 
darunter  für  UniTersit&ten  nur  0,817  Mill.  Mark,  da  Oxfort  nnd  Cambridge  aus  besonderen 
Mitteln  unterhalten  werden. 

Als  Aasgabe  für  Volksschulen   in  Frankreich  sind  hier  nur  die  für  „Instruction 
primaire**  im  Voranschlag  für  1888  ausgeworfenen  Posten  aufgenommen. 

2)  Von  den  Ausgaben  der  ProTinzen,  Kreise  und  Gemeinden  in  Preufsen 
sind  die  für  Volksschulen  auf  Grund  der  amtlichen  Bearbeitung  von  A.  Petersilie 
(„Die  öffentlichen  Volksschulen  in  Preufsen",  Ergänzungsheft  X  des  prenfs.  sUtistischen 
Bureau*8  1882)  zu  dem  für  das  Jahr  1878  ermittelten  Betrage  von  89,340  Mill.  Mark 
(anfser  einem  Staatesuschufs  von  11,675  Mill.  Mark)  aufgenommen,  dagegen  die  Ausgaben 
für  „hdhere  Schulen"  nnd  für  alle  Übrigen  AufWandsz wecke  auf  Grund  der  die  Ausgaben 
nur  der  157  Städte  und  18  Landgemeinden  mit  Je  Über  10  000  Bewohnern  umfassenden 
und  auf  das  Jahr  1876  sich  beziehenden  Bearbeitung  von  Herrfurth  (Ergänzungs- 
heft VI  der  genannton  Zeitschrift  für  1879)  nur  arbiträr  geschätzt.  Die  Medien  dieser 
Schätzung  sind  in  nachstehender  Übersicht  zusammengestellt. 
Für  1876  betragen  die  nach  dem  Quellenwerk  von  Herrfurth 
(unter  Ausschlufs    der  Provinzial-  nnd  Kreisbeiträgeberechneten 
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zusammen  aufser  Volksschulen     38,48  Mark  |       10,34  Mark     |  3,56  Mark 

Die  Summe  der  nach  dem  Quellenwerk  für  die  170  Gemeinden  (mit  5,4  MtU.  Be- 
wohnern) festgestellten  und  der  für  das  übrige  Staatsgebiet  (mit  c.  22  Mill.  Bewohnern) 
zu  den  vorbezeichneten  Kopfbeträgen  bezifferten  Ausgaben  für  obige  Zwecke  sind  ab- 
gerundet in  Sp.  2  der  Tab.  16  eingestellt  Eine  Darlegung  der  mancherlei  Indizien  für  die 
annähernde  Richtigkeit  dieser  Schätzung  mufs  hier  unterbleiben.  Eine  Unterschätzung  ist 
wahrscheinlicher,  als  eine  Überschätzung. 

3)  Die  Ausgaben  der  Lokal-Verwaltungen  in  Grofsbritannien  sind  dem 
„Stetisticsl  Abstract^^  (Heft  29  Seite  29.  London  1882)  entnommen,  jedoch  ist  von  der 
dort  für  1879/80  mit  97,iorMill.  Mark  aufgeführten  Ausgabe  für  Schulen  der  als  Staats- 
zuschufs  (Government  Contribntions)  ebendort  unter  den  Einnahmen  der  Lokalverwaltungen 
aufgeführte  Betrag  von  67t936  Mill.  Mark  in  Abzug  gebracht,  wenngleich  nicht  feststeht, 
dafs  dieser  Znschufs  nur  für  Schnlzwecke  gewährt  worden.  Zum  allergröfüten  Teil  dürfte 
das  wohl  der  Fall  sein.  Die  unter  Abzug  dieses  Zuschusses  verbleibende  Gesamteusgabe 
von  106,807  Mill.  Mark  für  Volksschulen  entspricht  annähernd  der  in  Seyffarth's 
„Chronik  des  Volksschulwesens"  (Breslau  1881.  Jahrg.  3  Seite  156)  enthaltenen  Angabe, 
dafs  1880  nur  in  England  und  Wales  „über  4  Mill.  Pfd.  Steriing"'  oder  über  80  Mill. 
Mark  ausgegeben  seien.  Da  die  Bevölkerung  von  Schottland  und  Irland  c.  30®|q  der- 
jenigen von  England  und  Wales  repräsentiert,  ergiebt  sich,  unter  Voraussetzung  annähernd 
gleicher  Aufwandsverhältnisse  für  Volksschulen,  fast  genau  der  hier  angenommene  Betrag 
von  rund  106  Mill.  Mark.  Die  Lokal-Schulsteuer  (School  Board  Rates)  in  England  und 
Wales  für  1879|80  beträgt  29  726  240  Mark. 

4)  Alle  Ausgaben  der  Departements  nnd  Gemeinden  in  Frankreich 
sind  nach  den  für  1877  bei  v.  Kaufmann  („Die  Finanzen  Frankreichs",  Leipzig  1882 
S.  780,  787  nnd  758)  aufgeführten  Beträgen  zusammengestellt,  unter  Abrechnung  des  in 
ihnen  mitenthaltenen  Staatszuschusses  von  15,818  Mill  Mark  für  Volk.Hschnlen.  Schwer- 
lich ist  anzunehmen ,  dafs  die  hiernach  für  1877  verbleibende  Gemeinde- Volksschulaus- 
gabe von  68,831  Mill.  Mark  sich  in  der  Folgezeit  wesentlich  vermindert  habe,  weil  der 
Staatsaufwand  fQr  Volksschulen  (vgl.  Note  1)  sich  mindestens  verdoppelt  hat.  In  Frank- 
reich handelt  es  sich  um  Mehrleistung  für  die  Volksbildung,  nicht  —  wie  wesentlich  in 
Preufsen  —  um  Verschiebung  der  Leistungspflicht.  — 
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Aus  der  Fülle  des  in  den  Tabellen  gesichtet  und  zum  Teil  in 
Yerhältniszahlen  verarbeitet  zusammengestellten  Materials  springt  zu- 
nächst die  ungeheure  Komplizität  der  deutschen  reichs-  und  glieder- 
staatlichen Finanzzustände  in  die  Augen.  Grofsenteils  daraus  erklärt 
sich  der  Mangel  amtlicher  und  privater  Hilfsmittel  zu  einer  relativ 
mühelosen  und  raschen  Orientierung  über  diese  Zustände.  Denn  die 
in  den  durch  die  verschiedenen  Gesetzblätter  publizierten  Reichs-  und 
Staatsetats,  hinsichtlich  sehr  wesentlicher  Einzelheiten  —  zumal  seit 
diesem  Jahre  —  sogar  nur  in  den  Drucksachen  der  parlamentarischen 
Körperschaften  enthaltenen  Urmaterialien  sind  aus  haushälterischen 
und  anderen  Gründen  auch  für  die  meisten  zu  ihrer  Benutzung  ge- 
neigten und  befähigten  Personen  unzulänglich ,  die  preufsischen  Land- 
tags -  Verhandlungen  und  Drucksachen  in  den  Bibliotheken  mancher 
aufserpreufsischen  Universitätsstädte  nicht  aufzutreiben.  Oder  es 
mangelt,  das  umschliefst  keinen  Vorwurf,  selbst  dazu  befähigten  und 
an  der  Gesetzgebung  beteiligten  Personen  an  Zeit  oder  Lust  zu  der 
die  kritische  Thätigkeit  erst  ermöglichenden,  schon  für  ein  einziges 
Etatjahr  mühevollen  Arbeit  des  Sichtens  und  Schichtens  der  ver- 
schiedenartigen Urmaterialien,  der  Ausrechnung  von  Verhältniszahlen 
und  der  Zusammenstellung  bezüglicher  Übersichten.  Es  darf  gesagt 
werden,  dafs  die  Fähigkeit  dazu  nur  nach  umfassender  Vorbereitung 
und  durch  fortgesetzte  Übung  erlangt  werden  kann  und  dafs  nicht 
immer  die  dazu  befähigten  Personen  auch  scharfe  und  objektive  Beur- 
teiler der  Beweiskraft  selbstbereiteter  Prüfungsmittel  sind. 

In  den  vom  statistischen  Reichsamt  herausgegebenen  Monatsheften 
(früher  Vierteljahrshefte)  zur  Statistik  des  deutschen  Reichs  sind  in 
finanzieller  Hinsicht  nur  zoll-  und  steuerstatistische  Detailübersichten 
enthalten,  welche  mit  den  Etats  gar  nichts  zu  thun  haben  und  nur 
zum  Teil  auf  die  Etatjahre  sich  beziehen.  Das  von  demselben  Reichs- 
amt seit  1880  herausgegebene  „Statistische  Jahrbuch  für  das  deutsche 
Reich"  bringt  unter  dem  Titel  „Finanzwesen"  nur  durch  Beifügung 
der  Verhältniszahlen  pro  Kopf  der  Bevölkerung  des  Reichsgebietes 
oder  des  betreffenden  Zoll-  und  Steuergebietes  vervollständigte  Aus- 
züge aus  den  reichsfinanziellen  Haushaltsabrechnungen  (über  die  Ist- 
Ausgaben  und  Einnahmen)  und  aus  dem  neuesten  Reichsetat,  be- 
ziehentlich aus  den  vorerwähnten  zoll-  und  steuerstatistischen  Spezial- 
Übersichten der  Monatshefte.  Von  der  staatsamtlichen  Statistik  in 
Preufsen  werden  finanzielle  Daten  nur  gelegentlich  oder  in  besonderer 
Veranlassung  und  ohne  Kontinuität  veröffentlicht    Keins  dieser  amts- 
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statistischen  Werke  enthält  kombinierte  oder  auch  nur  eine  Kombi- 
nation ermöglichende  Übersichten  der  Reichs-  und  Staatsfinanzen.  Das 
einzige  periodisch  erscheinende  und  halbwegs  brauchbare  Hilfsmittel 
zur  Orientierung  über  die  Finanzwirtschaft  des  Reiches  und  aller 
Gliederstaaten  ist  das  den  zweiten  Teil  des  Gothaer  Hofkalenders 
(you  Justtts  Perthes)  bildende  „Diplomatisch  statistische  Jahrbuch/^ 
Aber  es  enthält  nur  an  die  formalgesetzlichen  Kategorien  sich  an- 
schliefsende  Auszüge  aus  den  Reichs-  und  Staatsetats,  keine  finanz- 
politischen Kategorien,  keine  Kombinationen,  keine  Verhältniszahlen. 
Ohne  Selbstbearbeitung  der  zerstreuten  und  schwer  zu  erlangenden 
Unnaterialien  ist  eine  mehr  als  oberflächliche  Orientierung  über  die 
deutschen  Finanzverhältnisse  nicht '^möglich. 

Die  hier  verOfientlichten  Tabellen  haben  hauptsächlich  den  Zweck, 
die  finanzpolitische  Orientierung  in  Beziehung  auf  den  ausschlag- 
gebenden Staat  zu  erleichtern,  auch  durch  Feststellung  der  Verhält- 
niszahlen für  die  letzten  und  die  dekadisch  zurückliegenden  Etatjahre 
der  kombinierten  Reichs-  und  preufsischen  Staatsfinanzen  anzuregen 
zu  einer  die  rechnerische  Selbstarbeit  der  zu  objektiver  Information 
geneigten  Finanzkritiker  nicht  erfordernden  Vergleichung  der  jetzt 
kombinierten  mit  den  früher  einheitlichen  Staatsfinanzen,  feriler  zur 
Vergleichung  mit  den  Finanzen  der  beiden  in  dieser  Beziehung  viel- 
gerühmten  und  vielgescholtenen  Einheitsstaaten  Grofsbritannien  und 
Frankreich,  endlich^zur  Vergleichung  der  kombinierten  Reichs-,  Staats- 
und Gemeindefinanzen  in  Preufsen  und  in  jenen  Einheitsstaaten. 

Zur  Erleichterung  dieser  Vergleiche  folgen  hier  5  graphische 
Skizzen,  welche  die  wichtigsten  Verhältniszahlen  der  betreffenden  Ta- 
bellen mit  einem  Blick  übersehen  lassen ,  das  Erfassen  und  Festhalten 
ihres  finanzkritischen  oder  reformpolitischen  KoUektivgewichtes  ohne 
die  vermeintlich  geistlose,  in  der  That  aber  eine  unliebsame  Anspannung 
des  Geistes  beanspruchende  Abwägung  der  Bedeutung  statistischer 
Zahlenreihen  ermöglichen. 

Nur  diejenigen  zumeist  auch  graphisch  dargestellten  Verhältnisse, 
welche  besondere  Beachtung  verdienen,  können  hier  hervorgehoben 
und  erläutert  werden. 

In  Preufsen  sind  die  Staatsausgaben  (immer  mit  Einschlufs  der 
Anteile  an  Reichsausgaben)  pro  Kopf  der  Bevölkerung  (Tab.  7  für 
die  eigentliche  Zivilverwaltung  (excl.  Steuer-  und  Schulden  Ver- 
waltung) erst  seit  1841  höher  und  seit  1873  (also  seit  Durchführung 
der  reichsrechtlichen  Gliederung)  bedeutend  höher  (1883|4  um  3,14  Mark) 
als  die  für  die  Militärverwaltung  (incl.  Marine).    Wenn  auch 
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0 
jene  Zivilausgaben  seit  1851   (dem  ersten  Jabr  der  konstitutionellen 

Monarchie)  bis  1883/4  von  6,54  auf  12,94  Mark  oder  um  nahezu 
100^  gestiegen  sind,  dagegen  die  Militärausgaben  im  gleichen  Zeit- 
raum von  4,67  auf  9,80  Mark  oder  um  fast  110^  zugenommen 
haben,  so  darf  darin  doch  ein  Mifsverhältnis  schon  aus  dem  Grunde 
nicht  erblickt  werden ,  weil  die  erst  in  neuerer  Zeit  geschaffene  Marine 
durch  ihre  Förderung  des  Handels  auch  den  Zivilzwecken  unmittelbar 
dient.  Sodann  ist  daran  zu  erinnern,  dafs  die  Naturalleistungen  der 
Bevölkerung  für  Militärzwecke  in  älterer  Zeit  viel  umfangreicher  waren 
und  grofsenteils  gar  nicht  entschädigt  wurden ,  dafs  aber  fQr  die  jetzt 
minder  umfangreichen  Naturalleistungen  eine  Entschädigung  zu  den 
seit  1875  bedeutend  erhöhten  Sätzen  gezahlt  wird.  Dennoch  zeigen 
in  Prozent  der  Summe  aller  ordentlichen  Ausgaben  (incl.  Steuer-,  excl. 
Schaldenverwaltung) ,  also  in  der  entscheidenden  Relativität  (Tab.  8 
und  Skizze  I,  2),  die  Militärausgaben  eine  von  1821  bis  1851  bedeutend 
(von  53,7  auf  38,7 1)  fallende  und  nach  einer  Steigerung  in  1861  (auf 
46,8^)  aufs  neue  (40,5^  in  1883/4)  fallende  Bewegung,  dagegen  die 
eigentlichen  Zivilausgaben  eine  umgekehrte,  von  1821  bis  1851  nicht 
unbedeutend  (von  46,3  auf  54,1  %)  steigende  und  nach  einem  Fallen 
in  1861  (47,0  %)  aufs  neue  (53,6  %  in  1883/4)  steigende  Tendenz.  Nichts 
bekundet  ein  abnormes  Anwachsen  des  Aufwands  für  die  militärische 
Machtstellung.  Diejenigen,  welche  die  deutschen  Militärausgaben  als 
unproduktiv  zu  diskreditieren  bemüht  sind,  stehen  auf  dem  Stand- 
punkt solcher,  welche  den  Aufwand  fQr  eine  allzeit  leistungsfähige 
Feuerwehr  beschränken  wollen,  weil  diese  während  mehrerer  Jahre 
zum  Ausrücken  nicht  genöthigt  gewesen,  obgleich  sogar  auf  Brand- 
stiftung sinnende  Nachbarn ,  vielleicht  auch  Mitbürger,  vorhanden  sind 
und  nur  in  der  ihnen  durch  die  erprobte  Leistungsfähigkeit  der  Feuer- 
wehr aufgedrängten  Überzeugung  von  der  Unausführbarkeit  ihrer  ver- 
brecherischen Absicht  den  Versuch  der  Ausführung  verschieben.  Mit 
dem  zu  hoffenden  Eintritt  einer  auf  unzweifelhaften  Thatsachen  be- 
ruhenden Friedenszuversicht  werden  die  Militärausgaben  vielleicht  um 
Bruchteile  einer  Mark  pro  Kopf  der  Bevölkerung  sich  vermindern, 
weitergehende  Ersparnisapostel  erwecken  den  Verdacht  der  Absicht 
einer  Verzögerung  zoll-  und  steuerrechtlicher  Beformen. 

In  einem  ungünstigen  Licht  erscheinen  die  Ausgaben  der  Schul- 
denverwaltung,  wenn  die  gegensätzlichen  Elemente  der  Verzinsung 
und  Tilgung  gesondert  betrachtet  werden.  Pro  Kopf  der  Bevölkerung 
sind  die  Schuldzinsen  von  1821  bis  1851  konstant  und  bedeutend 
(von  1,85  auf  1,08  Mark  oder  um  42 {)  gefallen,  dann  aber  bis  1883/4 


e 


>5 

71 


0^ 
CD 


£ 

TS 

• 

C 

B 

CQ 

s 
c 


56 


c 


g 

Jl 


Ei 

Im 

'S 

L. 

"33 
c 

S 

o 


SS 

c: 

0. 


CO 

09 


e3 


ßeOa^ezudat  Jahriüdiem  ^MtüoTtalökononue  JiTTM.  M 


fic 


CO 


5 


c^ 


c^ 


iS 


?'8 


»«9 


l'OC 


tn 

mm 

s'cl 

e 

■ 

Im 

.  00 

oiansisaqjaAUO  aui»! 

■» 

i'r| 

• 

§1 

•  t^ 

6'8 

s  s 

^     fcs 

.iS 

c£J 

00 

tfwH 

8'C 


►  50 


et 


>io 


c'cc 


fr'GZ 


002 


6  85 


/.'6t 


9'6t 


o 


a> 


>« 


i-'U 


oa 


CO?; 


.$ 


8'8 


c'si 


1 

et     » 


PQ 


8'82 


Cd 


i'S9 


CO 


»o 


in 


Beüoffcxu^  Jahrbüchern  furJfatwn4dokon(^me  j 


eo 


£ 


c 
c 

03 


75 

P 


'••^ 


CO 


*53 


93 

I 


c 
u 

'S 


>5 


N 
5>5 


u 
D 

CO 

u 

=3 
cd 


l«  = 


:0 
Cn3 


CO 


5     f 


s 

o 
u 


pS 

03 

u 

60 

Si 

"^ 

^- 

^ 

^« 

•«■ 

Qi 

O) 

CO 

r^ 

%iO 

*■" 

s: 

_r> 

> 

eX3 

IM« 

0^ 

e- 

-c 

irii^ 

rozenLl 
100  1 

OB 

S 

r* 

CO 

lO 

9 

« 

c< 

o 

o 

■  ^ 

Alle 
anderen 

'S    'S 

^1 

• 

^ll 

1 

■     II 

1         E 

■V 

»ll 

Pelroleu 

.O 

1 

la  jjjana^s  * 

i-nuzj 

4 

«'$■ 

^j 

oi 

V 

o;. 

:2 

^ 

j 

1^ 

I8J 

• 

ijjana)S'n  jjoz  | 

^ 

^^1 

C3 

i 

'»■ 

11 

\ 

n| 

>00 

lajjjanais  n  ]|oz   | 

oa 

.'  .PiBi^^ 

J 

to^l 

■H 

V 

ü'O 

0» 

tmmm^^JL 

O) 

>r^ 

5'6 

■■ 

H 

J 

""Töl 

II 

« 

■V 

6 

o|H 

0? 

|>QD 

t^ 

CO 

bi^ 

-' 

^  ox  1 

^^ri 

1 

03 

V 

9'2t| 

^B 

•kC 

lajjjana^s  n  jjoz    1 

j^ 

, 

m| 

^H 

1 

'« 

5 

91^1 

^■1 

c= 

^^^Bll 

.^ 

[^ 

2  0  Bllll 

^ 

■ 

Hl 

j 

i'2;| 

II 

V 

»e^l 

*^ 

xwmmm^m^m^i^KriSSk 

OJ 

[co 

c'o^  ■■llllllllll 

PQ 

n^^iHB^pmiHHI 

J 

^»^B 

1 

'§ 

\ 

6 

9l^H 

^^H 

^ 

mm^^t^^/m^mmKmmmmm 

►cv 

^^  ■■^^■■■■■IIIIh 

c 

iJiii^^M^— — — ii^mi— Ml 

fö 

pS 

J 

C9l^| 

^^^■1 

^^^1 

■ 

c 

-^1 

^'«s^^HBHB 

CQ 

-^  1. 

gl 

- '-  -  ^^^MHH^H^MllJn|IIHInB|| 

^ 

rS      1 

Sf '^ 

o[&  n|nn|||iM|^ 

£-• 

cE^ 

»'6 

■■ 

.  ,; 

s 

«2  § 

o 

Q 

9 

Q 

^ 

o 

^ 

o 

^^ 

l^^s 

Ob 

00 

«> 

QO 

4/3 

■^ 

CO 

c^* 

t-i 

JSeüaffezudmJafuiüch^n  ^JfatioruüiSkanonue  * 


Ml 

2 


cc 


s 


c 

A 
A 


i^ 


a 


5^ 


Iciloffe  ziidm  Jahrbili^irn  iSrJ^atimaldkorumue  J 


s 

* 

4 


t 


J      JS 


■ 


2 


1^ 


t0» 


> 


I 

0 


r 


•^ 

-K   1 

■£> 

? 

" 

-TT, 

^H 

im 

BQV 

« 

i.ji'.a 

^ 

l 

1 

-gi 
1« 

irt 

s 

z 

Ji 

-* 

' 

4 

•i 

1 

i 

"S    g 

« 

f. 

ÜH 

^i 

E 

11 

55 

1 

C3   ^ 

., 

R'9(;_ 

1 

1 

i 

fil 

i 

e 

- 

ftt 

9^?rill^l^H 

1 

_ 

Ji 

S 

% 

p 

S 

s 

s 

g 

g        s        = 

■ 

^ 

1 

1 

= 

i 
i 

1 

^1 

1 

ce 

1 

M'K 

0C\1 

■M 

^ 

^^ 

g 

!        si 

T 

i 

-|     1 

» 

1  m\ 

fl 

1  M 

•^ 

B'Bl 

»9 

■ 

Ä 

■ 

■ 

e' 

1 

est 

■ 

1 

JI 

n 

8g'ym|d 

1 

|i 

1 

c* 

i 

-S   1 

1 
1 

- 

*K 

TB 

^^Hin^^^^^i^^H 

1 

■^ 

Ifl 

sH 

■ 

te 

-ff 

äs 

^ 

^ 

s 

3 

S 

s 

L^ 

Ö 

s 

Beiträge  sur  StaÜBtik  der  FiaADSeu  in  Prenfsen.  49 

ebenfalls  konstant  and  viel  bedeutender  (von  1,08  auf  4,24  Mark  oder 
um  nahezu  300  %)  gestiegen.  Das  wäre  nur  in  dem  Fall  nicht  au  und 
für  sich  irrationell,  wenn  die  Tilgung  nicht  in  höherem  Grade  gefallen 
oder  mindestens  in  gleichem  Grade  gestiegen  wäre.  Die  Tilgungs- 
quoten sind  aber  nur  von  1821  bis  1851  in  minderem  Grade  (von  0,91 
auf  0,60  Mark  oder  um  34  %  bei  42  %  Zinsenminderung)  gefallen ,  da- 
gegen von  1851  bis  1883  —  mit  Ausnahme  des  durch  Tilgung  der 
norddeutschen  Bundesschulden  aus  den  französischen  Milliarden  aus- 
gezeichneten Jahres  1873  —  nur  ganz  unbedeutend  (von  0,60  auf 
0,69  Mark  oder  um  nur  15  %  bei  nahezu  300  %  Zinsenmehrung)  ge- 
stiegen. Von  den  Schuldzinsen  repräsentiert  die  Tilgung  für  die  3 
autokratischen  Dekadenjahre  1821  bis  1841  je  rund  50^,  fCir  die  4 
konstitutionellen  Dekadenjahre  1851  bis  1883/4  resp.  rund  56  ^,  38  ^, 
94^  und  gar  nur  16^,  welcher  Degrefs  der  konstitutionellrechtlichen 
Schuldtilgung  im  Vergleich  zur  Verzinsung  um  so  bedenklicher  ist, 
als  der  Zinsfufs  für  Reichs-  und  preufs.  Staatsschulden  sich  seit  1851 
vermindert  haben  dürfte.  In  Teilen  der  betreffenden  Schuldkapitalien 
(welche  nicht  festgestellt  werden  konnten)  würde  ein  wohl  noch  gröfserer 
Degrefs  der  Schuldentilgung  sich  herausstellen.  Als  ein  die  Zunahme 
der  Schuldzinsen  und  die  Abnahme  der  Schuldentilgung  gravierendes 
Moment  erscheint  auch  die  Thatsache,  dafs  zur  Deckung  der  „ein- 
maligen^'  Ausgaben,  welche  das  einzige  Objekt  der  AnleihedeckuDg 
sind,  im  letzten  Jahrzent  sehr  bedeutende  (1883/4  noch  1,50  Mark 
pro  Kopf)  Kapitalzuschüsse  (meist  aus  den  franz.  Milliarden  her- 
rührend; vgl.  Tab.  4,  Sp.  38  bis  43)  verwendet  worden  sind,  während 
in  den  Etats  vor  und  für  1851  Kapitalzuschüsse  überhaupt  nicht  vor- 
kommen. 

Die  Kosten  der  Steuerverwaltung  sind  nicht  graphisch  dar- 
gesteUt  worden,  weil  für  sie  nicht  die  Beträge  pro  Kopf  der  Bevöl- 
kerung und  auch  nicht  die  in  Prozent  aller  ordentlichen  Ausgaben, 
sondern  die  Beträge  in  Prozent  der  korrespondierenden  Zoll-  und 
Steuererträge  kritisch  sind.  Diese  und  ihre  von  den  absoluten  Er- 
tragszahlen der  allgemeinen  Tabellen  abweichenden  Grundzahlen  sind 
in  Tab.  15  zusammengestellt.  Charakteristisch  ist  das  in  Prozent 
der  etatisierten  Erträge  fast  ununterbrochene  Sinken  der  Er- 
hebungskosten  der  indirekten  Abgaben  (Zölle,  Verbrauchsteuern,  Stem- 
pel- und  Verkehrssteuern  excl.  Eisenbahnabgaben)  von  13,4  ^  in  1851 
auf  9,1  {^  in  1883/4,  dagegen  das  bedeutende  Steigen  der  Erhebungs- 
kosten aller  direkten  Steuern  (Einkommen-,  Grund-,  Gebäude-  und 
Gewerbesteuern,  bezüglich  Eisenbahnabgaben)  von  4,4^  in  1851  auf 

N.  F.  Bd.  yn.  4 
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volle  7f  in  1883/4.    Dabei  ist  zu  erwägen,   dafs  ein  Teil  der  Er- 
hebungskosten direkter  Staatssteuem  den  Gemeinden  zur  Last  fallt. 

Die  dekadische  Entwickelung  der  kombinierten  Staats-  und  Reichs- 
einnahmen in  Preufsen  ist  pro  Kopf  der  Bevölkerung  (Tab.  11) 
hinsichtlich  der  Summe  aller  steuerrechtlichen  Einnahmen 
(Zolle,  Steuern  und  Gebühren)  von  1821  ab  (10,81  Mark)  in  jedem 
der  beiden  folgenden  Dekadenjahre  1832  (10,0  Mark)  und  1841  (9,45  Mark) 
um  gegen  10^  gefallen,  dann  aber  im  ersten  konstitutionellen  Etat- 
jahr 1851  (10,77  Mark)  nahezu  auf  die  Höhe  von  1821  gestiegen, 
weiter  für  1861  (12,77  Mark)  um  2,0  Mark  oder  16  *,  für  1873 
(15,48  Mark)  um  2,71  Mark  oder  18  %  und  für  1883/4  (16,82  Mark) 
um  1,34  Mark  oder  nur  8  %  gewachsen ,  sie  zeigen  also  in  jüngster 
Zeit  eine  geringere  Progression.  Das  ist  eine  kombinierte  Folge: 
einesteils  des  Wachstums  der  Summe  aller  nichtsteuerrecht- 
liehen  Einnahmen  (ohne  die  gleich  zu  erwähnenden  Hilfseinnahmen), 
welche  für  1821  bis  1861  zwischen  2,23  und  3,83  Mark  schwanken, 
in  1872  aber  auf  9,72  Mark  oder  gegen  1861  um  5,89  Mark  =  153  ^ 
und  in  1883/4  auf  10,41  Mark  oder  um  0,69  Mark  =  7^,  —  teils 
auch  die  Folge  der  zunächst  im  ersten  konstitutionellen  Etat  für  1851 
(mit  0,55  Mark)  vorkommenden  und  für  1861  (0,64  Mark)  unbedeutend 
höheren,  aber  für  1873  (2,47  Mark)  sehr  bedeutend  (um  1,83  Mark 
oder  fast  300  %)  gestiegen  und  für  1883/4  (1,88  Mark)  relativ  unbe- 
deutend (um  0,59  Mark  oder  gegen  24^)  gefallenen  Hilfseinnahmen 
(Überschüsse  aus  Vorjahren  und  Anleihen  beziehentlich  Defizit),  — 
gröfstentcils  aber  die  Folge  des  nach  1873  minder  progressiven  Wachs- 
tums der  Gesamtausgaben  (vgl.  Tab.  3,  Sp.  34  unter  HI)  und  des 
diesen  gleichen  Einnahmebedarfs,  welcher  für  1821  bis  1851  zwischen 
11,68  und  14,33  Mark  schwankt,  dann  von  1851  (13,77  Mark)  bis 
1861  (17,24  Mark)  um  3,47  Mark  oder  2S%  und  weiter  bis  1873 
(27,67  Mark)  um  10,43  Mark  oder  60  ^  gestiegen  ist,  aber  hiemach 
bis  1883/4  (29,10  Mark)  nur  um  1,44  Mark  oder  nur  5  i  sich  ver- 
mehrt hat. 

Hinsichtlich  der  Divergenzen  des  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
(Tab.  11)  sich  ergebenden  Betrages  der  Staatseinnahmen  in  Preufsen 
(kombiniert  mit  dem  Reich)  ist  die  eine  kaum  bekannte  oder  be- 
achtete Thatsache  hervorzuheben,  dafs  die  Erträge  der  Stempel  und 
Gebühren  von  1821  (0,91  Mark)  bis  1873  (3,62  Mark)  bedeutend  ge- 
stiegen, dann  aber  bis  1883/4  (3,11  Mark)  um  0,51  Mark  oder  14^ 
gefallen  sind.  Der  gröfste  Teil  des  Degresses  fällt  in  die  Kategorie 
der  eigentlichen  Stempelsteuern,  von  welchen  der  Spielkartenstempel 
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1879  und  die  sogen.  Borsensteuern  (von  Wertpapieren,  Schlufsnoten 
und  Lotterielosen)  1882  reichsgesetzlich  reformiert ,  zum  Teil  neu  ein- 
geführt sind  (über  die  mutmafslichen  Ursachen  dieser  Mindererträge 
vgl.  Note  8  zu  Tab.  4). 

Steuerreformatorische  Argumente  lassen  sich  aus  den  Steuerer- 
trägen pro  Kopf  der  Bevölkerung  nicht  entnehmen,  denn  ein  abstraktes 
Maximum  oder  Minimum  des  Kopfbetrages  der  Belastung  durch  die 
eine  oder  andere  Steuerart  läfst  sich  überhaupt  nicht  begründen.    Von 
den  beiden  Faktoren  des  absoluten  Ertrages  jeder  Steuerart  ist  der 
eine  —  der  Umfang  des  Steuerbemessungsobjektes  (Menge  oder  Wert 
der  zoll-  oder  steuerpflichtigen  Verbrauchsobjekte,  ihrer  Rohmateria- 
lien, Herstellungsgeräte  u.  d.  m.;  Zahl  oder  Einkommen  steuerpflich- 
tiger Personen ;  Flächenraum  oder  Katasterwert  steuerpflichtiger  Grund- 
stücke;   Umsatzmenge  oder  Umsatzwert,    Arbeiterzahl  u.  d.  m.  der 
steuerpflichtigen  Gewerbe ;  Zahl,  Wert  und  sonstige  Merkmale  Stempel- 
oder gebührenpflichtiger  Objekte  u.  s.  w.)  —  von  gesetzlichen  Anord- 
nungen   nicht    oder    nicht    unmittelbar    abhängig,    jedenfalls    nicht 
steigerungsfähig,  dagegen  der  andere  Faktor  —  der  Steuersatz  — 
lediglich  von  gesetzlicher  Anordnung  abhängig.    Unter  den  zahllosen 
sozial-  oder  volkswirtschaftsrechtlichen  und  finanziellen  (fiskalischen) 
Erwägungsmomenten  bei  Feststellung  des  Steuersatzes  ist  oder  sollte 
der  statistisch  ermittelte   oder  auf  Grund   solcher  Ermittelung  ge- 
schätzte jährliche  Durchschnittsumfang  des  Steuerbemessungsobjektes 
die  Basis  der  gesetzlichen  Entschliefsung  sein,  also  der  wahrschein- 
liche Ertrag  im  FaU  des  mehr  oder  minder  hohen  Steuersatzes.    Die 
Feststellung  dieses  Ertragfaktors  erfolgt  oder  sollte  für  die  einzelne 
Steuerart  erfolgen  nicht  abstrakt  nach  dem  Umfang  des  Steuerbe- 
messungsobjektes aller  Steuerarten  je  nach  den   mehr  oder  minder 
grolsen  Bedenken  gegen  die  in  Folge  der  Steuer  eintretende  Preiser- 
höhung ,  Absatz-  und  Verbrauchsminderung  der  Objekte  oder  Existenz- 
verschlechterung ihrer  Subjekte.  Darin  liegen  die  ungeheuren  Schwierig- 
keiten der  Konstruktion  und  Intakthaltung  eines  „gerechten^'  und  doch 
den  ganzen  Steuerbedarf  deckenden  „Systems^^  verschiedener  Steuern. 
Im  Fall  eines  richtigen  Systems  müfsten  die  Steuersätze  aller  Steuer- 
arten proportional  dem  ganzen  Steuerbedarf  erhöht  oder  gemindert 
werden,  jede  Steuerart  müfste  —  unter  Voraussetzung  des  unverän- 
derten Umfangs  der  Steuerbemessungsobjektc  —  einen  gleichbleibenden 
Teil  des  ganzen  Steuerbedarfs  decken.    Selbstverständlich  ist  die  ma- 
thematisch genaue  Einhaltung  dieses  Prinzips  unmöglich,  aber  die 
approximative  erscheint  möglich  in  Folge  des  erfahrungsmäfsig  in  der 
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Regel  erst  nach  yieljährigen  Perioden  bemerkbaren  Aussetzens  der 
Statik  aller  Verhältnisse,  in  welche  der  Menschen  Gesetze  nicht  oder 
nicht  jäh  eingreifen. 

Die  Reichs-  und  preufsischen  Staatssteuem  bilden  bis  jetzt  noch 
kein  System,  sondern  ein  Konglomerat  „von  Fall  zu  FalP^  und  ohne 
Kontinuität  der  Erwägungen  ein-  und  abgeschafiter,  erhöhter  und  er- 
niedrigter Steuern  und  als  „gerecht"  wird  die  Mehrzahl  derselben 
kaum  von  jemand  anerkannt  Aber  sie  sind  die  gesetzlich  festgestellten 
Mittel  zur  Deckung  des  im  Etat  anerkannten  Steuerbedarfis.  Ein  er- 
hebliches Schwanken  des  in  Prozent  des  als  Steuerbedarf  anzusehenden 
Gesamtertrages  ausgedrückten  Ertrages  der  einzelnen  Steuerarten  oder 
Kategorien  verwandter  Arten  bekundet  das  Vorhandensein,  den  Ein- 
tritt oder  die  Beseitigung  von  Mängeln.  Ob  das  eine  oder  andere  der 
Fall,  worin  die  Mängel  bestehen  oder  bestanden  haben,  welchen  Ur- 
sachen das  eine  oder  andere  zuzuschreiben  sei,  das  bedarf  spezieller 
Kenntnisse  und  Erwägungen,  welche  um  so  einfacher  sein  werden,  je 
zweifelloser  der  Umfang  der  Steuerbemessungsobjekte  und  seine  Statik 
ist  und  je  weniger,  übersichtlicher  und  qualitativ  unbedenklicher  die 
Steuersätze  verändert  worden  sind.  Für  Preufsen,  beziehentlich  das 
Reich,  werden  diese  Momente  allen  Kritikern  bekannt  sein  und  ihnen 
die  Erwägungen  nicht  sehr  schwer  fallen.  Bei  Zugrundelegung  der 
Kopferträge  wären  diese  Schwierigkeiten  viel  gröfser,  weil  dann  aufser- 
dem  die  fast  für  alle  Dekadenjahre  sehr  bedeutenden  Schwankungen 
des  Steuerbedarfs  in  Erwägung  gezogen  werden  müfsten. 

Diese  Auseinandersetzung  schien  nicht  unnötig,  weil  nur  zu  oft 
und  auch  von  autoritativer  Seite  mit  den  nuden  Kopferträgen  einzelner 
Steuerarten  oder  deren  Kategorien  für  oder  wider  bestimmte  Reform- 
tendenzen  oder  Reformantipathien  argumentiert  worden  ist ,  sogar  und 
insbesondere  unter  Gegenüberstellung  der  Kopferträge  aufserdeutscher 
Staaten ,  deren  Steuerbedarf  pro  Kopf  der  Bevölkerung  reichlich  drei- 
mal so  grofs  ist,  wie  der  kombinierte  für  Preufsen  und  das  Reich. 

Sehr  wesentliche  Divergenzen  des  in  Prozent  aller  steuerrecht- 
lichen Einnahmen  (Tab.  12)  ausgedrückten  Einzelertrages  der  drei 
Hauptkategorien  der  Reichs-  und  Staatssteuem  in  Preufsen  sind 
während  der  Dekadenjahre  1821  bis  1883/4  nicht  vorhanden,  be- 
ziehentlich für  1832  und  1841  nicht  zu  konstatieren.  In  dieser  Re- 
lativität haben  die  Erträge  aller  Zölle  und  Verbrauchs- 
steuern von  1851  mit  46,6^,  auf  1861  mit  43,8^  und  auf  1873 
mit  41,4  ^  sich  nicht  bedeutend  vermindert  und  dann  —  in  Folge 
der  1879  erstrittenen  Zolltarifreform  und  Tabaksteuererhöhung  —  bis 
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1883/4  mit  51,1  ^  der  Samme  aller  steuerrechtlichen  Einnahmen  sich 
nicht  80 .  bedeutend  vermehrt ,  dafs  die  von  den  Gegnern  weiterer  Er- 
höhungen der  Zölle  und  Verbrauchssteuern  aufgestellte  Behauptung, 
das  Reich  habe  „die^^  Zölle  und  Verbrauchssteuern  schon  übermäfsig 
entwickelt,  in  dieser  Allgemeinheit  begründet  erscheinen  könnte.  Diese 
Sammelkategorie  umschliefst  so  heterogene  Belastungsobjekte,  dafs  ihr 
Kollektivertrag  ein  Urteil  nicht  gestattet.  Die  Erträge  der  Einzel- 
kat^orien  konnten  wegen  Unspezifiziertheit  der  Urmaterialien  nicht 
für  alle  Dekadenjahre  beziffert  werden  und  die  Darstellung  ihrer  Er- 
tragsverhältnisse  in  jedem  der  Jahre  seit  1872,  fQr  welche  die  abso- 
luten Erträge  der  Einzelkategorien  in  Tab.  4  Sp.  1  bis  14  beziffert 
sind,  hätte  nicht  nur  übermäfsigen  Raum  eingenommen,  sondern  wäre 
auch  von  sehr  geringer  Bedeutung,  da  die  für  die  wesentlichsten 
Einzelkategorien  in  Tab.  12  bezifferten  Ertragsverhältnisse  der  Dekaden- 
jahre vor  1883/4  nicht  bedeutend  divergieren.  Es  schien  bedeutsamer, 
die  Ertragsverhältnisse  der  Einzelkategorien  für  1883/4  mit  denjenigen 
der  nächstliegenden  Finanzjahre  in  Grofsbritannien  und  Frankreich  in 
Parallele  zu  stellen  und  auch  graphisch  zu  illustrieren.  Dasselbe  gilt 
von  den  beiden  andern  Sammelkategorien,  der  Stempel  und  Gebühren 
einerseits  und  der  direkten  Personal-  und  Realsteuem  andrerseits. 
Der  Kollektivertrag  der  zum  Teil  den  Verbrauchssteuern  verwandten 
Stempel  und  Gebühren  ist  in  Prozent  aller  steuerrechtlichen  Ein- 
nahmen von  1821  (8,4^)  bis  1873  (23,3  j),  also  vor  dem  Eingreifen 
der  Reichsgesetzgebung,  bedeutend  gestiegen,  aber  bis  1883  (18,5^) 
trotz  und  zum  Teil  in  Folge  der  seit  1879  (vgl.  Note  8  zu  Tab.  4) 
reichsseitig  stattgehabten  Reform  und  selbst  Neueinführung  solcher 
Steuern  nicht  unerheblich  gesunken,  dagegen  hat  sich  der  Kollektiv- 
ertrag der  direkten  Personal-  und  Realsteuern  von  1821 
(43,5  f)  bis  1883/4  (30,4^)  fast  konstant  und  bedeutend  vermindert, 
und  zwar  in  neuerer  Zeit  in  Folge  der  „Aufserhebungsetzung*'  von  3 
bis  5  Monatsraten  der  Steuer  von  Einkommen  bis  6(XX)  Mark ,  welche 
für  1883/4,  unter  Ausdehnung  der  früher  nur  bis  420  Mark  reichenden 
Staatssteuerfreiheit  auf  alle  9(X)  Mark  nicht  übersteigenden  Einkommen, 
für  die  fortbestehenden  Stufen  bis  3000  Mark  auf  3  Monatsraten ,  für 
die  nächsthöhere  Stufe  bis  3600  Mark  auf  2 ,  und  für  die  dann  fol- 
gende Stufe  bis  4200  Mark  auf  1  Monatsrate  herabgemindert ,  für  die 
nächsthöhere  bis  6(XX)  Mark  aber  aufgehoben  sind.  Das  Hauptelement 
der  Mehreinnahmen  in  Preufsen  sind  die  aus  Betriebserträgen,  Ver- 
waltungseinnahmen und  Kapitalzuschüösen  sich  zusammensetzenden 
nichtsteuerrechtlichen   Einnahmen  (excl.  Überschüsse  aus 
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Vorjahren  und  Anleihen).  Dieses  Surrogat  steuerrechtlicher  Einnahmen 
ist  in  Prozent  derselben  von  1821  (32,6  ^)  bis  1851  (22,6  %)  erheblich 
gefallen,  dann  aber  bis  1883/4  (61,9)  grofsenteils  in  Folge  der  Ent- 
wickelung  des  Systems  der  Staatseisenbahnen  so  bedeutend  gestiegen, 
dafs  auf  ein  erhebliches  Fortwachsen  dieser  Einnahmen  schwerlich 
gerechnet  werden  kann. 

Wer  den  tabellarischen  und  graphischen  Darstellungen  des  Werde- 
ganges  der  staatlichen  und  reichsanteiligen  Finanzverhältnisse  in  Preufsen 
seine  Aufmerksamkeit  zuwendet,  wird  sich  der  Überzeugung  nicht  ent- 
ziehen können,  dafs  ein  Zurückschrauben  der  Ausgaben  un- 
möglich ist,  dafs  die  Deckung  durch  Anleihen  einen  be- 
denklichen Umfang  erreicht  hat  und  die  Anleihetilgung 
eine  zu  geringe  ist,  dafs  ein  erhebliches  Fortwachsen  der 
übrigen  nichtsteuerrechtlichen  Einnahmen  undenkbar 
und  folglich  zur  Konsolidation  allein  schon  der  Staatsfinanzen,  ganz 
abgesehen  von  den  Gemeindefinanzen,  eine  Vermehrung  der  steuer- 
rechtlichen  Einnahmen  unerläfslich  ist  In  dieser  Über- 
zeugung werden  diejenigen  bestärkt  werden,  welche  auch  nur  die  gra- 
phisch in  Vergleich  gestellten  Finanzverhältnisse  in  Preufsen  (kom- 
binirt  mit  dem  Reich)  für  1882/3,  in  Grofsbritannien  für  1881  und  in 
Frankreich  für  1883  mit  in  Betracht  ziehen.  Zu  erwähnen  ist,  dafs 
zu  diesem  Vergleich  die  preufsischen  Verhältnisse  für  1882/3  aus  dem 
Grunde  herangezogen  sind,  weil  diese  Arbeit  nicht  bis  zu  der  erst  in 
allerletzter  Zeit  möglich  gewesenen  Erlangung  der  für  viele  Einzel- 
heiten unerläfslichen  parlamentarischen  Drucksachen  bezüglich  der 
sehr  summarischen  Etats  für  1883/4  verschoben  werden  konnte.  Die 
Abweichungen  der  Etats  für  1882/3  von  denjenigen  für  1883/4  sind, 
wie  durch  Vergleichung  der  bezüglichen  Eopfbeträge  in  Tab.  8  und 
14  bez.  Tab.  12  und  16  zu  ersehen,  nicht  von  grofsem  Belang. 

Die  graphischen  Darstellungen  einerseits  der  Staatseinnahmen 
(Skizze  I  und  II) ,  andererseits  der  Staatsausgaben  (Skizze  III  und  IV) 
dürften,  zumal  da  überall  die  Verhältnifszahlen  beigesetzt  sind,  so  voll- 
ständig und  übersichtlich  sein,  dafs  textliche  Darlegungen  der  Einzelum- 
stände bei  dem  hier  zu  Gebote  stehenden  Baum  nur  Wiederholungen  der 
aus  den  graphischen  Skizzen  rascher  und  deutlicher  zu  ersehenden 
Thatsachen  sein  könnten.  Notwendig  erscheint  aber  die  in  den  Tabellen 
und  Skizzen  nicht  mögliche  Konstatierung  der  Zoll-  und  Steuersätze 
und  der  durch  Division  derselben  (beziehentlich  eines  fiktiven  Mittel- 
satzes zwischen  Zoll  und  Steuer)  in  die  absoluten  Zoll-  und  Steuer- 
erträge der  Tab.  16  resultierenden  Mengen  der  steuerpolitisch  wich- 
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tigBten  Verbraachobjekte  Taback,  Branutwem  and  Bier.    In  der  nach- 
stehenden Übersicht  sind  diese  Momente  zusammengestellt 


Staaten 


Tabak  1) 


Zoll- 
satz 


'  Stener- 

)    satz 


für  100  Klg. 
BohUbak 

Mark 


2 


belastete 
Menge 


absolut 
lOOKlg. 


rs«n 


1882/3j|  68o 


»britannien  1881       85 


45 
45 


ikreich    .   1883     ||  7 50  Moaopolfw. 


252,519 

364.657 
303365 


B  ra  n  ntw  e  i  n  >) 
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satz 


Steuer- 
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Alkohol        Hektoliter 
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Liter 


2 


ZoH- 
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satz 
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2 
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Hektoliter 


p.  Kopf 
Liter 


0,82   'I  149 


320 
17 


1,156,095 
2,215,294 


125     t  1,364,000 


3^30 

7,92 
3.68 


4 

4 
6,20 


2,20 
0,80 
2,88 


77,622,163 

18,253.016 

6,666,666 


222 

65 
18 


1)  Ffir  PreuTsen  ist  der  seit  1879  geltende  reichsreehtliche  Zollsatz  für  Boh- 
tabak  und  der  mit  dem  Steuerjahr  1882|8  in  Kraft  getretene  reichsrechtliche  volle  Steuer- 
satz für  inländischen  Bohtabak  aufgenommen.  Die  höheren  Zollsätze  von  270  Mark 
für  je  100  Klg.  Zigarren  oder  Zigarretten  und  von  180  Mark  f^  100  Klg.  andere  Ta- 
bakfabrikate sind  von  untergeordneter  Bedeutung,  weil  der  1881|2  (neuer  Daten  sind  noch 
nicht  veröffentlicht)  im  ganzen  Zollgebiet  gegenüber  272,214  metr.  Ztn.  (zu  100  Klg.) 
Bohtabak  nur  4,130  metr.  Ztn.  Zigarren  oder  Zigarretten  und  4,060  mtr.  Ztn.  andere 
Tabakfabrikate  eingeführt  sind.  An  inländischem  Bohtabak  sind  in  demselben  Jahr 
593,575  metr.  Ctn.  versteuert  worden.  Nach  diesen  Verhältnissen  ergiebt  sich  ein  Durch- 
schnittsbelang von  rund  60  Mark  für  100  Klg.  der  ganzen  Tabakmenge  und  für  Prenfsen 
durch  Division  dieser  Durchschnittsbelastung  in  den  anteiligen  Zoll-  und  Steuerertrag 
von  21,879,439  Mark  für  1882|3  (laut  Tabelle  16)  die  in  obiger  Übersicht  bezifferte 
Menge  von  364,657  metr.  Ctn.  Tabak  aller  Art. 

In  Orofsbritaunien  beträgt  (nach  dem  ,, Statist.  Abstrakt''  für  1881),  auf 
deutsches  Gewicht  und  Geld  reduziert,  der  Zoll  für  100  Klg.  Bohtabak  680  Mark, 
Zigarren  1210  Mark  und  andere  Fabrikate  900  Mark,  der  Ertrag  aller  Tabakfabrikat- 
zolle aber  nur  6  Mill.  Mark.  Daher  darf  bei  einem  Gesamtertrage  der  Tabakzölle  (eine 
Tabaksteuer  besteht  in  Grofsbrit.  nicht)  von  176,7  Mill.  Mark  (laut  Tabelle  16)  eine 
Durchschnittabelastung  von  rund  700  Mark  für  100  Klg.  angenommen  werden,  woraus 
eine  belastete'  Menge  von  252,519  mtr.  Ztn.  Tabak  resultiert. 

Der  für  Frankreich  in  obiger  Übersicht  bezifferte  Monopolgewinn  von  750  Mark 
für  100  Klg.  verkaufte  Tabakfabrikate  ergiebt  sich  aus  einer  komplizierten  Berechnung 
für  1879,  welche  auch  für  1883  annähernd  zutreffen  dürfte. 

2)  Der  für  Preufsen  und  das  ganze  Beichs-Branntweinsteuergebiet  geltende  Steuer- 
satz von  1,32  Mark  für  1  hl.  Maischranm  repräsentiert  bei  der  gesetzlichen,  aber  nach 
allseitiger  Anerkenntnis  längst  antiquierten  Annahme  einer  Alkoholausbeute  von  nur 
5%  eine  Belastung  von  26,20  Mark  für  1  hl.  absoluten  Alkohol,  jedoch  bei  der  unter 
heutigen  Verhältnissen  der  Brennereitechnik  sehr  mäfsigen  Annahme  einer  Ausbeute  von 
7,50  %  (eine  solche  von  9  ^  ist  nicht  selten  und  selbst  Brennereiinteressenten  gestehen  einen 
Durchschnitt  von  mindestens  8(  zu)  eine  Belastung  von  nur  17  Mark  für  1  hl.  Alkohol. 
Zu  diesem  Satz  ergiebt  der  preufsische  Ertragsanteil  von  37,657,903  Mark  (laut  Tab.  16) 
eine  belastete  Menge  von  2,215,204  hl.  Alkohol.  Die  mehr  als  doppelt  so  hohe  Zoll- 
belastung kann  hierbei  nicht  in  Betracht  kommen ,  weil  der  anteilige  Ertrag  des  Spiri- 
tuosenzolles auf  nur  1,317,701  Mark  (laut  Tab.  18)  sich  beläufL 
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Bei  diesem  in  PreuTsen  —  beziehentlich  im  ganzen  deutschen  Zoll- 
gebiet oder  im  Reichs  -  Branntweinsteuergebiet  —  beispiellos  groüsen 
Massengenufs  von  Tabak  und  Branntwein  (auch  wenn  aufser  den  reich- 
lich  100,000  hl.  Alkohol ,   welche  im   ganzen   Steuergebiet  in  •  Folge 


In  Grofsbritannieo  besteht  ein  dem  Zollsatz  gleicher  Stenersata  von  397  Mark 
für  1  hl.  Alkohol ,  jedoch  wird  die  produzierte  Alkoholmenge  nach  dem  Zuckergehalt 
der  Maische  berechnet.  In  der  Erwägung,  dafs  möglicherweise  die  geschätzte  Aasbeate 
auch  dort  von  der  wirklichen  übertroffen  wird,  ist  in  obiger  Übersicht  eine  um  20% 
geringere  Steuerbelastung  von  320  Mark  fingiert.  Zu  diesem  Satz  ergiebt  sich  aas 
dem  Zoll-  und  Steuerertrage  von  369,950,760  Mark  (laut  Tab.  16)  eine  belastete  Ver- 
brauchmenge  von  1,156,095  hl.  Alkohol.  Diese  Menge  dürfte  das  Maximum  sein,  weil 
der  zu  dem  um  77  Mark  höheren  Zolh>atz  erzielte  Zollertrag  von  84,475,040  Mark  (laut 
Tabelle  18)  den  4.  Teil  des  Gesamtertrages  repräsentiert. 

Die  wirkliche  Fabrikatsteuer  in  Frankreich  ist  (von  früher  125  fr.)  i.  J.  1880 
auf  156,25  fr.  s=  125  Mark  für  1  hl.  absolaten  Alkohol  erhöht  worden.  Daraub  folgt, 
unter  Nichtberücksichtigung  des  um  24  Mark  höheren  Zolles,  nach  dem  Zoll-  und  Steuer- 
ertrage  von  170,5  Mill.  Mark  (laut  Tabelle  16)  eine  belastete  Verbrauchmenge  von 
1,364,000  hl.  absoluten  Alkohol ,  wovon  aber  wol  ein  bedeutender  Teil  zum  Verschnei- 
den des  Weines  verwendet  und  mithin  ins  Ausland  exportiert  wird. 

3)  Für  P  r  e  u  f  s  e  n  repräsentiert  die  reichsgesetzliche  Biersteuer  von  4  Mark  für 
100  Klg.  Malz  bei  der  reichsamtlichen  Annahme  von  20  Klg.  Malz  auf  1  hl.  mittel- 
starkes Bier  0,80  Mark  für  1  hl.  Mittelbier.  Der  5  Mal  so  hohe  Zoll  darf  unberück- 
sichtigt bleiben,  weil  der  anteilige  Ertrag  desselben  auf  nur  296,885  Mark  (laut  Tab.  18) 
sich  belauft.  Aus  dem  Zoll-  und  Steuerertrage  von  14,602,413  Mark  (laut  Tab.  16) 
ergiebt  sich  also  eine  belastete  Vorbrauchmenge  von  18,253,016  hl.  Bier  mittleren  Malz- 
gehaltes. 

In  Grofsbritannien  besteht  eine  Malzsteuer  von  2^  sh.  (1  sh.  bes  1  Mark) 
für  1  Bushel  (36,25  Liter)  Malz,  d.  i.  5,68  Mark  für  1  hl.  Malz  oder  (1  hl.  Malz  wiegt 
nach  reichsamtlicher  Annahme  52  Klg.)  11  Mark  fiir  100  Klg.  Malz,  was  für  1  hl.  Bier 
von  20  Klg.  Malzgehalt  2,20  Mark  repräsentiert.  Die  sonst  übliche  Annahme  einer 
britischen  Biersteuer  von  3,50  Mark  für  1  hl.  Bier  bezieht  sich  auf  den  dort  wohl  that- 
sächlich  mittleren  Gehalt  von  c.  30  Klg.  Malz.  Für  den  diesseitigen  Vergleich  mufs 
aber  der  preufsische  Durchschnittsgehalt  von  20  Klg.  Malz  zu  Grunde  gelegt  werden. 
Ein  Bierzollertrag  ist  für  Grofsbritannien  nicht  nachgewiesen,  er  kann  auch  nur  ganz 
verschwindend  sein.  Zum  Steuersatz  von  2,20  Mark  ergiebt  sich  aus  dem  Stauerertrag 
von  170,768,760  Mark  (laut  Tab.  16)  eine  belastete  Verbrauchmenge  von  77,622,163  hl. 
Bier  von  20  Klg.  Malzgehalt. 

Auch  das  Bier  unterliegt  in  Frankreich  einer  Fabrikatsteuer  von  3,60  fr.  für 
1  hl.  starkes  und  1,20  fr.  für  1  hl.  dünnes  Bier  (petites  bi^res).  Der  DünnbiersaU 
darf  aufser  Betracht  bleiben.  Das  starke  Bier  repräsentiert  voraussichtlich  nicht  viel 
über  30  Klg.  Malz ,  mithin  wäre  die  Steuer  auf  2,88  Mark  für  1  hl.  solches  Bier  zu 
berechnen.  In  Anbetracht  des  relativ  bedeutenden  Zollertrages  von  2  MiU.  Mark  (laut 
Tab.  18)  und  bei  dem  hohen  Zollsatz  von  6,20  Mark  (7,75  fr.)  für  1  hl.  mufs  eine 
Durchschnittsbelastung  von  3  Mark  angenommen  werden.  Daraus  folgt  bei  einem  Zull- 
und  Steuerertrage  von  20  Mill.  Mark  (laut  Tab.  16)  eine  belastete  Verbrauchmenge  von 
6^  Mill.  hl.  Bier  preufsischer  Mittelqualität. 
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nachgewiesener  Ausfuhr  oder  Verwendung  zu  gewerblichen  Zwecken 
der  Steuerrückvergütung  von  16  Mark  für  1  hl.  Alkohol  teilhaft  ge- 
worden und  daher  in  der  aus  dem  Ertrage  resultierenden  Menge  nicht 
mitenthalten  sind,  noch  500,000  hl.  als  ohne  Steuerrückvergütung  ins 
Ausland  gesandt  oder  nicht  leiblich  verwendet  abgerechnet  werden, 
Weichenfalls  ein  leiblicher  Verbrauch  von  immer  noch  6,50  Liter  Al- 
kohol pro  Kopf  der  Bevölkerung,  gegen  3,30  Liter  in  Grofsbritanien, 
übrig  bleiben  würden  sind  alle  Argumente  gegen  eine  sehr  bedeu- 
tende Erhöhung  dieser  beispiellos  niedrigen  Genufsmittelsteuern  un- 
haltbar, auch  die  Hinweise  auf  die  dadurch  vermeintlich  gefährdete 
Existenz  von  c.  20,000  meist  süddeutschen  Tabakpflanzern  und  c.  90,000 
nicht  zum  geringsten  Teil  im  deutschen  Zollauslande  (Bremen  und 
Hamburg)  durch  die  Tabakindustrie  beschäftigten  Arbeitern,  ebenso 
auch  den  infolge  der  Alkoholproduktion  im  ganzen  Steuergebiet  ver- 
meintlich auch  in  den  jährlich  c.  48  Mill.  metr.  Gtn.  Kartoffeln  (d.  i. 
fast  70^  ihrer  ganzen  Kartoffelernte  von  c.  73  Mill.  mtr.  Ztn.)  ver- 
meintlich vorzugsweise  zur  Gewinnung  des  Viehfutters  „Schlempe'' 
verbrennenden  und  dabei  (schon  bei  Annahme  von  nur  6^  der  ver- 
steuerten c.  33  Mill.  hl.  Maischraum)  fast  2  Mill.  hl.  Alkohol  erbeu- 
tenden 6  preufsischen  Provinzen  r.  d.  Elbe  zu  befürchtenden  Minder- 
verbrauch von  Kartoffeln  und  Mindergewinn  von  Alkohol  oder  Schlempe, 
diese  vermeintlichen  Grundlagen  der  Kultur  in  Altpreufsen.  Eine  Wi- 
derlegung darf  hier  nicht  unternommen  werden. 

Für  eine  Erhöhung  der  Biersteuer  läfst  sich  ebenfalls  der  niedrige 
Steuersatz  und  die  notorische  Thatsache  geltend  machen,  dafs  Bier 
den  Gegenstand  des  Massengenusses  der  städtischen  Bevölkerung  bildet. 

Der  in  Tabelle  19  fast  nur  nach  Sammel-Kategorieu  gegliederten 
Übersicht  der  Gesamt-Ausgaben  für  alle  öffentlichen 
Zwecke  (Reich,  Staat,  Provinzen,  Kreise,  Gemeinden  und  andere 
Selbstverwaltungskörper)  in  Preufsen ,  Grofsbritannien  und  Frankreich 
kann  nur  eine  sehr  beschränkte  Zuverlässigkeit  beigemessen  werden, 
weil  für  die  als  Elemente  derselben  ebendort  bezifferten  Ausgaben  der 
verschiedenartigen  Selbstverwaltungskörper  nicht  zweifellos  vollstän- 
dige Quellenmaterialien  vorhanden  sind,  weil  diesen  und  den  reichs- 
oder  staatsfinanziellen  Urmaterialien  zum  Teil  sehr  abweichende  Klas- 
sifikationsmethoden oder  unmethodische  Klassifikationen  zu  Grunde 
liegen  und  mancherlei  andere  Mängel  anhaften,  sodafs  zum  Zweck 
der  Kombination  mit  den  staatlichen  Ausgaben  zu  manchen  vielleicht 
nicht  zutreffenden  Fiktionen  gegriffen  werden  mufste.  Dennoch  wird 
das  so  gewonnene  Totalbild  der  finanziellen  Leistungen  oder  Unter- 


58  Philipp  Oerstfeldt, 

lassungen  aller  öffentlichen  Organe  des  betreffenden  Staatsgebietes, 
zur  Klärung  der  nicht  selten  aus  x  y  z  gebildeten  Vorstellungen  von 
dieser  Totalität  beitragen  können. 

Schlechterdings  unmöglich  war  aus  gleichartigen  Gründen  eine 
Zusammenstellung  aUer  Einnahmen  der  Selbstverwaltungskörper.  Nur 
die  zu  Zwecken  derselben  erhobenen  Abgaben  liefsen  sich  ohne  schwer- 
wiegende Bedenken  beziffern  und  nach  den  staatlichen  Sammel-  und 
selbst  nach  einigen  der  steuerpolitisch  wichtigsten  Einzelkategorien 
gliedern.  Die  aus  der  Kombination  der  Gemeindeabgaben  L  w.  S.  mit  den 
steuerrechtlichen  Einnahmen  des  betreffenden  Staates  (bez.  Reiches) 
resultierende  Abgabenbelastung  fQr  alle  öffentlichen  Zwecke  ist  in  Ta- 
belle 20  auf  Grund  der  in  den  zugehörigen  Noten  angegebenen  Quel- 
lenmaterialicn  beziffert  und  in  Anbetracht  ihrer  relativ  gröfseren  Zuver- 
lässigkeit und  steuerpolitischen  Wichtigkeit  auch  graphisch  in  Skizze  (V) 
dargestellt 

Hinsichtlich  der  in  Tab.  20  bezifferten  Kopfbeträge  und  insbe- 
sondere der  Prozent- Verhältnisse  der  Gemeinde-Abgaben  i.  w.  S. 
ist  als  charakteristisch  hervorzuheben,  dafs  in  Preufsen  die  (theo- 
retisch nach  dem  „Einkommen^',  aber  in  Wirklichkeit  nur  nach  den- 
jenigen Teilen  desselben,  deren  reale  Quellen  nicht  auTserhalb  des 
Gemeindegebietes  belegen  sind,  erhobenen)  Personalsteuern  mit 
4,70  Mark  pro  Kopf  und  62,7^  aller  Gemeindeabgaben,  dagegen  in 
Grofsbritannien  die  Immobiliensteuern  mit  17,70  Mark  pro 
Kopf  und  83,2^  aller  Gemeindeabgaben,  in  Frankreich  aber  die 
Verbrauchsteuern  (Octrois)  mit  7,10  Mark  pro  Kopf  und  53,5^ 
aller  Gemeindeabgaben  prävalieren,  dafs  in  Grofsbritannien  für 
die  Gemeinden  keine  Personalsteuern  erhoben  werden,  und 
dafs  in  Frankreich  die  Gemeinde-Personalsteuern  von 
verschwindender  Bedeutung  sind,  indem  ihr  Ertrag  auf  nur 
1,08  Mark  pro  Kopf  und  nur  8,1  ^  aller  Gemeindeabgaben  sich  be- 
ziffert. 

Diesen  Gegensätzen  korrespondieren  die  umgekehrt  gegensätzlichen 
Präponderanzen  der  aus  der  graphischen  Skizze  I  zu  ersehenden 
direkten  Staatssteuern,  unter  welchen  in  Prozent  aller  steuer- 
rechtlichen Staats-  (incl.  Reichs-)  Einnahmen  in  Preufsen  die  nach 
dem  eine  allgemeine  und  nur  staatsseitig  erfafsbare  Steuerkraft  re- 
präsentierenden „Einkommen  ohne  Rücksicht  auf  die  Quellen'^  er- 
hobenen Personalsteuern  (11,5^)  hinter  den  nach  dem  auch  für 
die  Gemeinden  erfafsbaren  Ertrage  bestinunter  Einnahmequellen  er- 
hobenen Immobiliensteuem  (14,6g),  dagegen  in  Grofsbritannien 
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die  Immobiliensteuern  (3,8^)  hinter  den  Personalsteuem  (13,9^) 
und  in  Frankreich  wieder  —  aber  nicht  nach  dem  „Einkommen^* 
erhobene  —  Personalsteuern  (4,3^)  hinter  den  Immobiliensteuern 
(8,9^)  zurückstehen. 

Die  sich  paralysierenden  oder  potenzierenden  Wechselwirkungen  der 
Abgaben-Belastung  einerseits  für  zentrale  und  andererseits  für  lokale 
Zwecke  gelangen  in  den  kombinierten  Staats-  und  Gemeinde- Abgaben 
i.  w.  S.  (Tab.  20  und  Skizze  V)  zum  einheitlichen  Ausdruck.  Die 
in  Prozent  dieser  Gesamt  -  Belastung  (Skizze  V,  2)  ausgedrückten 
Verhältniszahlen  der  steuerrechtlichen  Kategorien  sind  für  die  inein- 
andei^eifenden  Fragen  der  reichsrechtlichen  und  preuTsisch-staats- 
rechtlichen  Steuerreform  von  durchschlagender  Bedeutung.  Es  liefern 
in  Prozent  der  Steuern  für  alle  öffentlichen  Zwecke: 

In  Preufsen. 

Verbrauchsteuern  (incl.  Zölle) 35,5  Prozent 

Personalsteuem 27,4       „ 

Immobiliensteuern 19,9       „ 

Stempelsteuern  (incl.  Gebühren) 13,9       „ 

Gewerbesteuern 3,3       „ 

mithin  Verbrauch-  und  Stempelsteuern     ....    49,4       „ 
Personal-,  Immobilien-  und  Gewerbesteuern    50,6       „ 

In  Grofsbritannien. 

Verbrauchsteuern  (incl.  Zölle) 44,4  Prozent 

Immobiliensteuern 31,1       „ 

Stempelsteuern  (incl.  Gebühren) 15,4       „ 

Personalsteuem 9,1       „ 

.  Gewerbesteuern —        „ 

mithin  Verbrauch-  und  Stempelsteuern     ....    59,8       „ 
Personal-,  Immobilien-  und  Grewerbesteuem    40,2      „ 

In  Frankreich. 

Verbrauchsteuem  (incl.  Zölle)        50,4  Prozent 

Stempelsteuern  (incl.  Gebühren)    .    .    .    .    .  26,9       „ 

Immobiliensteuern 12,7       „ 

Gewerbesteuern 5,0       „ 

Personalsteuem 5,0       „ 

mithin  Verbrauch-  und  Stempelsteuem     ....    77,3       „ 
Personal-,  Immobilien-  und  Gewerbesteuern    22,7       „ 
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Also  nächst  den  Verbrauchabgaben,  welche  überall  vor- 
herrschen, liefern  am  meisten: 

1.  in  Preufsen  die  Personalsteuern  mit  27,4^  (gegen  nur 
9,1^  in  Grofsbritannien  und  nur  5,0^  in  Frankreich),  und  zwar 
den  allergröfsten  Teil  für  die  Gemeinden  (pro  Kopf 
4,70  Mark  gegen  1,93  Mark  für  den  Staat),  während  in  Groß- 
britannien gar  keine  und  in  Frankreich  unbedeutende  Personal- 
Steuern  für  die  Gemeinden  erhoben  werden  (pro  Kopf  nur  1,08 
Mark  gegen  2,34  Mark  für  den  Staat); 

2.  in  Grofsbritannien  die  Immobiliensteuern  mit  31,1^ 
(gegen  19,9 ){  in  Preufsen  und  12,7^  in  Frankreich),  und  zwar 
den  allergröfsten  Teil  für  die  Gemeinden  (pro  Kopf 
17,70  Mark  gegen  nur  1,56  Mark  für  den  Staat),  während  in 
Preufsen  die  Immobiliensteuem  für  Staat  und  Gemeinden  gleich- 
viel (pro  Kopf  2,43  bez.  2,40  Mark)  liefern,  in  Frankreich  aber 
für  die  Gemeinden  weniger  (pro  Kopf  3,75  Mark  gegen  4,91  Mark 
für  den  Staat); 

3.  in  Frankreich  die  Stempelsteuern  und  Gebühren  mit 
^6)^  V  (gegen  15,4  ^  in  Grofsbritannien  und  nur  13,9  ^  in  Preufsen) 
und  zwar  nur  für  den  Staat,  wie  auch  in  Preufsen  und 
Grofsbritannien. 

Hiemach  erscheint  für  die  staatsgesetzliche  Steuerreform 
in  Preufsen  als  Hauptsache:  für  die  Gemeinden  keine  Per- 
sonalsteuern und  für  den  Staat  keine  oder  geringfügige 
(Immobilien-  und  Gewerbe-)  Realsteuern,  wie  beides  in  Grofs- 
britannien der  Fall  und  der  Eigenart  dieser  Steuern  entspricht.  Nicht 
ausgeschlossen,  vielmehr  empfehlenswert  erscheint  die  staatsseitige 
Forterhebung  der  bestehenden  Realsteuem  behufs  Ueberweisung  der 
Erträge  an  die  Gemeinden,  welche  nach  Mafsgabe  ihres  Finanz- 
bedürfnisses nach  wie  vor  Zuschläge  zu  diesen  staatlich  geregelten 
Realsteuem  festzusetzen  berechtigt  sein  müfsten.  Die  an  sich  wün- 
schenswerte Neuregelung  der  Veranlagungsgrundsätze  ist  eine  Spezial- 
frage,  deren  Lösung  durch  die  Ertragsüberweisung  nicht  vorgegriffen 
wird. 

Ob  der  Staat  zur  Ersetzung  der  den  Gemeinden  zu  überweisen- 
den Realsteuererträge  (ca.  87  Mill.  Mark)  und  sonstiger  Ausfälle  in- 
folge wünschenswerter  Aufhebung  oder  Herabsetzung  staatlicher 
Steuern  (z.  B.  Besitzänderangsstempel),  beziehentlich  zur  Vermehrung 
seiner  Finanzmittel,  ertragsteigemde  Reformen  der  Personalsteuern 
und  anderer  unbedenklicher  Staatssteuem   (z.  B.  Erbschaftssteuern) 
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Yorzunehmen  oder  eine  auch  die  Staatsfinanzen  konsolidie- 
rende Erhöhung  der  Reichs-Verbrauchabgaben  anzu- 
streben habe,  jene  Frage  mufs  im  grofsen  und  ganzen  verneint,  diese 
bejaht  werden,  nicht  aus  dem  allgemeinen  Grunde,  weil  in  Preufsen 
die  anteiligen  Verbrauchabgaben  nur  35,5^,  dagegen  in  Grofsbritan- 
nien  44,4^  und  in  Frankreich  50,4  f  der  Abgaben-Belastung  für  alle 
öffentlichen  Zwecke  repräsentieren,  sondern  weil,  wie  aus  der  graphi- 
schen Skizze  II  zu  ersehen  und  auf  Seite  55  erläutert  ist,  die 
massenhaften  GenuTsmittel  Tabak,  Branntwein  und  Bier  gerade 
in  Preufsen,  und  zwar  in  Folge  beispiellos  niedriger  Zoll-  und 
Steuersätze,  auffallend  niedrige  Erträge  liefern,  zusammen 
nur  32,0^  dagegen  —  bei  viel  geringeren  Verbrauchsmengen  Tabak 
und  Branntwein  —  in  Grofsbritannien  85,3^  und  in  Frank- 
reich 41,4  {  beziehentlich  unter  Zurechnung  der  Steuern  fUr  den  hier 
das  Bier  vertretenden  Wein  57,5^  des  Gesamtertrages  aller 
Verbrauchabgaben  liefern.  Eine  Erhöhung  auch  der  jetzt  für 
Wein  in  Fässern  24  Mark  und  in  Flaschen  48  Mark  für  100  kg.  be- 
tragenden Weinzölle  erscheint  unbedenklich,  würde  aber  bei  dem  jetzt 
für  Preufsen  anteiligen  Ertrage  von  6,4  Mill.  Mark  (laut  Tabelle  18) 
nicht  bedeutend  ins  Gewicht  fallen. 

Eingehendere  Betrachtungen  über  die  Steuer-  und  überhaupt 
finanzreformatorische  Tragweite  der  bestandenen  und  bestehenden  Ver- 
hältnisse im  Haushalt  des  Reiches,  des  Staates  Preufsen  und  seiner 
Selbstverwaltungskörper  können  und  sollen  hier  nicht  angestellt  wer- 
den. Die  Arbeit  sollte  nur  Beiträge  liefern  zur  Kenntnis  dieser  un- 
gewöhnlich verwickelten  Finanzverhältnisse. 


II. 

Das  Stadiam  der  Sftaatswissensehaften  in  Amerika. 

Von 

Dr.  E.  J.  James, 

Professor  der  Finanswissenschaft  and  Verwaltungslehre  an  der  Universitfit 

Pennsylvaniens  zu  Philadelphia. 

In  keinem  anderen  Lande  der  Welt  ist  das  Studium  der  Elemente 
der  Staatswissenschaft  und  besonders  der  Nationalökonomie  ein  so  all- 
gemein verbreitetes,  als  in  Amerika. 

Die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  und  die  Nationalökonomie 
bilden  wesentliche  Bestandteile  der  Lehrpläne  nicht  nur  aller  ameri- 
kanischen Colleges  und  Universitäten,  sondern  auch  der  den  beiden 
Geschlechtern  zugänglichen  sog.  Seminarien  und  Akademien.  Es  er- 
strecken sich  diese  Fächer  sogar  auch  auf  die  öffentlichen  Gymnasien 
und  Volksschulen. 

Um  eine  richtige  Idee  von  der  Ausdehnung  dieser  Studien  und 
der  Methode,  nach  welcher  sie  gelehrt  werden,  zu  erhalten,  muss  man 
notwendigerweise  einen  klaren  Begriff  von  dem  Schulsystem  überhaupt 
haben. 

Anfangs  dieses  Jahrhunderts  war  das  College  die  einzige  Schule, 
welche  Gelegenheit  zu  einer  höhern  Bildung  bot.  Es  entsprach  so 
ziemlich  den  deutschen  Gymnasien. 

Sein  Kursus  umschlofs  fast  ausschliefslich  Latein,  Griechisch, 
Mathematik  und  in  zweiter  Linie  verschiedene  andere  Fächer,  die 
man  unter  die  Rubrik  der  historisch-philosophischen  stellen  kann. 

Der  Kursus  war  vierjährig  und  die  Aufnahme  bedingte  eine  ge- 
wisse Vorbereitung  und  Reife.  Das  Alter  der  Abiturienten  solcher 
Schulen  betrug  ungefähr  18 — 20  Jahre.  Sie  traten  gewöhnlich  nach 
der  Entlassung  in  eine  juristische,  medizinische  oder  theologische 
Schule  ein,  oder  aber  in  irgend  ein  Geschäft,  eine  Fabrik,  ein  Hand- 
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werk  etc.  Ein  Examen  auf  einem  College  war  weder  zum  Eintritt 
in  eine  der  drei  genannten  Schulen  noch  zur  Anstellung  als  Lehrer 
erforderlich ,  ebensowenig  wurde  es  fär  den  Eintritt  in  irgend  einen 
Zweig  des  Staatsdienstes  verlangt.  Auch  gewährte  es  kein  sonstiges 
Privilegium  irgend  welcher  Art  Nur  solche  Personen  besuchten  des- 
halb ein  College,  die  eine  humanistische  Bildung  zu  erlangen  wünsch- 
ten, ehe  sie  sich  ihrem  Lebensberufe  widmeten.  Sie  thaten  es  eines- 
teils der  Bildung  selbst  wegen,  andemteils  weil  sie  den  praktischen 
Nutzen  einer  allgemeinen  gründlichen  Schulung  des  Geistes  als  Vor- 
bereitung zu  jedwedem  speziellenFache  wohl  erkannten. 

Nach  und  nach  begann  sich  die  Notwendigkeit  fühlbar  zu  machen 
eine  Gelegenheit  für  andere  Studien  aufser  Latein,  Griechisch  und 
Mathematik  zu  schaffen.  Besonders  *  lenkte  sich  die  Aufmerksamkeit 
des  Publikums  auf  die  Philosophie,  die  Naturwissenschaften  und  neuem 
Sprachen.  Dem  Bedürfnis  konnte  auf  zweierlei  Weise  Rechnung  ge- 
tragen werden. 

Einmal  durch  Errichtung  einer  neuen  Schule,  in  der  zur  Fortsetzung 
des  Kursus  eines  College  nach  Art  der  deutschen  Universität  alle  Zweige 
menschlichen  Wissens  gelehrt  wurden,  oder  indem  in  den  bisherigen 
das  Studium  der  alten  Sprachen  und  der  Mathematik  etwas  beschränkt 
und  die  so  gewonnene  Zeit  den  neuen  Fächern  gewidmet  wurde.  Der 
dritte  Weg  wäre  der,  das  College  zu  entlasten,  indem  ein  Teil  des 
zu  seinem  bisherigen  Kursus  gehörigen  Pensum^s  in  die  Vorbereitungs- 
schule verwiesen  würde,  und  die  Beherrschung  desselben  zur  Bedin- 
gung der  Aufnahme  in  das  College  gemacht  würde,  um  auf  solche 
Weise  gleichfalls  Raum  für  die  neuen  Studienzweige  zu  schaffen. 

Dieser  letzte  Weg  wurde  thatsächlich  eingeschlagen. 

Ein  Studium  nach  dem  andern  eroberte  sich  einen  Platz  in  den 
Kursen  der  Colleges;  wie  Physiologie,  Botanik,  Physik,  Geologie,  Natio- 
nalökonomie, Französisch,  Deutsch,  Logik,  Philosophie,  Geschichte  etc. 
und  drängte  die  drei  früheren  Hauptfächer  mehr  und  mehr  in  die 
niedem  Schulen.  Die  Ansprüche  für  die  Aufnahme  in  das  College 
wurden  mit  der  Zeit  in  dem  Grade  erhöht,  dafs  es  für  einen  Studenten 
heutzutage  schwerer  ist,  das  Eintrittsexamen  zu  Harvard  College  z.  B. 
zu  bestehen  als  seinem  Grofsvater  die  Abschlufsprüfung.  Als  Resultat 
dieser  Entwickelung  umfafst  das  heutige  typische  amerikanische  College 
einen  vieijährigen  Kursus,  in  welchem  während  der  zwei  ersten  Jahre 
Lateinisch,  Griechisch  und  Mathematik  das  vorherrschende  Element 
bilden,  das  während  der  letzten  Jahre  ganz  in  den  Hintergrund  tritt, 
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insofern  als  diese  Fächer  dann  nur  noch  fakultativ  sind.  An  ihre 
Stelle  treten  dann  Naturwissenschaften,  neuere  Sprachen,  Philosophie, 
Logik,  Geschichte,  die  Staatswissenschaften,  Völkerrecht,  Psycho- 
logie etc. 

Die  ersten  zwei  Jahre  eines  typischen  College  entsprechen  bis  zu 
gewissem  Grade  den  letzten  zwei  Jahren  eines  deutschen  Gymnasium's, 
während  die  letzten  zwei  sich  den  Universitätsjahren  nähern.  Je- 
doch besteht  ein  merklicher  Unterschied  zwischen  den  bezüglichen 
Institutionen:  In  dem  typischen  College  ist  der  Kursus  vorgeschrieben. 
Während  12  Wochen  sind  in  der  Regel  4—5  Stunden  wöchent- 
lich jedem  einzelnen  Fache  zugeteilt.  Die  Methode  ist  eine  katechi- 
sierende.  Der  Besuch  der  Klasse  ist  obligatorisch.  Ein  bestimmtes 
Lehrbuch  liegt  dem  Unterrichte  zu  Grunde  und  eine  grofse  Zahl  ver- 
schiedener Fächer  werden  betrieben,  doch  fehlt  jede  Gelegenheit  zum 
speziellen,  gründlichen  Studium  irgend  eines  Faches.  Der  abgehende 
College- Student  weifs  bei  seiner  Entlassung  etwas  von  Jedem,  aber 
nicht  viel  von  irgend  einem. 

Für  alle  diejenigen,  welche  Juristen,  Prediger  oder  Ärzte  werden 
oder  sich  dem  Kaufmannstande  widmen  wollen,  ist  das  eine  sehr 
gute  Einrichtung,  da  sie  nun  in  ihre  Fachschulen  mit  einer  humani- 
stischen Bildung  ausgerüstet  eintreten  und  ihre  speziellen  Studien  be- 
ginnen können.  Aber  wie  steht  es  um  solche,  die  sich  der  akademi- 
schen Karriere  widmen  oder  aber  als  Privatgelehrte  eine  bestimmte 
Wissenschaft  weiter  betreiben  wollen?  Wohin  sollen  sie  sich  wenden? 
Wo  ist  ihnen  Gelegenheit  geboten  sich  auf  ihre  Arbeit  vorzubereiten? 

Es  gab  wirklich  bis  vor  14  Jahren  keine  Gelegenheit  in  ganz 
Amerika  für  sie  dies  zu  thun.  Sie  waren  ganz  auf  sich  allein  ange- 
wiesen. Höchstens  stand  ihnen  private  Hülfe  einzelner  Professoren 
zur  Seite.  Doch  da  diese  mit  Arbeit  überbürdet  sind,  können  sie  zu 
solcher  Hülfe  nur  selten  Zeit  finden.  Zwar  organisierten  die  meisten 
der  Colleges  einen  sogenannten  Post-graduatekursus ,  dessen  Absicht 
es  ist  solchen  Graduates  (d.  h.  diejenigen,  welche  den  4jährigen  College- 
kursus schon  vollendet  haben),  welche  den  Wunsch  nach  einer  weitern 
Ausbildung  in  einem  Spezialfache  hegen,  Gelegenheit  dazu  zu  geben. 
Jedoch  erklärt  der  oben  angeführte  Grund,  warum  fast  alle  solche 
Lehrkurse  nur  ein  Scheindasein  führen.  Es  kann  im  grossen  und  ganzen 
von  diesem  Lehrplan  in  Amerika  behauptet  werden,  dafs  er  nichts 
oder  wenigstens  nur  ausnahmsweise  etwas  beachtenswertes  gelei- 
stet hat. 
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Im  Anschlufs  an  das  Gesagte  müssen  wir  aber  doch  auf  eine 
£igeutümlicbkeit  diesem  Postgraduate-Kursas  aufmerksam  macheu.  Der 
Grad  der  allen,  welche  das  College  absolvieren,  erteilt  wird  ist  Ar- 
tium  oder  Seien tiarum  baccalaureus,  je  nachdem  man  den 
klassischen  oder  naturwissenschaftlichen  Kursus  durchgemacht  hat 
Der  Magister  oder  Doktorgrad  wird  von  Harvard  und  Yale  und  noch 
einigen  anderen  Colleges  allen  erteilt,  die  noch  zwei  resp.  drei  Jahre 
unter  Aufsicht  der  Fakultät  ihre  Studien  fortsetzen  und  am  Ende 
dieser  Periode  eine  Arbeit  einhändigen  und  ein  Examen  ablegen.  Für 
solche  Kandidaten  für  die  Magister-  oder  Doktorwürde  wurden  diese 
Postgraduate-Kurse  ursprünglich  eingerichtet,  aber  wie  gesagt,  in  den 
meisten  Fallen  haben  sie  gar  keine  Bedeutung,  weil  die  Collegepro- 
fessoren keine  Zeit  haben  für  diese  Kandidaten  besondere  Kollegien 
zu  halten. 

Das  einzige  Mittel  also,  das  denen,  die  eine  gründliche  Vorbe- 
reitung für  ihre  speziellen  Fächer  erstrebten,  übrig  blieb,  war  in 
die  Fremde  zu  gehen  und  das  einzige  Land  dessen  Universitäts-Sy- 
stem so  organisiert  war,  dafs  es  gerade  die  notwendigen  Vorteile  bieten 
konnte,  war  Deutschland. 

So  geschah  es,  dafs  die  jungen  Amerikaner  zu  Hunderten  dorthin 
kamen,  und  es  gehört  jetzt  zu  den  Seltenheiten  in  den  Colleges  des 
Ostens  wenigstens  Professoren  zu  finden ,  die  nicht  länger  oder  kürzer 
auf  einer  europäischen  Universität  studiert  haben.  Dieser  Zustand 
dauerte  in  der  oben  beschriebenen  Form,  wie  schon  gesagt,  bis  vor 
ungefähr  15  Jahren. 

Das  Verlangen  nach  ausgedehnterer  Gelegenheit  zum  Studium 
fing  an  sich  immer  gebieterischer  geltend  zu  machen.  Ein  Ausflug 
nach  Europa  war  für  die  grofse  Menge  zu  kostspielig.  Überdiefs  war 
der  Kursus  eines  College  der  den  Vorbereitungskursus  in  sich  schlofs, 
zu  lang  geworden,  um  als  blosse  Vorbereitung  zu  den  gelehrten  Be- 
rufen gelten  zu  können.  Man  verlangte  nach  Gelegenheit  zu  einem 
SpezialStudium.  Ja  man  ging  noch  weiter  und  verlangte  ein  Institut, 
wo  ein  eingehenderes  Studium  als  das  der  blofsen  Anfangsgründe  des 
menschlichen  Wissens  ermöglicht  wurde. 

Der  erste  Versuch  diesem  Verlangen  zu  entsprechen,  bestand  in 
der  Einrichtung  eines  naturwissenschaftlichen  Parallelkursus,  so  ge- 
nannt, weil  darin  Naturwissenschaften  an  die  Stelle  des  Griechischen 
im  alten  Kursus  traten.  Mit  der  Zeit  wurden  noch  andere  Parallel- 
kurse  eingerichtet,  und  auf  diese  Weise  war  eine  Vertretung  vieler 
neuer  Fächer  in  dem  College  ermöglicht.     Den  Studenten   wurde  die 
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Wahl  zwischen  den  Kursen  überlassen,  also  nachdem  der  Kursus  ge- 
wählt war,  mu&te  er  genau  eingehalten  werden.  Verschiedene  Vorbe- 
reitungskurse  führten  zu  den  verschiedenen  Colleges.  Aber  selbst  diese 
Einrichtung  genügte  dem  Verlangen  nach  Freiheit  und  Gründlichkeit 
nicht  mehr. 

Dem  Harvard  College  in  Cambridge  Massachusetts  war  es  vorbe- 
halten die  Schritte  zu  thun,  die  unzweifelhaft  eine  Umwälzung  in  dem 
höheren  Erziehungssystem  Amerika's  herbeiführen  werden,  ja  sogar 
zum  Teil  schon  herbeigeführt  haben. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dafs  ein  solcher  Schritt  nur  von 
einem  reichen  College  gethan  werden  konnte,  denn  er  erforderte  eine 
grofse  Steigerung  der  Zahl  der  Dozenten  und  eine  Vergröfserung  aller 
Museen  und  Laboratorien. 

Es  war  aber  noch  etwas  anderes  notwendig  —  ein  Mann,  der  die 
ganze  Sachlage  so  gut  verstand,  dafs  er  die  neue  Ordnung  einführen 
und  behaupten  konnte.  Das  College  und  das  Land  verdanken  den 
grofsen  Fortschritt  fast  einzig  und  allein  dem  jetzigen  Präsidenten  von 
Harvard,  Charles  William  Eliot,  dessen  scharfer  und  genialer  Geist 
klar  erkannte,  dass  die  Zeit  zu  diesem  grossen  Schritte  gekommen 
war  und  dessen  praktischer  Sinn  und  grosse  Geschicklichkeit  ihm  er- 
möglichten den  Widerstand  glücklich  zu  bekämpfen,  und  die  Mittel 
herbeizuschaffen,  die  nötig  waren,  um  seine  grofsen  Pläne  durchzu- 
setzen. Um  die  Schwierigkeit  dieser  Unternehmung  zu  begreifen  mufs 
man  im  Auge  behalten,  dafs  die  Universität  gar  kein  Geld  von  dem 
Staate  bekommt,  und  dafs  Präsident  Eliot  um  seinen  Plan  auszuführen 
Leute  so  dafür  interessieren  mufste,  dafs  sie  das  dazu  nötige  Geld  der 
Universität  schenkten.  Um  welche  Summen  es  sich  hier  handelt,  sieht 
man  daraus  dafs,  seitdem  Dr.  Eliot  zum  Präsidenten  gewählt  wurde, 
also  in  weniger  als  16  Jahren,  die  Universität  gegen  zwölf  Millionen 
Mark  von  Privatleuten  geschenkt  bekommen  hat 

Die  Universität  besitzt  jetzt  über  achtzehn  Millionen  Mark  an  Eigen- 
tum, die  alle  von  Privatschenkungen  herstammen.  Im  Jahre  1882  hat 
sie  eine  Million  siebenhundertfünfundsiebzig  (1  775000)  tausend  Mark 
auf  solche  Weise  erhalten.  Es  heifst  in  Cambridge,  kein  Bostoner 
könnte  im  Grabe  ruhig  schlafen,  wenn  er  dem  Harvard  College  nicht 
etwas  hinterlassen  hat 

Von  besonderer  Bedeutung  sind  in  Harvard  College  folgende  Ein- 
richtungen: dafs  alle  Studien  der  höheren  Semester  des  Universitäts- 
kursus fakultativ  gemacht  wurden,  dann  in  der  umfassenden  Verviel- 
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faltigang  der  Zahl  der  zum  Studium  gebotenen  Oegenstände.  End- 
lich aber  in  der  Vermehrung  der  günstigen  Gelegenheit  zum  Spezial- 
Studium  der  yerschiedenen  Fächer. 

In  Folge  dessen  existiert  während  der  letzten  drei  Jahre  des 
Kursus  Yollkommene  Lernfreiheit,  während  der  Kursus  des  ersten 
Jahres  bestimmt  vorgeschrieben  ist.  Die  folgenden  der  Wahl  der  Stu- 
denten überlassenen  Gegenstände  werden  in  den  Vorlesungen  vertre- 
ten: Semitische  Sprache,  Sanskrit  und  Griechisch,  Latein,  Englisch, 
Deutsch,  Französisch,  Italienisch,  Spanisch,  Philosophie,  Logik, 
Psychologie,  Nationaldkonomie ,  Geschichte,  Römisches  Recht,  die 
schönen  Künste,  Musik,  Mathematik,  Physik,  Chemie,  Naturge- 
schichte. Jedes  dieser  Fächer  ist  durch  eine  Lehrkraft  vertreten, 
welche  zu  tieferem  Eindringen  Hülfe  leistet 

Die  Fakultät  umfafst  31  ordentliche  Professoren,  13  aufserordent- 
liche  Professoren,  und  12  sogenannte  tutors  oder  Lektoren.  Die  tutors 
haben  es  meistens  mit  der  Instruktion  während  des  ersten  Jahres  zu 
thun,  wo  hingegen  die  Professoren  mit  während  der  der  höheren  Semester 
betraut  sind.  Die  Zahl,  der  zu  dieser  Abteilung  gehörigen  Studenten 
beläuft  sich  auf  zirka  1000.  Aufserdem  sind  mit  der  Anstalt  ver- 
bunden  zwei  theologische  Fakultäten,  eine  Juristische,  eine  Medi- 
zinische, eine  Zahnärztliche,  ein  Polytechnikum,  ein  landwirtschaft- 
liches Institut  und  eine  Tierarzneischule.  Daraus  geht  hervor,  dafs 
wir  es  hier  mit  einer  Universität  im  wahren  Sinne  des  Wortes  zu  thun 
haben. 

Die  akademische  Abteilung  oder  das  eigentliche  College  ent- 
spricht genau  der  philosophischen  Fakultät  einer  deutschen  Univer- 
sität, die  anderen  Lehranstalten  korrespondieren  ebenfalls  mit  den 
entsprechenden  deutschen  Fakultäten.  Jedoch  giebt  es  einen  merk- 
lichen Unterschied  zwischen  den  für  die  Aufnahme  festgesetzten  Be- 
dingungen. 

Dieselben  sind  sehr  gering  in  Amerika  in  Betreff  aller  Fakultäten 
ausgenommen  der  akademischen.  Doch  übersteigen  die  auf  einer  preufsi- 
schen  Universität  gemachten  Ansprüche  noch  die  der  letzteren.  Zur 
Ausgleichung  ist  das  erste  Jahr  in  Harvard  College  wirklichen  Vor- 
bereitungsstudien gewidmet. 

Die  Studenten  sind  gezwungen  wenigstens  15  Stunden  wöchentlich 
Vorlesungen  zu  belegen  und  dieselben  auch  wirklich  zu  hören,  da  sie  am 
Ende  des  Jahres  ein  Examen  über  die  darin  besprochenen  Gegenstände 
ablegen  müssen.  Das  durchschnittliche  Alter  der  Studenten,  wenn  sie 
in  Harvard  CoU^^e  eintreten,  ist  18|  und  falls  sie  alle  Examina  glück- 
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lieh  bestehen  erlangen  sie  im  Alter  von  22|  Jahren  die  Baccalaureus- 
würde.  Sie  werden  classenweise  befordert,  Alle  z.  B.,  die  in  das  College 
im  September  1883  in  die  erste  Klasse  eintreten,  werden  im  Jani  1887 
zusammen  abgehen,  diejenigen  freilich  ausgenommen,  die  bei  irgend 
einem  Examen  durchfallen. 

Harvard  College  gebührt  unstreitig  der  erste  Rang  unter  den 
amerikanischen  Hochschulen.  Der  Unterricht  geschieht  im  ersten  Jahre 
überwiegend  vermittelst  Lehrbücher,  in  den  höheren  Semestern  bedient 
man  sich  teils  gleichfalls  derselben,  teils  folgt  man  dem  deutschen 
Vorlesungssystem.  Die  anderen  erstgenannten  Colleges  und  Universi- 
täten Amerikas  deren  Zahl  nach  dem  letzten  Berichte  des  Erziehungs- 
Kommissarius  an  400  beträgt,  stufen  sich  von  Harvard  College  nach 
verschiedenen  Richtungen  hin  ab.  Sie  unterscheiden  sich  von  dem 
auf  solche  Weise  sowohl  durch  die  Zahl  und  Mannigfaltigkeit  der  ge- 
botenen Kollegien,  als  durch  die  Bedingungen  zum  Eintritt,  so  dafs 
die  schlechtesten  von  ihnen  in  den  West-  und  Südstaaten  kaum  mehr 
als  den  Namen  eines  Progymnasiums  verdienen.  Der  Ausdruck  Uni- 
versität insofern  er  überhaupt  eine  technische  Bedeutung  in  Amerika 
hat,  wird  auf  eine  Gattung  von  Lehranstalten  angewandt ,  welche  die 
Fachschulen  aller  Art  (als  juristische ,  medizinische,  theologische  etc.) 
und  ein  College  umfafst,  das  in  den  meisten  Fällen  noch  das  alte  typi- 
sche College  ist,  welches  keine  Gelegenheit  zum  Fachstudium  bietet 
und  dessen  Studenten  nach  vollendetem  Kursus  in  Fachschulen  ein- 
treten oder  zum  Geschäftsleben  übergehen  oder  aber  sich  nach  Europa 
begeben,  um  sich  zum  akademischen  Berufe  die  nötige  Vorbildung  zu 
verschaflfen. 

In  einigen  Colleges  nach  dem  Muster  Harvard's  erweitert  sich, 
wie  schon  gesagt,  diese  Abteilung  und  entwickelt  sich  zu  einer  Lehran- 
stalt, die  der  philosophischen  Fakultät  an  einer  deutschen  Univer- 
sität gleicht. 

Die  meisten  der  Colleges  und  Universitäten  verdanken  ihre  Exi- 
stenz der  Kirche  oder  Privatpersonen.  Um  welche  Summen  es  sich 
in  den  letzten  Jahren  handelt,  kann  man  wol  aus  dem,  was  von  Har- 
vard College  oben  gesagt  wurde,  wie  aus  dem  folgenden,  entnehmen: 

Boston-Universität  in  Boston  wurde  vor  zehn  Jahren  mit 
einer  Summe  von  8,000,000  Mark  gegründet,  welche  zwei  Bostoner 
Kaufleute  der  methodistischen  Kirche  zu  diesem  Zwecke  hinterliefsen. 
Andere  Mitglieder  der  Kirche  haben  bedeutende  Summen  hinzugefügt. 

Johns  Hokkins  Universität  zu  Baltimore  wurde  aus  dem 
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dazu  von  Johns  Hokkins  hinterlassenen  Gelde  (12,000,000  Mark)  ge- 
gründet. 

Gase  School  of  applied  Science  zu  Cleveland,  Ohio,  wurde 
vor  zwei  Jahren  von  Mr.  Gase  mit  5,000,000  Mark  ausgestattet  und 
Adelbert  Gollege  in  derselben  Stadt  von  Mr.  Stone  mit  4,100,000  M. 

Gornell  Gollege  zu  Ithaca,  New- York,  obgleich  ein  Staats- 
college das,  wie  die  anderen  unten  erwähnten  Staatscolleges  auf  Basis 
der  von  der  Unionsregierung  geschenkten  Ländereien  gegründet  wurde, 
(es  hat  1,000,000  Acres  bekommen,  die  einen  Wert  von  20,000,000  M. 
schon  jetzt  repräsentieren  und  die  alle  Jahre  wertvoller  werden)  hat 
von  Mr.  Gornell  fast  3,000,000  Mark,  und  von  verschiedenen  anderen 
Leuten  (unter  anderem  von  der  Frau  eines  der  Professoren)  zusam- 
men gegen  10,000,000  Mark  empfangen. 

Wellesley  Gollege  für  Mädchen  zu  WeUesley,  Massachusetts 
hat  gegen  3,000,000  Mark  von  zwei  Personen  erhalten. 

Smith  Gollege  für  Mädchen  zu  Northampton,  Mass.  wurde  von 
einer  reichen  Dame  mit  1,200,000  Mark  ausgestattet  etc.  etc. 

Im  Jahre  1880  allein  sind  mehr  als  25,000,000  Mark  den  ver- 
schiedenen Golleges  der  Vereinigten  Staaten  von  Privatleuten  geschenkt 
worden,  und  es  war  kaum  mehr  als  ein  Dnrchschnittsjahr  in  der  Be- 
ziehung. (Siehe  Beport  of  Gommissionen  of  Education,  1880.  Washington. 
D.  G.  United  States.)  Im  Jahre  1863  wurde  anfserdem  jedem  Staate 
von  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  eine  bedeutende  Schenkung 
an  Ländereien  gemacht  zur  Gründung  einer  landwirtschaftlichen  Lehr- 
anstalt. 

Einige  Staaten  trugen  ihrerseits  reichlich  mit  Spenden  zu  dieser 
Gründung  bei  und  errichteten  eine  sogenannte  Universität,  die  jedoch 
in  den  meisten  Staaten  nur  eine  landwirtschaftliche  Schule  in  Ver- 
bindung mit  einem  Gollege  in  einem  mehr  oder  weniger  entwickelten 
Zustande  repräsentiert.  Andere  Staaten  dagegen  haben  auch  noch 
dazu  besondere  Staatsuniversitäten  gegründet,  deren  Kern  überall  das 
eigentliche  Gollege  bildet,  um  welchen  allmählig  die  Fachschulen  er- 
richtet wurden.  Es  versteht  sich,  dafs  eine  theologische  Fakultät  vom 
Staate  nirgendswo  gegründet  wird,  weil  in  Amerika  Staat  und  Kirche 
voUständig  getrennt  sind. 

In  Verbindung  mit  den  Golleges  sind  von  Zeit  zu  Zeit  spezielle 
Abteilungen,  denen  der  Name  „Schule''  beigelegt  wurde,  errichtet 
als  „Bergwerksschule",  „Schule  der  Staatswissenschaften''  etc.  Die 
Vorbereitungsschulen  für  das  Gollege  lieifsen  Akademien,  Seminarien 
oder  „Highschools",  je  nachdem  sie  private  oder  öffentliche  Anstalten 
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sind.  Die  Akademien  und  Seminarien  haben  gewöhnlich  2  Parallel- 
Kurse,  von  denen  der  eine  zum  College  nötige  Vorbereitung  giebt,  der 
andere  mehr  den  Ansprüchen,  die  das  praktische  Leben  an  Jeden 
stellt,  gerecht  zu  werden  versucht  Die  öffentlichen  Highschools  sind 
freie  Schulen  gewöhnlich  auf  derselben  Stufe  stehend  als  die  Aka- 
demien und  Seminarien,  die  ebenüedls  eine  Vorbereitung  zur  Univer- 
sität gewähren.  Sie  umschlieüsen  gleichfalls  2  Lehrkurse,  einen  so- 
genannten klassischen  und  einen  allgemeinen,  welcher  kein  Griechisch 
umfaÜBt  und  in  welchem  Latein  fakultativ  ist. 

Nach  dieser  allgemeinen  Beschreibung  des  amerikanischen  Schul- 
systems können  wir  zu  unserm  eigentlichen  Thema  übergehen,  nämlich 
zur  Schilderung  der  Methode ,  nach  welcher  das  Studium  der  Staats- 
wissenschaften auf  den  genannten  Anstalten  betrieben  wird. 

Wie  vorher  gesagt,  widmen  alle  öffentlichen  Highschools  und  Aka- 
demien wenigstens  4 — 5  Stunden  wöchentlich  während  eines  12  Wochen 
umfassenden  Turnus  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten.  Die 
zum  College  sich  vorbereitenden  Schüler  sind  von  diesem  Studium 
befreit,  da  der  Collegekursus  dasselbe  in  sich  schliefst  Auch  auf  den 
Volksschulen  tritt  dieses  Studium  als  ein  fakultatives  auf,  und  in  manchen 
Staaten  ist  sogar  der  Vorschlag  gemacht,  dasselbe  dort  obligatorisch 
zu  machen.  Viele  Highschools  oder  Präparandenanstalten ,  wie  man 
sie  füglich  nennen  könnte,  widmen  5  St  wöchentlich  ein  VierteJlJahr 
hindurch  der  Nationalökonomie.  Dasselbe  gilt  auch  von  den  Aka- 
demien und  Seminarien.  Indem  ich  dieses  Fach,  wie  es  auf  den  Col- 
leges betrieben  wird,  zu  beschreiben  versuche,  werde  ich  eines  der- 
selben als  typisches  Beispiel  aufführen,  der  andern  aber  nur  insofeme 
Erwägung  thun,  als  sie  davon  abweichen. 

Wir  wählen  als  solches  das  Williams  College  in  Williamstown  in 
Massachusetts.  Dem  Studium  der  Nationalökonomie  sind  während 
lö  Wochen  6  Stunden  pro  Woche  zugeteUt.  Von  den  90  dazu  be- 
willigten Stunden  wird  das  letzte  Drittel  der  Zeit  also  30  Stunden  auf 
Repetition  verwendet.  Als  Lehrbuch  braucht  man  das  bekannte  Buch: 
Perry's  Elements  of  Political  Economy.  Da  ja  der  Verfasser  desselben 
A.  L.  Perry,  Professor  der  Nationalökonomie  in  Williams  College  ist 
Die  Studenten  werden  zu  einer  exakten  Wiedergabe  der  vorgeschrie- 
benen Lektion  angehalten.  Nach  dem  Aufsagen  derselben,  die  unge- 
fähr eine  halbe  Stunde  ausfüllt,  findet  eine  allgemeine  Diskussion  über 
den  durchgenommenen  Gegenstand  statt,  die  durch  Anmerkungen 
Seitens  des  Lehrers  ergänzt  wird. 

Ungefähr  6  St  pro  Woche  während  eines  Zeitraumes    von    12 
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Wochm  sind  dem  Studium  der  Verfassung  der  V.  St.  zugeteilt.  Die 
Studenten  haben  die  Verfassung  wörtlich  auswendig  zu  lernen,  und 
der  Professor  hält  eine  eingehende  Besprechung  zur  Ergänzung  und 
Erläuterung  jedes  Passus.  Es  wird  von  jedem  Studenten  verlangt,  dafs 
er  diese  Vorträge  mündlich  oder  schriftlich  reproduzieren  kann,  und 
ein  Teil  jeder  Stunde  ist  dem  Aufsagen  der  aufgegebenen  Lektion  ge- 
widmet Obengenannte  Studien  sind  obligatorisch  für  alle  Studenten 
und  fallen  in  das  dritte  Jahr  des  Gollegekursus,  wo  die  Studenten 
sich  also  in  einem  Alter  zwischen  19  und  20  Jahren  befinden,  da 
sie  etwas  jünger  wie  in  dem  entsprechenden  Jahre  in  Harvard  sind. 

Was  wir  von  Williamscollege  hinsichtlich  dieser  2  Studien  gesagt, 
gilt  von  dem  durchschnittlichen  Amerikanischen  College. 

Von  60—90  Stunden  verwendet  man  auf  Nationalökonomie  und 
ungefihr  dieselbe  Zeit  auf  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten. 
Die  Lehrmethode  ist  Auswendiglemenlassen  der  Sätze  eines  Lehr- 
buches und  Abfragen  derselben,  mehr  oder  weniger  durch  Vorlesungen 
ergänzt. 

An  manchen  CoUeges  hat  der  Präsident  aufser  der  Direktion 
die  Verpflichtung  in  verschiedenen  Fächern  als:  Ethik,  Bibelkunde, 
Kirchengeschichte,  Logik,  Psychologie,  Nationalökonomie  und  Verfas- 
sungslehre  zu  unterrichten.  In  solchem  Falle  werden  die  beiden 
letztgenannten  Fächer  nur  stiefmütterlich  behandelt.  Sogar  die 
Mädchencolleges  haben  ein  bedeutendes  Pensum  in  Nationalökonomie 
und  Verfassungsgeschichte  zu  absolvieren. 

Im  Wellesley*College  in  WeUesley,  Massachusetts  wird  ein  Kur- 
sus in  der  Verfassungsgeschichte  Englands  gehalten,  der  während  12 
Wochen  3  Stunden  wöchentlich  umfasst.  Dem  Studium  der  Ver- 
fassungsgeschichte der  Ver.  St.  ist  dieselbe  Zeit  zugeteilt,  ebenso  wie 
dem  der  Nationalökonomie. 

Smith  (College  in  Northampton  Mass.  für  Mädchen  überläfst  3 
Stunden  wöchentlich  durch  12  Wochen  der  Nationalökonomie  und 
2  Stunden  durch  12  Wochen  der  Staatslehre^). 

1)  Um  in  dieses  College  anfgenommen  zu  werden  müssen  die  Mädchen  ein  Examen 
in  folgenden  Fächern  ablegen:  Latein  —  in  der  Grammatik,  in  Übersetzung  aus  dem 
Engßsehen ,  in  Cäsar  I— IV  Bficher  de  hello  Oallico,  in  sieben  Beden  Ciceros,  in  Virgil ; 
Grieefaiach  —  Grammatik ,  Übersetzungen  aus  dem  Englischen ,  Xenophon  I — IV  Bücher 
Anabasis,  Homer  I— UI  Ilias  Mathematik,  Planunetrie,  Algebra  und  Arithmetik.  Es 
sind  jetzt  240  Mädchen  in  dieser  Schule,  die  alle  das  Eintrittsexamen  bestanden  haben. 
Das  College  wurde  gegründet  um  den  Mädchen  ganz  dieselben  (Gelegenheiten  zu  bieten, 
wie  sie  ihre  Brüder  in  dem  typischen  College  haben,  da  die  Colleges  in  den  Oststaaten 
meistenteils  nur  männlichen  Studenten  zugänglich  sind. 
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Die  in  den  verschiedenen  Colleges  gebrauchten  Lehrbücher  sind 
sehr  verschieden,  unter  Mill's  Principles  of  Political  Economy, 
Fawcetts  Elements  of  P.  E.,  Perry's'  Political  Economy  und  Way- 
land  Hecast  by  Chapin  ist  wohl  das  vorletzte  das  weitverbreiteste, 
während  das  letztgenannte  erst  anfilngt  populär  zu  werden. 

Die  strengen  Schutzzöllner  in  Amerika  haben  immer  von  Neuem 
Klage  gegen  diese  Bücher  erhoben,  weil  sie  ausnahmlos  freihändlerisch 
sind.  Nur  2  oder  3  Professoren  der  Nationalökonomie  an  amerika- 
nischen Colleges  verbreiten  schutzzöllnerische  Ideen  durch  ihre  Lehren 
oder  bedienen  sich  schutzzöUnerischer  Lehrbücher. 

Die  Praktiker  werden  nie  müde  die  doktrinären  Professoren  zu 
verhöhnen,  welche  nach  ihrer  Meinung  alle  ihre  Theorien  von  bri- 
tischen Freihändlern  eingesaugt  haben. 

Wir  können  von  dem  Durchschnittslehrer  der  Nationalökonomie 
in  Amerika  behaupten,  dafs  er  nicht  mehr  von  seinem  Gegenstande 
weifs,  als  was  in  dem  Lehrbuche  steht,  was  ja  kaum  anders  zu  er- 
warten ist,  da  er  weder  Zeit  noch  Gelegenheit  zu  eingehenderem  Stu- 
dium gehabt  hat.  Es  giebt  verhältnismäfsig  wenige  von  Ihnen,  die 
jenials  auch  nur  eine  Stunde  dem  Studium  von  Carey  gewidmet  und 
eine  verschwindend  kleine  Zahl  derer,  die  iigend  etwas  von  fran- 
zösischer oder  deutscher  Nationalökonomie  wissen.  Die  einzigen  deut- 
schen Werke  über  Nationalökonomie  in  englischer  Sprache  sind  Lists 
erstes  Werk,  welches  zuerst  in  Amerika  erschien  und  der  erste  Band 
von  Boscher's  grossem  Werke,  der  vor  3 — 4  Jahren  übersetzt  worden. 

Nur  wenige  der  Prof.  können  Deutsch  oder  Französisch  lesen. 
Dies  gilt  freilich  nicht  von  demjenigen,  welche  an  den  später  in  diesem 
Artikel  zu  besprechenden  Schulen  angestellt  sind,  deren  viele  in 
Deutschland  oder  Frankreich  oder  in  beiden  Ländern  studiert  haben. 
Die  in  den  Schulen  niedrigen  Grades  verwendeten  Bücher  über  Natio- 
nalökonomie, insoweit  dieses  Fach  in  denselben  überhaupt  gelehrt 
wird,  sind  Mrs.  Fawcetts  kleines  Werk,  Tevons  Primer  of  Pol,  Economy. 
Mason  und  Lalor's  Polit.  Economy  in  16  Definitionen  und  14  Propositio- 
nen, alle  durchgängig  von  streng  freihändlerischem  Geiste  durchweht. 
So  viel  über  das  Durchschnittscollege.  Wir  gehen  nun  zur  detail- 
lierten Besprechung  einiger  Colleges  über. 

Amherst  College  zu  Amherst  Mass.  bietet  im  vierten  Jahre  eine 
6stündige  Vorlesung  wöchentlich  während  12  Wochen  über  National- 
ökonomie. Die  Hälfte  der  Zeit  wird  auf  das  Studium  Roschers  in 
der  Englischen  Übersetzimg  verwandt. 
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Der  Verfassungsgeschichte  der  Vereinigten  Staaten  sind  wöchent- 
lich 4  Stunden  während  12  Wochen  zugeteilt  und  der  Staatslehre 
3  Stunden  wöchentlich  für  dieselbe  Zeitdauer.  Lehrweise:  Durch- 
nehmen von  Lehrbüchern  und  Vorträge. 

Dartmouth  College  zu  Hannover  im  Staate  New  Hampshire  be- 
stimmt während  des  4ten  Jahres  40  Stunden  der  Nationalökonomie, 
eben  dieselbe  Zeit  dem  Verfassungsrecht  und  38  dem  Völkerrecht. 

Yale  College  zu  New  Haven  im  Staate  Connecticut  verwendet 
während  des  4.  Jahres  3  Stunden  die  Woche  während  20  Wochen 
aof  Nationalökonomie  —  Mills  oder  Fawcetts  Werk  wird  als  Lehrbuch 
benutzt  Lehrweise  —  Recitationen  durch  Discussionen  und  Vor- 
lesungen ergänzt.  Ein  Kursus  in  Caimes  „Some  Leading  Principles 
of  Political  Economy  newly  Expounded^^  wird  während  der  letzten 
Hälfte  des  vierten  Jahres  als  fakultatives  Studium  gehalten.  Ein 
zweiter  fakultativer  Kursus  im  praktischen  Teile  der  Nationalökonomie 
nnd  Finanz  Wissenschaft ,  sowie  Kurse  in  Völkerrecht  und  Staatslehre 
sind  für  die  postgraduates  eingerichtet.  Collegien  im  amerika- 
nischen und  englischen  Verfassungsrecht  sind  allen  undergraduate 
und  postgraduate  Studenten  zugänglich.  Der  Unterricht  in  den 
Staatswissenschaften  in  Yale  College  ist  unter  der  Aufsicht  des  durch 
seine  Geschichte  des  Amerikanischen  Papiergeldes  und  seine  heftigen 
Angriffe  gegen  die  Schutzzöllner  und  schutzzöUnerischen  Ansichten 
bekannte  Professor  Sumner,  der  im  strengsten  Sinne  des  Wortes  ein 
orthodoxer  Nationalökonom  ist  und  den  Gegnern  der  orthodoxen  Na- 
tionalökonomie in  Amerika  durch  seine  schneidige  und  geniale  Kritik 
viel  zu  schaffen  macht.  Dem  Professor  Sumner  zur  Seite  steht  Pro- 
fessor Henry  Famam  in  der  mit  Yale  College  verbundenen  Sheffield 
Scientific  School,  wo  er  die  Nationalökonomie  teilweise  vermittelst 
Lehrbücher,  teilweise  vermittelst  Vorlesungen  lehrt. 

Gomell  College  zu  Ithaca  New  York,  dessen  Präsident  der  ehe- 
malige Gesandte  der  Vereinigten  Staaten  in  Berlin  Dr.  Andrew 
D.  White  ist,  giebt  2  Stunden  die  Woche  während  12  Wochen  der 
Polizeiwissenschaft,  ebensoviel  Zeit  während  40  Wochen  der  National- 
ökonomie, 3  Stunden  die  Woche  fCir  12  Wochen  der  Finanzwissen- 
schaft  und  ebensoviel  Zeit  der  Staatslehre  und  5  Stunden  die  Woche 
für  12  Wochen  der  Verwaltungslehre.  Eingehende  Vorlesungen  in 
dem  amerikanischen  und  englischen  Verfassungsrechte  werden  gleich- 
falls gehalten.  Der  Plan  des  Unterrichts  ist  in  Comell  etwas  eigen- 
tümlich. Li  der  Nationalökonomie  und  Geschichte  z.  B.  giebt  es  in 
jedem  Fache  einen  ordentlichen  Professor.    Andere  Professoren  aus 
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aodereD  ÜBiversitäten  werden  dann  eingeladen  über  bestimmte  Punkte 
oder  Gegenstände  vorzutragen,  die  dann  ein  Kollog  von  zelm  bis 
zwanzig  oder  mehr  Vorlesungen  halten.  Auf  diese  Weise  haben  die 
Studenten  Gelegenheit  mehrere  berümte  Dozenten  zu  hören.  Und 
der  Vorteil,  welchen  man  in  Deutschland  dadurch  hat,  dafs  die  Stu- 
denten von  einer  Universität  zur  anderen  umherziehen  können,  vdrd 
hier  dadurch  erreicht,  dafs  die  Professoren  selbst  umherziehen;  denn 
es  kommt  selten  vor,  dafs  die  Studenten  einer  Universität  eine  andere 
während  des  Laufes  des  akademischen  Quadrienniums  des  Studiums 
wegen  besuchen. 

John  Hopkins  Universität  zu  Baltimore  hat  zwei  halbjährige 
Kurse  in  der  Nationalökonomie;  der  erste  östündige  umfafst  den 
theoretischen  und  bereitet  für  den  andern  Teil  vor;  der  zweite  auch 
5stündige  behandelt  den  praktischen  Teil.  Aufserdem  giebt  es  ein 
dreistündiges  Kolleg  über  Finanzwissenschaft  Die  Lehrmethode  ist 
in  den  verschiedenen  Vorlesungen  ungleich.  In  dem  theoretischen 
Teil  der  Nationalökonomie  wird  ein  Lehrbuch  und  hauptsächlich  die 
katechisierende  Methode  angewendet.  In  den  anderen  Kollegien  trägt 
man  fast  ausschliefslich  vor.  Bei  dieser  Universität  ist  B.  T.  Ely, 
Dr.  Phil.  (Heidelberg)  der  Professor  der  Nationalökonomie. 

In  Verbindung  mit  dieser  Universität  besteht  ein  Verein  für  Ge- 
schichte und  Staatswissenschaft.  Dieser  Verein  unter  der  Direktion 
von  Dr.  Herbert  B.  Adams  erstrebt  eine  engere  Mitwirkung  aller  fOr 
die  Förderung  dieser  Wissenschaften  interessierten  Persönlichkeiten 
wo  sie  auch  seien,  besonders  aber  aller  an  Universitäten  angestellten 
Dozenten.  Er  widmet  besondere  Aufmerksamkeit  der  Geschichte  der 
Verfassung  und  ökonomischen  Einrichtungen  Amerikas.  Er  veröflfent- 
licht  eine  Beihe  von  Schriften,  die  Bezug  auf  diesen  Gegenstand  haben, 
und  welche  teils  von  Mitgliedern  derselben  und  teils  von  auswärtigen 
Fachleuten  geschrieben  worden  sind.  Eine  Anzahl  von  Abhandlungen 
über  die  Bechtsgeschichte  der  amerikanischen  Staaten  ist  schon  er- 
schienen und  einige  Abhandlungen  über  ökonomische  Gegenstände 
sind  angezeigt  worden.  Der  Einflufs  dieses  Vereins  hat  sich  schon 
nach  vielen  Bichtungen  hin  als  segensreich  und  anregend  erwiesen^). 


1)  Di«  Johns  Hopkins  Uniyersität  ist  anter  amerikanisohen  Schalen  sai  generis. 
Sie  soUte  arspiünglich  eine  Sehale  für  postgradaates  sein,  wo  sie  Oelegenheit  zam  Spe- 
sialstudiom  haben  sollten.  Vor  etwa  sechs  Jahren  eröffnet  hat  sie  bis  jetst  insgesamt 
449  Stadenten  gehabt,  von  welchen  875  postgraduate  Stadenten  waren  and  174  der  un- 
gradaate  Abteilang  angehörteui  welche  doch  auch  endlich  errichtet  wurde.  Von  den  876 
sind   mehr  ab  100  Professoren  und  Lehrer   in  Universitäten,   GoUeges  oder  Seminarien 
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Harvard  College  zu  Cambridge,  Massachusetts  widmet  3  Stunden 
die  Woche  durch  20  Wochen  einem  eingehenden  Studium  Mills,  und 
ebensoviel  Stunden  durch  noch  20  Wochen  der  Finanzgeschichte 
Amerikas,  (ein  durch  zwei  Semester  sich  hinziehendes  Kolleg)  Caimes, 
Carey  und  andere  Ökonomen  werden  in  einem  dreitstündigen  Kolleg, 
das  sich  durch  40  Wochen  hinzieht,  eingehend  besprochen.  (Das 
zweite  Kolleg).  Ein  einstündiges  Kolleg  das  ganze  Jahr  hindurch 
wird  den  Landverpachtungssystemen  gewidmet  (Das  dritte  Kolleg). 
Es  wird  dort  aufsergewöhnUch  gute  Gelegenheit  zum  Studium  der 
Rechtsgeschichte  der  verschiedenen  Kulturvölker  geboten.  Die  Vor- 
lesungen der  juristischen  Fakultät  stehen  auch  allen  Mitgliedern  der 
akademischen  Fakultät  offen.  Professor  C.  E.  Dunbar  mit  zwei  Tutors 
erteilen  den  Unterricht  in  der  Nationalökonomie.  Während  des  vorigen 
Jahres  belegten  147  Studenten  das  erste  Kolleg,  32  das  zweite,  und 
9  das  dritte.  Fast  alle  diejenigen,  welche  nachdem  sie  ihren  Ciol- 
legekursus  durchgemacht  haben  Jura  zu  studieren  beabsichtigen,  wid- 
men der  Nationalökonomie  während  der  Ck)Uegekursus  wenigstens  drei 
Stunden  in  der  Woche  40  Wochen  hindurch  und  der  Geschichte  viel 
mehr  Zeit  in  den  letzten  Jahren  des  Kursus. 

Es  giebt  noch  drei  Anstalten,  die  der  eingehenderen  Betrachtung 
wert  sind.  Das  sind  die  drei  Fachschulen  für  die  Staatswissenschaften, 
welche  in  Verbindung  mit  der  Staatsuniversität  von  Michigan,  mit 
dem  Columbia  College  in  der  Stadt  New  York,  und  mit  der  Univer- 
sität von  Pennsylvanien  zu  Philadelphia  gegründet  worden  sind.  Die 
letztgenannte  heilst  die  Wh arton  School  of  Finance  and  Eco- 
nomy  nach  dem  Manne  der  die  Geldmittel  zur  Gründung  der 
Schule  gab. 

Diese  drei  Hochschulen  sind  unter  sich  erheblich  verschieden  und 
verdienen  eine  nähere  Beschreibung  als  die  ersten  Versuche  in  Amerika 
Fachschulen  für  die  Pflege  der  politischen  Wissenschaften  zu  gründen. 
Die  School  of  Political  Sciences  in  Verbindung  mit  der  Staats-Uni- 
versität zu  Ann  Arbor  im  Staate  Michigan  wurde  erst  im  Herbste 
1881  eröfhet.  Die  angezeigten  Kollegien  wurden  in  vier  Rubriken 
geteilt,  welche  den  folgenden  Index  Scholarum  ausmachten. 


geworden.  In  diesem  Jabre  Bind  anter  den  dortigen  Studenten  99  welche  die  Baccalan- 
reuwürde  von  anderen  Colleges  erlangt  haben.  Der  Präsident  dieser  Universit&t 
Dr.  Daniel  C  Oilman  hat  sieh  schon  nach  verschiedenen  Bicbtnngen  hin  nm  das  höhere 
Schulwesen  Amerikas  verdient  gemacht. 
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L    Politische  und  Verfassungsgeschichte. 

1.  Allgemeine  Geschichte  Englands  von  der  Thronbesteigung  Hein- 
richs des  IV.  bis  zum  Ende  der  Napoleonischen  Kriege  —  zwei- 
stündig —  zwei  Semester. 

2.  Politische  Geschichte  der  amerikanischen  Kolonieen  von  1607 — 
1783  —  einstündig  —  ein  Semester. 

3.  Verfassungsgeschichte  d.  Verein.  Staaten  1776—1860  —  zwei- 
stündig —  zwei  Semester. 

4.  Entstehung  imd  Entwickelung  Preufsens  -—  dreistündig  —  ein 
Semester. 

5.  Kulturgeschichte  des  Mittelalters  —  zweistündig  —  ein  Semester. 

6.  Geschichte  der  politischen  Institutionen  —  dreistündig  —  ein 
Semester. 

7.  Historisches  Seminar  —  Politische  Entwickelung  Englands  und 
seiner  Verfassung  —  vierstündig  —  ein  Semester. 

8.  Geschichte  Europas  1500—1789  —  zweistündig  —  ein  Semester. 

9.  Historisches  Seminar  —  politische  Entwickelung  d.  Ver.  Staaten 
und  ihrer  Verfassung  —  dreistündig  —  ein  Semester. 

10.  Politisches  Seminar  --  Lokalverwaltung  (Gemeinde-,  Kreis-,  und 
Provinzialverwaltimg)  in  Europa  und  Amerika  —  zweistündig  — 
Semester. 

IL    Ökonomische  Wissenschaften. 

1.  Theoretische  Nationalökonomie  —  dreistündig  —  ein  Semester. 

2.  Praktische  Nationalökonomie  ~  dreistündig  —  ein  Semester. 

3.  Finanzwissenschaft  —  zweistündig  —  ein  Semester. 

4.  Seminar  fär  Finanzwissenschaft  —  ein  Semester. 

5.  Funktionen  des  Staats  in  ökonomischer  Entwickelung  —  Aus- 
beutung der  Bergwerke  -   einstündig  —  ein  Semester. 

6.  Forstwissenschaft  —  zweistündig  —  ein  Semester. 

III.    Sozial-,  Sanitäts-  und  Erziehungswissenschaft 

1.  Sozial  Wissenschaft  (Armut,  Verbrechen  eta)  —  zweistündig  —  ein 
Semester. 

2.  Sanitätswissenschaft  —  zweistündig  —  ein  Semester. 

3.  Geschichte  des  Bildungswesens  —  zweistündig  —  ein  Semester. 

IV.    Verfassungs-,  Verwaltungs-  und  Völkerrecht. 

1.  Politische  Ethik  —  einstündig  —  ein  Semester. 

2.  Verfassungsrecht  —  zweistündig  —  ein  Semester. 
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3.  BesteaemngBlehre  und   das  Steuerrecht  —  dreistündig   —  ein 

Semester. 
4  Städtische  Verwaltung  —  zweistündig  —  ein  Semester. 

5.  Völkerrecht  —  zweistündig  —  ein  Semester. 

6.  Geschichte  der  modernen  Diplomatie  —  zweistündig  —  ein  Se- 
mester. 

Man  wird  leicht  sehen,  dafs  diese  Einteilung  der  Gegenstände 
nicht  ganz  logisch  ist,  und  dafs  die  verschiedenen  Kollegien,  teilweise 
wenigstens,  dasselbe  Feld  zu  decken  scheinen.  Die  verschiedenen 
Professoren  aber  teilen  das  ganze  Bereich  so  unter  sich  ein,  dafs  sie 
in  anderer  Feld  nicht  übergreifen.  Nur  diejenigen  werden  in  die 
Anstalt  aufgenommen,  welche  die  ersten  zwei  Jahre  des  Gollegekursus 
vollendet  haben,  die  also  im  allgemeinen  schon  zwanzig  Jahre  alt 
sind.  Die  Bedingungen  der  Erteilung  der  Doktorwürde  sind  ungefähr 
dieselben  wie  auf  preufsischen  Universitäten,  viz.  die  VoUendung  der 
dreyährigen  Studienzeit  (das  akademische  Triennium),  eine  grössere 
schriftliche  Arbeit,  das  Ablegen  eines  mündlichen  Examens  in  drei 
Fächern  (Hauptfach  und  zwei  Nebenfächern)  und  eine  Disputation. 
Am  Ende  des  zweiten  Jahres  kann  man  sich  um  die  Würde  eines 
Baccalaureus  oder  Magister  bewerben.  In  beiden  Fällen  mufs 
man  ein  mündliches  Examen  ablegen  imd  im  letzteren  noch  eine 
schriftliche  Arbeit  einhändigen.  Alle  Kandidaten  für  eine  akademische 
Würde  müssen  die  Kollegien,  die  sie  belegt  haben,  auch  regelmäfsig 
besuchen,  sonst  wird  gegen  sie  disziplinarisch  verfahren. 

Ihre  Unterrichtsmethode  ist  teilweise  vermittelst  Vorlesungen, 
teilweise  vermittelst  Seminarien  und  teilweise  vermittelst  Bepitier- 
ätunden.  In  der  Nationalökonomie  sind  z.  B.  aus  drei  Stunden  zwei 
den  Vorlesungen  und  eine  dem  Bepitieren,  resp.  dem  Fragen  und  Ab- 
fragen seitens  der  Studenten  und  Professoren  gewidmet. 

Die  oben  angeführten  Kollegien  sind  allen  Mitgliedern  der  Uni- 
versität zugänglich  und  nicht  nur  den  in  der  Schule  der  Politischen 
Wissenschaften  eingeschriebenen.  Die  Zahl  der  in  dieser  Schule  ein- 
geschriebenen Studenten  ist  verhältnismäfsig  klein  (zwischen  zwanzig 
und  dreifsig),  während  die  Kollegien  doch  zahlreich  besucht  werden. 
Frauen  werden  unter  denselben  Bedingungen  zugelassen  wie  die  Männer ; 
Die  Kollegiengelder  sind  verhältnismäfsig  niedrig,  für  Bürger  des  Staa- 
tes Michigan  —  30  Dollars  das  erste  Jahr  und  20  Dollars  für  jedes 
darauf  folgende  Jahr;  für  Bürger  anderer  Staaten  50  Dollars  für  das 
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erste  Jahr  und  25  Dollars  fUr  jedes  darauf  folgende  Jahr  und  10 
Dollars  f(lr  das  Doktorexamen.  Diese  Gelder  müssen  von  allen  be- 
zahlt werden,  gleichviel  ob  sie  eins  oder  mehrere  Kollegien  belegen. 

Die  Bibliothek,  welche  eine  gut  ausgewählte  aber  nicht  grosse 
Zahl  Bücher  enthält,  steht  allen  Studenten  offen  von  9  Uhr  Vormittags 
bis  5  Uhr  Nachmittags  und  von  7^1^  bis  9  Uhr  Abends.  Unter  an- 
deren wertvollen  Sammlungen  besitzt  diese  Bibliothek  die  Privatbiblio- 
thek von  dem  verstorbenen  Professor  Rau  aus  Heidelberg,  die  von 
einem  reichen  Kaufmann  aus  Detroit  gekauft  und  der  Universität  ge- 
schenkt wurde. 

Die  Schule  der  Politischen  Wissenschaft  in  Verbindung  mit  Co- 
lumbia College  zu  New  York  ist  den  eben  beschriebenen  in  so  weit 
ähnlich,  dafs  sie  eine  dreijährige  Studienzeit  (das  akademische  Trien- 
nium)  verlangt,  und  die  Doktorwürde  bei  der  Vollendung  des  Kursus 
erteilt  In  anderen  Beziehungen  unterscheidet  sie  sich  wesentlich 
von  der  Michiganer  Schule.  Nur  diejenigen  werden  zugelassen,  welche 
das  dritte  Jahr  des  Collegekursus  vollendet  haben.  Der  Kursus 
ist  vorgeschrieben  und  jeder  mufs  ihn  genau  befolgen.  Endlich  ist 
ihre  Beziehung  zu  der  juristischen  Schule  eine  sehr  enge,  weil  das 
Studium  des  Rechts  einen  wesentlichen  Bestandteil  des  Kursus  bildet. 

Der  Kursus  ist  der  folgende: 

Erstes  Jahr. 

Erstes  Semester. 

standen 
pro  Woche. 

Politische  Greographie,  Ethnographie  und  Verfassungsgeschichte 

der  Verein.  Staaten 4 

Verfassungsgeschichte  Englands  bis  1688 2 

(xeschichte  der  Volkswirtschaft 2 

Geschichte  der  Staatslehre  von  Plato  bis  auf  Hegel      ....  3 

Bibliographie  der  Staatswissenschaften 1 

Zweites  Semester. 

Verfassungsgeschichte  der  Verein.  Staaten 4 

Verfassungsgeschichte  Englands  seit  1688 2 

Finanzwissenschaft 2 

Geschichte  der  Staatslehre  von  Plato  bis  auf  Hegel      ....  3 

Bibliographie  der  Staatswissenschaften 1 
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Zweites  Jahr. 

Erstes  Semester. 

Geschichte  des  römischen  Rechts 6 

Vergleichendes  Verfassungsrecht  von  den  europäischen  und  ameri- 
kanischen Staaten 3 

Statistik  —  Methode  und  Resultate 2 

Zweites  Semester. 

Vergleichende  Rechtswissenschaft  der  hauptsächlichsten  euro- 
päischen Systeme  des  Zivilrechts 6 

Vergleichendes  Verfassungsrecht  der  verschiedenen  Staaten  der 
amerikanischen  Union 3 

Statistik  —  Methode  und  Resultate 2 

Drittes  Jahr. 

Erstes  Semester. 

Geschichte  der  Diplomatie      2 

Privatvölkerrecht 1 

Vergleichendes  Verwaltungsrecht  der  hauptsächlichen  Kultur- 
staaten Europas  und  Amerikas 5 

Kommunismus  und  Sozialismus 2 

Zweites  Semester. 

Öflentliches  Völkerrecht 2 

Privatvölkerrecht 1 

Vergleichendes  Verwaltungsrecht  der  verschiedenen  Staaten  der 

amerikanischen  Union ö 

Kommunismus  und  Sozialismus 2 

Am  Ende  jedes  Jahres  mufs  ein  Examen  in  den  das  Jahr  hindurch 
betriebenen  Fächern  abgelegt  werden.  Keinem  Studenten,  der  bei  diesem 
Examen  durchfällt,  wird  es  erlaubt  in  den  nächsten  Jahrgang  einzu- 
treten. Die  Würde  philosophiae  baccalaureus  wird  allen  erteilt, 
die  das  zum  Schlüsse  des  ersten  Jahrganges  stattfindende  Examen 
glücklich  bestehen.  Um  die  Doktorwürde  zu  erlangen,  muss  eine  schrift- 
liche Arbeit  eingehändigt  und  in  der  gewöhnlichen  Weise  verteidigt  und 
ein  mündliches  Examen  in  den  Fächern  des  ganzen  dreüährigen  Kur- 
sus bestanden  werden.  Die  Elemente  der  Nationalökonomie  werden 
schon  in  dem  College  getrieben  ehe  die  Studenten  in  die  Fach- 
schule treten.  Die  Kollegiengelder  sind  hoch.  150  Dollars  das  Jahr 
fiür  den  vollen  Kursus.    Die  Lehrmethode  ist  die  vermittelst  Vorle^ 
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sungen  und  Seminarien  auch  in  Deutschland  übliche.  Die  grofse 
Rolle,  welche  die  Geschichte  des  Rechts,  der  juristischen  Institutionen 
und  der  Nationalökonomie  in  dem  Kursus  spielt  wird  die  Anhänger 
der  historischen  Schule  besonders  erfreuen.  Während  des  Jahres 
1882—83  wurden  4  Studenten  im  dritten  Jahrgang,  fünf  Studenten 
im  zweiten  Jahrgang  und  19  im  ersten  Jahrgang  eingeschrieben.  Das 
waren  alle  di^enigen,  welche  dem  regelmäfsigen  Kursus  folgten,  und 
welche  deswegen  Kandidaten  für  die  Doktorwürde  waren.  Es  gab 
aufserdem  eine  grofse  Menge  Studenten,  welche  die  Kollegien  besuch- 
ten, weil  alle  den  Studenten  der  juristischen  Schule  zugänglich  waren. 
Mehr  als  Hundert  Tausend  Mark  jährlich  stehen  für  die  Zwecke  dieser 
Schule  zu  Gebote. 

In  Verbindung  mit  dieser  Schule  ist  eine  Akademie  der  politischen 
Wissenschaften  gegründet  worden,  welche  gute  Resultate  verspricht 
Sie  ist  ein  freiwilliger  Verein  welchem  der  Präsident  der  Universität 
und  die  Mitglieder  der  Fakultäten  der  juristischen  und  staatswissen- 
schaftlichen Anstalten  ex  officio  angehören.     Alle  diejenigen,  welche 
an  dem  Lehrinstitut  der  politischen  Wissenschaften  promoviert  haben 
und  alle  von  den  juristisch  Promovierten,  welche  noch  zwei  Jahre  an 
der  erstem  studiert  haben,  können  auch  in  den  Verein  eintreten. 
Aus  diesen   Quellen  erneuert  sich  die  Akademie  von  Jahr  zu  Jahr. 
Ihr  Zweck  ist  die  Pflege  und  das  Studium  der  Staatswissenschaften 
bis  in  das  kleinste  Detail.    Dieser  Verein  bildet  den  Zentralpunkt  der 
ganzen  Anstalt.    Von   ihm  hängt  gröfstenteils  die  stete  Fortsetzung 
und  immer  zunehmende  Nützlichkeit  der  letzteren  ab.    Da  er  kein 
temporärer  Haufen  von  Studenten  ist,  welche  einen  gewissen  Punkt 
erreichen  und  dann  von  der  Schule  ins  Leben  übergehen,  sondern 
eine  permanente  Gesellschaft  von   immer  fortschreitenden   Gelehrten 
ist,  bildet,  der  Verein  das  produktive  Element  in  dem  ganzen   Sy- 
stem.   Alles  was  diese  Schule  dem  jetzigen  Vorrat  von  politischen 
Kenntnissen  hinzufügen  kann   wird  aus   diesem  Verein  hervorgehen. 
Jedes  seiner  Mitglieder  verpflichtet  sich  wenigstens  eine  selbständige 
wissenschaftliche    Arbeit    im  Laufe  jedes    Jahres   zu    machen    und 
dieselbe   der  Akademie  vorzulesen.    Diese  Abhandlung   gehört  dann 
der   Akademie  uud  die  letztere  kann  sie  veröffentlichen,    falls  eine 
Majorität  der  Mitglieder  das  für  zweckmäfsig  oder  vorteilhaft  hält 
Der   Verein  übernimmt    die   Aufgabe  einen   Katalog    der  staatswis- 
senschaftlicheo   Bibliothek  nach  Gegenständen  anzufertigen   und   eine 
Zeitschrift  der  Staatswissenschaften  herauszugeben.    Er  soll  ferner  die 
Quelle  sein,  woher  die  Fakultäten  der  Staatswissenschaften  und  der 
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Geschichte  ihre  Professoren  holen  können,  and  auf  diese  Weise  die 
KoDtinnitat  der  Arbeiten  sichern,  und  die  Schule  befähigen  ihre  eigenen 
Methoden  und  Traditionen  zu  behalten,  ihren  Kursus  immer  zu  ver- 
grossem  und  ihren  Unterricht  zu  vervielfältigen  ohne  dafs  sie  dabei 
die  organische  Einheit  ihres  Wesens  beeinträchtigen,  mit  einem  Worte 
eine  Schule  des  politischen  Denkens  im  besten  Sinne  des  Wortes  zu 
gründen.  Siehe  Political  Science  in  Columbia  College  By  Prof.  J. 
W.  Burgess,  International  Review  1882. 

Die  Mitglieder  der  Akademie  sind  meistenteils  Bewohner  der 
Stadt  New  York,  teils  Advokaten,  teils  Privatgelehrte.  Der  Einflufs 
mufs  sich  mit  der  Zeit  in  einem  lebhafteren  Interesse  seitens  des 
grofsen  Publikums  an  den  Staatswissenschaften  zeigen.  Aufser  dem 
oben  beschriebenen  Kursus  werden  drei  Kollegien,  zwanzig  Vorlesungen 
amfassend,  von  drei  nicht  an  der  Schule  regelmäfsig  angestellten  Per- 
sonen gehalten.  Die  Vortragenden  werden  von  der  Fakultät  aus  den- 
jenigen Mitgliedern  der  Akademie  gewählt,  welche  sich  durch  hervor- 
ragende Arbeiten  ausgezeichnet  haben;  sie  werden  auf  drei  Jahre  zu 
diesem  Zweck  angestellt  und  bekommen  jeder  500  Dollars  per  Jahr. 
Sie  wählen  selbst  den  Gegenstand  der  Kollegien.  Für  den  Ankauf  von 
allen  nötigen  Büchern  für  die  Bibliothek  ist  auch  reichlich  gesorgt. 
Eine  wertvolle  Sammlung  ist  schon  gemacht  worden.  Aufserdem  sind 
alle  öffentlichen  Bibliotheken  New  Yorks,  deren  es  eine  grofse  Zahl 
giebt,  den  Studenten  zugänglich. 

Die  dritte  Fachschule  unterscheidet  sich  von  jeder  der  obenge- 
nannten Institute.  The  W  harten  Finanz  School  wurde  als  ein  von 
der  Universität  abgetrennte  Abteilung,  durch  die  Universität  Pennsyl- 
vanien  aus  dem  zu  diesem  Behufe  von  Joseph  Wharton  einem  gemein- 
sinnigen Kaufmanne  in  Philadelphia  geschenkten  Fond  (400,000  Mark) 
gestiftet.  Sie  ist  besonderer  Betrachtung  wert  wegen  der  auf  das 
Studium  der  Nationalökonomie  und  der  Verwaltung  verwendeten  Zeit 
Der  Kursus  ist  bis  jetzt  nur  zweijährig,  soll  aber  bald  auf  3  Jahre 
ausgedehnt  werden.  Zur  Aufnahme  werden  zwei  absolvierte  Studien- 
jahre auf  einem  College  vorausgesetzt.  Die  Studenten  werden  also 
im  Durchschnitt  20  Jahre  alt  sein.  Der  für  die  Vollendung  des  zwei- 
jährigen Kursus  in  dieser  Fachschule  gegebene  Grad  ist  „Bachelor  of 
Finance."  Der  „Doktorgrad"  wird  erteilt  werden,  sobald  der  drei- 
jährige Kursus  existirt.  Die  Kenntnis  der  deutschen  und  französischen 
Sprache  wird  bis  zu  dem  Grade  verlangt,  dafs  der  Betreffende  die 
Autoritäten  der  beiden  Länder  mit  Leichtigkeit  verwerten  kann.  Der 
Kursus  ist  obligatorisch  und  umfasst  folgende  Fachstudien. 

Bd.  N.  F.  VIL  6 
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Erster  Jahrgang. 

Erstes  Semester. 

Nationalökonomie  (Theoretischer  Teil) 5  stttndig. 

Staatslehre ö       „ 

Zweites  Semester. 

Geschichte  des  Handels  und  Fabrikwesens 5       „ 

Politische  Ethik 3       „ 

Zweiter  Jahrgang. 

Erstes  Semester. 

Finanzwissenschaft  und  Europäische  Finanzgeschichte  .    .    5       „ 

Nationalökonomie  (Praktischer  Teil) 5       ,, 

Handelsrecht ö       „ 

Zweites  Semester. 

Amerikanische  Finanzgeschichte 5  ,, 

Verwaltungslehre  und  Statistik 5  ,, 

Handelsrecht 5  ,, 

Verfassungsrecht 5  „ 

Der  Unterricht  geschieht  teilweise  durch  Vorlesungen,  teilweise 
vermittelst  Rezitationen  der  Studenten  und  endlich  durch  Seminarien. 
Die  Zusammenstellung  dieser  drei  Lehrmittel  ist  dem  Gutdünken  der 
resp.  Professoren  überlassen.  Man  ersieht  aus  dem  Plane,  dafs  jeder 
Student  dem  Studium  der  Nationalökonomie  und  dem  der  Finanz- 
wissenschaft je  5  St.  wöchentlich  ein  Jahr  hindurch  widmet,  während 
er  auf  das  der  Verwaltungslehre  5  St.  pro  Woche  nur  ein  halbes  Jahr 
verwendet.  Dazu  tritt  die  Arbeit  im  Seminar  hinzu.  Der  Professor 
der  Nationalökonomie  an  dieser  Schule  ist  R.  E.  Thompson,  der  sich 
durch  sein  Buch  „Social  Science  und  National  Economy^'  den  Ruf  als 
hervorragendster  Anhänger  Careys  erworben  hat.  Die  Universität  von 
Pennsylvanien  besitzt  eine  der  besten  Fachbibliotheken  der  National- 
ökonomie in  der  neuen  Welt.  Der  Grund  zu  dieser  Bibliothek  wurde 
durch  den  verstorbenen  Stephan  Ciolwell  gelegt,  einem  wohlhabenden 
Kaufmanne  in  Philadelphia,  der  seine  Privatbibliothek,  die  ungefähr 
8000  Bände  über  Staatswissenschaft  enthielt,  der  Universität  hinter- 
liefs.  Mr.  M.  Calmont  von  London  fügte  ungefähr  3000  englische 
Brochüren  hinzu,  die  die  Periode  von  1690  —  1860  umfassen  und  in 
chronologischer  Ordnung  gebunden  sind.    Henry  Carey  der  berümte 
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amerikanische  Nationalökonom  bereicherte  sie  durch  die  Schenkung  seiner 
Privatbibliothek,  die  eine  ungewöhnlich  reichhaltige  war.  Dazu  kaufte 
die  Universität  von  Zeit  zu  Zeit  andere  Bücher  und  ist  unaufhörlich 
bemüht  die  Sammlung  zu  vergröfsern  bis  sie  zu  einer  gewissen  Voll- 
ständigkeit gelangt  sein  wird.  Der  Unterschied  zwischen  den  3  Schu- 
len ist  ersichtlich  und  durch  die  besonderen  Verhältnisse,  unter  denen 
jede  von  ihnen  entstand,  leicht  erklärlich.  Der  überwiegend  historische 
Charakter  der  Schule  in  Michigan  findet  seine  Erklärung  einesteils  in 
der  Thatsache,  dafs  der  Mann,  der  die  praktische  Gestaltung  der- 
selben in  Händen  hatte,  Professor  der  Oeschichte  an  der  Universität 
ist  (der  bekannte  Dr.  G.  K.  Adams)  und  andernteils  darin,  dafs  die 
historische  Abteilung  ausnehmend  gut  vertreten  ist  Der  historisch 
rechtliche  Charakter  der  Columbia  Schule  erklärt  sich  dadurch,  dafs 
die  dort  mafsgebende  Autorität  Mr.  John  W.  Buiigess,  Professor  der 
Rechtsgeschichte  in  der  juristischen  Fakultät  ist. 

Die  vorherrschende  Tendenz  zum  Studium  der  Finanz  an  der 
Whartonschule  ist  wiederum  dadurch  bedingt,  dafs  der  Mann,  der 
am  meisten  für  sie  gethan  hat,  der  wohlbekannte  A.  S.  BoUes  ist,  ein 
Fachgelehrter  der  Geschichte  des  amerikanischen  Finanzwesens.  Der- 
selbe hat  eine  Finanzgeschichte  der  V.  St  geschrieben  und  ist  Her- 
ansgeber von  Bankers  Magazin  in  New  York  und  zugleich  Professor 
des  Handelsrechts  und  der  Handelspraxis  an  dieser  Anstalt.  Eine 
weitere  praktische  Frage  ist  mit  diesen  Instituten  verknüpft,  die  noch 
der  Erwähnung  verdient  Sie  lautet:  Ist  es  ratsam  die  Kollegien  an 
einer  Universität  in  getrennten  Abteilungen  oder  Schulen  zu  orga- 
nisieren d.  i.  die  Vertreter  der  verschiedenen  Wissensgebiete  in  beson- 
dere Fakultäten  einteilen,  oder  sollen  nach  deutschem  Muster  alle 
diejenigen ,  welche  der  theologischen ,  medizinischen  und  juristischen 
Fakultät  nicht  angehören,  einfach  der  philosophischen  Fakultät  zu- 
geteilt werden.  Diejenigen  in  Amerika,  die  für  die  getrennte  Orga- 
nisation solcher  Schulen  sind,  stellen  folgende  Argumente  zu  deren 
Gunsten  auf: 

Durch  solch  eine  getrennte  Organisation,  sagen  sie,  wird  die  Auf- 
merksamkeit des  Publikums  auf  besondere  Weise  auf  die  Existenz 
einer  Reihe  von  Wissenschaften  hingelenkt,  die  sich  unmittelbar  auf 
Gesellschaft  und  Staat  beziehen,  und  welche  so  wichtig  sind,  dafs  sie 
besonderer  Pflegestätten  bedürfen.  Auch  die  Aufmerksamkeit  der 
Studenten  wird  direkter  auf  diese  Fächer  gerichtet. 

Zweitens:  Da  der  Betrag  des  zu  solchem  Zwecke  bestimmten 
Geldes  von  dem  Interesse  abhängt,  die  solche  Gegenstände  denen  ein- 
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flöCsen,  die  über  das  dazu  erforderliche  Geld  gebieten,  ist  es  viel 
leichter  es  fflr  eine  Fachschule  zu  bekommen,  die  zu  einem  besondern 
Zwecke  organisiert  worden,  als  für  die  Förderung  solcher  Studien, 
wenn  sie  eingereiht  sind  in  die  grofse  Masse  derjenigen  Studien  die 
in  einer  philosophischen  Fakultät  eingeschlossen  sind.  Femer,  wenn 
alle  die  direkt  auf  Gesellschaft  und  Staat  bezüglichen  Studien  zu 
einer  organischen  Einheit  in  der  Arbeit  eng  verbunden  sind,  ist  es 
viel  leichter  das  Ganze  zu  vervollständigen  und  bessere  Gel^enheiten 
zu  bieten,  als  wo  diejenigen,  welche  an  solchem  Unterricht  beteiligt 
sind,  mehr  oder  weniger  auseinanderlaufende  Ziele  verfolgen.  Endlich 
hat  man  es  erfahrungsmäfsig  viel  leichter  befunden  die  Kräfte  für 
die  Förderung  der  originellen  Arbeiten  zu  vereinen,  wo  alle  zusammen 
arbeiten,  als  wo  jeder  für  sich  ein  Feld  bearbeitet 

Man  wird  aus  dem  Hervorgehenden  ersehen,  dafs  die  Amerikaner 
endlich  im  Ernste  die  Fachbildung  in  den  Staatswissenschaften  auf- 
genommen haben.  Ausser  den  oben  beschriebenen  Fachschulen  ist  es 
klar,  dafs  Jale  and  Johns  Hopkins,  und  besonders  Harvard  gute  Ge- 
legenheiten zu  SpezialStudien  in  diesen  Fächern  bieten. 

Was  die  Zukunft  solcher  Anstalten  betrifft,  so  würde  es  voreilig 
sein  schon  jetzt  ein  Urteil  fällen  zu  wollen.  Ob  deren  Besuch  zu- 
nehmen wird,  ob  solche  Einrichtungen  an  Zahl  sich  vermehren  wer- 
den, ist  schwer  sagen.  Es  giebt  vorläufig  nur  eine  Berufsart  für 
die  Zöglinge  solcher  Schulen,  die  akademische,  und  nur  wenige  kön- 
nen darin  Aufnahme  finden.  Von  den  Regierungsbeamten  wird  kein 
Fachexamen  verlangt  und  der  Druck,  welchen  ein  solches  Examen  zu 
Gunsten  dieser  Schulen  ausüben  würde,  fällt  also  weg.  Die  Vorteile, 
welche  ein  solcher  Kursus  denjenigen  gewährt,  welche  eine  politische 
Laufbahn  einschlagen  oder  welche  politischen  Zeitungen  ihre  Kräfte  wid- 
men wollen,  sind  so  augenscheinlich,  dafs  man  denken  sollte,  er  würde 
alle  anziehen,  die  eine  solche  Karriere  zu  ergreifen  gedenken.  Die 
Eigenschaften  aber,  welche  den  Erfolg  in  den  ersten  Stufen  dieser 
beiden  Laufbahnen  sichern,  sind  so  ganz  und  gar  verschieden  von 
denjenigen,  welche  diese  Institute  entwickeln  oder  begünstigen,  die 
fieberhafte  Hast  „in  das  Leben  einzutreten'^  ist  bei  der  grofsen 
Majorität  der  jungen  Männer  eine  so  grofse,  die  Überzeugung  seitens 
fast  aller,  dafs  sie  in  den  Mufsestunden  des  späteren  Lebens  alles 
das  lernen  können,  was  diese  Hochschulen  lehren  können,  ist  eine  so 
feste,  dafs  vorläufig  wenig  Hoffnung  vorhanden  ist,  einen  sehr  grofsen 
Teil  der  jungen  Leute  zu  diesen  Anstalten  heranzuziehen.  Indem  das 
Land  älter  und  reichlicher  bevölkert  wird  und  die  ökonomischen  und 
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Verwaltungsfragen  verwickelter  und  schwieriger  werden,  wird  die  Notr 
wendigkeit  einer  Fachbildung  fOr  Verwaltungsämter  etc.  mehr  und 
mehr  hervortreten,  und  die  Schulen,  die  in  der  Zwischenzeit  gegründet 
worden  sind,  werden  dann  gute  Dienste  als  Berufsschulen  leisten.  Bis 
die  Zeit  kommt  werden  unserer  Meinung  nach  solche  Anstalten  den 
besten  Dienst  leisten,  wo  sie  neben  den  juristischen  Schulen  bestehen 
und  die  zukünftigen  Juristen,  die  auch  gröfstenteils  die  zukünftigen 
Gesetzgeber  sind,  zu  dem  Studium  der  Nationalökonomie  und  Verwal- 
tangslehre  heranziehen. 

Wollen  wir  das  Studium  der  Staatswissenschaften  in  Amerika 
selbst  annähernd  vollständig  behandeln,  so  dilrfen  wir  diejenigen  nicht 
unerwähnt  lassen,  welche  aufserhalb  der  Schulen  die  Wissenschaft 
pflegen.  In  diesem  Sinne  sind  zuerst  die  Begierungsbeamten  zu  er- 
wähnen. Die  meisten  haben  zwar  gar  keine  Fachbildung  gehabt,  aber 
viele  von  ihnen  haben  durch  ihre  Amtsthätigkeit  erfahren,  wie  über- 
aus wichtig  das  wissenschaftliche  Studium  der  wirtschaftlichen  Pro- 
bleme selbst  für  den  Praktiker  ist,  und  haben  sich  deswegen  auf  das 
Studium  geworfen.  Die  Berichte  der  Begierungsbeamten  enthalten 
einen  reichen  und  bis  jetzt  wenig  verwerteten  Schatz  von  Material 
und,  was  uns  in  diesem  Zusammenhange  besonders  interessiert,  teil- 
weise auch  wertvolle  Besprechungen  wissenschaftlicher  Fragen.  In 
zweiter  Instanz  erwähnen  wir  die  Privatgelehrten,  deren  es  eine  grofse 
Zahl  in  Amerika  giebt,  und  denen  wir  viel  verdanken.  Die  Zahl  derer, 
welche  durch  den  ererbten  oder  schnell  verdienten  Beichtum  die  Mufse 
haben  sich  einer  ausschliefslichen  Beschäftigung  mit  der  Wissenschaft 
zu  widmen ,  nimmt  schnell  zu  und  viele  von  denen  wählen  die  Staats- 
wissenschaft zum  Lieblingsstudium.  Wir  brauchen  hier  nur  an  Carey 
zu  erinnern.  Die  SchriftsteUer ,  welche  in  Verbindung  mit  den  Zei- 
tungen stehen,  behandeln  wissenschaftliche  Fragen  auch,  obgleich  mei- 
stenteils auf  eine  unwissenschaftliche  Weise.  Einige  von  ihnen  aber 
beherrschen  die  Sache  vollständig  und  haben  wertvolle  Beiträge  zur 
Wissenschaft  geliefert.  Die  Zeitung  spielt  eine  Bolle  in  Amerika, 
wie  sonst  in  keinem  anderen  Lande,  da  sie  von  allen  Klassen  allge- 
mein gelesen  wird.  Alle  Zeitungen  bringen  beständig  Artikel  über  die 
ökonomischen  Fragen,  die  von  besonderem  Interesse  sind.  Amerika  hat 
zwar  keine  Fachzeitschriften  für  Nationalökonomie  wie  Conrad's  Jahr- 
bücher z.  B.,  aber  es  giebt  viele  Zeitschriften  wie  North-American  Beview, 
Princeton  Beview,  Atlantic  Monthly,  Century  Magazine,  Lippincott's 
Magazine,  Internationale  Beview  etc.,  die  gern  und  oft  Besprechungen 
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der  Zeit-  und  Streitfragen  liefern  und  manclimal  wichtige,  wertvolle 
wissenschaftliche  Artikel  enthalten. 

Ein  Verein  der  neulich  in  New^York  gegründet  worden  ist,  ver- 
dient einer  besonderen  Erwähnung.  Einige  hervorragende  Männer  aus 
vei*schiedenen  Teilen  des  Landes  haben  einen  privaten  Verein  gebildet 
unter  dem  Namen  National  Society  for^  Political  Education.  Sein  Zweck 
ist  die  Beförderung  des  Studiums  der  Nationalökonomie  und  der  Staats- 
lehre bei  dem  grofsen  Publikum.  Sein  Zweck  geht  darauf  hinaus  Zweig- 
vereine für  das  Studium  der  Staatswissenschaften  sowohl  in  Verbin- 
dung mit  Schulen  aller  Art  als  auch  unabhängig  von  diesen  in  allen 
Städten  und  Dörfern  des  Landes  zu  gründen.  Mitglieder  dieser  Zweig- 
vereine verpflichten  sich  die  Bücher  zu  lesen,  welche  von  dem  National- 
ausschufs  vorgeschlagen  werden,  und  sich  zu  bestimmten  Zeiten  (ein- 
mal oder  öfter  in  der  Woche)  zu  versammeln  um  den  Inhalt  dieser 
Bücher  nach  einem  festgesetzten  Plan  zu  besprechen.  Die  verschie- 
denen Vereine  wählen  ihre  besten  Redner,  um  bei  einer  grofsen  öffent- 
lichen Versammlung  einen  von  zwei  Vereinen  aufgenommenen  Antrag 
zu  vertreten.  Auf  diese  Weise  wird  die  öffentliche  Aufmerksamkeit 
auf  diese  Fragen  immer  wieder  hingelenkt.  Wir  führen  die  empfoh- 
lenen Werke  der  ersten  zwei  Jahre  an. 

L  Jahrgang. 

Perry's  Elements  of  Political  Economy. 
Graham  M^  Adam's  Primer  of  Finance. 
NordhoflTs  Politics  for  Young  Americans. 
Johnston's  Political  History  of  the  United  States. 

IL  Jahrgang. 

Mill's  Essay  on  Liberty. 

Blanqui's  History  of  Political  Economy. 

Jevon's  Money  and  Mechanism  of  Exchange. 

Das  zweite  Buch  in  dem  ersten  Jahrgange  ist  eine  Besprochung 
der  Papiergeldfrage;  das  dritte,  eine  Abhandlung  über  die  Privilegien 
und  Pflichten  eines  Staatsbürgers;  das  vierte,  eine  Geschichte  der 
Unionsgesetzgebung.  Der  Nationalverein  veröffentlicht  von  Zeit  zu 
Zeit  Monographieen  über  Zeit-  und  Streitfragen.  Während  des  letzten 
Jahres  folgten  mehr  als  6000  Personen  dem  von  dem  Nationalaus- 
schufs  vorgeschriebenen  Lehrgang.  Man  sieht,  dafs  der  Verein  eine  Art 
Fortbildungsschule  bildet,  deren  Ziel  das  Studium  der  Staatswissen- 
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Schäften  ist  Was  den  Wert  der  Leistungen  dieses  Vereins  betrifit, 
so  kann  der  Referent  aus  eigener  Erfahrung  mit  Zuversicht  sagen, 
dafs  er  ein  sehr  grofser  ist.  Er  hat  einen  solchen  Zweigverein  ge- 
gründet in  Verbindung  mit  einem  zahlreich  besuchten  Lehrersemina- 
riom,  dessen  Mitglieder  einen  Eifer  und  ein  Interesse  bei  dem  Stu- 
dium zeigten,  welche  eben  so  wohlthuend  wie  unerwartet  und  welche 
für  die  zukünftige  Entwickelung  des  Studiums  viel  versprechend  waren. 

Ein  zweiter  ähnlicher  Verein  der  allgemeinere  Zwecke  verfolgt 
ist  der  Chatauqua  Literary  and  Scientific  Circle,  wel- 
cher aus  einer  grofsen  Zahl  hervorragender  Persönlichkeiten  besteht 
und  das  Studium  der  Litteratur  und  der  Wissenschaft  befördern  will. 
Er  braucht  dieselbe  Methode  sein  Ziel  zu  erreichen  wie  der  oben  er- 
wähnte und  ist  eine  Fortbildungsschule  in  gro&em  Mafsstabe.  Er 
schreibt  einen  Lesekursus  vor,  halt  Examina,  und  erteilt  Zeugnisse 
über  den  vollendeten  Kursus.  Im  vorigen  Jahre  hat  er  mehr  als 
öÜOOO  Mitglieder  gehabt  Unter  anderen  Gegenständen  wird  ein  Lese- 
kursus  in  der  Nationalökonomie  vorgeschrieben  und  so  wird  das  Stu- 
dium dieser  Wissenschaft  auch  hier  gefördert. 

Noch  eine  Einrichtung  verdient  unsere  Aufmerksamkeit  Die  ame- 
rikanischen Schulen  haben  alle  lange  Sommerferien  von  8—12  Wochen. 
Während  dieser  Zeit  besuchen  alle  Lehrer,  welche  die  Kosten  irgend- 
wie erschwingen  können,  einda  Badeort.  Daselbst  sind  gleichfalls  Fort- 
bildungsschulen eingerichtet  Der  Lehrkursus  umfafst  alle  möglichen 
Gegenstände  des  menschlichen  Wissens,  unter  anderen  auch  die  Na- 
tionalökonomie. Diese  Sommerschulen,  in  welchen  viele  von  den  besten 
Lehrern  des  Landes  unterrichten,  ziehen  auch  eine  Menge,  dem  Lehrer- 
stande nicht  angehörige  Leute  herbei  und  verbreiten  auf  diese  Weise 
das  Studium  der  Staatswissenschaft  immer  weiter. 

Aus  der  obigen  Beschreibung  wird  man  unsere  zu  Anfang  dieses 
Artikels  aufgestellte  Behauptung  wohl  berechtigt  finden,  dafs  es  kein 
anderes  Land  giebt,  wo  das  Studium  der  Staatswissenschaften  allge- 
meiner verbreitet  ist  als  in  Amerika,  und  man  darf  wohl  dreist  die 
Prophezeiung  wagen,  dafs  eine  Vertiefung  dieses  Studiums  und  eine 
Lieferung  wertvoller  Beiträge  zur  Förderung  der  Wissenschaft,  deren 
Gedeihen  uns  aUen  am  Herzen  liegt,  in  der  nächsten  Zukunft  von 
Amerika  zu  erwarten  ist 
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Qeorg  Sohanz,  Englische  EEandelspolitik  gegen  Ende  des  Mittel- 
alters, mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Zeitalters  der  bei- 
den ersten  Tudors  Heinrich  VII.  und  Heinrich  vm.  Gekrönte 
PreisBchrift.  I.  Darstellung.  U.  Zoll-  und  HandelsstaÜBtik.  Urkunden- 
beilagen.    Leipzig  y  Duncker  &  Humblot.    1881. 

Besprochen  tod  Professor  Dietrich  Schfifer. 

Das  vorliegende  Buch  ist  am  11.  März  1879  durch  den  ersten  Preis 
der  Beneke-Stiftung  zu  Göttingen  ausgezeichnet  worden.  Die  Aufgabe  war 
kaum  drei  Jahre  vorher  gestellt  und  bis  zum  August  1878  zu  lösen.  Sie 
verlangte:  „Eine  Darstellung  der  englischen  Handelspolitik  im  Zeitalter 
HeinrichB  YIII.  aus  den  Parlamentsverhandlungen,  den  Statuten,  aus  der 
im  Druck  zugänglichen,  besonders  auch  das  Ausland  betreffenden  Korre- 
spondenz und  einigen  in  Betracht  kommenden  Abhandlungen  der  Zeit.'* 
Aus  eigenem  Antriebe  erweiterte  der  Verfasser  die  Aufgabe  bedeutend. 
Es  wurde  ihm  klar,  dafs  die  Regierung  Heinrichs  YIII.  wirtschaftsge- 
schichtlich (wie  überhaupt)  nicht  von  der  seines  Vaters  und  Vorgängers 
Heinrichs  VII.  getrennt  werden  könne,  und  dafs  die  ganze  Periode  der 
beiden  ersten  Tudors  einer  einleitenden  Übersicht  der  früheren  Entwicke- 
lung  Englands  bedürfe.  Er  begnügte  sich  nicht  mit  dem  vielfach  lücken- 
haften gedruckten  Material,  sondern  forschte  6  Monate  lang  in  englischen 
Archiven  und  Bibliotheken  nach  neuen  Quellen  und  liefs  sich  auf  um- 
fassende Arbeiten  in  belgischen  und  hansischen  Archiven  ein;  allein  3  Mo- 
nate widmete  er  dem  Studium  englischer  Zollregister.  So  brachte  er  eine 
Arbeit  zu  Stande,  die  weit  hinausging  über  das,  was  gefordert  war,  die 
der  Referent  der  Stiftung  mit  Recht  als  ,4n  der  Sache  geradezu  grofsartig 
angelegt"  bezeichnet,  die  als  Aufgabe  von  der  Stiftung  wohl  noch  lange 
nicht  in  Aussicht  genommen  worden  wäre,  da  man  unter  Voraussetzung 
der  statutenmäisigen  Fristen  bei  dem  gegenwärtigen  Quellenstande  ihre 
Lösung  nicht  erwarten  konnte.  Dafs  zwischen  der  Publikation  des  Urteils 
und  der  der  Arbeit  reichlich  1^/,  Jahre  liegen,  kommt  dabei  nicht  in 
Betracht.  Der  Verfasser  sagt  selbst:  „Die  Arbeit  hat  im  Wesentlichen 
diejenige  Gestalt  beibehalten,  in  der  sie  der  hohen  philosophischen  Fakultät 
in  Göttingen  vorgelegen  ist.''  Er  entschuldigt  die  verspätete  Veröffentlichung 
mit  seiner  Habilitation  in  Marburg  und  seiner  Berufung  nach  Erlangen. 

Der  darstellende  erste  Band  bespricht  in  einem  ersten  Teile  die  Handels- 
beziehungen Englands  zum  Auslande  (Niederlande,  italienische  Republiken, 
Hanse,  skandinavische  Reiche,  Spanien,  Portugal,  Frankreich,  Irland  und 
Schottland,  Stellung  zu  den  Entdeckungen),  in  einem  zweiten  die  innere 
Verkehrspolitik  des  Reiches  (Stapelkaufleute  und  Merchant  adventurers, 
Schifffahrtspolitik,  das  englische  Fremdenrecht,  der  Industrieschutz,  die 
Geld-    und  Münzpolitik,    Kreditpolitik,    Fürsorge   für   die    Verkehrswege, 
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MaTs  und  Gewicht  und  Güte  der  Waren,  Preispolitik).  Der  zweite  ur- 
kundliche Band  enthält  eine  Reihe  zoll-  und  handelsfitatiBtiBcher  Tabellen 
nebst  Einleitung;  sie  bilden  den  ersten  Teil,  einen  zweiten  180  in  extenso 
mitgeteilte  Urkunden,  die  sich  auf  12  verschiedene  Kapitel  des  ersten 
Bandes  beziehen.  Eingehender  über  den  Inhalt  zu  referieren  unterlasse 
ich,  um  nicht  einer  bei  Bücherrezensionen  yerbeiteten  Unsitte  nachzugeben. 

Schanz  hat  sich  bemüht,  in  allen  Partien  seines  Werkes  auf  die 
besten  Quellen  zurückzugehen.  Es  ist  ihm  das,  wenn  man  die  kurze  Zeit 
bedenkt,  in  erstaunlichem  Mafse  gelungen.  Seine  umfassende  Gelehrsam- 
keit, seine  Begabung,  sich  rasch  in  einem  umfangreichen  und  bunt  ver- 
wickelten Material  zurechtzufinden,  müssen  anerkannt  werden.  Er  ist 
einer  ganzen  Beihe  von  Sprachen  genügend  mächtig,  um  ihre  Kenntnis 
wissenschaftlich  verwerten  zu  können.  Er  kann  als  geübter  Leser  von 
Handschriften  bezeichnet  werden.  Von  seinen  Textabdrücken  habe  ich 
einige  lateinische  nachprüfen  können  und  sie  korrekt  gefunden;  sie  ent- 
halten nicht  mehr  Versehen,  als  sie  im  allgemeinen  in  derartigen  Publi- 
kationen vorzukommen  pflegen  und  fast  als  von  ihnen  unzertrennlich  be- 
zeichnet werden  könnten.  Niederdeutsche  Texte  allerdings  machen  ihm 
Schwierigkeiten,  die  er  nicht  ganz  überwunden  hat  Kein  Zweifel,  dafs 
Schanz'  Werk  Zeugnis  ablegt  von  einer  achtungswerten  und  vielseitigen 
Begabung  und  von  einer  seltenen  Arbeitskraft,  dafs  es  innerhalb  der  neueren 
reichen  Litteratur  zur  Geschichte  der  Volkswirtschaft  zu  den  hervorragend- 
sten Leistungen  zählt. 

Andererseits  kann  aber  nicht  verschwiegen  werden,  dafs  das  Buch 
Spuren  der  Easchheit  an  sich  trägt,  mit  der  es  gearbeitet  und  in  die 
Lese  weit  gebracht  worden  ist.  Eine  gewisse  Unfertigkeit  der  Darstellung, 
die  mehr  schablonenhaft  neben  einander  stellt  als  sondert  und  gruppiert, 
die  wenig  am  Stile  feilt,  ist  wohl  in  erster  Linie  ihr  zuzuschreiben.  Sie 
hat  auch  ohne  Zweifel  manche  sachliche  Irrtümer  verschuldet.  Wiederholt 
war  doch  der  Verfasser  genötigt,  sich  über  Dinge  ein  Urteil  zu  bilden, 
über  welche  die  Kürze  der  Zeit  eine  gründliche  Orientierung  nicht  zuliefs. 
Diese  forderte  ja  auch  gebieterisch,  dafs  die  Auswahl  des  heranzuziehenden 
ungedruckten  Materials  bis  zu  einem  gewissen  Grade  dem  Zufall  über- 
lassen blieb.  In  andern  Fällen  konnten  Fragen,  die  der  Verfasser  zu  be- 
antworten wünschen  mulste,  doch  nur  ihre  Lösung  finden  durch  unge- 
drucktes Material,  das  seiner  nächsten  Aufgabe  fern  lag ;  veraltete  Bücher 
mufsten  da  aushelfen.  Alles  Mängel,  die  unvermeidlich  sind,  wenn  man 
eine  Aufgabe,  deren  abschliefsende  Lösung  die  Arbeit  eines  Lebens  er- 
fordern wurde,  in  einigen  Jahren  zu  erledigen  unternimmt,  Mängel  aber, 
denen  der  Verfasser  zum  Teil  hätte  abhelfen  können,  wenn  er,  woran  ihn 
ja  nichts  hinderte,  dem  Buche  vor  seiner  Publikation  noch  einige  Jahre 
strenger  Arbeit  hätte  widmen  wollen.  Leider  mufs  ich  gestehen,  dafs  meine 
Bedenken  gegenüber  dem  Buche  mit  diesen  Ausstellungen  nicht  erschöpft 
Bind,  dafs  ich  Vorwürfe  erheben  mufs,  die  tiefer  greifen.  Welcher  Art  die- 
selben sind,  wird  aus  dem  Folgenden  klar  werden.  Ich  versuche  eine 
nähere  Besprechung  auf  zwei  Gebieten,  die  mir  nahe  liegen,  auf  denen 
ich  beanspruchen  darf,  als  Sachkenner  gehört  zu  werden ;  es  sind  die  der 
hansischen  und  skandinavischen  Geschichte,  Kapitel  3  und  4  des  Schanz- 
Bchen  Buches. 
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S.  180  ff.  werden  die  Ursachen  auseinandergeeeizt,  die  zum  Verfall 
der  Hanse  geführt  haben.  Bis  auf  einen  Satz,  der  allerdings  allein,  ohne 
einen  Zusatz  zur  Erklärung  geniigen  würde,  ist  alles  Wesentliche,  was 
dort  angeführt  wird,  notorisch  falsch  oder  im  höchsten  Grade  anfechtbar. 
Jener  eine  Satz  ist  der  auf  S.  180  unten:  „Es  fehlte  der  Politik  des  Bandes 
die  kräftige  Stütze  eines  nationalen  Beichs/' 

Falsch  ist  zunächst  die  Behauptung  S.  181 :  „Der  eigene  (hansische) 
Fischfang  verlor  seine  Bedeutung,  als  gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderts 
der  Zughering  sich  in  die  Nordsee  und  an  die  britischen  Küsten  zog", 
nebst  der  hinzugefügten  Note.  Es  ist  eine  Behauptung,  die  von  Älteren 
und  Neueren  vielfach  wiederholt  ist  und  deren  vertrauensvolle  Herüber- 
nahme man  Schanz  nicht  allzusehr  anrechnen  kann,  die  aber  durch  Zoll- 
register des  dänischen  Geheimarchivs  and  anderes  ungedrucktes  Material, 
das  binnen  Kurzem  zur  Veröffentlichung  kommt,  als  vollständig  unrichtig 
erwiesen  wird.  Auch  die  Entstehung  der  Fabel  ist  für  einen  Historiker 
lehrreich,  kann  hier  aber  nicht  näher  erörtert  werden.  Widerlegt  ist  sie 
übrigens  schon  von  Allen,  De  tre  Nordiske  Bigers  Historie  IV,  1,  71,  ein 
Werk,  das  Schanz  wiederholt  citiert,  in  dem  er  aber,  wie  es  ja  zu  ge- 
schehen pflegt,  wohl  nur  die  Stellen  gelesen  hat,  welche  die  Berührungen 
mit  England  betreffen.  Auch  in  meinem  Schanz  ebenfalls  bekannten  Buche 
„Die  Hansestädte  und  König  Waldemar  von  Dänemark*'  habe  ich  S.  256 
auf  die  Hauptstelle  verwiesen:  Nye  Danske  Magazin  VI,  313,  wo  mit- 
geteilt wird,  dafs  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  in  einem  Sommer  7500 
Boote  zum  Fange  an  den  sohonenschen  Fischplätzen  waren  ^).  Die  That- 
sache,  dafs  der  Häring  in  einzelnen  Jahren  ausblieb,  ist  eine  in  der  Hä- 
ringsfischerei  durchaus  nicht  auffällige. 

Falsch  ist  auch  die  Bedeutung,  die  Schanz  dem  Untergange  des  Hofes 
zu  Nowgorod  beilegte,  den  er  für  verhängnisvoll  für  die  Hanse  ansieht 
Er  folgt  damit  der  geläufigen  Darstellung  und  speziell  Sartorius'  Ge- 
schichte des  hansischen  Bundes.  In  Wirklichkeit  verhält  es  sich  so,  dafs 
der  Fall  des  Hofes  zu  Nowgorod  auf  den  hansischen  Handel  kaum  einen 
fühlbaren  Einflufs  geäufsert  hat  Allerdings  wird  in  späten  Bezessen 
wiederholt  die  Äufserung  gethan,  dafs  „aus  diesem  Kontor  gleich  als  aus 
einem  Brunnquell  alle  übrigen  geflossen  und  darauf  gegründet  gewesen'*, 
aber  diese  Äiifserung  bezieht  sich  auf  weit  zurückliegende,  hier  nicht  mehr 
in  Betracht  kommende  Zeiten,  kann  für  spätere  Perioden  wohl  mit  dem 
russischen  Handel  überhaupt,  nicht  aber  mit  dem  Hofe  in  Verbindung  ge- 
bracht werden.  Ale  1478  Nowgorod  seine  Selbständigkeit  an  den  Grofs- 
fürsten  verlor  und  der  deutsche  Hof  in  Mitleidenschaft  gezogen  wurde, 
zeigten  nur  noch  die  benachbarten  Städte  Dorpat  und  Beval  ein  lebhafteres 
Interesse  an  Wiederherstellung  desselben;  nicht  einmal  zu  einer  Gesandt- 
schaft im  Interesse  des  Hofes  schwingt  sich  die  Hanse  auf  (Hanserezesse 


1)  Möglicherweise  ist  dieses  Übersehen  nur  ein  scheinbares  und  trage  ich  die  Schuld, 
da  ich,  wie  ich  sehe,  an  der  betreffenden  Stelle  falsch  zitiert  habe,  nämlich  „Danske 
Magazin*'  statt  „Nye  D.  M.'' ;  aber  die  Angabe  yon  den  7500  Booten,  die  ich  in  meinen 
Text  aufgenommen  habe,  mufste  doch  Schanz  irre  machen  an  der  Richtigkeit  seiner  Dar- 
stellung. —  Die  Nachricht  selbst,  deren  Original  einzusehen  ich  auf  dem  KopenhAgener 
Geheimarchive  Gelegenheit  hatte,  ist  eine  Tollständig  unanfechtbare. 
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3.  Abth.  B.  I  u.  n,  Einleitung).  Und  als  dann  1494  der  in  Folge  der  Bemdhun- 
gen  jener  beiden  Städte  wieder  bezogene  Hof  abermals  gewaltsam  gestört,  seine 
49  Insassen  gefangen,  ihre  Güter  konfisziert  werden,  da  dauert  es  fast  vier 
Jahre,  bis  in  Narwa  zwei  lübeokisohe  Batsherren  erscheinen,  um  zusammen 
mit  Vertretern  des  Meisters  und  der  livländischen  Städte  resultatlose  Ver- 
handlungen mit  den  Küssen  zu  fuhren.  Auch  den  weiteren  Versuchen, 
den  Hof,  der  dann  ja  auch  noch  einmal  wieder  bezogen  worden  ist,  wieder- 
herzustellen,  stehen  die  Hansestädte  so  gut  wie  teilnahmlos,  nur  ratend 
oder  ihren  Namen  hergebend,  gegenüber.  Der  Verkehr  mit  RuTsland  aber 
hat  während  dieser  ganzen  Zeit  fortgedauert,  über  Reval  und  Narwa,  über 
Wiborg,  Biga,  Pemau,  wie  es  pauste;  auch  nach  dem  Eingriffe  von  1494 
iat  es  nicht  zum  Abbruche  desselben  gekommen,  ja,  so  weit  sich  erkennen 
iäfst,  ist  er  gerade  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  stark  empor- 
geblüht Als  aber  dieser  russische  Handel,  nachdem  Nowgorod  längst  ver- 
l&BScn  war,  wirklich  gefährdet  wurde,  als  die  Schweden  1561  in  Estland 
eindrangen  und  Beval  nahmen,  als  sie  im  folgenden  Jahre  die  Fahrt  auf 
Narva  untersagten  und  ihre  Stadt  Eeval  in  den  Alleinbesitz  des  russischen 
Handels  bringen  wollten,  da  hat  Lübeck  für  diesen  „Brunnquell"  einen 
letzten  europäischen  Krieg  geführt,  und  in  siebenjährigem  schwerem  und 
erbittertem  Kampfe  ist  für  den  russischen  Handel  das  Blut  seiner  Rats- 
herren und  Bürger  in  Strömen  geflossen,  während  für  die  Erhaltung  des 
Hofes  zu  Nowgorod  nur  mit  Mühe  eine  dürftige  (Gesandtschaft  zu  Stande 
gekommen  war.  Das  Manifest,  mit  dem  Lübeck  1664  sein  Vorgehen  recht- 
fertigte :  „Eines  Erbarn  Radts  der  Keyserlichen  freien  Reichs  Stadt  Lübeck 
warhaffte  und  bestendige  Ursachen,  warumb  Sie,  als  unumbgenglich,  darzu 
genotdrenget,  in  itzwerenden  defensions  Krieg  wider  die  Künigl.  W.  zu 
Schweden  sich  begeben  müssen"  schildert  S.  M.  III  in  ausgezeichneter 
Weise  die  Bedeutung  des  russischen  Handels  zu  dieser  Zeit:  ,»Ferners  so 
iftt  unlaugbar,  das  solche  unser  und  der  unsern  und  numehr  andern  fremb- 
den  mehr  mit  den  Russen  gewechselte  Commertia  und  handlung  diesen 
und  allen  andern  Orten  in  der  Ost-  und  Westsee  gelegen,  ja  auch  befur- 
derung  alleriej  Hantwercke  im  gantzen  Teutschlandt  notwendig  unnd  der- 
massen  angelegen,  das  wie  bils  daher  von  Gott  geschaffener  gelegenheit 
nach  dadurch  in  allen  andern  Kuningreichen  unnd  Landen  von  uns  und 
unsern  verwandten  Hansestetten  allerseits  erspriesliche  nutzbare  Handtirung 
erbauwet  und  erhalten,  statliche  Cunthoren  hin  und  wider  auffgerichtet, 
nut  furnemen  begnadungen  unnd  Privilegien  zu  nicht  geringem  thun, 
gedey  und  auffnehmen  algemeiner  Teutschen  Nation  in  vielen  nahe  und 
weit  gelegenen  Kunigreichen  und  Landen  versehen,  auch  mit  erworbenen 
allerhant  Oommoditeten  statlichem  Vorradt  die  Handtwerkc  im  H.  Reich 
mercklich  vortgesetzt  und  befurdert,  das  ohne  erhaltung  und  continuation 
solcher  fahrt  und  Handtirung  auff  die  Russen  das  alles  nicht  aUein  in 
mercklichen  Abfahl  zu  geraten,  sondern  mit  sampt  diesen  Stetten  allen, 
80  sich  der  See  gebrauchen,  in  gedeilichem  zustande  gar  nicht  mehr  wür- 
den unterhalten  werden  mugen,  sintemal  ohne  das  die  Schiffarten,  darauff 
f>in  mercklich  grosser  kosten  gewendet  werden  mufs,  und  dar  ab  gar  viel 
tausent,  ja  an  diesen  Orten  gesessene  mehrer  teil  der  Menschen  ihre  tag- 
liche  narung  zu  gewarten,   nicht  in  esse  bleiben  kundten,   wo  nicht  von 
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und  durch  die  Westsee,  aus  Hifipanien,  Franckreich,  Englandt  und  den  Ni- 
derlanden  erlangende  Commoditeten  von  Saltz,  allerhant  Gcwürtz,  Tuch, 
Seidengewant,  üntzegolt  und  Silber,  Arras,  Vorstadt,  Flamis-Qarn  und  der- 
gleichen allerhant  Farbe,  Beifs,  AUaun,  Quicksilber,  Papir,  Lohr  und 
Bomöli,  Wein,  Honingsem,  Hering  und  viel  anders  widerumb  in  der  Ostsee 
vorteilet  und,  wie  bifsher  die  ubung  geben,  grossen  auch  etlicher  maTs 
mehren  teils  nicht  in  Bufslandt  zu  voreussem  und  daher  widerumb  an 
diese  und  der  Westsee  angelegene  gemelte  Eunigreiche  Russische  Commo- 
diteten, als  Wachs,  Talch,  Flachs,  Hanff,  allerley  üeutt,  Bauch  und  Ge- 
gerbet, Buckesfehl,  Tran,  WuUe,  Haer,  Kalbfelle,  Allerhandt  wilde  Wahren, 
al£  Zabeln,  Mardern,  Mencken,  Fuchs,  WulfPe,  Hermelen,  Lastken,  Grau- 
werck  und  dergleichen  solten  gebracht,  auch  von  hinnen  und  den  benach- 
barten Orten  ferner  durchs  gantze  Teutschlandt  zu  notwendiger  unterhalt 
der  Handtwercke  distribuirt  werden  etc." Auch  von  diesen  Verhält- 
nissen hätte  sich  Schanz  aus  gedruckten  Quellen  eine  verhältnismäfsig 
klare  Vorstellung  bilden  können;  es  möge  nur  hingewiesen  werden  auf 
Napiersky,  Bussisch-Livländische  Urkunden,  auf  die  betreffenden  Stellen 
in  Aliens  oben  herangezogenem  Werke,  auf  Schirrens  Quellen  zur 
Geschichte  des  Untergangs  livländischer  Selbständigkeit  und  besonders  auf 
Hermann  Hildebrands  Publikationen  aus  dem  Bevaler  Archiv  in 
den  Mdlanges  Busses  tir^s  du  buUetin  de  Tacaddmie  imperiale ,  t.  IV ;  aber 
er  hat  sich,  sein  Ziel  im  Auge,  auf  das  Studium  eines  so  weitschichtigen 
und  so  zerstreuten  Materiales  nicht  eingelassen. 

Auch  von  der  Lage  des  hansischen  Handels  in  den  Niederlanden  hat 
Schanz  durchaus  unrichtige  Vorstellungen.  „In  dem  prächtigen  Neubau  zu 
Antwerpen  hatten  sich  die  Hansen  nur  ein  Grabdenkmal  gesetzf,  sagt 
Schanz  S.  1 80.  Dieser  Neubau  wurde  aber  in  den  Jahren  1 564 — 68  aus- 
geführt, gehört  also  in  Schanz'  Darstellung  gar  nicht  hinein.  Schon  die 
blofse  Thatsache  jedoch,  dafs  damals  noch  allein  für  die  äiifsere  Ausstat- 
tung (die  innere  muTste  der  hansische  Kaufmann  selbst  bestreiten)  die 
Hansestädte  60  000 ,  die  Stadt  Antwerpen  30  000  Karlsgulden  hergaben, 
beweist  genügend,  dafs  in  jenen  Jahren  noch  bei  keinem  der  beiden  Teile 
die  Vorstellung  herrschte,  dafs  der  hansische  Handel  im  Verfall  sei  Aller- 
dings hatten  dann  hier  wie  einst  in  Brügge  die  Hansen  das  Geschick,  dafs 
gleichsam  elementare,  ganz  aufserhalb  ihres  Machtbereiches  liegende  Er- 
eignisse ihre  Hoffnungen  zerstörten  in  dem  Augenblicke,  wo  sie  zu  neuer 
Thätigkeit  ausholten  ^).  In  Brügge  folgten  dem  beginnenden  Neubau  (1478) 
fast  auf  dem  Fufse  die  Aufstände  gegen  den  Landesherm,  die  zum  Buine 
der  Stadt  führten,  in  Antwerpen  die  Erhebung  der  Unionslande,  die  ver- 
nichtende Belagerung  der  Stadt  durch  die  Spanier  und  ihre  dauernde  Tren- 
nung vom  Norden,  endlich  die  völlige  politische  Befreiung  der  vereinigten 
Niederlande  und  damit  zugleich  die  volle  Entfesselung  der  wirtschaftlichen 
Kräfte  des  unternehmendsten  Volkes  der  Zeit,  das  zugleich  seit  Jarhunder- 
ten  der  nimmer  rastende,  gefahrliche  Mitbewerber  um  den  „Brunnquell" 
hansischen  Verkehrs,  um  den  Ostseehandel,  war. 


1)  Vgl.  Ennen ,  Zar  Geschichte  der  hansischen  HKuser  «n  Brügge  und  Antwerpen, 
Hans.  Oeschbl.  I  Heft  8. 
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und  mit  dieser  letztberührten  Thatsache  hängt  nun,  abgesehen  vom 
Niedergang  der  schwerverschuldeten  Stadt  Brügge  selbst,  vor  allen  Dingen 
die  Aaflösiing  des  dortigen  Kontors  zusammen.  Schanz  meint:  „Der  Geist 
der  Gemeinsamkeit  begann  zu  weichen,  und  damit  war  auch  der  Fall  der 
Kontore  zur  Notwendigkeit  geworden."  Ja  wenn  dieser  Geist  der  Gemein- 
samkeit nur  je  dauernd  vorhanden  gewesen  wäre !  Der  hansische  Historiker 
möchte  ihn  gar  gern  entdecken,  findet  ihn  aber  leider  allzu  vereinzelt. 
Wenn  es  gerade  galt,  wie  1522/23  gegen  Christian  II.  um  die  Freiheit  der 
dänischen  Gewässer,  zeigte  er  sich  auch  noch  jetzt  in  gewissen  Grenzen; 
Danzig  und  Lübeck,  vor  zehn  Jahren  noch  dem  Kriege  unter  einander  nahe, 
standen  zusammen.  —  Schanz  führt  nach  Sartorius  eine  Versammlung  der 
sächsischen  und  wendischen  Städte  1501  an,  auf  der  die  sächsischen  Städte 
sich  geweigert  haben  sollen,  „ihre  Tücher  noch  auf  den  Stapel  zu  Brügge 
zu  bringen,  da  andere  Hansen  sich  auch  nicht  mehr  daran  hielten'^  Dieser 
Hergang  liegt  nun  aber  anders  und  gehört  in  einen  Zusammenhang,  aus 
dem  man  ihn  nicht  trennen  darf.  Eine  Versammlung  der  sächsischen  und 
wendischen  Städte  am  Margareten  -  Abend  1501,  von  der  Sartorius  nach 
Akten  des  Lüneburger  Archivs  spricht,  hat  überhaupt  nicht  stattgefunden. 
Was  Sartorius  im  Auge  hat,  ist  eine  im  genannten  Archiv  bewahrte  Kopie 
eines  von  dem  angegebenen  Tage  datierten  Briefes  der  wendischen  Städte 
an  die  sächsischen,  in  dem  jene  nach  einer  voraufgegangenen  ablehnen- 
den Erklärung  diese  neuerdings  auffordern,  dem  kürzlich  geschlossenen 
Stapelvertrag  mit  Brügge,  dem  Köln,  Danzig,  Münster,  die  livländi- 
sehen  und  die  preufsischen  Städte  zugestimmt  hätten,  ebenfalls  sich  gemäfs 
zu  halten.  Die  Sache  steht  nun  in  folgendem  Zusammenhange^):  Nach 
dem  flandrischen  Aufistande  gegen  Maximilian  1484,  der  das  Verziehen 
des  Verkehrs  nach  Brabant  (Antwerpen)  zur  Folge  hatte,  wünschte  Brügge 
sehnlichst,  denselben  rasch  wieder  zurück  zu  fuhren,  besonders  den  han- 
sischen. Erschwert  wurde  die  Erfüllung  dieses  Wunsches  durch  die  schlechte 
Finanzlage  der  Stadt,  die  nicht  umgehen  liefs,  den  fremden  Kaufmann  mit 
Auflagen  heimzusuchen;  die  Hansen  speziell  nahmen  Anstols  an  der  neuen 
Wein-  and  Bieraccise.  Auf  dem  grofsen  Hansetage  zu  Lübeck  1487 
Mai  24  erschien  eine  stattliche  Gesandtschaft  Brügges,  begleitet  von  Maxi- 
milians eigenem  Kanzler;  Brügge  hatte  Geld  nicht  gespart,  um  Maximilian 
zu  vermögen,  auf  diese  Weise  für  seine  Wünsche  einzutreten.  Aber  die 
Hansen  zeigten  sich  keineswegs  allzu  geneigt,  in  die  alten  Verhältnisse 
zurückzukehren.  Sie  verlangten,  wenn  sie  wieder  wie  in  alten  Zeiten  den 
Stapel  halten  sollten,  dals  ihn  vor  Allem  auch  des  Königs  eigene  Unter- 
thanen,  die  Holländer,  Seeländer  und  Brabanter  hielten.  Denn  diese  waren 
ihre  Konkurrenten  im  Ostseehandel,  dessen  Gegenstände  vorzugsweise  Sta- 
pelartikel waren.  Nur  unter  dieser  Bedingung  ward  der  Stapelvertrag  er- 
neuert. Man  setzte  sich  dabei  hinweg  über  die  Thatsache,  dafs  die  süder- 
seeißchen  Städte  und  Bremen  aus  ähnlichen  Gründen  wie  die  Niederländer 
nicht  mehr  geneigt  waren,  sich  dem  Stapelzwango  zu  unterwerfen,  dafs 
der  Lakenhandel  sich  teilweise  schon  von  Brügge  weg  nach  Deventer  und 


1)  Das  Material   in  den  Hanserezessen ,   3.  Abthlg.  B.  I  n.  II   nnd  in  den  Samm- 
lungen fOr  die  folgenden  Bände. 
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Kämpen  gezogen  hatte.  Zur  wirklichen  Durchführung  des  Stapelvertrags 
ist  es  dann  aber  kaum  noch  gekommen.  1488  setzte  Brügge  den  König 
gefangen,  und  es  entbrannte  ein  neuer  Krieg.  Die  Hanse  dachte  nicht 
an  Wiederaufnahme  des  Stapels.  Erst  nach  wiederholten  erfolglosen  Be- 
mühungen BrüggeSy  nachdem  diese  Stadt  weit  entgegen  gekommen  war,  hat 
die  Hanse  in  die  Rückkehr  des  Kaufmanns  gewilligt,  und  das  Kontor  zu 
Brügge  ist  Ende  1498  oder  Anfang  1494  wieder  bezogen  worden.  Es  ist 
gar  nicht  zu  verkennen,  dafs  die  Städte  schwanken,  ob  sie  zu  Antwerpen 
bleiben  oder  nach  Brügge  zurückkehren  wollen;  die  Anerbietnngen  Brügges, 
einige  Schwierigkeiten,  denen  man  zu  Antwerpen  begegnet,  geben  die  Ent- 
scheidung. Mit  nichten  trägt  der  hansische  Handel  jenen  starren»  unbe- 
weglichen Charakter,  den  man  ihm  gewöhnlich  zuzuschreiben  und  mit  den 
oft  wiederholten  gleichartigen  Ge-  und  Verboten  zu  belegen  pflegt.  Un- 
mittelbar nach  der  Rückkehr  des  Kaufmanns  beginnen  dann  wieder  die 
Klagen  Brügges  über  Nichthalten  des  Stapels.  Dazu  kommen  die  Ir- 
rungen, die  sich  an  die  Wegnahme  der  kostbaren  Qaleide  des  Thomas 
Fortunari  durch  den  Danziger  Paul  Beneke  im  englischen  Kriege  knüpften. 
Gerade  jetzt  erlangten  die  Florentiner  aus  der  burgundischen  Kanzlei  ein 
Exekutionsmandat  gegen  die  Hansen.  Nach  einigen  Prolongationen  sahen 
sich  diese  vor  die  Alternative  gestellt,  die  burgundischen  Lande  überhaupt 
zu  räumen  oder  zu  zahlen.  Es  zeigte  sich  Stimmung  für  das  erstere,  für 
Repressalien,  event.  Krieg,  aber  auf  dem  Hansetage  zu  Lübeck  1498  kam 
man  darüber  doch  nicht  zu  einem  einheitlichen  Beschlüsse.  In  dieser  Ver- 
legenheit bot  Brügge  helfend  die  Hand.  Es  übernahm  die  Befriedigung 
der  Fortunari  und  fand,  wie  es  scheint,  Mittel  und  Wege,  die  Italiener 
doch  um  ihre  Ansprüche  zu  bringen.  Aber  als  Gegenleistung  forderte  es 
Bewillig^ung  der  Weinaccise  und  —  Erneuerung  des  Stapelvertrags  von 
1487.  Sie  erfolgte  1499.  So  gebunden  treiben  die  Hansen  in  den  näch- 
sten Jahren  ihre  Genossen  zum  Halten  des  Stapels  an.  Dafs  es  aber  nicht 
mit  dem  Nachdruck  geschehen  ist,  den  man  hansischen  Verboten  zu  geben 
wufsfe,  wenn  man  sie  wirklich  befolgt  wissen  wollte  und  für  durchführbar 
hielt,  beweist  der  Erfolg.  Brügge  verödete  mehr  und  mehr,  auch  der  han- 
sische Verkehr  zog  sich  überwiegend  nach  Antwerpen,  und  als  sich  diese 
Thatsache  nicht  mehr  verkennen  liefs,  folgte  ihm  auch  die  Verlegung  des 
Kontors.  Dafs  es  dabei  innerhalb  der  Hanse  zwei  verschiedene  An- 
schauungen gab,  Vertreter  des  Alten  und  des  Neuen,  dafs  dieselben  eine 
Reihe  von  Jahren  mit  einander  rangen,  ist  so  selbstverständlich,  dafs 
es  eigentlich  nicht  erwähnt  zu  werden  brauchte.  Irrtümlich  aber  ist  es, 
wenn  man  das  Verlassen  des  Kontors  zu  Brügge  für  gleichbedeutend  hält 
mit  dem  Verfalle  des  hansischen  Handels;  so  wenig  wie  im  Osten  fallen 
hier  Kontor  und  Handel  zusammen. 

Von  geringerem  Belang  sind  die  übrigen  Irrtümer  in  Schanz'  Dar- 
stellung der  Lage  der  Hanse  um  1500.  Der  Satz:  „Seitdem  das  Reichs- 
kammergericht aufkam ,  entzog  sich  eine  Stadt  nach  der  andern  dem  Ge- 
richt der  Hansen'',  wahrscheinlich  ebenfalls  auf  Sartorins  beruhend,  gebt 
von  vollständig  verkehrten  Vorstellungen  vom  hansischen  Bunde  aus;  es 
würde  allzu  weit  führen,  das  hier  des  Näheren  darzulegen.  —  Wenn 
Sartorius  sagt,    König  Christoph  habe  eine  „dänische  Handelsgesellschaft'' 
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errichtet,  so  irrt  er.  Neben  der  deotsohen  Kompagnie  in  Kopenhagen  be- 
steht dort  1443  eine  dänische  (doch  nicht  in  dem  Sinne  einer  ,, däni- 
schen HandelBgeeellBchaft^S  wie  sie  später  Christian  II.  plante);  ihr  Ur- 
sprung fällt  in  frühere  Zeit.  —  BaTs  Christian  I.  die  deutsche  Kompagnie 
1475  anfhob,  ist  richtig,  aber  es  mufs  doch  hinzugefügt  werden,  dafs 
dieses  Verbot  nur  yorübergehend  in  Kraft  blieb.  Erst  1526  verbot  Fried- 
rich I.  die  Kompagnie  verheirateten  Leuten;  Junggesellen  konnten  in  ihr 
bleiben.  —  In  dem  folgenden  Satze  ist  nur  die  Jahreszahl  1470  in  1471 
(Okt  14)  zu  berichtigen  ^).  —  Wie  gesagt,  diese  Irrtümer  sind  unwesent- 
lich; auch  die  richtig  gestellten  Thatsachen  bezeugen  ja,  was  Schanz  be- 
weisen will,  das  Vorhandensein  einer  den  Deutschen  feindlichen  Stimmung 
im  Norden.  Wenn  er  aber  an  Stelle  der  Sätze:  „Die  Reaktion  begann 
auch  hier  schon  sich  zu  regen^'  und  „Die  beginnende  Regung  allein  ist 
bemerkenswert  genug"  gesagt  hätte :  „Die  alte  Reaktion  gegen  die  deutsche 
Übermacht  auf  den  Gebieten  des  Handels  und  Verkehrs  dauerte  fort",  so 
hätte  er  das  Richtige  getrofi'en.  Abneigung  gegen  die  Überlegenheit  der 
Deutschen  im  Verkehr  ist  wahrlich  nichts  Charakteristisches  für  die  Zeit, 
die  hier  in  Betracht  kommt. 

Noch  auf  einen  Funkt  scheint  es  mir  nötig  einzugehen,  den  man  in 
Schanz'  Darstellung  nicht  direkt  als  unrichtig  bezeichnen  kann,  der  aber 
anfechtbar  ist  oder  wenigstens  zu  verkehrten  Vorstellungen  Anlafs  geben 
könnte.  Schanz  sagt  S.  181:  „Es  fehlte  dem  hansischen  Handel  die 
industrielle  Basis  eines  grofsen  Staates.  Das  Emporkommen  der  deutschen  Ge- 
werbe war  dem  Bunde  gleichgültig ;  er  nahm  die  Frodukte,  wo  er  sie  fand, 
ja  der  hansische  Zwischenhandel  verfolgte,  wenn  auch  unbewusst,  das  Ziel, 
die  Industrie  in  fremden  Ländern  zu  befördern ;  neben  dem  kaufmännischen 
Interesse  kam  das  national-industrielle  wenig  in  Betracht,  jedenfedls  blieb 
die  Weiterent Wickelung  der  gewerblichen  Blüte,  wie  sie  die  norddeutschen 
Städte  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  aufwiesen,  hinter  dem  Fort- 
schreiten des  Zwischenhandels  im  15.  und  An&ng  des  16.  Jahrhunderts 
suTück.  Die  deutschen  Stadt«  lieferten  zum  Export  vorwiegend  Bier  und 
im  Westen  Wein,  auTserdem  aus  dem  Innern  des  Landes  Leinwand.  Unter 
den  sonstigen  Industriezweigen  war  die  Appretur  der  in  der  Fremde  ge- 
kauften Wolltücher  wohl  der  wichtigste.  Der  eigene  Fischfang  verlor 
Beine  Bedeutung,  als  gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderts  der  Zugheriug  sich 
in  die  Nordsee  und  an  die  britischen  Küsten  zog." 

Die  Unrichtigkeit  dieses  letzten  Satzes  ist  schon  oben  nachgewiesen 
worden ;  hier  möge  nur  noch  hinzugefugt  werden,  dafs  wir  den  hansischen 
Kaufmann  zu  Bergen  Frodukte  der  norwegischen  Fischerei  dem  Norden 
Koglands  zuführen  sehen.     Zur  Widerlegung  der  nächst  vorhergehenden 

1)  Vgl.  O.  Nielsen,  Kjflbenhjkvn  i  HiddeUIderen  S.  217  fif.,  826  ff.  und  die  dort 
angesogenen  Urkunden  ans  ^ebenhavns  Diplonrntarinm. 

2)  Unverstftndlicb  bleibt  mir,  wie  Scbanz  in  dem  Satze :  t.Der  schwedische  Reichs- 
vorsteher verbot  1470,  fortan  die  Hansen  In  die  Stadtbeh5rden  zu  wfihlcn"  das  Richtige 
hat  treffen  können,  während  der  von  ihm  als  Quelle  zitierte  Sartorins  eine  unkorrekte 
Darstellaag  giebt  Dieser  berichtet  nur,  dafs  die  bisherige  Einrichtung,  nach  welcher 
dieHiUfte  des  Magistrates  Deutsche  sein  mufsten,  abgeschafft  worden  sei.  Thatsächlich 
▼erbot  der  Keichsrat  aber  1471  überhaupt  die  Wahl  von  Deutschen  in  städtische  Magi- 
»trate.     Vgl.  Schlyter,  Corp.  jur.  Sveo-Gothorum  XI,  401. 
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Sätze  liefert  Schanz  selbst  an  anderen  Stellen  seines  Buches  das  MateriaL 
Unmittelbar  nach  dieser  Darstellung  berichtet  er  S.  183,  wie  die  Akte 
Heinrich  VII.  über  die  Einfiohr  fertiger  Seidenwaaren  ,,die  Kölner  Seiden- 
industrie sehr  empfindlich  traf."  S.  230  stellt  er  Listen  Yon  Gegen- 
ständen zusammen,  welche  die  Danziger  nach  England  flihrten;  aus  S.  229 
und  228  lassen  sich  dieselben  noch  ergänzen.  Die  ihm  unverständlich 
bleibenden  ,,nest  of  compters"  sind  Erzeugnisse  der  Danziger  Tischlerei: 
Schreibtische,  Pulte,  Kommoden ;  sie  kommen  sehr  häufig  vor.  Hansere- 
zesse  in,  2,  n.  509  kann  weitere  Ausfahrgegenstände  liefern  in  buntester 
Mischung.  Die  aus  verschiedenen  Gegenden  zahlreich  erhaltenen  Schiffs- 
inventare  der  Zeit  zeugen  deutlich  genug  dafür,  wie  stark  der  Handel  mit 
Produkten  aller  Art,  besonders  auch  mit  den  verschiedenartigsten  Erzeug- 
nissen recht  eigentlich  städtischen  Gewerbfleifses,  des  Handwerks,  war. 
Was  Norddeutschland  und  Polen  (ja  selbst  Littauen,  Böhmen  und  Ungarn) 
an  Erzeugnissen  des  Ackerbaues  und  der  Viehzucht,  des  Bergbaues  und  der 
Forstwirthschaft  hervorgebracht  haben,  ist  Gegenstand  des  hansischen  Han- 
dels gewesen,  zusammen  mit  dem,  was  städtischer  und  ländlicher  Gewerb- 
fleifs  im  weitesten  Umfange  erzeugte.  Wie  hätte  es  auch  anders  sein  können, 
da  man  die  natürliche  Verbindung  mit  dem  weiten,  volkreichen  und  ent- 
wickelten Hinterlande,  wenn  man  sie  auch  wenig  genug  systematisch  pflegte 
und  erweiterte,  doch  nicht  löste  und  nicht  lösen  konnte.  Die  Ausführungen 
des  alten  Sartorius,  dafs  der  Eigenhandel  der  Hansen  unbedeutend  ge- 
wesen sei  gegenüber  dem  Zwischenhandel,  sind  oft  genug  verwertet  worden ; 
man  möge  nun  endlich  einmal  mit  dem  Urteil  zurückhalten,  bis  die  rasch 
fortschreitende  Veröffentlichung  des  reichen  vorhandenen  Materials  ihm 
eine  sichere  Grundlage  gegeben  hat.  Wenn  Schanz  die  Behauptung  auf- 
stellt: „Jedenfalls  blieb  die  Weiterentwickelung  der  gewerblichen  Blüte, 
wie  sie  die  norddeutschen  Städte  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  auf- 
wiesen, hinter  dem  Fortschreiten  des  Zwischenhandels  im  1 5.  und  Anfiing 
des  16.  Jahrhunderts  zurück,'*  so  möchte  ich  dem  kein  entschiedenes  „Nein" 
entgegensetzen,  aber  noch  viel  weniger  mich  bereit  erklären,  diesen  Satz 
in  gutem  Glauben  anzunehmen,  trotzdem  er  durch  das  Wort  „jedenfalls^ 
verstärkt  ist.  Im  Übrigen  darf  dabei  doch  auch  nicht  vergessen  werden, 
dafs  das,  was  man  Handelsübergewicht  nennt,  im  Wesentlichen  auf  eine 
Überlegenheit  im  Zwischenhandel  hinaaszulaufen  pflegt  Dafs  der  hansische 
Bund,  abgesehen  von  den  Behörden  der  einzelnen  Städte,  wenig  gethan 
hat,  das  Gewerbe  zu  heben,  dafs  neben  dem  kaufmännischen  Interesse  das 
national-industrielle  nicht  in  Betracht  kam,  ist  richtig.  Aber  liefert  nicht 
auch  England  Beispiele,  dafs  diese  Interessengruppen  verschiedene  Wege 
anstreben?  Und  führt  uns  das  nicht  wieder  auf  den  einen  Satz,  der  in 
Schanz'  Darlegung  feststeht :  „Es  fehlte  der  Politik  des  Bundes  die  kräftige 
Stütze  eines  nationalen  Reichs  ?''  Der  unmittelbar  folgende :  „Es  fehlte 
seinem  Handel  die  industrielle  Basis  eines  grofsen  Staates"  giebt  doch  der- 
selben Thatsache  nur  einen  anderen  Ausdruck.  Irre  ich  nicht,  so  liegt  die 
Bedeutung  des  Schanzschen  Buches  besonders  darin,  dafs  es  £ut  in  jedem 
Kapitel  die  Lehre  predigt:  „Wirtschaftliche  und  politische  Entwickelung 
eines  Landes  hängen  aufs  Innigste  zusammen ,  sind  auf  die  Dauer  gar  nicht 
von  einander  zu  trennen."     Diese  Wahrheit  prägt  sich  unauslöschlich  dem- 
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jenigeD  ein,  der  die  Ursachen  des  Verfalles  der  Hanse  zu  ergründen  sucht. 
Eine  aber  den  Städten  stehende  kräftige  zentrale  Gewalt  hätte  die  wider- 
streitenden Interessen,  sowohl  der  Städte  unter  einander  als  des  Handels 
nod  der  Gewerbe,  abwägend  im  Zaume  gehalten,  hätte  dem  Auslande  gegen- 
über den  wirtschaftlichen  Ansprüchen  die  nötigen  politischen  und  mili- 
tärischen Machtmittel  geliehen.  Was  dereinst  die  Stärke  der  Hanse  gewesen 
war,  wurde  jetzt  ihre  Schwäche.  Während  ihre  ausländischen  Gegner  sich 
national  kräftigten,  muTste  sie  im  Kampfe  um  ihre  Stellung  im  skan- 
diDayisohen  Norden  weniger  den  Dänen  und  Schweden  als  ihren  Nach- 
barn und  Landsleuten,  den  Holsteinem  und  den  sie  begünstigenden  Fürsten, 
unterliegen.  Als  eine  günstige  Sachlage  den  Städten  ihren  obersten  Herrn, 
den  Schwager  des  vertriebenen  Dänenkönigs,  als  natürlichen  Bundesgenossen 
zuführte,  muTste  eben  dieser  ihr  Elaiser  als  Landesherr  der  Niederländer 
sie  als  gefährliche  Feinde  ansehen.  Sie  erlagen  im  Kampfe  um  den  Schlüssel 
ihrer  Macht,  die  dänischen  Gewässer.  Dänemark  und  Schweden  begannen 
ihren  Streit  um  das  dominium  maris  Baltici.  In  die  geöffnete  Ostsee  aber 
drang  die  Handelsflotte  der  Niederländer,  unwiderstehlich,  als  die  Ordens- 
Herrschaft  zusammenbrach  und  die  Schweden  in  den  Besitz  der  russischen 
Handels wege  gerieten,  als  gar  das  unternehmende  Yolk  die  volle  poli- 
tische Freiheit  erstritt.  Der  Jahrhunderte  lange  Kampf  endete  mit  der 
▼ollen  Niederlage  der  deutschen  Städte.  Die  Holländer  wurden  Herren 
des  Ostseehandels,  des  Meeres,  auf  dem,  wie  Droysen  einmal  bemerkt, 
die  Handelsherrsohaft  gleichbedeutend  ist  mit  der  Herrschaft  auf  dem 
Meere  überhaupt.  Der  dreifsigjähnge  Krieg,  der  das  Hinterland  verödete, 
gab  dem  hansischen  Handel  den  Todesstofs. 

Wenn  ich  mit  den  letzten  Bemerkungen  die  Grenzen  des  vorliegenden 
Gegenstandes  überschritt,  so  möge  das  seine  Entschuldigung  finden  in  dem 
Wunsche,  auch,  da  der  Entwickelungsgang  einmal  zur  Sprache  gekommen 
ist,  den  eigentlichen  Kernpunkt  zu  bezeichnen.  Auch  Schanz  legt, 
wie  aus  S.  671  hervorgeht,  auf  die  Verschiedenheit  der  politischen  £nt- 
wickelung  Deutschlands  und  Englands  ein  Hauptgewicht.  Um  so  mehr 
wundert  es  mich,  dafs  er  8.  180  ff.  jenen  mehrfach  hervorgehobenen  Gar- 
dinalsatz:  „Es  fehlte  der  Politik  des  Bundes  die  kräftige  Stütze  eines 
nationalen  Beichs"  nicht  so  sehr  in  den  Vordergrund  der  Darstellung  ge- 
schoben hat,  dafs  alles  Andere  hinter  ihm  zurücktrat.  Dann  wären  all 
äie  grofaen  und  kleinen  Irrtümer  mehr  oder  weniger  irrelevant  geworden, 
und  der  Leser  hätte  eine  im  Hauptpunkte  richtige  Vorstellung  von  der 
l'ftge  der  Hanse  und  den  Ursachen  ihres  Verfalles  bekommen;  dafs  das 
aus  der  vorliegenden  Darlegung  der  Fall  sein  wird,  mufs  ich  entschieden 
in  Abrede  stellen. 

Auch  sonst  finde  ich,  dafs  Schanz  besonders  in  dieser  Richtung  das 
Entscheidende  und  von  ihm  Erkannte  doch  nicht  klar  genug  hervorhebt 
^0  ist  doch  auch  im  Bingen  der  Engländer  mit  den  Niederländern  das 
ausschlaggebende  Moment  ein  politisches.  Der  entscheidende  Vertrag  von 
1506  wird  erlangt,  weil  dem  Herrn  der  Niederlande  die  Krone  Spaniens 
angefallen  ist,  und  er  im  Interesse  dieses  Königreichs  ein  Bündnis  mit 
England  wünscht  Aus  denselben  Gründen  gewährt  Karl  V.  nachher  die 
Erueaerungen  dieses  Vertrags.     Die   flandrisch-brabantische  Tuchindustrie 
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wird  tödtlioh  getroffen  eu  Gunsten  der  konkurrierenden  Engländer,  weil 
das  den  spanisch-habsburgischen  Weltmachtsplänen  so  pafste.  Wären  die 
Niederländer  ihre  eigenen  Herren  gewesen,  es  wäre  schwerlich  jemals  eu 
einem  solchen  Vertrage  gekommen.  Die  Engländer  geniefsen  die  Früchte 
ihrer  nach  innen  wie  aufsen  so  überaus  günstigen  politischen  Entwickelung. 
In  der  ,,Schlufsbetrachtung"  hätte  ich  gern  auch  einen  kunen  Hinweis 
darauf  gesehen,  dafs  diese  Entwickelung  denn  doch  auch  wesentlich  mit 
bedingt  wird  durch  Englands  bevorzugte  insulare  Lage,  ohne  die  es  einst 
nicht  geworden  und  in  unseren  Zeiten  nicht  geblieben  wäre,   was  es  ist 


Der  allgemeinen  Darlegung  schliefst  sich  bei  Schanz  eine  spezielle  über 
die  hansisch-englische  Handelsgeschichte  unter  den  beiden  ersten  Tudors  an. 
Diese  gründet  sich  besonders  auf  die  umfassenden  Arbeiten  des  Yerfiissers 
im  Kölner  Archiv;  aufserdem  hat  er  die  von  mir  im  Auftrage  des  Han- 
sischen Oeschichtsvereins  für  die  Herausgabe  der  Hanserezesse  gemachten 
Sammlungen  wenigstens  in  einer  Auswahl  der  hauptsächlichsten  Stücke  be- 
nutzen können;  dazu  bringt  er  aus  ungedruckten  englischen  Quellen  noch 
Verschiedenes  bei,  wofür  ihm  der  hansische  Historiker  Dank  schuldet. 
Wenn  ich  im  Folgenden  der  Darstellung  im  Einzelnen  zu  folgen  versuche,  so 
beschränke  ich  mich  dabei  auf  die  Jahre  1485 — 91  (Schanz  S.  182 — 189); 
was  ich  weiter  heranziehe,  fallt  mir  bei  blofser  Lektüre  auf,  ohne  dafs  ich 
mich  näher  auf  das  Einzelne  einlasse.  Der  Orund  dieser  Beschränkung 
liegt  darin,  dafs  ich  mir  die  Aufgabe  nicht  stellen  kann,  eine  Geschichte 
der  englisch-hansischen  Beziehungen  für  die  ganze  von  Schanz  behandelte 
Periode  zu  schreiben ;  dafür  ist  weder,  die  Zeit  gekommen,  noch  ist  hier  der 
Ort  dazu ;  ich  werde  ohnehin  mehr  Raum  in  Anspruch  nehmen  müssen  als 
mir  lieb  ist,  da  die  polemisierende  l^atur  der  folgenden  Bemerkungen  es 
unmöglich  macht,  so  kurz  zu  sein,  wie  es  wünschenswert  wäre  und  Schanz 
mit  Recht  gewesen  ist  Jene  Jahre  wähle  ich,  weil  mir  gerade  in  den 
letzten  Monaten  bei  Redaktion  des  soeben  erschienenen  2.  Bandes  der  3. 
Abteilung  der  Hanserezesse  das  Material  derselben  im  Zusammenhange 
durch  die  Hand  gegangen  ist.  Noch  auf  lange  Zeit  von  andern  weit  ab- 
liegenden Aufgaben  vollauf  in  Anspruch  genommen,  ist  es  mir  unmöglich, 
die  eingehende  Prüfung  der  Schanz  sehen  Arbeit  auf  einen  weitem  Zeit- 
raum auszudehnen.  Rasche  Erledigung  einer  solchen  Aufgabe  gestattet 
derUm&ng  der  nach  Tausenden  von  zum  Teil  sehr  um^suisenden  Stücken 
zählenden  hansischen  Sammlungen  nicht.  In  diesem  Umstände  findet  es 
auch  seine  Erklärung,  wenn  in  den  folgenden  Untersuchungen  ungedruckte 
Stücke  zur  Verwendung  kommen,  die  ich  dem  Ver&sser  seiner  Zeit  nicht 
mit  übersandt  habe;  ich  habe  ihn  damals  (wenn  ich  nicht  irre,  war  es  im 
Wintersemester  79/80)  sogleich  darauf  aufinerksam  gemacht,  dafs  ich  für 
eine  erschöpfende  Auslese  aus  meinen  Sammlungen  nicht  einstehen  könne. 

Gleich  im  AnflEinge  der  Schanz  sehen  Darstellung  mufs  ich  mich  mit  der 
gröfsten  Entschiedenheit  gegen  die  Sicherheit  aussprechen,  mit  der  Schanz 
erklärt:  „Es  unterliegt  aber  keinem  Zweifel,  dafs  Heinrich  VU.  (nach 
seiner  Thronbesteigung)  nur  notgedrungen  die  Konfirmation  der  Privilegien 
vollzogen  hatte;  auch  war  klar,  dafs  er  keineswegs  den  Hansen  zu  Willen 
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sein  werde,  wenn  er  mächtiger  geworden."  Als  einsigen  Grund  für  diese 
Behauptung  fügt  Schanz  hinzu:  „Hatte  Heinrich  VII.  sich  doch  nicht 
den  Versuch  Tersagen  können,  gleich  am  An&ng  seiner  Regierung  die 
Hansen  der  Suhsidie  und  dem  hohem  Tuchzoll  zu  unterwerfen  und  da- 
durch einen  Prozefs  hervorzurufen ,  aus  dem  freilich  —  vielleicht  durch 
Geschenke  an  den  König  —  die  Hansen  als  Sieger  hervorgingen.'*  Also 
der  König  soll  als  prinzipieller  Gegner  d^r  Hansen  einen  Prozefs  hervor- 
rufen und  nachher  denselhen  zu  Gunsten  ehen  dieser  Hansen  entschieden 
werden  lassen ,  indem  er  Geschenke  von  ihnen  annimmt?  Das  klingt 
nieht  gerade  sehr  wahrscheinlich  und  bedürfte  starker  Beweise,  um  ge- 
glaubt zu  werden.  Während  aber  diese  fehlen,  sind  uns  gerade  Zeugnisse 
erhalten,  die  Schanz  für  seine  Darstellung  leider  nicht  hat  verwerten 
können,  die  ein  ganz  anderes  Licht  auf  die  Sache  werfen. 

Nicht  lange  nach  dem  Begierungsantritt  Heinrichs  VII.  (er  nahm  noch 
auf  dem  Schlachtfelde  von  Bosworth  1485  Aug.  22.  den  Königstitel  an, 
wurde  gekrönt  am  30.  Oktober)  beschwerte  sich  der  gesamte  englische 
Handelsstand  (Stapelkaufleute  und  merchant  adventurers,  Schiffsführer  und 
Bootsleute,  nebst  allen  Einwohnern  der  Häfen  des  Reichs)  vor  König  und 
Parlament  auf  das  Bitterste  über  die  Hansen.  Diese  schlössen  sie  vom 
Verkehr  in  ihren  (der  Hanse)  Landen  aus,  dadurch  seien  die  früher  wohl- 
habenden Häfen  und  Städte  Nordenglands  in  Verflall  geraten;  sie  hätten 
den  Handel  zu  Bergen  in  Norwegen  und  auch  auf  Island  an  sich  gebracht, 
wohin  sie  früher  nicht  zu  kommen,  sondern  die  Engländer  allein  zu  han- 
deln pflegten  ^),  jetzt  diese  aber  nicht  kommen  könnten  ohne  grofse  Ge- 
fahr, weil  die  Hansen,  wie  man  des  Königs  Rat  oft  geklagt  und  bewiesen 
habe,  den  Dänen  gegen  die  Engländer  beiständen;  sie  hätten  gerade  in 
den  jüngst  vergangenen  Jahren  die  Engländer  aus  dem  Handel  mit  den 
Niederlanden  verdrängt  vermöge  ihrer  geringeren  Abgaben,  die  ihnen  ge- 
statteten, billiger  zu  verkaufen;  bisher  hätten  sie  den  englischen  Handel 
doch  wenigstens  för  gewisse  Artikel,  besonders  Kramwaaren  und  Tuch, 
zugelassen  (vor  wair,  de  genant  is  mercerie,  und  ander  bequemicheit, 
van  deme  lande  to  brengen  in  Engelaut,  und  vor  wuUen  laken  und  an- 
der bequemicheity  van  Engelandt  dar  to  brengende);  sie  gestatteten  den 
Engländern  auch  nicht  mehr,  wie  früher,  in  Danzig  und  andern  Städten 
ihr  eigenes  Haus  zu  haben  und  freien  Handel  zu  treiben;  sie  rühmten 
sich  so  vieler  Schiffe,  so  zahlreichen  Schiffsvolkes  und  so  grofsen  Reich- 
tums, den  sie  gewonnen,  indem  sie  das  Land  ins  Verderben  brächten  (se 
beromen  sick  sulven  van  so  velen  schepen,  mesteren  und  schipmannen  und 
wassen  van  so  grotem  gude,  dat  se  wiinnen  bii  brengiinge  dess  landes  to 
▼orderffnisse),  dafs  sie  sich  allein  für  genügend  hielten,  den  gesamten 
Handel  Engluids  und  der  übrigen  Länder  zu  besorgen.  Die  Eingabe  fordert 
dann  Verhandlungen  mit  den  Hansen,  damit  diese  den  Engländern  in  ihren 
Landen  die  alte  Freiheit  wieder  einräumen  und  sich  mäfsigen  im  Handel 
mit  Produkten ,  die  nicht  hansischen  Landen  entstammen ,  so  dafs  die 
Engländer  neben  ihnen  bestehen  können;  denn  ein  Vertrag  unter  so  un- 

1)  Es  wird  atu  dem  Wortlaute  nicht  voUstäDdig  klar,  ob  der  Belativsats  „wohin 
sie  frfiher  nicht  zu  kommen,  sondern  die  Engländer  allein  su  handeln  pflegten"  sich  auf 
Island  allein  oder  auch  auf  Bergen  in  Norwegen  beaiehen  soll. 
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gleichen  VoraussetzuDgen  kÖDne  nicht  dauern:  dat  ere  wüsheidt  wille 
mercken,  dat  dar  nummer  gewest  is  noch  ock  nummer  kan  siin  eniich 
vorbuntnÜBse  off  vordracht  so  irast,  sunder  offt  id  darto  queme»  dat  de 
overflodige  brukiinge  darvan  bii  deme  eiinen  deille  soulde  vordenren  dat 
ander,  id  kan  nicht  duren.  Sie  schliefst  endlich  mit  der  energischen  Er- 
klärung ,  offener  Krieg  sei  für  England  besser  als  ein  solcher  Zustand : 
Darumb  id  were  beter  vor  aU  dat  riike  yan  Engelandt,  to  vorsoken  de 
beteriinge  hiir  van  miit  apenem  orloge  und  stride,  wat  id  ock  kosten 
mach,  dan  to  lüden  siik  sulven  to  seen  so  yortzageliken  vordorven.  — 
Hier  haben  wir  die  Hauptklagen  gegen  die  Hansen  in  nicht  wieder- 
kehrender Übersichtlichkeit  und  Klarheit  formuliert  vom  englischen  Handels- 
und Schifffahrtsstande  selbst 

Am  14.  März  1486  übersandte  der  deutsche  Kaufmann  zu  London 
eine  Übersetzung  der  Eingabe  (so  weit  mir  bekannt  geworden  ist,  das 
einzige  erhaltene  Dokument,  das  uns  Kunde  von  derselben  bewahrt  hat) 
an  Danzig  und  berichtete  dabei,  die  Petitionierenden  hätten  yon  König 
und  Parlament  yerlangt,  die  hansischen  Priyilegien  und  Freiheiten  nicht 
zu  bestätigen ,  ehe  diesen  Beschwerden  abgeholfen  sei ;  darauf  hätten  die 
Herren  yom  Parlament  sie  vorgeladen  und  ihnen  Bruch  des  Utrechter 
Vertrages  vorgeworfen,  worauf  sie  sich  gegenüber  jenen  Beschwerden  ge- 
rechtfertigt hätten;  dann  habe  der  König  ihnen  persönlich  zu  erkennen 
gegeben,  wie  ihm  mitgeteilt  sei,  dafs  zwei  Hansen,  Pining  und  Pothorst, 
mit  4  oder  5  Schiffen  englische  Unterthanen  und  andere  Leute  beraubten 
und  in  den  Niederlanden  von  Gliedern  der  Hanse  verproviantiert  und  aus- 
gerüstet würden,  worauf  man  dem  Könige  geantwortet  habe,  da£s  man 
davon  nichts  wisse,  Pining  aber  Hauptmann  des  Königs  von  Dänemark 
auf  Island  sei ;  darauf  habe  der  König  seinem  Kanzler  befohlen,  die  han- 
sischen Privilegien  und  Freiheiten  zu  besiegeln,  was  dann  auch  geschehen 
sei  (darup  hefft  de  her  koniinck  siinem  canceller  bevolen ,  unsze  privilegia 
und  vriiheide  to  besegelen,  deme  denne  also  is  geschiet)  ^) 

Dieser  authentische  Bericht  deutet  doch  wahrlich  nicht  darauf  hin, 
dafs  der  König  sehr  abgeneigt  gewesen  sei,  die  Privilegien  zu  bestätigen. 
Wenn  Schanz  das  erst  am  29.  Juni  1486  geschehen  sein  läfst,  so  ver- 
wechselt  er  die  Privilegien  mit  dem  Utrechter  Kustumevertrag ,  der  an 
diesem  Tage  vom  Könige  konfirmirt  wurde.  Die  Privilegien  samt  dem 
Utrechter  Frieden  hat  der  König  schon  am  9.  März  bestätigt  (die  Lübeker 
Trese  bewahrt  das  Dokument:  Anglicana  n.  258),  also  recht  unter  dem 
Eindrucke  jener  Eingabe,  fünf  Tage  vor  Datierung  jenes  Berichtes  vom 
deutschen  Kaufmanne.  Wenn  Schanz  erklärt:  „Das Land  blutete  noch, 
es  mufste  erst  wieder  beruhigt  werden  und  wieder  erstarken,  der  Thron 
war  noch  unsicher,  und  der  König  konnte  nicht  wagen,  mit  der  Hanse 
sogleich  offen  den  Kampf  zu  beginnen",  so  mufs  ich  die  Berechtigung 
dieser  Bemerkung  an  dieser  Stelle  entschieden  zurückweisen.  So  lose  safs 
den  Hansen  das  Schwert  wahrlich  nicht  in  der  Scheide ;  es  ist  stets  eher 
in  Gefahr  gewesen  zu  verrosten.  Haben  denn  jemals  die  Hansen  das 
Verzögern  und  Hinausschieben  der  Privilegienbestätigung  in  irgend  einem 


1)  Vergl.  Hanserezesse  III,  2,  n.  30—33. 
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Lande  zum  Eriegs&ll  gemacht?  Gerade  zu  derselben  Zeit  hat  König  Jo- 
haon  Yon  Dänemark,  der  die  kriegerische  Macht  der  Hansen  doch  gewifs 
mehr  zu  fürchten  hatte  als  der  englische  König  und  überdies  mit  kaum 
geringeren  und  dabei  viel  länger  andauernden  Schwierigkeiten  in  den 
eigenen  Reichen  zu  kämpfen  hatte,  die  Hansen  nicht  weniger  als  8  Jahre 
(1481 — 89)  hingehalten  und  endlich  doch  nur  eine  verklausulierte  Priyi- 
legienbestätigung  gewährt,  ohne  dafs  die  Hansen  zu  andern  als  diploma- 
tischen Mitteln  ihre  Zuflucht  genommen  hätten. 

Und  dazu  kommt  nun  noch,  dafs  es,  soweit  ich  sehe,  gar  nicht  ein- 
mal unbedingt  feststeht,  dafs  es  erst  Heinrich  VII.  war,  der  die  Hanse 
der  Subaidie  ^)  unterwarf  oder  zu  unterwerfen  versuchte.  Schon  auf  dem 
Tage  der  wendischen  Städte  zu  Lübeck  i486  März  9,  also  reichlich  6 
Monate  nach  dem  Begierungsantritt,  reichlich  4  nach  der  SIrönung  des 
Königs,  erschienen  zwei  Älterleute  und  der  Sekretär  des  Kaufmanns  zu 
London  und  klagten  über  das  Vorgehen  der  Stadt  Hüll  und  des  Mayors 
sa  London  und  über  die  Subsidie.  In  der  Regel  pflegte  man  bei  der- 
artigen Beschwerden  nicht  so  rasch  von  der  brieflichen  Mitteilung  zur 
Gesandtschaft  und  noch  dazu  zu  einer  so  stattlichen  überzugehen.  Aller- 
dings hatten  die  Gesandten  auf  dem  Städtetage  noch  andere  Dinge  zu  er- 
ledigen, aber  zweifelhaft  bleibt  die  Sache  doch  immer. ') 

Man  könnte  einwenden,  dafs  Heinrich  YII.  zu  Anfiing  seiner  Regie- 
rung zwei  Oesetze  bestätigt  hat  (Akte  des  Parlaments  von  1485  Nov.  7, 
1^  Hen.  VIL  c.  8,  9),  die  den  Hansen  sehr  nachteilig  sein  mufsten: 
Verbot  der  Einfuhr  von  Wein  aus  Guienne  und  Gascogne  auf  nicht  bri- 
tischen Schiffen  und  der  Einfuhr  fertiger  Seidenwaaren  überhaupt.  Von 
diesen  beiden  Verboten  ist  aber  das  Letztere ,  abgesehen  davon ,  dafs  es 
nur  eine  Erneuerung  von  Erlassen  Eduard  IV.  ist,  wie  Schanz  selbst 
hervorhebt,  vorwiegend  gegen  die  Italiener  gerichtet  und  aufserdem  gegen 
die  Hansen  nicht  angewandt  worden.  Denn  die  reservierte  Äulserung  des 
bewufst  auf  ungesetzlichem  Boden  stehenden  deutschen  Kaufmanns,  die  er 
seinen  Beschwerden  auf  dem  Hansetage  zu  Lübeck  1487  in  diesem  Punkte 
hinzufögt:  „Ünde  wowol  suUike  syde  in  Engelaut  sumwilen  kumpt,  so 
nochtant  de  acte  nicht  revoceret  en  is,  also  id  sik  billich  na  des  kopmans 
Privilegien  geborde,  steyt  de  kopman  nochtant  in  groten  varen  van  den  officiers 
des  konynghes  der  syden  halven'',  heifst  doch  auf  gut  deutsch  nichts  anderes, 
als :  Wir  haben  bisher  unter  dieser  Akte  noch  nicht  zu  leiden  gehabt,  aber  sie 
kann  jeden  Augenblick  auch  auf  uns  angewandt  werden.  Dafs  diese  Ueber- 
setzung  die  richtige  ist,  beweist  die  Erklärung  der  Hansen  in  ihren  Klagepunk- 
ten von  1491,  die  Schanz  selbst  abdruckt  (II,  402  §  15):  mercatores  tamen 
usque  hodie  se  adversus  hec  regia  provisione,  de  qua  supra  memoratur, 
tutabantur  et  indempnes  remansere.  Sie  fügen  dann  hinzu:  sed  hodie 
incresoente  Almanorum  odio  illa  provisio  exploditur  et  mercatores  dicti 
pregravantur  etc.  —  Schanz  fuhrt  an,  dafs  1486  einem  Kölner  4  Pfd. 
Seidenwaaren  von  einem  Zollbeamten  konfisziert  worden  seien ;  „später  kam 
es  noch    häufiger   vor.''     Das   betreffende  Aktenstück   des  Kölner  Archivs 


1)  8 Chans  fBgt  hinzu:  „und  dem  höheren  Tnchzoll.*'    Ich  finde  davon  nichts. 

2)  Vergl.  Hanseresesse  III,  2,  n.  26  §  16 — 18. 
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liegt  jetzt  gedruckt  vor.  ^)  Darnach  wurden  Kölner  Bürgern  in  den  Jahren 
1474 — 1490  fünf  Mal  Seidenwaaren  (fertige  oder  rohe,  wird  nicht  immer 
klar)  genommen:  Zuerst  1481  eine  Lade  mit  seidenen  golddurchwebten 
Gürteln  im  Werte  yon  12  i?,  abo  noch  unter  Eduard  IV.  und  zu  einer 
Zeit,  der  bald  darauf  wegen  Nichtbeachtung  des  Seidenwaareneinfuhrverbots 
eine  Erneuerung  desselben  folgte  (22^  Ed.  IV.  c.  3);  dann  1486  im  Sep* 
tember  4  Pfund  Seide  im  Werte  von  2  i?  16  £;  wieder  1488  aus  swei 
venetianisohen  Galeeren  21  Packen  (balle)  mit  Sardok  (grobem» 
halb  leinenem,  halb  wollenem  Gewebe),  2  Packen  kölnischen  Garns  und 
4  Päckchen  (barelle)  kölnischer  Seide,  was  alles  zusammen  zurück  erlangt 
wird  durch  Zahlung  von  100  i?  an  den  König  und  50  Sß  pro  pro- 
secutione  earundem  mercium  et  propinis  circumstantium ;  ebenfiedls  1488 
elf  Ellen  golddurchwebten  Seidenzeuges  im  Werte  von  66  Sß ,  ein  Fall, 
der  hier  höchst  wahrscheinlich  gar  nicht  mitzuzählen  ist,  weil  er  in  Galais 
vorkam  und  wohl  zusammenhängt  mit  den  Tom  dortigen  englischen  Haupt- 
mann genommenen  Repressalien  wegen  angeblicher  hansischer  Seeräuberei 
(ygl.  a.  a.  0.  §§  29,  38 — 41);  nochmals  im  Mai  1490  ein  Fafs  mit  Seide 
im  Werte  von  102  ^  6  £  8  X.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daJs  es  sich 
hier  nur  um  einen  verschwindenden  Bruchteil  der  Seideneinfnhr  dieser 
Jahre  handelt.  Dazu  kommen  in  diesen  EHagen  andere,  keinem  Verbot 
unterliegende  Artikel  ebenfalls  als  konfisziert  vor.  In  den  Bandnotizen 
zu  dem  betreffenden  Aktenstücke  werden  auch  die  Rechtfertigungen  der 
englischen  Gesandten  gegenüber  den  einzelnen  Klagepunkten  (sie  wurden 
auf  den  Verhandlungen  zu  Antwerpen  Juni  1491  vorgebracht)  mitgeteilt 
Sie  lauten  ad  1  und  2:  Quia  custume  non  solute.  Zu  3  fehlt  die  Ant- 
wort, aber  es  ist  hinzugefügt:  Quod  tenetur  rez  restituere  tamquam  ob 
turpem  causam  datum,  und  dabei  ist  verwiesen  auf  1.  2  D.  de  cond.  ob 
turp.  caus.  12,  5.  Ad  4 :  Quia  non  soluta  custuma,  worauf  die  Hansen 
erwidern:  Quod  ibi  (nämlich  zu  Calais)  custume  non  debentur  pro  bonis, 
que  invehuntur  in  Aiigliam.  Auch  ad  5  (Fall  vom  Mai  1490):  Quia 
custuma  non  fuit  soluta;  aber  darauf  erwidern  die  Hansen:  Quod  con- 
trarium  esset  verum,  sed  pretextu  cujusdam  novi  statuti,  quod  obtinuerant 
preparatrices  serid  in  Londonio,  quod  sericum  induci  non  debeat.  Ist 
es  nicht  bezeichnend,  dafs  die  englischen  Gesandten,  die  doch  sonst  ihren 
Forderungen  wohl  Ausdruck  zu  geben  verstanden,  die  Akte  Heinrich  VII. 
nicht  einmal  erwähnen?  —  Von  diesem  Jahre  1490  haben  wir  auch,  wie 
Schanz  richtig  anführt,  die  erste  Konfiskation  von  Gascogner  Wein. 
Die  Akte  hatte  1489  (nicht  1487,  wie  Schanz  angiebt)  noch  einmal 
wiederholt  werden  müssen  (4^  Hen.  VII.  c.  10).  In  ihren  Klagen  über 
dieselbe  1491  sagen  die  Hansen  ausdrücklich:  nuper  obligati  dicuntur 
mercatores  (Hanserezesse  III,  2,  n.  501  §  6).  — 

Konnte  der  König  gegenüber  dem  ungestümen  Drängen  seiner  Unter- 
thanen  eine  geringere  Abschlagszahlung  leisten  als  diese  beiden  Akte  des 
Parlaments  von  1485  Nov.  7,  die  zunächst  auf  dem  Papiere  blieben  ? 

1)  Ebd.  111,  2,  n.  508.  Beiläufig  bemerkt  ist  die  Darstellung,  die  Schans  S.  186 
A.  1  von  einem  im  Jahre  1488  auf  Rheinwein  gelegten  Arrest  g^ebt,  voll  grober  Mifs- 
verstündnisse,  riehtiger  wobl  Fltiehtigkeitsfehler.  Wen  es  interessiert,  das  Richtige  an  er- 
fahren, lese  a.  a.  O.  §  26  nach.  Auch  in  diesem  Falle  schreitet  übrigens  der  König  au 
Gunsten  der  Hanse  ein. 
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Was  fol^  denn  nun  ans  all^  diesem?  —  Dafs  nach  dem  gegenwär- 
tigen Stande  uniierer  Quellenkenntnis  wirSohanz'  Behauptung:  i,Eb  unter- 
liegt keinem  Zweifel,  dafs  der  König  nur  notgedrungen  die  Konfirmation 
der  Privilegien  ToUsogen  hatte,  auch  war  klar,  dafs  er  keineswegs  den 
Hansen  zu  Willen  sein  werde,  wenn  er  mächtiger  geworden"  entsohieden 
ablehnen  müssen,  dafs  wir  im  Gegenteil  erklären  müssen:  So  weit  sich 
erkennen  läfst,  war  König  Heinrich  in  den  ersten  Jahren  seiner  Regierung 
den  Hansen  günstig  gesinnt,  gab  dem  Drängen  seiner  Unterthanen  nur 
nach,  soweit  es  unumgänglich  war.  —  Und  das  ist  um  so  bemerkenswerter, 
als  er  sich  durch  ein  schärferes  Vorgehen  gegen  die  Hanse  leicht  die  Po- 
pnlantät  hätte  erwerben  können,  die  ihm  yiel£ach  mangelte. 

Ohne  Zweifel  tritt  hier  ein  für  die  Auffassung  der  Situation  tief 
einschneidender,  prinEipieller  Gegensatz  zu  Tage  zwischen  der  Darstellung 
Ton  Schanz  und  deijenigen,  die  mir  zur  Zeit  als  die  richtige  erscheinen 
würde.  *  und  hier  will  ich  gleich  hinzufügen,  dafs  dieser  Gegensatz  für  den 
ganzen  Verlauf  der  Schanz  sehen  Darstellung  über  engÜsch  -  hansische 
Verhältnisse  nicht  ausgeglichen  wird.  —  Wenn  Schanz  die  beiden  ersten 
Tudors  als  Hauptleiter  der  antihansischen  Politik  hinstellt,  so  möchte 
ich  dem  kein  entschiedenes  Nein  entgegenstellen.  Aber  ich  möchte  doch 
auch  nicht  Tcrhehlen,  dafs  mich  seine  Darstellung  durchaus  nicht  über- 
zeugt hat,  ja  dafs  ich  meinerseits,  so  weit  ich  im  Augenblicke  das 
Material  übersehe,  es  für  viel  wahrscheinlicher  halte,  dafs  das  Haupt- 
gewicht auf  das  Drängen  des  Volkes,  der  am  Handel  Beteiligten  und  der 
Vertreter  einzelner  Gewerbe,  zu  legen  ist.  Ich  sehe  nicht,  dafs  sich  die 
Politik  der  beiden  ersten  Tudors  gegenüber  den  Hansen  wesentlich  von 
der  ihrer  Vorgänger  unterscheidet  Auch  sie  erscheint  mir  vielfach  als 
eine  spezifisch  königliche,  von  den  eigensten  Sonderinteressen  geleitete, 
als  jene  schwankende,  wenn  man  will  ausgleichende  Haltung,  die  bald 
dem  Drängen  der  Unterthanen  nachgiebt,  bald  mit  den  Fremden  paktiert, 
jene  Haltung ,  der  die  Hansen  wesentlich  ihre  Stellung  verdankten  und 
die  sie  so  klug  zu  benutzen  verstanden.  Ich  will  diese  Ansicht  nicht 
als  das  Besultat  wissenschaftlicher  Forschungen  hinstellen;  sie  giebt 
nur  den  Eindruck  wieder,  den  ich  nach  mehxjähriger  kursorischer  Be- 
schäftigung mit  den  Quellen  aus  diesen  gewonnen  habe,  und  der,  das 
mufs  ich  hinzufügen,  durch  Schanz'  Darstellung  in  keiner  Weise  er- 
schüttert worden  ist.  So  viel  aber  behaupte  ich  schon  jetzt  mit  Ent- 
schiedenheit, dafs  Heinrich  VII.  und  Heinrich  VIIL  beide  entfernt  nicht 
die  Initiative  gegenüber  den  Hansen  bewiesen  haben,  die  wir  bei  ihren 
Zeitgenossen  in  den  nordischen  Reichen  finden:  Johann,  Christian  IL, 
Gustav  Wasa.     Und  sie  hatten  es  doch  so  viel  leichter! 

Schanz  übersieht  nun  ganz  und  gar  wichtige  Hergänge,  die  für 
die  nächsten  Jahre  von  Bedeutung  wurden.  Er  scheint  nichts  zu  wissen 
von  dem  englisch-dänischen  Kaperkriege,  der  die  ersten  Jahre  Heinrichs  VII. 
ausfüllte  und  erst  1490  beendigt  wurde;  er  erwähnt  ihn  auch  in  seiner 
Besprechung  der  englisch-skandinavischen  Verhältnisse  nicht  ^).    In  diesem 


1)  Allerdings   schweigt  aach   Paali,    Geschichte    Englands  V   aber    denselben,    doch 
hitte  Schanz  ans  anderen  gedruckten  Quellen  auf  ihn  aufmerksam  werden  müssen. 
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Kriege  kaperten  zahlreiche  Leute  ha  nsestäd tischen  ürnprangB  als  dänische 
Freibeuter,  wie  ja  so  oft  hansisches  Seevolk  auch  fremde  Kriege  in 
den  nordischen  Meeren  gefiihrt  hat,  eine  Parallele  des  Landsknechts- 
wesen.  Einer  yon  ihnen,  Dietrich  Pining,  war  dänischer  Hauptmann 
auf  dem  für  den  englischen  Handel  wichtigen  Island.  In  dem  wieder- 
holt als  Raubhafen  eine  Rolle  spielenden  Veere  auf  Walcheren  haben  sie 
für  ihre  Beutezüge  im  Kanal  und  der  Nordsee  einen  bequemen  Stütz- 
punkt gefunden.  Die  Engländer  aber  hielten  die  Leute  hansischen  Ur- 
sprungs für  echte  Hansen  und  brachten  den  deutschen  Kaufmann  zu 
Brügge  mit  ihnen  in  Verbindung;  ihre  Erbitterung  über  das  hansische 
Handel sübergewichty  wie  sie  aus  der  oben  herangezogenen  Eingabe  spricht, 
stieg  zur  Wut.  Dieser  Stimmung  hat  der  König  nachgeben  müssen.  Er 
selbst  und  sein  Kanzler  erklären  dem  deutschen  Kaufmann  zu  London 
ausdrücklich,  dafs  der  König  den  Hansen  ein  gnädiger  Herr  sein,  dafs 
sie  alle  bestehenden  Verträge  halten  wollen,  wenn  nur  die  Engländer 
nicht  von  dep  Leuten  der  Hanse  beschädigt  würden.  Ausdrücklich  be- 
richtet der  Kaufinann  nach  Hause:  Wante  wie  anders  nicht  vorstan  en 
können,  dan  dat  de  here  koniinck  dencket  erliken  und  gotlicken  to  re- 
gerende, Got  gunne  eme  to  langer  seliger  tiide.  Mit  dieser  Sachlage 
steht  das  Laken ausfuhrverbot  vom  Noyember  oder  Dezember  1486  im 
Zusammenhange^);  es  wird  wesentlich  mit  deshalb  erlassen,  weil  in  dieser 
Kriegszeit,  die  die  Schifffahrt  lahm  legte,  auch  dieser  wichtigste  Handels- 
zweig noch  ganz  in  die  Hände  der  neutralen  Hansen  zu  gelangen  drohte. 
Ausdrücklich  haben  die  Engländer  zugestanden,  dafs  sie  1487  die  hansi- 
sche Ausfuhr  hinderten,  weil  sie  selbst  nicht  ausführen  konnten  '). 

Hätte  Schanz  nicht  unter  dem  Einflufs  seiner  vorgefafsten  Meinung 
gestanden ,  so  würde  ihm  auch  bei  Betrachtung  der  Klagen  des  Kauf- 
manns zu  London  auf  dem  Hansetage  zu  Lübeck  aufgefidlen  sein,  dafs 
Yon  all  den  Beschwerden  nur  die  über  Hinderung  des  Lakenhandels 
den  König  betrifft,  alle  anderen  gegen  die  Unterthanen,  die  Herren  des 
Rates,  die  Zollbeamten,  die  Städte  London  und  Hüll  gerichtet  sind,  oder 
erst  drohen,  noch  nicht  drücken.  Das  Lakenausfulurerbot  aber  ist  nach 
wenigen  Monaten  aufgehoben,  die  drückende  Scheerordnung  erst  seit  1489 
emstlioh  gehandhabt  worden. 

Auch  die  Vorgeschichte  der  Verhandlungen  zu  Antwerpen  1491  er- 
scheint nun  in  anderem  Lichte.     Der  Hergang  ist  der  folgende: 

Auf  dem  Hansetage  zu  Lübeck  Mai- Juni  1487  denkt  man  in  Anlafs  der 
Beschwerden  des  Kaufmanns  an  eine  Gesandtschaft  nach  England.  In  einem 
ersten  Entwurf  eines  Schreibens  an  König  Heinrich  giebt  man  diesem  Ge- 
danken Ausdruck.  Man  zieht  ihn  aber  zurück,  weil  die  Zustände  im  Lande 
als  zu  unsicher  erscheinen :  na  deme  dat  dar  so  bister  jn  dem  lande  st&t, 
dat  men  nicht  en  weit,  wol  here  offte  konynok  ys  (1487  Juni  16  wurde 
die  Schlacht  bei  Stoke  geschlagen).  Aus  der  Antwort  des  Königs  .auf 
das  Schreiben    der  Städte  geht  nun  hervor,   dafs  der  deutsche  Kaufmann 


1)  Die   betreffende  Akte    (3"    Hen.    VII.  c.  18)    ist   erst    ans    dem   Psrlament  ron 
1487  Not.  9. 

8)  Hsnsereaesse  III,  2  n.  38,  103—110,  161  §  13,  188;  8.  583  A.  c,  8.  685  A.  c 
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m  London  bei  Überreichung  desselben  erklärt  hat,  die  Städte  seien  bereit, 
auf  des  Königs  Wunsch  Gesandte  zu  schicken,  eine  Eigenmächtigkeit, 
die  den  üninllen  der  Städte,  besonders  Kölns,  erregte,  und  die  ihre  Er- 
klärung findet  in  der  wiederholt  als  unhaltbar  bezeichneten  Lage  des 
Kaufmanns  gegenüber  der  wachsenden  Erbitterung  der  Bevölkemug.  Diese, 
aufi»  Äufserste  erhitzt  über  die  fortdauernden  dänischen  Kapereien,  konnte, 
obgleich  König  und  hoher  Bat  wiederholt  für  die  Hanse  eintraten,  kaum 
noch  Yon  Oewaltthätigkeiten  zurückgehalten  werden.  Für  das  Jahr  1488 
untersagten  die  Hansestädte  sowohl  wie  König  und  Bat  den  deutschen 
KanHeuten  den  Besuch  der  Stadt  Hüll,  weil  sonst  Mord  und  Totschlag 
nioht  yerhütet  werden  könnten.  Die  Engländer  bringen  falsche  Zeugen 
vor  für  ihre  Anschuldigungen,  darunter  Leute  deutscher  Nation  ^).  Der 
König  selbst  kann  sich  endlich  ihren  Klagen  nicht  mehr  yerschliefsen. 
Es  werden  Repressalien  genommen  an  hansischen  Schiffen;  1489  er- 
zwingen die  Tuchscheerer  die  Handhabung  der  Scheerordnung ;  in  dem- 
selben Jahre  wird  das  Verbot  der  Weineinfuhr  aus  der  Gasoogne  auf 
fremden  Schiffen  erneuert  und  nun  durchgeführt;  1490  war  es  für  den 
deutschen  Kaufmann  zu  London  gefahrlich,  sich  bei  Tage  auf  der  Strafse 
sehen  zu  lassen.  —  Jene  erste  Aufforderung  zu  einer  Tagfahrt  hatten 
die  Hansen  1488  März  7  abgelehnt.  1490  März  18  schreibt  dann  der 
König  abermals  um  eine  solche :  Er  sei  nicht  uneingedenk  des  Friedens 
und  der  Freundschaft,  die  zwischen  seinen  Vorfahren  und  der  deutschen 
Hanse  lange  Zeit  geherrscht  haben ;  er  habe  die  in  seinem  Reiche  Handel 
treibenden  Hansen  nicht  anders  behandelt,  als  wenn  sie  seine  Verbünde- 
ten und  üntertbanen  seien,  ja  er  habe  nicht  ohne  grofsen  Schaden  der 
eigenen  Kaufieute  die  Hansen  weit  gröfsere  Freiheiten  und  Privilegien 
geniefsen  lassen  als  diese;  obgleich  er  von  den  Seinen  viel  Klagen  und 
Murren  habe  hören  müssen,  dals  er  Fremden  gröfsere  Gunst  erzeige 
als  den  eigenen  Leuten,  sei  er  doch  entschlossen,  die  alten  Verträge 
auch  mit  eigenem  Nachteil  zu  halten;  da  nun  Räubereien  unter  den 
beiderseitigen  üntertbanen  vorgekommen  seien,  habe  er  eine  Tagfahrt 
vorgeschlagen,  aber  es  seien  von  den  Städten  keine  Gesandte  geschickt 
worden;  im  Gegenteil  hätten  die  hansischen  Schiffer  ihre  Räubereien 
fortgesetzt,  ja  beraubten  noch  tagtäglich  im  Bunde  mit  Piraten  die  eng- 
lischen Üntertbanen,  worüber  er  sich  nicht  genug  wundem  könne;  aber- 
mals und  abermals  wolle  er  es  daher  den  Hansen  versichern,  er  hege 
noch  dieselbe  Gesinnung  wie  früher,  wolle,  dafs  die  beiderseitigen  Klagen 
untersucht,  entschieden  und  der  Streit  beigelegt  werde ;  die  Hansen  möchten 
daher  ihre  Gesandten  nach  London  oder  Calais,  oder,  wenn  sie  dieselben 
ans  irgend  einem  Grunde  nicht  zu  ihm  schicken  wollten,  wenigstens  nach 
Antwerpen  senden,  womit  er  auch  zufrieden  sei ;  er  werde  sonst  den  An- 
griffen auf  seine  Üntertbanen  nicht  mehr  ruhig  zusehen  können;  er  sei 
aas  allen  Kräften  bemüht,    die  alte  Freundschaft  und  den  alten  Verkehr 


1)  Interessant  ist  die  Anschauung  über  die  Wahrhaftigkeit  der  Engl&iderf  der  die 
Hansen  1491  Ausdruck  geben:  Men  wüste  wo],  wo  de  Engeischen  io  sweren  geschickt 
weren,  men  mochte  eiinem  meden  vor  12  d.,  to  sweren  meiinedich  (Hanseres.  111,  2, 
n.  514  §  88).  Alzuviel  ist  auf  derartige  internationale  Anschuldigungen  selbstverständlich 
nicht  zo  geben» 


106  Litteratnr. 

anfreoht  zu  erhalten,  damit  Blutvergiefsen,  Yolksanfläufe  und  Mord  yer- 
hindert  werden ;  wenn  ihm  das  so  nicht  gelinge,  miisse  er  sich  nach  andern 
Mitteln  umsehen,  seine  Unterthanen  zu  schützen,  aher  er  werde  Gott 
und  Menschen  zu  Zeugen  aufrufen,  dafs  er  nicht  freiwillig,  sondern  ge- 
zwungen so  weit  gekommen  sei.  —  Diesen  Brief  des  Königs  übersandte 
der  Kaufmann  zu  London  am  20.  März  an  Lübeck  und  berichtete  dabei, 
dafs  die  Engländer  falsche  Zeugen  vorbrächten  und  der  König  und  sein 
Rat  anfingen,  den  Anschuldigungen  zu  glauben,  dafs  der  König  jetzt,  An- 
fang März,  den  deutschen  Kaufmann  vor  sich  habe  kommen  lassen  und 
ihm  erklärt,  dafs  er  der  Hanse  gern  ihre  Friyilegien  halten  wolle,  aber 
den  Klagen  seiner  Unterthanen,  für  die  die  Beweise  immer  deutlicher 
heryorträten,  nicht  mehr  Gerechtigkeit  yersagen  könne;  dafs  er  die  Sache 
bis  jetzt  hingehalten  habe  in  der  Hoffnung  auf  eine  Gesandtschaft  aus 
den  Städten «  die  zu  seinem  grofsen  Erstaunen  nicht  gekommen  sei ,  dafs 
er,  um  die  Schuld  von  sich  abzuwälzen,  noch  einmal  selbst  schreiben 
werde,  dafs  er  aber  den  Kaufmann  auffordere,  an  die  Städte  zu  schreiben 
und  zu  senden,  um  eine  Tagfahrt  zu  Stande  zu  bringen,  sonst  könne  der 
Kaufmann  nicht  länger  im  Lande  bleiben.  —  Diesen  Brief  überbrachte 
ein  Sekretär  des  Kaufmanns  zu  London,  den  ein  königlicher  Herold  be- 
gleitete. Die  Städte  konnten  nicht  ablehnen,  sie  willigten  in  die  Tagfohrt. 
(Vgl.  Hanserezesse  DI,  2,  n.  160  §  272;  164  §  27;  188—198;  217 
§  18—20,  28;  218—226;  298—316;  388—348;  356  §  3,  3,  7—10, 
22;  357—361;  374—388;  399  §  1—11,  14;  405—408;  424  §  46;  449). 
Demnach  handelt  es  sich  bei  den  Verhandlungen  zu  Antwerpen  in 
erster  Linie  um  Erledigung  der  gegenseitigen  Schadensansprüche  (vgl. 
noch  Hanserezesse  m,  2,  n.  454;  496  %  1,  45,  46,  136;  497  §  6).  Und 
dem  entsprechend  sind  dieselben  auch  verlaufen. 

^Mit  keinem  Worte  verlangen  die  englischen  Gesandten  eine  Ein- 
schränkung der  hansischen  Privilegien,  im  Gegenteil,  sie  erklären  aus- 
drücklich, der  König  wolle  die  Privilegien  halten.  Und  der  Wortführer 
der  Hansen,  Albert  Kranz,  dankt,  dafs  der  König  die  Kaufleute  der 
Hansestädte  gegen  die  schweren  unbilligen  Klagen  der  Engländer  in 
England  beschützt,  ihnen  die  Privilegien  bestätigt  und  sie  im  Beiche 
gefordert  (gehandthavet)  habe  (was  die  englischen  Gesandten  als  richtig 
bestätigen),  man  wolle  dafür  gerne  dankbar  sein.  Die  Engländer  klagen 
über  die  ihnen  angeblich  von  hansischer  Seite  beigebrachten  Yerluste, 
die  Hansen  über  die  durch  jene  erlittenen  Schäden.  Die  Letzteren  er- 
bieten sich  zum  Ersatz  alles  dessen,  was  nachweisbar  und  einge- 
standenermafsen  aus  ihren  Häfen  und  mit  ihrer  Hilfe  geraubt  sei;  die 
Engländer  wollen  diese  Verpflichtung  wohl  für  die  einzelnen  Städte 
und  Partien  ihres  Landes  übernehmen,  nicht  aber  für  den  König;  diesen 
wollen  sie  zu  nichts  verpflichten,  offenbar  die  Verantwortung  fürchtend. 
Eine  Ausgleichung  kommt  hier  nicht  zu  Stande.  Natürlich  spielen 
bei  den  Hansen  die  Verletzungen  der  Privilegien  eine  Hauptrolle;  es 
sind  im  wesentlichen  die  Beschwerden  von  1487.  Die  Engländer  geben 
in  allem  nach  und  erkennen  die  Berechtigung  an;  nur  die  Beseitigung 
der  Scheerordnung  lehnen  sie  ab,  angeblich,  damit  das  Amt  der  Tuch- 
scheerer    nicht   verkomme,    in    Wirklichkeit,    um    den   Handel   mit   den 
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eigenen  Laken  selbst  in  die  Hand  za  bekommen.  Sie  scheitern  aber 
andererseits  auob  mit  ihrem  Versnobe ,  den  Utrechter  Vertrag  zu  voller 
Anerkennung  zu  bringen  in  jenem  Art.  4,  der  ihnen  gestattete,  das 
Land  Prenlken  nnd  andere  Orte  der  Hanse  zu  besuchen,  dort  zu  ver- 
weilen and  mit  allen  Leuten  zu  verkehren  und  zu  handeln  so  frei, 
wie  es  nur  jemals  geschehen  sei.  Sie  wünschen  diesen  Artikel  in  die 
abzuschlielsende  Vereinbarung  aufgenommen  zu  sehen.  Dem  widersetzen 
sich  die  Danziger  auf  das  Entschiedenste,  obgleich  es  die  übrigen  Hansen, 
natürlich  nicht  in  Gegenwart  der  englischen  Gesandten,  empfehlen.  Sie 
sehen  in  einem  solchen  Zugeständnis  den  Buin  ihrer  Stadt  und  wollen 
den  Engländern  nicht  mehr  Freiheit  gewähren  als  den  Einwohnern  ande- 
rer Hansestädte,  was  bekanntlich  wenig  genug  war;  in  Danzig  bestand 
es  in  der  Möglichkeit,  den  Artushof  besuchen  und  während  des  Jahrmarktes 
Dominik  (5.  August)  vollkommen  frei  handeln  zu  können  (auf  Jahrmärkten 
war,  so  weit  mir  bekannt,  in  allen  deutschen  Städten  Handelsfreiheit:  das 
Korrektiv  gegenüber  der  sonst  geltenden  unbedingten  Bevorzugung  der  Ein- 
heimischen). In  eine  Herübemahme  des  Artikels  4  des  Utreohter  Vertrages 
in  die  neue  Vereinbarung  wollen  die  Danziger  nur  dann  willigen,  wenn 
diese  Klausel  ausdrücklich  hinzugefügt  wird.  Davon  lassen  sie  nun  aller- 
dings ab  und  begnügen  sich  damit,  den  Engländern  eine  dahin  lautende 
mündliche  Erklärung  zu  geben;  diese  erklären  sich  befriedigt  Von  den 
städtischen  Gesandten  aber  lassen  die  Danziger  es  sich  dokumentarisch 
bezeugen ,  daTs  sie  nicht  mehr  bewilligt  haben.  —  So  blieb ,  wie  bisher, 
der  Utrechter  Friede,  dessen  voller  Lnhalt  in  der  neuen  Vereinbarung 
als  bestätigt  bezeichnet  wurde  (quod  omnia  et  singula  capita  tractatas 
Trajectensis  hie  pro  expressis  haben  et  per  hoc  roborata  debeant  censeri), 
die  Grundlage  des  gegenseitigen  Verhältnisses,  allerdings  mit  dem  beider- 
seitigen offenen  Bekenntnisse,  dafs  man  ihn  in  einem  Funkte  nicht  halten 
könne,  die  Engländer  nicht  im  Tuchhandel,  die  Danziger  nicht  in  Zu- 
lassung der  Engländer.  Man  kann  nicht  sagen,  dafs  einer  der  beiden 
Teile  mit  einem  nennenswerten  Vorteil  aus  den  Verhandlungen  hervor- 
gegangen wäre.  Liest  man  die  Berichte  aofinerksam  und  ohne  Vorein- 
genommenheit, so  gewinnt  man  fast  den  Eindruck,  als  entledigten  sich 
die  eng^lischen  Gesandten  ihrer  Aufgabe  mit  einer  gewissen  Unlust  und 
Oleichgiltigkeit,  als  seien  sie  vor  allem  bedacht,  den  persönlichen 
Interessen  des  Königs  nicht  zu  nahe  zu  treten.  Andererseits  wollen  die 
Hansen  einen  offenen  Bruch  vermeiden  (wie  sie  es  denn  ja  auch  nicht 
waren,  die  die  Tagfahrt  veranlafst  hatten),  aber  sie  vertreten  ihren  Stand- 
punkt mit  Nachdruck^). 

Wie  stellt  nun  Schanz  diese  Hergänge  dar?  Folgendermafsen  (S.  187 
bis  189): 

1)  Vergl.  Hsoserezesse  III,  8,  n.  496 — 516.  Das  Material  hat  Seh  ans  so  gut 
wie  Tollständig  zur  Verfügung  gestanden.  —  Übrigens  liefern  die  Verhandlangen  ein 
Beispiel  dafür,  welche  Rolle  einzelne  Persönlichkeiten  spielten.  Von  dem  die  englischen 
Gesandten  beglätenden  Sekretär  Magister  Georg  heifst  es,  dafs  niemand  in  England  sei, 
fiber  den  die  Deutschen  mehr  klagten,  er  habe  alle  Sachen  beim  Könige  angebracht  and 
mit  Lägen  and  Unwahrheit  gefordert.  Als  Rechtfertigung*  flihren  die  Engländer  an, 
dafs  ihm  seine  Kinder  gefangen  worden  seien,  sein  Gut  genommen  (Hanserez.  III, 
^j  n.  496  §  218,  n.  514  §  86). 
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„Als  im  Jahre  1487  in  Folge  des  Besoblusses  der  Städte  Lübeck  dem 
König,  Parlament  und  der  Stadt  London  die  Beschwerden  mitgeteilt 
hatte,  erklärte  der  König  sich  bereit,  einen  Kongrefs  behofis  Beilegang 
der  Zwistigkeiten  zu  beschicken.  Damals  wurde  das  Anerbieten  von 
Lübeck  aasgeschlagen.  Aber  Heinrich  YIL  liefs  nicht  ab,  denn  sein 
Plan  war,  auf  einem  solchen  Kongrefs  den  Hansen  einige  Konzessionen 
abzudrängen.  Mit  gesundem  Blick  hatte  er  erkannt,  auf  welchem 
Wege  den  Hansen  bei  zukommen  sei.  Während  er  fortfuhr,  die 
deutschen  Kaufleute  zu  bedrücken,  hatte  er  versucht,  den  Dänen  sich 
zu  nähern,  und  es  war  ihm  auch  gelungen,  einen  Freundschafts-  und 
äufserst  günstigen  Handelsvertrag^)  mit  der  dänischen  Regierung  ab- 
zuschlielsen.  Hier  lag  die  empfindlichste  SteUe  für  die  hansische  Macht, 
„der  bedrohlichste  Punkt  im  ganzen  Geflechte  hansischen  Verkehrs". 
Gewifs  wäre  es  dem  König  am  erwünschtesten  gewesen,  wenn  er  un- 
mittelbar nach  oder  noch  während  der  Verhandlungen  mit  Dänemark 
eine  Tagfahrt  mit  den  Hansen  zu  Stande  gebracht  hätte;  er  erneuerte 
deshalb  auch  am  18.  März  1489^)  seine  Bitte  an  die  Hansen,  einen 
Kongrefs  zu  beschicken.  Diese  gingen  aber  nicht  unmittelbar  darauf 
ein,  sondern  agitierten  in  Island  und  Dänemark,  so  sehr  sie  ver- 
mochten, gegen  die  Engländer.  Die  Folge  war,  dafs  die  Erbitterung 
gegen  den  deutschen  Kaufmann  eine  auf  serordentlich  heftige  wurde; 
auf  der  See  sahen  sich  die  Hansen  schwer  verfolgt,  und  in  London 
durften  sie  sich  im  Sommer  1490  kaum  auf  den  Straf sen  sehen  lassen. 
Der  Zustand  glich  mehr  dem  Ejriege  als  dem  Frieden.  Die  Schadens- 
summen, welche  die  Engländer  wie  die  Hansen  vorrechnen  konnten, 
waren  sehr  beträchtliche,  die  Klagen  der  Geschädigten  wurden  immer 
lauter.  Eine  gemeinsame  Tagfahrt  war  unausbleiblich  geworden.  Die- 
selbe wurde  auf  den  1.  Mai  1491  anberaumt.  Heinrich  VII.  ernannte 
zu  seinen  Unterhändlern  den  später  als  Bischof  von  London,  Siegel- 
bewahrer und  Lordkanzler  bekannt  gewordenen  W.  Warham,  auiserdem 
Edm.  Martyn,  Rieh.  Torke  und  Wilh.  Rosse,  von  Seiten  der  Hansa 
dagegen  erschienen  nicht  weniger  als  26  Deputierte  ^)  in  Antwerpen.'' 
„Auch  jetzt  wieder  versäumte  Heinrich  YII.  nicht,  mit  der  Mög- 
lichkeit eines  engeren  Bündnisses  mit  Dänemark  zu  drohen.  Die  Ver- 
handlungen mit  dem  letzteren  waren  nicht  lange  vor  dem  Termin  der 
Tagfahrt    wieder   aufgenommen  worden,   und   der  König  scheute  sich 


1)  Schanz  hebt  bei  Besprechunn?  dieses  Vertrages  (S.  259)  und  auch  sonst  hervor, 
dafs  den  einen  der  beiden  contrahierenden  Teile  nur  so  wenige  Artikel  des  Vertrages 
angehen.  Ich  möchte  doch  bemerken  (ohne  Schanz  eine  verkehrte  AufTassung  yor- 
werfen  zn  wollen),  dafb  das  nur  ein  Ausdruck  der  bestehenden  Handelslage,  des  Handels- 
übergewichts der  einen  Partei  ist,  nicht  aber  immer  verwendet  werden  kann  zur  Beant- 
wortung der  Frage,  wem  der  beiden  Teile  der  Vertrag  zn  gröfserem  Vorteile  gereicht 
oder  wer  in  den  geführten  Verhandlungen  ein  Übergewicht  gehabt  habe. 

2)  Für  dieses  Versehen  (das  Schreiben  ist,  wie  oben  bemerkt,  vom  18.  März  1490) 
ist  Schanz  nicht  verantwortlich;  es  rührt  schon  von  Hirsch  her.  Vielleicht  ist  es 
verhängnisvoll  geworden  für  Schanz,  indem  er  darauf  seine  Kombinationen  baute. 

3)  Die  von  S  chan  z  in  einer  Note  mitgeteilten  Namen  der  hansischen  Batssendebotan 
sind  zum  grofsen  Teil  entstellt.  Die  Hauptperson  der  Gesandtschaft  ist  Albert  Kranz, 
nicht  Sekretär,  sondern  Syndikus  der  Stadt  Lübeck. 
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nicht  y  die  hansUohen  Abgesandten  vier  Wochen  lang  in  Antwerpen 
auf  die  englischen  Beyollmächtigten  warten  zu  lassen,  bis  er  Antwort 
ans  Dänemark  erhalten  hatte.  Selbstverständlich  drang  die  Kunde 
von  diesen  Sohachzügen  des  Königs  auch  nach  Antwerpen ,  und  die 
Hansen  mofsten  den  Gerüchten  umsomehr  Glauben  beimessen ,  als 
die  von  dem  König  und  die  von  seinen  Bevollmächtigten  gegebenen 
Entschuldigungsgründe  sich  widersprachen.  Die  hansischen  Depu- 
tierten sahen  denn  auch  ein,  dafs  unter  diesen  Verhältnissen  jedes 
schroffe  Auftreten  vermieden  und  ein  versöhnlicher  Ton  angeschlagen 
werden  müsse.  Die  Lübecker,  welche  durch  die  dänischen  Ange- 
legenheiten zunächst  berührt  waren  und  auch  stets  das  allgemeine 
Interesse  im  Aage  behielten,  waren  besonders  bemüht,  einen  Bruch 
mit  den  Engländern  zu  vermeiden." 

„Die  Engländer  erzielten  denn  in  der  That  einen  diplomatischen 
Erfolg.  Hinsichtlich  der  Entschädigungsfrage  banden  sie  sich  nicht 
im  mindesten  die  Hände,  sondern  nahmen  nur  eine  Beihe  von  Artikeln 
ad  referendum,  so  dafs  die  Hansen  ganz  im  ungewissen  blieben, 
was  schliefsüch  der  König  thun  werde;  in  Betreff  der  Privilegien 
lielsen  sie  zwar  die  dolose  Interpretation  von  den  Worten  „suae 
merces"  fallen,  dafür  muisten  aber  die  Hansen  den  englischen  Kauf- 
leuteD  dem  Wortlaute  des  Utrechter  Vertrages  entsprechend  in  ihren 
Städten  die  Freiheit,  mit  jedwedem  zu  handeln,  ausdrücklich  zuge- 
stehen, und  selbst  Danzig  wenigstens  einige  Konzessionen  machen. 
Im  übrigen  blieb  der  Status  quo  erhalten.  Erst  am  darauffolgenden 
1.  Mai  sollten  endgiltige  Beschlüsse  gefasst  werden.  Die  zahlreichen 
Beschwerden  des  deutschen  Kaufmanns  in  London  fanden  zunächst 
keine  Erledigung." 

„Die  Unterhandlungen  der  englischen  Begierung  mit  den  Dänen 
dauerten  in  der  Zwischenzeit  fort;  die  letzteren  versäumten  nichts, 
wenn  es  überhaupt  dessen  bedurfte,  um  England  zu  einem  Vorgehen 
gegen  die  Städte  zu  bewegen." 

Soweit  diese  Darstellung  mit  der  oben  gegebenen  dieselben  Her- 
gänge berührt  und  von  ihr  abweicht,  ist  sie  unrichtig.  So  weit  sie  Neues 
von  einigem  Belang  vorbringt,  ist  sie  ebenfalls  als  unrichtig  oder  als 
vollständig  unerwiesen  zu  bezeichnen. 

Vollständig  aus  der  Luft  gegriffen  ist  die  Behauptung,  dafs  die  Hansen 
1489  „in  Island  und  Dänemark,  so  sehr  sie  vermochten,  gegen  die  Eng- 
länder agitierten".  Hätte  Schanz  auch  nur  eine  Ahnung  gehabt  von 
dem  Verhältnis,  in  dem  damals  die  Hansen  zu  Dänemark  standen  (worüber 
ihm  übrigens  gedruckte  Quellen  hätten  Auskunft  geben  können),  so  würde 
er  sich  gehütet  haben,  eine  derartige  Behauptung  auszusprechen.  Sie 
beruht  wahrscheinlich  bei  ihm  auf  einer  unklaren  Vorstellung,  die  ihm 
über  zwischen  England  und  Dänemark  bestehende  Differenzen  vorschwebt, 
und  über  die  Verbindung,  in  die  man  damit  in  England  die  Hansen 
brachte.  —  Dais  die  Lübecker  „besonders  bemüht  waren,  einen  Bruch 
mit  den  Engländern  zu  vermeiden",  ist  in  keiner  Weise  aus  den  uns  er- 
haltenen Nachrichten  ersichtlich.  Wenn  Schanz  behauptet,  dafs  sie 
„stets    dos    allgemeine    Interesse   im    Auge   behielten",    so   würde    diese 
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Äofsarang  mehr  Anspruch  auf  Anerkennung  gehabt  haben,  wenn  er  geaagt 
hätte  ,,mehr  als  andere",  aber  auch  so  noch  nicht  unanfechtbar  sein.  Hier 
speziell  war  sie  nicht  zu  verwerten,  da  gerade  die  Lübecker  diejenigen 
waren,  die  des  langen  Wartens  überdrüssig  abziehen  und  dadurch  alle 
Verhandlungen  vereiteln  wollten,  dem  geringen  Interesse  entsprechend, 
dafs  gerade  sie  am  englischen  Handel  hatten  (Hanserezesse  III,  2,  n. 
496  §   103;  514  §  37,  38;   515  §  65;  527). 

Der  Schwerpunkt  der  S  chan  z' sehen  Darstellung  liegt  im  Hereinziehen 
Dänemarks.  Wie  verhält  es  sich  nun  damit?  Ich  muTs  gestehen,  dafs 
man  glücklicherweise  nicht  allzuhäufig  Gelegenheit  hat,  bei  ernsthaften 
Historikern  eine  gleich  willkürliche  Kombinierung  überlieferter  Nach- 
richten  zu  beobachten,  als  Schanz  sie  hier  vorgenommen  hat,  verlockt 
durch  die  Aussicht,  einen  politischen  Gedankengang  in  die  Darstellung 
zu  bringen. 

Was  wir  über  die  dänisch-englischen  Verhandlungen  dieser  Jahre 
mit  Sicherheit  wissen,  ist  folgendes:  1489  Aug.  6.  schickt  Heinrich  VII. 
eine  Gesandtschaft  nach  Dänemark  ^) ,  Frieden  und  zugleich  ein  Of-  und 
Defensivbündnis  zu  schliefsen ;  einen  Vertragsentwurf  giebt  er  mit.  1 490 
Jan.  20.  gelangt  man  in  Kopenhagen  zu  einem  Abschlufs;  dem  Entwurf 
werden  noch  zahlreiche  neue  Bestimmungen  eingefügt,  so  dafs  ein  Traktat 
zustande  kommt,  der  zugleich  Friedens-,  Handels-,  Of-  und  Defensiwer- 
trag  ist.  Über  die  Hansestädte  reisen  die  englischen  Gesandten  zurück 
(Bymer,  Foedera  (Haager  Ausgabe  v.  1 739-- 45)  V,  4,  3  u.  6;  Hanserezesse 
HI,  2,  n.  360). 

Möglicherweise  unmittelbar  nach  ihrer  Rückkehr  fordert  nun 
der  König  die  Hansen  neuerdings  zu  einer  Tagfahrt  auf  (1490  März  18). 
Es  liegt  also  nahe,  zu  vermuten,  dafs  diese  Dinge  in  einem  gewissen  Zu- 
sammhange  stehen.  Aber  in  welchem?  —  Zur  Zeit  der  Verhandlungen 
zu  Antwerpen  stand  das  dänisch-englische  Bündnis  seit  mehr  als  Jahres- 
frist in  voUer  Kraft.  Hätte  König  Heinrich  es  abgeschlossen,  um  einen 
Bundesgenossen  gegen  die  Hanse  zu  haben,  dieser  entgegentreten  zu  kön- 
nen, so  hätte  nichts  ihn  gehindert,  in  Antwerpen  den  Utrechter  Vertrag 
einfach  kündigen  zu  lassen.  Die  Hanse  befand  sich  gerade  in  diesen 
Jahren  Dänemark  gegenüber  in  schwierigster  Lage;  König  Johann  suchte 
geradezu  nach  Vorwänden,  ihr  etwas  anzuhaben;  im  Herbst  1491  war 
infolge  des  lübischen  Vorgehens  gegen  Huninghusen  der  Krieg  vor  der 
Thür;  König  Johann  wagte  es  nicht,  den  Kampf  aufzunehmen,  weil  er 
keinen  Bundesgenossen  fand.  Vergebens  hat  er  sich  1492  Hilfe  suchend 
au  den  König  von  England  gewandt,  seiner  Verwunderung  Ausdruck 
gebend,  dafs  dieser  den  Hansen  so  grolse  Privilegien  verleihe*).  Was 
Heinrich  VII.  geantwortet  hat,  wissen  wir  nicht;  aber  so  weit  wir  er- 
kennen können,  hat  er  keinen  Finger  gerührt.     Es  ist  dieselbe  Situation, 


1)  Dars  Heinrich  VII.  schon  1488  bei  König  Johann  von  Dünemark  über  die  Be- 
drficknngen  der  Engl&ader  in  Bergen  darch  die  Hansen  klagen  liefs,  finde  ich  nicht, 
auch  nicht  im  Dipl.  Norv.  und  in  den  Beg.  dipl.  bist  Dan.  Ich  würde  Schans  für 
den  Nachweis  der  Stelle  dankbar  sein. 

2)  Schans  teilt  S.  189  selbst  den  betreffenden  Brief  nach  Hirsch  mit,  bringt 
ihn  aber  in  eine  gana  verkehrte  Verbindung,  weU  er  die  Situation  unrichtig  aufTafst 
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die  wir  18  Jahre  sp&ter  wieder  beobachten  können,  wo  die  Danen  einem 
schweren  Kriege  mit  den  Hansen  entgegengingen,  der  englische  König 
aber,  während  der  schottische  beispringt,  ihren  wiederholten  Hilfegesuchen, 
ihrer  Berufung  auf  den  bestehenden  Vertrag,  ihren  Ermahnungen,  diesen 
Bürgern  entgegenzutreten,  denen  der  fürstliche  Name  yerhafst  sei,  die 
kühle  Entgegnung  zu  teil  werden  läüst,  „seit  vielen  Jahren  erfreue  sich 
die  Hansa  grofser  Freiheiten  und  Rechte  in  seinem  Reiche  und  sei,  so 
lange  diese  Freiheiten  und  Rechte  gedauert  hätten,  seinen  Vorfahren  und 
ihm  selbst  in  Freundschaft  verbunden  gewesen ;  man  könne  deshalb  nichts 
Feindliches  gegen  sie  vornehmen,  wolle  sie  aber  gern  zum  Frieden  und 
zur  Beilegung  aller  Streitigkeiten  ermahnen  ^)".  —  Die  englischen  Kö- 
nige haben  es  in  der  That  so  eilig  nicht  gehabt,  gegen  die  Hansen  vor- 
zugehen. 

Aber  warum  hat  denn  Heinrich  Friede  und  Bündnis  mit  den  Dänen 
geschlossen  ?  Der  Unbefangene  wird  antworten :  In  erster  Linie  des  eigenen 
Volkes  wegen,  das  unter  den  herrschenden  Zuständen  schwer  litt.  Daneben 
mag  er  auch  an  die  Hansen  gedacht  haben,  gegen  die  ihn  sein  eigenes 
Volk  gerade  in  jenen  Jahren  zu  einer  schärferen  Haltung  nötigte,  von 
deren  Schuld  er  sich  möglicherweise  hatte  überzeugen  lassen,  daüs  aber 
diese  Gedanken  nicht  die  mafsgebenden  waren ,  dafür  zeugen  die  ange- 
führten Thatsachen.  In  einer  Note  hätte  Schanz  seiner  Kombinationen 
Erwähnung  thun  können,  in  den  Vordergrund  der  DarsteUung  durfte  er 
sie  nicht  schieben. 

Denn  die  beiden  andern  Überlieferungen,  die  Schanz  noch  zur 
Stütze  seiner  Darstellung  heranzieht,  können  ihr  einen  weiteren  Halt 
nicht  geben.  Der  Bürgermeister  von  Deventer,  beiläufig  bemerkt  ein 
Berichterstatter,  der  nicht  allzu  ernsthaft  zu  nehmen  ist,  erzählt,  dafs, 
vrährend  die  Hansischen  Deputierten  auf  die  Ankunft  der  englischen  Ge- 
sandten warteten,  einige  in  unbestimmter  Weise  gesagt  oder  wenigstens  ver- 
mutet hätten  (qnidam  vaga  relacione  dixerunt  vel  saltem  presumpserunt), 
der  König  von  England  habe  seine  Gesandten  beim  Könige  von  Dänemark 
und  erwarte  vielleicht  Antwort  von  dorther,  ehe  er  seine  Gesandten  schicke. 
Unmittelbar  daneben  wird  über  die  Meinung  anderer  referiert,  die  den 
Qrund  der  Verzögerung  im  Hochmut  des  englischen  Königs  suchten; 
wahrscheinlich  mit  gröfserem  Rechte.  Denn  wenn  Schanz  meint,  die 
Hansen  mufsten  jenem  Gerüchte  um  so  mehr  Glauben  beimessen,  als  die 
von  dem  König  und  seinen  Bevollmächtigten  gegebenen  Entschuldigungs- 
gründe für  das  verspätete  Kommen  sich  widersprachen  (der  König  gab 
Erkranken  des  Vornehmsten  Mitgliedes  der  Gesandtschaft  an ,  diese  Un- 
wetter, das  die  Überfahrt  verhinderte),  so  ist  es  ja  allerdings  wahrschein- 
lich, dafs  hier  Notlügen  vorliegen,  aber  der  Anlafs  derselben  kann  doch 
ein  zu  vielfältiger  sein,  als  dafs  man  Vermutungen  fixieren  könnte.  — 
Was  die  Nachrichten  Kaspar  Weinreichs  zum  Jahre  1491  betrifft  (Schanz 
S.  188  A.  2),  so  wird  die  erste  derselben  durch  die  unmittelbar  folgende 
Notiz,    die  Schanz  nicht  mit  zitiert:  Auch  so  qwemen  sie  sonder  scha- 

1)  Du  Material  für  das  Verhältnis  Dänemarks  an  England,  Schottland  und  Frank- 
reich in  den  Jahren  1506—1544  ist,  was  Schans  Qbersieht,  gedruckt:  Aarsberetninger 
fra  det  kongd.  Geheimearchiv  I,  III,  IV. 
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den  zu  botalne  yom  konige  von  Denmarken  etc.  als  zum  dänisch-englischea 
Friedensvertrage,  also  zu  1490,  gehörig  gekennzeichnet;  da  wir  dessen 
Inhalt  kennen ,  so  erweist  sich  Kaspar  Weinreichs  Gerücht  von  den  zu> 
gesagten  12  Schiffen  als  ein  grundloses.  Seine  zweite  Nachricht  steht 
nach  seiner  eigenen  Auffassung  offenbar  mit  der  ersten  in  engem  Zu- 
sammenhang, gehört  also  ebenfalls  nach  1490;  aber  dem  widerspricht 
dann  wieder,  dafs  damals  die  Gesandten  über  Deutschland  zurückkehrten. 
Ihrem  Inhalte  nach  könnte  man  sie  auch  mit  dem  herangezogenen  Schrei- 
ben von  1492  Sept.  3.  in  Yerbindung  bringen,  aber  dann  würde  sie  alle 
Beweiskraft  in  Schanz'  Sinne  verlieren.  Auch  wenn  man  diese  zweite 
Nachricht  von  der  ersten  trennen  und  sie  für  1491  vindizieren  wollte, 
würde  nicht  viel  mit  ihr  anzufangen  sein  gegenüber  der  gut  beglaubigten 
Überlieferung.  Chronologische  Verschiebungen  können  bei  Kaspar  Wein- 
reich  nicht  auffallen. 

Ich  breche  damit  die  Einzeluntersuchung  ab,  sie  hat  schon  allzulang 
ausgedehnt  werden  müssen.  Das  Endresultat  ist  klar:  Schanz'  Dar- 
stellung der  englisch-hansischen  Verhältnisse  in  den  Jahren  1485 — 1491 
ist  in  Hauptpunkten  irreführend  und  unvollständig,  in  Einzelheiten  un- 
zuverlässig. 

Was  im  übrigen  die  Schanz' sehe  Darstellung  in  dem  Kapitel  »,Eng- 
land  und  die  Hansen'*  betrifft,  so  sei  zuerst  im  allgemeinen  bemerkt,  dafs 
es  derselben  zu  gute  gekommen  sein  würde,  wenn  Schanz  klarer,  als 
es  geschehen  ist,  die  Verschiedenheit  der  hansischen  Interessengruppen 
im  Verkehr  mit  England  dargelegt  hätte  und  zwar  einleitend,  gleichsam 
als  Grundlage  der  Spezialdarstellung.  Man  erkennt  jetzt  nicht  klar  ge- 
nug, dafs  sich  der  englische  Handel  im  Westen  und  Osten,  um  Köln  und 
Danzig,  konzentriert,  dafs  die  wendischen  Ostseestädte,  also  der  eigentliche 
Kern  der  Hanse,  an  ihm  verhältnismäfsig  nur  wenig  beteiligt  sind.  Der 
Verfasser  wäre  dann  auch  wohl  kaum  dazu  geftihrt  worden ,  Danzig  in  der 
Darstellung  von  den  übrigen  Städten  zu  trennen,  was  mehrfach  zu  Wieder- 
holungen und  Zerreifsen  des  natürlich  Zusammengehörenden  Anlafs  ge- 
geben hat.  —  Auch  würde  es  die  Bedeutung  der  gesamten  Hergänge  in 
ein  richtigeres  Licht  gesetzt  haben,  wenn  Schanz  hätte  hervorheben 
wollen,  dafs  die  Engländer  in  Streben  und  Erfolg  nicht  über  die  Be- 
freiung ihres  Eigenhandels  von  den  Hansen  hinausgekommen  sind,  dafs 
sie  nicht  gleich  den  Niederländern  den  Versuch  gemacht  zu  haben  schei- 
nen ,  Teilnehmer  am  Ostseehandel  über  ihre  eigenen  Bedürfnisse  hinaus 
oder  gar  Beherrscher  desselben  zu  werden,  dafs  infolge  dessen  auch  die 
hansische  Handelsherrschaft  in  den  nordischen  Meeren  nicht  auf  sie,  son- 
dern zunächst  auf  die  Holländer  übergegangen  ist. 

An  Einzelheiten  möge  folgendes  hervorgehoben  werden: 
S.  190  sagt  Schanz:  „Die  Verhandlungen,  die  Albert  Krantz  im 
Auftrag  der  Hanse  1494  führte,  hatten  kein  weiteres  Besultat,  als  eine 
abermalige  Verlängerung  des  provisorischen  Zustandes  um  zwei  Jahre''.  — 
Diese  angeblichen  Verhandlungen  sind  vollständig  zu  streichen;  sie  haben 
gar  nicht  stattgefunden.  —  Schanz  citiert  für  sie  die  Köhler'sche  Samm- 
lung S.  241.     Diese   Köhler'sche  Sammlung   aber   ist   zum   Teil,    und    so 
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gerade  hier,  Tratzigers  Chronika  der  Stadt  Hamburg  entnommen.  Tratziger 
aber,  dessen  Nachrichten  zum  grofsen  Teil,  nnd  so  wieder  gerade  hier, 
ans  Albert  Krantz^  Wandalia  übersetzt  sind,  hat  das  Eichtige :  „Anno  97'', 
Es  sind  die  Verhandlungen,  die  Schanz  selbst  nach  Kölner  Aktenmaterial 
S.  191  bespricht.  —  Beiläu^g  sei  bemerkt,  dafs  Schanz  wiederholt  an 
Stelle  der  Köhler'schen  Sammlung  resp.  des  Tratziger  diesen  resp.  Albert 
Krantz  hätte  zitieren  sollen.  —  Ausdrücklich  möge  hervorgehoben  wer- 
den, dafs  es  kaum  noch  zulässig  ist,  die  ja  allerdings  zum  grofsen  Teil  auf 
urkundlichen  Quellen  basierenden  Arbeiten  des  Willebrand  (Köhler'sche 
Sammlung)  und  desSartorius  anstandslos  zu  benutzen.  Ihre  Nachrich- 
ten sind  manchmal  so  aus  dem  Zusammenhange  gerissen  oder  so  mifsver- 
ständlich  aufgefafst,  dafs  sie  den  Uneingeweihten  häufig  mehr  irre  führen 
als  belehren  werden. 

S.  202  heifst  es  bei  Schanz:  „Die  Erbitterung  im  Volke  gegen  die 
Hansen  war  sichtlich  im  Wachsen.  Gesteigert  wurde  sie  besonders,  als 
die  Engländer,  die  Konjunktur  des  Krieges  von  Lübeck  gegen  Dänemark 
(1508 — 16)  ausnutzend  häufiger  als  früher  in  der  Ostsee  erschienen,  aber 
auch  eben  deswegen  von  den  Hansen  mehr  Angriffe  als  sonst  zu  erleiden 
hatten.  Gleichzeitig  gaben  die  Deutschen  durch  ihr  unordentliches  Leben 
allgemeines  Ärgernis,  und  auch  im  kaufmännischen  Verkehr  trat  an  die 
Stelle  der  deutschen  Solidität  das  System  der  Betrügerei".  —  Zunächst 
führte  Lübeck  gegen  Dänemark  Krieg  1509—1511,  nicht  1508—1516; 
im  April  1512  wurde  der  Friede  zu  Malmöe  geschlossen  und  diesem 
folgten  sehr  ruhige  Jahre.  —  Woher  Schanz  weifs,  daiB  die  Engländer 
1508 — 1516  die  Konjunktur  des  Krieges  ausnutzend  häufiger  als  firüher 
in  der  Ostsee  erschienen  seien,  wäre  mir  interessant  zu  erfahren.  In  der 
von  Schanz  für  den  ganzen  Satz  angezogenen  Quelle  steht  davon  nichts. 
—  Wer  den  letzten  Satz  liest,  mufs  doch  auf  den  Gedanken  kommen, 
als  hätten  die  Engländer  Ärgernis  genommen  an  den  Deutschen  und  als 
habe  gerade  in  dieser  Zeit  die  Betrügerei  unter  den  letzteren  um  sich  ge- 
griffen. Für  die  erstere  Behauptung  führt  er  iLappenbergs  Stahlhof 
S.  93 — 95  an.  Wer  dort  nachliest,  wird  finden,  dafs  u.  a.  auch  von  Un- 
ordnungen aller  Art  auf  dem  Stahlhofie  die  Bede  ist,  aber  das  „allgemeine 
Ärgernis"  ist  auf  Schanz'  Konto  zu  schreiben;  er  wird  es  zu  erweisen 
haben ;  ebenso,  dafs  damals  die  Betrügerei  unter  den  Deutschen  wesentlich 
Bchlimmer  gewesen  sei  als  firüher  oder  später ;  gefehlt  hat  sie  bekanntlich 
unter  Handeltreibenden  nie  und  —  nirgends. 

S.  222  Note  2  sagt  Schanz:  „1534  suchten  die  Engländer  den 
Frieden  zu  Stockeisdorf  zwischen  den  Hansen  und  Niederländern  zu  ver- 
eiteln, aber  vergeblich'^  Bekanntlich  wurde  der  wichtige  Friede  zu 
Stockeisdorf  1534  Nov.  18.  zwischen  Lübeck  nnd  König  Christian  III. 
geschlossen.  Woran  Schanz  gedacht  haben  mag,  ist  mir  unklar,  aber 
in  irgend  einer  Bichtung  liegt  hier  ein  grobes  Versehen  vor. 

S.  230  heifst  es:  „Daraus  (nämlich  aus  dem  Umstände,  dafs  gerade  aus 
Daozig  die  Engländer  ihr  Bedürfnis  an  Produkten  des  Ostens  deckten)  er- 
klärt sich  auch,  wie  die  Stadt  seit  Nowgorods  Fall  in  so  glänzender  Weise 
emporsteigen  konnte,  Lübecks  Hegemonie  aber  nicht  aufrecht  zu  erhalten 
war.    Lübeck  war  seit  dieser  Zeit  auf  Danzigs  Stapel  angewiesen'^     Bich- 
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tig  würde  dieser  Passus  sein ,  wenn  er  einfach  lautete :  ^^Daraus  erklärt 
sich  Danzigs  Blüte''.  Dafs  Danzig  seit  Nowgorods  Fall  in  glänzender 
Weise  emporgestiegen,  ist  ebensowenig  richtig  wie  die  oben  S.  3  ff.  schon 
zurückgewiesene  Yorstellung  von  der  Bedeutung,  die  das  Aufhören  des 
Kontors  zu  Nowgorod  gehabt  haben  soll.  Lübecks  Hegemonie  ist  von 
der  zweiten  Hälfte  des  13.  bis  zu  der  des  16.  Jahrhunderts  im  wesent- 
lichen stets  gleich  stark  resp.  gleich  schwach  gewesen,  hat  hiemit  nichts 
zu  thun.  Der  letzte  Satz  „Lübeck  — ^  angewiesen''  ist  eigentlich  voll- 
ständig sinnlos.  Schanz  ist  wahrscheinlich  zu  ihm  geführt  worden  durch 
die  von  ihm  zitierten  Bemerkungen  in  Waitz'  Wullenwever  I,  138; 
aber  diese  hat  er  nur  teilweise  richtig  verstanden.  Es  handelt  sich  hier 
auBschliefslich  um  Stapelartikel  und  den  Handel  mit  den  Niederlanden  (das 
„westwärts"  der  hansischen  Quellen  ist  stets,  sofern  nicht  besondere  Zusätze 
gemacht  sind,  als  Niederlande  zu  übersetzen :  Koplude  westwärts  hanterende, 
vorkerende  =  Flandernfahrer),  dazu  keineswegs  allein  um  Danzig,  sondern 
auch  um  die  übrigen  preufsischen  und  vor  allem  um  die  livländischen 
Städte. 

S.  231:  „Der  Wert  der  englischen  Ein-  und  Ausfuhr  in  Danzig  be- 
lief sich  jährlich  ungefähr  auf  400  000  SB**,  —  Es  wäre  doch  hinzuzufügen 
gewesen ,  dafs  diese  Angabe  den  Klagen  der  Engländer  entnommen  ist, 
über  deren  Bichtigkeit  denn  doch  auch  die  Gegenpartei  gehört  werden 
müfste.  (Ygl.  Hanserezesse  II,  2,  n.  65  u.  76).  Die  Summe  erregt  durch 
ihre  Höhe  von  vornherein  begründetes  Mifstrauen. 

S.  234  (es  handelt  sich  um  die  Verhandlungen  zu  Antwerpen  1491) 
sagt  Schanz:  „Die  Satzung  der  Danziger,  wonach  die  englischen  Kauf- 
leute nur  mit  den  Danziger  Bürgern  handeln  durften,  sowie  die  Satzung 
des  deutschen  Kaufmanns,  wonach  die  Hansen  mit  den  Engländern,  welche 
wegen  Guthabens  vor  dem  Austrag  klagten,  nicht  handeln  sollten,  seien 
es  hauptsächlich,  welche  unter  den  Engländern  Erbitterung  gegen  die 
deutsche  Nation  hervorrufe".  Schanz  führt  die  Quellenstelle  (vergl. 
Hanserezesse  III,  2,  n.  514  §  88)  selbst  wörtlich  an:  dat  de  kopman  to 
Londen  eiin  Statut  gemakt  hadden,  zo  eiin  Engelssche,  de  eiinem  Du- 
dessohen  siine  gudere  vorkoft  unde  vorborged  hadde,  wente  dat  over- 
slagen  were  vor  crem  uthtage,  dat  de  Engeischen  en  baven  40000  Sß 
vorborget  unde  vortruwet  hadden,  den  Dudesschen  manede  und  siin  geldt 
adir  betalinge  hebben  wolde,  denne  were  ere  vorbunth,  dat  niimandt  van 
der  natien  mitten  Engeischen  adir  siinen  frunden  kopslagen  muste.  Der 
Sinn  dieser  Stelle  ist  folgender:  „Engländer  haben  den  Hansen  vor  ihrem 
Auszuge  (d.  h.  vor  1469;  das  „Austrag"  bei  Schanz  sehe  ich  als  einen 
Druck-  oder  Schreibfehler  an,  sonst  würde  die  Entstellung  eine  noch 
gröfsere)  infolge  von  Geschäftsverbindungen  ca.  40  000  SS  anvertraut  oder 
verbürgt;  wenn  sie  jetzt  Zahlung  verlangen,  erklären  die  Hansen,  es  sei 
eine  Ordnung  ihres  Bundes,  dafs  keiner  unter  ihnen  mit  Engländern  ge- 
meinsame Geschäfte  machen  dürfe,  für  die  Übertreter  dieser  Ordnung  könne 
man  nicht  einstehen". 

In  der  Darstellung,  die  Schanz  von  den  Verhandlungen  des  Jahres 
1499  giebt,  spielt  S.  238  ff.  Eiga  eine  ähnliche  Eolle  wie  1491  Däne- 
mark.    Schanz  weifs  folgendes  zu  erzählen: 

„Heinrich  VII.   genügte    das   (1491)  Errungene  nicht.     Die  Stel- 
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lang  des  englischen  Kaufmanns  an  der  Ostsee  sollte 
noch  mehr  gefestigt,  sein  Wirkungskreis  noch  beden- 
tender  erweitert  werden". 

y^unächst  lenkte  der  König  seinen  Blick  auf  die  liy- 
ländisohen  Städte.  Diese  standen  mit  dem  Hansabande 
nur  in  loser  Verbindung  und  scheuten  sich  keineswegs, 
im  eigenen  Interesse  gegen  die  Mitglieder  des  letzteren 
eine  rigorose  Handelspolitik  su  befolgen.  Das  seit  eini- 
ger Zeit  verhanste  Riga  schien  besonders  geeignet  Der 
Ordensmeister  Wolter  von  Flettenberg  und  der  liebens- 
würdige Erzbischof  Michael,  welche  den  leitenden  EinfluTs  in 
Riga  hatten,  konnten  leicht  für  den  englischen  Plan  ge- 
wonnen werden.  Das  gegensätzliche  Verhältnis  zwi- 
schen Danzig  und  dem  Deutschorden,  sowie  die  damalige  Lage 
der  Stadt,  die  nach  langen  Streitigkeiten  wieder  etwas  zur  Buhe  ge- 
langt war  und  eine  Wiederbelebung  des  Handels  sehr  bedurfte,  liefsen 
es  ganz  im  Interesse  Rigas  erscheinen,  wena  es  mit 
England  engere  Beziehungen  anknüpfte". 

^Gelang  dem  König  sein  Plan,  so  liefs  sich  Danzig  ganz  bei 
Seite  schieben  oder  doch  über  dessen  Hartnäckigkeit  gleichgiltig  hin- 
wegsehen; gleichzeitig  war  die  Möglichkeit  gegeben,  einen 
Verkehr  mit  den  Russen  anzubahnen,  ein  Punkt  von  kapi- 
taler Wichtigkeit,  seit  1494  die  Hansen  ihr  Kontor  zu 
Nowgorod  yerloren  hatten". 

„Rigft  kam  den  Wünschen  Heinrichs  VII.  mit  Freuden 
entgegen.  Johannes  Prange  wurde  nach  London  gesandt  etc."  (folgt 
Inhaltsangabe  des  abgeschlossenen  Vertrags). 

„Der  Vertrag  wurde  vom  König  ratificiert,  und  das  Qleiohe  war 
von  Riga  beabsichtigt  Danzig  scheint  auch  die  eingetre- 
tene Wendung  sofort  empfunden  zu  haben.  Das  Ausblei- 
ben der  Engländer  erwies  sich  in  kürzester  Zeit  für  die 
Stadt  und  für  Preufsen  yerderblich.  Ihr  Schutzherr,  der 
König  von  Polen,  Johann  Albert,  machte  einen  Vermitte- 
lungsyersuch.  In  einem  Brief  an  den  König  Heinrich  Vn.  und 
die  englischen  BoTollmäohtigten  yerspraoh  er,  den  Engländern  in  sei- 
nen Oebieten  Handelsfreiheit  zu  gestatten,  wenn  man  auch  den  Han- 
sen in  England  ihre  Privilegien  wieder  genielsen  lassen  wolle  (April 
1499).  Freilich  der  Kemfirage,  ob  die  Engländer  mit  jedermann  Han- 
delsgeschäfte abschliefsen  dürften,  wich  er  vorsichtig  aus,  wenn  er 
auch,  wie  aus  einem  Brief  an  Lübeck  hervorgeht,  die  Handelsfireiheit 
eher  weit  als  eng  aufzufassen,  schien". 

„Unter  diesen  Verhältnissen  war  Englands  Position  eine  ziemlich 
günstige,  als  die  Tagfahrt  zu  Brügge  im  Sommer  1499  stattfand  u.  s.  w.'^ 
S.  241  heifst  es  dann  noch:  „Sollten  die  Hansen  die  Wieder- 
aufnahme Riga»  in  den  Bund  nicht  davon  abhängig  gemacht 
haben,  dafs  es  sein  Verhältnis  zu  England  löse?  Das  Be- 
streben war  jedenfalls  da,  wenn  auch  bezweifelt  werden 
mufs,  dafs  Riga  vollständig  den  Wünschen  Danzigs  ent- 
sprach". ^ 


.* 
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Schanz'  Neigung  zu  kombinieren  und  seine  Baschheit  des  Arbeitens 
haben  ihm  hier  einen  argen  Possen  gespielt.  Was  er  vorbringt,  ist  im 
wesentlichen  nichts  als  eitel  Hirngespinst 

Was  zunächst  das  „verhansen"  anbetrifft,  so  ist  mit  dem  Worte  von 
Älteren  und  Neueren  so  viel  Mifsbrauch  getrieben  worden,  dafs  man  es 
Schanz  nicht  allzusehr  verargen  kann,  wenn  er  nicht  weils,  was  „ver- 
hansen'^  ist  Von  einer  Yerhansung  Eigas  in  dieser  Zeit  kann  gar  nicht 
die  Eede  sein. 

Der  Utrechter  Friede  sagt  in  Art  11 :  „Wenn  eine  Hansestadt  oder 
ein  einzelner  Hanse  durch  die  Batssendeboten  der  gemeinen  Hansestädte 
aus  der  Gemeinschaft  der  Hanse  ausgeschlossen  worden  ist  oder  in  Zu- 
kunft ausgeschlossen  wird  oder  aber  sich  aus  eigenem  Antriebe  absondert, 
so  wird  der  König  von  England,  sobald  er  durch  die  Ratssendeboten  der 
gemeinen  Hansestädte  davon  in  Kenntnis  gesetzt  und  darum  ersucht  wor- 
den ist,  sofort  ohne  weitere  Untersuchung  der  Sache  die  angezeigte  Stadt 
oder  Person  als  fremd  behandeln  und  keiner  Privilegien  im  englischen 
Eeiche  geniefsen  lassen,  ihr  auch  keine  den  hansischen  gleiche  oder 
gröfsere  Privilegien  gewähren,  so  lange  der  König  nicht  durch  die  Bats- 
sendeboten  der  gemeinen  Hansestädte  von  der  Wiedervereinigung  und  Aus- 
söhnung der  betreffenden  Stadt  oder  Person  in  Kenntnis  gesetzt  ist'^ 
Dieser  Artikel  ist  so  zu  verstehen,  dafs  er  sich  nicht  blos  auf  ausgetre- 
tene resp.  ausgestofsene  Hansestädte  beziehen  soll,  sondern  besonders  auch 
auf  solche,  die  dem  vorliegenden,  dem  Utrechter  Vertrage  nicht  beitreten 
wollen.  Soweit  unsere  Kenntnis  reicht,  ist  letzteres  der  Fall  gewesen  mit 
Kolberg  und  den  livländischen  Städten,  aus  Gründen,  die  uns  auch  nicht 
unbekannt  bleiben :  besondere  Forderungen ,  die  sie  an  die  Engländer  zu 
stellen  hatten,  sind  durch  den  Utrechter  Vertrag  nicht  befriedigt  worden. 
Unter  ausdrücklicher  Berufung  auf  den  Artikel  1 1  dieses  Vertrages  zeigen 
die  Hansestädte  am  1.  Juni  1478  dem  Könige  von  England  an,  dafs  Kol- 
berg den  Frieden  nicht  annehmen  wolle.  Die  Kolberger  haben  dann 
durch  Jahrzehnte  einen  Kaperkrieg  gegen  die  Engländer  geführt  Ob- 
gleich diese  Sachlage  ja  auch  den  Hansen  nicht  angenehm  sein  konnte, 
so  sind  sie  doch  keineswegs  zu  Kolberg  oder  den  livländischen  Städten 
in  Gegensatz  geraten:  beide  sind  in  allem  übrigen  Glieder  des  Bundes 
und  nehmen  an  allem  teil,  nur  nicht  am  Handel  nach  England.  Was  die 
Livländer  anbetrifft,  so  hatten  sie  alte  Ansprüche  an  den  König  von  Eng- 
land, über  deren  Ursprung  und  Geschichte  sich  jeder  leicht  Auskunft 
verschaffen  kann,  der  Hanserezesse  I,  5  und  die  folgenden  Bände  in  die 
Hand  nimmt.  Im  Utrechter  Frieden  war  ausdrücklich  vorgesehen,  dafs 
frühere  Schuldverschreibungen  der  beiden  Teile  gegen  einander  in  Kraft 
bleiben  sollten.  Auf  den  livländischen  Städtetagen  zu  Wolmar  1477  März  2, 
zu  Walk  1477  Okt  5,  1478  März  10,  1479  Juli  25  bringt  Biga  die 
Ansprüche  zur  Verhandlung.  Man  besohliefst,  die  Engländer  zunächst 
nicht  zuzulassen,  weil  das  dem  deutschen  Kaufmann  nicht  förderlich  sein 
würde,  verschafft  sich  aber  doch  vom  Kaufmann  zu  Brügge  ein  beglaubig- 
tes Transsumpt  der  bei  diesem  liegenden  englischen  Obligation.  1498  er- 
klärt man  dann  auf  dem  im  Mai  zu  Lübeck  abgehaltenen  Hansetage,  dafs 
man  mit  den  Engländern  in  Verhandlung  treten  wolle.     Biga  befand  sich 
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damab  in  sohweren  Geldverlegenheiten.  Da  für  Sept.  14  Verhandlungen 
der  gesamten  Hanse  mit  den  Engländern  in  Aussicht  genommen  waren, 
60  ward  den  Livländem  geraten,  dann  einen  Beauftragten  mitzusenden. 
Infolge  dieser  Abmachung  erschien  Ende  August  der  Sekretär  Bigas,  Ma- 
gister Johann  Prange,  in  Lübeck.  Da  inzwischen  die  Verhandlungen 
mit  den  Engländern  auf  das  nächste  Jahr  yerschoben  waren,  so  gab  der 
Lübecker  Rat  dem  rigisohen  Sekretär  Empfehlungsschreiben  an  den  deut- 
schen Kanfinann  zu  Brügge  und  zu  London  mit  (am  1.  September  1498), 
dem  letzteren  besonders  ans  Herz  legend,  dafs  er  dem  Johann  Prange  in 
Lösung  seiner  Aufgabe  behilflich  sein  möge  *). 

Das  Ergebnis  dieser  Gesandtschaft,  die  mit  Lübecks  Empfehlungs- 
briefen in  England  erscheint,  ist  dann  jener  Vertragsentwurf  zwischen 
Biga  und  König  Heinrich  vom  26.  Nov.  1498,  der  bei  Bymer  gedruckt 
ist,  und  der,  soweit  ich  erkennen  kann,  die  einzige  und  ausschÜefsliche 
Stütze  des  ganzen  Ton  Schanz  aufgeführten  Gebäudes  bildet.  Denn 
was  er  aus  den  Verhandlungen  von  1499  über  die  Sache  beibringt  und 
in  einer  Note  S.  240  wörtlich  abdruckt  (es  ist  alles,  was  wir  aus  diesen 
Verhandlungen  über  dieselbe  haben),  hätte  ihn  bei  einiger  Auünerksam- 
keit  stutzig  und  an  seiner  Hypothese  irre  machen  müssen. 

VFie  verläuft  nämlich  die  Sache  weiter?  Der  Schwerpunkt  des  zwi- 
schen Riga  und  dem  Könige  abgeschlossenen  Vertrags  (seinen  Inhalt  giebt 
Schanz  8.  239)  liegt  nicht  in  der  Bestimmung,  dafs  die  Engländer  wie- 
der yerkebren  dürfen  in  Riga,  auch  nicht  darin,  dafs  das  sogar  zollfrei 
geschehen  soll,  noch  weniger  in  dem  Versprechen,  die  Obligationen  des 
englischen  Königs  oder  seiner  IJnterthanen  auszuliefern,  sondern  einzig 
und  allein  in  der  Bestimmung,  welche  den  Verzicht  Rigas  auf  einen  Teil 
seiner  Rechte  als  Hansestadt  enthält,  indem  sie  dem  rigischen  Verkehr 
in  England  nur  ftur  denjenigen  Teil  seiner  Waaren ,  der  aus  der  Heimat 
stammt,  die  hansischen  Rechte  gewährt,  ihn  im  übrigen  denselben  Be- 
dingungen unterwirft  wie  den  der  Nichthansen.  Deutlich  erhellt  diese 
Sachlage  aus  dem  soeben  angezogenen  Briefe  des  deutschen  Kaufinanns 
zu  London  aus  Lübeck  vom  20.  Febr.  1499.  Johann  Prange  war  um 
die  Scheide  des  Jahres  wieder  in  Brügge  gewesen,  hatte  Ton  da  seine 
Eückreise  über  Lübeck  fortgesetzt  Der  Kaufmann  schreibt  nun,  der 
Sekretär  werde  Lübeck  wohl  über  seine  Verhandlungen  berichtet  haben; 
für  den  Fall,  dafs  das  etwa  nicht  geschehen  sei,  teile  er  mit,  was  der 
Sekretär  erzählt  habe;  vollständig  sicheres  sei  allerdings  nicht  zu  erfah- 
ren, da  der  Vertragsentwurf  dem  Sekretär  versiegelt  übergeben  worden 
sei,  um  ihn  so  dem  Rate  zu  Riga  zu  überbringen.     Berichtend  hebt  dann 

1)  1499  Febr.  80.  schreibt  der  deutsche  KftafmanD  za  LoDdon  an  Lübeck:  So  als 
juwe  wysheiden  uns  nnlanges  ap  Egidii  abbatis  (1.  September)  gescreven  hebben  Tan 
weghen  des  erwerdighen  mester  Johann  Pranghe,  secretarias  des  ersamen  rades  to  Ryge, 
die  dan  np  die  tyt  etlike  werre  van  lastighen  saken  van  syner  heren  wegen  mit  des 
h«ren  konynges  genaden  van  Engelande  to  schaffen  hadde  ande  van  ans  begerende  weren, 
wy  eme  in  den  snlven  werven  inredich  syn  wolden ,  np  dat  he  deshalven  ene  fnichtbar 
aotworde  van  deme  heren  konynghe  an  syne  heren  irlanghen  mochte,  deme  wy  also 
Reme  na  nnsen  vermoghen  unde  der  sake  gelegenheide  gedaen  hebben.  —  Die  obige 
Darstellung  beruht  auf  teils  jetst  gedrucktem,  teils  noch  ungedrucktem  Material,  das  aber 
Beb  ans  insgesamt  nicht  gehabt  hat. 
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der  Eaufioiaiin  hervor,  dafs  in  dem  Yertrage  eine  Bestimmung  sein  solle, 
nach  welcher  Riga  für  die  Gegenstände  des  Ostseehandels  allerdings  die 
hansische  Abgabenfireiheit  geniefse,  für  das  aber,  was  es  von  Westen 
bringe,  Salz  n.  s.  w.,  zahlen  müsse  wie  Nichthansen. 

Higa  ist  dann  nicht  abgeneigt,  zu  ratifizieren.  Was  die  Stadt  Ter- 
anlafst  haben  kann,  auf  einen  so  ungünstigen  Vertrag  einzugehen,  läfst 
sich  plausibel  genug  vermuten;  aber  ich  vermeide  es,  einer  Vermutung 
Ausdruck  zu  geben;  die  Forschung  ist  in  diesem  Punkte  noch  nicht  ab- 
geschlossen, jeder  Augenblick  kann  neue  Aufschlüsse  bringen.  Aber  soviel 
läfst  sich  mit  Sicherheit  behaupten,  dafs  König  Heinrich  VII.  gar  nicht 
daran  gedacht  hat,  durch  Eröffnung  eines  englischen  Handels  nach  Riga 
auf  Danzig  zu  drücken  und  dieses  zum  Nachgeben  in  dem  eigentlichen 
Kernpunkt  aller  englischen  Forderungen  zu  bewegen.  Denn  Prange  be- 
richtet, dafs  der  König  erklärt  habe,  wenn  der  Rat  zu  Riga  dem  Vertrage 
nicht  zustimme,  dann  solle  die  Lage  wieder  die  sein,  die  vor  dem  Ver- 
trage bestanden  habe,  d.  h.  die  Engländer  sollten  nicht  nach  Riga  und 
die  Rigischen  nicht  nach  England  kommen.  —  Wenn  man  behaupten 
will,  der  König  habe  ein  praejudicium  für  seine  Auslegung  des  Pri- 
vilegienausdracks  „suae  merces''  schaffen  wollen,  so  habe  ich  dagegen 
nichts  einzuwenden« 

Denn  eben  dem  haben  sich  die  Hansen  widersetzt.  Vor  ihren  mit 
den  Engländern  verhandelnden  Ratssendeboden  in  Brügge  erscheint  am 
26.  Juni  1499  ein  Bote  (Diener)  Rigas.  Schanz  selbst  teilt  die  be- 
treffende Stelle  mit :  „Nuntius  qnoque  Rigensium  literas  forte  ratifioationis 
ad  ea  que  pridem  secretarius  eorum  cum  rege  tractavit  afferens  aderat» 
sed  cum  in  scriptis  eorundem  ad  consulatum  Lubicensem  haberetur,  quod 
staret  concilio  hie  congregatorum  oratorum,  deposuit  eas  apud  mercatores, 
presertim  cum  in  prejudicium  tendere  putarentur  publice  utilitatis". 
Die  Situation  ist  damit  doch  wahrlich  deutlich  genug  gekennzeichnet: 
Was  der  Bote  Rigas  bringt,  wissen  die  Ratssendeboten  nicht  (der  Bote 
selbstverständlich  auch  nicht),  vielleicht  ^)  die  Ratifikation  des  geschlosse- 
nen Vertrags.  Aber  da  Riga  an  Lübeck  geschrieben  hatte,  dafs  sich  der 
Bote  den  in  Brügge  versammelten  Ratssendeboten  stellen  sollte,  liefs  man 
ihn  seine  Briefe  beim  deutschen  Kaufmann  in  Brügge  deponieren,  zumal 
da  man  glaubte,  dafs  das  zwischen  dem  Sekretär  und  dem  Könige  Ver- 
handelte dem  gemeinen  Wohl  als  Präjudiz  hinderlich  sei  ').  —  Keines- 
wegs aber  wollte  man  nun  Riga  an  der  Wiedereröffnung  seines  Verkehrs 
mit  England  hindern,  im  Gegenteil.  Als  am  20.  Juli  beide  Parteien 
Vorschläge  einreichen  über  das  als  Resultat  dieser  Verhandlungen  ver- 
tragsmäfsig  zu  vereinbarende,  nahmen  die  Hansen  ausdrücklich  unter  ihre 


1)  Wenn  daa  „forte**  des  Textes  das  niederdeutsche  „rUlichte**  wiedergeben  soll, 
nnd  das  ist  höchst  wahrscheinlich,  so  ist  es  za  übersetzen  mit  „gewifs.** 

8)  Die  von  Schanz  II,n.  91  and  98  aas  dem  Kölner  Stadtarchiv  mitgeteilten 
Originalbriefe  entstammen  diesem  Depositam  des  rigischen  Boten  and  sind  nie  an  ihre 
Adresse  abgeUefert  worden.  Der  in  n.  98  enthaltenen  Bitte  Rigas  um  Aosliefening  der 
englischen  Obligation  vom  Jahre  1409  ist  der  deutsche  Kaufmann  sn  Brügge  nicht  nach- 
gekommen :  gemerckt,  sodan  breef  zeh  nicht  alleyne,  sunder  ock  mher  andere  in  Prassenn 
nnnd  Lieflandt  anroret. 
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Yonohläge  die  auch  von  Sohanz  mitgeteilte  Forderung  aaf:  y,Item  cum 
Bit  iraotatu  Trajeotensi  inter  alia  proviBum,  quod  si  que  civitas  ab  illis 
pactiB  se  Bubtrahety  ea  regio  majestati  insinaabitar  liberumqae  sit  tali 
sabtraote  oiyitati  ad  ceterarom  communionem  acceptatis  pactis  remeare, 
qae  res  cum  Bit  de  Bigensi  civitate  practioata,  oujiib  gubematoribuB  yi- 
sum  est  ad  ceteramm  commanionein  redire  approbatis  placitis  Trajeotensi- 
boB,  id  regie  oelsitadini  per  preseotia  Bit  liquidatiim,  ut  in  reliquom  mer- 
catores  ejns  oeteris  anse  membris  parificentur".  Und  gerade  diesen  Artikel 
der  hansiBchen  VorBcbläge  haben  nun  die  englischen  Gesandten,  die  alle 
anderen  xurüokwieaen ,  in  der  Sache  wenigstens  nicht  abgelehnt  Auch 
dafür  zitiert  Sohanz  selbst  den  beweisenden  Satz:  „De  Bigensibus  con- 
yenit  (d.  h.  unter  den  beiderseitigen  Gesandten),  ut  quia  in  tractatu  Tra- 
jectensi  haberetur,  quod  civitas  retraota  redire  cupiens  regie  migestati 
per  literas  insinuaretur ,  non  per  hoc  scriptum,  itaque  susoeptum  est,  ut 
ea  de  re  scriberet  consulatus  Lubicensis,  tum  Rigensibus  bene  consulere- 
tor,  quamyis  fiimulus  eorum  indigne  ferret,  sibi  literas  non  reddi/' 

Xlnd   diese  Anzeige    ist  von  Lübeck   gemacht  worden«     Am  15.  Juli 

1500  hat  Biga  den  ütrechter  Vertrag  angenommen.  Auf  der  Urkunde 
(Trese  zu  Lübeck,  Livonica  n.  149)  steht  aufsen:  Batificatio  der  stadt 
yan  Biige  des  tractates  to  Utrecht,  unde  dat  is  deme  heren  koninge  yan 
Engellant   vorwitliket.     Dieser   hat    sich   allerdings    zunächst   gesträubt; 

1501  haben  noch  Verhandlungen  stattgefunden,  in  den  nächsten  Jahren 
ist  yon  der  Sache  nicht  mehr  die  Kode.  Wahrscheinlich  hat  der  König 
nachgegeben,  denn  1521  berufen  sich  die  Engländer  in  ihren  Klagen 
über  Biga  nicht  auf  ihren  Vertrag  mit  dieser  Stadt,  sondern  auf  ihre 
Abmachungen  mit  der  ganzen  Hanse  yon  1490  (Schanz  II,  S.  453 
und  474). 

Schanz  verknüpft  die  Darstellung  der  Verhandlungen  yon  1499 
mit  der  jener  yon  1521  auf  S.  241  durch  die  Sätze:  „Unter  Heinrich  VIIL 
änderte  sich  der  Charakter  der  Beziehungen  zu  den  Ostseestädten  in  der 
Hauptsache  nicht  In  Biga  trat  mehr  und  mehr  eine  Wendung 
zu  Ungunsten  der  Engländer  ein.  Der  Ordensmeister  hatte  allen 
Grund,  Danzig  gegenüber  möglichst  zuvorkommend  sich  zu  zeigen,  seit 
diese  Stadt  es  bereute,  dem  König  von  Foleu  sich  verschrieben  zu  haben. 
Die  Bevorzugung  der  Engländer  in  Biga  auf  Kosten  Danzigs 
trat  etwas  zurück  u.  s.  w.'^  Abgesehen  von  der  Frage,  was  denn 
der  OrdensmeiBter  mit  Danzig  zu  thun  hat,  die  zu  beantworten  Schanz 
wohl  schwer  fallen  würde  ^),  möchte  ich  noch  die  Frage  aufwerfen,  auf 
welchen  Quellenstellen  die  beiden  gesperrt  gedruckten  Sätze  beruhen? 
Sollen  sie  etwa  nur  die  Verbindung  herstellen  zwischen  der  für  1499 
aufgebauten  Hypothese  und  der  für  1521  vorliegenden  Überlieferung? 
Und  femer,  mit  Bezug  auf  die  oben  S.  115  mitgeteilte  Darstellung  Schanz', 
wo  sind  die  Belege  für  die  dort  gesperrt  gedruckten  Sätze?  Woher  weifs 
Schanz,    dafs   „der  König   zunächst   seinen  Blick   auf  die  livländischen 

1)  Oder  sollten  die  Kombinationen,  die  Seh  ans  mit  Dsniig,  Ordensmeistor  and 
Biga  vornimmt,  aaf  der  Vorttollong  beruhen,  dafs  Ordenameister  und  Hochmeister  eine 
Person  seien ;  sollte  ihm  wirklich  entgangen  sein ,  dafs  Riga  antar  jenem ,  Danzig  (ver 
der  polnischen  Herrschaft)  anter  diesem  stand? 
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Städte  lenkte'S  dafs  „der  Ordensmeister'^  Wolter  von  Flettenberg  und 
der  liebenswürdige  Erzbisohof  Michael  leicht  für  den  englischen 
Plan  gewonnen  werden  konnten",  dafs  „Biga  den  Wünschen  Heinrichs  VII. 
mit  Freuden  entgegen  kam'',  woher,  dafs  „Danzig  auch  die  eingetretene 
Wendung  sofort  empfunden  zu  haben  scheine",  dafs  ,,da8  Ausbleiben  der 
Engländer  sich  in  kürzester  Zeit  für  die  Stadt  und  für  PreuÜBen  yer- 
derblich  erwiesen  hat",  woher,  frage  ich,  weifs  er,  daüs  sie  überhaupt 
ausgeblieben  sind,  ausgeblieben  in  dem  Zwischenraum  von  noch  nicht 
fünf  Monaten,  Wintermonaten,  die  yerflossen  sind  zwischen  Fixierung 
des  rigisch-englischen  Vertragsentwurfs  (1498  Nov.  26)  und  dem  Tage, 
da  der  König  von  Polen  seine  Briefe  schrieb  (1499  April  23),  zu  einer 
Zeit,  wo  der  Vertrag  noch  gar  nicht  perfekt  geworden  war?  Woher 
weifs  Schanz,  daüs  die  Hansen,  wie  er  S.  240  unten  sagt,  „Aussicht 
hatten ,  den  englischen  Handel  in  Biga  etwas  zu  beschränken",  dafs  „der 
König  von  Polen  in  dieser  Angelegenheit  einen  Vermittelungs- 
yersuch"  gemacht  hat*)"?  Woher  das  alles?  Das  sind  doch  lauter 
thatsächliche  Angaben?  Beruhen  sie  auf  Quellen  oder  sind  sie  einfach 
aus  der  Luft  gegriffen,  um  der  Hypothese  Form  und  Halt  zu  geben? 
Ich  bedauere  tief.  Schanz  vor  diese  Alternative  stellen  zu  müssen. 
Ich  würde  von  Herzen  froh  sein,  wenn  er  mich  zwänge,  zu  gestehen, 
dafs  ich  ihm  damit  Unrecht  thue. 

und  nun  genug.  Nicht  als  ob  die  Beihe  meiner  Ausstellungen  an 
Schanz'  Darstellung  der  hansisch-englischen  Beziehungen  erschöpft 
wäre,  das  ist  sie  noch  lange  nicht,  aber  ich  forchte  die  Geduld  der  Leser 
ist  es.  Ich  mufs  zu  einem  Gesamturteil  kommen.  Schanz  war,  als 
er  diesen  Teil  seiner  Arbeit  schrieb,  zu  wenig  vertraut  mit  der  Geschichte 
der  Hanse  und  der  norddeutschen  Städte  überhaupt,  um  seine  Aufgabe 
mit  Erfolg  lösen  zu  können;  er  hat,  wenn  man  die  Kürze  der  Zeit  be- 
denkt, Material  in  staunenswertem  Umfange  benutzt,  aber  er  hat  es  nicht 
genügend  verarbeitet  und  ist  nicht  tief  genug  in  dasselbe  eingedrungen; 
er  hat  sich  über  die  Grenzen  des  Wissens,  das  ihm  auf  Grund  seines 
Materials  überhaupt  möglich  war,  keine  hinreichende  Klarheit  verschafft^ 
vielmehr  hat  er,  getrieben  von  dem  Wunsche,  Besultate  vorzulegen,  als 
fertig  und  abgeschlossen  hingestellt,  was  ihm  seine  Quellen  bei  gewissen- 
hafter Forschung  als  unklar  und  höchst  unsicher  erscheinen  lassen  mufsten, 
ja,  er  hat  sich  nicht  gescheut,  willkürlich  sachliche  Angaben  enthaltende 
Sätze  einzuschieben  da,  wo  ihm  die  Bausteine  für  seinen  Gedankengang 
fehlten.  Das  Besultat  ist  eine  Darstellung  gewesen,  die  kein  gewissen- 
hafter Historiker  in  irgend  einer  ihrer  Aufführungen  anbesehen  hinnehmen 
wird,  und  deren  als  „Bückbück"  zusammengefafstes  Gesamtergebnis  in 
wichtigen  Punkten  anfechtbar  ist. 


1)  Dafs  die  beideD  Briefe  des  Königs  Ton  Polen  (Scham  n,  n.  89  n.  90)  mit 
der  rig^hen  Sache  in  gar  keinem  Zusammenhange  steheut  h&tte  Schanz  aus  dem  ihm 
8U  Gebote  stehenden  Material  mit  gröfster  Deutlichkeit  ersehen  können.  Thom  und 
Elbing  haben  sie  erlangt  und  prodasieren  sie  in  Brügge.  Mich  wundert,  dafs  Seh  ans 
nicht  auf  den  Gedanken  gekommen  ist,  die  Wünsche  dieser  beiden  Stidte  zu  einer  &hn- 
lichen  Hypothese  zu  benutzen.  Hier  wSre  doch  wenigstens  ein  gewisser  Anhalt  ge- 
wesen. 
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In  betreff  dieses  Rückblicks  möchte  ich  mir  noch  einige  wenige 
Bemerkungen  gestatten.  Schanz  schliefst  denselben  mit  folgenden  Worten: 
„Mehl  als  irgendwo  hatte  hier  die  englische  Politik  für  eine  billige 
Sache  gestritten.  So  wehmutsvoll  auch  des  Deutschen  Herz  durch 
das  Sinken  der  einstigen  hansischen  GrÖfse  gestimmt  wird,  die  Ge- 
rechtigkeit erheischt  ein  Urteil,  das  gegen  die  Hansen  lautet.  Es 
war  anyemünftig,  die  Gleichstellung  mit  den  Engländern  zurückzu- 
weisen,  und  es  war  unbillig,  den  letzteren  die  Reziprozität  in  den 
Osteestädten  zu  versagen.  Solche  Anomalien  liefsen  sich  nur  aufrecht 
erhalten  durch  Gewalt,  die  der  Bund  nicht  mehr  besafs,  und  die  auch 
ein  Wullenwever  nicht  mehr  zu  schaffen  im  Stande  war.  Dafs  nicht 
erkannt  zu  haben,  war  der  politische  Fehler  der  Hansa  im  Laufe 
des   16.  Jahrhunderts.'' 

Ich    würde    meinerseits    ungefähr   zu    folgendem    Schlufsworte    ge- 
langt sein: 

Dem   handelspolitischen  Streben    der  Engländer   läfst   sich   die   Be- 
rechtigung  nicht   absprechen    und    die    Anerkennung   nicht   versagen. 
Mögen    wir    bei    Beurteilung   der   Dinge   noch    so   sehr   nationale  Ge- 
sichtspunkte  zurückdrängen,    die   Gerechtigkeit  erheischt    doch,   den 
Hansen    den   Preis    gröfsorer    handelspolitischer    Tüchtigkeit    zuzuer^ 
kennen.     Wohlüberlegt   weisen   sie    die  Gleichstellung   mit   den  Eng- 
ländern   hartnäckig   zurück    und    verteidigen   Schritt    für  Schritt   die, 
wie  sie  selbst  sagen,  mit  ihrem  Geld  und  Blut  teuer  erkauften  Rechte. 
So  ist  es  ihnen  gelungen,  auch  ohne  Gewalt,  die  der  Bund  nicht  mehr 
genügend   besafs,    um  gegenüber   den   national   erstarkenden   Reichen 
Nord-Europas  seine  Forderungen  erzwingen  zu  können ,  eine  Stellung 
aufrecht  zu  erhalten,  die  im  Grunde  genommen  schon  unhaltbar  war. 
Das   erreicht   zu  haben,   ist   das  politische  Verdienst  der   Hansa   im 
16.  Jahrhundert'' 
So    weit   mir   die  Geschichte  und    der  Geist   der  Zeit    bekannt  ge- 
worden sind,    bin    ich  zu  der  Überzeugung  gekommen,    dafs  jede  Nach- 
giebigkeit der  Hanse  ihren  unvermeidlichen  Ruin  nur  beschleunigt  haben 
würde.     Dafs  sie  diesen  aber  hintangehalten,    das   ist  ein  Yerdienst,  das 
sie  sich  zugleich  um  die  Stellung  Deutschlands  im  Handel  der  Nord - 
hälfte    Europas   erworben    hat.     Man   sollte   als    modemer  Kritiker   doch 
sehr  vorsichtig  sein,    bevor    man  aburteilt  über  die  Männer,    die  in  den 
Ratsstuben  der  Hauptstädte,  besonders  Lübecks,  und  auf  den  Bänken  der 
Kontore   die  Politik    des  Kaufmanns  lenkten.     Wer   tiefer   in    die    Dinge 
eindringt,  der  wird  seine  Anerkennung  nicht  versagen  können  der  Weite 
des  politischen  Blicks   und   der  Schärfe    des  politischen  Urteils   in  diesen 
Kreisen,    der  wird  ihnen  Recht  geben,    wenn   sie  die  politischen  Fragen 
der  Zeit,   auch  die  handelspolitischen,   als  Machtfiragen  fassen,   in  denen 
Schwäche    zu    zeigen   der  gröfste   Fehler    ist     Die    Anschauungen,    von 
denen  Schanz'  Schlufswort  beinflufst  ist,    scheinen  mir  der  Gegenwart 
anzugehören  und  auf  die  Beurteilung  des   16.  Jahrhunderts  nicht  anwend- 
bar zu  sein.  —  Doch  das  sind  mehr  oder  weniger  Prinzipienfragen,  über 
die    sich  streiten    läfst.     Es  genügt    mir,    hier   den  Gegensatz  konstatiert 
zu  haben. 

Und  noch  eine  Prinzipienfrage  möchte  ich  zur  Sprache  bringen. 
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Nationale  YoreingeDommenheit  ist  gewifs  ein  übles  Ding  bei  einem 
Historiker,  aber  nicht  minder  übel  und  dazu  abstofsender  ist  die  Neigung, 
im  eigenen  Fleische  zu  wühlen.  Ich  will  uicht  behaupten,  dafs  sie  bei 
Schanz  hervortritt,  aber  ich  möchte  do(^,  dafs  er  sich  mehr  befleifsigt 
hätte,  mit  gleichem  Mafse  zu  messen.  Wenn  er  S.  181  sagt,  dafs  die 
Hansen  es  verstanden  hätten,  sich  in  Skandinavien  „mit  brutaler  Gewalt 
und  den  gefahrlichsten  Mitteln  zu  Herren  zu  machen''  (eine  Behauptung, 
der  ich  nicht  unbedingt  widersprechen  will,  für  die  ich  aber  Schanz' 
Beweise  gern  einmal  sehen  möchte),  so  wäre  es  doch  angezeigt  gewesen, 
gelegentlich  auch  einmal  die  Engländer  mit  einem  derartigen  Epitheton 
zu  bedenken..  Wunderbar,  dafs  gerade  wir  Deutschen  das  Bedürfnis  haben, 
so  gerecht  gegen  Fremde  zu  sein,  dafs  wir  gegen  uns  selber  ungerecht 
werden.  Zu  den  Zeiten  unserer  Vorherrschaft  in  Europa  sprach  man 
von  der  superbia  Teutonicorum.  Haben  vielleicht  die  dazwischen  liegen- 
den Jahrhunderte  unserer  Schwäche  auf  die  Ausbildung  der  neuen  Eigen- 
schaft eingewirkt? 


Weit  kürzer  kann  ich  mich  fassen  über  das  Kapitel  „England  und 
die  skandinavischen  Reiche.''  Treten  die  betreifenden  Beziehungen  ja 
doch  in  ihrer  Bedeutung  vollständig  hinter  den  hansischen  zurück.  Schanz 
hat  die  vorhandenen  guten  Vorarbeiten  auf  diesem  Gebiete  nicht  über- 
sehen und  beweist  damit  ein  jedenfalls  anerkennenswertes  Eindringen  in 
eine  doch  verhältnismäfsig  abseits  liegende  Geschichtslitteratur.  Besonders 
dem  bewährten  Allen,  der  sein  Leben  daran  setzte,  die  Geschichte  der 
nordischen  Bliche  in  den  Jahren  1497 — 1527  zu  schreiben,  und  ein  Werk 
zu  Stande  brachte,  das  stets  eine  Zierde  der  historischen  Litteratur  bleiben 
wird,  verdankt  Schanz  Hauptteile  seiner  Darstellung.  Wo  aber  S  c  ha n  s 
diesen  sichern  Boden  verläfst,  da  zeigt  sich  doch,  wie  wenig  er  mit  skan- 
dinavischen Dingen  vertraut  ist.  Bei  der  Uebersetzung  des  englisch-dä- 
nischen Vertrages  von  1490  widerfahrt  es  ihm,  abgesehen  von  einer 
Eeihe  sachlicher  Entstellungen  in  wichtigen  Punkten,  dafs  er  insula  Soan- 
diae  mit  „Inseln  des  Sundes"  übersetzt,  daneben  aber  noch  „Dragor"  nennt» 
dafs  er  nachher  von  „Dragor  auf  Seeland"  spricht,  dafs  er  das  corrum- 
pierte  „Loysa"  der  Urkunde  (für  Lödöse)  einfiftch  wieder  abdruckt,  dafs  er 
endlich  das  erst  nahezu  100  Jahre  später  entstehende  „Ejronenborg"  in  den 
Text  einschiebt.  S.  255  macht  er  aus  dem  „Halgalcindia"  der  Urkunde 
von  1465  ohne  weitere  Bemerkung  „Helgoland",  was  vollständig  irreführen 
mufs;  S.  266  bleibt  „Elsenor"  stehen.  Wenn  er  S.  259  von  einem  „Streit 
über  die  Nachfolge"  nach  dem  Tode  des  schwedischen  Beichsvorstehers 
Sten  Sture  spricht,  so  liegt  darin  eine  vollständige  Verkennung  der  skan- 
dinavischen Verhältnisse.  Seine  Behauptung,  dafs  „diese  Periode  für  die 
Engländer  jedenfalls  vorteilhaft  war",  hätte  der  Begründung  dringend  be- 
durft; ebenso  der  folgende  Satz:  „Denn  die  Engländer  wurden  wie  die 
übrigen  Fremden  für  die  Dauer  des  Zwistes  von  allen  Zöllen  in  den 
dänischen  Häfen  befreit."  Auf  welchen  Quellen  beruht  derselbe?  Ich 
finde  nichts  derartiges,  aber  ich  übersehe  vielleicht  etwas.  —  Nach  Be- 
sprechung des  Vertrages  von   1490  fährt  Schanz  fort:  „Im  Besitz  dieser 
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Rechte  und  Freiheiten  konnten  die  Engländer  mit  den  Hansen  den  Kampf 
aafiaehmen.  Es  dürfte  ihnen  auch  gelungen  sein,  ihren  Handel  in  Däne- 
mark und  Norwegen  etwas  su  festigen.  So  oft  die  ünionskönige  mit  den 
deutschen  im  Hader  lagen,  verstärkten  die  Engländer  ihre  Position.'' 
Der  erste  und  dritte  Satz  würden  richtig  gewesen  sein,  wenn  Schanz 
hätte  hinzufügen  wollen :  ,  Jn  Island  und  allenfalls  in  Bergen."  Der  zweite 
Satz  bleibt  eine  wertlose  Vermuthung,  so  lange  die  Belege  nicht  beige- 
bracht sind.  Dasselbe  ist  der  Fall  mit  der  Behauptung  S.  266:  ,,Es  ist 
sicher  anzunehmen,  dafs  der  englische  Handel,  so  weit  Dänemark  in  Be- 
tracht kam,  unter  Heinrich  YIIL  zu  einer  nicht  unbedeutenden  Entwickelnng 
geUmgte.''  Die  13  englischen  Handelsschiffe,  auf  die  Schanz  als  Beleg 
verweist,  sind,  so  lange  keine  näheren  Nachrichten  Torliegen,  dem  preuTsisch- 
eoglischen  Yerkehre  zuzuschreiben.  Schanz  könnte  sich  auf  die  dänisch- 
englischen Yerträge  berufen !  ?  Aber  gerade  auf  diese,  besonders  den  von 
1490  und  seine  Wiederholungen,  legt  er  ein  viel  zu  grolses  Gewicht. 
Sie  zeigen  in  ihren  einzelnen  Bestimmungen  nicht,  was  die  Engländer 
thatsächlioh  handhaben,  sondern  was  sie  wünschen  oder  früher  gehandhabt 
haben,  resp.  gehandhabt  zu  haben  glauben.  Die  thatsächlichen  Belege 
für  dänisch-englischen  Verkehr  in  der  Zeit  der  beiden  ersten  Tudors  fliefsen 
sehr  spärlich.  Könnte  Schanz  sie  wesentlich  Termehren,  so  würde  er 
sich  ein  Verdienst  erwerben.  So  lange  das  nicht  geschehen  ist,  behält 
auch  für  diese  Zeit  der  Satz  seine  Bichtigkeit,  den  Schanz  S.  251  auf- 
stellt: y,Im  eigentlichen  Dänemark  bedeutete  der  englische  Verkehr  ohne- 
hiu  niemals  viel.''  Demgemäfs  wäre  auch  S.  247  Z.  2  y.  u.  und  Z.  248 
Z.  5  T.  o.  für  „skandinavischen  Norden''  resp.  „Skandinavien"  richtiger 
gesetzt  worden  „Norwegen."  —  S.  26d  hätte  er  seinem  Berichte  über 
den  Überfall,  den  die  Hansen  gegen  die  „nichtdeutschen  Kaufleute"  aus- 
föhrten,  doch  hinzufügen  sollen :  „In  Bergen",  oder  noch  besser  statt  „nicht- 
deutsche  Kaufleute"  einfach  sagen  sollen  „die  Bürger  Borgens".  Aus  der 
vorliegenden  Mitteilung  wird  der  deutsche  Leser  wohl  kaum  eine  andere 
Vorstellung  dayontragen,  als  dafs  die  Hansen  die  nichtdeutschen  Kaufleute 
in  der  Nacht  yom  8.  zum  9.  Nov.  1523  im  ganzen  Reiche  überfallen 
hatten,  eine  zweite  sizilianische  Vesper.  — Zu  Schanz'  SchluTsbemerkung 
„Es  ist  bekannt,  dafs  die  in  den  Zeiten  der  Tudors  angebahnte  Freundschaft 
zwischen  den  beiden  Reichen  bis  in  unsere  Tage  sich  erhalten  hat", 
möchte  ich  doch  hinzufügen,  dafs  dem  Kenner  der  dänischen  Geschichte 
etwas  ganz  anderes  bekannt  ist.  —  Die  Besprechung  der  schwedisch-eng- 
lischen Beziehungen  S.  267  beruht  auf  der  jetzt  yoUständig  veralteten 
Barstellung  Geijers,  die  Schanz  noch  willkürlich  entstellt  hat  Wo 
steht  bei  Oeijer,  dafs  „1536 — 45  der  Haupthandel  in  den  Händen  der 
Lübecker  war"?  Hätte  Schanz  Waitz^  Wullenwever,  den  er  so  oft 
zitiert,  nachschlagen  wollen,  so  würde  er  genügende  Auskunft  über  die 
Sachlage  bekommen  haben.  —  Auf  eigene  Ausführungen  gegenüber  diesem 
^pitel  möchte  ich  verzichten,  da  für  diese  entlegenen  und  keinenfalls 
Belu:  wichtigen  Verhältnisse  ein  Interesse  hier  nicht  vorausgesetzt  werdeu 
kann.  Über  Schanz'  Arbeitsweise  kann  ich  für  diese  Partie  kein  wesent- 
lich besseres  Urteil  fällen  als  für  das  dritte  Kapitel;  das  Resultat  ist  ein 
Sonstigeres,  weil  gute  darstellende  Arbeiten  an  Hauptstellen  als  Führer 
dienen  konnten. 
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Ich  unterlasse  es,  auf  den  reichen  iihrigen  Inhalt  der  „Englischen 
Handelspolitik^'  einzugehen.  Wie  weit  man  dort  ähnliche  Beobachtungen 
machen  könnte,  wie  die  oben  dargelegten,  mögen  diejenigen  untersuchen, 
die  an  diesen  Hergängen  ein  näheres  Interesse  nehmen.  Ich  könnte  hier 
nicht  als  Sachkenner  urteilen,  sondern  nur  als  Leser.  Als  solcher  ge- 
winne ich,  gleich  so  vielen  Andern,  im  Allgemeinen  einen  günstigen  Ein- 
druck, den  allerdings  das  erwachte  Mifstrauen  stört  Und  dieses  MiTs- 
trauen  ist  um  so  lebhafter,  als  mir  in  der  „Englischen  Handelspolitik^', 
wenn  auch  abgeschwächt,  doch  dieselben  Fehler  wieder  entgegentreten, 
die  Schanz'  als  Erstlingsarbeit  so  bedeutende  Schrift  „Zur  Geschichte 
der  deutschen  Qesellenyerbände"  yerunzieren.  Allerdings  sind  zwei  der 
gefährlichsten  nahezu  geschwunden:  mangelnde  Kenntnis  der  allgemeinen 
Zeitverhältnisse,  die  den  Hintergrund  der  zu  behandelnden  Wirtschafts- 
opisode  bilden,  und  die  Neigung,  Parallelen  zu  ziehen  zwischen  den  Fragen 
der  Gegenwart  und  den  Hergängen  der  Vergangenheit.  Überhaupt  läfst 
sich  ein  gewaltiger  Fortschritt  in  Forschung,  Auffassung  und  Darstellung 
nicht  verkennen.  Und  so  hege  ich  meinerseits  die  feste  üeberzeugung, 
dafs  wir  Schanz'  glänzender  Kraft  und  Begabung  auf  dem  Gebiete  wirt- 
schaftsgesohichtlicher  Forschung  noch  einmal  Arbeiten  verdanken  werden, 
die,  wirklich  reif,  eine  Stelle  an  der  Spitze  der  betreffenden  Litteratur 
einzunehmen  und  zu  behaupten  berufen  sind. 


Noch  einige  allgemeinere  Fragen  drangen  sich  auf  im  Zusammen- 
hange mit  dem  Gegenstande.  Man  könnte  die  Stellung  der  Staatswissen- 
schaften  in  unseren  Tagen  vergleichen  mit  der,  welche  die  Geschichte 
vor  drei  oder  vier  Jahrzehnten  einnahm.  Die  Fragen  der  Zeit  sind  zum 
grofsen  Teil,  manche  wollen  sogar  behaupten  überwiegend,  ja  ausschliefs- 
lich,  wirtschaftliche,  gewiTs  ist,  dafs  diese  breit  in  den  Yordergrund 
treten.  Es  ist  natürlich,  dafs  den  Yertretem  der  betreffenden  Wissen- 
schaft eine  erhöhte  Bedeutung  zufällt.  Scheinen  sie  auch,  so  wenig  wie 
einst  die  Professoren  der  Geschichte  bei  Lösung  unserer  nationalen  Yerfas- 
sungsfrage,  nicht  berufen  zu  sein,  durch  praktisches  Eingreifen  die  schwe- 
benden Fragen  zu  fbrdem,  so  werden  sie  doch,  gleich  jenen,  indirekt  einen 
tiefgreifenden  Einflufs  äuTsem.  Der  Blick  der  Zeitgenossen  ist  auf  sie  ge- 
richtet. Man  wünscht  ihre  Ansichten ,  die  Ergebnisse  ihrer  Forschungen 
nicht  nur  zu  kennen,  sondern  vor  allem  im  Kampfe  für  und  wider  zu 
verwerten.  Es  ist  ja  bekannt  genug,  wie  der  Mann  des  Tages  nicht  lange 
zu  suchen  pflegt,  die  Waffe  ergreift,  wo  sie  ihm  gerecht  und  zur  Hand 
ist.  Mir  liegt  ein  drastisches  Beispiel  vor,  das  mit  Schanz'  Buch  in 
Yerbindung  steht  In  Band  75  der  „Yierteljahrsschrift  für  Yolkswirt- 
schaft,  Politik  und  Kulturgeschichte''  findet  ein  Rezensent  „die  Handels- 
beziehung Englands  mit  den  Hansen  für  uns  von  so  besonderem  Interesse'', 
dafs  er  für  angezeigt  hält,  „das  Besümee  des  Yer&ssers  über  dieselben 
mitzuteilen  als  beste  Anregung  zum  Studium  der  Einzeldarstellung  dieser 
kurzen  glänzenden  und  durch  die  Engherzigkeit  der  deutschen  Hanse- 
städte selbst  vernichteten  Handelsbewegung".  Er  druckt  dann  Schanz 
gesamten   Büokblick   ab  ind.   des   oben   S.  84   mitgeteilten    Schlufsworts 
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und  fügt  diesein  pathetisoli  hinzu:  ,,£8  war  nicht  blofs  ein  politischer, 
es  war  auch  ein  wirtschaftlicher  und  sittlicher  Fehler.  .  Es  war  ein  wirt- 
schaftlicher Pehler ,  einen  Vertrag  aufrecht  erhalten  zu  wollen ,  der  nur 
dem  einen  Kontrahenten  nützte ;  es  war  ein  Unrecht,  gegenüber  den  aufser- 
ordentlichen  Begünstigungen,  welche  die  hansischen  Kaufleute  in  England 
genossen,  den  Handel  der  englischen  Kaufleute  in  den  Hansestädten  be- 
schränken und  unterdrücken  zu  wollen/'  Er  ergeht  sich  dann  eine  Seite 
lang  im  Lobe  des  „fireihändlerischen"  England,  im  Tadel  der  „protek- 
tionistischen''  Hanse,  sieht  auf  jener  Seite  nur  Becht,  auf  dieser  nur  Un- 
recht und  Gewaltthat.  Er  läfst  „Heinrich  YII.  den  Handel  mit  Danzig 
durch  seinen  freihändlerischen  Vertrag  mit  Biga  lahm  legen'S  läfst  „Dan- 
zig und  ganz  Preufsen  bitter  das  Ausbleiben  der  englischen  Kaufleute 
empfinden"  und  bezeichnet  endlich  als  die  „von  Heinrich  VII.  gewonnenen 
unblutigen  Schlachten  die  Verträge  mit  Antwerpen,  Florenz  und  Biga."  — 
Mit  dem  Manne  ist  nicht  weiter  ernsthaft  zu  reden.  Der  scheint  wirk- 
lich die  Vorstellung  zu  haben,  dafs  es  für  Politik  und  internationales 
Völkerrecht  keinen  andern  Kodex  gegeben  habe  und  gebe  als  den  der 
christlichen  Moral.  Aber  kann  sich  Schanz  frei  fühlen  von  der  Schuld, 
begründeten  Anlafs  gegeben  zu  haben  zu  diesem  Unsinn,  wenn  er  dem 
Vertrage  mit  Biga  selbst  in  seinem  Bückblick  eine  Stelle  gewährt  mit 
den  Worten:  „Schliefslich  durchbricht  der  König  das  ganze  hansische 
Handelssystem  durch  das  Handelsbündnis,  das  er  mit  der  Hansestadt 
Biga  schüefst''? 

Sollte  derartiges  nicht  zur  Vorsicht  mahnen  ?  Allen  Bechten  ent- 
sprechen Pflichten.  Können  die  Staatswissenschaften  es  als  ihr  gutes 
Becht  in  Anspruch  nehmen,  direkt  oder  indirekt  ein  entscheidendes 
Wort  mitzusprechen  bei  der  Lösung  wichtiger  schwebender  Fragen,  so 
erwächst  ihnen  andererseits  auch  die  Pflicht,  Besonnenheit  und  MaTs  zu 
zeigen  und  sorgsam  die  Waare  auszuwählen,  die  sie  auf  den  Markt  bringen. 
Wie  weit  das  in  der  Ausgestaltung  ihres  eigenen  Lehrgebäudes  geschieht, 
darüber  erlaube  ich  mir  kein  Urteil.  Aber  die  Nationalökonomie  hat  seit 
Jahren  auch  das  historische  Gebiet  betreten,  und  mit  Becht,  denn  sie 
bedarf  dieser  Grundlage.  Sie  hat  schöne  Früchte  ihrer  Arbeit  auf  diesem 
Boden  aufzuweisen,  Bücher,  die  man  mit  Preuden  liest;  aber  viel  zahl- 
reicher sind  doch  die  Schriften  und  Schriftchen,  die  man  nur  mit  Ver- 
drufs  in  die  Hand  nehmen  kann,  weil  sie  schweren  Mangel  historischer 
Bildung  offenbaren.  Mir  scheint,  dafs  man  die  Schwierigkeit,  Wirtschafts- 
geschichte zu  schreiben,  im  allgemeinen  unterschätzt.  Es  ist  keine  Präge, 
daüs  diese  Aufgabe  gröfsere  Anforderungen  stellt,  als  sie  der  Historiker 
gewöhnlichen  Schlages  zu  erfüllen  hat.  Sie  fordert  volle  und  ganze 
historische  Bildung  und  Schuluog  und  obendrein  noch  staatswissenschaft- 
liche und  juristische  Kenntnisse,  deren  der  gewöhnliche  Eüstoriker  mit 
weit  geringerer  Gefahr  entraten  kann.  Und  dazu  kommen  yiel  gröfsere 
äussere  Schwierigkeiten.  Unsere  Materialsammlungen  sind  nach  politischen 
Gesichtspunkten  angelegt,  in  unseren  darstellenden  und  Kachschlagewerken 
ist  es  yerhaltnismäfsig  leicht,  über  Einzelfragen  der  politischen  Ge- 
schichte sich  Auskunft  zu  yerschaffen.  Der  Wirtschaftshistoriker,  der 
gleichsam    eine   yon    der  gewöhnlichen   yollständig   abweichende  Durch- 
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sohnittsfläche  betraohten  will,  findet  keineBwegs  die  Wege  in  gleicher 
Weise  geebnet;  er  mufs  das  Material  weit  mühsamer  zusammenlesen, 
mnfs  oft  lange  und  vergebens  nach  Beantwortung  einzelner  für  ihn  wich- 
tiger Fragen  suchen,  über  die  er  Gedrucktes  nicht  findet,  mufs  endlich 
doch  auch  der  Partie  der  allgemeinen  Geschichte,  der  sein  Thema  ange- 
hört, die  sorgsamste  Aufmerksamkeit  widmen.  Und  dieselbe  Schwierig- 
keit wiederholt  sich  in  Tergröfsertem  Mafsstab  ja  in  den  Archiyen.  Auch 
hier  findet  ja  der  Wirtschaftshistoriker  nur  geringe  Gruppen  des  Mate- 
rials zu  direkter  Benutzung  bereit,  etwa  Bechnungen,  ZolLregister,  Zunft- 
rollen; die  weitaus  gröfste  und  wichtigste  Masse  des  Materials  verbirgt 
sich  hinter  der  auch  hier  herrschenden  politischen  Ordnung.  Und  nun 
bedenke  man  die  Schwierigkeit  archiyalischer  Forschung  überhaupt,  so- 
bald sie  direkt  der  Darstellung  dienen  soll.  Es  giebt  ja  in  unserer  Zeit 
Leute,  die  ein  historisches  Buch,  das  nicht  die  eine  oder  andere  Archi- 
valie  benutzt  hat  oder  der  Darstellung  anhängt,  kaum  noch  als  ein  wissen- 
schaftliches gelten  lassen  wollen;  die  yergessen,  daüs  archivalische  For- 
schung nur  dann  wirklich  ertragreich  wird,  wenn  sie  zugleich  in  die 
Weite  und  die  Tiefe  greift  und  den  Gegenstand  gleichsam  zu  erschöpfen 
sucht.  Und  wie  schwer  muTs  das  dem  Einzelnen  werden,  der  sich  weit 
umfassende  wirtschaftsgeschichtliche  Aufgaben  stellt  aus  dem  späteren 
Mittelalter  oder  gar  der  neueren  Zeit,  wo  schon  nach  wenig  Wochen  dem 
im  Archive  Arbeitenden  klar  wird,  dafs  er  vor  der  Alternative  steht, 
nach  bestem  Ermessen  d.  h.  im  Grunde  genommen  auf  gut  Glück  heraus- 
zugreifen oder  Jahre,  Jahrzehnte,  ja  ein  Leben  daran  zu  setzen.  Wenn 
ich  überdenke,  wie  firischweg  man  sich  manchmal  wirtschaftsgesöhicht- 
liche  Aufgaben  stellt ,  wie  selbst  Anfanger  auf  eigenen  und  fremden  An- 
trieb dieses  schwierige  Gebiet  betreten,  gar  mit  Vorliebe  das  so  schwer 
verständliche  Mittelalter  wählen,  wie  unreife  und  unbrauchbare,  ja  un- 
nütze Arbeiten  manchmal  Lob  und  Anerkennimg  finden,  ja  wie  Einzelne 
der  Besten  ihre  Hand  ausstrecken  nach  Früchten,  die  noch  nicht  ge- 
pflückt werden  können,  so  will  es  mich  bedünken,  dafs  diese  Schwierig- 
keiten zu  gering  geschätzt  werden,  dafs  man  nicht  genügend  erwägt  die 
Gröfse  der  Aufgabe  und  die  Tragweite  der  Mittel,  dafs  man  vor  allen 
Dingen  die  Erfolge  mehr  schätzt  nach  der  Quantität  als  der  Qualität 
Und  doch  sollten  gerade  die  Staatswissenschaften  darauf  halten,  dafs  die 
Besultate,  die  sie  als  wissenschaftliche  vorlegen,  auch  solche  sind,  nicht 
die  Meinungen  des  Tages,  übertragen  auf  die  Yergangenheit.  Diese  will 
und  soll  ausschliefslich  in  ihrem  eigenen  Lichte  gesehen  werden.  So 
allein  kann  sie  bildend  wirken  und  die  Lehrmeisterin  der  Gegenwart 
werden. 

Jena,  den  21.  März  1883  0. 

1)  Im  Qmnde  genommen  ist  es  unnötig ,  vielleicht  aber  doeh  empfehlenswert ,  hier 
ausdrücklich  hinzuzufügen ,  dafs  ich  durch  das  oben  abgegebene  Urteil  über  Scham' 
englische  Handelspolitik  den  Beferenten  der  Beneke-Stiflung ,  den  von  mir  hoch  ver- 
ehrten verstorbenen  Professor  Pauli,  in  keiner  Weise  berührt  erachte.  Es  kann  in 
derartigen  FftUen  die  Aufgabe  des  Beferenten  nicht  sein,  sich  in  eine  in's  Einselne 
gehende  Kritik  einzulassen.  Hätte  Prof.  Pauli  es  thnn  wollen,  so  würde  er  wenigstens 
in  den  von  mir  besprochenen  Kapiteln  aus  Mangel  an  ihm  sugftngUchem  Material  Besul- 
tate nicht  haben  erzielen  können. 
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T. 
Die  neuen  prenfsiBOhen  Beamtengesetse. 

1)  Gesetz,  betr.  die  Abfinderung  des  Pensionsgesetzcs  vom  27.  Hfirz  1872,  d.  d.  31.  März 
1882;  8)  Gesetz,  betr.  die  Fürsorge  für  die  Witwen  nnd  Waisen  der  unmittel- 
baren SUaUbeamten  d.  d.  20.  Hai  1882. 

Eingeleitet  Ton  Ludwig  Elster. 

Daa  BeamtenyerhältniB  kann  seine  Beendigung  finden  bei  Lebzeiten 
der  Beamten  nnd  durch  den  Tod  derselben.  Im  ersteren  Falle,  wenn 
die  Auflösung  des  Beamtenverhältnisses  bei  Lebzeiten  erfolgt,  hat  in  der 
Regel  der  Berufsbeamte  einen  Anspruch  auf  fortdauernde  Gewährung  von 
Lebensunterhalt,  einen  Anspruch  auf  Pension ;  hört  das  Beamtenyerhältnis 
mit  dem  Tode  auf,  so  äufsert  es  auch  dann  bei  Berufsbeamten  Nach- 
wirkungen auf  die  Hinterbliebenen,  namentlich  auf  die  Erau  und  auf  die 
Kinder.  Biese  verschiedene  Pensionsberechtigung  hat  ihre  gesetzliche 
Regelung  Tor  allem  durch  die  Staatsdienergesetze  dieses  Jahrhunderts 
gefunden  ^).  Diese  mannigfachen  anfangs  getroffenen  Bestimmungen  haben 
jedoch  im  Laufe  der  Zeit  weitere  Veränderungen  und  Verbesserungen 
erfahren,  so  noch  vor  Kurzem  bei  uns  in  Preufsen  durch  die  beiden 
weiter  unten  zum  Abdrucke  gebrachten  Gesetze,  auf  deren  Bedeutung 
an  dieser  Stelle  hingewiesen  werden  soll. 

1)  Zunächst  kommt  das  Gesetz,  betr.  die  Abänderung  des 
Pensionsgesetzes  vom  27.  März  1872,  vom  81.  März  1882 
in  Betracht.  Bei  Besprechung  dieses  Gesetzes  mag  ein  kurzer  Bück- 
blick  auf  die  Entwickelung  des  Pensionswesens  in  Preufsen  gestattet  s^in. 

Die  erste  Regelung  der  Pensionen  erfolgte  durch  das  Pensionsregle- 
ment  für  den  CÜTilstaatsdienst  vom  30.  April  1825  *).  Dieses  Eeglement 
setzte  fest,  dafs  ein  besonderer  Pensionsfonds  durch  Beiträge  der  Staats- 
diener gebildet  werde,  aus  welchem  die  Pensionen  zu  zahlen  seien.  Es 
wurde  somit  eine  eigene  Anstalt  —  eine  Art  Versicherungsanstalt  — , 
die  unter  staatlicher  Leitung  stand,  geschaffen.  Vom  1.  Januar  1868  ab 
dnd  jedoch  diese  Pensionsbeiträge  der  Givilstaatsdiener  aufgehoben,  und 
durch  das  Gesetz  vom  27.  Idärz  1872  (G.-S.  8.  268)  ist  eine  anderweitige 
Regelung  des  Pensionswesens  erfolgt.  Die  Staatspensionskassen  sind  in 
Wegfidl  gekommen  und  die  Zahlung  der  Buhegehalte  wird  als  eine  yer- 
Bchobene  Gehaltszahlung  betrachtet.  I^ach  den  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes Ton  1872  wird  den  unmittelbaren  Staatsbeamten  und  den  Lehrern 


l)Cf.    Georg    Heyer:    Lehrbuch   des    deutschen    Staatsrechts ,    Leipzig    1878 
S.  S84  fg.,  Tor  allem  §  151,  Anm.  2. 

2)  Cf.  ▼.  Kampts's  Annalen.  Bd.  XVI.  S.  843  fg.;  weiterhin:  Bech  stein 
du  königl.  preufs.  Zivil-Penslons  •  Reglement  mit  AUeg.  der  dasselbe  erlAutevnd.  Be- 
stimmungen (Berlin  1860).  Dieses  Regl.,  in  dem  spftter  noch  Terschiedene  Abänder- 
ungen und  ErgSnsungen  kamen,  ist  durch  die  Gesetssammlung  nicht  publiaiert  worden. 
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an  höheren  TJntemohtsanstalten  mit  Aussohlufs  der  Umyeraitäten  beim 
Ausscheiden  aus  dem  Dienst  eine  Pension  gewährt.  Die  Voraussetzung 
zur  Pensionierung  ist  eingetretene  Dienstunfähigkeit  und  in  der  Kegel 
eine  mindestens  10jährige  Dienstzeit.  Der  Pensionsbetrag  wird  nach 
dem  zuletzt  bezogenen  Diensteinkommen  bestimmt  und  nach  der  Dienst- 
zeit in  der  Weise  bemessen,  dafs,  wenn  die  Versetzung  in  den  Buhestand 
nach  ToUendetem  zehnten,  jedoch  yor  yoUendetem  elften  Diensijahre  ein- 
tritt, ^  des  Gehaltes  beträgt;  yon  da  ab  steigt  die  Pension  mit  jedem 
weiter  zurückgelegten  Dienstjahre  um  -g^  des  Diensteinkommens;  eine 
Steigerung  über  den  Betrag  yon  |^  dieses  Einkommens  hinaus  findet 
jedoch  nicht  statt. 

Das  neue  Gesetz  (G.-S.  1882,  S.  133)  hat  an  den  Hauptprinzipien 
des  Gesetzes  yon  1872  nichts  geändert.  Es  ist  zunächst  bestimmt,  dafs 
die  Pension,  wenn  die  Versetzung  in  den  Buhestand  nach  yoUendetem 
zehnten,  aber  yor  yoUendetem  elften  Dienstjahre  eintritt,  ^  des  Dienst- 
einkommens beträgt  und  yon  da  ab  mit  -^j^  steigt;  über  den  Betrag  yon 
^^  des  Einkommens  hinaus  findet  eine  Steigerung  nicht  statt. 

Diese  Änderung  hat,  wie  der  Berichterstatter  der  Kommisaion  im 
Herrenhause  Dr.  Dernburg  mit  Becht  heryorhob  ^),  zunächst  eine 
eminent  humane,  dann  aber  auch  eine  heryorragend  poUtische  Bedeutung. 
Während  nach  dem  Gesetze  yon  1872  die  yoUe  Pension  yon  |^  des  Ge- 
haltes dem  Beamten  erst  zugewendet  wird,  wenn  er  in  den  siebenziger 
Jahren  steht,  so  wird  jetzt  nach  dem  neuen  Gesetz  die  yoUe  Pension 
ihm  bereits  in  den  sechsziger  Jahren  zu  teil.  Dadurch  wird  gerade  den 
älteren  Beamten  eine  aufserordenÜiche  Wohlthat  erzeigt.  Die  politische 
Bedeutung  des  Gesetzes  aber  tritt  darin  zu  Tage,  dafs  auf  diese  Weise 
der  Staat  yon  Beamten,  die  nicht  mehr  yoUständig  ihren  Au%aben  ge- 
wachsen sind,  entlastet  werden  kann.  In  der  Begründung  des  bez.  Ge- 
setzentwurfes *)  wurde  darauf  hingewiesen,  dafs  die  Thatsache,  dafs  yiele 
Beamte  weit  über  denjenigen  Zeitpunkt  hinaus  im  Staatsdienste  yerbleiben, 
bis  zu  welchem  sie  die  Fähigkeit  besitzen  die  Pflichten  ihres  Amtes  in 
yoUem  ümfeuige  zu  erfüUen,  emsüiche  Schwierigkeiten  einer  nach  aUen 
Bichtungen  dem  öffentlichen  Interesse  entsprechenden  Geschäftsführung 
bereitet  habe.  Nur  wenige  beyorzugte  Naturen  bewahren  sich  bis  in  die 
siebenziger  Jahre  die  Frische,  sowie  die  Energie  der  Initiaüye,  welche 
für  die  höheren  Ämter  am  wenigsten  zu  entbehren  ist.  Hierüber  sich 
selbst  zu  täuschen,  werden  aber  auch  pflichttreue  Beamte  nur  zu  sehr 
geneigt  sein,  so  lange  sie  bei  ihrem  Übertritt  in  den  Buhestand  nicht 
die  Gewährung  einer  Pension  zu  erwarten  haben,  welche  für  ihren  Lebens- 
unterhalt und  denjenigen  ihrer  Familien  insoweit  ausreichend  ist,  dafs  sie 
nicht  in  Folge  des  Ausscheidens  aus  dem  Amte  sich  schweren  Entbehr- 
ungen unterwerfen  müssen.  Letzteres  ist  aber  bei  der  grofsen  Mehrzahl 
aUer  Beamten  der  FaU,  wenn  ihre  Pension  noch  irgend  erheblich  hinter 
dem  Maximum   zurückbleibt.     Daher   schieben   sie  den  Termin  der  Pen- 


1)  V'ergl.  Sten.  Berichte  Über  die  Verhandlnngen  des  Herrenhaiues.  1882.  I.Bd.  S.  63. 

2)  Vergl.  Sten.  Berichte  aber  die  VerhandluDgen  des  Herrenhauses.    1882.    II.  Bd. 
S.  108  fg. 
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sioniening  immer  weiter  hinaus.  —  Um  nun  die  hieraus  erwachsenden 
ünxuträglichkeiten  zu  beseitigen,  ist  die  Änderung  des  §  8  erfolgt. 

Dabei  konnten  jedoch  gewisse  finanzielle  Bedenken  nicht  verkannt 
werden.  Zur  Verminderung  derselben  ist  nun  gleichzeitig  die  Bestimmung 
des  ersten  Absatzes  des  §  16  des  Pensionsgesetzes,  nach  welcher  bei 
Berechnung  der  Dienstzeit  der  Beamten  diejenige  aufser  Berücksichtigung 
bleibt,  welche  vor  den  Beginn  des  18.  Lebensjahres  fallt,  auf  die  Dienst- 
seit  zwischen  dem  vollendeten  17.  und  20.  Lebensjahre  ausgedehnt. 
[Dieselbe  Bestimmung  fand  sich  im  oben  erwähnten  Fensionsreglement 
vom  30.  April  1825  (§  9).]  Li  Polge  dieser  Änderungen  der  §§  8 
und  16  ist  die  jährliche  Mehrbelastung  der  Staatskasse  mit  Civilpensionen 
auf  c.  1,700,000  M.  veranschlagt;  diese  Höhe  wird  jedoch  erst  nach 
einer  längeren  Beihe  von  Jahren  erreicht  werden. 

Die  weiteren  Änderungen  des  Gesetzes  von  1872,  welche  unten 
durch  den  Druck  hervorgehoben  sind  (§  1,  Abs.  3  und  §  30)  sind  dem- 
selben hier  zur  Sprache  gebrachten  politischen  Beweggrunde  erwachsen. 
Wenn  auch  zu  erwarten  ist,  dafs  die  in  Folge  hohen  Alters  dienstunfähig 
gewordenen  Beamten  bei  Gewähnmg  günstigerer  Fensionsansprüche  we- 
niger als  bisher  abgeneigt  sein  werden,  in  den  Buhestand  zu  treten, 
90  ging  man  trotzdem  bei  Erlafs  des  neuen  Gesetzes  mit  Becht  davon 
aus,  dafs  es  auch  jetzt  an  solchen  Beamten  nicht  fehlen  würde,  welche 
ungebührlich  zögern ,  ihre  Fensionierung  nachzusuchen.  Es  erschien 
daher  als  im  Staatsinteresse  liegend,  die  vorhandenen  Yorschriften  dahin 
abzuändern,  daCs  diejenigen  zur  Erfüllung  ihres  Amtes  unfähigen  nicht 
richterlichen  Beamten,  denen  ein  Anspruch  auf  Bewilligung  des  Höchst- 
betrages der  Fension  zusteht,  unfreiwillig  in  der  nämlichen  Weise  pen- 
sioniert werden  können,  wie  wenn  die  Versetzung  in  den  Buhestand  von 
ihnen  selbst  nachgesucht  wäre. 

Auch  diese  Bestimmung  wird  als  vollkommen  berechtigt  anerkannt 
werden  müssen  und  das  um  so  mehr,  wenn  man  den  starken  Andrang 
in  jene  Lebensstellungen  berücksichtigt.  — 

2)  Noch  bedeutsamer  als  das  Fensionsgesetz  erscheint  das  unten  an 
zweiter  Stelle  abgedruckte  Gesetz,  betr.  die  Fürsorge  für  die 
Witwen  und  Waisen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten 
vom  20.  Mai  1882  (G.-S.  S.  288).  Li  allen  wesentlichen  Funkten 
schlierst  sich  dieses  Gesetz  den  Yorschriften  des  Beichsgesetzes  vom 
20.  April  1881,  betr.  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und 
Waisen  der  Bei chsbeamten  der  Zivilverwaltung  (B.-G.-Bl. 
S.  85  fg.)  an.  Man  legte,  und  sicher  mit  Becht,  entscheidenden  Wert 
darauf,  dafs  die  Beamtenverhältnisse  im  Beiche  und  in  Freufsen  ein- 
heitlich geregelt  werden.  Die  folgende  E^ritik  des  bez.  preufsischen  Ge- 
setzes kann  daher  gleichzeitig  auch  als  eine  Kritik  des  Beichsgesetzes 
vom  20.  April  1881,  das  in  diesen  „Jahrbüchern"  keine  besondere  Be- 
rücksichtigung gefunden  hat,  angesehen  werden. 

Schon  seit  langer  Zeit  hat  man  es  in  Freufsen  als  Aufgabe  des 
Staates  betrachtet  für  die  Hinterbliebenen  der  unmittelbaren  Staats- 
beamten Sorge  zu  tragen.  Durch  Friedrich  IL  wurde  im  Jahre  1775 
(Patent   und   Beglement  vom    28.    Dezember)    die    königliche    all- 
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gemeine  Witwen-Terpflegungaanstalt  xu.  Berlin  als  Gfegen- 
seitigkeitsanstalt  unter  Staatsgarantie  zum  Teil  aus  populationistischen 
Ghründen  ins  Leben  gerufen« 

Ursprunglich  war  dieses  Institut  eine  für  jeden  beliebigen  Teilnehmer 
ohne  Unterschied  des  Standes ,  ja  selbst  für  Ausländer ,  offen  stehende 
Sozietät  zu  dem  Zwecke,  den  Frauen  der  Sozien,  wenn  sie  Witwen 
werden,  oder  auch  anderen  unyerheirateten  oder  verwitweten  Personen 
weiblichen  Geschlechts,  nach  dem  Tode  des  bestimmten  Dritten,  als  des 
fingierten  Ehemannes ,  gewisse  lebenslängliche  Pendonen  zu  sichern  ^ ). 
Als  sich  jedoch  allmählich  zeigte,  dafs  die  zu  gründe  gelegten  Berech- 
nungen auf  falschen  Grundsätzen  über  die  Mortalität  beruhten,  als  des- 
halb die  Anstalt  in  erheblichen  Schaden  geriet,  wurde  der  Beitritt  zu 
dieser  Kasse  zunächst  eine  Zeit  lang  auf  bestimmte  Beamtenkategorien, 
dann  später  (E.  O.  yom  27.  Februar  1881  und  6.  Juli  1888)  auf  alle 
pensionsber echtigten  unmittelbaren  Staatsbeamten  und  die  Assessoren  bei 
den  ProTinzialverwaltungB-  und  Gerichtsbehörden  beschränkt  Das  In- 
stitut verwandelte  sich  hierdurch  allmählich  in  eine  reine  Staatsanstalt, 
deren  Yorschriften  durch  das  Gesetz  vom  17.  Mai  1856  (G.-S.  S.  477) 
von  neuem  geregelt  wurden.  Zum  Beitritt  yerpfdchtet  waren  nur  Ehe- 
männer, und  zwar: 

a)  alle  Zivübeamten  mit  einem  pensions&higen  Gtehalt  von  über 
750  M.; 

b)  die  im  eigentlichen  Seelsorgeramt  angestellten  Geistlichen; 

c)  die  an  höheren  Schulanstalten ,  Schullehrerseminarien  und  den 
allgemeinen  Stadtschulen  angestellten  Lehrer. 

Unbedingt  ausgeschlossen  waren: 

a)  Männer  über  60  Jahre; 

b)  Männer,  die  unter  21  und  Männer,  deren  Frauen  unter  16  Jahre 
alt  sind; 

c)  Seefahrer; 

d)  die  mit  einer  chronischen  Krankheit,  welche  einen  nahen  Tod 
befürchten  läfst,  Behafteten. 

Bedingt  ausgeschlossen  waren: 

a)  Männer  von  45  bis  unter  50  Jahren,  wenn  sie  über  29, 

b)  Männer  von  50  bis  unter  55  Jahren,  wenn  sie  über  24, 

c)  Männer  von  55  bis  unter  60  Jahren,  wenn  sie  über  19, 

d)  Männer  von  60  Jahren,  wenn  sie  über  14  Jahre  älter  sind  als 
ihre  Ehefrauen. 

Die  Beiträge  der  Beamten  richteten  sich  nach  dem  Alter  des  Mannes 
und  der  Frau  und  der  Höhe  der  versicherten  Summe  nach  Mafsgabe 
eines  festgestellten  Tari&.  Die  jährliche  Witwenpension  belief  sich  auf 
75 — 1500  M.;  bei  Beamten,  deren  Gehalt  750  M.  nicht  überstieg,  konnte 
die  Witwenpension  höchstens  150  M.  betragen.  Starb  der  Mann  tot  Ab- 
lauf dreier  Jahre  nach  der  Bezeption,  so  erhielt  die  hinterlassene  Witwe 
gar  keine  Pension,   bezw.   ^{3  und  'I3  derselben,   je  nachdem  der  Mann 


1)  Cf..    TOD    R5nne:   Das   Staatsrecht   der   preoTs.    Monarchie.     IL  Bd.   4.   Aufl. 
(Lpzg.  1883)  8.  666  fg. 
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im  eittan,  sweitan  oder  dritten  Jahre  Terstorben  war.  Endete  der  Mann 
durch  Seibatmord,  so  erhielt  die  Witwe  nur  die  Hälfte  der  Pension. 
Die  WitwenpenBion  wurde  der  Witwe  bis  zu  ihrem  Tode  gezahlt.  Ver- 
heiratete eich  die  Witwe  wieder  so  erhielt  sie  während  der  Dauer  der  Ehe 
aar  die  halbe  Pension,  es  sei  denn,  dafs  sie  eine  Prämie  vorzog,  welche, 
wenn  die  betr.  Witwe  unter  dreifsig  Jahre  alt  war,  eine  viexjährige, 
wenn  sie  über  40  Jahre  alt  war,  eine  dreijährige  Pension  betrug.  — 
Die  Versicherung  Ton  Waisenpensfonen  fand  nicht  statt.  Nur  wenn  eine 
versicherte  Witwe  sich  wieder  yemeiratete,  erhielten  die  unmündigen  Kin- 
der erster  Ehe  zusammen  die  Hälfte  der  Pension  bis  zum  zurückgelegten 
zwanzigsten  Lebensjahre  oder  bis  zum  Tode  der  Mutter,  wenn  dieser 
früher  erfolgte.  — 

Dieses  System  der  landesgesetzlichen  Beliktenyersorgung  erschien  schon 
seit  längerer  Zeit  wegen  der  mit  ihm  untrennbar  verbundenen  Mängel 
als  zum  mindesten  reformbedürftig.  Bereits  in  den  Motiven  zu  dem 
Reichageaetze,  betr.  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Reichs- 
beamten * )  wurde  diese  preufsische  Einrichtung  verworfen  und  folgende 
sicherlich  beachtenswerten  Einwendungen  gegen  dieselbe  erhoben: 

a)  Indem  die  Höhe  der  zu  versichernden  Witwenpension,  wenn  auch 
in  gewissen  Grenzen,  in  das  Belieben  der  Beamten  gestellt  wird,  unter- 
liegt es  auch  der  Entscheidung  des  einzelnen  Beamten,  in  welchem  üm- 
iSuige  er  an  dem  der  Witwenkasse  zu  leistenden  StaatszuschuTs  partizi- 
pieren will.  Der  Staat  hat  aber  lediglich  ein  Interesse  daran,  dafs  den 
Witwen  seiner  Beamten  eine  bestimmte,  ihre  Subsistenz  sichernde  Minimai- 
Einnahme  garantiert  wird;  jede  darüber  hinausgehende  Fürsorge  läfs  eine 
Beteiligung  der  Staatskasse  nicht  als  gerechtfertigt  erscheinen  und  wird 
daher  der  freien  Entsohliefsung  des  Beamten  selbst  zu  überlassen  sein. 

b)  Die  lediglich  nach  den  Grundsätzen  in  der  Leben sversicherungs- 
wissenschaft  nach  Mafsgabe  des  Alters  bezw.  der  Altersunterschiede  der 
Eheleute  abgestuften  Witwenkassenbeiträge  belasten  die  Beamten  von  glei- 
cher Dienststellung  und  gleichem  Diensteinkommen  in  ungleichmäfsiger 
Weise  und  die  Höchsbesoldeten  verhältnismäfsig  am  geringsten.  Diese 
Nichtberücksichtigung  der  Leistungsfähigkeit  tritt  noch  mehr  darin  zu 
Tage,  dafs  der  Beamte  nach  seiner  Pensionierung  und  trotz  der  dadurch 
bedingten  Verminderung  seines  Einkommens  die  Beiträge  in  gleicher  Höhe 
fortsuentnohten  hat,  wie  z.  Z.  seiner  Aktivität. 

c)  Die  Fürsorge  beschränkt  sich  auf  die  Witwen  und  läfst  die  Waisen 
unberücksichtigt.  Wenn  der  Staat  seine  Beamten  zwingt,  einer  bestimm- 
ten Versorgnngsanstalt  beizutreten,  so  wird  es  als  ein  berechtigter  Wunsch 
der  Beamten  anzuerkennen  sein,  dafs  dagegen  die  Versorgnngsanstalt  für 
seinen  Todesfiedl  die  Sicherstellung  nicht  nur  des  notdürftigen  Unterhaltes 
seiner  Ehefrau,  sondern  auch  der  Erziehung  seiner  Kinder  übernimmt. 
Denn  nicht  jeder  Beamter  ist  in  der  Lage  neben  den  Witwei^assen bei- 
tragen noch  die  Prämien  für  eine  zweite  Versicherung  zu  Gunsten  seiner 
Kinder   zu  zahlen.     Allerdings  bietet  das  System   dem   in  beerbter  Ehe 


1)  Sten.   Ber.    üb«r    die   Verhandlangen    des   Reichstages.      4.   Legislaturperiode. 
IV.  SeMion  laSl.     III.  Band.     Anlagen  sii  den  Verhandlungen  8.  186. 
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lebenden  Beamten  die  Möglichkeit ,  auch  für  seine  Kinder  in  gewissen 
Grenzen  dafür  zn  sorgen,  dafs  er  als  Witwenpension  einen  höheren  Be- 
trag yersichert,  als  er  es  thun  würde,  wenn  er  Kinder  nicht  zu  versor- 
gen hätte.  Von  dieser  Aushülfe  Gebrauch  zu  machen,  wird  sich  jedoch 
der  Beamte  schwer  entschliefsen»  da  sie  in 'nicht  seltenen  Fällen  versagt. 
Denn  die  Zahlung  der  versicherten  Rente  ist  nicht  nur  davon  abhängig, 
dafs  die  Ehefrau  den  Beamten  überlebt,  sondern  sie  hört  auch  mit  dem 
Tode  der  Witwe  au£ 

Diese  mit  dem  ganzen  System  aufs  engste  verbundenen  Mängel  haben 
es  als  ratsam  erscheinen  lassen,  nicht  nur  nach  der  einen  oder  anderen 
Seite  hin  zu  reformieren,  sondern  gänzlich  mit  diesem  System  zu  bre- 
chen. Die  Frage  war  nunmehr  die,  welche  Einrichtung  an  Stelle  jener 
als  mangelhaft  erkannten  zu  setzen  sei.  Aufser  dem  bisher  in  Freufsen 
zur  Anwendung  gebrachten  System  lassen  sich  noch  zwei  andere  unter- 
scheiden ; 

1)  der  Beamte  leistet  keine  Beiträge;  nach  seinem  Tode  wird  der 
Witwe  und  den  Kindern  eine  Quote  entweder  des  Gehaltes,  oder  der 
erdienteu  Fension  des  verstorbenen  Beamten  als  Unterstützung  verab- 
reicht. Dieses  System  gilt  u.  a.  in  Sachsen- Weimar  ^),  Sachsen-Meinin- 
gen ^)  und  Elsafs-Lothringen  ') ; 

2)  sämtliche  Beamte  (einschliefslich  der  unverheirateten  und  der  kin- 
derlosen Witwer)  haben  Witwen-  und  Waisengeldbeiträge  nach  Mafsgabe 
ihres  Diensteinkommeus  bezw.  ihres  Ruhegehaltes  zu  entrichten,  wogegen 
ihren  Hinterbliebenen  der  Anspruch  auf  gesetzlich  fixierte  Bezüge  zu- 
steht. Dieses  System  gilt  n.  a.  in  Sachsen  ^),  Württemberg  ^),  Baden  ^), 
Hessen  ^). 

Diese  beiden  letztgenannten  Systeme  haben  gemeinsam,  dafs  die  Wit- 
wenpension in  ein  bestimmtes  Verhältnis  zu  dem  Gehalte,  bezw.  zu  der 
Pension  der  verstorbenen  Beamten  gesetzt  wird,  dafs  auch  die  Waisen 
berücksichtigt  Werden,  und  zwar  entweder  gemeinschaftlich  mit  der  Witwe 
oder  neben  derselben  bis  zu  einem  gewissen  Lebensalter.  Ein  wesent- 
licher Unterschied  zwischen  beiden  Systemen  aber  besteht  darin,  dafs 
nach  dem  einen  der  Staat  auf  jede  Beteiligung  der  Beamten  verzichtet^ 
während  nach  dem  anderen  die  Beamten  Witwen-  und  Waisengeldbei- 
träge zn  leisten  verpflichtet  sind,  die  verheirateten  Beamten  wie  die  un- 
verheirateten nach  Mafsgabe  ihres  Diensteinkommens  oder  ihres  Ruhege- 
haltes. 

Das  Reich  wie  nunmehr  auch  Freufsen,  beide  haben  dieses  letzte 
System  adoptiert,  wie  aus  dem  unten  zum  Abdruck  gebrachten  preufsi- 
sohen   Gesetze  hervorgeht.     Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes    sind    der- 


1)  Sachsen  Weimar,  Oes.  vom  6.  April  1821. 

2)  Sachsen-Meiningfen,  Qes,  vom  27.  Februar  1872. 

3)  Elsafs-Lothringen,  Ges.  vom  24.  Dezember  1873. 

4)  Sachsen,  Ges.  vom  7.  lU.  1885  und  9.  IV.  1872. 

5)  Wfirttemberg,    Verfassnngsnrkunde   vom  25.  September  1819   §.  50;    Ges.  vom 
28.  Juni  1876. 

6)  Baden,  Statut  vom  28.  Juni  1810;  Diener  Edikt  vom  80.  Januar  1819;  Ges.  vom 
23.  Juni  1876. 

7)  Hessen,  Gesetze  vom  2.  Okt.  1808,  22.  Januar  1861  und  29.  Dez.  1874. 
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artig  angeordnet,  dafs  die  §§  1 — 6  die  Verpflichtung  nur  Entrichtung  yon 
Witwen-  und  Waisengeldbeiträgen  regeln,  die  §§  7 — 20  die  Zahlung  von 
Witwen-  und  Waisengeld  aus  der  Staatskasse  bestimmen.  Die  §§  22,  23 
und  24  untersagen  den  zur  Entrichtung  von  Witwen-  nnd  Waisengeld- 
beiträgen verpflichteten  Beamten  fortan  den  Beitritt  zur  allgemeinen  Wit- 
"wen-Yerpflegungsanstalt,  regeln  die  Befreiungen  von  der  Entrichtung 
Ton  Witwen-  und  Waisen geldbeiträgen  und  setzen  den  Zeitpunkt  des  Inkraft- 
tretens des  Gesetzes  fest. 

Die  wesentlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  sind  folgende? 

Für  die  Witwen  und  Waisen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  wird 
eine  Staatspension  festgesetzt;  diese  besteht  für  die  Witwe  eines  Beamten 
in  einem  Dritteil  desjenigcD  Betrages,  den  der  yerstorbene  Gatte  beim 
Tode  als  Pension  bezogen  hat  oder,  wenn  er  zu  dieser  Zeit  pensioniert 
"worden  wäre,  bezogen  haben  würde.  Bei  Wiederverheiratung  der  Witwe 
fallt  der  Fensionsbezug  fort.  Das  Waisengeld  beträgt  für  Kinder,  deren 
Mutter  lebt  und  z.  Z.  des  Todes  des  Beamten  zum  Bezüge  von  Witwen- 
g^eld  berechtigt  war,  ein  Fünftel  des  Witwengeldes  für  jedes  Kind,  — 
für  Kinder,  deren  Mutter  nicht  mehr  lebt  oder  zur  Zeit  des  Todes  des 
Beamten  zum  Bezüge  von  Witwengeld  nicht  berechtigt  war,  ein  Drittel 
des  Witwengeldes  für  jedes  Kind.  Das  Recht  auf  den  Bezug  des  Waisen- 
geldes erlischt  für  jede  Waise  mit  dem  Ablauf  des  Monats,  in  welchem 
sie  das  18.  Lebensjahr  vollendet,  in  welchem  sie  sich  verheiratet  oder 
stirbt.  Dafür  bezahlt  jeder  Beamte  jährlich  3  ^/q  seines  Gehaltes.  Die 
Witwenpension  soll  nicht  weniger  als  160  M.  und  nicht  mehr  als  1600  M. 
betragen;  die  Beiträge  dafür  sollen  bei  einem  Diensteinkommen  von  über 
9  000  M.  und  bei  einer  Pension  von  über  5  000  M.  jährlich  nur  von 
diesen  Beträgen  berechnet  werden.  Alle  weiteren  Bestimmungen  sind  aus 
dem  unten  abgedruckten  Gesetz  zu  ersehen. 

Von  Vielen,  ja  man  kann  wohl  behaupten  von  der  grofsen  Mehr- 
heit, ist  dieses  Witwen  -  und  Waisenkassengesetz  mit  lebhafter  Freude 
begrüTst  worden.  Trotzdem  kann  m.  E.  eine  strenge  Kritik  diesem  allge- 
meinen Beifalle  sich  nicht  anschliefsen ;  jedenfalls  muTs  die  Yerbesse- 
rungsbedürfkigkeit  dieser  neuen  Einrichtung  konstatiert  werden. 

Zu  dem  Behufe  werfe  ich  zunächst  die  Frage  auf:  wird  durch  das 
neue  Gesetz  die  Möglichkeit  einer  menschenwürdigen  Existenz  der  Be- 
amten -  Witwen  und  Waisen  gesichert  ?  Mit  andren  Worten :  genügen 
die  bez.  Pensionen ,  um  die  Fristung  des  Lebens  den  Witwen  und  Waisen 
zu  ermöglichen,  um  weiterhin  den  letzteren  die  notwendige  Erziehung 
angedeihen  zu  lassen?  Um  diese  Frage  zu  beantworten,  um  die  peku- 
niären Vorteile,  welche  die  Beamten-  Witwen-  und  Waisenpension  bietet» 
abzuschätzen,  will  ich  einige  Beispiele  vorführen,  welche  <üe  Bedeutsam- 
keit der  Einrichtung  darlegen  können. 

Ich  weise  in  erster  Linie  darauf  hin ,  dafs  der  Witwe  und  den 
Waisen  eines  Beamten,  der  vor  Vollendung  einer  zehnjährigen  Dienstzeit 
verstirbt,  ein  Pensionsanspruch  nicht  zusteht.  Denn  da  das  Witwen - 
und  Waisengeld  nach  der  Pension  bemessen  wird,  zu  welcher  der  Be- 
amte berechtigt  gewesen  sein  würde,  wenn  am  Todestage  seine  Ver- 
setzung  in   den  Ruhestand  erfolgt  wäre,    so   besitzen    Witwen   und 
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Waisen  von  Beamten,  welche  noch  nicht  zehn  Dienstjahre 
hinter  sich  haben,  da  die  Pensionsberechtigung  erst  mit 
YoUendetem  zehnten  Dienstjahre  beginnt,  keinen  Rechts- 
anspruch auf  Witwen-  und  Waisengeld.  Ausgenommen  aller- 
dings den  Fall ,  dafs  die  dienstliche  Veranlassung  des  Todes  des  Beamten 
nachzuweisen  ist.  Freilich  kann  den  unterstützungsbedürftigen  Hinter- 
bliebenen auf  dem  Gnadenwege  geholfen  werden,  aber  ein  Rechtsan- 
spruch auf  Pension  steht  ihnen  nicht  zu.  Abgesehen  yon  diesem 
Falle  sind  auch  im  übrigen  die  Pensionsbezüge  als  ausreichend  keines- 
wegs anzusehen.  Einige  wenige  Beispiele  mögen  dieses  yeranschaulichen. 
Es  stirbt  ein  verheirateter  Beamter  nach  vollendetem  zehnten  Dienst- 
jahre; 

sein  Gehalt  betrag :  WohnangsgeldenBcbars :  Seine  Pension :  Witwenpension : 

1)  3000  M.  297  M.  825  M.  275  M. 

2)  2100   „  297    „  600   „  200   „ 

3)  1500  „  297    „  450    »I  160    „ 

Stirbt  der  Beamte  nach  vollendetem  zwanzigsten  Dienstjahre,  so  er- 
geben sich  folgende  Ziffern: 

sein  Gehalt  betrug :        Wohnungsgeldzuschufs  :        Seine  Pension :         Witwenpension : 

4)  6000  M.  492  M.  2706  M.  902  M. 
6)            4500    „                              492    „                           2082    „                     694    „ 
6)            3000   „                               492    »                            M55    »                     485    I» 

Diese  wenigen  Beispiele,  welche  ich  aus  der  bunten  Mannigfaltigkeit 
der  Fälle  ausgewählt  habe,  zeigen  aufs  deutlichste ,  dafs  die  neu  geschaf- 
fene Einrichtung  ab  völlig  befriedigend  nicht  bezeichnet  werden  kann. 
Die  Witwenpension  kann  1 600  M.  nie  übersteigen ;  um  jedoch  diese 
Höhe  zu  erreichen,  mufs  die  Pension  des  verstorbenen  Beamten  sich  auf 
4  800  M.  belaufen,  was  aber  erst  der  Fall  sein  kann,  wenn  der  betr.  Be- 
amte 6  000  M.  Gehalt  bezog  (dazu  492  M.  durchschnittlichen  Wohnungs- 
geldzuschuTs)  und  vierzig  Jahre  dem  Staate  gedient  hat. 

Auch  das  Waisengeld  genügt  nicht,  um  den  notdürftigen  Unterhalt 
der  Waise  zu  decken.  Es  beläuft  sich  die  Waisenpension  in  den  oben 
angeftihrten  Beispielen: 

wenn  die  Matter  lebt  and  Witwenpension  bezieht,  wenn  die  Matter  gestorben  ist, 

»d.  1)       55  M.  —  Pf.  91  M.  67  Pf. 

8)      40    »    —    »»  66  „   67    „ 


»» 


8)  32 

4)  180  „    40 

5)  138  „    80 
8)  97  n 


53  11  33  »f 

300  »»  67  it 

231  11  33  I* 

161  „  67  „ 

Die  höchste  Stufe  der  Waisen pension  (entsprechend  den  1 600  M. 
Witwenpension)  beziffert  sich  auf  320  M. ,  bezw.  wenn  die  Mutter  tot 
ist  auf  533  M.  33  Pf.  Diese  Pension  wird  aber  sehr  selten  zur  Auszah- 
lung gelangen,  weil  mit  den  erforderlichen  Dienstjahren  des  Vaters  auch 
der  Zeitpunkt  immer  mehr  heranrückt,  in  welchem  die  Kinder  dem  Alter, 
bis  zu  welchem  Waisengeld  gezahlt  wird,  entwachsen.  Im  grofsen  Gkm- 
zen  wird  man  auch  hier  behaupten  können,  dafs  die  Waisenpension  kaum 
das  deckt,  was  zur  täglichen  Ernährung  des  Kindes  erforderlich  ist,  ge- 
schweige denn,  dafs  irgend  welcher  Aufwand  ftir  Erziehung  etc.  hiervon 
bestritten  werden  kann. 

Es   ist   m.  £.   dringend   erforderiich  auf  das    Unzureichende    dieser 
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neuen  Bestimmungen  hinzuweisen,  darzuthuni  dafs  mit  der  seitens  des 
Staates  gesahlten  Witwen-  und  Waisenpeusion  die  wirtsohaftliche  Sicher- 
stellung der  Beamten -Witwen  und -Waisen  in  den  weitaus  meisten  Fäl- 
len nicht  erzielt  wird.  Können  höhere  Pensionen  aus  finanziellen 
Gründen  nicht  gewährt  werden,  so  dürfte  doch  die  weitere  Frage  aufge- 
worfen werden,  oh,  im  Hinblick  auf  das  Unzulängliche  der  Staatspeusionen, 
nicht  dem  Staate  die  Pflicht  obliegt,  seinen  Beamten  den  Beitritt  zu  so- 
liden Lebensyersicherungsgesellschaften  zu  erleichtem.  Bekanntlich  hat 
die  deutsche  Beichspostrerwaltung  s.  Z.  diesen  Weg  eingeschlagen;  sie 
hat  Verträge  mit  den  gröfsem  LebensyersicheruDgsanstalten  abgeschlossen 
und  dadurch  mannigfache  Erleichterungen  ihren  Beamten  verschafft  Wenn 
der  Staat  diesem  Vorbilde  folgte,  dann  würden  sich  mancherlei,  hier 
nicht  weiter  zu  erörternde  Vorteile,  den  Beamten  bieten;  ja,  ich  glaube 
hinzufügen  zu  können,  dafs  eine  derartige  yersuchte  und  vom  Staate  be- 
günstigte Sicherstellung  der  Beamtenfkmilie  mit  dazu  beitragen  würde 
jene  alte  Leistungsfähigkeit  und  sittliche  Tüchtigkeit  des  prenisisch-deutschen 
Beamtentums  zu  erhalten.  Wenn  Gerber,  und  sicherlich  mit  Recht  be- 
tont, dafs  es  ein  Akt  der  Gerechtigkeit  sei,  heute  zu  konstatieren,  dafs 
die  unermefsliche  Entwickelung  und  Kultur  des  deutschen  Volkes  in  den 
letzten  fünfzig  Jahren  zum  grofsen  Teil  auf  der  Arbeit  des  Staatsdienstes 
beruht,  so  glaube  ich,  dafs  es  andemseits  auch  unsere  Pflicht  ist  diesen 
um  die  Nation  so  hoch  verdienten  Stand  in  wirtschaftlicher  Beziehung  zu 
heben  oder  doch  zum  mindesten  die  dringendste  Not  von  ihm  fernzu- 
halten. Das  aber  geschieht  durch  das  neue  Gesetz  betr.  die  Fürsorge  für 
die  Witwen  und  Waisen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  in  wirklich  be- 
friedigendem Mafse  nicht. 

Zum  Schlufs  mögen  noch  zwei  andere  Punkte  zur  Sprache  gebracht 
werden,  die  mehr  technischer  Natur  sind. 

Bekanntlich  ist  die  Höhe  der  zu  gewährenden  Witwen-  und  Waisen- 
pension abhängig  gemacht  von  der  Dienstpension  des  Beamten,  die  mit 
den  Dienstjahren  anwächst.  Hierdurch  hat  man  in  die  bez.  Berechnungen, 
welche  angestellt  werden  mufsten,  die  Frage  der  Wahrscheinlichkeit  des 
Invalidwerdens  eingemischt.  Die  Folge  hiervon  war,  dafs  die 
ganze  Rechnung  nicht  allein  erheblich  erschwert  sondern 
auch  wesentlich  unsicherer  gemacht  worden  ist.  Man  hat 
eine  mehr  oder  minder  unbekannte  Gröfse  in  die  Berechnung  eingeführt, 
was  m.  £.  besser  vermieden  worden  wäre.  Nur  für  die  Eisenbahnbeamten 
und  für  die  Bergleute  läist  sich  die  Wahrscheinlichkeit  des  Invalidwerdens 
leidlich  sicher  feststellen,  in  allen  anderen  Berufsarten  sind  die  betr.  Er- 
hebungen noch  durchaus  mangelhaft 

Hätte  man  die  Höhe  der  Pension  der  Witwen  und  Waisen  einfach  vom 
Gehalte  des  Beamten  abhängig  gemacht,  wie  solches  z.  B.  in  Bayern,  in 
Sachsen- Weimar  ^)  etc.  geschehen  ist»  so  wäre  die  ganze  Berechnung  er- 
heblich vereinfacht  Es  handelte  sich  in  diesem  Falle  nur  um  die  Lebens- 
wahrscheinlichkeit, nicht  um  die  unbekannte  Invaliditätswahrscheinlichkeit 

1)  So  belAuft  sieb  s.  B.  di«  Witwenpension  in  Sschsen  -  Weimar  auf  ^\^  des  Dienst- 
einkommeiw,  welobea  der  verstorbene  Ehemann  w&hrend  der  leisten  Zeit  seüier  Aktivität 
▼om  Staate  bezogen  hat. 
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Wenn  es  in  den  Motiven  zum  Beiohsgesetze  heifst:  „Die  Pension,  welche 
ein  Beamter  zur  Zeit  seines  Todes  verdient  hat,  erscheint  als  die  ge- 
eignetste Unterlage  für  die  Normierung  des  Witwengeldes,  weil  bei  dieser 
Berechnungsweise  nicht  nur  der  letzte  Gehalt,  sondern  auch  die  Länge 
der  Zeit,  innerhalb  deren  er  seine  Kräfte  dem  Reichsdienst  gewidmet  and 
für  welche  er  Witwen-  und  Waisengeld  -  Beiträge  zur  Reichskasse  ent- 
richtet hat,  in  dem  Betrage  der  Beliktenpensionen  entsprechende  Beraok- 
sichtigung  findet  ^y*,  —  so  ist  damit  m.  E.  dieses  eingeschlagene  Ver- 
fahren nicht  im  geringsten  gerechtfertigt,  da  gar  nichts  im  Wege  steht 
die  Witwenpension,  auch  wenn  sie  nach  dem  Gehalte  berechnet  wird, 
nach  einer  gewissen  Skala  mit  der  Dienstzeit  steigen  zu  lassen.  loh  be- 
dauere die  befolgte  Berechnungsweise  um  so  mehr,  weil  ich  glaube,  dafs 
die  bez.  Fensionssätze  weit  günstiger  6ir  die  Wittwen  der  Beamten  gewor- 
den wären,  wenn  man  nur  mit  bekannten  und  nicht  auch  mit  yöUig 
unbekannten  Gröfsen  gerechnet  hatte. 

Die  Beiträge,  welche  die  Beamten  zu  zahlen  haben,  sind  festgestellt 
auf  Grund  eines  Gutachtens,  welches  s.  Z.  von  einem  Beamten  der  preufsi- 
Bchen  Allgemeinen- Witwen-  Yerflegungs  -  Anstalt  Dr.  Wegen  er  für  das 
Reichsgesetz  abgegeben  ist.  In  diesem  Gutachten  behauptet  W.,  dafs 
sich  das  numerische  Verhältnis  zwischen  Ehen  und  Witwen  auf  1  000 : 
565  belaufe,  d.h.  dafs  auf  1000  Ehen  565  Witwen  kommen.  (St.  B. 
1881.  in.  Bd.  162).  Der  Verf.  stellt  diese  Behauptung  auf  gestützt  auf 
die  Erfahrungen  der  preufsi sehen  Allgemeinen  Witwen  -  Verflegungsan- 
stalt.  Da  mir  dieses  Verhältnis  auffallend  hoch  erschien,  so  habe  ich  bei 
gelegentlicher  Prüfung  verschiedener  grofser  Elementarlehrerwitwenkassen, 
die  im  Beharrungszustande  waren,  diesen  Funkt  besonders  yerfolgt,  stets 
aber  höchstens  das  Verhältnis  wie  100:  33  gefunden.  In  dem  vor  kurzem 
erschienenen  Aufsatz  yon  D robisch  „Bericht  über  die  bei  der  dies- 
jährigen Revision  der  Leipziger  Universitäts  -  Witwen  -  und  Waisenkasse 
angewandten  Rechnungsmethoden  ')"  kommt  auch  er  auf  dieses  Verhältnis 
zu  sprechen  und  bemerkt,  dafs  Brune  i.  J.  1856  Heym  mitgeteilt  habe, 
dafs  die  pr.  allgem.  Witwenverpflegungs- Anstalt  ungefähr  23  000  Ehe- 
paare und  8  000  Witwen  zahle.  Es  kam  also  damals  durchschnittlich 
auf  drei  Ehepare  eine  Witwe  und  dieses  Verhältnis,  das  auch  ich  ge- 
funden, sollen  nach  Heym  auch  andere  Witwenkassen  im  BeharrungsEU- 
stand  zeigen.  Ob  daher  jene  Weg  euer 'sehe  Voraussetzung  als  richtig 
anzusehen  ist,  ist  mir  noch  sehr  zweifelhaft.  Ich  bemerke,  dafs  Frice 
in  seinen  Observations  on  reversionary  payments  (3.  Ausg.  1773)  aller- 
dings zu  ähnlichen  Zahlen  kam ,  indem  er  für  die  Gesamtheit  der  Pfarrer 
und  Professoren  in  Schottland  nach  17  jährigem  Durchschnitt  die  Zahl 
der  stehenden  Ehen  zu  667,  und  die  der  Witwen  zu  380  angab;  er 
konstatiert  somit  das  Verhältnis  von  7:  4.  Gaufs^)  benutzte  dieses 
Verhältnis  bei  der  Berechnung  der  Göttinger  Witwenkasse.     Damals  mag 


1)  St.  B.  über   die  Verh.  des  Reichstages.  4.  Leg.  4.  Sess.  1881.  III.  Bd.  S.  391. 

2)  In  den  Berichten   über   die  Verhandlangen  der  Kgl.  sächs.  Oesellsch.  d.  Wissen- 
schaften zn  Leipzig.     Math,  physische  Klasse  1888.     S.  79. 

3)  Cf.  Anwendung   der  Wahrscheinlichkeitsrechnung   auf  die  Bestimmung  der  Bilanz 
für  Witwenkassen  in  C.  F.  Gaufs  Werken  Bd.  IV  S.  145. 
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diese  Vorsicht  völlig  berechtigt  gewesen  sein,  da  es  an  wirklich  zurer- 
lasdgen  Erfiihrangen  aus  einem  ausgedehnten  Kreise  fehlte;  auch  heute 
sind  noch  nicht  genügende  Ermittelungen  angestellt,  doch  ist  das  Material 
vorhanden,  um  zu  annährend  sichern  Ergebnissen  gelangen  zu  können. 
Ich  hoffe  demnächst  in  der  Lage  zu  sein,  weitere  Angaben  hierüber 
machen  zu  können. 

Sollte  sich  aber, .  wie  ich  vermute,  herausstellen ,  dafs  diese  W  e  g  e  - 
n  er 'sehen  Feststellungen  unrichtig  sind,  so  dürfte  damit  wahrscheinlich 
aoch  zugleich  der  Nachweis  zu  führen  sein,  dafs  die  Beiträge  der  Beam- 
ten zQ  hoch  berechnet  sind,  bezw.  dafs  höhere  Pensionen  gewährt  werden 
können,   als  durch  das  Gesetz  den  Witwen  und  Waisen  zugesagt  sind.  — 

L 

Pensions-Oesetz  vom  27.  März  1872  in  der  durch  die  Novelle^) 

vom  81.  März  1882  abgeänderten  Fassung. 

(O.-S.  1872  8.  368;  1882  S.  183.) 

(Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  31.  MJIrz  1882  sind  durch  den  Druck 

hervorgehoben.) 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preufsen  etc.  verordnen,  mit  Zustim- 
moog  beider  Häuser  des  Landtages  unserer  Monarchie,  was  folgt: 

§.  1.  Jeder  unmittelbare  Staatsbeamte,  welcher  sein  Diensteinkommen  aus  der 
Staatskasse  bezieht,  erhalt  aus  derselben  eine  lebenslängliche  Pension,  wenn  er  nach 
einer  Dienstzeit  von  wenigstens  zehn  Jahren  in  Folge  eines  körperlichen  Gebrechens 
oder  wegen  Schwäche  seiner  körperlichen  oder  geistigen  Kräfte  zu  der  Erfüllung  seiner 
Amtspflichten  dauernd  unflUug  ist,  und  deshalb  in  den  Buhestand  versetzt  wird. 

Ist  die  Dienstunfahigkeit  die  Folge  einer  Krankheit,  Verwundung  oder  sonstigen 
Beschädigung,  welche  der  Beamte  bei  Ausübung  des  Dienstes  oder  aus  Veranlassung 
desselben  ohne  eigene  Verschuldung  sich  zugesogen  hat,  so  tritt  die  Pensionsberechtigung 
aoch  bei  k&rzerer  als  zehnjähriger  Dienstzeit  ein. 

Bei  Btaatsministen ,  welche  ans  dem  Staatsdienste  ansscheiden,  ist  eingetretene 
DiaBitonf&higkeit  nicht  Yorbedingung  des  Anspmehs  anf  Pension.  Biese  Bestimmung 
findet  gleich&lls  Anwendung  anf  diejenigen  Beamten,  welche  das  fünfondseohngste 
Lebenqahr  ▼oUendet  haben. 

§.  2.  Die  unter  dem  Vorbehalte  des  Widerrufs  oder  der  Kündigung  angestellten 
Beamten  haben  einen  Anspruch  auf  Pension  nach  Mafsgabe  dieses  Gesetzes  nur  dann, 
wenn  sie  eine  in  den  Besoldungsetats  aufgeführte  Stelle  bekleiden. 

Es  kann  ihnen  jedoch,  wenn  sie  eine  solche  Stelle  nicht  bekleiden,  bei  ihrer  Ver- 
setzung in  den  Buhestand  eine  Pension  bis  auf  Höhe  der  durch  dieses  Gesetz  bestimm- 
ten Sätze  bewilligt  werden. 

§.  3.  Die  bei  den  Auseinandersetzungsbehörden  beschäftigten  Ökonomiekommissa- 
rien und  Feldmesser,  sowie  die  bei  den  Landesmeliorationen  beschäftigten  Wiesenbau- 
techniker und  Wiesenbaumeister  haben  nur  insoweit  einen  Anspruch  auf  Pension,  als 
ihnen  ein  solcher  durch  den  Departementschef  besonders  beigelegt  worden  ist. 

Wie  vielen  dieser  Beamten  und  nach  welchen  Diensteinkommensätzen  die  Pensions- 
berechtigung beigelegt  werden  darf,  wird  durch  den  Staatshaushalts-Etat  bestimmt  Für 
jetzt  bewendet  es  bei  den  hierüber  durch  Königliche  Erlasse  gegebenen  Vorschriften. 

§.  4.  Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  auch  auf  die  Oberwachtmeister  und  Gendar- 
men der  Landgendarmerie  Anwendung;  dagegen  erfolgt  die  Pensionierung  der  Offiziere 
der  Landgendarmerie  nach  den  für  die  Offiziere  des  Beichsheeres  geltenden  Vorschriften. 

§.  5.  Beamte,  deren  Zeit  und  Kräfte  durch  die  ihnen  übertragenen  Geschäfte  nur 
nebenbei  in  Anspruch  genommen,  oder  welche  ausdrücklich  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit 
oder  für  ein  seiner  Natur  nach  vorübei^^ehendes  Geschäft  angenommen  werden,  erwerben 
keinen  Anspruch  auf  Pension  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes. 

1)  Die  Novelle  ist  hinter  diesem  Gesetz  abgedruckt. 
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Darüber,  ob  eine  Dienststelliuig  eine  solche  ist,  dafs  sie  die  Zeit  wid  Krifte  eines 
Beamten  nor  nebenbei  in  Anspruch  nimmt,  entscheidet  mit  Aosschlufs  des  Eechtswegei 
die  dem  Beamten  Torgesetzte  Dienstbehörde. 

§.  6.  Auf  die  Lehrer  an  den  Universitftten  ist  dieses  Gesetz  nicht  anwendbar. 
Dagegen  sind  die  Bestimmungen  desselben  anzuwenden  auf  alle  Lehrer  und  Beamten 
an  Gymnasien  ,  Progymnasien  ,  Realschulen ,  Schullehrer-Semiiiarien ,  Taubstummen-  und 
Blindenanstalten  ,  Kunst-  und  höheren  Bfirgerschnlen.  Wegen  Aufbringung  der  Pension 
für  diejenigen  unter  ihnen,  deren  Pension  nicht  aus  allgemeinen  Staatsfonds  su  gew&hren 
ist,  kommen  die  Vorschriften  der  Verordnung  vom  88.  Mal  1846  (Geseti-Samml.  8.  214) 
inr  Anwendung. 

§.  7.  Wird  aufser  dem  im  zweiten  Absatz  des  §.  1  bezeichneten  Falle  ein  Beamter 
vor  Vollendung  des  zehnten  Diens^ahres  dienstunfKhig  und  deshalb  in  den  Ruhestand 
versetzt,  so  kann  demselben  bei  vorhandener  Bedürftigkeit  mit  Königlicher  Genehmigung 
eine  Pension  entweder  auf  bestimmte  Zeit  oder  lebenslftnglich  bewilligt  werden. 

§.  8 1 ).  Die  Peniion  betrftgt,  wenn  die  Yenetming  in  den  Snhoitand  nmeh  voll- 
endetem lehnten,  jedoch  vor  vollendetem  elften  Dienstjahre  eintritt,  ^^\^q  nnd  ateigt 
von  da  ab  mit  Jedem  weiter  lurüekgelegten  Biens^'ahro  am  ^\^^  dea  in  den  §§.  10 
bii  19  bettimmten  Dieniteinkominens. 

Heber  den  Botrag  von  «'^Igg  dieaot  Einkommoni  hinani  findet  eine  Btoigernng 
nicht  statt. 

In  dem  im  §.  1  Absata  8  orwihnton  Falle  botrilgt  die  Peniion  ^'^\^„,  in  dem 
Falle  dea  §.  7  hdehstena  ^'^]^^  dea  vorbeieiehneten  Dionitoinlrommeni. 

§.  9.  Bei  jeder  Pension  werden  überschielsende  Thalerbrüche  auf  volle  Thaler  ab- 
gerundet. 

§.  10.     Der  Berechnung   der  Pension   wird  das  von    dem  Beamten  soletat  beaogene 
gesamte  Diensteinkommen ,    soweit   es   nicht   zur  Bestreitung   von  Reprisentations-    oder 
Dienstaufwandskosten  gewährt  wird,  nach  Hafsgabe  der  folgenden  näheren  Bestimmungen 
zu  Grunde  gelegt  *)  : 
1)  Feststehende  Dienstemolnmente,  namentlich  freie  Dienstwohnung,    sowie   die  anstatt 
derselben  gewährte  Miethsentschädigung,   Feuerungs-  und  Erleuchtungsmaterial,  Na- 
turalbezüge   an  Getreide ,  Winteriutter  u.  s.  w. ,  sowie  der  Ertrag  von  Dienstgrund- 
stücken  kommen  nur  insoweit  zur  Anrechnung,   als  deren  Wert  in  den  Besoldnngs- 
etats  auf  die  Geldbesoldung  dee  Beamten  in  Rechnung  gestellt,   oder   zu  einem  be- 
stimmten Geldbetrage  als  anrechnungsfähig  bezeichnet  ist 
3)  Dienstemolumente,  welche  ihrer  Natur  nach  stmgend  und  fallend  sind,  werden  nach 
den  in  den  Besoldungsetats  oder  sonst  bei  Verleihung  des  Rechts  auf  diese  Emoln- 
mente  deshalb  getroffenen  Festsetzungen  und   in  Ermangelung  solcher  Festsetzungen 
nach   ihrem  durchschnittlichen  Betrage   während  der  drei   letzten  Kalenderjahre  vor 
dem  Jahre,  in  welchem  die  Pension  festgesetzt  wird,  zur  Anrechnung  gebracht. 

3)  Blofs  zufällige  Diensteinkünfte,  wie  widerrufliche  Tantieme,  Kommissionsgebühren, 
aufserordentliche  Remunerationen.  Gratifikationen  und  dergleichen  kommen  nicht  zur 
Berechnung. 

4)  Das  gesamte  zur  Berechnung  zu  ziehende  Diensteinkommen  einer  fttelle  darf  den 
Betrag  des  höchsten  Normgehalts  deijenigen  Dienstkategorie,  zu  welcher  die  btelle 
gehört,  nicht  übersteigen. 

Ohne  diese  Beschränkung  kommen  jedoch  solche  Gehaitateile  oder  Besoldungs- 
zulagen, welche  zur  Ausgleichung   eines  von  dem  betreffenden  Beamten  in  früherer 

1)  Frühere  Fassung: 

Die  Pension  beträgt,  wenn  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  nach  vollendetem  zehn- 
ten, jedoch  vor  vollendetem  elften  Diens^ahre  eintritt,  '*|g0  und  steigt  von  da  ab  mit 
jedem  weiter  zurückgelegten  Diens^ahre  um  ^|gg  des  in  den  §§.  10 — IS  bestimmteo 
Diensteinkonunens. 

Ueber  den  Betrag  von  '®|ao  dieses  Einkonunens  hinaus  findet  eine  Steigerung 
nicht  statt. 

In  dem  im  §.  1  Absatz  8  erwähnten  Falle  beträgt  die  Pension  '®|goi  ^  ^^"^  ^^* 
des  §.  7  höchstens  '^l««  des  vorbezeichneten  Diensteinkommens. 

8)  Wegen  Anrechnung  des  Wohnungsgeldsnschusses  cf.  §.  6  des  Gea.  vom  18.  Mai 
1873,  betr.  die  Gewährung  von  Wohnungsgeldzuschüssen  an  die  unmittelbaren  Staats- 
beamten. 
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StelliiDg  besogen«n  Diensteinkommens  demselben   mit  PensfonsberechtigUDg  gewährt 
sind,  sur  vollen  Anrechnang. 
5)  Wenn  du  nach  den  Bestimmaugen   dieses  Paragraphen  ermittelte  Einkommen  eines 
Beamten  insgesamt  mehr  als  4000  Bthlr.   beträgt,   wird   von   dem  überscbiefsenden 
Betrag  nur  die  Hilfte  in  Anrechnung  gebracht 

§.  11.  Bin  Beamter,  welcher  früher  ein  mit  einem  höheren  Diensteinkommen  ver- 
bnndenes  Amt  bekleidet  und  dieses  Einkommen  wenigstens  ein  Jahr  lang  bezogen  hat, 
erhält,  sofern  der  Eintritt  oder  die  Versetsung  in  ein  Amt  von  geringerem  Dienstein- 
kommen nicht  lediglich  auf  seineu  im  eigenen  Interesse  gestellten  Antrag  erfolgt  oder 
als  Strafe  auf  Grund  des  §.16  des  Gesetzes  ,  betreffend  die  Dienstvergehen  der  nicht 
richterlieben  Beamten  u.  s.  w.,  vom  81.  Juli  1852  (Gesets-Samml.  S.  465),  oder  des  §.  1 
des  Geaetaes,  betreifsud  einige  Abänderungen  des  G^esetaes  über  die  IMenstvergehen  der 
Sichter  vom  7.  Mai  1851  u.  s.  w. ,  vom  99.  Mars  1856  (Gesets-Samml.  S.  901)  gegen 
ihn  verhängt  ist,  bei  seiner  Versetzung  in  den  Ruhestand  eine  nach  Mafsgabe  des  frühe- 
ren höheren  Diensteinkommens  unter  Berücksichtigung  der  gesamten  Dienstzeit  berech- 
nete Pension;  jedoch  soll  die  gesamte  Pension  das  letzte  pensionsberechtigte  Dienstein- 
kommen nicht  übersteigen. 

f.  19.  Das  mit  Nebenämtern  oder  Nebengeschäften  verbundene  Einkommen  be- 
gründet nur  dann  einen  Anspruch  auf  Pension,  wenn  eine  etatsmäfsige  Stelle  als  Neben- 
tmt  bleibend  verliehen  ist. 

§.  18.  Die  Dienstzeit  wird  vom  Tage  der  Ableistung  des  Diensteides  gerechnet. 
Kann  jedoch  ein  Beamter  nachweisen,  dafs  seine  Vereidigung  erst  nach  dem  Zeitpunkte 
»eines  Eintritts  in  den  Staatsdienst  stattgeftmden  hat,  so  wird  die  Dienstzeit  von  diesem 
Zeitpunkte  an  gerechnet. 

§.  14.     Bei  Berechnung  der  Dienstzeit  kommt  auch  die  Zeit  in  Anrechnung,  während 
welcher  ein  Beamter: 
1)  unter  Besug   von  Wartegeld    im  dnstweiligen  Ruhestand   nach   Mafsgabe   der  Vor- 
schriften des  Gesetzes  vom  81.  JuH  1859  §.  87  Nr.  9  (Gesets-Samml.  S.  465),  der 
Erlasse  vom  14.  Juni  1848  (Gesetz-Samml.  S.  158)  und  84.  Oktober  1848  (Gesetz- 
Samml.  S.  988)  und  der  Verordnung  vom  28.  September  1867  §.  1  Nr.  4   (Gesetz- 
Samml.  S.  1619),  oder 
9)  im  Dienste   des  Norddeutschen  Bundes   oder   des   Deutschen  Reichs    sich   beftinden 
hat,  oder 

3)  als  anstellungsberechtigts  ehemalige  Militärperson  nur  vorläufig  oder  auf  Probe  im 
Civildienste  des  Staats ,  des  Norddeutschen  Bundes  oder  des  Deutschen  Reichs  be- 
schäftigt worden  ist,  oder 

4)  eine  praktische  Beschäftigung  aufserhalb  des  Staatsdienstes  ausübte,  insofern  und 
insoweit  diese  Beschäftigung  vor  Erlangung  der  Anstellung  in  einem  unmittelbaren 
Staatsamte  behufs  der  technischen  Ausbildung  in  den  Prüfungsvorschriften  ausdrück- 
lich angeordnet  ist,  oder 

5)  als  Lehrer  (§.  6)  das  vorgeschriebene  Probejahr  abhielt. 

§.  15.     Der  Civildienstaeit  wird  die  Zeit  des  aktiven  Militärdienstes  hinzugerechnet. 

§.  16 1).  Die  Dienitielt,  welohe  vor  den  Beginn  dos  einnndiwanBigiten  Lebern- 
jähret  fällt,  bleibt  anfser  Bereehnimg. 

Nur  die  in  die  Dauer  eines  Krieges  fallende  und  bei  einem  mobilen  oder  Ersatz- 
truppenteile abgeleistete  Militärdienstzeit  kommt  ohne  Rücksicht  auf  das  Lebensalter  zur 
Anrechnung. 

Als  Kriegsseit  gilt  in  dieser  Beziehung  die  Zeit  vom  Tage  einer  ang^rdneten  Mo- 
bilinachungy  auf  welche  ein  Krieg  folgt,  bis  zum  Tage  der  Demobilmachung. 

§.  17.  Für  jeden  Feldzug,  an  welchem  ein  Beamter  im  Preufsischen  oder  im 
Reiehsheer  oder  in  der  Preufsischen  oder  Kaiserlichen  Marine  derart  Teil  genommen  hat, 
dtfs  er  wirklich  vor  den  Feind  gekommen  oder  in  dienstlicher  Stellung  den  mobilen 
IVuppen  in  das  Feld  gefolgt  ist,  idrd  demselben  zu  der  wirklichen  Dauer  der  Dienstzeit 
Ein  Jahr  zugerechnet. 

Ob  eine  militärische  Unternehmung  in  dieser  Beziehung  als  ein  Feldzug  anzusehen 
ist,  und  inwiefern  bei  Kriegen  von  längerer  Dauer  mehrere  Kriegsjahre  in  Anrechnung 
kommen  sollen,  dafür  ist  die  nach  §.  28  des  Reichsgesetzes  vom  27.  Juni  1871  (Reichs- 
gesetzbl.  8.  275)  in  jedem  Falle  ergehende  Bestimmung  des  Kaisers  mafsgebend. 

1)  Frühere  Fassung  des  Abs.  1  des  §.  16:  Die  Dienstzeit,  welche  vor  den  Beginn 
des  achtzehnten  Leben^ahres  fällt,  bleibt  axiber  Berechnung. 
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Für   die  Vergangenheit  bewendet   es  bei  den  hierüber   dnreh  Königliche  Erlasse  ge- 
gebenen Vorschriften.  * 
§.  18.     Die  Zeit 

a)  eines  Festungsarrestes  von  einjähriger  und  längerer  Dauer,  sowie 

b)  der  Kriegsgefangenschaft 

kann  nur  unter  besonderen  Umständen  mit  Königlicher  Genehmigung  angerechnet  werden. 
§.  19.     Mit  Königlicher  Genehmigung  kann  sukttnftig  bei  der  Anstellung  nach  Mafs- 
gabe  der  Bestimmungen   in  den  §§.  13  bis  18  zugesichert  und  bei  den  jetst  bereits  An- 
gestellten angerechnet  werden: 
1)  die  Zeit,  während  welcher  ein  Beamter 

a)  sei  es  im  In-  oder  Auslande  als  Sachwalter  oder  Notar  fungiert,  im  Gtemeinde-, 
Kirchen-  oder  Schuldienste,  im  ständischen  Dienste,  oder  im  Dienste  einer  lan- 
desherrlichen Haus-  oder  Hofverwaltung  sich  befunden,  oder 

b)  im  Dienste  eines  fremden  Staates  gestanden  hat; 

9)  die  Zeit  praktischer  Beschäftigung  aufserhalb  des  Staatsdienstes ,   insofern  und  inso- 
weit  diese    Beschäftigung   vor   Erlangung    der   Anstellung    in   einem   mimittelbaren 

Staatsamte  herkömmlich  war. 

Die  Anrechnung  der  unter  1.  erwähnten  Beschäftigung  mufs  erfolgen  bei  denjenigen 
Beamten,  welche  mit  den  im  Jahre  1866  erworbenen  Landesteilen  in  den  unmittelbaren 
Staatsdienst  übernommen  worden  sind,  sofern  dieselben  auf  diese  Anrechnung  nach  den 
bis  dahin  für  sie  mafsgebenden  Pensionsvorschriflen  einen  Rechtsanspruch  hatten. 

§.  20.  Zum  Erweise  der  Dienstunfähigkeit  eines  seine  Versetzung  in  den  Buhestand 
nachsuchenden  Beamten  ist  die  Erklärung  der  demselben  unmittelbar  vorgesetzten  Dienst- 
behörde erforderlich ,  dafs  sie  nach  pflichtmiLfsigem  Ermessen  den  Beamten  für  unfähig 
halte,  seine  Amtspflichten  femer  zu  erfüllen. 

Inwieweit  noch  andere  Beweismittel  zu  erfordern,  oder  der  Erklärung  der  unmittel- 
bar vorgesetzten  Behörde  entgegen  für  ausreichend  zu  erachten  sind,  hängt  von  dem 
Ermessen  der  über  die  Versetzung  in  den  Buhestand  entscheidenden  Behörde  ab. 

§.  21.  Die  Bestimmung  darüber,  ob  und  zu  welchem  Zeitpunkte  dem  Antrage  eines 
Beamten  auf  Versetzung  in  den  Buhestand  stattzugeben  ist,  erfolgt  dnrc^  den  Departe- 
ments-Chef. Bei  denjenigen  Beamten,  welche  durch  den  König  zu  ihren  Ämtern  ernannt 
worden  sind ,  ist  die  Genehmigung  des  Königs  zur  Versetzung  in  den  Ruhestand  er- 
forderlich. 

§.  22.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  und  welche  Pension  einem  Beamten  bei  seiner 
Versetzung  in  den  Ruhestand  zusteht,  erfolgt  durch  den  Departements-Chef  in  Gemein- 
schaft mit  dem  Finanzminister. 

§.  28.  Gegen  diese  Entscheidung  (§.  22)  steht  dem  Beamten  nur  die  Beschreitung 
des  Rechtsweges  nach  Ifafsgabe  des  Gesetzes,  betreffend  die  Erweiterung  des  Rechtsweges, 
vom  24.  Hai  1861  (Gesetz-Samml.  S.  241)  offen. 

§.  24.  Die  Versetzung  in  den  Ruhestand  tritt ,  sofern  nicht  auf  den  Antrag  oder 
mit  ausdrücklicher  Zustimmung  des  Beamten  ein  früherer  Zeitpunkt  festgesetzt  wird,  mit 
dem  Ablauf  des  Vierte^ahres  ein,  welches  auf  den  Monat  folgt,  in  welchem  dem  Beamten 
die  Entscheidung  über  seine  Versetzung  in  den  Ruhestand  und  die  Höhe  der  ihm  etwa 
zustehenden  Pension  (§.  22)  bekannt  gemacht  worden  ist. 

§.  25.     Die  Pensionen  werden  monatlich  im  voraus  gezahlt 

§.  26.  Das  Recht  auf  den  Bezug  der  Pension  kann  weder  abgetreten  noch  verpfSn- 
det  werden. 

In  Ansehung  der  Beschlagnahme  der  Pensionen  bleiben  die  bestehenden  Bestim- 
mungen in  Kraft.         « 

§.27.     Das  Recht  auf  den  Bezug  der  Pension  ruht: 

1)  wenn  ein  Pensionär  das  Deutsche  Indigenat>)  verliert,  bis  zu  etwaiger  Wiederer- 
langung desselben; 

2)  wenn  und  so  lange  ein  Pensionär  im  Reichs-  oder  Staatsdienste  ein  Diensteinkommen 
bezieht,  insoweit  als  der  Betrag  dieses  neuen  Diensteinkommens  unter  Hinzurechnung 
der  Pension  den  Betrag  des  von  dem  Beamten  vor  der  Pensionierung  bezogenen 
Diensteinkommens  übersteigt. 


1)  Reichsverfassung  vom  16.  April  1871  Art.  3  (R.G.Bl.  S.  64)  und  Gesetz  über 
die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870 
(R.G.Bl.  8.  355). 
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§.  28.  Ein  Pension&r,  welcher  in  eine  an  sich  zur  Pension  berechtigende  Stellung 
des  unmittelbaren  Staatsdienstes  wieder  eingetreten  ist  (§.  27  Nr.  2),  erwirbt  für  den  Fall 
des  Znriicktretena  in  den  Ruhestand  den  Ansprach  aaf  Gewährung  einer  nach  Mafsgabe 
seiner  nunmehrigen  verlängerten  Dienstzeit  und  des  in  der  neuen  Stellung  bezogenen 
Diensteinkommens  berechneten  Pension  nur  dann,  wenn  die  neu  hinzutretende  Dienstzeit 
wenigstens  ein  Jahr  betragen  hat. 

Mit  der  Gewährung  einer  hiernach  neu  berechneten  Pension  flUlt  bis  auf  Höhe  des 
Betrages  derselben  das  Recht  auf  den  Bezug  der  früher  bezogenen  Pension  hinweg. 

Dasselbe  gilt,  wenn  ein  Pensionär  im  Deutschen  R«ichsdienste  eine  Pension  erdient. 

§.  29.  Die  Einziehung,  Kürzung  oder  Wiedergewährung  der  Pension  auf  Grund  der 
Bestimmungen  in  den  §§.  27  und  28  tritt  mit  dem  Beginn  desjenigen  Monats  ein,  welcher 
anf  das  eine  solche  Veränderung  nach  sich  ziehende  Ereignifs  folgt. 

Im  Falle  Torfibergehender  Beschäftigung  im  Reichs-  oder  im  Staatsdienste  gegen 
Tsgegelder  oder  eine  anderweite  Entschädigung  wird  die  Pension  für  die  ersten  sechs 
Monate  dieser  Beschäftignng  unverkürzt,  dagegen  vom  siebenten  Monate  ab  nur  zu  dem 
uaefa  den  vorstehenden  Bestimmungen  zulässigen  Betrage  gewährt. 

§.  ao.  Bneht  ein  nioht  riohterlioher  Beamter,  weleher  das  fOnfandfechiigtte 
Lebensjahr  ToUendet  hat,  seine  Venetanng  in  den  Bnheitand  nioht  naeh,  so  kann 
diese  naeh  Anhöning  des  Beamten  unter  ^obaehtnng  der  Yortchriften  dez  §§.  80  ff. 
dieses  Oeeetaei  in  der  nämlichen  Weise  ▼erfügt  werden,  wie  wenn  der  Beamte  seine 
Ptmioniening  seihet  beantragt  hätte. 

Im  illirigen  behält  es  in  Ansehung  der  unfreiwilligen  Versetrang  in  den  Bnhe- 
itand vnd  des  dabei  stattfindenden  Verfahrens  bei  den  Bestimmungen  in  den  §§.  66 

wfiUge 


bis  84  des  C^esetaes,  betreifend  die  Dienstvergehen  der  Biehter  und  die 
Yenetcnng  derselben  auf  eine  andere  Stelle  oder  in  den  Bnheitand,  vom  7.  Mai  1861 
(8ssetB-8ammL  818)  und  in  den  §§.  88  bis  98  des  Oeseties,  betreffend  die  Dienstver- 
gehen der  nieht  riohterliehen  Beamten,  die  Versetrang  derselben  anf  eine  andere 
Stelle  oder  in  den  Bnhestand ,  vom  81.  Jnli  1868  (Geseti-BammL  8.  466)  sein  Be- 
wenden. 

Wird  hiemach  gemäfs  §.  90  des  letzterwähnten  Gesetzes  von  dem  Rechtsmittel  des 
Hekorses  an  das  Staatsministerium  Gebrauch  gemacht,  so  läuft  die  sechsmonatliche  Frist 
zur  Anstellung  der  SJage  wegen  unrichtiger  Festsetzung  des  Pensionsbetrsges  (§.  2  des 
Gesetzes,  betreffend  die  Erweiterung  des  Rechtsweges,  vom  24.  Mai  1861,  Gesetz-Samml. 
S.  241)  erst  von  dem  Tage,  an  welchem  dem  Beamten  die  Entscheidung  des  Staatsmini- 
steriums bekannt  gemacht  ist. 

§.31.  Hinterläfst  ein  Pensionär  eine  Witwe  oder  eheliche  Nachkommen ,  so  wird 
die  Pension  noch  für  den  auf  den  Sterbemonat  folgenden  Monat  gezaht. 

An  wen  die  Zahlung  folgt,  bestimmt  die  Provinzialbehörde,  auf  deren  Etat  die  Pen- 
ftion  übernommen  war. 

Die  Zahlung  der  Pension  für  den  auf  den  Sterbemonat  folgenden  Monat  kann  auf 
Verfügung  dieser  Behörde  auch  dann  stattfinden,  wenn  der  Verstorbene  Eltern,  Geschwi- 
ster, Geschwisterkinder  oder  Pflegekinder,  deren  Ernährer  er  gewesen  ist,  in  Bedürftig- 
keit hinterläfst,  oder  wenn  der  Nachlafs  nicht  ausreicht,  um  die  Kosten  der  letzten  Krank- 
heit und  der  Beerdigung  zu  decken. 

Der  über  den  Sterbemonat  hinaus  gewährte  einmonatliche  Betrag  der  Pension  kann 
nieht  Gegenstand  einer  Beschlagnahme  sein. 

(.  82.  Ist  die  nach  Mafsgabe  dieses  Gesetzes  bemessene  Pension  geringer  als  die 
Pension,  welche  dem  Beamten  hätte  gewährt  werden  müssen,  wenn  er  am  31.  März  1872 
nach  den  bis  dahin  fttr  ihn  geltenden  Bestimmungen  pensioniert  worden  wäre,  so  wird 
diese  letzere  Pension  an  Stelle  der  ersteren  bewilligt. 

§.  83.  Den  in  Folge  der  Aufhebung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  aus  dem  Privat- 
Kerichtsdienst  in  den  unmittelbaren  Staatsdienst  übernommenen  oder  bereits  vor  dieses 
Aufhebung  in  den  unmittelbaren  Staatsdienst  übergegangenen  Beamten  wird  die  Zeit  des 
Privatgerichtsdienstes  nach  Mafsgabe  der  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetaes  an- 
gerechnet. 

Den  vormals  Schleswig  -  Holsteinischen  Beamten  wird  die  Zeit,  welche  sie  als  be- 
eidigte Sekretäre  oder  Volontäre  bei  den  Oberbeamten  zugebracht  haben,  bei  Feststellung 
ihrer  Dienstzeit  mit  angerechnet. 

§.  34.  Die  Zeit,  während  welcher  ein  Beamter  in  den  neu  erworbenen  Landestei- 
len  oder   ein   mit  einem  solchen  Landesteile  übernommener  Beamter  auch   in  einem  an- 
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deren  Teile  des  Landes ,  welchem  seine  Heimat  vor  der  Vereinigung  mit  PrenÜMn  ange- 
hdrt  hat,  im  onmittelbaren  Dienste  der  damaligen  Landesherrschaft  gestanden  hat,  wird 
in  allen  Fftllen  bei  der  Pensioniemng  nach  Mafsgabe  des  gegenwärtigen  Qesetaes  in  An- 
rechnung gebracht. 

§.  85.  Hinsichtlich  der  HohensoUemschen ,  in  den  PreuAiscben  Staatsdienst  Aber- 
nommenen  Beamten  bleiben  die  Bestimmungen  unter  Nr.  8  und  3  des  Erlasses  vom 
86.  August  18ft4  (Gesete-Samml.  1856  S.  88)  in  Kraft. 

§.  86.  Zusicherungen ,  welche  in  Besug  auf  dereinstige  Bewilligung  von  Pensionen 
an  einselne  Beamte  oder  Kategorien  von  Beamten  durch  den  König  oder  einan  der  Mi- 
nister gemacht  worden  sind,  bleiben  in  Kraft. 

Doch  finden  auf  Beamte,  hinsichtlich  deren  durch  Staatsvertr&ge  die  Bewilligung  fod 
Pensionen  nach  den  Grundstttsen  fremdlftndischer  Pensionsbestimmungen  sugesichert  wor- 
den ist,  die  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetses  insoweit  Anwendung,  als  sie  fiir 
die  Beamten  günstiger  sind. 

§.  37.  Die  im  {.  79  des  Gesetses,  betreffend  die  Verfassung  und  Verwaltung  der 
St&dte  und  Flecken  in  der  Provins  Sc^eswig-Holstein ,  vom  14.  April  1869  (Gesetx- 
Bamml.  8.  598)  festgestellte  Verpflichtung  der  Staatskasse  snr  antaligen  Übernahme  der 
Pensionen  städtischer  Beamten  wird  durch  das  gegenwärtige  Geeets  nicht  berilhrt. 

§.  38.  Das  gegenwärtige  Geseti  tritt  mit  dem  1.  April  1878  in  Kraft.  Mit  diesem 
Zeitpunkte  treten ,  soweit  nicht  durch  §«38  Ausnahmen  bedingt  werden ,  alle  den  Vor- 
schriften dieses  Gesetzes  entgegenstehenden  Bestimmungen,  insbesondere  das  Pensions- 
reglement für  die  Civil-Staatsdiener  vom  30.  April  1885  und  die  dasselbe  ergänsenden, 
erläuternden  und  abändernden  Bestimmungen  aufser  Kraft.  Wo  in  den  bestehenden  Ge- 
setsen  und  Verordnungen  auf  dieselben  Besug  genommen  wird,  kommen  die  Bestimmungen 
des  gegenwärtigen  Gesetses  sur  Anwendung. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrucktem  In- 
Siegel. 

Gegeben  Berlin,  den  87.  Mära  1878. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

F&rst  T.  Bismarck.     Gr.  ▼.  Boon.     Gr.  ▼.  Itsenplits.      v.  Selehow.      Gr.  an  fiulenborg. 

Leonhardt.       Camphausen.      Falk. 

Gesetz,  betreffend  die  Abändemng  des  FensionsgesetseB  vom 

27.  März  1872.     Vom  31.  März  1882. 
(G.-8.  1888  8.  133.) 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preufsen  etc.  Terordnen,  mit  Zustim- 
mung beider  Hänser  des  Landtages  der  Monarchie,  was  folgt: 

Artikel  I.  An  die  8telle  des  §.  1  Absatz  3,  des  §.  8,  des  §.  16  Absati  1  und 
des  §.  SO  AbsaU  1  des  PensionsgeseUes  vom  87.  Mars  1878  (Gesets-Samml.  8.  868) 
treten  folgende  Vorschriften : 

(Die  neuen  Bestimmungen  sind  oben  in  den  Text  des  Pensionsgesetses  aufgenommen 
und  daselbst  durch  den  Druck  hervorgehoben.  Eines  nochmaligen  Abdrucks  derselben 
an  dieser  Stelle  bedarf  es  daher  nicht.) 

Artikel  II.  Ist  die  nach  Maftgabe  dieses  Gesetses  bemessene  Pension  geringer 
als  die  Pension,  weiche  dem  Beamten  hätte  gewährt  werden  mfissen,  wenn  er  am  31.  Mirs 
1888  nach  den  bis  dahin  ftir  ihn  geltenden  Bestimmungen  pensioniert  worden  wäre,  so 
wird  diese  letztere  Pension  an  Steile  der  ersteren  bewilligt 

Artikel  III.  Die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  finden  ausschliefslich  Anwendnsf 
auf  unmittelbare  Staatsbeamte  und  die  in  dem  zweiten  Absätze  des  §.  6  des  Pensioo»- 
gesetzes  vom  87.  März  1878  genannten  Lehrer  und  Beamten. 

Artikel  FV.     Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  April  1888  in  Kraft. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  beigedruektem  K5- 
niglichen  Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  31.  März  1888. 

(L.  8.)  Wilhelm. 

V.    Pnttkamer.     v.    Kameke.      Maybach.      Bitter.      Lucius.     Friedberg.     v.   Boetticher. 

V.  €k>rsler. 


NationaldkonoiniBohe  GesetsgebuDg.  ^    .  X43 

n. 

Gesetz»  betreffend  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der 

unmittelbaren  Staatsbeamten..    Vom  20.  Mai  1882. 

(O.-S.  188S  S.  898.) 

Wir  WilhalBi,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Prenfsen  etc.  verordnen,  mit  Zastim- 
nang  beider  HIUi«er  des  Landtages  der  Monarchie,  was  folgt: 

§.  1.  Unmittelbare  Staatsbeamte,  welche  Diensteinkommen  oder  Wartegeld  aus  der 
Staatskasse  beziehen  und  welchen  beim  Eintritt  der  Voraossetaungen  der  Versetsung  in 
den  Ruhestand  nach  Erfüllung  der  erforderlichen  Dienstieit  Pension  aus  der  Staatskasse 
gebühren  würde ,  sowie  in  den  Ruhestand  versetzte  unmittelbare  Staatsbeamte ,  welche 
kraft  gesetzlichen  Anspruchs  oder  auf  Grund  des  §.  7  des  Pensionsgesetaes  vom  87.  Mllrz 
1878  (Gesetz-Sammlung  Seite  868)  lebenslängliche  Pension  aus  der  Staatskasse  beziehen, 
sind  verpflichtet,  Witwen-  und  Waisengeldbeiträge  zur  Staatskasse  zu  entrichten: 

Diese  Verpflichtung  erstreckt  sich  nicht  auf 

1)  Beamte,  denen  ein  Pensionsanspmch  nur  auf  Grund  der  Vorschrift  in  dem  zweiten 
Absätze  des  §.  8  der  Verordnung  vom  6.  Mai  1867  (Gesetz-Sammlung  Seite  713) 
zusteht; 

2)  Beamte,  welche  nur  nebenamtlich  im  Staatsdienst  angestellt  sind; 

5)  di^enigen  Beamten,  welche  nur  auf  Grund  des  §.79  des  Gesetzes,  betreffend  die 
Verfassung  und  Verwaltung  der  Städte  und  Flecken  in  der  Provinz  Schleswig* Hol- 
stein, vom  14.  April  1869  (Gesetz-Sammlung  Seite  589),  ein  Einkommen  aus  der 
Staatakasae  beziehen; 

4)  die  mit  Bewilligung  von  Wartegeld  oder  Pension  aus  einer  der  unter  Ziffer  1  bis  S 
bezeichneten  Stellungen  ausgeschiedenen,  sowie  diejenigen  Beamten,  welche  nur  auf 
Grund  einer  nach  dem  ersten  Absatz  des  §.  86  des  Pensionsgesetzes  vom  87.  März 
1878   in  Kraft  gebliebenen  Zusicherung  eine  Pension   aus  der  Staatskasse  beziehen. 
§.  8.     Von  dem  den  Hinterbliebenen  eines  zur  Entrichtung  von  Witwen*  und  Wai- 
sengeldbeiträgen  verpflichteten    Beamten    nach   der   Kabinetsordre    vom    87.  April  1816 
(Gesetz-Sammlung  8.  184),    dem  Gesetze  vom  6.  Februar  1881,   betreffend  die  Zahlung 
der   Beamtengehälter   und   Bestimmungen   Aber   das   Gnadenquartal    (Gesetz  -  Sammlung 
Seite  17),  sowie  dem  $.31  des  Pensionsgesetzes  vom  87.  Bfärz  1878    gebührenden  oder 
bewilligten  Beträge   des  vierteyährllcben  Gehalts   oder  Wartegeldes  beziehungsweise   der 
etnmonatlichen  Pension  des  Verstorbenen  sind  die  Witwen-  und  Waisengeldbeiträge  gleich- 
ialls  zu  entrichten. 

§.  8.  Die  Witwen-  und  Waisengeldbeiträge  betragen  jährlich  8  Prozent  des  pen- 
sionsfähigen Diensteinkommens,  des  Wartegeldes  oder  der  Pension  mit  der  Mafsgabe, 
dals  der  die  Jahressunmie  von  9  000  Mark  des  pensionsfähigen  Diensteinkommens  oder 
Wartegeldes  und  von  5  000  Mark  der  Pension  übersteigende  Betrag  nicht  beitraga- 
pffichtig  ist. 

§.  4.  Die  Witwen-  und  Waisengeldbeiträge  werden  in  deigenigen  Teilbeträgen  er- 
hoben, in  welchen  das  Diensteinkommen,  das  Wartegeld  oder  die  Pension  zahlbar  ist. 
Die  Erhebung  erfolgt  durch  Einbehaltung  eines  entsprechenden  Teiles  dieser  Bezüge, 
wenn  und  insoweit  dieselben  zur  Deckung  der  Beiträge  ausreichen.  Andem£ftlls  sind 
letztere  vierteyährlich  im  voraus  an  die  Staatskasse  einzuzahlen. 

§.  5.    Die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Witwen-  und  Waisengeldbeitrilge  erlischt : 
1)  mit  dem  Tode  des  Beamten,  vorbehaltlich  der  im  §.  8  getroffenen  Bestimmungen; 
8)  wenn  der  Beamte  ohne  Pension  aus  dem  Dienste  scheidet  oder  mit  Belassung  eines 

Teiles  derselben  aus  dem  Dienste  entlassen  wird; 
8)  wenn  der  Beamte  in  den  Ruhestand  versetzt  und  ihm  auf  Grund  des  §.  7  des  Pen- 
sionsgesetaes vom  87.  März  1872  eine  Pension  auf  bestimmte  Zeit  bewilligt  ist; 
4)  für  den  Beamten,   welcher   weder  verheiratet  ist,    noch  unverheiratete  eheliche  oder 
durch  nachgefolgte  Ehe  legitimierte  Kinder  unter  18  Jahren  besitzt,   mit  dem  Zeit- 
punkte der  Versetzung  in  den  Ruhestand; 

6)  für  den  pensionierten  Beamten  mit  dem  Ablauf  desjenigen  Monats ,  in  welchem  die 
unter  Ziffer  4  bezeichnete  Voraussetzung  zutrifit  Durch  eine  nach  der  Pensionierung 
geschlossene  Ehe  oder  durch  das  Vorhandensein  von  Kindern  aus  einer  solchen  wird 
das  Erlöschen  der  Verpflichtung  nicht  gehindert. 

§.  6.  Die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  pensionierten  Beamten,  welche 
weder  verheiratet  sind,  noch  unverheiratete  eheliche  oder  durch  nachgefolgte  Ehe  legiti- 
nüerte  Kinder  unter  18  Jahren  besitzen,  sind  von  Entrichtung  der  Witwen-  und  Waisen- 
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geldbeiträge  befreit.  Eine  nach  der  Pensionierung  geschlossene  Ehe,  sowie  Kinder  sos 
einer  solchen  kommen  hierbei  nicht  in  Betracht 

§.  7.  Die  Witwe  und  die  hinterbliebenen  ehelichen  oder  durch  nachgefolgte  Ehe 
legitimierten  Kinder  eines  zur  Zeit  seines  Todes  zur  Entrichtung  von  Witwen-  und  Wai- 
sengeldbeitrfigen  verpflichteten  Beamten  erhalten  aus  der  Staatskasse  Witwen-  und  Wai- 
sengeld nach  Mafsgabe  der  nachfolgenden  Bestimmungen. 

§.  8.  Das  Witwengeld  besteht  in  dem  dritten  Teile  derjenigen  Pension,  zu  welcher 
der  Verstorbene  berechtigt  gewesen  ist  oder  berechtigt  gewesen  sein  würde,  wenn  er  am 
Todestage  in  den  Ruhestand  versetzt  w&re. 

Das  Witwengeld  soll  jedoch,  vorbehaltlich  der  im  §.  10  verordneten  Beschrankungf 
mindestens  160  Mark  betragen  und  1  600  Mark  nicht  übersteigen. 

§.  9.     Das  Waisengeld  beträgt: 

1)  für  Kinder,  deren  Mutter  lebt  und  zur  Zeit  des  Todes  des  Beamten  zum  Bezüge  von 
Witwengeld  berechtigt  war,  ein  Fünftel  des  Witwengeldes  für  jedes  Kind ; 

2)  für  Kinder,  deren  Mutter  nicht  mehr  lebt  oder  zur  Zeit  des  Todes  des  Beamten  zum 
Bezüge  von  Witwengeld  nicht  berechtigt  war,  ein  Drittel  des  Witwengeldes  für  jedes 
Kind. 

§.  10.  Witwen-  und  Waisengeld  dürfen  weder  einzeln  noch  zusammen  den  Betrag 
der  Pension  übersteigen ,  zu  welcher  der  Verstorbene  berechtigt  gewesen  sein  würde, 
wenn  er  am  Todestage  in  den  Ruhratand  versetzt  wäre. 

Bei  Anwendung  dieser  Beschränkung  werden  das  Witwen-  und  das  Waisengeld  ver- 
hältnismäfsig  gekürzt. 

§  11.  Bei  dem  Ausscheiden  eines  Witwen-  und  Waisengeld  berechtigten  erhöht  sich 
das  Witwen-  oder  Waisengeld  der  verbleibenden  Berechtigten  von  dem  nächstfolgenden 
Monat  an  insoweit,  als  sie  sich  noch  nicht  im  vollen  GenuTs  der  ihnen  nach  den  §§.  8 
bis  10  gebührenden  Beträge  befinden. 

§.  12.  War  die  Witwe  mehr  als  15  Jahre  jünger  als  der  Verstorbene,  so  wird 
das  nach  Mafsgabe  der  §§.  8  und  10  berechnete  Witwengeld  für  jedes  angefangene  Jahr 
des  Altersunterschiedes  über  16  bis  einschliefslich  86  Jahre  um  'j^g  gekürzt. 

Auf  den  nach  §.  9  zu  berechnenden  Betrag  des  Waisengeldes  sind  diese  Kürzungen 
des  Witwengeldes  ohne  Einflufs. 

§.  13.  Keinen  Anspruch  auf  Witwengeld  hat  die  Witwe,  wenn  die  Ehe  mit  dem 
verstorbenen  Beamten  innerhalb  dreier  Monate  vor  seinem  Ableben  geschlossen  und  die 
Eheschliefsnng  zu  dem  Zwecke  erfolgt  ist,  um  der  Witwe  den  Bezug  des  Witwengeldes 
zu  verschaffen. 

Keinen  Anspruch  auf  Witwen-  und  Waisengeld  haben  die  Witwe  und  die  hinter- 
bliebenen Kinder  eines  pensionierten  Beamten  aus  solcher  Ehe ,  welche  erst  nach  der 
Versetzung  des  Beamten  in  den  Ruhestand  geschlossen  ist. 

§.  14.  Stirbt  ein  zur  Entrichtung  von  Witwen-  und  Waisengeldbeiträgen  verpflich- 
teter Beamter ,  welchem ,  wenn  er  am  Todestage  in  den  Ruhestand  versetzt  wäre ,  auf 
Grund  des  §.  7  des  Pensionsgesetzes  vom  27.  März  1872  eine  Pension  hätte  bewilligt 
werden  können,  so  kann  der  Witwe  und  den  Waisen  desselben  von  dem  Departements- 
chef in  Gemeinschaft  mit  dem  Finanzminister  Witwen-  und  Waisengeld  bewilligt  werden. 

Stirbt  ein  zur  Entrichtung  von  Witwen-  und  Waisengeldbeiträgen  verpflichteter  Be- 
amter, welchem  nach  den  §§.  18  und  19  des  Pensionsgesetzes  vom  27.  März  1872  im 
Falle  seiner  Versetzung  in  den  Ruhestand  die  Anrechnung  gewisser  Zeiten  auf  die  in 
Betracht  kommende  Dienstzeit  hätte  bewilligt  werden  können,  so  ist  der  Departements- 
chef in  Gemeinschaft  mit  dem  Finanzminister  befngt,  eine  solche  Anrechnung  auch  bei 
Festsetzung  des  Witwen-  und  Waisengeldes  zuzulassen. 

§.  15.  Die  Zahlung  des  Witwen-  und  Waisengeldes  beginnt  mit  dem  Ablauf  des 
Gnadenquartals  oder  des  Gnadenmonats. 

§.  16.  Das  Witwen-  und  Waisengeld  wird  monatlich  im  voraus  gezahlt.  An  wen 
die  Zahlung  gültig  zu  leisten  ist,  bestimmt  der  Departementschef,  welcher  die  Befugnis 
zu  solcher  Bestinunung  auf  die  Provinzialbehörde  übertragen  kann. 

Nicht  abgehobene  Teilbeträge  des  Witwen-  und  Waisengeldes  verjähren  binnen  vier 
Jahren,  vom  Tage  ihrer  Fälligkeit  an  gerechnet,  zum  Vorteile  der  Staatskasse. 

§.  17.  Das  Witwen-  und  Waisengeld  kann  mit  rechtlicher  Wirkung  weder  abge- 
treten noch  verpfändet  oder  sonst  übertragen  werden  i). 

§.  18.     Das  Recht  auf  den  Bezug  des  Witwen-  und  Waisengeldes  erlischt: 

1)  Hinsichtlich  der  Pfandbarkeit  des  Witwen-  und  Waisengeldes  cf.  §.  749  der  Civil- 
proze&ordnnng  v.  30.  Jan.  1877. 
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1)  ffir  Jeden  Berechtigten  mit  dem  Ablauf  des  Monats ,  in  welchem  er  sich  verheiratet 

oder  stirbt;  ', 

2)  f&r  jede  Waise  aufserdem  mit  dem  Ablauf  des  Monats,   in  welchem  sie  das  18.  Le-  ' 

bensjahr  vollendet. 

§.  19.  Das  Seeht  auf  den  Bezug  des  Witwen-  und  Waisengeldes  ruht,  wenn  der 
Bereehtigte  das  Deutsche  Indigenat  verliert,  bis  cur  etwaigen  Wiedererlangung  desselben. 

§.  20.  Mit  den  aus  §.14  sich  ergebenden  Mafsgaben  erfolgt  die  Bestimmung  dar- 
über, ob  und  welches  Witwen-  und  Waisengeld  der  Witwe  und  den  Waisen  eines  Be> 
amten  ansteht,  durch  den  Departementschef,  welcher  die  Befugnis  au  solcher  Bestimmung 
auf  die  Provinaialbehörde  fibertragen  kann. 

Die  Beschreitung  des  Rechtsweges  steht  den  Beteiligten  offSen,  doch  mufs  die  Ent- 
scheidung des  Departementschefs  der  Klage  vorhergehen  und  letztere  sodann  bei  Verlust 
des  Klagerechts  innerhalb  sechs  Monaten,  nachdem  den  Beteiligten  die  Entscheidung  des 
Departementschefs  bekannt  gemacht  worden,  erhoben  worden  i). 

§.81.    Die  Vorschriften: 

1)  der  §§.  10  und  12  des  Dänischen  Pensionsgesetzes  vom  24.  Februar  1868, 

2)  des  dritten  Teils  des  Kurhessischen  Staatsdienstgesetaes  vom  8.  Mfirs  1881, 
8)  der  §§.  28  ff.    des  Staatsdieneredikts   für   das  Fürstentum  HohenzoUern-Sigmaringen 

vom  20.  August  18S1    und   der  §§.  26  ff.  der  Dienstpragmatik   für  das  Fürstentum 

Hohenzollem-Hechingen  vom  11.  Oktober  1848, 
treten  für  die  Hinterbliebenen  derjenigen  Beamten,  welche  auf  Omnd  des  §.  28  Absatz  1 
dieses  Gesetzes  aus  der  Landesanstalt,  der  sie  seither  angehörten,  ausscheiden,  mit  der 
Mafsgabe  aufser  Kraft,  dafs  das  denselben  zu  bewilligende  Witwen-  oder  Waisengeld 
nicht  hinter  denjenigen  Betrage  zurückbleiben  darf,  welcher  ihnen  nach  den  vorstehend 
unter  ZiiTer  1  bis  8  bezeichneten  Vorschriften  aus  der  Staatskasse  hfttte  bewilligt  werden 
müssen. 

§.  22.  Der  Beitrag  au  der  allgemeinen  Witwenverpflegungsanstalt  ist  den  nach  §.  1 
zur  Ehitrichtung  von  Witwen-  und  Waisengeldbeiträgen  verpflichteten  Beamten,  sowie  den 
Beamten  des  Deutschen  Reichs  nicht  femer  gestattet 

§.  28.  Diejenigen  nach  §.  1  zur  Entriditung  von  Witwen-  und  Waisengeldbeiträgen 
verpflichteten  Beamten,  welche  Mitglieder  einer  Militär-  oder  Staatsbeamten- Witwenkasse 
oder  einer  sonstigen  Veranstaltung  des  Staats  zur  Versorgung  der  Hinterbiebenen  von 
Beamten  und  derselben  nicht  erst  nach  der  Verkündigung  dieses  Gesetzes  beigetreten 
sind,  bleiben,  wenn  sie  binnen  drei  Monaten  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  durch 
eine  schriftliche  Erklärung  für  ihre  etwaigen  künftigen  Hinterbliebenen  auf  das  in  den 
|§.  7  ff.  bestimmte  Witwen-  und  Waisengeld  verzichten ,  von  Entrichtung  der  im  §.  8 
bestimmten  Witwen-  und  Waisengeldbeiträge  befreit.  Andernfalls  sind  sie  berechtigt,  aus 
der  Landesanstalt  auszuscheiden. 

Diese  Bestimmungen  finden  sinngemäfse  Anwendung  auf  die  Mitglieder  der  Beamten- 
pensionskassen  bei  den  ▼on»  Staate  erworbenen  Privateisenbahnen  einsohliefslieh  der  Un- 
terstfitzungskasse  der  Angestellten  der  Koln-Mindener  Eisenbahn,  femer  der  Berliner 
allgemeinen  Witwenpensions-  und  Unterstütznngskasse  sowie  auf  diejenigen  Beamten, 
welche  wegen  ihrer  Angehörigkeit  'zu  einer  anderen  Privatversicherungsgesellschaft  von 
der  Ihnen  sonst  obliegenden  Verpflichtung  zur  Teilnahme  an  einer  der  im  ersten  Absats 
beseichneten  Anstalten  entbunden  oder  nach  Anordnung  ihrer  vorgesetzten  Behörde  zum 
Zwecke  der  Versorgung  ihrer  Ehefrau  für  den  Fall  ihres  Todes  einer  Privatversicherungs 
gesellschaft  beigetreten  und  noch  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  Mitglieder 
der  Gesellschaft  sind. 

|.  24.     Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Juli  1882  in  Kraft 

Urkundlich  unter  Unserer  höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrucktem  König- 
liehen Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  20.  Mai  1882. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

V.    Puttkamer     v.    Kameke.     Bitter.     Lucius.     Friedberg.    v.   Boettieher.    v.   Gtofsler. 


1)  Nach  §.  89  Nr.  1  des  Ausffihrungsgesetzes  zum  deutschen  Gerichtsverfassungs- 
gesetz vom  24.  April  1878  (G.-S.  S.  280)  ist  für  die  Klage  das  Landgericht  ausschliefs- 
lich  zuständig,  da  das  Witwen-  und  Waisengeld  ein  Teil  der  Beamtenbesoldung  bezw. 
Pension  ist  
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I. 

Die  Beform  der  deutschen  HandelBkammeriL 

Wenn  wir  die  folgende  kurze  Besprechung  an  die  an  einer  anderen 
Stelle  in  diesen  Jahrbüchern  rezensierte  Sohiift  des  Prof.  y.  Kaufmann 
über  die  Beform  der  deutschen  Bändels-  und  Oewerbekammem  knüpfen, 
so  geschieht  dies,  weil  die  in  derselben  gemachten  Beformyorsohläge 
weit  über  die  des  Zentral-Yerbandes  deutscher  Industrieller  hinausgehen. 

Die  auf  eine  Beform  der  deutschen  Handels-  und  Oewerbekammem 
zielenden  Bestrebungen  Ende  der  70er  Jahre  hingen  eng  mit  der  Schutz- 
Zollagitation  zusammen.  Bei  dem  wirtschaftlichen  Konservatismus  des 
Handels-  und  Oewerbestandes  und  dem  dreijährigen  Wahltumus  der 
Handelskammern  war  es  natürlich,  dafs  noch  1879  viele  Kammern  Ma- 
joritäten hatten,  welche  sich  nicht  mit  der  neuen  Wirtschaftspolitik 
befreunden  konnten.  Durch  das  Hinzuziehen  des  Handwerkerstandes 
glaubte  man  das  schutzzöUnerische  Element  verstärken  zu  können.  Da- 
mals wurde  auch  die  etymologisierende  Fabel  erfunden,  dafs  die  Handels- 
kammern vorzugsweise  den  Handel,  im  Gegensatz  zu  der  Industrie,  re- 
präsentierten. Angesichts  einer  Publikation  wie  die  des  „deutschen 
Wirtschaftsjahres",  die  ein  aus  den  Handelskammerberichten  geschöpftes 
Gesamtbild  der  deutschen  Industrie  giebt,  wie  ein  solches  in  keinem 
andern  Lande  der  Welt  existiert,  dürfte  es  an  der  Zeit  sein,  diese  noch 
immer  zu  tendenziösen  Zwecken  gebrauchte  Behauptung  endlich  fidlen 
zu  lassen.  Aufser  dem  Zweck  der  Verstärkung  des  industriellen  Ele- 
mentes wüTsten  wir  aber  keinen,  dem  die  Zuziehung  des  Handwerker- 
standes dienen  könnte,  v.  Kaufmann  hat  in  seiner  früheren  Schrift 
selber  anerkannt,  dafs  die  Interessen  des  Handwerks  soweit  sie  nicht  mit 
denen  von  Handel  imd  Industrie  zusammenfallen  und  von  den  jetzigen 
Handelskammern  schon  gratis  vertreten  werden,  meist  interner  Natur 
sind.  Diese  internen  Fragen  ist  das  Handwerk  vollständig  kompetent 
selber  zu  erledigen  und  bedarf  dazu  nicht  des  Einspruches  oder  Bates 
des  Grofsgewerbes,  Grofs-  und  Kleinhandels  oder  gar  der  Landwirtschaft. 
In  allen  Ländern  beruht  die  Institution  der  Handelskammern  oder  der 
Handels-  imd  Gewerbekammem  darauf,  dafs  Handel  und  Industrie  eine 
weit  gröfsere  Anzahl  gemeinsamer  Interessen  haben  als  irgend  eine  andere 
Zusammenstellung  von  zwei  Erwerbsgruppen ,  es  hat  dies  seinen  Grund 
in  der  bei  beiden  hervortretenden  hohen  Bedeutung  des  mobüen  Elapitals 
als  Erwerbsfaktor.  Dabei  mag  die  eine  Kammer  vorzugsweise  den  Handel 
vertreten,  eine  andere  die  Industrie;  auch  im  Gonseil  sup^rieur  finden 
wir  die  Präsidenten  gewisser  Ghambres  de  commerce  in  der  Sektion  der 
Industrie,  die  anderer  in  der  des  Handels. 

Die  einschneidende  Neuerung  (denn  das  Handwerk  ist  in  den  sog. 
Handel-  und  Gewerbekammem   schon   vielfach  vertreten)   die  Herr  v.  K. 
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beabsiohtigt)  ist  die  Hinzuziehuiig  der  Landwirtschaft  SelbstTerständlich 
hat  letztere  auoh  viele  üntereseen  gemeinsam  mit  Handel  und  Industrie, 
aber  eine  Kluft  zwischen  ihr  und  jenen,  nur  einzeln  durch  Personal- 
union (wie  bei  der  Bübenzuckerindustrie  etc.)  überbriiokbar,  bleibt:  die 
Verschiedenheit  der  Interessen  des  immobilen  yon  denen  des  mobilen 
Kapitals,  wie  sie  vorzugsweise  in  der  wichtigsten  der  wirtschaftlichen 
Fragen,  der  Steuerfrage,  hervortritt 

Die  durch  sehr  komplizierte  Maschinerie,  in  welcher  die  Eegierung 
einen  sehr  wichtigen  Teil  bidet,  aus  indirekten  Wahlen  hervorgegangenen 
Wirtschffcakammem  sollen  nun  ein  Zentralorgan  erhalten  in  einem  Yolks- 
wirtschaftsrate  für  das  deutsche  Keich,  „bestehend  aus  100  Mitgliedern, 
von  denen  10  von  Eechtswegen,  vermöge  ihrer  amtlichen  Stellung  aus 
den  höchsten  Behörden  des  Beichs  berufen,  60  von  den  wirtschaftlichen 
Korporationen  des  Beiches  erwählt,  und  20  aus  Allerhöchstem  Vertrauen 
durch  den  Kaiser  ernannt  werden".  „Die  Wahl  der  60,  die  wirtschaftlichen 
Interessenkreise  vertretenden  Mitglieder  erfolgt  durch  die  Wirtsohafts- 
kammem  und  die  denselben  gleichgestellten  freien  Vereinigungen  und 
zwar,  je  nach  der  Bedeutung  der  betreffenden  Korporationen,  durch 
einzelne  oder  durch  mehrere  zu  einem  Wahlkörper  vereinigte  derselben. 
Die  Formierung  der  Wahlkörper  und  die  Feststellung  der  Wahlorte  er- 
folgt durch  Verordnung  des  Beichskanzlers." 

Untersuchen  wir  nun,  wie  sich  selbst  bei  ganz  tendenzfreier  Aus- 
führung dieser  Bestimmungen,  das  Verhältnis  der  einzelnen  Erwerbs- 
gruppen zu  den  gesetzgeberischen  Faktoren  gestalten  würde.  In  einzel- 
nen Fällen  mag  der  Handel  in  den  Wirtschaftskammem  die  Fräpon- 
deranz  erhalten,  im  grofsen  und  ganzen  aber  würden  seine  Interessen 
nur  beschränkt  durch  die  der  übrigen  Erwerbsgruppen  Vertretung  finden. 

Wenn  wir  die  jetzt  bestehenden  und  den  Handelskammern  gleich- 
gestellten freien  Vereinigungen  betrachten,  so  finden  wir,  dafs  solche 
bestehen  aus  den  landwirtschaftlichen  Zentralvereinen  und  aus  einer 
Anzahl  ganz  überwiegend  rein  industrieller  Vereine.  Nach  heutigen 
Yerhältnissen  würde  also  sich  die  Vertretung  der  wirtschaftlichen  In- 
teressen Deutschlands    nach   dem  v.  SL'schen  Plane   wie   folgt   gestalten. 

In  dem  Volkswirtschaftsrate  würde  Handel  imd  Handwerk  fast  nur 
indirekt  durch  die  Wirtschaftskammem  vertreten  sein,  in  denen  ihr  Ein- 
flufs  wie  oben  gezeigt  schon  beschränkt  ist  durch  die  Mitgliedschaft  von 
Landwirtschaft  und  Industrie.  Diese  beiden  letzteren  würden  aber  auTser 
durch  die  Wirtschaftskammem  auch  direkt  durch  die  denselben  gleich- 
gestellten freien  Vereinigungen  vertreten  werden. 

Die  Landwirtschaft  würde  auüserdem  in  technischer  Beziehung  noch 
offiziell  durch  das  Landes-Ökononde  Kollegium,  in  wirtschaftlicher,  ua- 
offiziell  durch  den  deutschen  Landwirtschaftsrat,  der  schon  seit  Jahnen 
sich  auf  die  eingehendste  und  einfiuTsreichste  Weise  mit  allen  Wirtschaft* 
liehen  Tagesfragen  beschäftigt,  ihren  Einfiufs  ausüben  kön^ea ;  die  Qxofs-' 
Industrie  durch  ihr  Zentralorgan,  den  Zentralverband  deutscib^r  In* 
dustrieller  sowie  andere  grofse  Vereine  auch  das  Handwerk  wü^  fiob 
mit  Hilfe  von  Innungsverbänden  leicht  zentralisieren»  Nur  dem  Hi^ndal 
würden  vorläufig  jegliche  selbständige  Vertretung  fehlen.    Da  der  Handsls- 
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stand  immöglicli  dch  so  ganz  in  den  Hindergrund  gedrückt  sehen  kann, 
würde  die  Eolge  sein,  dafs  eine  energische  Agitation  auf  dem  Wege  der 
fireien  Yereinigiing  den  Handelsstand  Deutschlands  zusammenfiEussen  würde 
und  Yereine  bilden,  die  lediglich  den  Sonderinteressen  des  Handels 
dienen  und  denen  die  Gleichstellung  mit  den  Wirtsohaftskammem  eben- 
sowenig versagt  werden  dürfte  wie  den  landwirtschaftlichen  imd  in- 
dustriellen Yereinen.  Der  Gegensatz  der  Sonderinteressen  der  yerschiede- 
nen  Erwerbsgruppen  würde  durch  die  t.  K.'schen  Yorschläge  also  nicht 
ausgeglichen,  sondern  sehr  verschärft  werden,  der  Ausgleich  würde  nicht 
in  den  Wirtschaftskammem  und  im  Yolkswirtschaftsrat  gesucht  werden, 
sondern  im  Beichstage. 

V.  E.  behandelt  die  ganze  Frage  überhaupt  von  einem  ganz  un- 
richtigen Standpunkt.  Er  hat  nur  den  konsultativen  Charakter  der 
Handelskammern  im  Auge,  er  sucht  daher  in  seinen  Wirtschaftskammem 
und  dem  Yolkswirtschaftsrat  Organe  zu  schaffen,  welche  die  vorbereitenden 
Arbeiten  der  Bessortministerien  und  der  parlamentarischen  Kommissionen 
übernehmen.  Er  übersieht  dabei,  dafs  wenigstens  die  preufsischen 
Handelskammern  nicht  aus  dem  Wimsohe  der  Begierung  hervorgegangen 
sind  Körperschaften  zu  erhalten,  bei  denen  sie  sich  Bats  erholen  kann, 
sondern  aus  dem  Wunsche  des  Handels-  und  Industriestandes  eines  be- 
stimmten Bezirks,  sich  ein  Organ  zu  schaffen,  welches  die  ihnen  ge- 
meinsamen wirtschaftlichen  Interessen  vertritt.  Die  Zahl  der  Fälle,  in 
denen  die  Begierung  Ghitachten  von  den  Handelskammern  fordert,  ist 
unendlich  kleiner  als  die  deijenigen,  in  denen  die  Handelskammern  aus 
eigener  Initiative  die  Wünsche  oder  Beschwerden  ihrer  Konstituenten  der 
Begierung  oder  der  Yolksvertretung  vortragen.  Der  Handels-  und  In- 
dustriestand,  welcher  die  Kosten  der  Handelskammer  bezahlt,  betrachtet 
letztere  keineswegs  als  beratende  Hilfe  für  die  Begierung,  sondern  als 
sein  eigenes  Organ,  sein  eigenes  Mundstück.  Wo  der  Handels-  und 
Industriestand  nicht  das  Bedürfnis  emfindet,  ein  solches  eigenes  Organ 
zu  besitzen,  da  entsteht  eben  keine  Handelskammer,  wie  in  den  gröfsten 
Teile  von  Posen  und  Ost-  und  Westpreufsen,  da  dort  die  Handels-  und 
Gewerbethätigkeit  eine  ganz  nebensächliche  Bolle  im  Yergleich  zur  Land- 
wirtschaft spielt.  An  Stelle  der  aus  freier  Iniative  der  die  Kosten  der- 
selben bezahlenden  Interessenten  hervorgegangenen  Handelskammern, 
will  V.  K.  dem  ganzen  Beiche  seine  Wirtschaftskammem  aufiswingen. 
Alles  soll  schabionisiert  werden  ohne  Bücksichtsnahme  auf  Bedürfiiis, 
Opportunität  oder  praktische  Ausführbarkeit.  Daran  erkennt  man  den 
Theoretiker  dem  von  der  Thätigkeit  der  Handelskammern  nur  das  bekannt 
ist,  was  in  die  Öffentlichkeit  dringt,  das  ist  aber  nicht  die  Arbeit,  sondern 
nur  ihr  Besultalt.  Die  wirkliche  Arbeit  findet  nicht  in  den  Plenar- 
sitzungen statt,  sondern  wird  vom  Bureau  und  in  Kommissionen  ausge- 
führt. V.  K.  sagt  an  einer  Stelle,  selbsverständlich  würden  die  land- 
wirtschaftlichen Yereine  fortzubestehen  haben,  da  dieselben  ihren  Zwecken 
nach  rein  technische  Fachvereine  seien,  es  scheint  ihm  aber  unbekannt 
zu  sein,  dafs  auch  die  Handelskammern  technischen  Fachinteressen  dienen. 
Wenn  die  landwirtschaftlichen  Yereine  die  Ernteergebnisse  nach  dem 
Erdrusch  abzuschätzen  haben,  so  haben  die  Handelskammern  monatliche 
und  jährliche  Durchschnittspreise  festzustellen,  wenn  die  landw.  Yereine 
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auf  DüngungB-  und  Anbauversuche  ihre  Aufinerksamkeit  wenden,  so  be- 
Mhäftigen  idoh  die  Handelskammern  mit  Handelsyerträgen ,  wenn  ein 
landw.  Verein  einheitliobe  Formulare  von  Mietskontrakten  für  ländliche 
Arbeiter  aufstellt,  so  giebt  die  Handelskammer  Gutachten  ab  über  Handels- 
usancen  etc.  etc. 

Wer  die  Thätigkeit  beider  Arten  von  Körperschaften  aus  praktischer 
Erfahrung  kennt,  mufs  das  Widersinnige  der  Absicht  einsehen  die 
ganze  jetsige  Thätigkeit  der  Handelskammern  auf  die  Wirtsohaftskammem 
lu  übertragen.  Wir  wollen  daher  folgenden  Vorschlag  zur  Güte  machen. 
Man  lasse  auch  die  Handelskammern  vorläufig  fortbestehen  und  errichte, 
natürlich  auf  Eeichskosten ,  wenn  die  hohen  yerbündeten  Begierungen 
und  der  Beiohstag  das  BedürfidB  empfinden,  Wirtschaftskammexn.  Dieser 
Plan  hat  noch  den  Vorteil,  dafs  man  dann  auch  dem  Arbeiterstande  in 
denselben  die  ihm  gebührende  Vertretung  geben  und  damit  die  Frage 
des  Ausgleiches  der  Interessen  von  Arbeit  und  Kapital  überhaupt  ebenso 
hübsch  lösen  kann,  wie  der  Verf.  die  des  Ausgleiches  der  Interessen 
T<m  immobilen  und  mobilem  Kapital  lösen  zu  können  glaubt.  Wenn  es 
sich  dann,  zeigen  sollte,  dafs  diese  Wirtsohaftskammem  allen  Bedürfnissen 
des  Handels-  und  Industriestandes  genügen,  so  werden  die  Handels- 
kammern bald  von  selbst  eingehen. 

Wir  glauben,  dafs  der  Zentralverband  deutscher  Industrieller  ge- 
merkt hat,  dafs  es  doch  gefahrlich  ist,  mit  Feuer  zu  spielen,  dafs  die 
Tendenz  Ton  Prof.  y.  Kaufmann,  einfach  dahin  geht,  den  Einfiufs  des 
mobilen  Kapitals  zu  schwächen.  Eines  der  hervorragendsten  Mitglieder 
der  Generalsekretär  Bueck  hat  die  den  Handelskammern  feindselige 
Absicht  schon  firüher  erkannt.  Der  Einfiufs,  den  die  deutschen  Handels- 
kammern und  der  deutsche  Handelstag  auf  die  wirtschaftliche  Gesetz- 
gebung auzüben,  ist  durch  die  Spaltung  in  Freihandel-  und  Schutzzoll- 
partei eine  Zeit  lang  verdunkelt  gewesen.  Die  Engländer  und  Franzosen 
erkennen  ihn  aber  sehr  gut. 

Die  Handelskammer  von  London,  welche  seit  ihrer  Gründung  im 
J.  1882  in  erster  Linie  die  Vereinigung  der  Handelskammern  Grofs- 
britanniens  (the  Association  of  Chambers  of  Commerce  of  the  United 
Kingdom),  von  welcher  sich  noch  einige  der  gröfsten  bisher  femgehalten 
haben,  zu  vervollständigen  sucht,  sagt  im  Februarheft  1888  des  von  ihr 
herausgegebenen  The  Ohambre  of  Commerce  JoumaL  „Wir  legen  der 
Vervollständigung  dieser  Vereinigung  eine  hohe  Bedeutung  bei,  denn  wir 
in  England  sollten  doch  auch  eine  Vereinigung  unserer  Handelskammern 
2u  Stande  bringen  können,  wie  der  Handels  tag  in  Deutschland 
und  the  National  Board  of  States  in  den  Verein.  Staaten."  Das  ver- 
mutlich von  der  Handelskammer  zu  Paris  gegründete  Journal  de  Com- 
merce sagte  sogar  auf  S.  1  ihrer  No.  1 :  „Les  Ghambres  de  commerce 
allemandes  se  sont  r^unies  dans  leur  Handelstag  de  Berlin,  et  leur  puis- 
Bance  s'est  tellement  accrue  que  le  prince  de  Bismarck,  pour  £tre  en 
mesure  de  les  combattre,  s'il  le  jugeait  utile  k  sa  politique,  s'est  arrog^ 
le  portefeuille  du  ministere  de  commerce." 

Halle  a/S.  F.  Bit  sc  hl. 
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Die  fundierte  StaatBschiQd  Prenfsens. 

Von  Dr.  Otto  Warschaner. 

Die  fundierte  BtaatBSchnld  PreuTsens  hat  sich  im  Laufe  Yon  beinahe 
100  Jahren  am  den  fast  60fachen  Betrag  Tergröfsert!  So  bedeutend 
auch  nun  diese  Vermehrung  erscheint,  so  ist  sie  doch  im  YerhlÜtniB  zu 
der  fundierten  Staatsschuld  der  übrigen  europäischen  Staaten  und  in  An- 
betracht der  politischen  und  kommerziellen  Aufgaben,  die  Preufsen  durch- 
zuführen hatte,  relativ  geringfügig. 

Die  eigentiiche  Entwicklung  der  fundierten  Staatsschuld  beginnt  erst 
unter  Friedrich  Wilhelm  n. 

Zwar  hatten  die  früheren  Fürsten  bereits  Anleihen  aufgenommen,  aber 
der  Betrag  derselben  war  geringfügig,  ihre  Kündigung  kurzfristig  und 
der  Handel  in  Wertpapieren  unbedeutend  und  mit  Schwierigkeiten  yer- 
bunden. 

Bis  zum  grofsen  Kurfürsten  übernahmen  die  Landstände  fast  regel- 
mäfsig  die  Indiyidnalschulden  der  Landesherren  und  Terwandelten  sie  in 
Landesschulden.  Die  hierfür  nötigen  Beträge  wurden  meistens  durch 
Steuern  erhoben. 

Albrecht  Achilles^)  überwies  seinen  Ständen  eine  Schuld,  die 
sich  „durch  redliche  Ursachen'*  auf  100  000  Gulden  gehoben  hatte;  1540 
yerlangte  Joachim  II.  die  Tilgung  einer  Landesschuld  yon  600  000  Gul- 
den. Johann  Georg  suchte  auf  den  Landtagen  zu  Berlin  und  Küstrin  die 
landständische  Übernahme  einer  Schuldenlast  von  1 350  000  Thlr.  nach 
und  motivierte  dies  damit,  „dafs  Gott  Se.  Kurfürstliche  Gnaden  mit  jun- 
gen Herren  und  Fräulein  gesegnet,  und  dies  eine  Yermehrung  der  Hof- 
haltungskosten nach  sich  gezogen  habe^'. 

Unter  Joachim  Friedrich  übernahmen  die  Stände  900  000  Thlr.  und 
auch  Georg  Wilhelm  erhöhte  die  Landesschuld ;  der  grofse  Kurfürst  redu- 
zierte dieselbe  auf  1  300  000  Thlr.,  indem  er  sämtliche  Schuldbeträge  will- 
kürlich auf  20 — 26  ^/q  verminderte.  Friedrich  L  kontrahierte  ohne  Yer- 
mittelung  der  Stände,  die  bereits  ihren  politischen  und  finanziellen  Ein- 
fluTs  zu  verlieren  begannen,  eine  Anleihe  im  Betrage  von  2  Millionen  Thlr. 
und  auch  Friedrich  Wilhelm  I.'),  der  ein  entschiedener  Gegner  der  An- 
leihen war,  lieh,  um  die  Bedürfnisse  seines  Heeres  zu  befriedigen ,  bei  der 
kurmärkischen  Landschaft  300  000  Thlr.  zu  5  ^/^  Zinsen. 

Friedrich  der  Grofse  vermehrte  verhältnifsmäfsig  nur  mit  kleinen  Be- 
trägen die  fundierte  Schuld.  £r  schrieb  zwar  Zwangsanleihen  aus ,  doch 
waren  sie  unbedeutend  im  Um&nge;  firei willige  Anleihen  kontrahierte  er 
bei  der  kurmärkischen  Landschaft*)  je  im  Betrage  von  300  000  Thlr., 
100  000  Thlr.,  1356  000  Thlr.  und  3  568  071  Thlr.;  die  gesamte  fundierte 


1)  Joh.  Out.  Droysen,  Geschichte  der  prenfs.  Politik,  H.  II  Abih.  L  Berlin  1857. 
8.  Sft4. 

2)  Droysen  a.  a.  O.  IV.     Abth.  II.     Leipzig  1869.    S.   197. 

8)  Ad.  Riedel,    Der  Brandenburg  -  Preufs.  Staatshanshalt    in    den    beiden  letaten 
Jahrhunderten.    Berlin  1866.    S.  80. 
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Staatwchnld  PrenfsenB  betrag   1786 ,   beim  Tode  Friedrich    des  Grofsen, 
12134324  Thlr. 

Erst  unter  Friedrich  Wilhelm  II.  erfolgte  die  volle  Aasnützang  des 
Staatskredites  und  die  Emission  ssahlreicher  Staatsanleihen.  Die  Kriege, 
welche  Friedrich  Wilhelm  IL  zu  führen  hatte,  erforderten  die  Zuführung 
grofser  Oeldkapitalien,  aber  bevor  der  König  sich  entschlofs,  Anleihen  zu 
kontrahieren ,  nahm  er  in  vollem  Mafse  den  Staatsschatz  in  Anspruch ,  den 
Friedrich    der  Grofse  ihm  hinterlassen  hatte. 

Die  Idee,  einen  Staatsschatz  für  Preufsen  zu  bilden,  entsprang  der 
Initiative  des  grofsen  Kurfürsten,  wurde  erweitert  und  ergänzt  durch  Fried- 
rich Wilhelm  I.  und  kam  zur  vollen  Entfaltung  durch  Friedrich  den  Grofsen. 

1688  befand  sich  in  der  preufsischen  Staatskasse  ein  Schatz  von 
600  000  Thlr.  ^).  Derselbe  wurde  von  dem  direkten  Nachfolger  des  gro- 
fsen Kurfürsten,  von  Friedrich  IIL,  dessen  Ausgaben  beständig  wuchsen, 
bald  voll  in  Anspruch  genommen  und  angestellte  Versuche,  durch  Goldma- 
cherexperimente die  Lücken  des  Staatsschatzes  zu  ersetzen,  mifsglückten. 
Erst  unter  der  umsichtigen  und  sparsamen  Finanzverwaltung  Friedrich  Wil- 
helm L  hoben  sich  die  Erträge  der  Domänen,  die  Totalität  der  Staatsein- 
nahmen und  somit  auch  die  Eingänge  für  den  Staatsschatz.  Im  ersten 
Etatsjahr  des  Königs  waren  die  Domäneneinkünfte  1890  613  Thlr.,  1740 
3  300940  Thlr.,  die  gesamten  Staatseinnahmen  betrugen  1740  7  372  000 
Thlr.,  im  Staatsschätze  befanden  sich  8  700  000  Thlr.  *). 

Speziell  dieser  Staatsschatz  gewährte  Friedrich  IL  beim  Beginn  des 
ersten  schlesischen  Krieges  die  erforderlichen  Mittel  zur  Durchführung  sei- 
ner Pläne,  aber  er  war  bald  erschöpft,  und  nur  in  der  Zwischenzeit  des 
zweiten  und  dritten  schlesischen  Krieges  gelang  es,  den  Staatsschatz  wie- 
der zu  einem  wirklichen  Eeservefond  für  den  König  und  die  Monarchie  zu 
gestalten.  1756  enthielt  der  Schatz  einen  Barbetrag  von  13  300  000  Thlr., 
die  wesentlich  dazu  bestimmt  waren  und  gedient  haben,  den  preulsischen 
Staat  in  der  Zeit  und  im  Beginn  des  siebenjährigen  Krieges  vor  finanziel- 
len Verlegenheiten  zu  schützen  und  diejenigen  Mafsnahmen  durchzuführen, 
welche  die  Politik  des  grofsen  Königs  erforderlich  erscheinen  liefsen.  Beim 
AbschluTs  des  Hubertusburger  Friedens  war  Friedrich  IL  finanziell  so  we- 
nig geschwächt,  oder  vielmehr  er  hatte  derartig  geschickt  operirt,  dafs  er 
sich  mitBecht  rühmen  durfte  „d'avoir  toujours  une  avance  dans  mes  cof- 
fres";  er  hatte  30  Millionen  Thaler  zu  seiner  freien  Verfügung,  welche 
er  teilweise  zur  Fundierung  des  Staatsschatzes  verwandte.  Von  1763  — 
1766  vermehrte  der  König  denselben  mit  allen  nur  möglichen  Mitteln, 
denn  er  betrachtete  die  Bildung  eines  Staatsschatzes  in  Friedenszeiten  als 
eine  notwendige  finanziell  und  politisch  gerechtfertigte  Vorsichtsmafsre- 
gel  für  die  Eventualität  eines  Krieges.  Friedrich  der  Grofse  hinterliefs 
seinem  Nachfolger  einen  Staatsschatz  von  5d  Millionen  Thaler  '),  der  von 
Friedrich  Wilhelm  II.  fast  voll  in  Anspruch  genommen  wurde,  bevor  man 
zur  Aufnahme  von  Anleihen  schritt.     Erst  als  die  Kassen  des  Staatsschat- 


1)  VgL  B«den,  Allgemeine  yergleichende  Fmansstatistik.     Darmstadt  1856.  Bd.  II 
pag.  ö. 

S)  Vgl.  Engen  Richter:  Dai  prenfsische  Staatsschiüdenwesen.    Berlin  1869  p.  18. 
3)  Vgl.  Eiselen:  Der  preuAiscbe  Staat     Berlin  1862.  pag.  400. 
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zes  fast  YoUständig  geleert  waren ,  versuchte  Friedrich  Wilhelm  IL  den 
Kredit  des  preufsiBchen  Staates,  und  zwar  vorläufig  im  Ausland  zu  erpro- 
ben, um  die  für  die  Kriegführung  nötigen  Kapitalien  vorgeschoBBen  zu 
erhalten. 

80  wurde  1792  die  erste  auswärtige  Anleihe  von  1  Million  Qulden 
in  Frankfurt  a|M.  aufgenommen;  ihr  folgten  weitere  Anleihen  im  Gesamt- 
betrage von  6  Millionen  Gulden,  bis  die  Kreditfähigkeit  PreulBens  1796  in 
Frankfurt  a|M.  erschöpft  war. 

Unter  gleichzeitiger  Ausnützung  der  Frankfurter  Kredite  versuchte 
man  auch  in  Holland  Kapitalien  zu  erhalten.  Gegen  Verpfändung  der  Staats- 
einkünfte im  Allgemeinen  und  der  westfälischen  Provinzen  im  Besonderen 
wurde  1793  die  erste  ö^j^  Anleihe  im  Betrage  von  5  Millionen  holländi- 
scher Gulden  abgeschlossen,  ihr  folgte  1794  die  zweite  5^1^  Anleihe  von 

3  Millionen  Gulden  >). 

Zu  gleicher  Zeit  vergröfserte  sich  die  fundierte  Schuld  durch  die  Auf- 
nahme inländischer  Staatsanleihen. 

1794  wurden  die  4^<^|q  Seehandlungs  -  Assignationen  und  weiterhin 
4^(0  Staatsobligationen  gegen  Umtausch  der  in  groliser  Masse  oirkulieren- 
den  Scheidemünzen  emittiert.  Bemühungen,  neue  Kredite  in  Süddeutsch- 
land  zu  erhalten,  führten  gegen  Verpfändung  der  Tabakseinkünfte  und 
Weserzölle  zur  Aufnahme  der  ersten  Kasserschen  Anleihe  von  2  500000 
Gulden,  nachdem  Hardenberg  durch  Appell  an  die  kleinen  deutschen  Für- 
sten, Stände  und  Prälaten  nochmals  in  Frankfurt  a|M.  eine  4^^|0  Anleihe, 
allerdings  nicht  in  gewünschter  Höhe,  kontrahiert  hatte.  Der  Eückmarsch 
der  preufsischen  Truppen  vom  Ehein  erforderte  neue  Summen,  welche  die 
Lotterieanleihe  von  3  Millionen  Thaler  befriedigen  sollte,  während  die 
1797  aufgenommene  6^1^  Tabaks-Aktien-Anleihe  von  2  Millionen  Thaler 
zur  Durchführung  des  Tabaks-Monopols  bestimmt  war. 

Kach  dem  Tode  Friedrich  Wilhelm  ü.  bis  1806  wurden  zwar  neue 
Anleihen  emittiert,  aber  auch  dafUr  Sorge  getragen,  dafs  die  EückzaUung 
der  meist  nur  auf  kurze  Zeit  kontrahierten  Beträge  pünktlich  erfolg^. 
Durch  die  Überschüsse  der  Dispositionskassc  und  General  •  Domänenkasse, 
durch  die  Verwaltung  des  Amortisationsfonds  der  Seehandlung  wurden  von 
1797 — 1806  circa  7  Millionen  Thaler  der  fundierten  Staatsschuld  getilgt 
und  neue  Anleihen,  meistenteils  nicht  für  neue  Bedürfnisse,  sondern  zur 
Abstofsung  alter  Verpflichtungen,  aufgenommen. 

80  entstand  1798  die  erste  4^)0  Wittgenstein'sche  Anleihe  von  10  Mil- 
lionen Gulden,  1806  die  zweite  4^^|o  Wittgenstein'sche  Anleihe  von 
968126  Thaler,   eine  grofse  Anzahl   kleiner  Anleihen,   und  die  Emission 

4  bezw.  3^|0  Seehandlungs-Obligationen ,  die  ihrem  Wesen  nach  mit  den 
heutigen  Schatzscheinen  verwandt  sind.  Der  Betrag  der  fundierten  Schuld 
hatte  sich  von  1797 — 1806  nur  um  280  000  Thlr.  vermehrt;  dieselbe  hob 
sich  jedoch  durch  die  Napoleonischen  Kriege  zu  einer  bisher  ungeahnten 
Höhe  und  führte  beinahe  den  finanziellen  Euin  der  preufsischen  Monar- 
chie herbei. 

Zur  Zahlung  der  fälligen  Kriegskontribution  wurden  70  Millionen  frs. 

1)  Leop.  Krug,  Geschichte  der  preafsischen  Staatsschulden,  herausgegeben  ▼.  C.  J- 
Bergius,  Breslau  1861.  S.  82.     Biedel  a.  a.  O.  S.  111  u.  194. 
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4^/0  Domänenpfandbriefe  auBgegeben,  eine  6^1^  Främionanleihe ,  die  nur 
teilweisen  Erfolg  hatte»  emittiert,  eine  Zwangsanleihe  von  Gold-,  Silberge- 
rät, Jawelen  und  Scheidemünzen  aosgeachrieben  und  eine  5  ^/^  Anleihe  in 
Holland  gegen  Übernahme  einer  älteren  Schuld  die  auf  Schlesien  hypothe- 
ziert  war,  aufgenommen. 

Die  Ansprüche,  die  in  dieser  Zeit  an  den  Staat  gestellt  wurden,  er- 
schöpften sämtliche  Hülfsmittel  der  Monarchie  und  machten  eine  regelrechte 
Zinszahlung  und  Amortisation  der  schuldigen  Beträge  unmöglich.  Die  ge- 
währten Kredite  des  Inlandes  und  Auslandes  wurden  yoll  ausgenützt, 
Zwangsanleihen  Ton  Neuem  ausgeschrieben ,  die  Steuern  wesentlich  erhöht, 
aber  die  Lasten  des  Krieges  waren  zu  drückend,  die  Bedürfnisse  des  Heeres 
ZQ  gesteigert,  die  Einnahmen  des  Staates  zu  geringfügig,  um  grofse  Defizite 
ohne  auTsergewöhnUche  Eingänge  vermeiden  zu  können.  Nachdem  die  ge- 
plante Gession  Schlesiens  an  Napoleon,  gegen  Erlafs  eines  Theiles  der 
Xriegskontribntionen,  an  dem  Widerstreben  Friedrich  Wilhelm  III.  geschei- 
tert war,  schritt  man  zu  dem  letzten  Zufiuchtsmittel,  das  den  Staat  vor  völ- 
ligem Ruin  allein  retten  konnte.  Durch  das  Finanzedikt  vom  27.  Oktober 
1810  wurde  die  Einziehung  der  geistlichen  Güter  zu  Gunsten  der  preufsi- 
Bchen  Monarchie  vollzogen! 

Die  geistlichen  Güter  wurden,  soweit  dies  möglich,  sofort  verkauft, 
und  die  hierfür  erzielten  Summen  zur  Abzahlung  der  Kriegskontributionen 
verwandt.  So  gelang  es,  den  finanziellen  Verpflichtungen  wenigstens 
nach  Aufsen  hin  zu  genügen  und  den  Staat  nicht  von  Neuem  territorial  zu 
schwächen.  Allmählich  versuchte  man  auch,  den  Ansprüchen  der  wirk- 
lichen Staatsgläubiger  durch  den  Ertrag  der  zu  Staats-Domänen  verwandel- 
ten geistlichen  Güter  gerecht  zu  werden. 

Die  Zinszahlung  wurde  wieder  aufgenommen,  für  die  rückständigen 
Gehälter  und  Pensionen  Scheine  ausgegeben  und  zu  einer  Konvertierung 
sämtlicher  Staatsschulden  geschritten. 

Das  Resultat  dieser  Konversion  sind  die  4  ^/^  Staatsschuldsoheine ,  die 
ältesten  Staatseffekten  der  Gegenwart,  die  1842  auf  3|^/o  Zinsen  redu- 
ziert, sich  bis  zum  heutigen  Tage  im  Börsenverkehr  erhalten  haben. 

Beim  Ausbruch  des  russisch  -  französischen  Krieges  1812  befand  sich 
Preujjsen  von  Neuem  in  finanzieller  Verlegenheit.  Es  wurden  Lieferungs- 
scheine für  die  Lebensmittel,  welche  die  Armee  bedurfte,  ausgegeben,  1  Mil- 
lion Tresorscheine,  Sj^  Millionen  unverzinsliche  Kassenanweisungen  emit- 
tiert, die  Zinszahlung  mufste  von  Neuem  eingestellt  werden ,  eine  nochma- 
lige Vermehrung  der  Tresorscheine  auf  10  Millionen  Thaler  trat  ein,  und 
die  Bestürzung  in  industriellen  und  landwirtschaftlichen  Elreisen  wuchs,  als 
den  Tresorscheinen,  die  im  freien  Verkehr  vom  1.  Januar  —  1.  Juli  1812 
zwischen  83|®/^ — 39^*/^  schwankten  und  Ultimo  Dezember  4ö®/q  no- 
tiert waren,  Zwangskurs  al  pari  beigelegt  worden  war. 

Zu  gleicher  Zeit  schritt  man  zu  erneuten  Zwangsanleihen.  Dieselben 
wurden  teils  in  den  Militärgouvernements  zwischen  der  Weichsel  und  der 
rassischen  Grenze,  zwischen  der  Oder  und  der  Weichsel,  zwischen  der  Oder 
und  der  Elbe  ausgeschrieben,  teils  einzelnen  Korporationen,  wie  der  Kauf- 
mannschaft zu  Elbing  und  der  Berliner  Kaufmannschaft  auferlegt.  Die 
letztere  übernahm  auch  gegen  Verpfändung  der  Mühlen  und  unter  der  Be- 
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dingung,  dals  der  Zwangekurs  der  Tresorscheine  aufgehoben  werde,  eine 
freiwillige  5^1^  Anleihe  im  Betrage  von  1  200  000  Thlr.  >)  Nach  dem  er- 
sten pariser  Frieden  wurde  zwar  die  Zinszahlung  für  die  in-  und  auslän- 
dischen Staatsanleihen  aufgenommen,  aber  die  am  1.  März  1815  erfolgte 
Landung  Napoleons  in  Frankreich  und  die  hiermit  verbundene  DefenuTe 
Prenfsens  erheischten  die  Zuführung  neuer  Kapitalien.  Als  ein  drastisches 
Mittel,  wie  Blücher  sich  der  finanziellen  Sdiwierigkeiten  zu  entledigen 
suchte,  erscheint  die  Trassierung  eines  Wechsels  von  100000  SB  auf  die 
englische  Begierung,  den  er  in  Blanco  zog,  und  bei  der  Elberfelder  Kauf- 
mannschaft diskontierte. 

Nachdem  die  Breslauer  Kaufmannschaft  sich  zu  einem  fireiwilligen 
Darlehen  von  500  000  Thalem  erboten  hatte ,  die  Bedürfnisse  der  Armee 
aber  immer  mehr  gewachsen  waren ,  schritt  man  zur  Ausschreibung  von 
Kriegssteuern  und  zur  Aufnahme  von  Zwangsanleihen  in  den  westlichen 
preufsischen  Provinzen. 

Erst  der  zweite  pariser  Friede  setzte  den  finanziellen  Nöten  der  Be- 
gierung ein  Ziel,  aber  jetzt  erst,  nachdem  von  neuem  das  gesamte  Finanz- 
wesen und  die  Feststellung  der  schuldigen  Beträge  energisch  organisiert 
worden,  konnte  man  einen  richtigen  Überblick  über  jene  finanziellen  Opfer 
erlangen,  welche  die  napoleonischen  Kriege  der  preufsischen  Monarchie 
auferlegt  hatten.  Der  erste  Bericht  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschul- 
den, der  auf  Verlangen  des  Königs  nach  Schlufs  des  Friedens  erstattet 
worden  war,  zeigt,  dafs  die  Kriege,  welche  Preufsen  teils  defensiv  teils 
offensiv  gegen  Napoleon  gefuhrt  hatte,  einen  positiven  Kapitalaufwand  von 
171  874  860  Thlr.  erforderten.  Dieser  Summe  stand  ein  Aktivum  von  145 
Millionen  frs.  gegenüber,  das  durch  die  französische  Kriegskontribution 
PreuÜBen  zufiel  >). 

Die  Eeorganisation  der  inneren  Verwaltung ,  die  nach  Absohlafs  des 
Friedens  eifrig  erstrebt  wurde ,  sowie  die  Fortifikation  der  Festungen  führ- 
ten zur  Aufnahme  neuer  Verpflichtungen.  Nachdem  die  Veräufserung  der 
Staatsdomänen  versucht  worden,  war  man  wiederum  zur  Aufnahme  von 
Staatsanleihen  gezwungen.  1817  wurde  eine  5<^|q  Anleihe  im  Betrage  von 
5  Millionen  süddeutscher  Gulden  bei  Rothschild  in  Frankfurt  a|M.,  1818 
eine  5^|0-Anleihe  von  5  Mill.  £  zum  Kurse  von  72^^(0  bei  Bothschild  in 
London  aufgenommen.  Die  Finanznot  blieb  trotz  des  Zuflusses  dieser  Sum- 
men eine  dauernde,  die  Defizite  wuchsen,  und  erst  durch  die  Verordnung 
vom  17.  Januar  1820'),  die  von  wesentlichem  Einflufs  auf  die  fernere  Ge- 
staltung der  Finanzen  des  preufsischen  Staates  gewesen  ist,  wurde  eine  voll- 
ständige Beorganisation  des  Staatshaushaltes  herbeigeführt  Die  Verord- 
nung vom  17.  Januar  1820,  welche  die  Staatsverwaltung  von  lästigen  Ver- 
pflichtungen für  die  Zukunft  frei  machte,  erstreckte  sich  auf  die  Sicher > 
Stellung  der  Staatsgläubiger,  auf  die  Tilgung  der  Anleihen,  auf  die  Orga- 
nisation der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  und  die  einzuholende  Ge- 
nehmigung der  Stände  zur  Aufnahme  neuer  Anleihen.  Diese  letztere  Be- 
stimmung wirkte  vorbereitend  auf  die  Verfassungsurkunde  von  1850,  wel- 

1)  Bichter  a.  a.  O.  8.  29. 

8)  ▼.  Reden  a.  a.  O.  Bd.  II  8.  16. 

3)  OesetBsammluDg  1880.   No.  S.  8.  9. 
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che  ihieneits  wiedemm  die  Aufnahme  von  Anleihen ,  sowie  die  hierzu 
notwendige  parlamentarisohe  Genehmigung  definitiv  regelte. 

Der  Etat  vom  17.  Januar  1820  stellte  eine  definitive,  fundierte  und 
unfiindierte  Staatsschuld  Preufsens  im  Betrage  von  217  248  761  Thlr.  fest, 
hiervon  waren  206  006  414  Thlr.  fundiert,  der  Best  unverzinslich,  so  dafe 
Ton  1808 — 1820,  durch  Aufnahme  von  Staatsanleihen  eine  Vergröfserung 
der  Staatsschuld  von  167  511500  Thlr.  sich  ergehen  hatte.  In  keiner 
Bpäteren  Periode  hat  der  preufsische  Staat  seine  positive  Staatsschuld  ohne 
gleichzeitigen  Erwerh  von  Aktiven  derartig  vermehrt! 

Die  ohige  Verordnung  bestimmte  fernerhin  eine  jährliche  Veröffent- 
lichung des  jeweiligen  Schuldenstatus  durch  die  Hauptverwaltung  der  Staats- 
Bchulden,  die  einen  regelmälsig  wiederkehrenden  Überblick  über  den  Staats- 
haushalt gewähren  sollte.  Diese  Berichte  sind  bis  1849  nur  viermal,  von 
da  an  jedoch  jährlich  erschienen. 

Nach  den  Stürmen  der  napoleonischen  Kriege,  nach  der  Reorganisa- 
tion des  gesamten  Staatswesens,  nach  vollzogener  Fundiemng  der  früher 
kontrahierten  Beträge  trat  von  1820  — 1850  eine  bedeutende  Verminde- 
rung der  Staatsschulden  ein. 

Die  alten  Anleihen  wurden  teils  durch  die  Erträge  der  Domänenver- 
käufe, teils  durch  Erhöhung  der  indirekten  Steuern  getilgt,  neue  Anlei- 
hen nur  in  geringem  Umfange  und  zu  kleinen  Summen  aufgenommen. 
1820  fand  eine  Staatslotterie  in  Staatsschuldscheinen  statt,  1822  wurde 
eine  5  0|q  Anleihe  im  Betrage  von  £  8  500  000  zum  Kurse  von  85<^jo 
bei  Rothschild  in  London  negoziiert,  und  1827  trat  eine  Erhöhung  der  un- 
inndierten  und  eine  Verminderung  der  fundierten  Staatsschuld  durch  den 
Ankauf  von  Staatsschuldscheinen  und  gleichzeitiger  Ausgabe  von  Kassen- 
Anweisungen  ein.  Der  Kredit  des  preul^ischen  Staates  hob  sich  durch  eine 
kluge  und  vorsichtige  Finanzpolitik  seit  1880  von  Jahr  zu  Jahr!  1830 
wurden  sämtliche  5  ^(^  Staatsschulden  in  4^1^  konvertiert,  und  als  der 
zweite  Bericht  der  Staatsschuldenverwaltung  1832  erschien,  war  trotz  der 
Emission  einer  5^1^  preufsischen  Prämien- Anleihe  im  Betrage  von  10  303  200 
Thlr.,  die  der  Seehandlung  die  zur  Geschäftsführung  erforderlichen  Kapita- 
lien zuführen  sollte,  eine  Verminderung  der  fundierten  Schuld  von  1820 — 
1832  um  42379  931  Thlr.  eingetreten.  Weniger  bedeutend  war  die  Schul- 
denverringerung von  1832 — 1843,  die  circa  24^  Millionen  Thaler  betrug; 
die  Zinsenlast  aber  verminderte  sich  von  1842  um  den  jährlichen  Betrag 
von  99000  Thlr.,  da  sämtiiche  4^1^  Staatsanleihen  in  3|0/o,  gegen  ge- 
ringe Bonifikationen,  konvertiert  wurden. 

Dem  vereinigten  preufsischen  Landtag  von  1847,  der  sich  unter  an- 
derem mit  der  konstitutionellen  Regelung  der  Staatsanleihen  zu  befSeussen 
hatte,  wurde  das  Patent  vom  3.  Februar  1847  vorgelegt,  welches  Bestim- 
mungen über  die  Aufnahme  neuer  Anleihen  enthielt.  Die  Einholung  der 
Btändischen  Genehmigung  wurde  hierzu  als  obligatorisch  hingestellt  und 
zur  Überwachung  der  Finanzen  sollte  eine  Deputation  aus  den  Mitglie* 
dem  des  Provinziallandtages  gewählt  werden.  Dieses  Patent  jedoch  hatte 
nur  einen  transitorischen  Charakter!  Eine  neue  Anleihe  zum  Bau  der 
Ostbahn  wurde  abgelehnt,  und  nur  dem  1848  neuberufenen  Ministerium 
gelang  es,  15  Millionen  Thaler  „zum  Schutze  der  Monarchie*'  zu  erhalten. 
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Konstitutionell  und  definitiv  geregelt  wurde  die  Aufnahme  preuTsisolier 
Staatsanleihen  durch  Art.  103  und  104  der  Yerfassungsurkunde  vom  31. 
Januar  1850,  nach  denen  Anleihen  nur  auf  Qrund  eines  Gesetzes  und 
unter  jedesmaliger  Genehmigung  des  Landtages  aufgenommen  werden  kön- 
nen. Der  Yerfassungsurkunde  folgten  1850  mehrere  Gesetze,  die  sich  auf 
die  Verwaltung  der  Staatsschulden  und  deren  Kontrole  erstreckten.  An 
Stelle  der  dem  vereinigten  Landtag  vorgeschlagenen  Deputation  tritt  eine 
Staatsschuldenkommission,  zusammengesetzt  aus  6  Mitgliedern  der  beiden 
Kammern;  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  wird  von  einem  Direk- 
tor und  drei  Mitgliedern  gebildet,  die  vom  König  ernannt  werden;  der 
Wirkungskreis  dieser  Behörde  erstreckt  sich  hauptsächlich  auf  die  Ver- 
waltung der  Passivkapitalien  des  Staates,  auf  die  Tilgung  der  Staatsan- 
leihen, auf  die  Ausfertigung  der  Schulddokumente  und  Einregbtrierung 
der  Staatsgarantien. 

Nach  dem  Jahre  1850  nimmt  die  fundierte  preufsische  Staatsschuld, 
hauptsächlich  durch  den  Bau  der  Staatseisenbahnen,  deren  Notwendigkeit 
allmählich  sämtlichen  Interessenten  klar  wurde,  von  Jahr  zu  Jahr  gröüsere 
Dimensionen  an.  Nur  relativ  gering^fiigige  Summen  beanspruchte  die  Ar- 
mee und  die  Marine.  Trotz  der  Vergröfserung  der  fundierten  Schuld  aber 
hob  sich,  durch  die  Zurücksetzung  aller  Etats  der  Zivilverwaltung  und 
durch  die  steigende  Wohlhabenheit  des  Volkes  und  hiermit  verbundene 
Vermehrung  der  Steuereingänge,  die  finanzielle  Lage  und  der  Kredit  des 
preufsischen  Staates. 

1862  wurde  eine  teilweise  Konversion  4^|2^Jo  Anleihen  mit  minima- 
lem Erfolg  versucht,  1863  eine  von  der  Regierung  verlangte  Anleihe  im 
Betrage  von  12  Millionen  Thaler  zur  Deckung  der  Rtistungskosten  gegen 
Dänemark  vom  Landtage  abgelehnt. 

Der  Krieg  gegen  Österreich  und  einzelne  deutsche  Staaten  vermehrte 
die  fundierte  Staatsschuld  Preufsens  nicht,  denn  weder  die  4^|^^|o  Aner- 
kenntnisse für  Kriegsleistungen,  noch  die  1866  zum  erstenmal  in  FreuTsen 
emittierten  Schatzanweisungen,  die  ein  Mittelding  zwischen  Staats d i  skon- 
ten  und  Staatsanleihen  sind,  können  als  eigentliche  Staatsschulden- 
titres  gelten. 

Eine  wesentliche  Vermehrung  der  preufsischen  Staatsschuld  trat  durch 
die  Annexionen  von  Hannover,  Kurhessen,  Nassau,  Schleswig- Holstein, 
Frankfurt  a/M.,  Hessen-Homburg  und  hessen-darmstädtischer  und  bayeri- 
scher Gebietsteile  ein. 

Das  Königreich  Hannover^)  hatte  zwei  Kassen,  die  Anleihen 
in  gröfseren  Beträgen  negoziiert  haben,  die  königliche  Generalkasse 
und  die  Generalsteuerkasse.  Die  Schulden  der  ersteren  haben  den 
Charakter  von  Kammerschulden  *),  die  der  letzteren  den  von  Landesschul- 
den. Bis  1803  waren  die  Landesschulden  unbedeutend,  die  Kammerschul- 
den bereits  in  gröfderen  Beträgen  vorhanden,  aber  erst  durch  die  napoleo- 
nischen Kriege,  die  eine  vollständige  Verwirrung  der  hannoverschen  Fi- 
nanzen bis  1818  herbeiführten,   wurden   beide  Kassen  gezwungen,  ihren 


1)  J.  G.  L.  W.  Üb  bei  od  e:   Über  die  FinADsen   des   Königreiehft   HannoTer  und 
deren  Verwaltung.     Hannover  1834.     8.  195  a.  SS8. 

8)  W.  Lehien,  Hannoyers  Staatshattshait.     Hannover  1856.     Bd.  U  T.  U  8.  613. 
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Kredit  yoll  zu  erschöpfen.  Nach  ReBÜtation  der  englischen  Regierung 
wurden  die  Schulden  der  Generalsteuerkasse  zu  75^{^  anerkannt,  das  Kün- 
digungsrecht der  Staategläubiger  jedoch  aufgehoben  und  eine  Vereinfachung 
des  Landesschuldenwesens  durch  Vereinigung  der  Provinzialschulden  her- 
beigeführt Zur  Deckung  der  dringendsten  Bedürfnisse  der  Regierung 
wurde  1814  eine  Lotterieanleihe  Ton  500  000  Thlr.  in  Gold,  und  zur  teil- 
weisen  Tilgung  derselben  1819  eine  neue  Lotterieanleihe  tou  810  000 
Thlr.,  sowie  1823  zur  Beseitigung  des  Defizites  eine  Anleihe  von  2  Mil- 
lionen Thlr.  aufgenommen. 

Auch  die  Schulden  der  königlichen  Generalkasse  wurden  mit  75^ |g 
anerkannt.  1831  nahm  diese  Kasse  2  Millionen  Mark  Banko  für  yer- 
schiedene  aulserordentliche  Bedürfnisse  auf. 

1834  trat  infolge  des  Staatsgrundgesetzes  von  1838  eine  Vereinigung 
der  beiden  Kassen  ein,  die  eine  3^1,^/9  Konyersion  der  Staatsschulden 
zur  Folge  hatte,  aber  bereits  1841  wieder  aufgehoben  wurde.  Zam  Zwecke 
des  Staatseisenbahnbaues  wurde  eine  Eisenbahnkasse  errichtet,  so  dafs  von 
1841  an  in  der  hannöyersohen  Finanzrerwaltung  drei  Kassen  yorhanden 
sind.  Die  Generalkasse,  die  Generalsteuerkasse  und  die  Eisenbahnkasse 
nahmen  bis  zu  der  Kassenyereinic^ng  und  Konstituierung  der  Staatshaupt- 
kasse, die  definitiy  1850  erfolgte,  zahlreiche  Anleihen  auf  und  erschei- 
nen im  Status  von  1866,  wenn  auch  äuTserlich  geeint,  mit  separaten 
Schuldtiteln.  Die  letzte  Anleihe,  welche  das  Königreich  Hannover  nego- 
ziierte, erfolgte  1864  im  Betrage  von  3493  000  Thlr.  zur  Deckung  der 
Heeresbedürfnisse ,  sowie  für  den  Bau  von  steuerfreien  Niederlagen  in 
einigen  hannoverschen  Städten.  Die  fundierte  Staatsschuld,  die  PreuTsen 
1866  von  Hannover  übernommen,  betrug  ohne  Kapitalisierung  der  zu  zah- 
lenden Renten,  Pensionen  und  Apanagen  41160  504  Thlr.,  wovon  circa 
25  Millionen  Thaler  Eisenbahnschulden  waren. 

Die  Schulden  des  Kurfürstentums  Hessen  waren  meistenteils 
durch  die  napoleonischen  Kriege  entstanden.  Wilhelm  IX«  verweigerte 
zwar  anföoglich  nach  seiner  Restitution  die  Anerkennung  der  nioht  von 
ihm  kontrahierten  Schulden,  aber  diejenigen  Beträge,  welche  die  Stände 
selbst  aufgenommen  hatten,  wurden  auch  nachträglich  verbrieft.  Die 
Staatsschuld,  die  1816  auf  1364  000  Thaler  festgesetzt  worden  war, 
wurde  in  den  folgenden  Jahren  nicht  getilgt,  da  die  Regierung  die  hier- 
für bestimmten  Summen  für  andere  Zwecke  antizipierte. 

Zur  Deckung  des  immer  stärker  wiederkehrenden  Defizites  wurde 
1831  eine  Anleihe  von  1265  850  Thlr.  aufgenommen,  sowie  durch  das 
Finanzgesetz  vom  31.  Oktober  1833  4^|^  Staatsschuldscheine  zur  Ent- 
schädigung für  aufgehobene  Jagd-,  Waldkultur-  und  Teichdienste  ausgege- 
ben. Das  Finanzgesetz  vom  3.  April- 1844  leitete  den  Eisenbahnbau  in 
Hessen  ein.  Zur  Erbauung  der  Main- Weserbahn  wurde  1845  eine  zins- 
lose Prämienlotterieanleihe  im  Betrage  von  6  725  000  Thlr.,  zum  Bau  der 
Bebra-Hanauer  Staatseisenbahn  1866  eine  4^/q  Anleihe  von  10  Millionen 
Thaler  ausgegeben.  Die  fundierte  Staatsschuld,  die  PreuTsen  1866  von 
Hessen  übernahm,  belief  sich  auf  16  535  250  Thlr. 

Ähnlich  wie  in  Hannover  war  im  Herzogtum  Nassau  durch  Ge- 
setz vom    l.|9.  1814    eine    Domänen-  und  Steuerkasse  errichtet  worden. 
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Die  Steuerkasse  schuldete  der  Domänenkasse  wegen  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft 140  000  fl  und  dieser  Betrag ,  der  zu  häufigen  Streitigkeiten 
zwischen  Begierung  und  Ständen  führte,  wurde  durch  die  Aufnahme  der 
ersten  nassauisohen  Staatsschuld  yon  2  400  000  Gulden  kapitalisiert  und 
fundiert.  Die  Schulden  der  Domänenkasse,  die  durch  die  napoleonischen 
Kriege  bedeutend  gewachsen  waren,  beliefen  sich  1815  auf  circa  5^1, 
Millionen  Gulden,  1836  auf  8  243  910  Gulden  und  wurden  1837  durch 
zwei  Anleihen  yon  7  100  000  Gulden  „zum  Wohl  und  Besten  unseres 
Herzoglichen  Hauses''  teils  zu  d^l^^j^,  teils  in  Form  einer  Prämienanleihe 
konsolidiert  Zum  Zweck  der  Zehntablösungskapitalien  wurden  1848  und 
1854  4^ Ig  und  4^|2^|o  Anleihen  in  geringen  Beträgen  aufgenommen,  dagegen 
für  den  Eisenbahnbau  1858,  1859,  1851  4\  und  1860,  1861  4^\^\ 
Anleihen  in  grofsen  Summen  emittiert.  Freufsen  übernahm  1866  von 
Nassau  eine  fundierte  Staatsschuld  von  20  516  921  Thalem,  yon  denen 
16*12  Millionen  Thaler  Eisenbahnschulden  waren. 

Die  Schulden  der  Eibherzogtümer  Schleswig  und  Holstein 
setzten  sich  zusammen  aus  den  augustenburgi sehen  Prioritätsschulden  und 
den  schleswig-holsteinischen  Domanialobligationen.  Die  Schuldenlast,  die 
Preufsen  1866  übernahm,  war  geringfügig,  ihr  Betrag  aber  erhöhte  sich 
sehr  bedeutend  durch  die  mitübernommene  Verpflichtung  einer  yon  den 
Eibherzogtümern  an  Dänemark  zu  entrichtenden  Schuld  yon  21750  000 
Thalern,  für  die  später  eine  preuTsische  Staatsanleihe  in  gleichem  Betrage 
emittiert  wurde.  Durch  das  Gesetz  yom  29.  Februar  1868  sind  nur 
391,657  Thlr.  schleswig-holsteinsche  Schulden  yon  PreuTsen  übernommen 
worden;  einschliefslioh  der  obigen  Summe  aber  und  der  zu  kapitalisieren- 
den Renten,  Apanagen  und  Pensionen  ist  der  Gesamtbetrag  der  übernom- 
menen Staatsschulden  24168  255  Thaler. 

Auch  die  Finanzyerhältnisse  der  freien  Stadt  Frankfurt  a.  M. 
wurden  durch  eine  spätere  preuüsische  Staatsanleihe  definitiy  geordnet. 

Die  Schulden  der  freien  Stadt  Frankfurt  a.  M.  entstanden  teils  durch 
die  napoleonischen  Kriege,  teils  durch  den  Eisenbahnbau.  1822  wurde 
eine  4^/0  Anleihe  yon  3  508 100  Fl.  zur  Eonyertierung  ältererer  5^1,, 
Schulden,  1839  eine  3^1, ^l^  Anleihe  yon  8  500  000  Gulden  zur  Kon- 
yersion  der  4^ Ig  und  zur  Tilgung  der  schwebenden  Schuld  aufgenommen. 
1843  begann  der  Eisenbahnbau;  hauptsächlich  hierzu  wurden  1846,  1848, 
1857  S^I^^Iq  Anleihen  im  Gesamtbetrage  yon  9,4  Millionen  Gulden  auf- 
genommen; zu  gleichem  Zwecke  diente  die  8^ 
Betrage  yon  2  Millionen  Gulden,  während  die  3^ 

zur  Deckung  einer  schwebenden  Schuld  und  weiterer  Staatsbedürfnisae  auf- 
genommen wurde.  Die  zur  Bezahlung  der  Kriegskontributionen  ausge- 
schriebenen Anleihen  wurden  nachträglich  yon  Preufsen  zurückerstattet 
Bei  der  Übernahme  der  fundierten  Staatsschuld  machte  der  schwer  erkenn- 
bare Unterschied  zwischen  Kommunal-  und  Staatsschulden  der  Stadt 
Frankfurt  a.  M.  grofse  Schwierigkeiten.  Definitiy  wurde  yon  Preufsen 
im  ganzen  ein  Schuldkapital  yon  8194629  Thlr.  übernommen,  die  Aus- 
einandersetzungen zwischen  Staats-  und  Stadtyermögen  führten  später  zur 
Aufnahme  einer  preufsischen  Staatsanleihe.  Die  Schulden  der  yormaligen 
Landgrafschaft  Hessen-Homburg   betrugen  1866  161423  Thlr., 


Q  Anleihe  yon  1844  im 
,o|o  Anleihen  yon  1858 
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fiir  die  hessen-darmstädtisehen  und  baierisohen  Gebiets- 
teile wurde  keine  fundierte  Staatsachuld,  sondern  nur  die  Yerpfliohtung 
zu  zahlender  Pensionen  und  Beuten  ,  die  kapitalisiert  einen  Betrag  von 
49120  Thaler  ergeben,  übernommen. 

Das  Gesamtschuldkapital  der  an  Preufsen  fallenden  Länder  betrug 
1866  145  391267  Thlr.,  fast  80  oj^  waren  fundierte  Staatosohulden,  16  ^/^ 
schwebende,  der  Best  kapitalisierte  Beuten  und  Apanagen.  Bis  1868  wur- 
den die  Schulden  der  neuen  Landesteile  getrennt  von  den  alten  admi- 
nistriert, durch  die  Gesetze  Tom  9.  Februar  1868  und  5.  März  1868  trat 
eine  einheitliche,  gemeinsame  Verwaltung  für  die  gesamte  fundierte  Staats- 
Bohuld  Preufsens  ein. 

Nach  Abschlufs  des  Friedens  von  1866  wurde  eine  Anleihe  von  60 
Millionen  Thaler  genehmigt,  1867  4^^/^  Anleihen  Ton  67  Millionen  Tha- 
ler zur  Entschädigung  der  durch  das  Gesetz  yom  21.  Mai  1861  aufgeho- 
benen Grundsteuer,  zur  Erweiterung  des  Staats-Eiseabahnnetzes,  zur  Über- 
nahme des  fürstlich  Thum-  und  Taxis'schen  Fostwesens  und  zur  Deckung 
des  aufserordentlichen  Bedarfes  der  Militär-  und  MarincTerwaltung  auf- 
genommen. Nachdem  1868  40  Millionen  Thlr.  zum  Eisenbahnbau,  21  750  000 
Thlr.  zur  Übernahme  der  von  den  Eibherzogtümern  an  Dänemark  zu  ent- 
richtenden Schuld,  1869  9450000  Thlr.  iu  4^0/^  Anleihen  zur  Deckung 
des  aufserordentlichen  Geldbedarfes  der  Militär-  und  Marineverwaltung 
und  zur  Regulierung  der  YermögensTerhältnisse  des  Staates  und  der  Stadt 
Frankfurt  a{M.  emittiert  worden  waren,  wurde  zum  Zwecke  der  Konsoli- 
dation Yon  4^!q  und  4^^|q  Anleihen  eine  4^^{q  Bentenschuld ,  die  soge- 
nannten 4^^\q  preuTsisohen  Konsols,  geschaffen.  Diese  Konsolidation  be- 
zweckte den  Wegfall  der  Torgeschriebenen,  jährlichen  Tilgung,  sowie  eine 
Erspamiffl  yon  circa  3^  Millionen  Thaler  und  erstreckte  sich  auf  17  An- 
leihen; ausgeschlossen  waren  die  8|^/q  Staatsschuldscheine,  die  d^^j^  Prä- 
mienanleihe, die  5^/q  Anleihe  Ton  1869,  sowie  sämtliche  fundierte  Staats- 
schulden der  im  Jahre  1866  neu  erworbenen  Landesteile. 

Der  Krieg  mit  Erankreich  yermehrte  die  fundierte  preufsische  Staats- 
schuld nicht,  er  wurde  geführt  mit  den  Geldern  des  preufsischen  Staats- 
schatzes, mit  Hülfe  der  b^j^  Norddeutschen  Bundesanleihe,  für  die  bei 
der  ersten  Subskription  statt  der  geforderten  100  Millionen  Thlr.  nur  circa 
69  Millionen  eingingen,  durch  die  Anleihen  der  süddeutschen  Staaten  und 
darch  die  auf  französischem  Gebiet  erhobenen  Kriegskontributionen.  Einen 
an  das  Beich  von  Preufsen  Torschufswcise  offerierten  Kredit  von  50  Mil- 
lionen Thlr.  brauchte  die  Beichsfinanzverwaltung  nicht  in  Anspruch  zu 
nehmen« 

Die  yon  Erankreicb  entrichteten  Milliarden  wurden  teils  zum  Neu- 
bau und  Ausbau  der  Eisenbahnen,  teils  zu  Fortifikationon  und  militäri- 
schen Zwecken,  teils  zur  Tilgung  yon  Anleihen  yerwandt.  Die  fuudierte 
Staatsschuld  Preufsens  yerminderte  sich  1872 — 1875  um  fast  120  Millio- 
nen Thaler. 

1873  wurde  die  preufsische  4^/^  konsolidierte  Staatsanleihe  geschaf- 
fen, die  einen  Hauptfaktor  der  gesamten  gegenwärtigen  preufsischen  Staats- 
schuld darstellt,  yermittelst  derer  fast  sämtliche  yon  1873  bis  zur  Gegen- 
wart kontrahierten  Schulden   aufgenommen   wurden   und    der  Ausbau  der 
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Staatseiaenbahnen,  sowie  der  Ankauf  der  preoTsisohen  FriTatbahDen  er- 
möglicht worden  ist.  Speziell  diese  beiden  letzten  Transaktionen  yer- 
mehrten   die  fundierte  preufsische  Staatsschuld  bedeutend. 

Ursprünglich  brachte  die  preufsische  Staatsregierung  dem  Eisenbahn - 
bau  wenig  Wohlwollen  und  Sympathie  entgegen.  Friedrich  List's  Vor- 
schläge zum  Bau  der  deutschen  Bahnen  wurden  nicht  berücksichtigt,  ja 
sogar  ministerielle  Verordnungen,  so  beim  Bau  der  Obersohlesischen  Bahn, 
zum  vermeintlichen  Schutz  des  Priyatpublikums  erlassen.  Das  Gesetz 
vom  3.  November  183B  bestimmte  die  Normen  für  den  Privatban  der 
Eisenbahnen  und  1B42  übernahm  die  Begierung  eine  Zinsgarantie  zum 
Bau  gewisser  Bahnen.  Durch  die  Erisis  von  1848  erlahmte  der  private 
und  Staats  -  Eisenbahnban  und  erst  nach  Emanation  der  Verfassungsur- 
kunde trat  eine  wirkliche  Entwicklung  des  letzteren  ein.  Die  Anleihen 
von  1850 — 1866  sind  fast  nur  zu  Eisenbahnzwecken  emittirt  Obwohl 
nun  bereits  1850  bezw.  1854  die  Niederschlesisch  -  Märkisohe  und  Mün- 
ster-Hammer Eisenbahn  vom  Staate  zurückerworben  wurden,  so  beginnt 
doch  die  eigentliche  Verstaatlichung  privater  Eisenbahnen  erst,  als  nach 
Gründung  des  deutschen  Reiches  die  vorläufige  Unausführbarkeit  eines 
Beichseisenbahnprojektes  ersichtlich  war. 

Zwei  Verstaatlichungs-Transaktionen  haben  sich  bis  jetzt  vollzogen! 
Die  Finanzierung  derselben  erfolgte  fast  durchweg  vermittelst  der  pren- 
fsischen  4^|q  konsolidierten  Staatsanleihe. 

Die  erste  Verstaatlichung  bezog  sich  auf  den  Ankauf  der  Berlin- 
Stettiner,  der  Magdeburg-Halberstädter,  Cöln-Mindener,  Bheinisohen,  Ber- 
lin-Fotsdam-Magdeburger ,  Hannover-Altenbeckener- Eisenbahn.  Die  fun- 
dierte preufsische  Staatsschuld  wurde  direkt  durch  den  Ankauf  der  Stamm- 
aktien um  842399  750  M.,  indirekt  durch  die  mitübernommenen  Priori- 
täten, die  ebenfalls  die  Qualität  prenljsischer  Staatspapiere  haben,  um 
weitere  999  Millionen  M.  vermehrt.  Die  zweite  Verstaatlichungs-Trans- 
aktion richtete  sich  auf  den  Ankauf  der  Bergisch- Märkischen,  Berlin- 
Anhaltischen,  Berlin-Görlitzer,  Cottbus-Grofsenhainer ,  Märkisch- Posener, 
Bhein-Nahe  und  Thüringischen  Eisenbahn.  Die  fundierte  preufsische 
Staatsschuld  vermehrte  sich  hierdurch  um  M.  473  681550,  die  Prioritäts- 
schuld, von  der  bereits  die  ^^^Iq  Bhein-Nahe  Prioritäten  in  4®|o 
Consols  umgetauscht  worden  sind,  beträgt  circa  479  000  000  M.  Das 
Staatseisenbahnsystem  ist  jedoch  vorläufig  vollständig  noch  nicht  in  Preo- 
fsen  durchgeführt;  hierzu  bedarf  es  des  Ankaufes  der  Altona-Ejeler,  Ber- 
lin-Hamburger, Breslau-Schweidnitz-Freiburger,  Oberschlesischen,  Bechte- 
Oderufer,  Marienburg-Mlawkaer  Eisenbahn  und  einer  Anzahl  kleiner  Bah- 
nen, deren  Gesamtpreis  die  Staatssohuld  um  fernere  600  Millionen  Mark 
vermehren  dürfte. 

Bei  einem  Vergleich  über  Zunahme  und  Verminderung  der  preuTsi- 
schen  fundierten  Schuld  von  1786 — 1882  ist  die  beträchtliche  Eisenbahn- 
schuld von  1300  Millionen  Mark,  deren  Passiven  ein  ergiebiges,  sioh  jähr- 
lich steigerndes  Aktivum  gegenüber  steht,  wohl  zu  erwägen.  Naoh  Ab- 
zug dieser  rentegewährenden  Schuld  und  im  Gegensatz  zu  der  fundierten 
Staatsohuld  der  übrigen  europäischen  Länder  ist  die  Tendenz  der  pieu- 
fsischen  Finanzverwaltung,    die  Grofses  mit   relativ  kleinen   Mitteln   ge- 
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schaffen  hat  und  stets  tod  dem  Geiste  fürsorglicher  Sparsamkeit  und  Ord- 
nung beseelt  gewesen  ist,  in  scharfen  Zügen  erkennbar. 
Die  fundierte  Staatssohuld  Preufsens  betrug: 
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Es  hat  sich  demgemäfs  die  fundierte  Staatssohuld  Preufsens  1820 — 
1849,  1851,  1853,  1858,  1861—63,  1866,  1870,  1872—1875  vermin- 
dert, in  den  übrigen  Jahren  gehoben.  Die  napoleonischen.  Kriege,  der 
Bau  yon  Staatsbahnen,  die  Annexionen  1866,  der  Ankauf  privater  Eisen- 
bahnen haben  zur  Yergröfserung  der  Schuld  hauptsächlich  beigetragen, 
die  geführten  Kriege  die  Schuld  nicht  vermehrt,  die  Kriegskontributionen 
jedoch  eine  wesentliche  Tilgung  derselben  herbeigeführt 

1)  Das  EUtiyalir  wurde  Tom  1.  Januar  auf  den  1.  April  verlegt. 


N.  P.  Bd.  Vn. 
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Übersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands 

und  des  Auslandes. 

1.   OaMhiohta.    aiejklopftdiseliM.    L«lirbftoh«r.    Speiiell«  thaorttiielie 

Vnt&nnßhjogm. 

Luigi  OoBsa,  primi  elementi  di  economia  politica.  Sesta  edisione 
note,  volmente  cotretta  ed  accrescinta.     Milano,  Hoepli,  1888.  XI  u.  SOO  pp. 

Das  bekannte  kurie  Lehrbuch  der  Nationalökonomie,  dessen  deutMhe  Übersetsung 
Ref.  hier  s.  Z.  angeieigt  hat ,  liegt  jetst  bereits  In  einer  sechsten  Auflage  des  italieni- 
schen Originals  yor.  Die  bedeutendste  Bereicherung,  welche  die  Schrift  durch  die  letate 
Bearbeitung  erfahren  hat,  besteht  in  der  Zufttgung  einer  kuraen  Übersicht  über  die 
Geschichte  der  Nationalökonomie.  Auf  dem  beschränktesten  Baum  wei&  hier  der  Verf. 
alle  wesentlichen  wissenschaftlichen  Strömungen  au  nennen  und  treffend  au  charakteri- 
sieren. Aufgefallen  ist  dem  Bef.  nur  die  irrtfimliche  Angabe  (p.  15),  als  sei  Thomas 
Mnr  erst  im  jFahre  1^64  gestorben.  E.  L. 

George  Basil  Dixwell,  „progrefs  and  porerty*'.  A  review  of  the 
doctrines  of  Benry  George.     Cambridge  1882,  46  pp. 

Bichard  Simon,  an  examination  of  Mr.  Henry  Georges  doctrines 
on  progrefs   aadporerty.    London,  Bemrose  &  Sons,  s.  a.  86  pp. 

Quarterly  Beyiew,  January  1888,  pp.  86 — 74:  II.  Progrefs  and  poTorty. 

In  Deutschland  dflrfte  man  selbst  in  den  wissenschaftlichen  Kreisen  schwerlich  eine 
genfigende  Vorstellnng  davon  besitsen,  wie  ungeheuer  die  Wirkung  gewesen  bt,  welche 
das  Hauptwerk  yon  Henry  George  unter  der  englisch  redenden  Bevölkerung  beider 
Welten  hervorgebracht  hat.  Das  vor  kaum  drei  Jahren  auerat  veröffentlichte  Buch  ist 
heute  schon  in  einer  solchen  Menge  von  Exemplaren  verbreitet  und  gelesen  wie  nur 
gani  wenige  unter  aflen  bisherigen  systematischen  Darstellungen  der  Nationalökonomie. 
Vor  einigen  Wochen  haben  die  engUschen  Zeitungen  von  dem  traurigen  Geschick  des 
dreifsigjfthrigen  Oxforder  Universitätslehrers  Toynbee  berichtet,  der  unter  dem  Ein- 
druck der  tiefen  Bewegung,  welche  Georges  Ideen  in  der  englischen  Arbeiterbe- 
völkerung eraeugt  haben,  sich  vorsetate,  sein  Leben  der  Beschäftigung  mit  der  eoaialen 
Frage  lu  widmen,  in  den  Fabrikstidten  des  Nordens  umherreiste  und  den  arbeitenden 
Klassen  Vortrüge  hielt,  bis  sein  xarter  Körper  unter  den  Anstrengungen  und  der  Auf- 
regung ausammenbtach  und  ein  voraeitiger  Tod  seinen  edlen  Bestrebungen  ein  Ende 
bereitete.  Dafk  auch  in  besondern  Schriften  sahireiche  Erörterungen  and  Kritiken  fiber 
Georges  Lehre  veröffentlicht  worden  sind,  begreift  sich  unter  diesen  Verhältnissen  leicht. 
Zu  diesem  Kreise  von  Art^iten  gehören  die  obengenannten.  Sie  leigen  gleiehmä(sig, 
dafs  Georges  Ansehauungen ,  mit  denen  wir  uns  nur  wenig  befirennden  können,  auch 
in  England  nnd  Amerika  nicht  ohne  den  lebhaftesten  Widerspruch  geblieben  sind.  Da- 
bei ist  der  Ton,  den  die  Kritiker  anschlagen  allerdings  noch  ein  ungleicher.  Die  erste 
Schrift,  die  !n  Cambridge  in  Amerika  erschienen  ist  und  einen  Amerikaner  ana  Boston 
inm  Verfasser  bat,  bringt  ihre  Bewunderung  ffir  die  formellen  Vora&ge  des  Georga- 
schen Buches  in  geradean  enthusiastischen  Wendungen  zum  Ausdruck,  während  sie  gleich- 
seitig kaum  einer  einiigen  darin  ausgesprochenen  Ansicht  Beifall  schenken  kann.  Sein 
sachlich  widerlegt  B.  Simon  einige  Hauptpnnkte  in  der  Beweisführung  Georges, 
naaentliok  auoh  mit  Hillb  statistischer  nnd  historischer  Daten.  Die  geringste  Schonung 
endlich  flbt  gegen  den  beurteilten  Autor  der  gediegene  Artikel  der  Quarterly  Beview; 
er  seigt  nicht  blos  die  Unhaltbarkeit  sondern  auch  die  groise  Schädlichkeit  der  in  dem 
vielgelesenen  Buche  gelehrten  Sätse.  E.  Leser. 

F.  Sim  onson,  Dr.  jnr.,  Richard  Cobdenond  die  Aatikornaollliga, 
sowie  ihre  Bedeutung  ffir  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  deutschen  Reiches.  Berlin 
1888.    Verlag  von  Ferd.  Dlvimler.     8«.     SS.  84. 

Der  Titel  des  Buches  ist  irreleitend ,  da  dasselbe  nur  eine  knrae  Geschichte  der 
Wirksamkeit  Cobdens  anr  Aufhebung  der  Komsölle  in  England  enthält,  anf  die  Be- 
deutung aber,  welche  die  Aufhebung  der  Komsölle  f&r  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
Deutschlands  gehabt  hat,  gar  nicht  eingehet.  Einige  umfassende  Bemerkungen,  welche 
Verf.   fiber  die  hohen   englischen  Getreidezölle    macht,    indem    er    dabei   anf  die  gegen- 
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wirtigen  niedrigen  deutschen  OetreidesSlle  als  auf  analoge  Erscheinungen  hinweist ,  wird 
man  doch  nicht  ffir  eine  wirkliche  Untersuchung,  sei  es  fiber  die  Wirkung  der  eng- 
lischen, sei  es  fiber  die  der  deutschen  Oetreidezöiie  auf  die  wirtschaftlichen  Zustände 
Bentschlands  hatten  wollen.  Im  übrigen  giebt  Verf.  aber  ein  leicht  lesbares,  fibersicht- 
Hohes  Bild  ron  der  Thätigkeit  Cobdens,  er  wird  der  Persönlichkeit,  dem  Wollen  und 
dem  Charakter  des  Mannes  gerecht  und  leigt  die  grofsen  Verdienste,  welche  er  für  das 
Anfblfihen,  die  Weiterentwicklung  des  englischen  Handels,  der  englischen  Industrie  ge- 
habt hat. 

ObJektiTe  Auffassung  der  Verblltnisse,  ruhige,  sachgemäfse  Darstellung,  welche  sich 
frei  Ton  allen  persdnlichen  oder  ungehSrigen  politischen  Angriffen  hftlt,  zeichnen  die 
kleine  Broehiire  yorteilhalt  aus.  X. 

Scfdel  M.:  Grundriss  lu  Vorlesungen  über  bayr.  Verwaltungs- 
reeht.     München  (Literar.  artist.  Anstalt).    4  M.  80. 

Seich,  E. ,  die  Abhängigkeit  der  Ziyiüsation  yon  der  Persönlichkeit 
des  Menschen  '  und  von  der  Befriedigung  der  Lebensbedürfnisse.  2.  Bd.  die  Lebensbe- 
dfirlhisse  d.  Menschen  und  die  Zivilisation.    Minden  (Bruns).     6  M. 

Baudrillard,  H.,  Philosophie  de  l'^conomie  politique.  Des  rapports 
de  l'iconomie  politique  et  de  la  morale.  2^  Edition,  revue  et  consid^rablement  angment^e. 
Par.,  Guillaumin  &  C«,  1883.     8.    XII  -  499  pag.     0  fr. 

Comte,  A.,  Systeme  de  politique  positiye,  ou  trait4  de  sociologie  in- 
stitoant  la  religion  de  lliumanit^.  Tome  III,  contenant  la  djnamique  sociale 
oa  le  traitä  g^n^ral  du  progr^  humain  (philosophie  de  rhistoire).  Paris,  Dunod,  1888. 
8.      L  -  626  pag.     7  fr.  ^60  c. 

Gresland,  J.,  Etudes  mitaph jsiques,  politiques  et  sociales.  G^nie 
de  l'homme,  Ubre  -  philosophie.    Versailles,  impr.  Cerf  &  fils,  1883.    8.     7  fr. 

Reyerdy,  H.  et  A.  Burdeau,  Le  droit  nsuel  et  Töconomie  politi- 
qae  kr^cole.    Par.,  Picard - Bemhehn  &  C«,  1888.     12.     214  pag.     1fr.  20  c. 

Lalor,  J.  J.  (editor),  Cyclopaedia  of  Politi cal  Science,  Political  Eco- 
nomy  and  of  the  Political  History  of  the  United  States;  by  the  best  American  and 
European  writers.  Volume  II:  East  India  Company-Nnllification.  Chi- 
c«so,  Melbert  B.  Gary  &  0«,   1883.     IV -1065  pp.  d.     $  6. 

Oxford  Handbook  of  Political  Economy.  Specially  prepared  for  the  nse 
of  Candidates  for  ezamination.     Oxford,  Shrimpton,  1883.    12.     28  pp.     1|.  — 

Transaetions  of  th  e  National  Asso  ciati  on  for  th  e  P  romotio  n 
of  Social  Science.  Dublin  Meeting,  1881.  London,  Longmans,  Green  &Co, 
1 882.     8.     XLni  -  884  pp. 

Walker,  T.A.,  Political  Economy.  London, Macmillan,  1883.  8.  462 pp.  10|6. 

8.    OMehiehta  und  Bantellimg  der  wirtsohaftlieh«ft  Kultur. 

Hoeniger,  B.,  Der  schwarse  Tod  in  Deutschland.  Ein  Beitrag  aur 
Geschichte  des  14.  Jahrb.     Berlin  1882.    Eugen  Grosser.     VI  u.  180  S. 

Der  Verfasser  der  yorliegenden  Schrift  hat  mit  der  Wahl  seines  Themas  einen  über- 
aus glücklichen  Griff  gethan :  er  hat  sich  einen  Gegenstand  2u  sorgfältiger  kritischer 
Prfifnng  gewählt,  der  bei  aller  Würdigung  seiner  Bedeutung  und  Folgen  doch  hinsicht- 
liob  seines  näheren  Verlaufes  yon  der  strengeren  historischen  Forschung  bislang  unbe- 
rtibrt  geblieben  war;  auffälliger  Weise  hatte  man  yon  ihrer  Seite  yertrauensyoll  an  den 
bisher  fiberlieferten  Anschauungen  über  die  gewaltige  Epidemie  des  mittleren  14.  Jh. 
and  die  gleichseitigen  Bewegungen  des  Judensturmes  und  der  Geifselfahrten  festgehalten, 
wfthrend,  soweit  das  Gebiet  der  Mediain  in  Frage  kam,  Vertreter  dieses  Faches  es  schon 
seit  länger  nicht  an  berichtigten  und  yerbesserten  Darstellungen  hatten  fehlen  lassen. 

Es  ist  daher  dieser  Erstlingsarbeit  H's.  beschieden  gewesen,  eine  Reihe  erfreulicher 
neuer  Ergebnisse  su  Tage  su  fördern.  Als  erstes  derselben  mochten  wir  hier  herror- 
beben,  daüi  nunmehr  in  den  suerst  yon  der  Pest  ergriffenen  Städten  Frankreichs  der 
Jadenmord  als  eine  Folge  der  grofsen  Landeskalamität  erscheint,  dafs  man  dagegen  in 
Deutschland  unter  dem  drohenden  Herannahen  der  Epidemie  gegen  die  Juden  yorge- 
l^ngen  ist,  auch  die  Geifselfahrten  zuerst  im  südöstlichen  Deutschland  als  Präyentiy- 
Hsdsregeln  gegen  das  durch  göttliche  Vorsehung  yerhängte  Unheil  unternommen  worden 
sind.  Schon  in  der  gleichseitigen  Geschichtsschreibung  kann  H.  Versuche,  diese  Seihen- 
folge  der  Ereignisse  su  yerwischen,  nachweisen  und  yor  allem  hat  man  spfiter  in  Deutsch- 
buid   erst  recht  in   einer  umgekehrten  Stellung   des  Judenmordes   lur  Pest  die  richtige 
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kausale  Begrändung  geben  zu  müssen  geglaubt.  An  der  Hand  kritisch  geprüfter  Quellen- 
nachrichten zeigt  H.  sodann  ,  daTs  die  gewaltige  Krankheit  sich  doch  verhältnismäfsig 
langsam  auf  den  vornehmlich  durch  den  Handelsyerkehr  gewiesenen,  durch  Gebirge  und 
ähnliche  Hindernisse  unterbrochenen  Wegen  durch  Deutschland  yerbreitet,  einzelne  Ge- 
genden ganz  oder  auffftUig  lange  yerschont  habe;  an  Momenten,  die  ihrer  Verbreitung 
Vorschub  geleistet  hätten ,  will  H.  ferner  nur  die  Mängel  in  der  Volksgesnndheitspflege 
gelten  lassen,  während  er  die  früheren  Annahmen  an  Einflüssen  anormaler  Witterungs- 
yerhältnisse  und  gewaltiger  Naturereignisse  zurückweist ;  in  einem  Falle  kann  er  hin- 
gegen nachweisen  ,  dafs  Nachrichten  über  aufsereuropäisehe  Verhältnisse  kritiklose  Auf- 
nahme in  unsere  heimischen  Quellen  gefunden  haben;  an  anderen  Stellen  scheinen 
verkehrte  Auffassungen  und  Darstellungen  an  ziemlich  richtigen  Beobachtungen  über 
den  Charakter  des  Kontagiums,  wie  sie  hervorragende  Ärzte  jener  Zeit,  namentlich  der 
Franzose  Guy  de  Chauliae,  vorgetragen  hatten,  vorzuliegen.  Was  die  Natur  der  Krank- 
heit selbst  angeht ,  so  ergiebt  das  neuere,  bessere  Quellenmaterial  verschiedene  bestäti- 
gende Notizen  fUr  die  Richtigkeit  der  von  älteren  und  neueren  Medicinem  vertretenen 
Ansichten,  dafs  der  „schwarze  Tod*'  die  in  Indien  heimische  Beulenpest,  mit  Lnngen- 
affection  verbunden,  gewesen  und  alle  weiteren  im  14.  Jh.  beobachteten  Epidemien  nur 
als  abgeschwächte  Varietäten  der  ersten  Erscheinungsform  anzusehen  seien. 

Dals  die  Krankheit  einen  besonderen  Einfluss  auf  den  Gang  der  politischen  Er- 
eignisse und  EntWickelungen  ausgeübt,  ist  auch  früher  nie  behauptet  worden  und  kann 
diese  Annahme  durch  H.  nur  noch  mit  Einzelheiten  belegt  werden ,  eher  werden  wieder 
die  älteren  Urteile  über  die  Bückwirkungen  des  „grofsen  Sterbens**  auf  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  auf  ein  richtigeres  Mafs  zurückgeführt ;  zunächst  wird  wenigstens 
eine  ziffemmäfsige  Berechnung  des  Bevölkerungsverlustes  als  unmöglich  erwiesen,  wo- 
gegen für  die  Konstatierung  eines  überaus  grofsen  Ausfalles  in  den  unteren  Bevölkemngs- 
schichten  die  in  den  nächsten  Jahrzehnten  nach  der  Katastrophe  bemerkbare  erhebliche 
Lohnsteigerung  betont  werden  mnfs;  hierin  ist  aber  keineswegs  der  Beginn  einer  be- 
sonderen neuen  wirtschaftlichen  Entwickelung  zu  erblicken;  der  in  die  2.  Hälfte  des 
14.  Jahrh.  fallende  Aufschwung  aller  Kulturverhältnisse  ist  in  seinen  Anfängen  schon  in 
der  1.  Hälfte  zu  beobachten;  die  Weiterbildung  hat  durch  Krankheit  und  Jndeomord 
kaum  auf  kürzere  Zeit  unterbrochen  und  lahm  gelegt  werden  können. 

In  dem  Jndenmorde  sieht  H.  nur  eine  allgemeine  gewaltsame  Befreiung  der  di- 
maligen  handel-  und  gewerbetreibenden  Gesellschaft  von  der  schon  länger  schwer 
empfundenen  Herrschaft  des  in  nicht  christlichen  Händen  ruhenden  Kapitales ;  die  drohende 
Pest  konnte  nur  Anlafs  zum  Ausbruche  dieser  Äufserung  der  rohen  Gewalt  sein ;  die 
Fabel  von  einer  stattgefundenen  oder  beabsichtigten  Brunnenvergiftung  durch  die  Juden, 
so  viel  sie  jener  Zeit  auch  an  einzelnen  Orten  Glauben  gefunden  hat,  nur  ein  schützen- 
der Vorwand  sein.  Weniger  zutreffend  und  genau  belegt  sind  dagegen  H.'8  Aus- 
lassungen über  eine  Verbindung  des  Judenmordes  mit  den  Geifbelfahrten  und  ganz  auf 
dem  Boden  subjektiver  Erwägungen  scheint  er  zu  stehen,  wenn  er  das  Vorgehen  der 
Geifsler  gegen  die  Kirche  und  Priester  einer  bewufsten,  erst  später  hervortretenden  Agi- 
tation und  Leitung  der  Bewegung  zur  Last  legt:  dieselbe  steht  vielmehr  von  Hans  ans 
und  durch  ihre  ganze  Natur  im  Widerspruche  mit  der  kirchlichen  Lehre  und  hatte  die 
BLirche  schon  mehrfach  g^gen  ähnliche  Tendenzen  feindlich  vorzugehen  Gelegenheit  ge- 
nommen, dafs  frommer  Betrug  sich  einschlich  und  die  Bevölkerung  des  Treibens  der 
Geifsler  allmählich  müde  wurde ,  bedarf  nicht  jener  künstlichen  Erklärung.  Wenn  der 
Verfasser  sich  endlich  im  Anschluss  hieran  zu  einer  Charakteristik  des  mit  dem  14.  Jahr- 
hundert beginnenden  Einschreitens  der  bürgerlichen  Behörden  gegen  den  wachsenden 
kirchlichen  Besitz  in  den  Städten  wendet,  so  können  wir  ihm  nur  darin  beipflichten, 
dafs  er  den  Eintritt  einer  erheblichen  und  anhaltenderen  Unterbrechung  dieser  Bewegung 
der  Pest  und  ihrem  Einflüsse  beimifst;  unter  dem  Drucke  derselben  sind  in  den  ver- 
schiedenen Städten  die  reichsten  kirchlichen  Stiftungen  in  gröfserer  Zahl  einander  ge- 
folgt, ohne  dafs  die  Behörden  einschritten,  und  scheint  sich  gerade  hieraus  in  treffender 
Weise  die  Enstehung  vieler  herrlicher,  kirchlicher  Bauten  in  der  2.  Hälfte  des  14.  Jahr- 
hunderts zu  erklären. 

Das  sind  im  wesentlichen  die  richtigeren  Gesichtspunkte,  durch  die  H.  die  mit  dem 
WÜthen  des  „schwarzen  Todes*'  in  Deutschland  bisher  verknüpften  traditionellen  An- 
schauungen zu  ersetzen  sucht  und  für  die  er  in  den  Beilagen  noch  eine  Beihe  wert- 
voller Beweise  beibringt;  aus  ihrer  Zahl  dürfen  wir  hier  freilich  wohl  nur  das  an  der 
Pariser  medizinischen  Fakultät  auf  königlichen  Befehl    Über  die  Pest  und  deren  Abwehr 
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sbgegebene  Gutachten  und  die  umfänglichere  Abhandlung  des  Fransosen  Chalin  de 
VinariOf  die  auf  Grund  deutscher  Handschriften  in  reinerer  Oestalti  als  bisher  bekannt, 
gegeben  werden,  erwähnen. 

Halle  a;S.  W.  Seh  um. 

Dr.  Awetis  Araskhaniantz,  Die  franaSsische  Getreidehandels- 
politik bis  Bum  Jahre  1789  in  ihrem  Zusammenhange  mit  der  Land-, 
Volks-  und  Finanswirtschaft  Frankreichs.  Ein  Beitrag  zur  fransösischen 
Wirtschaftsgeschichte.  (Schmollers  Staats-  und  sozialwissenschaftliche  Forschungen  Bd.  IV 
Heft  3.)    Iieipzig,  Duncker  und  Humblot,  1888.     Xu.  166  SS. 

Diese  Arbeit  behandelt  in  den  ersten  Abschnitten  die  lokale  Regulierung  des  Ge- 
treidehandels, wie  sie  sich  unter  der  besonderen  vom  platten  Lande  sich  abschliefsenden 
Stellung  der  Städte  im  Mittelalter  ausbildete  und  dann  unter  dem  absoluten  Beginn 
bis  ins  18.  Jahrb.  beibehalten  ward,  weiterhin  den  Aufschwung  der  Landeskultur  Frank- 
reichs nach  dem  Abschlufs  der  französisch-englischen  E^riege  und  die  damit  beginnende 
Exportflhigkeit  ffir  Getreide,  welche  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrb.  soweit  stieg, 
dafs  Frankreich  fttr  einen  der  hauptsächlichsten  Ackerbanstaaten  Europas  gelten  konnte. 
Es  wird  gezeigt,  wie  dieser  Aufschwung  zu  einer  Getreidehandelspolitik  führte,  welche 
laDächst  die  interprovinziellen  Zollschranken  zu  beseitigen ,  dann  Exportfreiheit  ausser 
Landes  zu  schaffen  bestrebt  war.  Der  Höhepunkt  dieser  Versuche  fällt  unter  die  Ver- 
wtltang  Sulljs  (1689 — 1610),  bei  welchem  die  Tendenz,  den  Ackerbau  durch  Erleich- 
terung des  Exports  zu  steigern,  noch  durch  die  Notwendigkeit,  den  durch  Schulden 
schwer  belasteten  Staatshaushalt  ins  Gleichgewicht  zu  bringen,  gesteigert  wurde.  Allein 
mit  dem  Beginn  des  17.  Jahrb.  traten  neben  die  bis  dahin  praevalierenden  Interessen 
des  Ackerbaues  immer  dringlicher  die  der  Industrie  und  werden  wiederholt  in  den 
Cshirs  der  Stände  geltend  gemacht :  aus  den  Ackerbaustaat  trat  man  in  die  ersten  Ent- 
wicklungsphaaen  des  Industriestaates.  Colberts  Verdienst  ist  es,  diese  aufkeimende  neue 
Sichtung  erkannt  und  kräftig  unterstützt  zu  haben.  War  die  Wirtschaftspolitik  bisher 
▼omehmlich  Agprarpolitik  gewesen,  so  wurde  sie  jetzt,  in  der  Epoche  Colberts,  vor- 
nehmlich Industriepolitik.  Die  Industrie  bedurfte  zu  ihrer  ersten  Entwickelnng  su- 
nlehst  billiger  Sroduktionskräfte ,  also  niedriger  Getreidepreise;  Hauptaufgabe  der  Ge- 
treidehandelspolitik innerhalb  der  beherrschenden  Industriepolitik  mufste  also  sein,  solche 
billige  Preise  zu  schaffen.  Diesen  (Gesichtspunkt  bedingte  zwar  nicht  unter  allen  Umstän- 
den, aber  doch  im  Wesentlichen  eine  positive  Getreidehandelspolitik;  der  Erfolg  der- 
selben innerhalb  der  Colbertschen  Verwaltungsperiode  war  trotz  erschwerender  Verhält- 
niise  —  viele  Theuerungsjahre ,  kollossales  Wachsen  der  Staatsbedürfnisse  —  ein  zu- 
meist günstiger.  Allein  dieses  System  Colberts,  entsprungen  aus  den  momentanen  Be- 
dfirfnissen  einer  den  Kinderschuhen  entwachsenden  Industrie,  wurde  unter  seinen  Nach- 
folgern in  der  1.  H.  des  18.  Jahrb.  trotz  der  Mündigkeit  der  Industrie,  ja  ihrer  Über- 
legenheit gegenüber  dem  Auslande  in  vielen  Zweigen ,  beibehalten  und  zum  System 
verknöchert.  Dieser  systematischen  Ausbildung  der  Colbertschen  Anschauungen  im  Sinne 
einer  Lehre  von  der  alleinigen  Erzeugung  neuer  Werte  durch  die  Industrie  trat  nun, 
schon  vorbereitet  durch  Boisguilleberts  Opposition  gegen  Colberts  Mafsnahmen,  das  Sy- 
stem der  Physiokraten,  namentlich  Quesnays  und  Merciers  de  la  Riviire,  entgegen ;  und 
seit  etwa  1760  machte  sich  der  Stampf  der  Meinungen  in  der  nationalen  Wirtschafts- 
politik selbst  geltend.  Statt  der  bisher  feststehenden  prohibitiven  Politik  setzte  nach 
einem  schon  früheren  Schwanken  in  den  60er  Jahren  das  Ministerium  Turget  unter 
freilich  besonders  ungünstigen  Kebenumständen  im  J.  1775  die  Ausfuhrfreiheit  für 
G^etreide  durch ;  indes  nur  für  kurze  Zeit  bis  zu  seinem  Falle  und  den  Aufkommen 
▼on  Kecker  und  Calonne.  Von  da  ab  aber  ergiebt  sich  ein  fortwährender  Wechsel  der 
Systeme,  der  binnen  kurser  Zeit,  in  etwa  15  Jahren,  bis  zur  Lächerlichkeit  führte  und 
in  dem  Strudel  der  Bevokition  einmündet. 

Dies  ein  kurzer  Inhaltsumrifs  der  schönen  und  fleifsigen  Arbeit,  von  der  nur  zu 
bedauern  ist,  dafs  sie  nach  der  ursprünglichen  Absicht  des  Verfassers  nicht  bis  tief  in 
^ser  Jahrhundert  herabgeführt  werden  konnte.  So  wie  sie  jetzt  vorliegt,  wird  man 
sich  das  Fragmentarische  an  zwei  Punkten ,  im  Anfang  und  Schlufs  der  Darstellung, 
nicbt  verhehlen  können.  Wenn  A.  im  Kap.  1  die  städtische  Regulierung  des  Getreide- 
bsndels  vom  18--*  18.  Jahrhundert  in  einer  Darstellung  schildert,  so  werden  sich  hierfür 
trots  mancher  sachlicher  Bedenken  gegen  ein  so  summarisches  Vorgehen  doch  formale 
^rÜDde  namentlich  aus  der  Geringfügigkeit  der  Quelle  anführen  lassen;  indefs  müfste 
^D  doch  eine  solche  Zusanunenfassung  durch   die  Gegenüberstellung  der  weiteren  Ent- 
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Wickelung  zu  den  modernen  Zuständen  die  MSglichkeit  bieten,  die  seit  dem  16.  Jahrh. 
immer  deutlicher  werdenden  Impulse  zur  Umgestaltung  der  mittelalterlichen  exclnsiy  stSdti- 
schen  Kornhandelspolitik  zu  Worte  kommen  zu  lassen.  Aehnlich  steht  es  am  Ende  der 
Arbeit.  Weniger  die  Turgotschen,  gewifs  die  Neekerschen  Anschauungen  f&hren  über 
den  von  A.  behandelten  Zeitabschnitt  zu  sehr  hinaus  um  aus  dem  Gegebenen  gans  ver- 
ständlich  zu  werden:  die  Darstellung  des  Deliriums  der  französischen  Getreidehandels- 
politik -vor  dem  Beginn  der  Revolution  yerlangt  fast  gebieterisch  eine  Folie  in  der  Klar* 
legung  der  weiteren  Entwickelung.  Dals  eine  solche  WeiterfUirung  dem  Verf.  gewifs 
gelungen  sein  würde,  beweisen  die  mittleren  Partien  des  Buches.  Was  A.  hier  giebt, 
namentlich  des  Auseinandetsetzens  des  Verhältnisses  der  Sulljsehen  zur  Golbertscben 
Politik  ist  klar  und  anziehend  und  berichtigt  yeraltete  Irrtämer,  wie  sie  bei  der  ge- 
sonderten Betrachtung  der  Golbertscben  und  Bullyschen  Epoche  vielfach  entstehen  konn- 
ten. Und  die  Grundlage  für  die  Beurteilung  der  Hafsnahmen  SuUys  wie  Colberts  wird 
durch  den  fast  neuen  und  gut  gelungenen  Nachweis  gebildet,  dafs  Frankreich  sieh 
seit  dem  Ende  der  Kriege  des  15.  Jahrh.  anfiierordentlich  rasch  durch  Entwickelung  der 
angesammelten  und  nur  durch  äussere  Umstände  zurückgehaltenen  Kräfte  zu  einem  der 
ersten  ackerbauenden  Staaten  erhebt  und  als  solcher  im  16.  Jahrh.  eine  besondere  Wirt- 
schaftsstellung im  Westen  Europas  durch  Getreideexport  nach  Italien,  Spanien,  England, 
Holland  einnimmt.  Lamprecht. 

Haggiorino  Ferraris,  Sulla  base  principale  della  eeonomia  fer- 
roviaria  e  sul  servizio  economico  delle  ferrorie.  Torino  1880.  pp.  204. 
2  Tav. 

Die  unter  dem  ebenbesagten  Titel  veröffentlichte,  in  Berlin  verfasste  Schrift  bietet 
eine  klar  und  kurz  gefasste  Darstellung  der  Ökonomik  der  Eisenbahnen  ab  wirtschaft- 
licher Unternehmungen  der  Produktion  von  Transportleistungen ;  der  Herr  Verf.  stützt  sich, 
abgesehen  von  seiner  eigenen  Erfahrung,  auf  Publikationen  und  Gutachten  bewährter 
Techniker  und  beachtet  sorgfältig  die  gesamte  Litteratur  der  Frage ,  zu  welcher  wohl 
die  deutschen  Arbeiten  das  der  Zahl  nach  stärkste  und  der  Qualität  nach  hervorragend- 
sten Kontingent  stellen. 

Die  Schrift  zerfällt  in  zwei  Teile ;  der  erste,  S.  1  — 42,  bringt  in  aUgemeinen  Zügen 
die  Ökonomik  des  gesamten  Eisenbahnwesens  zur  Darstellung ;  der  Herr  Verf.  beschränkt 
sich  hiebei  ausschliefslich  auf  den  privat-wirtschaftlichen  Standpunkt  des  Untemehmeri 
und  läfst  absichüich  den  „zweiten  Charakter  der  Eisenbahnen"  als  „servizio  publioo" 
vollstiUidig  aufser  Acht.  Hit  dieser  sofort  näher  anzuführenden  Beschränkung  des  The- 
mas müssen  wir  uns,  wenn  auch  widerstrebend  und  nicht  ohne  viele  weitere  Wünsche, 
zufrieden  geben,  weil  endlich  jedem  Autor  die  Wahl  des  zu  behandelnden  Gegenstandes 
freisteht  und  es  dann  durauf  ankommt,  in  welcher  Weise  und  mit  welcher  Rücksicht- 
nahme auf  die  weiteren  Gesichtspunkte  das  gewählte  Thema  dargestellt  und  behandelt 
erscheint;  in  dieser  Beziehung  ist  dem  H.  Verf.  ein  Vorwurf  nicht  zu  machen.  Der 
zweite  Teil,  S.  42 — lOl,  befasst  sich  insbesondere  mit  Betrachtungen  und  Berechnungen 
über  den  wirtschaftlichen  und  wirtschaftlichsten  Betrieb  von  Lokalbahnen  unter  Anwen- 
dung verschiedener  Arten  von  Lokomotiven  und  Wägen,  wie  solche  hie  und  da  bereits 
eingeführt  erscheinen. 

Herr  Ferraris  eröffnet  den  ersten  Teil  mit  einer  gedrängten  Wiedergabe  des  Inhaltes 
der  von  Ingenieur  Saverio  Agazzi  1879  veröffentlichten  Abhandlung:  Cenni  sulla  base 
principale  dell*  eeonomia  ferroviaria,  in  welcher  fikr  Eisenbahnen  niederer  Ordnung  — 
im  Gegensatz  zu  primären  Bahnen  —  die  verminderte  Fahrgeschwindigkeit  wärmstens 
befürwortet,  die  kleinere  Spurweite  entschieden  abgelehnt  wird.  An  dem  wissenschaft- 
lichen EUunpfe  um  die  wirtschaftlichste  Einrichtung  des  Eisenbahnwesens,  in  welehem 
Agazzi  den  Bang  eines  Führers  erlangt  hat,  will  auch  H.  Ferraris  als  einfacher  Streiter 
teilnehmen,  denn  die  Frage  ist  für  Italien,  wo  es  so  viele  Linien  herzustellen  plt  und 
wo  die  bestehenden  8000  Kilometer  Eisenbahnen  im  Durchschnitte  nur  einen  Ertrag  von 
1,80  <^lo  des  Anlagekapitals  geben,  von  grandlegender  Wichtigkeit.  Nun  beaitzen  frei- 
lich —  setzt  H.  F.  auseinander  —  die  Eisenbahnen  einen  doppelten  Charakter:  den 
einer  öffenUichen  Anstalt  (servizio  publice)  und  den  einer  grofsen  Transportnntemeh- 
mung  (gründe  industria  dei  transporti) ;  daher  soll  die  Ökonomik  der  Eisenbahnen  diese 
beiden  wichtigen  Gesichtspunkte  umfassen  und  den  besten  Modus  suchen,  um  die  Er- 
fordernisse beider  in  Einklang  zu  bringen  oder  mit  einem  Worte  das  schwierige  Problem 
der  umfassenden  Zusammenhänge  zwischen  Eisenbahnen  und  Volks-  uud  Staatswirtschaft 
lösen.     Die  Ökonomik   der  Eisenbahnen   könne  Jedoch   nach  Ansicht   des  H.  Verf.  in 
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eiaon  engeren  Sinne  gefafit  werden,  deminfolge  die  Eisenbahnen  blofe  vom  indoetriellen 
Standponkte,  als  grofse  Transportuntemehmnngen  angesehen  werden,  wobei  jedoch  ihre 
Eigenschaft  als  öffentliche  Anstalten  und  alle  Folgerungen  derselben  lur  Voranssetsung 
genommen  werden  könnten.  Diese  Auffassung  akieptiert  H.  F.  fOr  seine  Unter- 
suchungen; daher  laufe  die  Frage  nach  der  besten  Ökonomik  der  Eisenbahnen  auf  die 
Frage  jedes  Unternehmers  hinaus:  auf  welche  Weise  ist  der  höchste  Reinertag,  d.  i. 
die  gröfste  Differens  iwisehen  Bohertrag  und  Produktions-  d.  i.  Transportskosten  su  er- 
lielen.  Mag  auch  die  Voraussetsung ,  dafs  der  Staat  wegen  des  Öffentlichen  Inter- 
esses einen  betrichtlichen  Teil  des  fixen  Kapitals  der  Eisenbahnnntemehmung  beistellt, 
den  Charakter  der  öffentlichen  Anstalt  herrorheben,  so  wird  hierdurch  der  industrielle 
Charakter,  die  Eigenschaft  der  Bahnen  als  wirtschaftlicher  Unternehmungen  nicht  aufge- 
hoben :  „die  Eisenbahn  wird  zu  einer  von  dem  Volke  subventionierten  Industrie ,  und 
das  bedeutet  fOr  den  Unternehmer  geringere  Produktions-  d.  i.  Transportkosten ,  welche 
fBr  das  Publikum  als  geringerer  Preis  oder  Tarif  cum  Ausdruck  kommen  sollen/*  Dies 
der  engbegrenite  Standpunkt  beaw.  Thema  des  H.  Verf. 

Sowie  nun  der  von  dem  obersten  Grundsatae  der  Wirtschaftlichkeit  geleitete  Unter- 
nehmer innAchst  die  Richtung  und  Trassierung  der  Bahn,  sodann  den  Bau  und  schliefs- 
lieh  den  Betrieb  in  Betracht  sieben  und  bestimmen  wird,  so  gliedert  auch  der  H.  Verf. 
seine  Erörterungen,  indem  er  im  Kap.  III  und  IV  die  erstgenannten  Umstände  bespricht, 
im  V.  von  dem  Baue »  im  VI.  und  VII.  von  dem  Betriebe  handelt  und  mit  einem 
Vin.  Kapitel  rekapitulierend  den  I.  Teil  abschliefst. 

Die  Ökonomik  erheischt,  daft  in  jedem  Lande  jenes  System  von  Eisenbahnen  ange- 
nommen werde,  welches  nach  den  besonderen  örtlichen  und  seitlichen  Umständen  als 
das  beste  Mittel  inm  Zwecke  befunden  wird.  Was  lunächst  die  Anlage  von  Bahnen 
betrifft  (Kap.  III),  so  ist  ein  aweifaches  ökonomisches  Moment  in  Betracht  su  liehen; 
das  „adminiatrative** ,  welches  die  höchstmögliche  Menge  des  Verkehrs  (Rohprodukt) 
snf  den  projektierten  Linien  ansustreben  gebietet ,  und  das  „technische** ,  welches  die 
Erwägung  der  Kosten  des  Baues  und  des  Betriebes  d.  i.  der  Produktionskosten  ver- 
langt Hinaichtlieh  der  Anlage  der  Bahn  (des  Projektes)  ist  au  unterscheiden  zwischen 
Richtung  und  Trasse;  bei  der  ersteren  sind  administrative  Rücksichten  mafsgebend,  bei 
der  zweiten  technische;  die  Feststellung  der  Richtung  ist  eine  Frage  der  Topographie. 
Die  verschiedenen  Eisenbahnsysteme  teilen  sich  in  zwei  Blassen:  das  intensive  und  ex- 
tensive System;  ein  Bahnneta  hat  intensiven  Charakter,  wenn  es  sich  nach  Art  der 
Flfisse  von  primären  Mittelpunkten  aus  vielfach  verzweigt  (reiche  und  dichtbevölkerte 
Länder);  je  mehr  sich  eine  Bahnlinie  zwischen  zwei  gegebenen  Endpunkten  deren  ge- 
rader Verbindungslinie  ansehliefst,  desto  höher  steht  sie  auf  der  Stufenleiter  der  Inten- 
sität; was  den  Bau  betrifft,  charakterisiert  sich  das  intensive  System  durch  die  Anwen- 
dung eines  grofsen  fixen  Kapitals  „mit  kflnftiger  Ersparung  von  Handarbeit**  (Breite  und 
Solidität  des  Bahnkörpers ;  Vermeidung  starker  Gefälle  und  starker  Krilmmungen ;  groise 
Erdarbeiten ,  Tunnel ,  Viadukte ;  Ersatz  des  Eisens  durch  Stahl  resp.  des  Holzes  durch 
Eisen  bei  dem  Oberbau  und  Hochbau ,  beim  rollenden  Mater iale  u.  dgl.). 

Wirtschaftlich  sind  filr  jeden  Staat  jene  Eisenbahnen,  welche  am  besten  der  Öko* 
nomisehen  Entwiekelnag  (intensiv  oder  extensiv)  des  Landes  entsprechen,  welchem  sie 
IQ  dienen  haben ;  daraus  ergeben  sich  die  zwei  Hauptgrundsätse  Webers  (i  due  grandios! 
concetti  del  von  Weber):  der  Grundsatz  der  Individnation  der  Eisenbahnen  nach  den 
Verhältnissen  des  Ortes  und  der  Zeit  und  der  Grundsatz  der  PerfektibilitiU  der  Eisen- 
hahnen d.  i.  der  fortschreitenden  Verbesserung  derselben  nach  Mafsgabe  des  Fortschrittes 
des  Reichthums  and  der  Bedfirfnisse  in  den  betreffenden  Ländern.  Allein  nicht  nur 
▼on  Staat  zu  Staat  muls  die  Individnation  der  Bahnen  erfolgen,  sondern  sie  mufs  auch 
innerhalb  der  Grenzen  eines  jeden  Staates  durchgefährt  werden  u.  z.  nach  Mafsgabe  der 
politischen  oder  ökonondschen  Bedeutung  einzelner  Mittelpunkte  oder  einzelner  Gegen- 
den. So  gelangt  man  zur  Klassifikation  der  Eisenbahnen,  und  H.  Ferraris  hält  die  von 
Wagner  und  Sax  angenommene  für  die  entsprechendste ,  nach  welcher  die  Eisenbahnen 
*iaes  jeden  Staates  mit  intensivem  System  einzuteilen  sind  1.  in  primäre,  2.  secundäre 
und  8.  lokale  Linien  (Haupt-,  Neben-,  Lokalbahnen);  je  nach  ihrer  wirtschaftlichen, 
geographischen  oder  strategischen  Bedeutung  wird  in  dem  Gtoneral-Elsenbahnplane  jede 
l'inie  in  die  eine  oder  andere  Klasse  eingereiht  (administratives  Moment)  und  nach  dieser 
ibrer  Klassenstellung  hat  sich  sodann  ihr  technischer  Charakter  (Richtung,  Trasse,  Bau, 
Betrieb)  zu  richten.    Nach  welchen  Kennseichen  die  Klassifizierung  in  der  Wirklichkeit 
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sn  erfolgen  hat,  beschreibt  H.  Verf.  mit  den  Worten  Saz'  (der  weitere  und  der  engere 
Kreis  der  Anziehungskraft,  den  die  Bahn  von  jedem  gegebenen  Punkte  auf  Güter  und 
Personen  ausübt;  die  Kraft  selbst  im  geraden  VerhlUtnisse  zum  Werte,  im  yerkehrten 
Verhältnisse  zur  Entfernung  und  zum  Gewichte  des  Gutes;  primäre  Linien  sind  sodann 
jene,  welche  notwendig  sind,^  damit  kein  Teil  des  Staatsgebietes  aufserhalb  des  weiteren 
Kreises  der  Anziehungskraft  sich  befinde;  die  sekundären  Linien  rersetsen  Gkbiete  der 
weiteren  Anziehungssphäre  der  primären  Linien  in  den  engeren  Kreis ;  lokale  Linien 
erleichtem  lediglich  den  Transport  in  dem  engeren  Kreise  der  primären  oder  sekundären 
Linie,  deren  Abzweigungen  sie  bilden). 

Kap.  IV  berichtet  in  Kürze  über  das  Vorkommen  und  die  Einführung  der  ebenbe- 
sagten Systeme  in  Grofsbritannien ,  Frankreich ,  Deutschland,  Ungarn  und  Italien.  Im 
V.  Kapitel  wird  die  Ökonomik  des  Baues  besprochen  und  insbesondere  die  Gefälle,  die 
Krümmungen,  die  Breite  und  die  anderweitige  Verwendung  des  Bahnkörpers  (als  ge- 
wöhnlicher Fahrstrafsen)  in  Betracht  gezogen.  Für  die  Einführung  der  normalen  Spur- 
weite nicht  allein  bei  primären  und  sekundären  Linien,  sondern  selbst  für  Lokalbahnen 
tritt  H.  Ferraris  polemisierend  und  gestützt  auf  die  Ansichten  Lamperticos,  Webers, 
Frejcinets  u.  A.  mit  besonderer  Wärme  ein;  und  es  sind  in  der  That  gewichtige 
wirtschaftliche  Gründe,  welche  die  Ansicht  des  H.  Verf.  stützen,  darunter  insbesondere 
das  auch  ökonomisch  höchst  wichtige  Prinzip  der  Kontinuität  des  Transportes,  die 
gröfsere  Kostenersparung  bei  Bahnerhaltung  und  Betrieb  von  normalspurigen  Bahnen 
(Weber)  und  die  Möglichkeit  des  künftigen  Aufsteigens  jeder  normalspurigen  Linie  in 
eine  höhere  Klasse  (Freycinet).  Kur  in  jenen  Fällen,  wo  durch  Umstände,  welche  mit 
der  Spurweite  nichts  gemein  haben,  die  Kontinuität  der  Bahn  durchaus  unterbrochen 
ist,  mögen  schmalspurige  Bahnen  zulässig  sein  (Inseln).  Die  Benutzung  gewöhnlicher 
Fahrstrafsen  als  Bahnkörper  schliefst  H.  Ferraris  für  primäre  Bahnen  ganz  aus  und  würde 
sie  auch  für  Sekundärbabnen  nur  in  anomalen  Fällen  für  Teilstrecken  zulassen;  bei 
Lokalbahnen  dürfte  sie  dagegen  in  ausgedehnterer  Weise  Platz  greifen,  jedoch  auch  nur 
im  yerkehrten  Verhältnisse  zur  Wichtigkeit  der  Linie.  —  Ist  eine  Linie  einmal  erbaut, 
so  lösen  sich  die  Baukosten  in  eine  nahezu  konstante  und  von  der  Grölse  des  Verkehrs 
unabhängige  Quantität  auf,  während  die  Betriebskosten,  und  zwar  sowohl  ihr  konstanter 
als  ihr  veränderlicher  Teil,  im  geraden  Verhältnisse  zur  Grösse  des  Verkehres  stehen. 
Je  gröfser  dieser  ist,  desto  mehr  sind  die  Betriebskosten  für  die  Transportseinheit  herab- 
zusetzen ;  während  sohin  bei  primären  Linien  die  Ökonomik  des  Betriebes  die  Ökonomik 
des  Baues  überragen  solle:  tritt  bei  sekundären,  noch  mehr  aber  bei  lokalen  Linien 
das  umgekehrte  Verhältnis  ein. 

Was  nun  die  Ökonomik  des  Betriebes,  welche  im  VI.  und  VII.  Kapitel  besprochen 
wird,  belangt,  so  ist  auch  hier  ein  administratives  und  ein  technuches  Moment  zu  un- 
terscheiden: das  erstere  gebietet  dem  Unternehmer  auf  die  gröfstmögliche  Vermehrung 
des  Verkehres  hinzuarbeiten,  denn  durch  dieselbe  vermindern  sich  die  Betriebskosten 
für  die  Transporteinheit;  die  Gesamtheit  des  Verkehrs  stellt  den  Rohertrag  vor  und 
die  Mittel  ihn  zu  heben,  liegen  in  der  Verbesserung  der  Qualität  und  in  der  Herab- 
setzung des  Preises  des  Produktes ,  der  Transportleistung.  Der  H.  Verf.  untersucht 
nunmehr  die  Transportleistung,  ihre  verschiedenen  Arten  und  ihre  Qualität,  welche  das 
Ergebnis  jenes  Komplexes  von  Umständen  ist,  welche  die  Engländer  mit  dem  Worte 
accommodation  zu  bezeichnen  pflegen,  d.  i.  der  Schnelligkeit  und  Anzahl  der  Züge, 
der  Bequemlichkeit  der  Fahrpläne  und  des  rollenden  Materials,  der  Ordnung  und  Sicher- 
heit des  Dienstes  u.  s.  f.  Es  werden  sohin  die  verschiedenen  Bücksichten  besprochen, 
welche  der  Personen-  and  Güterverkehr ,  der  internationale  und  nationale ,  sodann  der 
regionale  und  lokale  Verkehr  erheischt,  und  zwar  durchwegs  unter  Zugrundelegung  des 
Grundsatzes,  dafs  nicht  der  Verkehr  dem  Betriebe,  sondern  der  Betrieb  dem  Verkehre 
sich  anzupassen  hat.  Die  dritten  Klassen  bei  den  internationalen  Zügen  und  die  unge- 
minderte  Fahrgeschwindigkeit  bei  internationalen ,  ja  selbst  bei  regionalen  Zügen  wer- 
den aus  ökonomischen  Gründen  gegen  mannigfache  Angriffe  noch  besonders  in  Schutz 
genommen.  —  Wie  nun  das  VI.  Kap.  die  Vermehrung  des  Rohertrages  (Hebung  des 
Verkehres),  im  Auge  hat,  wendet  sich  das  VII.  Kap.  der  Minderung  der  Produktions- 
kosten, d.  i.  der  Betriebskosten,  als  dem  zweiten  den  Reinertrag  mitbestimmenden  Um- 
stände zu.  Fahrgeschwindigkeit  und  Belastung  sind  hier  die  entscheidenden  Momente. 
Geschwindigkeit  ist  Zeit  und  Zeit  ist  Geld  für  das  Publikum;  Fahrgeschwindigkeit  be- 
deutet sohin  Vermehrung  des  Verkehrs,  d.  i.  des  Gewinnes  für  den  Unternehmer ;  Fahr- 
geschwindigkeit  ist   sohin   durchwegs  nutzbringende  Arbeit.    Dagegen  scheidet  sich  die 
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Belsstnog  in  iwei  Teile :  Nntsgewicht  (Kutslut,  peso  atile)  und  totes  Gewicht  (tote  Last, 
Tara,  peso  morto  o  resistenza  passiva),  aahlendes  und  nichtzahlendes  Gewicht  —  und 
wer  wirtschaftlichen  Bahnbetrieb  haben  will,  beginne  mit  der  Hinderung  des  toten  Ge- 
wichtes, der  passiven  Last 

Das  VIII.  Kapitel  fafiit  die  Ergebnisse  der  Torangestellten  Untersuchungen  in  we- 
nigen allgemeinen  Sfttxen  lusammen. 

Im  «weiten  Teile  befafst  sich  der  H.  Verf.  mit  eingehenden  Untersuchungen  der 
Ökonomik  des  Betriebes  von  SekundJLr-  und  besonders  Lokalbahnen,  indem  er  einselne 
Betriebseinrichtungen ,  welche  dermalen  bereits  in  Belgien,  Deutschland  und  Österreich 
bestehen,  einer  umfassenden  Prüfung  unteriieht;  so  wird  mit  nicht  geringer  technischer 
Kenntnis  der  Belpairesche  automotorische  oder  Dampfwaggon  (S.  48 — 57),  das  Krans- 
sche  System  (Berlin-Grünau  S.  57 — 62),  das  Weissenbornsche  System  (Berliner  Bingbahn 
S.  62>-67),  dann  das  Elbeische  System  (derzeit  Trautenau-Freiheit  8.  67—78)  ausfübr- 
lieh  besprochen.  Auf  Grund  des  in  reicher  Fülle  zusammengetragenen  Materiab  wird 
tbschliefsend  die  Anwendbarkeit  und  die  Vorteile  dieser  sg.  ökonomischen  Systeme  für 
Lokalhahnen  erörtert. 

Wir  können  die  ebenbesprochene  Schrift  des  H.  Ferraris  auf  das  beste  empfehlen; 
die  klare,  schlichte  Ansdrncksweise  macht  sie  leicht  yerst&ndlich,  die  technischen  Erfah- 
rungen und  die  nationalökonomischen  Kenntnisse  des  H.  Verf.  machen  sie  tüchtig  und 
vertrauenswürdig;  doch  seien  bei  diesem  Lobe  die  eingangs  hinsichtlich  der  engen  Be- 
grenzung des  Themas  zum  Ausdruck  gebrachten  Bedenken  nicht  vergessen.  Die  Schrift 
wird  besonders  jenen  willkommen  sein,  welche  sich  Über  den  schwierigen  und  kompli- 
zierten Gegenstand ,  der  eben  die  Ökonomik  des  Eisenbahnwesens  ist ,  kurze  und  gute 
Belehrung  verschaffen  wollen.  Manches  Detail ,  dessen  der  I.  Teil  entbehrt  (insbeson- 
dere die  Tariffrage  mit  ihren  vielen  Einzelnheiten  und  Streitpunkten)  dürfte  man  viel- 
leicht nicht  vermissen ,  da  es  sich  ja  nur  um  eine  skizzierende  Darstellung  der  allge- 
meinen Grundsitze  handelt  und  da  der  II.  Teil  diesfalls  zum  Teile  entschädigt  und  die 
Vertrautheit  des  H.  Verf.  mit  dem  Gegenstande  bewfthrt 
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Du  Meanil-Harigny,  L'^conomie  politique  devenue  sdence  exacte ,  ou  le s 
libre-^changistes  et  les  protectionnistes  ooncili^s.  4«  Mition;  revue 
et  annot^e.     Par.,  Plön  &  C«,  1888.     8.  XII-407  pag. 

Förand-Giraud,  L.  J.  D.,  Code  des  tr anspor ts  de  marchandisea 
et  de  voyageurs  par  chemins  de  fer,  ou  mannel  pratique  de  l^gislation,  d*ad- 
minutration ,  de  doctrine  et  de  Jurisprudence  coocemant  les  transports  par  les  voiee 
ferr^es.  8  volume«  (I  et  II:  transports  de  marcbandises ;  III:  transports  de  voyageurs.) 
Ptr.,  Pedone-Lauriel,  1883.     8.     480,  383  et  388  pag.     18  fr. 

Lucas,  F.,  Les  chemins  de  fer  de  l'ltalie,  leur  histoire,  lenr  exploitation 
et  leurs  tarifs.  Onvrage  publik  par  ordre  de  M.  le  ministre  des  travaux  publica.  Par., 
impr.  nation.   1883.     8.     194  pag. 

Malo,  A.,  La  s4curit4  dans  les  chemins  de  fer.  8«  Edition.  Lyon, 
impr.  Bellen,  1883.     18.    XI-381  pag. 

Pigeonneau,  H. ,  (Vice^pr^ident  de  la  Sooiäti  de  g^ograpbie  commerciale.) 
L'avenir  commercial  de  la  France  en  Afrique.  Paris,  Ve  Belin  &  fils, 
i888.    8.     16  pages. 

Railway  Accidents.  Beturns  for  1888,  and  Inspectors' reports.  London 
1883.    FoUo.    (Parliam.  paper.)     7|8. 
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Simmonds,  Ph.,  The  Commercial  Products  of  the  Sea:  New  and 
cheaper  edition.  London,  Griffith  and  Farran,  1888.     8.     468  pp.  with  32  illustrations. 

Villiers,  C.  P.,  Free  Trade  Speeches;  with  a  politioal  memoir;  edit.  by 
a  member   of    the   Cobden  Club.     2  toIs.     London,  Paul,  1883.     8.     860  pp.     25|.  — 

Cerön,  S. ,  Estudio  sobre  los  materiales  y  efectos  nsados  en  la  marina. 
Cadiz,  Jordan,  1883.     4.     60  r. 

Lahaye,  E.,  De  l'unification  des  tal-ifs  de  chemins  d  e  fer,  lear 
^galit^  pour  tous.     Par.,  Dentu,  1883.     8.     40  pag.     1fr.  — 

LayoII^e,  G  ,  Les  chemins  de  fer  et  le  budget.  Par.,  impr.  Qoantin, 
1883.     8.     32  pag. 

Röforme,  la,  des  tarifs  de  chemins  de  fer.  Les  propositions  des  com- 
paguies  de  Lyon  et  de  I'Est     Par.,  impr.  Kugelmann,  1883.     8.     86  pag. 

Situation  des  r^seauz  t^löpho  niques,  publice  par  la  Compag^iie  inter- 
nationale des  tdlöphones.     Par.,  P.  Dupont,  1883.     4-obl.     58  pag. 

Annual  statement  of  the  Navigation  and  Shipping  of  the  United  King- 
dom  from  the  year  1882.  London,  1883.  4.  (Paper  by  command.  Blue  bock). 
276  pp.     8|.  — 

Bradshaw's  Railway  Manual,  Shareholder's  Guide  and  Directory,  188S. 
London,  W.  J.  Adams,  1883.     8.     12|.  — 

Farrer,  T.  H.,  The  State  in  its  relation  to  Trade.  London,  Mac- 
millan,  1883.     8.     190  pp.     8|6. 

Sulli  van,  E.,  Free  Trade  Bubbles.  London,  Stanford,  1883.  8.  216  pp.  1|.  -^ 

Marina  mercantile.  Inchiesta  Parlamentäre  suUa  —  (1881  —  1 882).  Volume 
VII:  Relasione  della  Commissione  d'inchiesta,  per  P.  Boselli.  Roma,  Botta,  1883. 
4.     XXU— 523  pp. 

Wetten,  decreten ,  besluiten  en  tractaten  op  den  waterstaat  en  de  spoor- 
wegen  in  Nederland.  Met  aanteekeningen  van  J.  F.  Hoogaard.  18«  vervolg. 
(1881);  bijlagen  en  nadere  aanteekeningen  op  wetten  ens.,  1669 — 1880.  's  Gravenhsge, 
M.  Nijhoff,  1883.     8.     IV>-346  bl.     a  4,75 

.   7.    FinamweMii. 

V.  Fächer,  Gustav,  Mitglied  des  Ssterr.  Abgeordnetenhauses,  die  chroni- 
sche Finansnot  in  Oesterreich.  Zürich,  Verlagsmagasin,  1883.  88  SS.  und 
4  Tabellen. 

Eine  gewandt  geschriebene  und  energisch  durchgeführte  Apologie  der  deutsch- 
liberalen Verfassungspartei,  insbesondere  in  ihrem  Verhalten  anläfslich  der  Okkupation 
von  Bosnien-Herxegowina.  Bekanntlich  hat  die  Bekämpfung  der  Okknpationspolitik 
zur  Abdankung  der  früheren  liberalen  Majorität  des  Abgeordnetenhauses  geführt,  und 
unser  Autor ,  selbst  ein  hervorragendes  Mitglied  dieser  Partei ,  der  er  auch  wiederholt 
als  Publizist  lu  dienen  verstanden,  sucht  nun  die  Vorwürfe  su  entkräften,  die  man  aus 
diesem  Anlasse  wider  die  Liberalen  gerichtet  hat.  Die  Verfassungspartei  habe  sich  eben 
nicht  dazu  hergeben  können,  bei  einem  jährlichen  Defisit  im  Staatshaushalt  von  rund 
25  Millionen  Gulden  auch  noch  das  bosnische  Abenteuer  mitzumachen  und  so  die  Zer- 
rüttung der  Finanzen  fast  unheilbar  zu  gestalten.  In  der  That  ist  das  Defizit  während 
der  Periode  1878—1880  auf  jährlich  über  53  Millionen  Gulden  gestiegen.  An  der  Ar- 
beit von  Fächer  finden  wir  besonders  dankenswert  die  durchsichtige  Behandlung  des 
österreichischen  Budgets ,  welches  in  seinen  Aufstellungen  nicht  nur  dem  Laien  unge- 
mein compliziert  erscheint;  auch  sonst  bringt  unser  Autor  sehr  wertvolle  Details  bei, 
insbesondere  Über  die  Konzession  von  garantierten  Eisenbahnen  seitens  konservativer 
Regierungen  in  Österreich.  Dr.  Emanuel  Sax. 

Kritische  Blicke  auf  die  Finanzpolitik  des  deutschen  Reichs- 
kanzlers. Von  einem  Unparteiischen.  Preis  60  Pf.  Leipzig  1883.  Verlag  von 
Franz  Duncker.     8.     SS.  38. 

Einzelnen  Ausführungen  des  Verfassers  kann  man  wohl  beistimmen,  im  ganzen 
aber  fehlen  demselben  die  notwendigen,  namentiich  theoretischen  Kenntnisse,  um  etwas 
wirklich  Brauchbares  zu  leisten.  Dafs  die  Steuerlast  beständig  zunimmt  und  die  Regie- 
rung demgemäfs  nach  neuen  Einnahmequellen  zu  suchen  gezwungen  wird,  ist  eine  Er- 
scheinung, die  man  nicht  nur  im  deutschen  Reich,  sondern  in  allen  Kulturländern,  in 
England  so  gut  wie  in  Frankreich,  in  Oesterreich-Ungam  wie  in  Italien  u.  a.  beobachten 
kann.     Dieser  ständig  wechselnde  Staatbedarf  wird  demnach  doch  wohl  auf  etwas  Anderes, 
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ais  auf  blofse  Fehler  der  Regierung  surÜcksufUhren  sein.  Was  Verf.  fttr  die  direkten 
Steuern  (namentlich  Beibehaltung  der  untersten  Stufen  der  Klassensteuer)  und  gegen  die 
indirekten  Steuern  im  allgemeinen  sagt,  ist  nicht  neu  und  völlig  wertlos.  ^  der  ganzen 
Schrift  ist  mit  dem  Machweis  angefüllt,  dafs  die  oberen  Militärstellen  mehr  von  adlichen 
als  von  bürgerlichen  Offisieren  besetst  sind.  Wie  weit  dies  gerade  mit  der  Finans- 
polidk  des  dentsehen  Reichskanzlers  zusammenhAngt,  vermag  wohl  nur  der  Unparteiische 
selbst  zu  sagen.  St.  zu  Pntlitz. 

Albert  8.  Bolles,  Finiancial  History  of  the  United  States.  New- 
Tork.  188& 

Der  vorliegende  fiber  600  Seiten  starke  Band  ist  der  zweite  eines  dreibändigen 
Werkes  deasen  erster  Band  schon  vor  zwei  Jahren  erschienen  ist  und  dessen  dritter  im 
Laufe  des  nSchaten  Jahres  noch  erscheinen  wird.  Er  ist  von  dem  Professor  des  Handels- 
rechts und  der  Handelspraxis  an  der  Wharton  School  of  Finance  and  Economy  zu  Phila- 
delphia geschrieben^  und  behandelt  die  Periode  von  1787 — 1860. 

Das  Buch  zerfällt  in  drei  grosse  Abteilungen  deren  die  erste  den  Zeitraum  von 
1789—1812,  die  zweite,  den  von  1818—1816,  und  die  dritte  den  von  1816—1860  be- 
handeln. In  der  ersten  Abteilung  werden  die  Organisation  der  Schatzkammer  durch 
Alezander  Hamilton,  die  öffentliche  Buchführung,  die  Fundierung  der  aus  dem  Unab- 
hängigkeitskriege herstammenden  Staatsehulden ,  das  Aocisesystem ,  die  Zölle ,  das 
Mfinswesen,  die  erste  Nationalbank,  und  die  öffentlichen  Ausgaben  beschrieben.  Die 
sweite  Abteilung  behandelt  die  Finanzpolitik  während  des  Krieges  mit  Orofsbritannien 
1812 — 1815,  nebenbei  auch  den  Einfiufs  des  Krieges  auf  die  Fabrikiudustrie.  Die  dritte 
Abteilung  enthält  eine  Geschichte  der  zweiten  Nationalbank,  des  Zollwesens,  des  Münz- 
wesens,   der  öffentlichen  Ausgaben   und   der   öffentlichen  Buchführung   von  1816 — 1860. 

Das  vorliegende  Werk  ist  das  erste  umfassende  von  einem  Amerikaner  geschriebene 
Werk  über  amerikanische  Finanzen,  das  bis  jetzt  erschienen  ist.  Mr.  Bolles  hatte  (bei 
der  Bearbeitung  des  ersten  Bandes,  welcher  die  Periode  von  1776 — 1789  behandelt)  Zu- 
tritt au  einigen  Urquellen,  welche  anderen  gar  nicht  zugänglich  waren.  Der  Verfasser 
icigt  sehr  deutlich,  dafs  er  Schutzzöllnerischen  Ansichten  huldigt. 

Charakteristisch  ist  es  für  die  amerikanische  Finanzpolitik,  dafs  man  die  öffentlichen 
Schulden  so  bald  wie  möglich  hat  bezahlen  wollen.  Kaum  war  es  Alezander  Hamilton 
gelungen  die  Staatsschulden  zu  fundieren,  so  sah  er  sich  um  nach  Mitteln  sie  zu  be- 
uhlen.  Seine  Nachfolger  zum  Schlüsse  des  Krieges  von  1812  und  des  Bürgerkrieges 
von  1860  folgten  seinem  Beispiele.  Charakteristisch  ist  es  ferner  für  diese  Politik,  dafs 
die  Finanzminister  immer  den  Beistand  der  Schutszöllner  gehabt  haben.  Denn  die  letzte- 
ren erkannten  wohl,  dafs  wegen  des  allgemeinen  Widerwillens  gegen  das  Accisesystem 
das  einzige  Mittel  zur  Herbeischaffung  des  nötigen  Geldes  die  Zölle  sein  würde,  und  sie 
glaubten  mit  Recht ,  dafs  sie  immer  Macht  genug  haben  würden  um  die  Koigunktur 
f^  ihre  Zwecke  auszubeuten.  Je  schneller  aber  die  Tilgung  der  Schulden  vor  sich  ging, 
je  mehr  bemühten  sich  die  Sehutzzöllner  in  erster  Linie  alle  Steuern  aufser  den  Zölle 
absoschaffen  und  in  zweiter  Linie  alle  reinen  Finanzzölle  aufzuheben,  um  in  dieser  Weise 
die  eigentlichen  Schutzzölle  so  lange  beizubehalten,  wie  es  irgend  wie  möglich  war. 
Seit  1867  z.  B.  ist  es  den  Sehutzzöilnem  gelungen  fast  alle  Accisen  aufzuheben,  die 
reinen  FinanssöUe  zu  vermindern  und  zu  erniedrigen,  und  die  Schutzzölle  sogar  zu  er- 
höhen. Denn  die  letzte  Revision  des  Tarifs  ist  von  Sehutzzöilnem  vorgenommen  und 
im  sehutzzöllnerischen  Sinne  durchgeführt,  und  da  die  Einkonunensquellen  noch  zu 
^ebig  sind,  setzten  sie  (besetze  durch,  wonach  mehr  als  500  000000  Dollars  be- 
^lligt  werden  um  Invalidenpensionen  zu  gewähren.  Der  gröfste  Teil  dieser  Summe 
^rd  rein  weggeworfen  an  Leute,  die  gnr  kein  Recht  daran  haben.  Und  das  thun  die 
SebntzsÖllner  um  zu  verhindern,  dafs  ein  grofser  Schatz  sich  in  der  Schatzkammer  auf- 
>Anunelt,  da  das  Volk  einen  solchen  Zustand  nie  duldet,  und  wo  er  eintritt,  darauf  be- 
*t^t,  dafs  die  Zölle  erniedrigt  werden.  Auf  diese  Weise  erklären  sich  die  ungeheuren 
Oeidbewilligungen  in  den  letzten  Jahren  zu  allen  möglichen  Zwecken.  Ein  ähnlicher 
Zastaod  zeigte  sich  vor  50  Jahren,  wo  die  aus  dem  Kriege  von  1812  herstam- 
ntenden  Staatsschulden  getilgt  wurden.  Am  1.  Januar  1836  befand  sich  in  der  Schatz- 
kammer ein  Überschufs  von  10^  Millionen  Dollars.  Die  letzten  Staatsschulden  waren 
schon  getilgt  worden.  Es  gab  keine  Accisen,  es  gab  keine  direkten  Steuern.  Die 
25Ue  wurden  nach  dem  Kompromilsgesetz  von  18S3  allmählich  herabgesetzt.  Aber  das 
Oeld  flols  immer  reichlicher  in  die  Staatskasse  ein.  Ein  Gesetz  wurde  endlich  erlassen, 
wonach   mehr   als    87  Millionen  Dollars   den    verschiedenen    Staaten   von   der   National- 
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regiemng    geliehen  I   d.  h.    geschenkt    wurde ,    und     doch   Terlangten   die    Sebntsxölloer 
höhere  ZöUe. 

Des  Buch  von  Mr.  B  o  i  1  e  s  füllt  eine  in  der  smerikAnisehen  Littentur  tief  empfun- 
dene Lücke  ans.  Es  ist  mit  einem  sehr  guten  Sachregister  versehen.  Es  beschäftigt 
sich  ausschliefslich  mit  der  Finanageschichte  der  Unionsregierung  und  widmet,  wie  selbst' 
yerständlich  ,  seine  Aufmerksamkeit  hauptsächlich  dem  Zoll-,  Bank-,  und  Acciseswesen, 
es  giebt  auch  eine  gute  Beschreibung  des  Geldbewilligungsrechts  und  der  Oeldbewilligungen 
der  Begierungen,  es  behandelt  ferner  das  Etatsweseu,  obgleich  nur  in  icnapper  Weise. 

E.  J.  James. 

Hock,  J.,  Handbuch  der  gesamten  Finaniyerwaltung  im  König- 
reich Bayern  nach  dem  dermaligen  Stande  der  Reichs-  und  Landesgesetse  bearb. 
Hrsg.  als  S.  Aufl.  des  gleichnamigen  Handbuches  von  K.  Stockar  y.  Neufom.  7. — 10.  Lig. 
Bamberg  1883. 

Berckhoff,  J.,  Tabellen  fiber  Beichs-  und  preufs.  Stempel  •  resp. 
Erbschaftssteuern.     5.  Aufl.     Altena  1881.     8*.     21  SS.     (1  M.) 

Blicke,  kritische,  auf  die  Finanspolitik  des  deutschen  Reichs- 
kanzlers y.  einem  Unparteiischen.    8<'.     88  SS.    Dessau  1883.     ( —  60  Pf.) 

Bosse,  H.  A.  y.,  über  Gemeindebesteuerung.  Vortrag.  Bes.  Abdr.  aus  den 
„Mitteilungen  der  Ökonom.  G^ellschaft  im  Königreich  Sachsen**.  8**.  11  SS.  Dresden 
1883.    (—  30  Pf) 

Wilbrandt,  C,  die  Regelung  der  Zuckerbesteuerung  auf  Statist 
Grundlagen.     Ein  Versuch   aur  Klarstellung.     8«.     23  SS.     Wismar  1883.     (50  Pf.) 

Witte-Rostock,  die  Reform  der  Zuckersteuer.  Ein  Beitrag  sur  Lösung 
dieser  Frage.     4«.     48  SS.  mit  1  Tab.     Rostock  1883.     (1  M.  20  Pf.) 

Zur  Reform  der  preufsischen  Klassen-  und  Binkommensteaer. 
8».     71  SS.     Berlin  1883.     (1  M.  26.) 

Was  bringen  uns  die  neuen  Steneryorlagen  des  Ministeriums 
Taaffe?    8«.    40  SS.    (Heft  6  der  „Stinmien  aus  Oesterreich**)-    Wien  1883.    (— 20  Pf) 

Hennion,  S.,  R^formesfiscales  en  Turquie;  fonds  ottomans,  leur hause 
certaine.     Par.,  impr.  de  La  Saigne,  1883.     18.     32  pag. 

Roy,  Maur.,  De  l'amortissement  des  dettes  de  l*£tat,  son  origine  et 
son  histoire  en  France  jusqu'en  1790.     Par.,  impr.  nation.,  1883.     8.     128  pag. 

Tialans,  Manuel  des  droits  de  timbre;  ouyrage  bas4  sur  la  jurispmdenee 
judiciaire  et  administrative.  2>  Edition.    Bruxelles,  G.  Larcier,  1883.    8.    882  pag.   5  fr. 

Sickenga,  F.  N.,  Geschiedenis  der  nederlandsche  belastingen  se- 
dert  het  jaar  1810.    I.  DeeL    Utrecht,  Beyers,  1883.     8.     3  fl.  SO  c 

de  Waal,  E.,  Onze  indische  financien.  Nieuwe  reeks  aanteckeniugen  V. 
1  deel.     Haag,  Nühoff,  1883.     8.     3  fl.  25  c. 

Dictionnaire  des  finances,  publik  sous  la  direction  de  M.  L.  Say  par 
MM.  L.  Foyot  et  A.  Lanjalley.  Avec  la  collaboration  des  öcrivains  les  plus  com- 
p4tents  et  des  prindpauz  fonctionnaires  des  administrations  publ.  Paris,  Berger- 
Levrault  &  C«,  1888.     Imp.  in-8.  Fascicule  1. 

Du  Petit-Thouars,  G- ,  Mos  finances,  notes  et  eztraits.  Par.,  Chaix, 
1883.     8.     58  pag. 

Nicolas,  Gh.,  Les  bndgets  de  la  France  depuis  le  commencement 
du  XIXe  si^cle.     Par.,  Berger-Levrault  &  C«,  1888.     4.     30  fr. 

Raffalovich,  A.,  Les  finances  de  la  Russi e  depuis  la  demiire  gnerre 
d'Orient  (18  7  6  —  1883.)    Paris,  Guillaumin  &  O,  1883.     8.     56  pag. 

Say,  L.,  Les  finances  de  la  France;  une  ann^  de  discussion,  du  15  d^- 
cembre  1881  au  20  d^cembre  1882.    Par.,  Guillaumin  &  C« ,  1883.  8.  XII-424  pag.  5  fr. 

Vialetta,  P.,  Etüde  sur  les  röformes  k  apporter  au  mode  d'assiette  des 
impöts  arabes,  döveloppement  des  id^es  ömises  pages  40  et  41  de  la  brocbore 
publice  en  1879.     Saint-Ld,  impr.  Jacqueline  Als,  1883.     8.     23  pag. 

Vuitry,  A.,  Etudes  sur  le  regime  financier  de  la  France  avsnt 
la  r^volution  de  1789.  Nouvelle  s^rie.  2  vols.  Par.,  Guillaumin  &  C« ,  188S. 
8.     20  fr. 

East-India.  Financial  statement  (for  1882).  London  1883.  Folio. 
(Pari,  paper).     1|3. 

Ecroyd,  W.  F.,  Speech  on  the  Customs  and  Inland  Revenue  BilL 
London,  P.  S.  King,  1883.     8.     With  Übles.     —  2  d. 
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Local  Loans,  the,  of  England  and  Wales.  London,  Knight,  1888. 
8.    21 1.  — 

8.    Qeld-,  Bank-  und  Kreditwesen.    Versieheningiwesen. 

Oareis,  C,  Die  Klagbarkeit  der  Differenigeschftfte.  Berlin  1882. 
8«.     III  n.  89  88.     (1  M.) 

Beigel,  R.,  Katechismus  d.  Wechsellehre  u.  des  Weeh  seirech  ts 
lam  Oebrauche  an  Handelsschulen,  snm  Selbstunterricht  u  als  Nachschlage- 
bach f.  prakt  Kanfleute.     8*.     VII  u.  282  SS.     KarUruhe  1888.     (2  M.  60  Pf). 

Clement,  F.,  Zur  Beform  des  land wirtschaftl.  Kredits  u.  seiner 
Institute.     Beitrag  n.  Kritik.     8".     58  SS.     Berlin  1888.    (^  75  Pf.). 

Einführung,  die,  yon  Postsparkassen  nach  dem  Oesets  yom  2  8. 
Msi  1882  u.  der  Durchführungsverordnung  d.  Handelsministeriums  yom  10.  Oktober 
1882,  nebst  den  Grnndsitien  für  d.  Organisation  des  k.  k.  Postsparkassenamtes  etc. 
Mit  e.  ausf.,  aiphabet,  u.  nach  Schlagwörtern  abgefafsten  Materien-Register.  8*.  64  S8. 
Prag  1882.     (—  80  Pf.). 

Zur  Arbeiteryersicherung.  Geschichte  u.  Wirken  des  Unter- 
sttttsnngsy ereins  deutscher  Buchdrucker.  1866 — 1882.  Hrg.  y.  Vorstände 
des  Vereins.     2.  ergftnite  Aufl.     8*.     52  SS.    Leipiig  u.  Stuttgart  1888.    (1  M.). 

Jonas,  B.  Zur  Beform  des  Hypothekar-Kreditwesens  in  Ungarn. 
Wien  (Portes).     80  Pf. 

Steinbach,  Dr.,  die  Stellung  der  Versicherung  im  Priyat- 
reehte.     Wien  (Manz'sche  k.  k.  Hof-,  Verlags-  u.  Univ.-Buchhandlg.)     1  M. 

Strahler,  das  öffentliche  Oesundh  eitswesen  d.  Beg.-Bes.  Brom- 
berg. 1878  —  1882  Verwaltungsbericht.     Bromberg.     (Mittler).     2  M. 

Laveleye,  E.  de,  das  Wesen  des  Geldes,  übers,  von  Bar.  2.  Aufl. 
Berlin  (Walther  u.  Apolant).     50  Pf. 

Schriften  des  Vereins  für  internationale  Doppelwährung.  H.  10. 
Berlin  (Walther  u.  Apolant)  75  Pf. 

D  ie  Beschrinknng  der  BevSlkerungsiunahme  oder  das  Zweikinder- 
system yoai  soiialen  und  ethischen  Gesichtspunkte  aus  beurteilt  yon  einem  Geistlichen. 
Leipsig  (Hoflhiann  u.  Ohnstein).     80  Pf. 

^Conteau,  E.,  Traitö  des  assurances  sur  la  yie  Doctrine,  Mgislation, 
jarisprudence.    tom.  I  u.  II.    Paris  1881. 

Bourgade,  F.,  l^tude  sur  les  patentes  des  compagnies  d'assurances 
terrestres.     Par.,  Musard,  1888.     4.     16  pag.     8  fr. 

Bry,  L.,  L'assurance  indiyiduelle  contre  les  accidents.  Paris, 
Anger,  1S88.     12.     48  pag. 

Pourquoi  ne  pas  prendre  une  poliee  d'assurance  sur  la  yie?  Rä- 
ponse  aux  demiires  objections.    Par.,  P.  Dupont,  1888.     12.     24  pag. 

R^forme  tributaire  ou  mobilisation  des  immeubles,  immobilisation  du  con- 
solid^  etc.  trad.  par  Fr.  Vigano.     Paris,  Guillaumin  &  O,   1888.     Imp.  in-8.     87  pag. 

Charmolu,  A. ,  Manuel  des  sociöt^s  anonymes  et  des  soci^t^s  en 
commandite  par  actione,  k  Pusage  des  actionnairos,  des  fondateurs,  des  admini- 
strateurs ,  des  görants  des  sociöt^s,  des  banqniers  et  des  hommes  d'affaires.  Par., 
Marchai,  Billard  &  C«,  1888.     8.     4  fr.  50  c. 

de  Courcy,  A. ,  Les  sociöt^s  4trang&re8  d'assurances  sur  la  yie, 
aatorisation  et  suryeillance.     Par.,  Cotillon  &  C«,  1888.     8.     48  pag. 

Dureteste,  F.,  Le  liyre  du  pauyre  et  le  liyre  du  riebe.  Quelques  mots 
snr    l'assurance -yi6«     2«  4dition,   Epemay,   impr.  Doublet,    1888.     12.  24  pag. 

Oaultier,  A.,  Stude  sur  le  credit  agricole  mobilier.  Orleans,  impr. 
Pnget  &  O,  1888.     8.     74  pag. 

Hurrell,  H.  and  Hyde,  C.  G.,  Law  of  Joint-Stock  Companies.  Lon- 
don, Cloyes,  1888.     8.     17|6. 

IngalTs  Foreign  Stock  Manuel,  1888.     London,  E.  Wilson.  18.     2.6. 

Osgoodby,  M.  H. ,  Attorney*8  and  Banker's  Directory  of  the  Uni- 
ted States  and  Canada,  etc.  etc.  together  with  a  Synopsis  of  the  laws  of  each 
State  and  proyince  pertainiag  to  the  coUection  of  debts ;  also  the  name  of  a  reliable 
Bank  or  Banker,  1882  and  1888.     Buffalo  1888.    8.     423  pp.    |  8.  — 

Skinner,  T.,  The  Directory  of  Directors,  1883:  a  list  of  the  Directors  of 
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the  Joint  Stock  Companies  of  the  United  Kingdom.  London,  Office  of 
Skinner's  Directory,  1883.     8.     470  pp.     5|.  -~ 

Kellogg,  E.,  Labor  and  Capital:  a  new  Monetary  System;  the 
only  means  of  secoring  the  respective  rights  of  Labor  and  Property,  and  of  protecting 
the  public  from  financial  revnlsions.  New-Tork,  J.  W.  LoweU&Co,  188S.  8.  XXVI-17 
and  874  pp. 

Owen  ,  D. ,  Marine  Insurance:  notes  and  dauses.  London,  Low,  1883.  8. 
162  pp.     10|6. 

9.   Soiial«  Frag«. 

W.  Schober,  Ingenieur,  die  Not  und  ihre  Ursachen.  Nationaldkonomische 
Studie.  Wien,  Oskar  Frank.  I.  Teil  (2.  Aufl.),  1882,  81  SS.;  II.  Teil,  1881,  109  SS.; 
m.  Teil,  1882,  184  SS. 

Eine  yon  den  Lehren  der  Wirtschafts-  und  Staatswissenschaft  yÖUig  unberfihrte 
Persönlichkeit  yersucht  sich  in  der  vorgenannten  „nationaldkonomischen  Studie**  ao 
einer  Erörterung  der  Ursachen  der  Not.  Mit  Hilfe  einiger  rechnerischer  Beispiele  ge- 
langt der  Verfasser  rasch  su  dem  Ergebnis,  die  eigentliche  Ursache  der  Not  sei  die 
Sparsamkeit  (Zurfickhalten  des  Geldes).  Dieser  Erkenntnis  folgend  beieichnet  er  es 
als  unberechtigt,  dafs  jemand  das  von  den  Mitbürgern  als  den  Abnehmern  seiner  Waren 
erlangte  Geld  aufbewahre,  und  als  um  so  weniger  berechtigt,  dafs  er  es  auf  Zins  an- 
lege. Jeder  habe  vielmehr  die  Pflicht ,  durch  Abnahme  von  Waren  seiner  Mitbürger 
ihnen  das  eingenommene  GttXd  wieder  surücksugeben.  Alle  Sparanstalten  seien  aafsa- 
heben ,  der  Staat  solle  das  Volk  auffordern ,  das  Geld  teils  zum  Warenankauf  su  ver- 
wenden ,  teils  aber  dem  Staate  gegen  unverzinsliche  staatliche  Wertpapiere  zu  leihen. 
Mit  dem  derart  eingegangenen  Gelde  könne  der  Staat  seine  verzinslichen  Schulden 
einlösen  und  produktive  Unternehmungen  schaffen.  Bei  Geschiftsstockungen  habe  im 
Wege  der  Einführung  neuen  Geldes  eine  allgemeine  Aufnahme  des  Vermögen  Standes 
an  Geld  stattzufinden,  und  jeder,  welcher  fiberwiesen  werde,  Geld  widerrechtlich  zurück- 
behalten zu  haben,  sei  durch  Konfiskation  seines  Geldübermalses  zu  bestrafen.  Ferner 
solle  der  Staat  sich  und  das  Land  thunlichst  vom  auslftndischen  Kapital  freimachen  und 
jenes  Metallgeld,  welches  dadurch  unserm  Verkehre  entzogen  werde,  durch  Stsats- 
noten  ersetzen.  Und  weil  das  Metallgeld  dem  Verkehre  leichter  abhanden  kommen 
könne,  seien  nur  Staatsnoten  in  Verkehr  zu  setzen.  Da  insbesondere  Österreich  so- 
wohl an  Rohstoffen  als  an  Arbeitstflchtigkeit  fürstlich  reich  sei ,  könne  —  und  soUe  — 
es  gegen  jeden  Verkehr  mit  dem  Ausland  sich  abschliefsen.  Dadurch,  indem  man  das 
Inland  vor  Verschuldung  gegenüber  dem  Ausland  bewahre,  werde  auch  die  mit  der 
Vermehrung  der  Staatsnoten  verbundene  Gefahr  ihrer  Entwertung  beseitigt.  —  Nachdem 
8.  dergestalt  die  Hauptursache  erledigt  hat  (Teil  I,  S.  1—81),  verbreitet  er  sich  (Teil  II 
und  III,  109  und  184  S.)  über  die  Nebenursachen  der  Not.  Unter  diesem  Titel  findet 
er  Anlafs,  Über  eine  bunte  Reihe  ihm  wichtig  erscheinender  Fragen  des  Staats-  und 
Gesellschaftslebens,  namentlich  Österreichs,  seine  Ansichten  auszuspinnen.  Es  geschieht 
auch  dies  mit  viel  Selbstiindigkeit ,  aber  auch  mit  einem  Übermafs  von  Selbstgenügssm- 
keit  einer  sachlich  unbelehrten  und  darum  in  der  Regel  fehlgreifenden  Urteilskraft  — 
In  einem  IV.  Teile  will  der  Verf.  „Studien  der  Gerichtsfrage**  veröffentlichen. 

Ed.  Popper. 

S.  Emele,  königlich  preufsischer  Oberamtmann  in  Heigerloch  (HohenzoUern).  Die 
soziale  Frage,  die  Sozialdemokratie  und  die  sogenannten  Katheder- 
sozialisten in  Deutschland.  Versuch  einer  Kritik  derselben.  Sigmaringen  188S. 
Verlag  von  C.  Taffen.     8*.     SS.  171. 

Verfasser  hat  seine  Unf&higkeit  zu  derartigen  litterarischen  Arbeiten  schon  bei  sttner 
Übersetzung  des  Cusumanoschen  Buches  (Über  die  gegenwftrtige  Lage  der  volkswirt- 
schaftlichen Studien  in  Deutschland)  best&tigt,  sein  neuestes  Werk  ist  nur  ein  neuer 
Beweis  derselben.  Wenn  Verf.  die  gegenwärtigen  Wirren  in  der  Volkswirtschaftswissen- 
schaft ,  im  VolksbewuTstsein  und  im  wirtschaftlichen  Leben  zum  grolsen  Teil  auf  eine 
ungenaue  und  nicht  scharfe  Fassung  der  sozialen  Frage  zurückführt,  so  kann  msn 
ihm  darin  wohl  Recht  geben,  dafs  aber  sein  unklares  Buch,  seine  nicht  absolut  falschen, 
aber  schiefen  Argumentationen  nicht  zu  gröfserer  Klarheit,  zu  einen  besserem  Verstind- 
nis  der  sozialen  Frage  führen  wird,  ist  sicher.  In  der  gewohnten  Weise,  ant  Caessr, 
aut  nihil,  werden  Sozialismus  und  Manchestertum  (wohl  besser  Individualismus)  einander 
gegenübergestellt,   die  Möglichkeit  jeder  Mittehitellnng ,  Jeder  Vertöhnung  diaaer  beiden 
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reltdy  berechtigten,  der  einseitigen  Prinsipien,  wie  sie  die  KAthedersozialisten  erstreben, 
korxweg  geleugnet  and  dem  einseinen  nar  die  Wahl  zwischen  dem  reinsten  Kommanis- 
mos  oder  dem  Manchestertnm  gelassen.  Trotsdem  ist  der  Verf.  kein  Qegner  der ,  y  o  n 
der  Regierung  geplanten  Soaialreform ,  die  sich  nach  seiner  Ansicht  sehr  wohl  mit 
dem  Manchestertnm  (worunter  er  die  Lehren  von  Ad.  Smith  und  Rikardo  yersteht, 
ihre  konsequente  Weiterentwicklong  durch  Senior,  Bastiat,  Prince-Smith  scheint 
er  nicht  zu  kennen)  yertrigt,  dagegen  mit  den  Forderungen  der  Sozialdemokratie  gar 
nichts  gemein  haben  soll.  Soweit  die  Kathedersozialisten  freilich  soziale  Beformen 
verlangen,  wird  ihnen  yorgeworfen,  dafs  sie  mit  „berechtigten  Forderungen**  kokettierten. 
Zar  Begrfindung  unseres  abweisenden  Urteiles  yerweisen  wir  auf  das  Buch  selbst 
Belehrung  wird  zwar  niemand  aus  demselben  schöpfen,  aber  er  wird  am  besten  erkennen 
können,  wie  wenig  es  dem  Verf.  gelungen  ist,  die  Theorie  und  Prinzipien  der  Katheder- 
sosialisten  zu  widerlegen,  ja  wie  wenig  er,  trotz  äufserer  Kenntnis  seiner  Lehren,  in  den 
innersten  Kern ,  in  das  eigentliche  Wesen  des  Sozialismus  eingedrungen  ist ,  sodafs  es 
ihm  natürlich  an  jedem  Verständnis  fQr  die  Forderungen  der  Sozialisten  fehlt.  X. 

J.  R.  Danieison.  Englands  Socialpolitik  och  eckonomisk-sociala 
atyeckling  under  XIII  —  XVI  är,  hundradeh.  Helsingfors,  Frenckel  &  Son, 
1880.     210  8. 

Auf  nordischen  Uniyersitäten  wird  der  Brauch  geübt,  dafs  um  erledigte  Professuren 
Konkarreniarbeiten  ausgeschrieben  werden,  die  innerhiJb  bestimmter  Fristen  zu  lösen 
sind.  Eine  solche  und  zwar  mit  Erfolg  gekrönte  um  die  historische  Professur  an  der 
Uniyersitit  Helsingfors  ist  die  yorliegende  Arbeit  fiber  „Englands  Socialpolitik  und  wirt- 
»chsAUche  Entwickelung  yom  18. — 16.  Jahrhundert**,  die  in  einem  halben  Jahre  fertig 
geworden  ist.  Dem  Verfasser  ist  also  die  Aufgabe  gestellt  worden,  die  Ochenkowski 
■ich  selber  gestellt  hat.     Von  des  Letzteren  Arbeit  ist  die  seinige  unabhängig. 

Fulda,  das  Verbrechertum.  8  Vorträge  (1.  Ursache,  Zunahme  und  Be- 
kämpfung. 2.  Die  Vagabundenfrage.  3.  Die  Deportationsfirage.  Anhang).  8®.  80  SS. 
Heidelberg  1888.    (1  M.  60  Pf.). 

Geigel,  M. ,  die  sociale  Frage  und  die  Herstellung  yolks wir t- 
schaftlich  gesunder  Zustände  in  Deutschland.  8*.  88  SS.  München 
1883.    (—  50  PC). 

Balmer -Rinck,  J.,  die  Wohnung  des  Arbeiters.  Mit  Bücksicht  auf  die 
neaeren  Bestrebungen  zur  Förderung  des  Wohls  der  Arbeiterfamilien  durch  22  (lith.  u. 
kolor.)  Grundrisse  ausgeführter  Arbeiterhäuser  erUntert.  I.  A.  der  Gesellschaft  des  Ou- 
ten uid  Gemeinnützigen.     Gr.  8».     Basel  1888.     80  SS.    (—  80  Pf.). 

Jahresbericht,  3.,  des  freiwilligen  Armenyereins  in  Zürich.  Zü- 
rich 1882.     8«.     29  SS. 

Laubinger,  A.,  über  die  schiefe  Lage  des  Grundbesitzes,  Hand- 
werks und  Gewerbes  gegenüber  dem  mobilen  Kapital  und  Mittel  zu 
ihrer  Aufbesserung.    Vortrag.    2.  Aufl.    Hannoyer  1888.    gr.  8*.    24  SS.   ( —  40). 

Laubinger,  A.,  gleiches  Recht  f.  Alle  oder  die  Aufhebung  der 
angleichen  Besteuerung  des  Grundbesitzes,  Handwerkes  and  Ge- 
werbes dem  mobilen  Kapital  gegenüber.  Zusammengesetzte  Vorträge.  Ber- 
lin 1888.     Gr.  8».     39  SS.     (—  60  Pf.). 

Ludloff,  K«,  die  Ursachen  des  Wohlstandes  und  der  Verarmung 
der  Völker.     Milwaukee  1883.     Gr.  8«.     39  SS.     (1  M.). 

Schuler,  über  die  Ernährung  der  Fabrikbeyölkerung  und  ihre 
Mängel.  1.  Referat  f.  die  Jahresyersammlung  der  Schweiz,  gemeinnützigen  Gesell- 
schaft Sept.  1882.     Zürich  1882.     Gr.  8«.     54  SS.     (—  80  Pf.). 

Selchow,  £.  y.,  d.  Kaisers  Botschaft  und  das  praktische  Chri- 
stentum. Eine  socialpolitische  Trilogie.  Gr.  8.  Breslau  1883.  VIII  u.  40  SS. 
(-  60  Pf.). 

Bericht  stenographischer,  fiber  die  Verhandlungen  des  deut- 
schen Vereins  ffir  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit  am  7.  u.  8.  Okt. 
1882  zu  Darmstadt,  nebst  dem  für  diese  Verhandlungen  erstatteten  Berichte.  8*. 
228  SS.    BerUn  1888.     (8  M.  — ). 

Bericht  über  die  Verhandlungen  des  20.  Kongresses  deutscher 
Volkswirte  in  Mannheim  am  18.,  19.  n.  20.  Sept.  1882.  Im  Auftr.  der 
st&od.  DepnUtion  hrg.  durch  M.  Brömel.     8«.     IV  u.  239  SS.     Berlin  1882.     (4  M.). 
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Hirsch,  M. ,  d  as  Kranken- Versicherungsgesets  yor  dem  Reichs- 
tage.   BerUn  (Barthel).     80  Pf. 

Der  Branntwein  und  die  arbeitenden  Klassen.     Cöln  (Bachen).    50  Pf. 
SelchoWyE.  y.    Richtet  nicht!    Ein  social-politischer  Mahnruf  aus  Oesehichte 
und  Praxis.     Berlin  (Wilhelmi).     80  Pf. 

Branntwein,  der,  und  die  arbeitenden  Klassen.    Köln  (Bachern).  60  Pf. 
Posodowsky  •  Wehner,     Prof.,     Aber    die   Altersyersorgung    der 
Arbeiter.     Ratwitsch  (Frank).     40  Pf. 

Caisse  des  ouyriers.  Soci^t4  des  mines  et  fonderies  de  sine  de  la  Vieille- 
Montagne.  Rapport  au  Conseil  d'administration  sur  les  Operations  de  Texercice  1882. 
Li^ge  1883.     gr.  in-8.     18  pag. 

Cheyalet,  E. ,  La  question  sociale:  1)  le  problime  du  paup^risme;  2)  la 
bourgeoisie  fran^aise  et  le  socialisme  au  XIX«  siicle ;  8)  reyangile  du  prolötaire ;  4)  les 
iniquit^s  de  l'imp6t.     Par.,  Ohio,  1883.     18.     IX— 348  pag.     3  fr.  60  c. 

Crozat,  J.,  Essai  des  droits  et  des  deyoirs  de  la  famille  et  de  l*£tat 
en  matiire  d'enseignement  et  d'^ducation,  etc.  Par.,  Geryais,  1888.  8.  XVI 
— 553  pag.     6  fr. 

Lefebyre  Du  Prey,  Paul,  De  Padoption.  Donai,  impr.  Duramou ,  1883. 
8.     VI— 584  pag. 

Mairet,  De  la  r^cidiye.    Discours.    D^on,  impr.  Darantiire,  1888.   8.   67  psg. 
Marquet,  Notice  historique  sur  lafondation    de    lasoci<^t4del*Union 
des   trayaillenrs    du    Tour-de-France.     Gh&teauroux,   impr.    Aupetit,    1888. 
39.     XII— 241  pag. 

Naquet,  A. ,  Le  diyorce,  documents,  rapports  et  discours  parlementaires  pro- 
duits  au  cours  de  la  3^«  l^lslature  de  la  Chambre  des  d^putös  sur  la  proposition  de 
loi  de  M.  A.  Naquet.     Ayignon,  impr.  Oros,  1883,  16.     VII — 171  pag. 

Delaire,  A. ,  Les  unions  de  lapaix  sociale,  leur  programme  d*action 
et  leur  mdthode  d'enquite.     2«  Edition.     Par.  impr.  Ley^,  1883.     12.     36  pag. 

Deschamps,  N.,  Les  soci^tös  secrites  et  la  sociöt^,  on  philosophie  de 
rhistoire  contemporaine.  Tome  III.  Notes  et  documents  recueillis  par  Claudio 
Jannet.     Par.,  Oudin  fr^res,  1883.     8.     XV-707  pag. 

Durand-Fardel,    Les   etablissements   de   bienfaisance   indigfcnes   et 
les  institutions  sanitaires  etrang&res  en  Chine.   Par.,  Gtormer  Bailliire,  1883.  8.  40 psg. 
Garet,  £.,  Les  bienfaits  de  la  rc^yolution  franf  aise.  3«  editioD.    Par., 
A.  Marescq  atn^,  1888.     18.     3  fr.  50  c. 

Oerard,  A.,  Des  corporations  ouyriäres  k  Borne,  ^tude  juridiqne  et 
äconomique  sur  les  rapports  entre  patrons  et  ouyriers,  pr^ct^d^e  d*une  introduction  bi«to- 
rique  sur  les  corps  d'arts  et  m^tiers  en  France  et  en  Lorraine.  Saint-Diä,  impr.  Harn- 
bert,  1883.     8.     295  pag. 

Grandjean,  J.,  Dela  snppression  des  enfants  trouy^s  par  le  droit 
k  Tadoption  des  enfants  abandonnäs  ou  coupables.  Par.,  impr.  Lefebyre  fils,  1888.  8. 
8  pag. 

Gu^rin,  U.,  La  science  sociale  et  l'^cole  de  la  paix  sociale.  lo- 
troduction  au  tome  5  des  „Ouyriers  des  deux  mondes",  publice  par  la  8oci<^U$  intemat. 
des  dtudes  pratiques  dVconomie  sociale.  Dieppe,  impr.  Lepretre  &  C«,  1883.  8.  73  pag 
Ladame,  Des  enfants  illegitimes  en  Suisse,  memoire  pr^sent^  an  qns- 
tri^me  Congr^s  intern,  dliygi^ne  etc.  k  Gen^ye,  1882.  Lyon,  impr.  Giraud,  1883.  8. 
23  pag. 

Stell,  G.,  Les  cahiers  des  dol^ancesdesmineursfran^ais.  Par., 
impr.  Schiller,  1888.     16.     XIII- 127  pag.     —fr.  80  c. 

Thonnissonx,  Question  sociale  et  bourgeoisie.  Par.,  Guillaumin  &C^ 
1883.     18.     2  fr. 

Dünn,  W.,  Is  Marriage  with  a  deceased  wife's  sister  lawful?  Lon- 
don, Riyingtons,  1883.     8.     20  pp. .  1|.  — 

Glen,  W.  C. ,  The  Poor  Law  Orders  ofthePoorLawCommiasio- 
ners.  The  Poor  Law  Board,  and  the  Local  Goyemment  Board  etc.  9th  edition. 
London,  Shaw  &  Sons,  1883.     8.     970  pp.     26|.  — 

Underground  Russia:  Reyolutionary  profiles  and  sketchea  from  life ,  by 
Stepniak.  With  a  preface  by  P.  Layroff.  Translated  from  the  Italian.  London,  Snuth 
&  Eider,  1883.     8.     310  pp.     6|.  — 
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v*n  Nierop,  A.  H.  en  B.  Baak,  De  Nederlandtche  naamloose  ven- 
Dootschappen.   Zwolle,  W.  E.  J.  Tjeenk  Willink,  1888.    8.    XLIU-— 494  bl.    fi.  6 — 

Daggett,  L.  H.  (Mra.),  Historical  sketchet  of  Woman's  Missionary 
Societiea  in  America  and  England;  introduction  by  MiTs  J.  Hart  Boston, 
Daggett,  1888.     8.     805  pp.     |  —  75  c. 

Dublin  Metropolitan  Police  Report  and  evidence  on  — .  Dublin  1888. 
Folio.     (Parliament.  paper.)      4|8. 

Holyoake,  6.  J.,  Thirty-three  years  of  Co-operation  in  Roch- 
dale.     9tk  edition.     London,  Trübner,  1883.     18.     8|6. 

Jeyons,  W.  St,  Metbods  of  Social  Reform,  and  other  papers.  London, 
Macmillan,  1883.     8.     876  pp.     10|6. 

Miller,  F.  Fenwick  (Mrs.),  Readings  in  Social  Economy.  London,  Long- 
mans,  1883.     8.     880  pp.     5|. — 

FreizA  y  Rabas6,  E.,  Prontaario  administratiyo  de  las  Corpo- 
ra ciones  proYinciales  y  locales.     Madrid.     Cao  &  Val,  1888.     4.     88  r. 

10.    Oetetigebimg. 

Die  Gewerkschaft  und  ihre  Entwickelang  unter  dem  Allg.  Berg- 
f^eseta  fflr  die  preufs.  Staaten  vom  84.  Juni  1865  Yon  Rob.  Esser  II  in  Köln, 
Berlin  1883  (J.  Outtentag). 

Während  das  Wesen  der  Aktiengesellschaft  auch  dem  Laien  rasch  yerstfindlich  ge- 
worden ist,  herrscht  hinsichtlich  der  Oewerkschaft,  selbst  in  beteiligten  Kreisen, 
manche  Unklarheit,  was  dem  Umstand  beisumessen  sein  dürfte,  dafs  das  neue  Recht, 
welches  von  dem  alten  wesentlich  abweicht,  auf  die  zur  Zeit  der  Einführung  des  Berg- 
gesetses  yom  84.  Juni  1865  bereits  bestehenden  Gewerkschaften  nur  teilweise  An- 
wendung findet.  Die  heutige  Gewerkschaft  tritt  in  Folge  dessen  und  da  auch  durch 
itatutarische  Satzungen  manche  gesetzlichen  Bestimmungen  modifiziert  werden  können, 
in  den  mannigfachsten  Formen  auf. 

Der  Verfasser  des  uns  vorliegenden  Werkchens,  in  der  von  ihm  behandelten  Materie 
snerkannter  Fachmann ,  erläutert  an  der  Hand  des  Gesetzes  die  auf  die  Gewerkschaft 
bezüglichen  Besimmungen  in  acht  Kapiteln,  welche  die  rechtliche  Natur  der  Gewerkschaft 
im  allgemeinen  —  die  Rechtsverhältnisse  der  Gewerke  —  die  Beschlüsse  der  Gewerk- 
lebaft  —  ihre  Übertretung  —  die  Beitreibung  der  Beiträge  —  den  Verzicht  der  Ge- 
werke auf  ihre  Anteile  —  die  sonstigen  Bergwerksyereine  aufser  der  Gewerkschaft 
and  ihre  Repräsentation,  —  sowie  die  Gewerkschaften  des  alten  Rechts,  in  gedrängter 
nnd  allgemein  yerständlicher  Weise  behandeln.  Die  seit  Einführung  des  neuen  Gesetzes 
ergangenen  bezüglichen  gerichtlichen  Entscheidungen  und  bergbehördlichen  Verfügungen 
nnd  unter  Angabe  der  Quelle  an  den  betreffenden  Stellen .  auszugsweise  mitgeteilt ,  auch 
die  entsprechenden  Bestimmungen  der  anderen  auf  der  Grundlage  preufsischen  Berg- 
gesetzes erlassenen  deutschen  Berggesetz  eingefttgt.  Auch  hat  sich  der  Verfasser  mit 
Erfolg  bemüht,  die  Ähnlichkeit  und  Unähnlichkeit,  welche  zwischen  der  Gewerkschaft 
ond  der  Aktiengesellschaft  besteht  in  klaren  Zügen  heryorzuheben  und  hat  er  es  an 
keber  Stelle  seiner  gelungenen  Arbeit  an  eigenen  zutreffsnden  kritischen  Bemerkungen 
fehlen  lassen. 

Das  gut  ausgestattete  Werkchen  ist  Juristen  und  Nieh^uristen,  die  sein  (Gegenstand 
interessiert,  gleichmäfsig  zu  empfehlen.  V.  K. 

Bayerns  Gesetze  u.  Gesetzbücher  privatr.,  strafrechtl.,  admini- 
strat  n.  finanziellen  Inhalts.  19.  Bd.  Schlufs-Lief.  3^6.  h  1  Mk.  Bamberg 
(Büchner). 

Wiener:  Handbuch  der  Medizinal-Gesetzgebung  des  deutschen 
Reichs  und  seiner  Einzelstaaten.  Commentar.  I.  Band.  Erlangen  (Enke). 
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Brockhaus,  F.:  der  Einfluss  fremder  Rechte  auf  die  Entwicke- 
Uttg  des  deutschen  Rechts.     Kiel  (Universit.  Bnchhandl.)     1  Mk. 

Obentraut  A, ,  die  Österreich.  Volksschulgesetze,  1  Bd.,  Reichsge- 
setze  und  Ministerialerlasse ,  bis  zum  Jahre  1888  fortgeführte  Aufl.  Wien  (Pichlers 
Wwe.  &  Sohn).     8,  80. 

Die  Gesetzgebung  des  deutschen  Reichs  von  der  GrSndung  des  Nord- 
deutschen Bundes  bis  auf  die  Gegenwart.     Berlin  (Guttentag).     1  M.  50  Pf. 
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Schultze-D  elitzsch,  Material  cur  Beyision  des  Oenossenschafts- 
gesetses.     Leipsig  (Keil).     1  M.  25  Pf. 

Reichsgesets,  betr.  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter.  Berlin 
(Kortkampf)  50  Pf. 

Stengel,  J.,  Entwurf  zu  einem  neuen  Elementarlehrer-Dotations- 
Pensions-  und  Wittwen-  und  Waisen-Pensions-Gesets.  Balibor  (Fr. 
Lindner).    50  Pf. 

^Meyer,  B.,  HeimstStten-  und  andere  wirtschaftsgesetze  d.  Verein. 
Staaten  y.  N.  Amerika,  v.  Kanada,  Bufsland,  China,  Indien,  Bumftnien,  Serbien  und 
England.     Berlin  (Bohr).     16  M. 

Schneider  u.  Fick,  das  schweizerische  Obligationenrechtsamt 
den  Bestimmungen  des  Bundesgesetses  betr.  die  personliche  HandlungsfKhigkeit  mit 
allgem.  fassl.  Erläuterungen.     2.  Aufl.  Bd.  I.     Zürich  (Schultheis).     2  M. 

Gesetz  betr.  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter.  Leipzig 
(Bossberg).     SO  Pf. 

Bois,  G. ,  Histoire  du  droit  fran9ais  depuis  ses  ori^nes  jusqu'li  nosjonrs. 
Par.,  Degorce-Cadot,  1888.     12.     829  pag. 

Hongre,  V.,  Etüde  sur  le  droit  criminel  r omain  k  l'^poque  des  quaestio- 
nes  perpetuae,  en  droit  romain:  des  attributions  du  pouvoir  exöcutif  dans  les  diverses 
constitutions  qui  ont  rögi  la  France  de  1789  k  1875,  en  droit  fran9ais.  Par.,  impr. 
Moquet,  1883.     8.     504  pag. 

Biquet,  E.,  Traitä  de  T^tat  civil  et  des  actes  qui  s'y  rat- 
tachent.     Nancy,  Berger-Levrault  &  Ce,  1883.     8.     XVI -1036  pag.     15  fr. 

de  La  Bigne  de  Villeneuve,  Elements  de  droit  civil.  Tome  I. 
Par.,  Pedone-Lauriel,  1883.     8.     685  pag.     12  fr.  50  c. 

Laurent,  F.,  Avant-projet  de  revision  du  Code  civil,  sur  le  de- 
mande  de  M.  le  Ministre  de  la  justice ;  articles  228 — 555.  Par.,  A.  Chevalier-Marescq, 
1883.     4.     15  fr. 

Vaudrus,  G,,  Du  droit  d'appel.  Caen,  impr.  Le  Blanc-Hardel,  1883.  8. 
53  pag. 

Bar,  L. ,  International  Law:  private  and  criminal,  with  notes  by  G.  R.  Gil- 
lespie.     Boston,  Soule  &  Bugbee,  1883.     XXXII— 766  pp.    f  5,50. 

Copp,  H.  N. ,  Public  Land  Laws,  passed  by  Congress  from  March  4, 
1875  to  April  1,  1882  etc.     Washington  1883.     8.     XXIX— 1553  pp.    |  11.  — 

Ilanson,  A«,  The  Bevenue  Acts  of  1880  and  1881,  so  far  as  they  re- 
late  to  the  new  Death  Duties  on  Personal  Estate.  London,  Stevens  &  Haynes,  1883. 
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Indermaur,  J.,  Principles  of  the  Common  Law.  3^  edition.  London, 
Stevens  &  Haynes,  1883.     8.     542  pp.     2l|.  — 

Stephen,  J.  Fitsj. ,  A  History  of  the  Criminal  Law  of  England. 
3  vols.     London,  Macmillan,  1883.     8.     1630  pp.     48/.  — 

American  Law  Digest  and  Legal  Directory.  3  parte.  (Part  I :  A 
snmmary  of  the  most  important  branches  of  Commercial  Law.  Part  II :  Time  and  places 
of  holding  United  States  and  State  Courts.  Part  III :  Legal  Directory.  Edited  by  W. 
F.  Wemse.)     Chicago  and  St.  Louis  1883.     8.     740  pp.     30|.  — 

Cashin,T.  F.,  In  u  ti  lity  of  Bankruptcy  Laws.  Lord  Sherbrooke's  re- 
medy.  With  a  prefatory  dissertation  on  Bankruptcy  by  the  Lord  Sherbrooke.  London, 
Low,  1883.     8.     1|.  — 

Evans,  P.,  The  Solicitor's  Benumeration  Act,  1881.  With  notes  and  tables. 
London,  Maxwell,  1883.     8.     2|6. 

Bogers,  H.  W.,  The  law  of  Ezpert  Testimony.  St.  Louis,  W.  H.  Ste- 
venson, 1883.     8.    XXIII  -  297  pp.     I  3,50. 

Sehouler,  J.,  A  treatis  e  pn  the  1  a  w  of  Ex  ecut  o  r  s  and  Admini- 
strators.   Boston,  Soule  &  Bugbee,  1883.     8.    LXVI-~679  pp.     |  5,50. 

Stephon,  J.  F.,  A  digest  of  the  Criminal  Law  (Crimes  and  Punish- 
ments).     8''^  edition.     London,  Macmillan,  1883.     8.     460  pp.     16|.  — 

Thatcher,  E.,  Digest  of  Statutes,  rules  and  decisions  relative  to 
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Alarcön  y  Fernandea,  O.,  Lecdones  de  higiene  y  legislaciön  me- 
dica.     Madrid,  Men^ndez,  1888.     4.     20  r. 

SAnehes  de  las  Matas,  E.,  Novisimo  diccionario  de  legislaciön 
yjarisprudencia.     Madrid,  Mengibar,  1888.     4.     88  r. 

Oalindo  yde  Vera,  L. ,  y  B.£scosiira,  Comentarios  &  la  legislaciön 
hipotecaria  de  Espana  y  ultramar.  Tomo  III.  Madrid,  tip.  Outenberg,  1883. 
4.    44  r. 

IL    Staate-  und  Verwaltnagiroeht  eto. 

Oeorg  Meyer,  ordentlicber  Professor  der  Rechte  in  Jena,  Lehrbuch  des 
deutschen   V erwaitungsrechtes.     Leipsig  1888,    Duncker   k  Humblot.    576  S. 

Man  mag  in  der  systematischen  Behandlung  einer  jungen  Wissenschaft  wie  das 
Verwaltnngsrecht  der  Phantasie  und  philosophischen  Spekulation  gern  einigen  Spielraum 
gönneu,  so  ist  es  doch  ein  wohlthuendes  Gefühl  dazwischen  ein  Buch,  in  die  Hand  zu 
bekommen  wie  ^  yorliegende ,  aus  welchem  die  strenge  Schule  und  die  Nüchternheit 
des  pflichtgetreuen  Juristen  spricht.  Der  Herr  Verfasser  hatte  uns  diese  Gabe  in  Ans- 
ucht gestellt  im  Vorworte  zu  seinem  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts.  In  jenem 
Werke  sind  sogar  schon  einigte  Materien  vorweg  erledigt  worden ,  welche  wir  eher  in 
dem  neueren  gesucht  h&tten  und  nun  hier  natürlich  nicht  mehr  oder  nur  leicht  ange- 
deutet finden,  so  vor  allen  die  ganze  Behördenorganisation.  Auf  das  Bedenkliche  dieser 
Treuinng  wurde  bereits  von  anderer  Seite  hingewiesen;  sie  hingt  eben  zusammen 
mit  dem  Systeme,  welches  der  Herr  Verfasser  seiner  Darstellung  des  Verwaltungsrechtes 
SU  Grunde  legt. 

Nach  einer  Einleitung,  in  welcher  die  Begriffe  des  Verwaltungsrechtes  formuliert 
werden,  bringt  das  erste  Buch:  Allgemeine  Lehren,  das  zweite:  die  Verwaltung  der  in- 
neren Angelegenheiton.  Ausw&rtige  Angelegenheiten ,  Heeresverwaltung  und  Finanzen 
sind  einer  spAter  erscheinenden  zweiten  Abteilung  vorbehalten.  Jene  allgemeinen  Lehren, 
unter  welchem  die  Verwaltungsgerichtobarkeit  hervorragend  berücksichtigt  wird ,  füllen 
den  verhaltnismiUsig  geringen  Raum  von  48  Seiten.  Seinen  Charakter  erh&lt  dsJber  das 
Werk  lediglich  durch  den  besonderen  Teil,  der  mit  dem  zweiten  Buche  beginnt. 

Hier  ist  denn  nun  das  Schema  zur  Herrschaft  gelangt,  welches  L.  v.  Stein  der 
systematisehen  Darstellung  des  Verwaltungsrechtes  vorschreibt  Wir  erhalten  den  Stoff 
nach  Gebieten  der  Verwaltungsthltigkeit  verteilt,  und  dabei  erscheinen  nach  einander 
sll  die  verschiedenen  „Wesen'*  in  der  Anweudung  der  Verwaltungslehre.  Jede  Gruppe 
beginnt  mit  einer  kurzen  historischen  Einleitung  und  an  die  Spitze  wird  gewissenhaft  eine 
wohlgefeilte  Definition  des  mafsgebenden  Begriffes  gestellt  Die  Wahrung  dieser  Form 
■chHefst  i^ilich  nicht  aus,  dafs  dahinter  ein  reiches  Material  aus  der  blofsen  Verwaltungs- 
lehre sich  anhäuft;  Taubstummenanstalten,  Akademien,  Gesundbrunnen  kommen  zur  Anf- 
sihluDg,  wir  lernen  die  Entwickelung  der  deutechen  Münzwährung  kennen  und  bekommen 
^e  Übersicht  der  verschiedenartigen  Kreditinstitute.  Doch  ist  der  Herr  Verfasser  immer 
bestrebt,  den  Anforderungen  einer  juristischen  Disziplin  auch  inhaltlich  gerecht  zu  werden, 
indem  er  fiberall  nach  Möglichkeit  betont  und  hervorhebt,  was  nach  seiner  Definition  das 
Wesen  des  Verwaltuo gerechte  ausmacht:  die  Rechtsnormen  für  die  Thätigkeit  der  Ver- 
waltungsorgane. Solche  Normen  liefern  ihm  fast  ausschliefslich  die  Gesetze.  Der  Be- 
griff der  „Normen  für  die  Thätigkeit"  wird  dabei  nicht  allzustreng  genommen ;  es  genügt 
ffir  die  Aufoahme  eines  Gesetzes  in  diesen  Kreis,  dafs  zur  Durchführung  seiner  Absichten 
Verwaltungsorgane  irgendwie  mitwirken.  So  erhalten  wir  das  Hauptsächlichste  aus  dem 
Personenstandesgesetse  wegen  der  Thätigkeit  der  Zivilstandesbeamten,  Mafs-  und  Ge- 
wichtsordnnng  wegen  der  Eichämter;  nach  demselben  Mafsstebe  kommt  auch  das  ganze 
Patentwesen  in  das  Verwaltungsrecht  hinein,  um  des  Patentamtes  willen,  während  Marken- 
schute  und  Autorrechte,  Ordnungen  ganz  verwandten  Inhalte,  aufsen  bleiben.  Überdies 
hat  es  der  Herr  Verfasser  von  vomhereio,  und  wie  uns  dünkt  mit  gutem  Rechte,  für 
notwendig  erklärt,  auch  di^enigen  Gesetze  aufzunehmen,  welche  auf  den  verschiedenen 
Verwaltungsgebieten,  ohne  Daswischenkunft  der  Behörden,  direkt  durch  ihre  Strafan- 
drohungen wirksam  werden. 

In  Wahrheit  ist  also  das  Juristische  an  unserer  Verwaltungsrechtelehre  eine  Zusam- 
menstellung und  Erläuterung  der  Gesetee  für  Verwaltung^zwecke.  Dieses  Geseteesmaterial 
ist  gründlich  beherrscht  und  in  grofser  Reichhaltigkeit  beigebracht  worden.  Es  umfafst 
^e  Reichsgesetzgebung  und  die  sämtlichen  Partikulargesetegebungen ,  mit  wohlbegründe- 
tem Ausschlüsse   von  Mecklenburg   und  Elsafs- Lothringen   das  Buch   erhält  dadurch  eine 
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gewisse  UniyerselitlU  praktiacher  Bnachberkeit.  Zugleich  liefert  et  in  den  kuraen  klaren 
SätseD ,  welche  den  Inhalt  der  Terechiedenen  Geaetsgebungen  jedeimal  zasammenlasMD, 
den  exakten  Nachweis  eines  gemeinsamen  Bechtsstoffes. 

Wollte  man  allerdings  diesen  juristischen  Teil  aus  dem  Werke  herauspflücken  und 
für  sich  betrachten ,  so  würde  der  Eindruck  yiellkch  kein  sehr  befriedigender  sein.  Wie 
abstrakt  und  leblos  sind  meist  diese  Gtesetsesyorschriften !  Wie  leer  würden  wir  gelassen 
yon  der  immer  wieder  notwendigen  Verweisung  auf  die  Möglichkeit  yon  Bestimmnngeo 
lokaler  Naturreglements ,  Statuten  und  Verordnungen !  Der  Herr  VerCssser  hat  dieser 
Leere  in  der  angegebenen  Weise  abgeholfen.  Es  scheint  fast  als  läge  es  in  der  Natur  des 
Verwaltungsrechtes,  bei  umfassender  Darstellung  nur  geniefsbar  zu  werden,  durch  einen 
bedeutenden  Zusats  yon  Staatswissenschaftliohem. 

Wir  hoffen  bald  die  zweite  Abteilung  des  Werkes  zu  begrüfsen  und  dann  auf 
manches  ausführlicher  zurückzukommen. 

Strafsburg  i.  E.  O  t to  M  a y  e  r. 

Ebert,  L.  Der  Stadtverordnete  im  Oeltun  gsbereiche  der  Städte- 
Ordnung  yom  30.  Mai  1858  für  die  sechs  östlichen  Proyinzen.  8.  Aufl. 
Eine  ZusammenstelluDg  der  Rechte  und  Pflichten  des  Stadtverordneten ,  dargelegt  in  den 
sämmtlichen  darüber  bisher  ergangenen  gesetzlichen  Bestimmungen.  Berlin  (Heymann). 
2  Mark. 

Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Württembergs.  2  Bände.  Tübingen 
(H.  Lauppsche  Buchh.)     C.  u.  18  M. 

Stadelmann,  Gemei  n  deverfassung  des  Königr.  Bayern.  6.  Aufl. 
Bamberg  (Buchner). 

Edmo  nd-Blanc,  A. ,  Le  gouvernement  repr  dsen  tatif  et  legen- 
vernement  parlame  n  tair  e.  Par.,  impr.  Hennnyer,  1888.  8.  16  pag.  (Eztrait 
de  la  Revue  britannique). 

Renault,  L. ,  Discours  prononcö  k  la  s^ance  du  30  janvier  1883  de  la  Chambre 
des  deput^s ,  dans  la  discussion  du  projet  de  loi  et  des  propositions  concemant  1  a  s  i  - 
tuation  des  membres  des  familles  qui  ont  r^gnö  en  France.  Par.,  impr. 
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Oovin  y  Torres,  A.,  Elementes  teorico-pr4ctioos  del  derecho  administra- 
tive vigente  en  Cuba.    Tom.  I.  II.     Habana,  Alorda,  1888.    4.    60  r. 

Covley,  T.  M.,  Treatise  on  the  contitutional  ümitations  which 
rest  upon  the  legislative  power  of  the  states  of  the  American 
Union.     6tli  edition.     Boston,  Little,   Brown  &  Co,  1888.     LXXXU-886pp.     #  8. — 

East  India,  Local  Government.  Correspondence  on  — .  2  parts.  London 
1883.     Polio  (Pari,  paper).     6|8. 

12.    Statistik. 

Nationalekonomiska  föreningens  f  örhandlingar  1882.  Stock- 
holm 1888. 

Der  nationalökonomische  Verein  in  Stockholm  hat  seine  im  Jahre  1882  geführten 
Verhandlungen  herausgegeben.  Es  haben  in  diesem  Jahre  6  Versammlungen  stattge- 
funden. Die  Gegenstände  der  Verhandlungen  waren :  Die  neuen  Handels-  und  Seefahrts- 
Traktate  zwbohen  Frankreich  und  Schweden-Norwegen  (eingeleitet  vom  Kabinetssekretir 
Lagerheim),  die  schwedischen  Domänen  (Intendant  Forseil),  die  Seefahrtsabgaben  in  den 
schwedischen    Häfen    (Ezpeditionschef    Nordenfolk)    „Les   iastitutions   de   pr^voyance** 


Oberncht  Üb«r  die  neneston  Pttblikationeii  Deataobluids  und  des  AuUmdea.     Ig3 

(Mr.  de  Malarce),  WohDungByerfaUtiiisae  und  Banwirkiamkeit  in  Stockholm  (Bankdirektor 
Palme)  und  Schwedische  Handelsverhältnisse  im  Mittelalter  (Beichsantiquar  H.  Hildebrand). 

Wie  man  sieht,  sind  hier  verschiedene  Verhältnisse  von  praktischer  Bedeutung  für 
die  ökonomischen  Verhältnisse  Schwedens  erörtert.  Das  gröfste  Interesse  bieten  die 
Verhandlungen  über  die  Seefahrtsabgaben  —  sowohl  der  Vortrag  des  Herrn  Norden- 
folk  als  die  Ausführungen,  welche  während  der  Diskussion  seitens  des  Herrn  Bank- 
direktor Wallenberg  vorkamen  —  sowie  Palm  es  Vortrag  über  die  Wohnungsver- 
hältnisse dar.  Aus  den  im  letzteren  angeführten  Thatsachen  finde  ich  einige  besonders 
geeignet  xnm  Vergleich  mit  den  Verhältnissen  anderer  Städte  mitgeteilt  zu  werden :  Es 
ist  allgemein  anerkannt,  dafs  die  Miete  in  Stockholm  aufserordentlich  hoch  ist  und  die 
nächstliegende  Ursache  dieses  Verhältnisses  ist  der  Umstand,  dafs  die  Neubauten  mit 
dem  Zuwachs  der  Bevölkerung  nicht  Schritt  gehalten  haben.  Während  die  Zahl  der 
Zimmer  und  Küchen  in  Stockholm  pro  1000  Individuen  im  Jahre  1868  816  war,  sank 
dieselbe  bis  Ende  1878  auf  693.  (Leider  sieht  man  nicht  aus  dem  Vortrag ,  nach 
welchem  Prinzip  die  Zahl  der  Zimmer  berechnet  ist).  Von  da  an  tritt  eine  Veränderung 
ein,  und  Ende  1881  war  die  Zahl  720,  was  doch  bedeutend  hinter  dem  Verhältnis  von  1868 
siirückbleibt.  Eine  wirkliche  Wohnungsnot  ist  vorhanden  gewesen,  das  heifst  die  niedrige- 
ren Klassen  der  Bevölkerung  sind  gezwungen  gewesen,  ihre  Forderungen  in  dieser  Hin- 
sicht auf  ein  Minimum  zu  reduzieren ;  die  Verhältnisse  haben  sich  aber  schon  ein  wenig 
gebessert  und  die  Auskünfte ,  welche  über  die  Bauunternehmungen  im  Jahre  1882  vor- 
liegen, deuten  darauf,  dafs  weitere  Fortschritte  zu  erwarten  sind.  Eine  andere  Frage  ist  es 
swar  ob  die  Mieten  dauernd  sinken  werden.  Das  ein  Sinken  in  der  nächsten  Zukunft 
eintreten  wird,  ist  wahrscheinlich,  doch  weist  P.  —  und  anscheinend  mit  Recht  —  nach, 
daCi  die  Mieten  in  Stockholm  sich  fortwährend  höher  als  z.  B.  in  Kopenhagen  stellen 
werden.  Zwei  Ursachen  bewirken  in  Stockholm  eine  Erhöhung  der  Produktionskosten 
der  Wohnungen ,  nämlich  erstens  die  klimatischen  Verhältnisse ,  welche  grofse  An- 
forderungen an  die  Solidität  des  Grundbaus  und  der  Mauern  stellen,  und  zweitens  die 
sehr  strengen  Baugesetze. 

Kopenhagen.  Emil  Meyer. 

Deutschland. 

Statistik  der  zum  Ressort  des  königl.  preufs.  Ministeriums  des 
Innern  gehörenden  Straf-  u.  Gefangenen-Anstalten  pro  1.  4.  I882/S. 
Berlin  (▼.  Deckers  Verlag).     16  M.  50  Pf. 

Absterbeordnung,  ausgeglichene  Mortalitätstafel  und  Tafel 
der  Lebenserwartung  für  die  Gesamtbevölkerung  des  preufs.  Staates. 
Berechnet  a.  d.  Mittelwerten  der  preufs.  Sterbetafeln  f.  die  Jahre  1867,  1868,  1872, 
1875,  1876  n.  1877  vom  k.  preufs.  sUt.  Bureau.  Tabelle  in  gr.  Fol.  Berlin  1883. 
(«M,) 

Bericht,  statistischer,  über  das  Immobiliar-  n.  Mobiliarbrand- 
▼  ersicherungswesen  im  Königreich  Sachsen  auf  d.  J.  1881.  Bearb. 
bei  der  stat.  Expedition  der  k.  sächs.  Brand  Versicherungskommission.  4^.  IV  n.  218  SS. 
Dresden  1888.     (10  M.  — ). 

Raiffeisen,  Statistik  über  121  der  im  Anwaltschafts- Verbände 
befindlichen  Darlehnskassen-Vereine  pro  1881.    Leipzig  (Haessel).  80  Pf. 

Jahrbuch  für  Bremische  Statistik,  vom  Bureau  für  Brem.  Sta- 
tistik.   Jahrg.  18  82.     Heft  1.     Bremen  (v.  Halem).     7  M.  50  Pf. 

Behm,  G.  Statistik  der  Mortalitäts-,  In validitäts-  und  Morbi- 
ditätsverhältnisse  bei  dem  Beamtenpersonal  der  Eisenbahnen.  Nach- 
trag pro  1881  (Puttkammer  u.  Mühlbrecht).     1,20  Mk. 

Oesterreich. 

Statistische  Nachrichten  über  d.  Eisenbahnen  der  österr.  ungar. 
Monarchie  für  das  Betriebsjahr  18  79,  bearb.  v.  staust.  Dep.  im  k.  Handels- 
Kinister.     Wien  (Staatsdruckerei).     16  Mrk. 

Bericht,  statistischer,  üb.  die  gesammten  wirthschaftl.  Ver- 
hältnisse des  Kron  landes  Salzburg  in  den  J.  1  8  7  1 —1  880.  Salzburg 
(Dieter).     6  M. 

Seh  wei  z. 
Statistik   über   das  Unterrichtswesen  der  Schweiz  im  J.  1881,  be- 
arbeitet V.  C.  Grob.    Zürich  (Orell  Füfsli  &  Co.)     12  M. 
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Frankreich,  Belgien  und  Holland. 

Hubert,  Statistiques  de  la  France,  le  long  d'une  p^riode  de  90  sds 
(17  85  ä  187  5).     Par.,  impr.  Devillaire,  1883.     8-obl.     61  pag. 

Annuaire  statistique  de  la  ville  de  Paris.  Annöe  1881 .  (Publication 
de  la  Pr^l'ectnre  de  la  Seine,  Commission  permanente  te  la  statistique  municipale.]  Paris, 
imprim.  nation.    1882.     Imp.  -  8.     XXIII  -  678  pp. 

Statistique  du  port  de  Marseille.  XI«  Ann^e.  Marseille,  impr.  Barlatier- 
Feissat,  1883.    4.     47  pag.  et  tableauz. 

Annuaire  statistique  de  la  Belgique.  XIII.  Annöe.  1882.  Brn- 
xelles,  impr.  P.  Callewaert  pfere,  1883.  gr.  in-8.  VUI-~407— XVI  pag.  et  S  planches. 
(Publication  du  Minist^re  de  Tintärienr). 

Eyers,  J.  C.  O. ,  Bijdrage  tot  de  be  vo  Iki  ngsleer  van  Nederland. 
Haag,  Gebr.  Belinfante,  1883.     8.     2  fl.  50  c. 

Statistiek  van  het  Grondcrediet  in  Nederland  orer  de  jaren  1879  en 
1880.    Uitgegeven  door  het  Departement  van  financien.    *&  Gravenhage  1882.    4.    97  pp. 

Statistiek  van  den  in-,  uit-  en  doorvoer  over  het  jaar  1881.  Uitgege- 
ven door  het  Departement  van  financien.    II.  Gedeelte.   *s  Gravenhage  1882.    Roy.-Folio. 

England. 

Statistical  abstract  for  the  several  Colonial  and  other  possessions  of  the 
United  Kingdom  from  186  7  to  1881.  London  1883.  8.  (XIX.  Nomber  of 
the  publication).     Blue  book.     Paper  by  command.     168  pp. 

Annual  summary  ofBirths,  Deaths,  and  Causes  ofDeath  in  London, 
and  other  great  towns,  1882.     London  1888.     8.     (Parliam.  paper).     LV  pp. 

Births,  Deaths  and  Marriages  of  Scotland.  XXVth  Report  of  Be- 
gistrar-General  (for  1882).     Edinb.  1883.     8.     (Parliam.  paper.)     2|1. 

Census  of  England  and  Wales  188  1.  Volum  es  I  and  II:  Area, 
Houses  and  Population  (I.  Counties.  II.  Registration  Counties).  London ,  printed  by 
Eyre  and  Spottiswoode ,  1883.  Folio.  (Paper  by  conmiand.)  XXIII  -  555  and  XXI- 
685  pp. 

Rttfsland. 

Ergebnisse  der  baltischen  Volksa&hlung  vom  29.  Dezember  1881- 
Theil  I.  Ergebniss  der  livländischen  Volkszihlung ;  Band  I:  Die  Zfihlung  in  Riga  und 
im  rigaschen  Patrimonialgebiet.  Bearbeitet  von  Fr.  v.  Jung-Stilling  und  W.  An- 
ders,  Liefer.   1.     Riga  1883.     4. 

Finlands  officiela  Statistik  L  5.  Ofversigt  afFinlands  ntrikes 
sjöfart  och  handel  Iren  1879  och  1880.     Helsingfors  1883.     4. 

Itali  en. 

Censimento  della  popolazione  al  31  dicembre  1881.  Proporsione 
degli  analfabeti,  classificati  per  etk  e  confronto  col  censimento  precedente.  Roma 
1883.     4miii.   51.  pp. 

Movimento  dello  stato  civile.  (Popolazione  del  Regno  dltalia).  Anno 
XX.^1881.     Roma,  tipogr.  Bodoniana,  1882.     4min.     CXI— 428  pp. 

Torre,  F.,  (generale)  Della  leva  sui  giovani  nati  nell*  anno  1861 
e  delle  vicende  del  R.  esercito  dal  1.  ottobre  1881  al  30  sett.  1882.  Roma,  tipi  di 
L.  Cecchini,  1883.  4.  (Italien.  Rekrutirungsstatistik  der  1861  gebor.  Stellungspflich- 
tigen). 

Statistica  giudiziaria  civile  e  commerciale  per  l'anno  1880.  Rela- 
zione  a  S.  M.  del  Ministro  guardasigilli  (G.  Zaaardelli)  sull*  amministrazione  della  giu- 
stizia  ecc.  1880  e  negli  anni  precedenti.  Roma,  tipogr.  di  E.  Sinimberghi,  1883  gr- 
in  -  8.     133  -  LXXUl  -  207  pp. 

Schweden. 

Bidrag  tili  Sveriges  officiela  Statistik.  Commerce  CoUegii  berättelse  för  är  1881- 
D.  Fabriker  och  manufacturer  XX  —  90  pp.  —  F.  Utrikes  handel  och 
sjöfart.    IV— 393  pp.     2  vols.     Stockholm  1882—83.     4. 

Rumänien. 
Statistica  din  Romania.     Comerciulu  ezterioru,  importu  si  exportu  pe 
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«nnln    1878    si    1879.     2  partes.     Bucuresci    1882.     4.     (Auswärtige  Handelsstatistik 
Romäniens  für  1878  n.  1879). 

Statisticajudiciara  din  Bomania  pe  anuli  1876  si  187  7.  2  tomi.  Bucu- 
resci 1882—83.     4. 

Ägypten. 

Statistiqne  de  la  navigation  dans  les  ports  ögyptiens.  Ann^e 
188  0.  Le  Caire,  impr.  nation.  de  Boulaq,  1888.  pet.  in-4.  VIII— 880  pag.  (Publi- 
lication  du  Ministire  de  Pintörieur  de  TKgypte). 

Statistique  de  la  nayigation  par  le  caual  de  Sues  1881.  Le  Caire, 
imprim.  nation.  de  Boulaq,  188S.  pet  in-4.  Pnblication  du  Minist^re  de  l'int^rieur  de 
I'Egypte,  Direction  g4n4r.  de  la  statistique).     VI— 66  pag. 

Amerika. 

Estaditttica  comercial  de  la  repAblica  de  Chile,  correspondiente  al 
inode  1881.  Valparaiso,  imprenta  del  nniverso  de  O.  Helfmann,  1882.  8.  LXXIX-624  pp. 

Minnesota.  XIVth  annual  report  of  the  Commissioner  of  Statistics  of  the 
State  of  Minnesota  for  the  year  188  2«  Minneapolis,  Johnson,  Smith  &  Harri- 
son,  1888.     8.     229  pp. 

Phisterer,  F.,  Statistical  record  of  the  Armies  of  the  United 
States.     New- York,  Scribner's  Sons,  188S.    8.   VIII- 843  pp.    d.     |  1. — 

18.    VanohlAdfliiM. 

Georg  Seelhorst  Australien  in  seinen  Weltausstellungsjahren 
187  9  —  1881.     Augsburg  1882. 

Ans  eigenster  Erfahrung  berichtet  der  Verf.  aun&chst  über  die  beiden  australischen 
Weltausstellungen  selbst ;  an  den  Vorbereitungen  ftlr  diejenige  in  Sydney  hatte  er  amtlich 
teilgenommen,  bei  der  in  Melbourne  fungierte  er  als  Chef-Sekretär  des  deutschen  Reiohs- 
kommissars.  Diese  Berichte ,  besonders  der  eingehende  ttber  die  Ausstellung  yon  Mel- 
boome,  werden  bei  der  Unparteilichkeit,  mit  welcher  die  Leistungen  der  europäischen, 
amerikanischen  und  australischen  Anteilnehmer  besprochen  sind,  dauernden  Wert  be- 
halten. 

Der  Hauptgegenstand  des  auch  itufserlich  gut  ausgestatteten  Buches  ist  jedoch ,  wie 
es  der  Titel  sagt,  eine  Darstellung  Australiens  oder  vielmehr  der  von  den  Engländern 
nüt  dem  wunderlichen  Namen  „Australasia**  beseichneten  Landräume  (Anstralkolonien, 
einschliefslich  Neuseeland,  aufserdem  die  Fgi-Inseln)  auf  volkswirtschaftliche  Gesichts- 
punkte hin. 

In  dem  richtigen  Gefühl  davon ,  dafs  man  die  wirtschaftliche  Thätigkeit  keines 
Volks  begreifen  kann  ohne  Bekanntschaft  mit  dem  von  ihm  bewohnten  Land,  dessen 
Natur  der  landwirtschaftlichen  Thätigkeit,  der  Industrie  wie  dem  Handel  ihre  eigen- 
tfimliche  Richtung  vorschreibt,  beschäftigt  sich  der  Verf.  im  Eingang  dieses  Hauptteiles 
sebes  Werkes  sowie  der  die  einzelnen  Kolonialgebiete  sodann  abhandelnden  Kapitel 
Diit  einer  geographischen  Überschau.  Leider  hat  der  Verf.  dabei  aufser  Acht  gelassen, 
dafs  es  sur  Beurteilung  der  Landesnatur  nicht  genügt  im  Lande  gpewesen  zu  sein,  und 
dafs  gerade  für  kausative  Analyse  der  allgemeinen  Grundzüge  eines  Landes  exact  geo- 
graphische Vorkenntnisse  unentbehrlich  sind.  Daher  kommt  es,  dafs  er  ganz  unbe- 
fangen ^e  Dürre  Australiens  ohne  weiteres  auf  die  nur  mäfsige  Erhebung  seiner  Gebirge, 
Australiens  Waldarmut  auf  seine  zu  überwiegende  Ebenflitehigkeit  zurückführt,  ohne  zu 
bedenken ,  dafs  die  ganz  berglosen  Niederlande  nie  an  Dürre  leiden ,  die  polnisch-russi- 
schen Waldungen ,  dafs  gröfste  Tiefland  Europas  bedecken.  Dafs  dort  in  Australien  das 
Relief  des  Landes  erst  in  Folge  der  geographischen  Breitenlage  und  des  eigenartigen 
Systems  der  atmosphärischen  Zirkulation  verhängnisvoll  wurde,  bleibt  verschwiegen. 
Einzelheiten  aus  meteorologischen  Tabellen  werden  wohl  zur  Genüge  mitgeteilt,  der  Verf. 
b&tte  nur  dem  deutschen  Leser  die  Fahrenheit-Grade  und  die  übrigen  rein  englischen 
Mafse  ersparen  sollen.  Die  unwahre  Behauptung,  dafs  der  „Murray**  „nur  in  seinem 
Oberlauf*  von  Dampfechiffen  befahren  werden  könne,  überrascht  im  Munde  eines  Autors, 
<ier  Australien  bereist  hat ;  an  späterer  Stelle  erfährt  man  jedoch  zur  eigenen  Beruhigung, 
da(s  der  Verf.  sich  da  einem  ganz  privaten  Gebrauch  eines  wissenschaftlichen  Terminus 
Eingegeben  hat,  denn  er  meint  unter  „Oberlauf"  des  Murray  dessen  Mittellauf  bald  eber- 
balb   der  Mündung.     Am    unbegreiflichsten    dünkt  uns  das  hinwegsehen  über  den  längst 
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erreichten  Standpunkt  der  Völkerknnde ;  auf  S.  323  wird  uns  mit  vorsichtigster  Beierve 
mitgeteilt ,  dafs  die  Maoris  wahrscheinlich  „yon  Morden**  nach  Neuseeland  gekommen 
wären  und  ,,yielleicht**  irgendwie  mit  den  Malayen  sosammenbingenf  während  doch  jede 
geographische  Fibel  heutzutage  die  gar  nicht  zu  bezweifelnde  Thatsache  lehrt,  daf»  die 
Maoris  einfach  Polynesier  sind,  Polynesier  aber  eine  nach  dem  Recept  von  M.  Wagners 
Migrationsgesetz  entstandene  geographische  Varietät  der  Malayenrasse  darstellen. 

Indessen  das  Schwergewicht  liegt  auch  bei  dem  in  Rede  stehenden  Hauptteü  auf 
Seite  der  Darstellung  des  wirtschaftlichen  Lebens  der  Ansiedler.  Und  diese  letzteren  wird 
man  eine  wohlgelungene  nennen  dürfen.  Sie  berührt  sich  dem  Gegenstand  nach  mit 
dem  betr.  Teil  in  der  kürzlich  veröffentlichten  Reiseschilderung  des  österreichischen 
Industrieilen  Deisenhammer,  ist  aber  lehrreicher,  weil  gründlicher  (nur  der  Ab- 
schnitt über  den  Fiji-Archipel  steht  zurück).  Recht  dankenswert  sind  namentlich  die 
aus  guten  Quellen  geschöpften  Übersichtst^bellen  über  Produktion,  Handel  und  Lohn- 
verhältnisse der  Anstralkolonien.  Eingestreut  sind  touristische  Skizzen ,  mit  gelegent- 
lichen Scbildereien  von  Land  und  Leuten  verwebt;  der  Anhang,  den  Besuch  des  Ver- 
fassers auf  Java  und  Sumatra  erzählend,  fällt  ganz  in  die  letztgenannte  Kategorie. 

Alfred  Kirchhoff. 

Hobrecht,  J. ,  Beiträge  zur  Beurteilung  des  gegenwärtigen  Stan- 
des der  Kanalisations-  und  Berieselungsfrage.  Hiezu  e.  (lith.)  Sitaations- 
plan  von  Berlin  und  Umgegend.     8<^.    UI  u.  83  SS.    Berlin  1883.     (8  M.). 

Lehranstalten,  die  land-  und  f orstwirtschaftl.  Oesterreichs  nach 
dem  Stande  zu  Ende  März  1882.     Wien  (Staatsdnickerei).     40  Pf. 

Allmayer  v.  Allstern,  B.:  die  Verwerthung  des  Cloakeuinh  alts 
und  der  Dungstoffe  Wiens  durch  das  Marchfeld.  Wien  (K.  k.  Hof- 
buchh.  Wilh.  Frick).     2  Mk. 

Dreger,  A.,  die  Berufswahl  im  Staatsdienste.  Leipzig  (C.  A.  Kochs 
Verlag).     2  M. 

Neudeoker,  O. ,  Die  eigentliche  Hauptfrage  im  gegenwärtigen 
Mittelschttlstreit.     Würzburg  (Stuber).     50  Pf. 

Schmidt-Schwarzenberg,  F.  Prof.  Dr.,  Katechismus  der  Gerechtig- 
keit.   Wien  (Pichler  Wittwe).     1  M. 


Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 

A.    Frankreich. 

Annales  de  dömographie  internationale,  <^\'^K-  P^'  <^-  Bertillon. 
VI.  Annöe,  septembre  1882  (publik  mai  1888).  Etüde  d^mographiqne  du  di- 
vorce  et  de  la  sdparation  de  corps  dans  les  difförents  pays  de  TEurope,  par  J.  Bertil- 
lon. I^r«  partie :  De  Tinflnence  des  lois  et  de  Tinfluence  des  moeurs  sur  la  fr^nence  des 
divorces  et  des  Separation»  de  corps.  —  L'^migration  aux  Etats-Unis  en  1880.  I.  Ren- 
seignements  g^nöraux.  U.  Emigrants  döbarqu&i  ä  New-Tork.  lU.  Placement  des  ^mi- 
grants.  —  Les  ^Idments  nationaux  de  la  population  de  la  Belgique  en  1880  et  demo- 
graphie.  —  Note  sur  les  causes  de  d6eh8  k  Paris  parmi  quelques  professions  speciales.  — 

Bulletin  du  Ministire  de  ragricnlture,  Il^me  Annde  (1883)  No.  S: 
Tableaux  des  r<§coltes  de  la  France  pour  l'annde  1882.  1.  Cdrdales  et  pommes  de  terre; 
2.  Prodnits  divers;  3.  Production  totale  annuelle  de  la  France  en  cdrdales  et  en  pom- 
mes de  terre  pendant  les  10  demiires  anndes;  4  Poids  moyens  de  l'hectolitre  des  prin- 
cipales  cdrdales;  5  Prix  moyens  annuels  pour  la  France  entiire,  et  pendant  la  derniire 
pdriode  ddcennale,  des  cdrdales,  de  la  farine,  du  pain,  de  la  viande,  des  fourrsges, 
etc.  —  Importations  et  exportations  des  matiires  et  produits  intdressant  Tagriculture, 
en  1880,  1881  et  1882.  -—  Importations  de  bdtail  en  1882.  —  Operations  du  marche 
de  la  Villette  pendant  les  anndes  1880,  1881  et  1882.  —  Consommation  de  la  viande 
ä  Paris  et  dans  le  ddpartement  de  la  Seine  en  1880,  1881  et  1882.  — 

Bulletin  de  statistique  et  de  Idgislation  comparde.  VII«  Annde, 
mai  1883:    A.  France:   Les  recettes  et  les  ddpenses  compardes  des  exercices  1869 
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k  1880,  mvee  dfagnunme.  —  L'impdt  des  portea  et  fendtres  dsns  les  villes  de  plas  de 
5000  &mes.  —  Oayertures  et  annalations  de  crMitM  (situition  au  15  mai  1883).  —  La 
Doavelle  eTaloation  da  reyena  foncier  des  propriet^  non  b&ties,  av.  carte  (saite.)  — 
B^altats  da  dtoombrement  de  1881 — 82  au  point  de  vae  des  contributions  directes  et 
des  taxes  assimil^es.  —  Tableau  nominatif  des  commanes  soamises  aa  droit  d'entr^e 
d'apris  les  r^oltats  du  dernier  recensement  de  la  population.  —  Les  caisses  d'öpargne 
en  1882.  -^  Commerce  ext^riear.  Moavement  des  impdts  etc.  —  B.  Etranger:  Japon: 
Le  badget  des  recette^  poor  1882 — 83.  —  etc. 

Joarnal  desEconomistes.  Jain  1883:  Etat  Sctuel  de  l'^conomie  politi- 
qne  en  Allemagae  (2^  arttde),  par  M.  Block.  —  Quelques  observations  sar  la  compta- 
bilit^  publique,  par  X.  —  Progr^  compar^s  de  la  production  du  bli  et  de  la  consom- 
mation  du  pain,  en  France,  depuis  un  demi-si^cle,  par  A.  Blaise.  —  Revue  de  TAcad^mie 
des  Sciences  morales  et  politiques,  du  l«r  mars  au  3  mai  1883,  par  J.  Lefort.  —  Ar- 
tistes  et  subrentions,   par  Bouxel.  —  Les  chemins  de  fer  en  AUemagne,   par  F.  Muller. 

—  Natore  et  mesure  de  la  richesse,  par  Th.  Manneqain.  —  La  prohibition  des  viandes 
aiB^ricaines.  Lettre  de  la  Chambre  de  commerce  de  Bordeaux.  —  La  progression  des 
d^penses  publlqnes  et  les  conversions  de  rentes,  par  A.  Neymarck.  —  Les  eaux  k  Paris 
et  k  Londres ,  par  H.  de  Panrille.  —  Quatri^me  congr^s  ouvrier  du  Centro  tenu  k 
Piris,  salle  Oberkampf,  du  14  au  21  mai  1883.  —  Les  associations  de  Chinois.  — 
Soci^tii  d*^conomie  polltique.  B^union  du  6  juin  1883.  —  Discussion:  Quelle  influence 
peavent  on  pourraient  exercer  sur  le  commerce  fran9ais  les  grands  percements  röa- 
lia^  ou  projet^  comme  oeux  de  1' Arlberg ,  du  Saint-Oothard ,  du  Simplon ,  du  Mont- 
Cenis  et  du  Mont-Blano?  —  Soci^t^  de  stotistique  de  Paris.     Riunion  du  16  mai  1883. 

—  Chroniqae  ^eonomique  etc.  — 

Joarnal  de  la  Sociitö  de  statistique  de  Paris  No.  6,  juin  1883: 
Proc^verbal  de  lasäance  du  16  mai  1883.  —  Le  prix  Montyon  de  statistique,  en  1882. 
Rapport  sur  les  travaux  de  M.  Cheysson,  par  Laianne.  —  Annexe  au  proc^-verbal  de  la 
staoce  du  16  mai  1883:  La  statistique  des  ouvriers  mineurs.    Rapport  et  piices  diverses. 

—  Le  Cougris  des  socii&ti^s  savantes  en  1884-  Questions  proposiäes  par  la  Soci^t^  de 
statistique  de  Paris.  —  La  division  de  la  propriöt^.  Conference  faite  k  la  Sorbonne 
MOS  les  auspices  de  la  Sociöt^,  par  Oimel.  —  Les  fabriques  de  sucre  en  France, 
pendant   la    campagne    1881 — 1882,    par  Beaurin-Gressier.  — 

Moniteur,  le,  des  assurances.  Revue  mensuelle.  Tome  XV.  No. 
177,  15  juin  1883:  Les  compagnies  d'assurances  sur  la  vie  et  la  nouvelle  loi  sur 
les  soci^tes ,  par  A.  B^court.  —  Projet  de  loi  sur  les  soci^tös  d'assurances  sur  la  vie 
homaine,  par  Domoustier  de  FrödiUy.  —  Les  Operations  des  compagnies  anglaises  d'assu- 
rsoces  sur  la  vie  en  1882.  —  L'alcool  et  Tassurance  sur  la  vie.  —  Assurances  con- 
tre  Tinceodie.  Le  nouvel  article  1734  du  Code  civil,  par  C.  Oudiette.  ^  Une  caisse 
centrale  de  pr^voyance  au  profit  des  ouvriers  mineurs.  —  La  meilleure  loterie  (Brochure 
de  propagande  pour  Tassurance.)  —  etc. 

Revne  göni&rale  d'administratio  n.  Vie  Annie,  mai  1883:  Les  pou- 
▼oirs  de  poHce  des  pr^fets  en  g^n^ral  et  spdcialement  en  cas  de  troubles,  par  A.  Com- 
barieu.  —  Les  assembl^es  repr^entatives  du  commerce  sous  l'ancien  regime.  Episode 
de  rhistoire  commerciale  et  industrielle  de  la  France ,  par  Bonnassienx.  —  Etablisse- 
ments publice  charitables  Lib^alitds  et  march^.  Droits  d'enregistrement.  —  Chronique 
de  Tadministration  fran^ise:  Organisation  consnlaire,  commission  d'ötudes.  Chemins  de 
fsr,  avances  faites  aux  compagnies  par  l'Etat  pour  garantie  d'int^rdts.  Conseil  d'admini- 
stration  des  chemins  de  fer  de  TEtat.  —  etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  Tome  LXXVII,  livrais.  260,  mai 
1883:  Notice  sur  les  colonies  fran^aises  pag.  273  k  551:  Martinique;  Guadeloupe  et 
d^pendanees;  R^union;  Sainte-Marie  de  Madagascar;  Senegal;  Gabon;  Guyane;  Saint- 
Pierre  et  Miqnelon;  Mayotte;  Nossi-B4;  Nonvelle-Calödonie.  —  Etablissements  fran^ais 
dans  rinde.  ^  Cochinchine.  —  Service  pönitentiaire.  — 

B.     England. 

Contemporary  Review,  the,  for  May  1883:  Mrs.  Carlyle,  by  Mrs.  Oli- 
phaat  ^  The  Business  of  the  House  of  Commons,  by  W.  E.  Baxter.  —  The  Oxford 
Movement  of  1833,  by  W.  Palmer.  ^  Radiation,  by  (Professor)  Tyndall.  —  Cairo, 
tbe  old  in  the  new,  by  G.  Ebers.  —  F\ji,  by  A.  H.  Gordon.  —  John  Rieh.  Green,  by 
H.  R.  Haweis.  —  Fenianism,  by  F.  H.  O'Donnell.  —  etc.    June    1883:    The  Congo 
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neutndized,  by  "&.  de  Laveleye.  —  Agnostic  Morality,  by  Fr.  Power  Cobbe.  —  Nstire 
Indian  ladges:  Mr.  Ilbert's  Bill,  by  A.  Hobhoiise.  —  Cairo,  by  O.  Ebers,  (continiia- 
tion.)  —  Insanity,  Saicide  and  Civilization,  by  M.  6.  Mnlhall.  —  The  new  Egyptian 
Constitution,  by  Sh.  Arnos.  —  etc. 

Edinburgh  Review,  the,   No.  322,  (April  1883):  Persecution  of  the  Jews. 

—  Volcanoes  and  Volcanic  Action.  —  Frederic  II.  and  Maria  Theresa.  —  James  Nss- 
myth's  Autobiography.  —  The  present  state  of  Medical  Science.  —  Life  and  Works  of 
Bishop  Wilberforce.  —  Jules  Simon   and  the  State  of  France.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the,  edited  by  T.  H.  S.  Escott,  for  May  1883: 
Carlyle  in  Society  and  at  Home,  by  6.  S.  Venables.  —  Nitro-Glycerine  and  Dynamit«, 
by  V.  D.  Migendie  (H.  M%j.  Inspector  of  Explosives.)  —  Henry  J.  Stephen  Smith,  by 
J.  W.  L.  Olaisher.  —  A  Politician  in  trouble  about  his  soul,  by  A.  Herbert.  —  Reform 
of  Local  Oovemment  in  Counties,  by  O.  C.  Brodrick.  —  A  plea  for  a  British  School  st 
Athens,  by  (Prof.)  R.  C.  Jebb.  —  The  Political  Condition  of  Italy ,  by  (the  Marqau) 
Vitelleschi.  —  John  Rieh.  Green,  by  Ph.  L.  Gell.  —  England's  Duty  in  Egypt.  — 
Home  and  foreign  affitirs.  —  etc.  for  June  1883:  The  Social  Discipline  of  the 
Liberal  Party.  —  Blasphemy  and  the  Common  Law ,  by  J.  MacdonelL  —  China  and 
Foreign  Powers ,  by  D.  C  Boulger.  — -  The  Church  of  England.  1.  The  legal  aspects 
of  Disestablishment,  by  A.  V.  Dicey.     2.  The  Clergy  and  the  Law,  by  Male.  Mac  Coli. 

—  The  Duration  of  Penal  Sentences,  by  E.  F.  Du  Cane.  —  The  new  Exodus,  by  Sydn. 
C.  Buxton.  —  Some  aspects  of  Lord  Ripon's  Policy,  by  H.  G.  Keene.  t —  etc. 

Journal  of  the  Institute  of  Actuaries  and  Assurance  Magazine. 
No.  CXXVIII  (October  188  2)  [published  June  1883]:  Policy  Life4ines.  The  re- 
lation  of  Tables  of  Mortality  to  Values  of  Policies ,  by  J.  Meikle.  —  On  a  method  of 
approximating  to   the  Rate  of  Interest  in  an  annuity-certain,    by  D.  J.  Mcg.  Mc.Kensie. 

—  The  Theory  of  Constant  Coefficients,  by  J.  Naylor.  —  Should  the  state  of  Health  be 
taken  into  account  in  Calculating  the  Value  of  an  Interest  that  depends  on  the  Duration 
of  Life?  from  the  Insurance  Monitor  of  New-Tork.  —  A  new  departure  in  American 
Life  Insurance.  —  etc. 

Journal  of  the  Statistical  Society  of  London.  Vo  1.  XLVI,  part 
1,  March  1883:  SUtistics  of  Agricultural  Production,  by  P.  G.  Craigie.  —  The 
Parliamentary  Representation  of  the  Metropolitan,  Agricultural,  Manufacturing  Divisions 
of  the  U.  Kingdom,  by  A.  EUis.  —  Financial  and  Commercial  History  of  1882.  — 
Notes  on  the  statistics  of  Wine  Production  in  France.  —  Decay  of  Population  in  France. 

—  Australasian  Statistics.  —  The  Fires  in  London  during  1882  and  the  Fire  Bri- 
gade. —  etc. 

Macmillan's  Magasine,  No.  284,  June  1883:  W.  R.  Greg:  a  sketch. — 
The  Scramble  for  Wealth ,  by  a  London  Artisan.  —  French  Souvenirs.  —  Address  to 
the  Wordsworth  Society,  by  Matthew  Arnold.  —  etc. 

National  Review,  the  (London,  W.  H.  Allen  &  Co)  No.  3:  May  1883: 
The  Prime  Minister'»  Dilemma,  by  A.  Austin.  —  Liberty  and  SociaUsm,  by  (the  Esrl 
of)  Pombroke.  —  Life  and  work  in  the  Church  of  Scotland,  by  J.  H.  Rankin.  —  The 
Municipality,  of  London,  by  M.  E.  Harkness.  —  Sir  Francis  Drake:  some  points  in  his 
character  and  career ,  by  W.  H.  Pollock.  —  The  incidence  and  administration  of  Lo- 
cal Taxes,    by  A.  Pell.  —  etc.  No.  4.  June  18  83:  What   is  a  Whig?  by  E.  Percy. 

—  England  and  France  in  Indo-China.  —  The  Radicalism  of  the  Market-Place,  by  W 
H.  Mallock.  —  National  Unity,  by  R.  Moilatt.  —  Edgar  Quinet,  by  G.  Saintsbury.  — 
The  Flight  of  Prince  Mettemich,  by  C.  v.  Hfigel.  —  The  work  of  the  Church  of  Eng- 
land, by  C.  Gregory.  —  English  Tenant  Rigth,  by  C.  S.  Read.  —  etc. 

Nineteenth  Century,  the,  edited  by  J.  Knowles,  No.  75,  May  1883- 
Desultory  reflections  of  a  Whig,  by  (the  Earl)  Cowper.  —  Qt^estions  of  the  day  in 
India,  by  J.  Goldsmid.  —  The  Man  of  the  future,  by  E.  K.  Robinson.  ~  Detective 
Police,  by  Laing  Meason.  —  Shall  we  retain  the  Marines?  by  General  Schomberg.  — 
The  past  and  future  of  Cambridge  üniversity ,  by  G.  W.  Hemming.  —  The  Law  » 
Respecter  of  Persons,  by  Ch.  Cameron.  —  France  and  China,  by  D.  C.  Boulger.  — 
Social  Reform,  by  8.  Smith.  —  etc.  —  No.  76,  June  1883:  Why  send  more  Irish 
to  America?    by  Goldw.  Smith.  —  A  protest   against  Whiggery,   by  G.  W.  E.  Russell. 

—  The  Fortress  Prison  of  St.  Petersburg ,  by  (Prince)  Krapotkine.  —  Falling  Trade 
and  Factory  Legislation,  by  A.  W.  Finlayson.  —  The  Dwellings  of  the  Poor,  by  G. 
Ho  well.  ^  The  Improvement    of  the  „Campagna  Romana**,  by  (Count)  ConestobUe.  — 


Die  periodische  Presie  des  Auslandes.  X39 

Tbc  Fsrmers  and  the  Tory  Party,  by  J.  Howard.  —  The  new  Agricultnral  Holdings 
BiU,  by  W.  E.  Bear.  —  The  English  in  Egypt,  by  F.  W.  Rowsell.  —  On  the  Manu- 
fsctore  of  Public  Opinion,  by  Bl.  Jerrold.  —  etc. 

Qaarterly  Review,   the,  No.  810  (published  April  1883.)     Lord  Lawrence. 

—  Mexico.  —  James  Nasmyth.  —  The  French  Bepnblic.  —  Explosives.  —  The  Mint 
ukA  the  Gold  Coinage.  —  The  Transvaal.  —  Prospects  of  Popalar  Government.  —  etc. 

C.     Österreich. 

Österreichische  Monatsschrift  ffir  Gesellschaftswissenschaft, 
red  ig.  von  Prh.  C.  v.  Vogelsang:  1888  Heft  6:  Die  Gewerbeexpertise  im 
Österreich.  Abgeordnetenhanse.  —  Naturalwirtschaft  und  GeldwirtschafL  —  Das  deutsche 
Krankenkassengesets.  —  Lehren  aas  dem  Unglfick  (mit  Besngnahme  auf  voijähr.  Eisen- 
bahDonfllle  auf  badischen  and  bayer.  Staatsbahnen).  —  Sosiale  Chronik.  —  etc. 

Statistische  Monatschrift,  redigiert  v  on  der  k.  k.  Direktion  der 
administrativen  Statistik.  IX.  Jahrgang  (1883)  Juniheft:  Der  Wert  der 
Zerealienemten  in  Österreich-Ungarn ,  von  F.  X.  v.  Neumann-Spallart.  —  Die  mittlere 
BeTdlkernngssiffer  in  Österreich  1830 — 1881,  von  F.  v.  Juraschek.  —  Aasfahr  und  Ein- 
fahr anf  der  Elbe  in  den  Jahren  1872 — 1881 ,  von  Pizsala.  —  Die  Frequenz  der 
österreichischen  Universititen  im  Sommersemester  1883.  —  Der  Stand  und  die  Ent- 
wicklung der  osterreich.  Handelsmarine.  —  Der  Bau  von  Seeschiffen  in  Österreich  1867 
-1881.  —  Die  körperlich  und  geistig  Gebrechlichen  in  den  Lindern  der  h.  Stephans- 
krone  nach  der  letaten  VolkssXhlung ,  von  E.  Nogel.  —  Der  X.  Census  in  den  Ver- 
einigten Staaten  pro  1.  Juli  1880,  von  P.  F.  Kupka.  —  etc. 

F.     Dftnemark. 

Nationalekonomisk  Tidsskrift,  ndgivet  af  W.  Scharling  og  A.  Pe- 
tersen-St  udnits.  188  8.  Hefte  2.-84)«:  Heer  und  Volk,  von  A.  Petersen- 
Stodoits.  —  Bericht  an  das  dänische  Ministerium  des  Auswärtigen  fiber  den  durch  die 
din.-smerik.  Dampfschiffahrtgesellschaft  „Thingvalla-Linjen<*  vermittelten  Verkehr  zw. 
Dlnemark  u.  Amerika,  von  dem  dänisch.  Ministerresidenten  in  Washington  C.  St.  A.  Bille. 

—  Dänemarks  auswärtiger  Handel  (Einfuhr  und  Ausfuhr)  im  Jahre  1881.  —  Die  deutsche 
Hsndelsstatbtik  (Auszüge  aus  dem  H.  v.  Scheels'schen  Artikel  in  den  Jahrbüchern  flir 
Nationalökonomie  u.  Statist.).  —  Der  schwedisch-norwegische  Handelsvertrag  mit  Spa- 
nien, von  (Kammerherr)  F.  Bille.  —  Wehrpflicht  und  Wehrsteuer,  von  A.  Petersen- 
StndniU.  —  ,jD^t  störe  Vesten**  (der  weite  Westen).  Bericht  üb.  die  Kolonien  zwischen 
Missisippi  und  den  „Bocky  Mountains**,  von  dem  dän.  Ministerresidenten  C.  St.  A.  Bille. 

—  Schwedens  auswärtiger  Handel  (Ein-  und  Ausfuhr)  im  Jahre  1881.  — 

G.     Belgien  und  Holland. 

Revue  de  droit  international  et  de  l^gislation  compar^e.  (Brn- 
xelles).  Tome  XV,  1883,  N»  3:  Du  manage  en  droit  international  privö, 
per  L.  Olivi,  I.  article.  —  La  question  du  Liban,  par  J.  Jooris.  —  La  neutralit^  du 
^°K<^T  pu*  E.  de  Laveleye.  —  La  preuve  historique  et  la  preuve  judiciaire,  par  J.  Hor- 
nnng,  I.  article.  —  Le  trait^  d*union  postale  pour  la  protection  de  la  propri^t^  industrielle 
conclu  k  Paris  le  20  mars  1883,  par  Ch.  Lyon-Caen.  —  La  reUgation  des  r^idivistes, 
par  Ad.  Prins.  —  Quelques  observations  sur  l'avant-projet  concernant  la  procMure  dans 
les  proc^s  mixtes  en  Orient,  par  L.  Kamarowsky.  —  Am^rique  espagnole,  par  P.  Pra- 
dier-FodM.  —  France,  par  L.  Benault.  —  etc. 

H.     Schweiz. 

L'Union  postale.  Vol.  VIII,  N^  6,  1.  juin  1883:  Commencements  des 
postes  en  Snisse.  —  Le  Service  des  postes  anx  Etats-Unis  d'Amirique  pendant  l*ezercioe 
1881—82.  — 

Zeitschrift  ffir  schweizerische  Statistik.  XVIIL  Jahrg.  (1882). 
4*  Quartalsheft:  Ergebnisse  der  Gemeinderechnnngen  im  Kanton  Bern  auf  Ende 
1880.  Vom  kantonalen  statistischen  Bureau.  —  Ueber  die  staatliche  und  freiwillige  Für- 
sorge für  Kranke  und  Gebrechliche  in  der  Schweiz,  von  A.  Burckhardt-Merian.  —  Die 
Bewegung  des  Krankenstandes  in  den  öffentlichen  Irrenanstalten  der  Schweiz  1877 — 81, 
▼•  F.  Fetscherin.  —  Hagelschadenstatistik  d.  Schweiz.  Hagelversicherungsgesellschaft  — 
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Die  Haaptresnltate  der  Bewegung  der  BerÖlkerang  in  der  Schweiz  im  Jahre  1881.  — 
Die  schweis.  Universitftten  Im  Sommersemester  1882,  von  A.  Odermstt.  —  Zar  Gs> 
meindefinansstatistik  des  Kantons  Bern.  —  etc. 

I.    Amerika. 

Bulletin  of  the  American  Geographica!  Society  188S.  N^  1—4: 
The  Acropolis  of  Athens,  by  General  G.  W.  Cullum.  —  Siberia.  The  Exiles'  abode,  by 
G.  Kennan.  —  The  Gulf  Stream.  Additional  daU  from  the  investigations  of  the  Cotat 
and  Geodetic  Steamer  „Blake^S  by  J.  B.  Bartlett.  —  Lake  Moeris:  from  recent  explu- 
rations  in  the  Moeris  Basin  and  the  Wadi  Fadbi,  by  F.  Cope  Whitohouse.  —  The  Ex- 
ploration of  the  River  Beni,  by  E.  R.  Heatli.  —  The  Frontiers  of  the  United  SUtes,  hj 
E.  L.  Viele.  —  The  New  Germany,  by  A.  D.  White.  —  1  88  3  No  l:  Dutch  Soatb 
Africa:  its  hydrography,  mineral  wealth  and  mercantile  possibilities,  by  A.  Aylward.  — 
The  Origin  of  the  Name  of  America,  from  the  National  History  of  the  Peruvians,  by 
T.  H.  Lambert.   — 
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Land  wirtschaftliche  Jahrbücher ,  hrsg.  von  H.Thiel.  Band  XU 
(18  8  3)  Heft  3 :  Bericht  Über  die  Viehmarkts  Verhältnisse  Londons  und  deren  Einflaf» 
auf  die  deutsche  Viehhaltung.  Erstattet  von  R.  Plönnis.  —  Der  Nntsen  und  Schaden  des 
Sperlings  im  Haushalt  der  Natur,  von  Schieb.  —  Ober  Haidwirtschafien  in  Schleswig- 
Holstein  und  Jutland,  von  Salfeld.  —  Zuchtversnche  mit  «ahmen  Wanderratten,  I.  Arti- 
kel, von  Crampe.  —  Die  gewerbsmftfsig  hergestellten  Mittel  zur  Vertilgung  von  Feld- 
mäusen und  andern  schädlichen  Nagern,  von  Crampe.  —  Dar  Standort  der  Landwirt- 
schaftsBweige  in  Nordamerika,  von  H.  Engelbrecht.  —  etc. 

Preufsische  Jahrbücher,  hrsg.  v.  H.  v.  Treitschke.  BandLI,  Heft6, 
Juni  1888:  Die  Urbevölkerung  Europas,  von  Mor.  Aisberg.  —  Preufsen  und  Frank- 
reich von  1795  bis  1807,  von  Chr.  Meyer.  —  Cavours  Lehrjahre,  von  W.  Lang.  ^ 
Die  Standbilder  Alezanders  und  Wilh.  von  Humboldt  vor  der  k.  Universität  su  Berlin, 
von  H.  Grimm.  —  Das  Kirchengesetz  vom  5.  Juni,  von  H.  v.  Treitschke.  —  etc. 

Unsere  Zeit.  Deutsche  Revue  der  Gegenwart,  hrsg.  von  R.  von 
Gottschall.  Jahrg.  1883  Heft  2—6:  Die  Angriffe  in  Ägypten  1882,  von  Sp. 
Gopcevic  (Artikel  I — III.  Schlnfs).  —  Osmanische  Staatsmänner.  —  Der  süddeutsche  Par- 
lamentarismus seit  1870,  von  Wilh.  Müller,  Artikel  U.  —  Die  deutsch-brasilianiichc 
Ausstellung  in  Porto-AUegre,  von  H.  von  Jhering.  —  Die  Letten  und  ihr  Anspruch  ssf 
nationale  Selbständigkeit,  von  J.  v.  Dorneth,  2t  Artikel.  —  Die  Insel  Malta.  Histor 
geogr.  Reisestudie  von  H.  Prutz.  —  Japanische  Skizzen,  von  D.  Brauns.  2^  Artikel: 
Das  Volksleben  der  Hauptstadt  Tokio.  —  Die  Polar forschung  der  Gegenwart,  von  Fr.  t. 
Hellwald.  Artikel  I  u.  II.  —  Schiffssusammenstsrse  und  ihre  mögliche  Verhütung,  von 
R.  Werner.  —  Die  österreichische  Armee  von  1848  bis  1881,  von  O.  v.  Raven.  —  Eis 
Meisterwerk  geographischer  Forschung:  (über  F.  v.  Richthofens  China),  von  F.  Martbe. 
S.  669—697.  —  Griechenland  im  letzten  Jahrsehnt,  von  G.  Hirschfeld,  llr  Artikel.  — 
Japanische  Skizzen,  von  D.  Brauns.  lU.  Artikel:  das  Reisen  in  Japan.  —  Louis  Blaue. 
Ein  biographischer  Essay.  Artikel  I  u.  II.  —  Die  Reform  der  italienischen  Universitäten, 
von  G.  Meyer.  —  etc. 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen,  hrsg.  v.  J.  Neu  mann.  XI.  Jahrg. 
(1888)  Nr.  6,  Juni:  Zur  Frage  der  Gesetzeskraft  der  Sozietätsreglements.  —  Zur  Becfat- 
spreehnng  des  Reichsgerichts  und  anderer  Gerichtshöfe  in  Versichernngsangelegenheiten. 
—  etc. 

Zeitschrift  für  Forst-  und  Jagdwesen,  hrsg.  von  B.  Danekelmann. 
XV.  Jahrg.  1888,  Heft  6:  Verfahren  bei  der  Verwertung  der  Holsemte ,  insbeion- 
dere  des  Kiefern-,  Bau-  und  Nutzholzes ,  von  E.  Biedermann.  —  Die  Mineralgerbaof. 
von  V.  Alten.  —  Beiträge  zur  histor.  Entwickelnng  einiger  forstlicher  Lehren,  von  C  ▼• 
Fiscfabach.  Artikel  18,  14,  16:  (Waldausschachtungsbeginn;  Hilfe  bei  Waldbränden; 
Verordnungen  wegen  Holzspamng).  —  Die  Wälder  Transkankasiens,  von  Gusa.  —  übtf 
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aosllod.  HoligewidiBe,  yon  ▼.  Bernntfa.   —  Nachweisnng  der  in  der  Zeit  rom  1.  August 
1881  bis   81.  Juli  1888  im  preoftisclien  Staate  aasgegebenen  Jagdscheine.  —  etc. 

Bnndschaa  der  V ersichern ngen ,  hrsg.  yon  H.  Oesterley.  Jahrg. 
XXXm,  Lieferang  6  —  8  vom  1.  April  1888:  Haftpflicht  auf  See.  —  UnglUcks- 
fi]Ie  in  See.  —  Elektrisches  Licht.  —  Internat,  elektrische  Ansstellung  in  Wien.  —  Die 
steigenden  Dividenden  bei  der  Lebensversicherung.  —  Zur  Arbeiterversicherung.  — 
Eisenbahnunfall :  EntschJUÜgungsprozefs.  —  Die  versichemngswissensch.  Manuskripte 
Professor  Beskiba's,  von  F.  C.  Lukas.  —  Die  Wollersche  Stiftung  in  Marklissa.  —  etc. 
Liefer.  9 — 10  vom  15.  Mai  1883:  Der  Anker,  Lebens-  und  Rentenversichemngs- 
Gesellsch.  in  Wien.  —  K.  k.  priv.  Ssterr.  Versicherungsgesellschaft  Donau.  —  Assicura- 
sioni  generali.  —  etc.  Liefer.  11  vom  1.  Juni  1883:  Die  Versicherung  gegen 
Wasserschaden.  —  Aktienkapital  und  Erträgnisse  deutscher,  osterr.-ungar.  und  schweiser. 
Versicherungsgesellschaften  pro  1878—81.  —  etc. 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen.  Jahrgang.  XI. 
Nr.  2  —  8,  Febr. — Mftrs  1883:  Notizen  sur  Annahmeverpflichtung  der  öffentlichen 
Sotietäten.  —  Ewald  Moritz  Lengstorf  (Direktors  d.  Schweiz.  Lloyd)  Nekrolog.  —  Agi- 
tationen der  Provinzialfeuersosietäten.  —  Zur  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  und 
anderer  Gerichtshöfe  in  Versicherungsangelegenheiten.  —  etc.  Nr.  4  —  5,  April  — 
Mai  1888:  Statistische  Erhebungen  der  Germania ,  Lebensversicherungs-Aktiengesell- 
Khaft  zu  Stettin,  über  die  SterblichkeitsverhSltnisse  bei  verschiedenen  Berufsarten.  — 
Ein  Beitrag  xur  Theorie  der  Berechnung  der  Leibrenten.  —  Bemerkungen  zur  Annahme- 
▼erpflichtnng  der  öffentlichen  Sozietäten.  —  etc. 

Vierteljahrsschrift  fUr  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kultur- 
geschichte, hrsg.  von  Ed.  Wiss.  Jahrg.  XX,  1883  II  Band,  1.  Hälfte: 
Die  grofse  Weserkorrektion,  v.  A.  Lammers.  —  Das  deutsche  Zollwesen  im  Mittelalter, 
▼00  K.  Biedermann.  —  Das  Wirtschaftssystem  des  preufsischen  Staates  bis  zum  Jahre 
1806.  II.  Abteilung,  von  Ewald.  —  International-rechtliche  Streitfragen  österreichischer 
Eisenbahnen.  II.  Artikel,  von  M  Krinitz.  —  Volkswirtschaftliche  Korrespondenzen.  Aus 
Paris,  von  M.  Block.  — etc.  II.  Band,  2.  Hälfte:  Die  intemation.  Spiritnsproduktion, 
Spiritusgesetsgebung  und  Spiritushandel  I.,  von  £.  Meyer.  —  Die  staatliche  Entschädigung 
nnschnldig  Verurteilter,  von  Zeller.  —  Die  Einführung  obligatorischer  Arbeitsbücher  im 
Oewerbewesen ,  von  Th.  von  Huber- Liebenau.  —  Volkswirtschaft!.  Korrespondenzen. 
Ans  Wien,  von  E.  Blau.  —  etc. 

Zeitschrift  für  das  Berg-,  Hütten-  n.  Salinenwesen  im  preufs. 
Staate.  BandXXXI  (188  3)  Heft  2:  Untersuchung  von  Sprengmaterialien  für  Berg- 
baoswecke,  von  Klose.  —  Zur  Theorie  der  Walzenarbeit,  von  Fink.  —  Analyse  der 
Sprengstoffe,  von  Hampe  —  Betriebs-  und  Wetterverhältnisse  auf  den  Steinkohlenzechen 
Neu-Iserlohn  bei  Langendreer  und  Ver.  Bonifacius  zu  Kray  bei  Essen  a/R.  —  Das 
Kapferkies-  und  Schwefelkiesvorkommen  von  Prettan  im  Ahrenthal  (Südtyrol)  u.  dessen 
technische  Ausbeutung.  —  etc. 

Zeitschrift  für  Bergrecht,  redigiert  von  H.  Brassert.  XXIV.  Jahrg.  1883. 
Heft  2:  Entwurf  eines  Gesetzes  (für  Oesterreich)  über  die  Beschäftigung  von  jugend- 
lichen Arbeitern  und  Frauenspersonen ,  dann  über  die  tägliche  Arbeitsdauer  und  die 
Sonntagsruhe  beim  Bergbaue.  Nebst  Motiven.  —  Die  Bergbaukasse  zu  Bllausthal ,  von 
Lochmeyer.  —  Ist  durch  den  §  749  Nr.  1  der  Zivilprozefsordnung  der  Arbeitslohn  auch 
nach  der  Vereinnahmung  seitens  des  Arbeiters  vor  der  Pfändung  geschützt  ?  von  Cappell. 
^  Die  Bestimmungen  über  die  Vorsichtsmafsregeln  gegen  schlagende  Wetter.  —  Bericht 
der   bergrechtl.  Abteilung  der  preufs.  Schlagwetterkommission,   nebst  3  Anlagen.  —  etc. 

Zeitschrift  des  königl.  bayerischen  statistischen  Bureau,  redi- 
giert von  L.  V.  Müller.  Vierzehnter  Jahrg.  1882,  Nr.  3  u.  4:  Resultate  des 
Ersatzgeschäftes  des  Jahres  1881  in  Bayern.  —  Beiträge  zur  Statistik  der  Gkmeinde- 
bestenerung  in  Bayern,  von  L.  v.  Müller.  —  Die  Aktiengesellschaften  Bayerns.  —  Die 
Morbidität  in  den  Heilanstalten  Bayerns  während  des  Jahres  1881.  —  SUtistische  Nach- 
weisnngen  Über  die  öffentl.  Armenflege  in  Bayern  für  die  Jahre  1871 — 1880,  von  K. 
Basp.  —  Litterarische  Anzeigen,  von  L.  v.  Müller.  —  Anhang:  Nachweisungen  über  den 
Verkauf  von  Getreide  auf  den  bayer.  Schrannen  sowie  für  die  6  hauptsächlichsten  Schran- 
nen  nach  einzelnen  Wochen  für  die  4  Quartale  des  Jahres  1882,  sodann  für  das  Kalender- 
jahr 1882;  femer  die  Getreidepreise  des  Emtcgahres  1881/82  nach  einzelnen  Monaten 
und  die  Jahresdurchschnittspreise  der  Viktualien  für  1882.  —  XV.  Jahrg.  1883. 
Nr.  1:    Die  Bewegung   der  Bevölkerung  im  Königr.  Bayern  während  des  Jahres  1881, 
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—  Die  vorl&afigen  Ergebnisse  der  Viehsfihlaog  vom  10.  Januar  1888  in  Bayern.  ~ 
Vorlftafiges  Ergebnis   der   allgem.  Bemfssählung   yom    5.  Juni  1882  im  KSnigr.  Bayern. 

—  Zur  Statistik  der  Feuerwehren  in  Bayern,  von  K.  Basp.  —  etc. 

Zeitschrift  für  Forst-  and  Jagdwesen,  hrsg.  von  B.  Danckelmann. 
XV.  Jahrg.  1888,  Heft  4:  Die  Bewirtschaftang  des  Schatswaldes  am  Bennstei|e 
im  Herzogtum  Sachsen-(}otha,   von  J.  Rausch.  —  Abendfang  der  Noktuiden,  von  Altum. 

—  Beiträge  zur  histor.  Entwickelang  einiger  forstlicher  Lehren,  yon  C.  t.  Pisehbach.  — 
Entwurf  zu  den  Satzungen  des  deutschen  Reichsforstrereins ,  von  Tilmann.  —  etc. 
Heft  6:  Die  Waldarbeiterunterstfitzungskassen  im  Regierungsbezirk  Kassel,  von  v.  Banm- 
bach.  —  Beiträge  zur  Statik  des  Waldbaues,  von  E.  Ramann  und  H.  Will.  6.  Die 
Esche.  —  Die  Überschwemmungen  der  Saalaue  in  den  Jahren  1882  und  1883,  von 
Heinemann.  —  Beiträge  zur  histor.  Entwickelung  einiger  forstlicher  Lehren,  von  C. 
V.  Fischbach.  —  Zur  Kiefern- Jährlingspflanzung.  —  Aus  dem  slavonischen  Walde.  — 
Festmetef preise  in  80-  und  120jährigen  Kiefernbeständen  gleicher  Bonität.  —  Ergebnisse 
des  Betriebes  der  Kiefernsamendarren  in  den  preuTs.  Staatsfersten  für  das  Darrbetriebs* 
jähr  vom  1.  Okt.  1881  bis  1.  Okt.  1882.  —  etc. 
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III. 

Die  Entwicklung  des  Banknotennmlanfs  in  Dentsch- 

iand  Ton  1851—1880. 


Das  Banknotenwesen  hat  sich  in  Deutschland  später  una  ^1^^^ '  '^  '^  ^ 


Von  y  ^49^^^'Tr) 

R  Thorwart.  ^•W:LI[^|- 

samer  entwickelt,  als  in  anderen  Ländern.  Erst  seit  etwa  dreifsig 
Jahren  spielt  die  Note  unter  den  deutschen  Umlaufsmitteln  eine  be- 
deutendere Rolle.  Allerdings  ist  die  Preufsische  Bank  eine  Schöpfung 
des  grofsen  Friedrich  —  1766  — ,  aber  durch  die  französische  Inva- 
sion erwuchsen  ihr  nach  dem  Frieden  von  Tilsit  so  furchtbare  Verluste, 
dab  sie  fast  vierzig  Jahre  lang  vollständig  gelähmt  war  und  erst  1846 
durch  Finanzminister  Bother's  ungewöhnliche  Energie  ihrer  ursprüng- 
lichen Aufgabe  zurückgegeben  werden  konnte.  Neben  ihr  war  der 
Ritterschaftlichen  Privatbank  in  Pommern  (Stettin)  bei  ihrer  Grün- 
dung 1824  das  Recht  der  Ausgabe  von  Bankscheinen  im  Betrage  von 
einer  Million  Thaler  eingeräumt  worden ;  nach  einem  Jahrzehnte  traten 
jedoch  Staatskassenanweisungen  an  jene  Stelle.  In  kleinem  Umfange 
setzten  femer  in  Süddeutschland  die  Bayerische  Hypotheken-  und 
Wechselbank  (München)  seit  1834,  in  Mitteldeutschland  die  Leipziger 
Bank  seit  1839,  die  landständische  Bank  der  sächsischen  Lausitz 
(Bautzen)  seit  1843  und  die  Dessauer  Bank  seit  1847  Noten  in  Zir- 
kulation und  erst  1848  traten  zu  diesen  wenigen  Instituten  in  der 
Breslauer  Städtischen  Bank  und  der  Chemnitzer  Stadtbank,  1849  in 
der  Nassauischen  Landesbank  (Wiesbaden),  1850  in  der  Rostocker 
Bank  und  in  der  Bank  des  Berliner  Eassenvereins  gleichartige  Orga- 
nisationen mit  durchweg  äusserst  beschränktem  Notenrechte. 

Als  aber  in  dem  kaiserlichen  Frankreich  das  System  der  Eapi- 
talassoziation  immer  gröfsere  Erfolge  erzielte,  brach  sich  dafselbe 
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auch  in  Deutschland  Bahn  und  rasch  nach  einander  entstanden  in 
Orten,  in  denen  Industrie  und  Handel  kaum  dem  Namen  nach  be- 
kannt waren,  Banken,  welche  von  den  Leitern  der  kleinen  und  klein- 
sten Staaten  das  werthvolle  Privilegium  der  Notenausgabe  zu  erwer- 
ben wussten,  obgleich  ihr  ganzer  Zuschnitt  sie  mehr  auf  die  Pflege 
von  Spekulations  -  und  Credit  -  Geschäften  anwies:  die  Banken  in 
Braunschweig  und  Weimar  1853,  Darmstadt  und  Gera  1854,  Bücke- 
burg,  Gotha,  Hannover,  Homburg,  Meiningen  und  Sondershausen 
1856,  Luxemburg  1857,  daneben  jedoch  auch  die  Banken  in  den 
Handelsplätzen  Frankfurt  a.  M.  1854,  Bremen  und  Lübeck  (Pri- 
vatbank) 1856.  Für  die  Mehrzahl  jener  Banken  war  das  Domizil 
hart  an  der  Grenze  der  preufsischen  Monarchie  in  der  ausgespro- 
chenen Absicht  gewählt  worden,  dafs  sie  ihre  Thätigkeit  auf 
weite  Yerkehrsgebiete  innerhalb  derselben  ausdehnen  würden,  und 
die  widerstrebende  Haltung  der  preufsischen  Regierung  gegen  die 
Wünsche  der  eigenen  Bevölkerung  nach  Vermehrung  der  heimischen 
Kreditinstitute  leistete  ihnen  hierin  nicht  geringen  Vorschub.  Zwar 
hatte  Hansemann  in  der  kurzen  Zeit  seines  Finanzministeriums  aus 
seiner  Neigung  für  die  Dezentralisation  des  Notenbankwesens  kein 
Hehl  gemacht,  unbeirrt  durch  die  Vorgänge  in  Frankreich,  dessen 
Provinzialbanken  zu  Gunsten  der  Note  der  Bank  von  Frankreich  ihrer 
Notenausgabe  beraubt  wurden,  trotzdem  jeder  rechtliche  und  wirt- 
schaftliche Grund  zu  dieser  Mafsregel  fehlte.  Aber  Hansemann's 
Nachfolger  von  der  Heydt,  aus  dem  Kontor  eines  der  angesehen- 
sten preufsischen  Bankhäuser  an  eine  leitende  Stelle  im  Staatsdienste 
getreten,  hatte  von  der  Selbstthätigkeit  des  Handelsstandes  des  gröfs- 
ten  deutschen  Staates  nur  ^e  geringe  Meinung.  Wenn  auch  schon 
im  Herbste  1848  die  sog.  Normativ- Bestimmungen  für  die  Errich- 
tung von  Privatbanken  die  königliche  Sanktion  gefunden  hatten,  so 
bedurfte  es  trotzdem  noch  langwieriger  Verhandlungen,  bis  die  Ak- 
tienbanken in  Köln,  Königsberg  und  Magdeburg  1856,  Danzig  und 
Posen  1857  konzessioniert  wurden  und  diese  mussten  dabei  Bedingun- 
gen in  den  Kauf  nehmen,  welche  ihre  geschäftliche  Wirksamkeit  von 
vornherein  wesentlich  beeinträchtigten.  Spiegelte  sich  doch  die  Grund- 
anschauung von  der  Heydt's  in  dem  öffentlichen  Ausspruche  wieder, 
dafs  die  Verwaltung  der  Privatbanken  in  die  Hände  von  Beamten 
gelegt  werden  müsse.  So  war  es  auch  abgesehen  von  der  inzwischen 
eingetretenen  Ungunst  der  Zeiten  nicht  erstaunlich,  dafs  die  Konzes- 
sionen zu  Privatbanken  in  Dortmund  und  Hagen  unbenüzt  blieben, 
zur  Gründung  der  Conununalständischen  Bank  der  Oberlausitz  (Gör- 


Die  Entwicklong  des  BaDknotenamlaa(^  In  DentscbUnd  von  1861 — 1880.       ]95 

litz)  erst  1866  geschritten  wurde.  Fast  gleichzeitig  mit  letzterer 
hatten  in  den  Mittelstaaten  die  Commerzbank  in  Lübeck  und  die 
Sächsische  Bank  (Dresden)  1865,  der  Leipziger  Kassen  verein  1867, 
sowie  die  Oldenburger  Landesbank  1868  mit  der  Ausgabe  von  No- 
ten begonnen  und  1870  beziehungsweise  1871  folgten  in  Süddeutsch- 
land die  Badische  Bank  und  die  Württembergische  Bank.  Dagegen 
schied  die  Nassauische  Landesbank  nach  der  Einverleibung  Nas- 
sau's  in  Preussen  aus  der  Beihe  der  Zettelbanken  aus:  ihr  Noten- 
umlauf wurde  1868  von  dem  preussischen  Staate  übernommen  und 
zu  den  Kassenanweisungen  geschlagen;  femer  war  die  Königsberger 
Privatbank  durch  den  Willen  der  Generalversammlung  1871  auf- 
gelöst worden.  Das  deutsche  Bankgesetz  vom  14.  Mäxz  1875  be- 
wirkte eine  weitere  Verminderung  der  Notenbanken:  mit  dem  1.  Ja- 
nuar 1876  verzichteten  die  Banken  in  Berlin  (Kassenverein),  Bücke- 
burg, Dessau,  Gera,  Görlitz,  Gotha,  Homburg,  Leipzig,  Lübeck  (Pri- 
vatbank), Meiningen,  Oldenburg,  Sondershausen,  Stettin  und  Weimar 
auf  ihr  Emissionsgeschäft  und  im  Oktober  1877  entschlofs  sich  die 
Bostocker  Bank  zu  dem  gleichen  Schritte.  Seitdem  üben  die  aus  der 
PreuTsischen  Bank  hervorgegangene  Deutsche  Reichsbank  und  die 
Banken  in  Braunschweig,  Bremen,  Breslau,  Chemnitz,  Danzig,  Darm- 
Btadt,  Dresden  (S&chsische  Bank),  Frankfurt  a  M.,  Hannover,  Köln, 
Leipzig  (Kassenverein),  Lübeck  (Gommerzbank),  Magdeburg,  Mann- 
heim (Badische  Bank),  München  (Bayerische  Bank),  Posen  und  Stutt- 
gart (Württembergische  Bank)  ausschliefslich  das  Recht  der  Noten- 
ausgabe aus. 

Wenn  wir  den  Versuch  machen,  eine  Darstellung  des  Banknoten- 
umlaufs in  Deutschland  in  seinem  allmäligen  Wachstum  zu  geben, 
so  sind  wir  uns  wohl  bewusst,  dass  wir  nur  Unvollständiges  zu  brin- 
gen vermögen.     Die  Daten  unserer  Übersicht  für  die  Jahre  1851  bis 
1862  sind  Hübner's  Jahrbuch  für  Volkswirtechaft  und  Statistik, 
1 — 8.  Jahrgang  (Leipzig  1853—1863)  entnommen,  diejenigen  für  1864 
bis  1866  der  „Bewegung  der  deutschen  Banken^^  von  Roepell,  Berlin 
1868,  diejenigen  für  1867  bis  1877  der  im  Auftrage  des  Internatio- 
nalen   statistischen  C!ongresses  von  dem  Italienischen  Statistischen 
Bureau  in  Rom    zusammengestellten  Statistique  Internationale    des 
banques  d'^mission,  Abtheilung  Allemagne,  Rom  1880,  der  Rest  der 
Zahlen  dem  deutschen  Reichsanzeiger.    Für  die  Bilanzen  der  Preufsi- 
schen  Bank  bzwse.  der  Reichsbank  haben  deren  Verwaltungsberichte 
zu  Grunde  gelegen.    Ziffern,  welche  in  den  genannten  Sammelwerken 
fehlten,  sind  durch  Vergleich  mit  den  in  dem  Frankfurter  Aktion&r 
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mitgetheilten  Monatsaus  weisen  u.  A.  ergänzt  worden ;  manchmal  mofs- 
ten  die  zuletzt  bekannt  gegebenen  Zahlen  von  Neuem  eingesetzt  wer- 
den. Misslicher  als  dies  ist  der  Umstand,  dass  bei  den  Tabellen  der 
drei  genannten  Werke  nicht  einheitliche  Grundsätze  beobachtet  wor- 
den sind,  sondern  mehrfach  Verschiedenheiten  zu  Tage  treten,  ja  dab 
einzelne  Zahlen  unter  sich  nicht  übereinstimmen.  Auch  in  den  Yer- 
öfientlichnngen  der  Banken  selbst  herrscht  nichts  weniger  als  gleich- 
mäfsige  Gruppierung;  namentlich  die  Positionen  des  Bestandes  an 
eigenen  Noten  und  der  Depositen  und  anderen  Verbindlichkeiten  wer- 
den ganz  willkürlich  bald  nach  dieser,  bald  nach  jener  Anordnung 
verbucht,  Übelstände,  über  welche  schon  Wagner  (Lehre  von  den  Ban- 
ken, Leipzig  1857)  und  Nasse  (Jahrb.  f.  Natökon.  1868)  Erläge  ge- 
führt haben.  Ein  letzter  und  nicht  der  mindest  gewichtige  Einwand 
gegen  die  Zuverlässigkeit  unseres  Tableau's  wird  aus  dem  Grunde  erho- 
ben werden  können,  dass  wir  nur  die  am  Ende  des  Bechnung^ahres 
sich  ergebenden  Bilanzen  berücksichtigt  haben.  Aber  die  Ermitte- 
lung der  Ziffern  für  die  Jahresdurchschnitte  erwies  sich  bei  der  Lücken- 
haftigkeit des  statistischen  Materials  und  bei  der  Unsitte  der  Be- 
kanntgabe der  Ausweise  zum  Theil  in  kleinen  Winkelblättem  fast  als 
unmöglich  und  für  den  Schreiber  dieser  Zeilen  als  zu  zeitraubend. 
Boepell  hat  in  dem  Bremer  Handelsblatte  eine  Reihe  von  Durch- 
schnittszahlen berechnet ;  diese  beschränken  sich  indessen  anfangs  auf 
die  Norddeutschen  Banken  und  umfassen  später  nur  die  gröliseren 
deutschen  Banken,  wobei  leider  die  Hamburger  Depositenbanken  nicht 
ausgeschieden  sind ;  zudem  hören  die  Roepeirschen  Mitteilungen  mit 
dem  Jahr  1875  auf.  Wir  mufsten  daher  auf  die  Benutzung  der  sonst 
sehr  interessanten  Übersichten  Verzicht  leisten.  Jene  Mängel,  welche 
der  Bankstatistik  im  Allgemeinen  anhaften,  kehren  selbstverständlich 
auch  in  unseren  Tabellen  wieder;  sie  werden  aber  wohl  nicht  so  er- 
heblich sein,  dafs  sie  die  Richtigkeit  unserer  Zusammenstellungen  im 
grossen  und  ganzen  beeinträchtigen  sollten.  Weichen  unsere  Ziffern 
von  den  anderwärts  berechneten  Zahlen  ab,  so  findet  diese  Verschie- 
denheit durch  das  eben  Gesagte  seine  Erklärung. 

Bei  der  Einteilung  der  Banken  in  einzelne  Gruppen  haben  wir 
sämtliche  preuTsische  Banken  den  Norddeutschen  Banken  zugeteilt, 
wenngleich  die  Kölner  Privatbank  ihrer  geographischen  Lage  nach 
hierzu  nicht  gerechnet  werden  kann.  Aber  einerseits  hat  die  poli- 
tische  Zugehörigkeit  der  Rheinlande  zu  der  PreuTsischen  Monarchie 
auch  deren  Kreditverhältnisse  in  nahen  Zusammenhang  zu  Berlin  ge- 
bracht, andrerseits  fand  die  Entwickelung  der  Kölner  Bank  unter  ge- 
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setzlichen  und  Yerwaltungs-BestiiiiinuDgen  statt,  welche  für  sie  wie  für 
alle  anderen  preufsischen  Banken  in  gleicher  Weise  mafsgebend  waren. 
Da  letzteres  bei  der  Luxemburger  Internationalen  Bank,  deren  Ge- 
schäftsgebiet zwar  ebenfalls  hauptsächlich  in  der  Rheinprovinz  zu  su- 
chen ist,  nicht  zutraf,  so  haben  wir  sie  ihrem  Domizile  entsprechend 
den  süddeutschen  Banken  eingereiht.  Wagner  hat  in  seiner  Statistik 
(System  der  Zettelbank-Politik,  Freiburg  1873)  in  den  Bilanzen  der 
Bayerischen  Hypotheken-  und  Wechselbank  nur  einen  Teil  der  Be- 
stände verzeichnet,  den  andern  Teil  als  dem  Hypothekengeschäfte 
gehörig  aufser  Acht  gelassen.  Consequenter  Weise  würde  man  das 
Gleiche  bei  den  Banken,  welche  Credit-Mobilier-Geschäfte  betreiben, 
einhalten  müssen,  es  ist  jedoch  kaum  möglich,  hier  die  richtige  Grenze 
zu  finden.  Wir  haben  daher  die  Bilanzen  in  ihren  Gesamtzahlen 
eingestellt.  Bei  Wagner  fehlt  femer  die  Chemnitzer  Stadtbank,  de- 
ren Organisation  sich  indessen  wohl  kaum  von  derjenigen  der  städi- 
schen  Bank  in  Breslau  unterscheidet;  rechnet  man  die  letztere  zu 
den  Notenbanken,  so  wird  man  daher  auch  jene  nicht  davon  aus- 
schliefsen  können. 

Der  Preufsischen  Bank  war  bei  ihrer  Reorganisation  (1846)  das 
Recht  der  Ausgabe  von  Noten  bis  zum  Betrage  von  21  Millionen 
Thalem  verliehen  worden;  der  Vertrag  mit  dem  preufsischen  Staate 
vom  28.  Januar  1856  gewährte  ihr  das  Privilegium  der  unbeschränk- 
ten Notenausgabe,  nur  gebunden  an  die  Bedingung  der  Dritteldeckung 
durch  Metallgeld,  und  befreite  sie  aufserdem  von  ihren  für  die  da- 
maligen Verhältnisse  recht  erheblichen  Effektenbeständen  im  Werte 
von  fast  10  Millionen  Thalem.  Der  Abschlufs  des  Vertrags  fiel  in 
eine  Zeit,  in  welcher  auf  dem  internationalen  Geldmärkte  lebhafte 
Erregung  herrschte.  Der  Krimkrieg  und  seine  siegreiche  Beendigung 
hatte  dem  englischen  Handel  neue  Kanäle  erschlossen,  in  Frankreich 
die  Nationalanleihen  und  mit  diesen  die  Demokratisierung  des  Kapi- 
tals zur  Folge  gehabt,  durch  deren  Begünstigung  das  Kaiserreich 
sich  die  Gunst  der  Massen  zu  sichern  hoffte.  Die  Aktienuntemeh- 
mungen  feierten  ihre  glänzendsten  Tage,  der  Kredit  mobilier  verteilte 
für  1855  eine  Dividende  von  41  Prozent.  Solche  Erscheinungen  konn- 
ten auch  diesseits  des  Rheines  nicht  ohne  Einflufs  bleiben;  eine  Ak- 
tiengesellschaft nach  der  anderen  zum  Betriebe  von  Bank-  und  Han- 
delsgeschäften, Fabriketablissements,  Bergbau,  Eisen-  und  Hüttenwer- 
ken ward  in  Deutschland  in  das  Leben  gerufen.  Aber  bald  kamen 
die  Vorboten  der  herannahenden  Beaction.  Die  Missemte  des  Jahres 
1855  verhinderte  die  Ausfuhr  deutschen  Getreides,  dagegen  nahm  die 
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Einfuhr  von  Bohprodukten  und  Halbfabrikaten  grösseren  umfang  als 
früher  an.  Die  Wechselkurse  wendeten  sich  zu  Ungunsten  Preufsens 
und  verminderten  den  Barbestand  der  Bank  vom  April  bis  Dezember 
1855  beinahe  auf  die  Hälfte,  während  in  demselben  Zeitabschnitt  das 
Portefeuille  fast  auf  den  doppelten  Betrag  stieg  (Ende  April  1855 :  Bar- 
vorrath  M.  90591000,  Portefeuille  M.  65592000,  Ende  Dezember  1855 
M.  46617000,  bezwse.  M.  110448000).  Demungeachtet  entschlois 
sich  die  Bank  nur  langsam  und  zögernd  zur  Erhöhung  ihres  Diskon- 
to's,  so  dafs  dieser  wesentlich  unter  den  Raten  der  Banken  von  Eng- 
land und  Frankreich  und  des  Hamburger  Geldmarktes  blieb.  Im  Ver- 
ein hiermit  mussten  das  Kapitalangebot  und  die  Notenmengen  der 
neuen  Aktienbanken  die  Spekulationslust  des  Publikums  noch  weiter 
entfachen.  Der  fortgesetzte  Silberabflufs  forderte  jedoch  sein  Recht: 
der  Diskontsatz  der  Preufsischen  Bank  wurde  im  September  1856 
auf  6  Prozent  erhöht  und  damit  dem  Hausse-Gebäude  der  Effekten- 
spekulation  der  Boden  weggerissen.  Wenige  Monate  später  verbot 
die  preufsische  Regierung  (März  1857)  die  Zahlungsleistung  mit  Noten 
aufserpreufsischer  Banken  innerhalb  der  Grenzen  der  Monarchie,  unter 
drastischer  Aufzählung  der  Mifsstände,  welche  bei  der  Ausgabe  der 
Noten  seitens  der  kleinstaatlichen  Banken  zu  Tage  getreten  seien. 
Dem  Beispiele  Preufsens  folgten  Bayern  und  Sachsen,  und  so  sahen 
die  Banken,  welche  kaum  ihren  Geschäftsbetrieb  begonnen  katten,  sich 
gezwungen,  ihren  Notenverkehr  und  damit  ihre  Kreditgewährung  auf 
das  Äufserste  einzuschränken.  Gleichzeitig  zeigte  sich  nun  auch  die 
Preufsische  Bank  zurückhaltender  und  dem  Begehren  nach  Diskonto- 
und  Lombardkredit  gegenüber  immer  schwieriger.  Unter  fortdauern- 
der Beängstigung  des  Geldmarktes  kam  der  Herbst  1857  heran  und 
mit  ihm  der  Zusammenbruch  der  Hamburger  Warenbörse,  welcher 
von  Neuem  die  Handelswelt  ganz  Deutschlands  in  Mitleidenschaft  zog 
und  in  Verbindung  mit  jenem  Verbote  die  Wirksamkeit  der  kleinen 
Banken  die  nächsten  Jahre  hindurch  brach  legte.  Zur  Veranschau- 
lichung der  eben  geschilderten  Situation  mögen  folgende  Zahlen  die- 
nen.   Es  betrugen  bei  der  Preufsischen  Bank  (in  Tausend  Mark) 
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Bankanstalten  der  Preufsischen  Bank  waren  in  Betrieb  1847 :  30, 
1857:  103. 

Die  Denkschrift,  mit  welcher  die  preufsische  Regierung  ihre 
Mafsregeln  gegen  die  Noten  der  aufserpreuTsischen  Banken  begrün- 
dete, hatte  den  Vorwurf  erhoben,  dafs  deren  Vermehrung  in  einem 
Umfange  erfolgt  sei,  welche  nur  in  der  Geschichte  des  Bankwesens 
der  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  ihres  Gleichen  finden  dürfte. 
„Es  werden  durch  Agenten  an  den  Börsen  Wechsel  zu  einem  erheblich 
niedrigeren  als  dem  allgemein  üblichen  Zinsfufse  unter  der  Bedingung 
angekauft,  dafs  der  Betrag  in  den  fremden  Noten  angenommen  wer- 
den mufs. Agenten,  welche  für  die  [Jnterbringung  der  Noten 

Provision  erhalten,  bieten  dieselben  zu  solchen  Geschäften  durch  Zei- 
tungs-Annoncen und  Zirkuläre  aus.  Auf  den  Messen  werden  die  No- 
ten geradezu  als  Ware  verkauft.^^  Solche  Mifsbräuche  mufsten  aller- 
dings in  höchstem  Mafse  verurteilt  werden,  aber  ihre  Bedeutung  stand 
doch  zu  den  zu  ihrer  Bekämpfung  aufgewandten  Mitteln  in  keinem 
Verhältnisse  und  manche  Bank  mochte  wohl  zu  ihrer  Entschuldigung 
darauf  hinweisen,  dafs  von  kleinstaatlichen  Regierungen  ganz  ähnlich 
zur  Unterbringung  ihres  Papiergeldes  in  möglichst  entfernten  Gegenden 
verfahren  worden  sei.    Es  betrugen  bei  den  nichtpreufsischen  Noten- 
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banken  in  Nord-  und  Mitteldeutschland  ^ )  am  Jahresschlüsse  1853  bis 
1857  in  Tausend  Mark  (nach  Wagner,  Lehre  von  den  Banken,  und 
nach  Hübner's  Jahrbuch  1859  und  1861) 
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Ein  Vergleich  der  Zahlen  zeigt  zum  mindesten,  dafs  die  preoT- 
sische  Bank  allein  an  Kreditgewährung  und  Geschäftsausdehnung  die 
sämtlichen  kleinen  Banken  weitaus  überholt  hatte,  und  schon  da- 
durch wird  die  Annahme  hinfällig,  dafs  diese  in  der  Lage  gewesen 
seien,  eine  etwa  entgegengesetzte  Diskontopolitik  der  preufsischen  Bank 
zu  bekämpfen  oder  deren  Wirkungen  gar  zu  paralisieren.  Ein  solcher 
Gegensatz  war  indessen  nicht  vorhanden ;  die  preufsische  Bank  erleich- 
terte durch  ihr  Festhalten  an  einem  gegenüber  den  anderen  Märkten 
niedrigen  Diskontsatze  die  Kaufkraft  des  spekulationslustigen  Publi- 
kums und  anstatt  den  gespannten  Geldverhältnissen  durch  Vertheue- 
rung  ihrer  Kreditbedingungen  Ausdruck  zu  geben,  hemmte  sie  durch 
ihre  grofsen  Diskontierungen,  mit  denen  sie  gegen  die  anderen  Geld- 
geber in  Konkurrenz  trat,  das  natürliche  Aufsteigen  des  Zinsfufses. 
Schon  der  moralische  Einflufs  ihrer  Haltung  auf  dem  Geldmarkte  hielt 
diesen  niedrig:  nicht  der  Diskontsatz  der  Banken  von  Bückeburg  und 
Sondershausen  —  und  wäre  er  noch  billiger  gewesen  —  konnte  auf 
dem  deutschen  Markte  mafsgebend  sein,  sondern  nur  die  Rate  der 
preufsischen  Bank.  Die  preufsische  Denkschrift  brachte  ferner  den 
Silberexport  mit  dem  vermehrten  Notenumlauf  in  Verbindung;  aber 
gerade  hierbei  war  es  der  Fehler  der  preufsischen  Bank,  dafs  sie  an 
ihrem  Diskontsatze  von  4  Prozent  noch  festhielt,  als  die  Wechselkurse 
schon  zu  Ungunsten  von  Berlin  standen  und  zur  Silberausfuhr  direkt 
aufforderten.  In  Wahrheit  werden  auch  die  Leiter  der  preufsischen 
Bank  kaum  die  Meinung  vertreten  haben,  dalis  die  Summe  der  um- 


1)  1858:  Banken  in  Leipzig,  Bautzen,  Dessau,  Uostock,  Lübeck;  1854  und  1855: 
wie  1853,  ferner  Weimar,  Braunschweig;  1856:  wie  1855,  ferner  Bremen,  Qera,  Son- 
dershausen; 1857:  wie  1856,  ferner  Gotha,  Hannover.  Die  Zahlen  von  Chemnits  und 
Meiningen  fehlen. 
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laufenden  Noten  in  Deutschland  an  sich  dessen  Währung  gefthrde, 
denn  der  Notenumlauf  der  preuTsischen  Bank  vermehrte  sich  vom 
Ende  1856  bis  zum  1.  Oktober  1867,  also  unmittelbar  vor  Ausbruch 
der  Hamburger  Erisis,  von  M.  141 000 000  auf  M.  220500000,  wäh- 
rend die  Banken  der  anderen  Zollvereinsstaaten  in  dem  gleichen  Zeit- 
abschnitte nur  eine  Zunahme  von  M.  13000000  erfuhren.  Verglichen 
mit  den  Barfonds  erhöhten  sich  die  durch  Metall  nicht  gedeckten 
Noten  der  preuTsischen  Bank  um  M.  53  250000,  der  nichtpreufsischen 
Bank^  um  M.  6000000.  Daraus  geht  zur  Genüge  hervor,  dafs  die 
letzten  Ursachen  des  Notenkrieges  der  preufsischen  Regierung  nicht 
in  theoretischen  Gründen  gegen  das  Notenwesen,  sondern  nur  im  In- 
teresse der  heimischen  Institute  gegenüber  den  fremden  Mitbewerbern 
zu  suchen  waren. 

Die  Krisis  von  1857  folgte  so  rasch  auf  die  Gründung  der  kleinen 
Banken,  dafs  die  damals  und  später  häufig  laut  gewordene  Ansicht, 
als  ob  die  letzteren  die  Schuld  an  jener  trügen,  wohl  begreiflich  war. 
Wenn  es  aber  eines  Gegenbeweises  bedürfte,  so  ist  dieser  am  leich- 
testen gerade  durch  den  Zusammenbruch  der  Hamburger  Börse  zu 
fahren.  In  Hamburg  waren  weder  eine  Notenbank  thätig,  noch  die 
Noten  gleichviel  welcher  Bank  in  Umlauf;  der  Geldverkehr  wurde 
durch  Zu-  und  Abschreibung  in  den  Büchern  der  Hamburger  Giro- 
bank und  aufserdem  in  einer  fingierten  Valuta,  der  Bankomark,  ge- 
regelt Dem  Mangel  an  Zirkulationsmitteln,  deren  das  Warengeschäft 
benötigte,  half,  wie  der  Bericht  der  Kommerzdeputation  sich  äufserte, 
„ein  zum  Verderben  des  Handels  immer  mehr  anschwellender  Wech- 
selaustausch^^  ab.  Nach  ungefährer  Schätzung  wurden  dort  Wechsel 
abgestempelt : 

1853  für  Mark  Banko  532692000  =  Mk.     799  038000 

1854  „  „  „  586  525000=  „  879  787  500 

1855  „  „  „  649  257  000  =  „  973  885  500 

1856  „  „  „  857  057  000  =  „  1 285  585  500 

1857  „  „  „  993  072  000  =  „  1  489  608  000 

Und  diese  kolossalen  Summen  fanden  Unterkunft  im  Vertrauen 
auf  den  Barvorrat  einer  Bank,  welche  die  Gröfse  ihres  Metallfonds 
niemals  bekannt  gab  und  diesen  von  der  Zirkulation  vollständig  ab- 
schlofs.  Drastischer  konnte  gar  nicht  gezeigt  werden,  dafs  der  Ver- 
kehr, wenn  ihm  das  eine  Kreditzirkulationsmittel  nicht  zu  Gebote 
steht,  ein  zweites  auszubilden  weifs. 

Von  Hamburg  aus  hatte  sich  die  Handelskrisis  über  ganz  Deutsch- 
land verbreitet  und  allenthalben  Zahlungseinstellungen  hervorgerufen. 
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Die  Geldgeber  erlitten  sehr  erhebliche  Verluste  und  die  kleinen 
Banken ,  welche  bei  der  Eingehung  ihrer  Verbindungen  es  vielfach  an 
Vorsicht  hatten  fehlen  lassen,  sahen  sich  namentlich  wiederholt  bei 
ihren  eigenen  Agenten  zu  Zubufsen  gezwungen.  Das  hierdurch  her- 
vorgerufene Mifstrauen  wurde  durch  die  schon  erwähnten  Verbote 
der  Ausgabe  fremder  Noten  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  noch  be- 
stärkt; die  Banken  verfügten  nur  noch  über  die  denkbar  kleinsten 
Umlaufsgebiete  für  ihre  Noten,  die  Einlösungspflicht  trat  täglich  an 
sie  heran  und  die  Kosten  der  Beschaffung  des  Metallgeldes,  welche 
um  so  gröfser  waren,  je  weiter  entfernt  von  dem  Silbermarkte  die 
Banken  ihren  Wohnsitz  hatten,  reduzierten  den  Gewinn  aus  dem  Emis- 
sionsgeschäfte auf  ein  Minimum.  Von  nun  an  werden  die  Noten  der 
kleinen  Banken  zu  den  „wilden  Scheinen''  gerechnet,  welche  den 
Schrecken  bei  jeder  Zahlung  bildeten ,  obgleich  die  durchschnittliche 
Gröfse  ihrer  Stückelung  —  10  und  20  Thaler  —  verhinderte,  dats  sie 
in  dem  gleichen  Mafse  in  den  Verkehr  eindrangen  und  diesen  be- 
lästigten, wie  es  bei  den  unverhältnismäfsig  grofsen  Summen  der  on- 
einlösbaren  Einthalerscheine  der  Kleinstaaten,  jener  Satyre  des  Staats- 
papiergeldes, der  Fall  war.  Es  ist  unter  diesen  Umständen  nicht  zn 
verwundem,  dafs  der  Notenumlauf  der  aufserpreufsischen  Banken  in 
Nord-  und  Mitteldeutschland 

von  Mk.  65106000  Ende  1856 
auf    „    50383500     „     1857 

„     „44112  300     „      1858 

„     „    36117  100     „      1859 

zurückging.  Noch  interessantere  Ziffern  liefern  die  Ausweise  der  ein- 
zelnen Banken;  die  alte  und  angesehene  Leipziger  Bank  hatte  Ende 

1856  Mk.  13  674  Noten  ausstehen,  Ende  1858  Mk.  11644,  1859 
Mk.  9843  (alles  in  Tausenden);  die  Dessauer  Bank  1856  Mk.9224, 

1857  Mk.  1753,  1858  Mk.  1197,  1859  Mk.  500;  die  Weimarer  Bank 
1856  Mk.  12960,  1857  Mk.  7020,  1858  Mk.  7350,  1859  Mk.  7200; 
die  Braunschweiger  Bank  1856  Mk.  8444,  1857  Mk.  5337,  1858 
Mk.  3913,  1859  Mk.  2365;  die  Geraer  Bank  1856  Mk.8034,  mi 
Mk.  3998,  1858  Mk.  3658,  1859  Mk.  1354;  die  Sondershausener  B<nnk 
April  1857  Mk.  8967,  Ende  1858  Mk.  1446,  1859  Mk.33;  die  Mei- 
ninger  Bank  Ende  Oktober  1857  Mk.  8000,  Ende  1857  Mk.  5066,  1859 
Mk.  119 ;  die  Bückeburger  Bank  Ende  1858  Mk.  528,  Ende  1859  keine. 
Erst  1860  konnten  die  Banken  an  die  langsame  Wiedereroberung  des 
so  plötzlich  verloren  gegangenen  Gebietes  denken. 
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Nach  diesem  gleichsam  dramatisch  bewegten  Beginne  des  Noten- 
weseDs  in  Deutschland  folgt  eine  Epoche  nmso  ruhigeren  Fortgangs. 
Die  preufsische  Bank  vermehrte  stetig  die  Zahl  ihrer  Kommanditen 
und  Agenturen  innerhalb  der  Grenzen  der  Monarchie  und  damit  ihren 
Geschäftsumfang ;  sie  wufste  femer  ihre  Noten  an  Stelle  der  ver- 
drängten Zettel  der  kleinen  Banken  in  ganz  Nord-  und  Mitteldeutsch- 
land zu  einem  allgemein  beliebten  Zahlungsmittel  zu  machen.  Die 
prenfsischen  Privatbanken  blieben  auf  ihre  statutarisch  begrenzte 
Wirksamkeit  beschränkt ;  jahrelange  Anstrengungen  waren  erforderlich, 
bevor  ihnen  die  Annahme  verzinslicher  Despositen  anfangs  bis  zur 
Höhe,  später  bis  zum  doppelten  Betrage  ihres  Aktienkapitals  seitens 
der  Regierung  zugestanden  wurde.  In  Mitteldeutschland  arbeiteten 
die  Banken  an  der  Konsolidierung  ihrer  so  schwer  erschütterten  Ver- 
hältnisse, in  Süddeutschland  verstand  die  ebenso  solid  als  mit  unge- 
wöhnlicher Intelligenz  geleitete  Frankfurter  Bank  sich  eine  mafsgebende 
Stellung  zu  erringen  und  ähnlich  der  Prenfsischen  Bank,  nur  ohne  ge- 
setzgeberische Mittel  die  Noten  ihrer  kleinen  Eonkurrenzanstalten  auf 
Jahre  hinaus  aus  dem  Felde  zu  schlagen.  Der  Notenumlauf  der 
Frankfurter  Bank  war  Ende  1856  (alles  in  tausend  Mark)  Mk.  12  246, 
1857  Mk.  13027,  1858  Mk.  20862,  1859  Mk.  24300;  deijenige  der 
Homburger  Bank  Ende  1857  Mk.  309,  1858  Mk.  249,  1859  Mk.  102; 
der  Darmstädter  Bank  Ende  1856  Mk.  1791,  1858  Mk.  1389,  1859 
Mk.525;  der  Luxemburger  Bank  1857  Mk.  966,  1858  Mk.348,  1859 
Mk.  21.  In  Bayern ,  welches  an  dem  wirtschaftlichen  Aufschwünge 
nicht  Teil  genommen  hatte  und  deshalb  von  dem  darauf  folgenden 
Niedergange  fast  nicht  berührt  wurde,  konnte  die  bayerische  Hypo- 
theken- und  Wechselbank  ihi*en  Notenumlauf  unverändert  auf  M.4  571 400 
halten. 

Auch  der  deutsch-dänische  Krieg  blieb  auf  die  Weiterentwicklung 
des  Banknotenwesens  ohne  besonderen  Einflufs.  Als  aber  ein  Jahr 
darauf  die  preufsische  Bank  von  dem  Abgeordnetenhause  die  Ermäch- 
tigung verlangte,  ihren  Wirkungskreis  auf  das  übrige  Deutschland 
auszudehnen ,  nahm  die  volkswirtschaftliche  Opposition  die  Gelegenheit 
wahr,  die  Vermehrung  des  Notenumlaufs  einer  eingehenden  Kritik  zu 
unterziehen  und  jene  Genehmigung  von  der  Bedingung  abhängig  zu 
machen,  dafs  das  Maximum  der  im  Umlauf  befindlichen  ungedeckten 
Notenmenge  auf  180  Millionen  Mark  festgesetzt  werde.  Zwar  wider- 
sprach der  Bankpräsident  dieser  Forderung,  welche  im  wesentlichen 
suif  eine  Nachbildung  der  PeeFschen  Bankakte  hinauslief,  auf  das 
Nachdrücklichste,  indem  er  die  Zahlen  aus  der  Praxis  der  letzten 
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drei  Jahre  reden  liefs,  aber  die  Antragsteller  waren  nicht  zu  über- 
zeugen und  der  Gesetzentwurf  kam  nicht  zur  Ausführung.  Inzwischen 
hatte  der  amerikanische  Sezessionskrieg  den  Baumwollen-Export  aus 
den  südstaatlichen  Häfen  unmöglich  gemacht  und  den  europäischen 
Spinner  gezwungen,  seinen  Bedarf  aus  Indien  zu  beziehen.  Im  Zu- 
sammenhang hiermit  zeigte  Asien  erhöhten  Begehr  nach  Silber  und 
das  Edelmetallreservoir  Europas,  die  Bank  von  England,  sah  sich,  um 
zu  starken  Ansprüchen  an  ihre  Vorräte  zu  begegnen ,  zu  wiederholter 
Diskonto-Erhöhung  genötigt,  zumal  die  1864  gesetzlich  ermöglichten 
Gründungen  von  Aktiengesellschaften  mit  beschränkter  Haftbarkeit  in 
England  die  Ersparnisse  der  Nation  mehr  als  sonst  verbrauchten. 
Zum  Schutze  der  Metallvorräte  der  kontinentalen  Geldmärkte  vor  der 
Einwirkung  des  hohen  Zinsfufses  in  London  mufsten  nun  auch  deren 
Diskontsätze  gesteigert  werden  und  die  preufsische  Bank,  welche  ihre 
Rate  seit  1858  auf  4^,  von  Ende  1863  auf  4^^  gehalten  hatte,  ging 
im  Mai  1864  auf  5^,  im  September  auf  6  ^,  im  Oktober  auf  7  j,  um 
im  Dezember  auf  6  %  zurückzukehren.  Aber  das  Jahr  1865  brachte  dem 
Londoner  Platze  keine  Erleichterung;  die  Wiederaufnahme  der  Be- 
ziehungen zu  Amerika  nach  der  Niederwerfung  der  Südstaaten ,  die 
Eisenbahnbauten,  welche  in  der  ganzen  Welt  für  englische  Rechnung 
ausgeführt  wurden,  schmälerten  im  Gegenteil  immer  mehr  den  Metall- 
bestand der  Bank  von  England  und  veranlafsten  von  neuem  ein  An- 
ziehen der  Diskontoschraube.  Wieder  mufsten  Hamburg  und  Berlin 
folgen ;  die  Wechselkourse  stellten  sich  gegen  letzteren  Platz  und  trotz- 
dem der  Zinsfufs  im  Herbste  abermals  bis  auf  7  g  erhöht  wurde, 
schlofs  das  Jahr  mit  einem  Metallabflufs  von  mehr  als  42  Millionen 
Mark,  einem  gröfseren  Betrage  als  in  den  Voijahren  (Metallzuflufs : 
1858  Mk.  24366000;  1859  Mk.  20805000;  1860  Mk.  89  382000; 
1861  Mk.  40593000;  von  da  ab  MetaHabflufs :  1862  Mk.  16  335000; 
1863  Mk.  41280000;  1864  Mk.  15  927000  —  nach  Michaelis  in 
Faucher's  Vierteljahrsschrift  1865  — ).  unter  solchen  Auspizien  be- 
gann das  Jahr  1866.  Die  schleichende  Krisis  in  London  kam  zum 
offenen  Ausbruche ;  der  Sturz  der  Firma  Overend,  Guemey  u.  Co.  deckte 
die  Hohlheit  der  englischen  Kreditverhältnisse  auf  und  veranlafste  eine 
solche  Panik  auf  dem  Geldmarkte,  dafs,  um  diese  zu  bannen,  die 
Suspension  der  PeePschen  Bankakte  notwendig  war.  Die  preufsische 
Bank  war  mit  7^  Diskont  in  das  neue  Jahr  übergegangen  und  hatte 
diesen  Satz  am  22.  Februar  auf  6  g  ermäfsigt,  am  4.  Mai  dagegen  mit 
7  $  wieder  hergestellt ,  um  am  Tage  nach  dem  „Overend  -  Freitage^^ 
auf  9  {  zu  gehen.    Hierdurch  wurden  zunächst  die  Wechselkourse  ge- 
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waltsam  geworfen  und  in  Verbindung  damit  jede  Metallausfuhr  un- 
möglich gemacht  Gleichzeitig  öfihete  die  preufsische  Bank  allent- 
halben in  überaus  bereitwilliger  Weise  ihre  Kassen ,  sodafs  wohl  jeder 
legitime  Kreditanspruch,  soweit  er  genügende  Sicherheit  zu  bieten 
schien,  volle  Befriedigung  fand,  ein  Verhalten,  welches  sie  auch  bei 
Ausbruch  und  während  des  Verlaufes  des  unmittelbar  darauf  folgen- 
den deutsch-österreichischen  Krieges  beobachtete.  So  war  der  Höhe- 
punkt der  Krisis  schon  vor  der  Schlacht  von  Königgrätz  überschritten, 
der  Diskontsatz  konnte  am  13.  Juli  auf  8$,  am  26.  Juli  auf  6^,  am 
3.  August  auf  ö  f  herabgesetzt  werden  und  die  preufsische  Bank  hatte 
sich  um  Handel  und  Industrie  nicht  genug  anzuerkennende  Verdienste 
erworben.  Zur  weiteren  Sicherung  der  Landeswährung  bezog  die  Bank 
Silber  im  Betrage  von  132  Millionen  Mark  aus  dem  Auslande,  die 
hohen  Ankaufskosten  dafür  nicht  scheuend.  In  welchem  Mafse  sich 
die  Bankleitung  der  Höhe  ihrer  Aufgabe  gewachsen  zeigte,  lehrt  ein 
Blick  auf  ihre  nachstehenden  Monatsausweise  (alles  in  tausend  Mark): 

Barvorrat  Notenumlauf  Wechsel  Lombard 

Mk.  Mk.  Mk.  Mk. 

EndeAprü      1866  189  960         363  717         229  815         40314 

„     Mai  „ 

„     Juni         „ 

n       Juli  „ 

„     August     „ 

Diesen  ausgedehnten  Kreditgewährungen  der  preufsischen  Bank 
g^enüber  sahen  sich  die  preufsischen  Privatbanken  und  die  meisten 
nord-  und  mitteldeutschen  Banken  zu  Geschäftseinschränkungen  ver- 
anlafst;  selbst  die  so  vorzüglich  geleitete  Bremer  Bank  glaubte  in 
den  kritischen  Mai-  und  Juniwochen  einen  Teil  der  ihr  angebotenen 
Diskontowechsel  zurückweisen  zu  müssen.  Unter  den  mitteldeutschen 
Banken  nimmt  die  Leipziger  Bank,  trotzdem  sie  inmitten  des  Kriegs- 
theaters gelegen  war,  eine  rühmenswerte  Ausnahmestellung  ein;  sie 
steigerte  ihr  Portefeuille  von  Ende  Februar  bis  19.  Mai  (Maximum)  von 
Mk.  6330000  auf  Mk.  11  700000,  ihren  Notenumlauf  vom  9.  März  bis 
3.  JuU  (Maximum)  von  Mk.  18300000  auf  Mk.  25230000.  Zur  Ver- 
gleichung  seien  die  Zahlen  deijenigen  nord-  und  mitteldeutschen 
Banken,  deren  Monatsausweise  vorliegen  ^ ),  beigesetzt  (alles  in  tausend 
Mark). 


191  376 

399  732 

261096 

39  606 

206  820 

413586 

250239 

49110 

227  598 

392  814 

212  655 

38865 

233  760 

363579 

190854 

40020 

1)  Berliner  Kassenverein ,  Breslau,  Danzig,  Köln,  Königsberg,  Magdeburg,  Posen, 
Stettin;  Brannschweig ,  Bremen,  Hannover,  Lübecker  Privatbank  und  Lübecker  Kom- 
merzbank ;  Dessau ,  Dresden  ,  Gera ,  Gotha ,  Meiningen ,  Sondershansen ,  Weimar. 
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In  Süddeutschland  hielt  die  tonangebende  Frankfurter  Bank 
wacker  Stand.  Sie  machte  ihren  Vorrat  an  Wechseln  auf  auslän- 
dische Plätze  zu  Geld  (Ende  April  Mk.  8768 100,  Juli  Mk.  3291 600) 
und  vermehrte  mit  den  so  gewonnenen  Mitteln  ihr  Portefeuille  an 
Platzwechseln.  Der  gesamte  Wechselbestand  betrug  Ende  April 
Mk.  28500000,  Mai  Mk.  31410000,  Juni  Mk.  25080000;  der  Noten- 
umlauf Ende  April  Mk.  40800000,  Mai  Mk.  41040000,  Juni  Mk. 
40230000.  Die  Bilanzen  der  folgenden  Monate  werden  durch  die  6^ 
Währung  des  bekannten  Zwangskriegsdarlehens  an  die  Stadt  im  Be- 
trage von  Mk.  9  840  000  verschoben ,  weshalb  wir  sie  aufser  Acht 
lassen.  Dagegen  unterscheidet  sich  das  Vorgehen  der  Banken  in  Darm- 
stadt, Homburg  und  Luxemburg  nicht  von  dengenigen  der  mittel- 
deutschen Institute.  Mit  nicht  geringer  Naivetät  gab  die  Darmstädter 
Bank  in  ihrem  Berichte  fAr  1866  die  Motive  bekannt,  von  denen  sie 
sich  während  der  Krisis  hatte  leiten  lassen  und  welche  sie  sich  augen- 
scheinlich noch  zum  Ruhme  anrechnete :  „Wir  stellten  jede  weitere  Aus- 
gabe von  Banknoten,  jede  Diskontierung  vollständig  ein,  entäufserten  uns 
desjenigen  Teils  unseres  Wechselportefeuilles,  dessen  Einzug  mensch- 
lichem Ermessen  nach  zunächst  für  uns  erschwert  werden  konnte, 
und  bezogen  dafür  grofse  Beträge  baren  Geldes.  Wir  haben  freiwillig 
und  vorsorglich  unsere  Banknoten  aus  dem  Verkehre  gezogen  und 
keineswegs  sind  sie  aus  Mifstrauen  zurückgeflossen.''  Hier  noch  die 
Ausweise  der  betreffenden  drei  Banken  (in  tausend  Mark): 

Notenumlauf     Wechselbestand   Lombardbestaod 
Mk.  Mk.  Mk. 

14835  13  245  1686 

7092  4368  1548 

5376  4305  1656 


Ende  April 
„     Juni 
„     August 


Barvorrat 

Mk. 

5169 

4747 
3  459 


Die  Entwickelung  der  preufsischen  Bank  in  dem  Jahrzehnte  1857 
bis  1866  läfst  sich  aus  folgenden  Ziffern  verfolgen.  Es  betrugen  (in 
tausend  Mark) 
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Die  Zahl  der  Zweiganstalten  der  preufsischen  Bank  hob  sich  von 
103  in  1857  auf  135  in  1866. 

Die  politische  Neugestaltung  Deutschlands  nach  dem  Kriege  von 
1866  brachte  auch  die  Forderung  der  Regelung  des  Notenbankwesens  in 
FluTs ;  die  Hülfe ,  welche  die  preufsische  Bank  dem  gesamten  Handels- 
stande hatte  angedeihen  lassen ,  einerseits ,  die  Unfähigkeit  der  kleinen 
Banken  zu  gleichem  Verhalten  und  auch  wohl  das  augenscheinliche  Ver- 
kennen ihrer  wirtschaftlichen  Aufgaben  in  den  Tagen  der  Gefahr  an- 
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drerseits,  entschieden  die  Frage  mit  Naturnotwendigkeit  zu  Gunsten  der 
Überführung  der  ersteren  in  eine  deutsche  Zentralbank.  Zur  Unter- 
stützung dieser  Anschauung  häufte  die  preufsische  Bank  selbst  neue  An- 
klagen gegen  die  kleinen  Banken  (Sitzung  des  bleibenden  Ausschusses 
des  deutschen  Handelstages,  Mai  1870).  Die  Notenzirkulation  der  letz- 
teren habe  sich  weniger  auf  ihre  Barreserve,  als  auf  die  Reserve  der 
preufsischen  Bank  gestützt ;  stets  habe  diese  in  kritischen  Zeiten  für  jene 
eintreten  müssen;  sie  sei  1866  gezwungen  gewesen,  ihr  Metall  vorzugs- 
weise für  die  Privatbanken  abzugeben  und  habe  an  einzelnen  Tagen  bis 
zu  einer  Million  Thaler  täglich  für  die  übrigen  Institute  ausgezahlt.  Die- 
selben haben  Noten  präsentiert  und  Geld  dafür  empfangen,  um  alsdann 
ihre  Zahlungen  zu  leisten.  Jede  Bank  brauche  nur  ihre  Wechsel,  sobald 
sie  fällig  seien ,  nicht  zu  prolongieren  und  verschaffe  sich  so  die  Mit- 
tel ,  um  Noten  der  preufsischen  Bank  zu  erhalten.  Allerdings  blieben 
die  Vertreter  der  kleinen  Banken  die  Antwort  hierauf  nicht  schuldig. 
Die  preufsische  Bank  sei  ihnen,  entgegneten  sie,  nichts  weniger  als 
eine  liebevolle  Mutter  und  Helferin  in  der  Not ;  sie  diskontiere  keinen 
länger  als  vierzehn  Tage  laufenden  Wechsel,  welcher  das  Indossement 
einer  Privatbank  trage.  Vermöge  der  allgemeinen  Verwendbarkeit 
ihrer  Noten  sauge  die  preufsische  Bank  das  im  Verkehr  überflüssige, 
also  auch  das  von  den  Privatbanken  in  Umlauf  gesetzte  Metallgeld 
auf:  was  sei  natürlicher,  als  dafs  die  Privatbanken  es  sich  bei  Bedarf 
von  ihr  wieder  holen.  Dafs  die  preufsische  Bank  dieses  Metall  gegen 
Vorzeigung  ihrer  Noten  ausliefere,  sei  auch  nicht  mit  einem  Sdieine 
der  Berechtigung  als  eine  den  Privatbanken  gewährte  Unterstützung 
zu  bezeichnen;  es  sei  vielmehr  die  unvermeidliche  Folge  davon,  dafs 
sie  diese  Noten  ausgebe  und  sie  ebenso  wenig  als  irgend  ein  anderes 
Bankinstitut  könne  von  der  Verpflichtung  der  Noteneinlösung  ent- 
bunden werden. 

Aber  die  Öfiientliche  Meinung  rechnete  mit  den  Thatsachen  des 
Sommers  1866;  es  blieb  unvergessen,  dafs  die  preufsische  Bank  in 
dieser  Periode  die  Funktionen  der  Zentralbank  schon  erfüUt  hatte, 
und  man  verlangte  ihre  gesetzliche  Erhebung  zu  derselben.  Noch 
stand  die  Diskussion  über  diesen  Gegenstand  auf  der  Tagesordnung, 
als  der  deutsch-französische  Krieg  hereinbrach  und  die  Leistungsfähig- 
keit der  preufsischen  Bank  von  neuem  auf  die  Probe  stellte.  Von 
neuem  wurde  diese  auf  das  Glänzendste  bestanden.  Der  Diskontosatz, 
seit  1867  in  wenigen  Veränderungen  zwischen  4  und  5  i  schwankend, 
sprang  am  15.  Juli  von  4^  auf  6^,  am  18.  Juli  auf  8^,  wobei  die  Er- 
scheinungen des  Jahres  1866  fast  in  jeder  Einzelheit  wiederkehrten. 
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Die  Wechselkurse  wurden  fast  um  ein  Prozent  geworfen,  der  Metall- 
abflub  gehindert.  Jedermann  drängte  sich  an  die  Schalter  der  Bank, 
um  für  die  kommenden  Tage  vorzusorgen,  imd  steigerte  gerade  da- 
durch die  Panik.  Diese  verlor  sich  jedoch,  sobald  die  preufsische  Bank 
jedem  Kreditbegehr  nach  Möglichkeit  entsprach,  sodafs  die  Schwere 
der  Krisis  schon  am  23.  Juli  als  überwunden  angesehen  werden  kann. 
Am  19.  August  folgte  bereits  eine  Herabsetzung  des  Diskontos  auf  6^, 
am  5.  September  auf  5^.    Es  betrugen  in  tausend  Mark: 

der  Bestand  an 
der  Barvorrat     der  Notenumlauf       Wechseln      Lombarddarlehen 

Mk.  Hk.  Mk.  11k. 

Ende  Juni  262 110  503  910  293  310  60  420 

„      JuU  280200  604  380  363450  66210 

„      August  296310  587  310  318  690  71280 

„      September  270930  550  650  282  060  76  500 

An  den  kleinen  Banken  waren  die  Erfahrungen  des  Jahres  1866 
nicht  ohne  Nutzen  vorübergegangen;  sie  sahen  den  Ereignissen  we- 
sentlich beruhigter  entgegen  und  wenn  auch  der  Verkehr  ihre  Noten 
ausstiefs  und  sie  dadurch  von  selbst  gezwungen  wurden ,  ihre  Thätig- 
keit  einzuschränken,  so  sind  doch  die  betreffenden  Verminderungen 
erheblich  kleiner  als  damals.  Die  Bremer  Bank  und  noch  mehr  die 
Frankfurter  Bank  wufsten  im  Gegenteile  ihre  Wechsel-  und  Lombard- 
Bestände  zu  erhöhen  und  den  Handelsstand  ihrer  Verkehrsgebiete 
auch  schon  vor  den  ersten  entscheidenden  deutschen  Siegen  mit 
voller  Beruhigung  zu  erfüllen. 

Noch  während  der  zweiten  Hälfte  des  Krieges  gegen  Frankreich 
beginnt  der  wirtschaftliche  Aufschwung  in  Deutschland,  welcher  ein 
Jahr  später  von  der  ungesunden  Spekulation  überwuchert  wird  und 
sich  alsdann  in  der  Gründungsmanie  auflöst.  Die  vorhandenen  Geld- 
und  Kreditmittel  reichen  für  die  krankhaft  gesteigerten  Bedürfnisse 
nicht  aus;  da  nicht  genug  Warenwechsel  vorhanden  sind,  greift  man 
zu  der  Fabrikation  der  sog.  Finanzwechsel,  Trassierungen  von  Bankier 
auf  Bankier,  und  die  Portefeuilles  der  Notenbanken  schwellen  von 
Monat  zu  Monat  mehr  an.  So  bereitet  sich  jene  Krisis  vor,  deren 
Nachwehen  erst  jetzt  verschwinden  und  welche  durch  ihre  Gröfse  und 
Ausdehnung  fast  jede  Erinnerung  an  die  früheren  Erschütterungen 
auf  den  Börsenplätzen  und  Warenmärkten  verwischt  hat.  Im  August 
1872  ward  die  grofse  französische  Milliardenanleihe  zur  Zeichnung  auf- 
gelegt; in  nie  geahntem  Mafse  beteiligte  sich  die  Spekulation  hieran, 
aber  diese  Operation,  aus  deren  Erlös  sie  sich  eine  nicht  versiegende 
Quelle  neuer  Zirkulationsmittel  für  ihre  Projekte  versprach,  sollte  ihr 
N.  F.  Bd.  VII.  14 
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Verderben  werden.  Schon  vorher  hatte  die  französische  Regierang 
beträchtliche  Guthaben  im  Auslande  angelegt,  welche  hauptsächlich 
in  der  Lombardierung  von  Effekten  Verwendung  gefunden  hatten  und 
zu  denen  die  Einzahlungen  auf  die  neue  Anleihe  traten.  Allmonatlich 
wurden  nunmehr  Teilbeträge  der  Guthaben  eingefordert,  um  als  Ab- 
zahlungen auf  die  Kriegsstrafe  an  die  deutsche  Beichsregierung  zu 
dienen.  Diese  Summen  blieben  regelmäfsig  geraume  Zeit  den  Geld- 
märkten entzogen,  da  die  Übermittelungen  nicht  durch  die  Kassen 
der  preufsischen  Bank  gingen.  Von  vier  Wochen  zu  vier  Wochen 
gerieten  in  Folge  dessen  die  Börsen  in  konvulsivische  Zuckungen,  die 
Geldknappheit  steigerte  sich  durch  die  Goldankäufe,  welche  die  Reichs- 
regierung behufs  Durchführung  der  Münzreform  vornahm,  und  durch 
den  Umstand,  dafs  die  Goldprägungen  anfangs  nicht  in  Zirkulation 
gesetzt  wurden.  Am  8.  Mai  1873  brach  die  Wiener  Börse  zusammen 
und  in  rascher  Folge  breitete  sich  die  Krisis  auf  die  deutschen  Plätze 
aus.  Man  hat  oft  den  Notenbanken  vorgeworfen,  dafs  sie  durch  zu 
leichte  Kreditgewährung  die  Spekulation  grofs  gezogen  hätten  und  fQr 
die  Verluste  der  Periode  des  Niederganges  verantwortlich  zu  machen 
seien.  Aber  dies  widerlegt  sich  von  selbst  schon  dadurch,  dafs  der 
ungedeckte  Notenumlauf  der  deutschen  Banken  Ende  1874,  also  zu 
einer  Zeit,  in  welcher  die  spekulativen  Ausschreitungen  längst  von  der 
Krisis  ereilt  waren,  einen  höheren  Stand  erreichte,  als  im  Jahre  zu- 
vor. Würde  jene  Anschauung  zutreffen,  so  müfste  der  Beginn  und 
der  Verlauf  der  Krisis  eine  fortschreitende  Verminderung  des  Noten- 
umlaufs bedingen,  letzterer  könnte  sich  aber  nicht  unabhängig  von 
ersterer  entwickeln.  Man  hat  bei  jener  Beschuldigung  Wirkung  und 
Ursache  verwechselt,  denn  das  ist  zweifellos  richtig,  dafs  die  Banken 
den  an  sie  herangetretenen,  aber  nicht  von  ihnen  künstlich  hervorge- 
rufenen Kreditbegehren  willig  entgegenkamen.  Indessen  hängt  dies 
doch  auch  damit  zusammen,  dafs  angesichts  der  Verhandlungen  über 
die  gesetzliche  Regelung  der  Banknotenfrage  jede  Zettelbank  be- 
müht war,  ihren  Notenumlauf  nach  Möglichkeit  auszudehnen,  um  einen 
entsprechenden  Teil  bei  der  zu  erwartenden  Ausmessung  der  Gesamt- 
notenmenge für  das  deutsche  Reich  beanspruchen  zu  können.  Zu- 
dem —  und  dies  ist  wohl  der  Erwähnung  wiert  —  beträgt  die  Ver- 
mehrung der  ungedeckten  Notenmenge  seitens  der  Privatbanken  von 
Ende  1870  bis  Ende  1874  Mk.  112300000,  während  deren  Depositen- 
kapitalien von  1870  auf  1872  um  Mk.  118255200  wuchst;  allerdings 
entfallen  fast  drei  Viertel  dieser  Zunahme  auf  die  zwei  Institute  an 
den  Börsenplätzen  Berlin  —  Kassenverein  —  und  Frankfurt.    In  Ver- 
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bindung  hiermit  steht  ferner,  dafs  der  Kassenverein  Ende  1872  bei 
einem  Notenumlauf  von  Mk.  1 693  700  über  einen  Kassenbestand  von 
Mk.  56437000  verfügte.  Die  Überdeckung  des  Notenumlaufs  aDer 
norddeutschen  Banken  Ende  1872  mit  Mk.  9695000  Kasse  ist  dem- 
nach eine  Folge  des  Zahlenverhältnisses  bei  jener  einen  Bank. 

Die  preufsische  Bank  hatte  als  das  gröfste  deutsche  Zettelinstitut 
an  den  Früchten  des  wirtschaftlichen  Aufechwunges  entsprechenden 
Anteil  genommen;  ihr  Diskonto  war  bereits  im  Februar  1871  auf 
4i  %j  im  März  auf  4  ^  herabgesetzt,  dann  itngesichts  der  Geldklemme 
im  September  1872  auf  5^  wieder  erhöht  worden,  um  im  Januar  1873 
auf  4^$  und  im  Februar  auf  4^  zurückzugehen.  Diese  letzte  Nor- 
mierung fand  s.  Z.  vielfache  Anfechtung,  da  gerade  hieraus  die  Spe- 
kulation, welche  im  Herbste  des  Vorjahres  durch  die  Ausschliefsung 
der  Finanzwechsel  von  den  Diskontbüreaux  der  preufsischen  Bank  schon 
aufgeschreckt  worden  war,  neue  Hoifnung  schöpfte.  Die  Leiter  der 
Bank  wollten  dies  nicht  Wort  haben  und  beriefen  sich  auf  die  allent- 
halben günstige  Lage  des  Geldmarktes.  Indessen  wesentlich  im  Hin- 
blick auf  jene  Ermäfsigung  wuchsen  die  Gründungen  nochmals  wie 
Pilze  aus  dem  Boden:  in  der  zweiten  Hälfte  1870  (nach  Erlafs  des 
neuen  Aktiengesetzes)  bis  Ende  1871  waren  in  Preu&en 

266  Gesellschaften  auf  Aktien  mit  M.  1304930049  Kapital, 
in  1872  500  „  „        „         „      „    1629286626       „ 

in  das  Leben  gerufen  worden ;  das  Jahr  1873  brachte  72  Gesellschaften 
mit  M.  917  341 500  hinzu,  aber  in  den  vier  ersten  Monaten  des  Jahres, 
also  bis  zum  Zusammenbruche  der  Wiener  Börse  betrugen  die  An- 
sprüche an  die  deutschen  Geldmärkte  für  Emissionen  neuer  und  älterer 
Gesellschaften  allein  die  Summe  von  M.  421260200,  von  welchen 
M.  217440000  von  industriellen  und  Bergwerks-Untemehmungen  ein- 
gerufen wurden,  Summen,  die  zu  einem  grofsen  Teile  nachher  voll- 
ständig verloren  gingen.  Es  kann  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dafs  bei  teurerem  Geldstande  manche  Anforderung  für  letztere  Zwecke 
unterblieben  wäre. 

Dagegen  war  die  preufsische  Bank  der  Wertübertragung  der 
französischen  Kriegskontribution  an  Deutschland  gegenüber  fast  durch- 
aus müfsiger  Zuschauer.  In  120  000  Stück  Wechseln  überwies  Frank- 
reich die  Summe  von  Fcs.  4248  000000,  femer  in  deutschem  und 
französischem  gemünzten  Gelde  Fcs.  617000000,  in  französischen 
Banknoten  Fcs.  125000000;  von  den  Wechseln  waren  Fcs.  3064000000 
auf  deutsche  Plätze,  Fcs.  1 184  000000  auf  ausländische  Plätze  gezogen. 
Vergeblich  sucht  man  nach  allen  diesen  Beträgen  in  den  Berichten  der 
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preufsischen  Bank.  Mitte  1873  ward  der  Vorrat  der  Reichsregierung 
an  langen  auswärtigen  Wechseln  auf  M.  210000000,  an  auswärtigen 
Guthaben  auf  M.  150000000  angegeben,  aber  weder  deren  Prolon- 
gationen, noch  die  späteren  Einziehungen  geschahen  durch  Vennittelung 
der  preufsischen  Bank.  Nach  ihren  Jahresberichten  hat  sie  in  1872 
Wechsel  im  Betrage  von  M.  23457900,  in  1873  von  M.  94476000, 
in  1874  von  M.  4166700  für  Rechnung  der  Reichshauptkasse  ein- 
gezogen und  in  1872  M.  66470000,  in  1873  M.  104126  000,  in  1874 
M.  109284  000  (gegen  M.  56431200  durchschnittlich  in  1865—1870) 
Inkassi  für  Behörden  besorgt:  was  bedeuten  diese  Zahlen  angesichts 
den  vorhin  mitgeteilten  ?  Und  man  kann  sich  eines  schmerzlichen  Ein- 
druckes nicht  erwehren,  wenn  man  denkt,  welche  Rolle  bei  der  Ab- 
wickelung einer  so  gewaltigen  Operation  z.  B.  der  Bank  von  England 
von  der  Regierung  des  Vereinigten  Königreiches  zugewiesen  worden 
wäre  I  Der  Bank  von  England,  welche  den  Interessen  des  Staates  und 
des  Publikums  gleichmäfsig  in  so  hohem  Grade  dient,  dafs  die  Ein- 
zahlung der  Steuerbeträge,  die  Auszahlung  der  Konsolszinsen  zum 
Teile  nur  durch  Ab-  und  Zuschrift  in  ihren  Büchern  geschehen,  bei 
welcher  die  Zu-  und  Abnahme  der  Regierungsdepositen  schon  im  Vor- 
aus darnach  abgeschätzt  werden,  ob  die  Einkommensteuer  um  einen 
Penny  höher  oder  niedriger  im  Iiskaijahre  zur  Erhebung  kommen  wird  I 

Inzwischen  eilte  die  gesetzliche  Regelung  des  Bankwesens  ihrem 
Ende  entgegen ;  mit  dem  1.  Januar  1875  wurde  den  Notenabschnitten 
unter  hundert  Mark  die  Umlaufsfähigkeit  im  deutschen  Reiche  ent- 
zogen, am  14  März  1875  fand  das  deutsche  Bankgesetz  die  kaiser- 
liche Zustimmung:  die  Summe  des  ungedeckten  Notenumlaufs  ward 
auf  M.  385  000  000  festgesetzt,  die  preufsische  Bank  zur  Reichsbank 
umgewandelt.  Von  den  Privatbanken  verzichteten  sofort  vierzehn 
auf  die  Notenausgabe,  da  ihnen  die  Beschränkungen  der  Normativ- 
bestimmungen in  keinem  Verhältnisse  zu  dem  zu  erwartenden  Gewinn 
aus  dem  Notenrechte  zu  stehen  schienen ;  nach  Jahresfrist  folgte  ihnen 
die  Rostocker  Bank.  Die  Braunschweiger  Bank  erklärte,  trotzdem  die 
Zahlungsleistung  durch  ihre  Noten  aufserhalb  des  Braunschweigischen 
Staatsgebietes  infolgedessen  unmöglich  wurde,  den  Bestimmungen  des 
Bankgesetzes  sich  nicht  unterwerfen  zu  wollen,  und  sie  beharrte  auf 
dieser  Weigerung,  obgleich  die  Reichsbank  ihre  Wechsel  von  der  Rück- 
diskontierung ausschlofs  und  die  Kassen  der  Reichspost  am  Orte  selbst 
die  Annahme  ihrer  Noten  verweigerten. 

So  hatten  gerade  diejenigen  kleinen  Banken  der  Notenausgabe 
entsagt,    welche   in   den    früheren   Jahrzehnten    so    oft   Gegenstand 
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leidenschaftlicher  Anklagen  gewesen  waren.  Wenn  man  gerecht  sein 
will,  kann  man  ihnen  das  Zeugnifs  nicht  vorenthalten,  dafs  sie  aus- 
nahmslos hesser  waren  als  ihr  Ruf,  dafs  die  Einlösbarkeit  ihrer  Noten 
auch  in  den  Tagen  der  Handels-  und  politischen  Krisen  nicht  in  Frage 
stand,  dafs  alle  Zweifel  an  ihrer  Solvenz  auch  trotz  der  anfangs  er- 
littenen Verluste  sich  als  unbegründet  erwiesen  hatten,  und  es  ist  gerade 
im  Hinblicke  hierauf  von  Interesse,  dafs  die  einzige  frühere  Notenbank, 
welche  später  ihre  Zahlungen  einstellte  und  ihre  Gläubiger  schädigte,  die 
älteste  preufsische  Privatbank  —  die  Stettiner  ritterschaftliche  Privat- 
bank —  war.  Die  kleinen  Banken  standen  unter  dem  Drucke  der 
äufseren  Verhältnisse;  für  ihre  Domizile  mit  zu  grofsem  Kapitale 
ausgestattet,  waren  sie  darauf  angewiesen,  aufserhalb  derselben  das 
Feld  für  ihre  geschäftliche  Thätigkeit  aufzusuchen;  hieraus  durch  die 
Regierungen  der  Nachbarstaaten  wieder  zurückgedrängt,  vermochten 
sie  nur  schwer,  der  ihnen  zugefallenen  wirtschaftlichen  Aufgabe  gerecht 
zu  werden,  und  es  fehlte  ihnen  daher  auch  die  Gelegenheit,  in  der 
Arbeit  an  deren  Erfüllung  höhere  wirtschaftliche  Gesichtspunkte  zu 
entwickeln.  Ihre  Fehler  in  den  fünfziger  Jahren  waren  die  Fehler 
ihrer  Zeit;  auch  die  grofsen  Institute  waren  von  denselben  nicht  frei- 
zusprechen. Nicht  am  wenigsten  wurden  sie  durch  das  politische 
Mifsvergnügen  mit  der  Kleinstaaterei  diskreditiert;  in  den  Augen  des 
Publikums  waren  und  blieben  sie  die  „Raubstaatenbanken^'  und  dies 
umsomehr,  je  hartnäckiger  ihren  Noten  der  Eintritt  in  gröfsere  Ter- 
ritorien verwehrt  wurde.  Von  den  Banken,  welche  dem  Bankgesetze 
sich  unterwarfen,  wufsten  die  sächsische  Bank  in  Dresden,  deren  Noten- 
umlauf innerhalb  eines  Jahrzehnts  denjenigen  aller  anderen  Privat- 
banken überholt  hatte,  die  bayerische  Bank,  die  badische  Bank,  die 
württembergische  Bank  und  in  kleinerem  Mafse  die  Bremer  Bank  sich 
mehr  oder  weniger  abgeschlossene  Verkehrsgebiete  zu  erhalten;  die 
übrigen  Banken  sahen  sich  zu  Provinzialbanken  herabgedrückt,  unter 
ihnen  die  Frankfurter  Bank,  welche  weder  durch  ihre  Vergangenheit 
noch  durch  den  grofsen  Geldplatz,  dem  sie  entsprossen  war  und  dessen 
Interessen  sie  in  schwierigen  Tagen  mit  Vorsicht  und  Klugheit  wert- 
vollste Dienste  geleistet  hatte,  vor  diesem  Schicksal  bewahrt  blieb. 
Die  Entwickelung  der  preufsischen  Bank  in  den  Jahren  1867  bis 
1875  ist  aus  der  folgenden  Tabelle  ersichtlich.  Es  betrugen  (in 
taasend  Mark): 
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Die  Zahl  der  Zweiganstalten  der  preufüiscben  Bank  wuchs  tod 
144  in  1H(J7,  auf  183  in  1875. 

Eine  Übereicht  der  Zeitdauer  der  einzelnen  Diakontosätze  bei  den 
drei  Hatiptbauken  mag  hier  noch  Platz  finden;  der  Diskonto  staod 
in  den  Jahren  1863  bis  1875  einscbliefslich  (nach  einer  Zusaminen- 
stellung  des  Generalsekretär  von  Lucam  „die  QateTreichische  Na- 
tionalbank", Wien  1876): 
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An  dem  1.  Januar  1876  trat  das  deutsche  Bankgesetz  in  Kraft  und  es 
beginnt  damit  eine  neue  Epoche  in  der  Geschichte  des  deutschen 
Banknotenwesens.  Die  kurze  Spanne  Zeit,  welche  uns  von  jenem  Tage 
trennt,  ist  von  grofsen  politischen  und  wirtschaftlichen  Erschütterungen 
frei  geblieben  und  hat  noch  keine  Gelegenheit  zur  Erprobung  des 
Gesetzes  gegeben.  Es  würde  daher  auch  verfrüht  sein,  heute  schon 
ein  Urteil  über  die  Wirkung  seiner  Einzelbestimmungen,  namentlich 
der  Notenkontingentierung  zu  fällen.  Die  Zurückziehung  der  Noten 
seitens  der  Banken,  welche  von  dem  Emissionsgeschäfte  zurücktraten, 
konnte  auf  den  Geldmarkt  nicht  ohne  Einflufs  bleiben ;  als  sich  ferner  die 
alljährlich  wiederkehrenden  Herbstbedürfnisse  geltend  machten,  hatte 
die  preuTsische  Bank  im  September  1875  ihren  Diskont  auf  6^  er- 
höhen müssen,  ihn  später  —  November  —  wieder  auf  5  %  herabgesetzt. 
Wenn  indessen,  was  damals  häufig  ausgesprochen  wurde,  diese  Mafs- 
r^el  wesentlich  in  der  Absicht  geschehen  war,  die  Wirksamkeit  der 
neuen  Reichsbank  nicht  unter  dem  Drucke  teuren  Geldes  beginnen 
zu  lassen,  so  erwiesen  sich  die  Verhältnisse  doch  stärker  als  die 
guten  Wünsche  der  leitenden  Personen.  Nur  einen  Tag  lang  konnte 
die  Reicbsbank  den  Zinssatz  auf  5$  halten,  am  3.  Januar  1876  mufste 
auf  6^  zurückgegriffen  werden.  Aber  die  Schwierigkeiten  der  Über- 
gangsperiode waren  schon  gebrochen;  sehr  rasch  folgten  Diskonto- 
ermäfsigungen  bis  zu  3|^,  einem  Satze,  niedriger  als  die  Annalen 
der  preuüsischen  Bank  ihn  jemals  gesehen  hatten.  Von  nun  an  wird 
die  Diskontopolitik  der  Reichsbank  hauptsächlich  durch  ein  Moment 
beherrscht,  die  Sorge  um  die  neue  Währung.  Zwar  hatte  auch  der 
Zinssatz  der  preufsischen  Bank  auf  die  Bewegung  der  Wechselkurse 
gegenüber  der  Silberwährung  jederzeit  Rücksicht  nehmen  müssen ;  nach 
der  Silberausfuhr  in  der  zweiten  Hälfte  der  fünfziger  und  in  der  ersten 
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Hälfte  der  sechsziger  Jahre  nach  Asien  war  später  wiederholt  Metall 
nach  Rufsland,  Österreich  und  England  als  Remesse  teils  für  Getreide- 
import, teils  für  Effektenkäufe  und  als  Einzahlungen  auf  fremde  An- 
leihen abgeflossen,  wenn  auch  die  hohen  Transportspesen  bei  den 
Silberversendungen  und  das  beschränkte  Absatzgebiet  verhinderten, 
dafs  die  ausgeführten  Beträge  erheblichen  Umfang  annahmen.  Aber 
andererseits  war  mit  dieser  geringen  Beweglichkeit  des  Silbers,  wie 
schon  S  e  y  d  (Grundsätze  des  Banknotenwesens,  Leipzig  1875)  hervor- 
hob, der  Nachteil  verbunden,  dafs  auch  die  Importfähigkeit  des  Metalls 
geschmälert  wurde  und  die  preufsische  Bank,  obgleich  selbst  ohne 
Einflufs  auf  die  Wechselkurse,  trotzdem  in  ihrer  Diskontopolitik  mehr 
von  den  Schwankungen  der  Bank  von  England  als  von  den  Konjunk- 
turen ihres  Silbervorrats  abhängig  war,  wobei  ferner  die  Verände- 
rungen im  Preise  des  Silbers  die  Spannkraft  des  Zinsfufses  unsicher 
machten.  Unter  der  Herrschaft  der  Goldwährung  nahm  diese  Situation 
einen  wesentlich  anderen  Charakter  an.  So  lange  die  ReichsregieruDg 
im  Besitze  der  aus  den  französischen  Kriegszahlungen  herrührenden 
Wechsel  und  Guthaben  auf  das  Ausland  war,  vermochte  sie  Gold  aus 
allen  Ländern  herbeizuziehen,  ohne  dafs  die  Wechselkurse  sich  un- 
günstig für  Deutschland  gestalteten.  Die  deutschen  Wechselparitäten 
sind  für  London  2043,  für  Paris  81;  als  Basis  unserer  W^ährung  gilt 
das  Pfund  Feingold  im  Werte  von  1395  Mark.  Die  durchschnittlichen 
Kurse  waren  in  1873  für  London  2020,  für  Paris  7975,  das  Pfund 
Feingold  wurde  angekauft  zu  etwa  1383  Mark;  die  Kurse  steigerten 
sich  jedoch  und  es  gingen  im  August  1874  Paris  auf  8142,  London 
auf  2049,  Imperiais  auf  1403.  Dadurch  waren  die  Grenzen  erreicht 
oder  überschritten  worden,  bei  denen  die  Goldausfuhr  Nutzen  bietet  — 
2053  bezw.  8137^,  — ,  und  in  der  That  wurden  deutsche  Goldmünzen 
nach  Frankreich  und  Belgien  exportiert  Ein  solches  Ereignis  mufste 
in  Deutschland  um  so  gröfseres  Aufsehen  erregen,  als  die  mangelhafte 
Ausfuhrstatistik  über  den  Betrag  der  ausgeführten  Münzen  keine 
Auskunft  gab.  Konstatiert  konnte  zwar  werden,  dafs  in  Brüssel  in 
den  ersten  elf  Monaten  1874  deutsche  Reichsmarkgoldmünzen  zu 
Zwanzigfranksstücken  umgeprägt  worden  waren,  aber  die  Summe,  um 
welche  es  sich  hierbei  handelte  (Mk.  3328129)  war  doch  angesichts 
der  bis  dahin  ausgeprägten  Mk.  1 100  000  000  deutscher  Goldmünzen 
eine  so  unbedeutende,  dafs  sie  in  keinem  Verhältnisse  zu  den  laut 
gewordenen  Befürchtungen  um  die  Erhaltung  der  neuen  Währung 
stand.  Die  Ausmünzung  ward  indessen  auf  den  deutschen  Münzstätten 
fortgesetzt,  trotzdem  die  Wechselkurse  auf  8180  und  2062,  der  Gold- 
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preis  auf  1405  sich  erhöhten  und  die  Reichsregierung  aufserdem  die 
Prägekosten  mit  4  bis  6  Mark  zu  zahlen  hatte.  Vergeblich  setzte  — 
November  1874  —  die  preufsische  Bank  ihren  Diskontsatz  auf  6  i 
uDd  suchte  die  Reichsregicrung  durch  Verkauf  fremder  Wechsel  auf 
deren  Kurs  zu  drücken;  die  Goldausfuhr  dauerte  weiter  fort.  Der 
Edelmetallhändler  kaufte  die  neuen  Goldmünzen  billiger  ein  als  Barren- 
gold und  deren  Versendung  blieb  trotz  der  den  ausländischen  Münzstätten 
zu  zahlenden  Prägekosten  noch  immer  gewinnbringend.  Von  sach- 
verständiger Seite  ward  die  Reichsregierung  auf  diese  Anomalie 
wiederholt  aufmerksam 'gemacht;  der  berufenste  Kenner  unseres  Münz- 
wesens, Professor  Soetbeer,  nannte  die  Ausmünzungen  unter  solchen 
Umständen  „reine  Vergeudung  und  verlorene  Mühe'*;  „wir  drehen 
uns  in  einem  ziellosen  Zirkel  herum^S  klagte  er,  „wir  haben  Gold- 
münzen, aber  nicht  für  den  Verkehr^^ 

Auch  die  auswärtige  Fachpresse  beschäftigte  sich  mit  der  Frage ; 
verwundert  interpellierten  die  „Times'^  —  März  1875  —  die  deutsche 
Regierung,  welche  Rechnung  sie  bei  dem  Ankaufe  von  Barrengold 
in  England  finde,  wenn  in  demselben  Augenblicke  gemünztes  Gold 
von  Deutschland  nach  England  bei  einem  Wechselkurse  von  2061 
versandt  werde?  Im  Mai  1875  wurden  Zwanzigmarkstücke  in  Berlin 
für  Exportzwecke  mit  4—5  Promille  Agio  aufgekauft  und  erst  als  der 
Diskont  in  London  2^,  in  Berlin  6^  stand  —  September  1875  ~-, 
gingen  die  Wechselkurse  auf  ihre  Paritäten  und  unter  diese  herab. 
Welche  Ursachen  lagen  nun  dieser  auffälligen,  von  den  Voijahren  so 
verschiedenen  Gestaltung  der  Wechselkurse  zu  .Grunde?  Soetbeer 
glaabte  sie  hauptsächlich  in  der  grofsen  Anzahl  der  ungedeckten 
Banknoten,  namentlich  der  kleinen  Abschnitte,  und  in  dem  Verbleiben 
der  SilberÜialer  in  dem  Verkehr  zu  finden,  welche  neben  sich  neue 
Zirkulationsmittel  in  so  grofsem  Mafse,  als  sie  in  den  Goldmünzen 
geschaffen  wurden,  nicht  dulden  wollten  und  defshalb  letztere  als  die 
wertvolleren  ausstiefsen.  Gegen  erstere  Annahme  wandten  sich 
Wagner  (Reichsfinanzwesen  in  Holtzendorff's  Jahrbuch,  Leipzig  1874) 
und  namentlich  Nasse  (Münzreform  und  Wechselkurs  in  Hirth's  An- 
nalen  1875),  welcher  nachzuweisen  suchte,  dafs  die  Ausgabe  kleiner 
Noten  den  Metallexport  nicht  herbeiführe,  dafs  hierfür  vielmehr  eine 
stattgehabte  Verschiebung  in  der  internationalen  Arbeitsteilung  ver- 
antwortlich zu  machen  sei.  Die  Wiederherstellung  der  in  dem  Kriege 
zu  Grunde  gegangenen  Materialien  habe  in  Deutschland  Arbeits- 
kräfte in  Anspruch  genommen,  welche  vorher  mit  Hervorbringung 
von  Rohprodukten    und  Fabrikaten  beschäftigt  gewesen    seien;   nun 
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mufsten  letztere  aus  dem  Auslande  bezogen  werden  und  auf  die  Be- 
zahlung dieses  Waarenimports  sei  die  ungünstige  Entwickelung  der 
Wechselkurse  zurückzuführen.  Damit  hänge  wohl  auch  der  Umstand 
zusammen,  dafs  das  Guthaben  der  Staatskassen  bei  der  preufsischen 
Bank,  aus  welchem  die  Kosten  der  Neuarmierung  der  Festungen,  der 
Retablissement  der  Armee  u.  d.  m.  bestritten  worden  sei,  eine  Ver- 
minderung von  Mk.  444628000  im  September  1873  auf  Mk.  57492000 
im  November  1874  zeige,  während  gleichzeitig  der  Stand  der  Wechsel- 
kurse von  7942  bezw.  2025  auf  8160  bezw.  2053  sich  erhöht  habe. 
Der  ungedeckte  Banknotenumlauf  in  Deutschland  betrug  Ende  1872 
etwa  Mk.  530000000;  er  verringerte  sich  allmählig  auf  etwa 
Mk.  300000000  Ende  1876;  die  ausgegebenen  Noten  verteilten  sich 
Ende  1874  auf  Mk.  257512875=  19,4^  in  Abschnitten  unter  50  Mk., 
auf  Mk.  282080496  =  21,3^  in  Abschnitten  von  50  bis  100  Mk.  und 
auf  Mk.  785848  200  =  59,3  f  in  Abschnitten  über  100  Mk.,  Ende  1876 
auf  Mk.  1436  700  =  0,2^  in  Abschnitten  unter  100  Mk.  und  Mk. 
917032000  =  99,8^  in  Abschnitten  von  100  Mk.  und  darüber.  Aber 
diese  Verschiebung  in  den  Ziffern  der  Banknotenstückelung  hat  nicht  ver- 
mocht, den  Stand  der  Wechselkurse  dauernd  zu  Gunsten  Deutschlands 
zu  wenden.  Dafs  die  Sistierung  unserer  Münzreform  hierauf  in  mafs- 
gebender  Weise  einwirkt,  ist  zweifellos;  durch  die  Ausprägung  der 
Goldmünzen  sind  unsere  metallischen  ümlaufsmittel  seit  1870  um 
mehr  als  ein  volles  Viertel  vermehrt  worden,  ohne  dafs  die  Reichs- 
regierung  gleichzeitig  entsprechende  Summen  von  Silbermünzen  aus 
dem  Verkehre  gezogen  hätte.  Diese  Übersättigung  des  letzteren 
mufste  demnach  andere  Auswege  suchen,  um  so  mehr,  als  die  Wei- 
gerung der  Regierung,  durch  den  Verkauf  des  überschüssigen  Silbers 
die  Münzreform  zu  vollenden,  jenen  Zustand  zu  einem  dauernden  zu 
machen  droht  So  wird  durch  das  gewaltsame  Festhalten  des  Silbers 
ein  annähernd  ebenso  grofses  Quantum  Gold  entbehrlich;  aber  auch 
abgesehen  hiervon  ist  unser  Geldmarkt  allen  Einflüssen  ausgesetzt, 
welche  die  gesamte  Weltwirtschaft  in  ihren  verschiedenen  Einzel- 
phasen ausstrahlt.  In  seiner  klassischen  Theorie  der  auswärtigen 
Wechselkurse  hat  Göschen  (deutsch  von  Stöpel,  Frankfurt  1875)  ui:d 
neuerdings  Schraut  (Lehre  von  den  auswärtigen  Wechselkursen,  Leip- 
zig 1881)  dargelegt,  in  welcher  Abhängigkeit  jeder  Markt  von  jeder 
einzelnen  wirtschaftlichen  Erscheinung  in  allen  Ländern  steht  und 
wie  es  unmöglich  ist,  dagegen  in  freiwilliger  oder  gezwungener  Isolierung 
zu  verharren.  Geldüberflufs  und  Geldnachfrage  in  New- York  machen 
sich  heute  in  Deutschland  ebenso  bemerkbar,  wie  der  Bedarf  zur  Zeit 
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der  inländischen  Wollmärkte  und  wie  der  Überschufs  nach  eingethaner 
Emdte.  Die  Eisenbahnen,  die  Dampfechififfahrt,  das  überseeische  Kabel, 
alle  diese  Verkehrserleichterungen  bringen  die  Warenmärkte  und  die 
Geldmärkte  in  engste  Beziehung  zu  einander  und  nicht  etwa  die 
direkten  Abrechnungen  von  Land  zu  Land  allein,  sondern  auch  die 
Übertragbarkeit  der  Forderungen,  welche  zwischen  zwei  Ländern 
bestehen,  an  ein  drittes  und  viertes  ziehen  jeden  Markt  in  Mitleiden- 
schaft. Die  verschiedenartigsten  Elemente,  aus  welchen  der  Überschufs 
des  Imports  über  die  Ausfuhr  innerhalb  der  internationalen  Zahlungs- 
bilanz gebildet  wird  —  Einfuhr  von  Waren,  Bückforderungen  von 
Kapitalien,  Aufnahme  von  Anleihen,  Zinsenzahlungen,  Transportver- 
dienste u.  d.  m.  — ,  sie  alle  finden  in  der  Entwickelung  der  Wechsel- 
kurse ihren  Ausdruck  und  auch  Deutschland  kann,  seitdem  seine 
Währung  auf  einem  in  den  wichtigsten  Kulturländern  gleichwertigen 
Metalle  begründet  ist,  sich  diesem  nicht  entziehen. 

Als  die  Beichsbank  ihre  Wirksamkeit  begann,  glaubte  man  von 
ihrer  Initiative  Mafsregeln  erwarten  zu  dürfen,  welche  die  Goldaus- 
fuhr aus  Deutschland  verhindern  würden.  Die  Beichsbank  konnte 
dieser  Forderung  nicht  nachkommen ,  sie  wäre  hierzu  auch  nicht  im 
Stande  gewesen,  selbst  wenn  sie  eine  gröfsere  Verminderung  der  Zir- 
kulationsmittel hätte  herbeiführen  können.  Wiederholt  haben  die  frem- 
den Wechselkurse  an  der  Berliner  Börse  die  Parität  überschritten 
oder  sind  unter  dieselbe  zurückgegangen  und  es  ist  interessant,  einige 
derjenigen  Strömungen  zu  beobachten,  welche  jene  nach  oben  oder 
nach  unten  leiteten.  Zunächst  spielt  die  Effekten-  und  Wechsel- 
Arbitrage  zwischen  den  grofsen  Welthandelsplätzen  keine  geringe  Bolle. 
Von  Monat  zu  Monat  werden  internationale  Wertpapiere  von  London 
und  Paris  nach  Berlin  verkauft  oder  von  diesem  Orte  dorthin  ver- 
sandt; bald  werden  englische  und  französische  Wechsel  als  Bembours 
gesucht,  bald  in  Form  von  Tratten  ausgeboten  und  deren  Kurse  heute 
gesteigert,  morgen  herabgesetzt.  Wir  erinnern  hier  nur  an  die  s.  Z. 
soviel  besprochene  Einführung  der  Preufsischen  Konsols  an  der  Lon- 
doner Börse  —  Januar  1880  — ,  welcher  Export  leider  nur  kurze 
Zeit  andauerte.  Für  die  Gröfse  der  Börsenoperationen  spricht  der 
Umstand,  dafs  die  Ausgleichung  der  im  Herbste  1881  von  Berliner 
Spekidanten  in  Paris  schuldig  gewordenen  Baisse-Difierenzen  den  An- 
kauf von  Wechseln  auf  Paris  bedangen  und  deren  Kurs  in  die  Höhe 
trieben.  Verwandt  hiermit  sind  die  Einzahlungen  auf  ausländische 
Anleihen,  wie  z.  B.  auf  die  Bussische  4^/^  Anleihe  von  1880,  die 
Französische  Anleihe  von  1881  und  die  Italienische  Valuta-Anleihe 
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von  1882:  sämtliche  Einzahlungen  riefen  Frage  nach  Wechseln  auf 
London  und  Paris  hervor.  Von  Bedeutung  ist  femer  der  Bedarf  der 
fremden  Regierungen  nach  englischen  Wechseln  zur  Zahlung  von  Zinsen 
und  Abtragung  aufgenommener  Schulden ;  so  erscheint  Rufsland  mehr- 
fach als  Wechselkäufer  auf  dem  Markte,  ebenso  Ungarn,  als  es  Ende 

1878  seine  sechsprozentigen  Schatzscheine  in  London  einlösen  mufste. 
Wird  von  den  auswärtigen  grofsen  Gentralbanken  der  Diskonto  erhöht, 
so  finden  Übertragungen  von  Guthaben  dorthin  statt,  welche  bisher 
in  Deutschland  unterhalten  wurden;  z.  B.  während  der  Ende  1878 
nach  dem  Zusammenbruch  der  City  of  Glasgow  Bank  in  London 
herrschenden  Panik  und  in  1881,  um  von  den  hohen  Beportzinsen  der 
Pariser  Börse  zu  profitieren.  Dagegen  wurden  im  Herbste  1880  ver- 
schiedene Beträge  aus  Deutschland  zurückgezogen,  welche  von  frem- 
den Banken  in  deutschen  Wechseln  und  an  deutschen  Börsen  angelegt 
waren,  als  die  Einlösung  der  Noten  der  Reichsbank  in  Gold  gefährdet 
zu  sein  schien  und  infolge  dessen  Mifstrauen  in  den  Fortbestand  der 
Goldwährung  auftauchte.  Daneben  beobachten  wir  direkte  Goldaus- 
sendungen, welche  u.  a.  auch  in  den  Anstrengungen  der  Bank  von 
Frankreich  nach  dem  Kriege  zum  Zwecke  der  Auffüllung  ihres  Metall- 
schatzes und  in  der  Wiedereinführung  der  Barzahlungen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  Nordamerikas  ihren  Grund  hatten,  und  sowohl  die 
Reichsr^erung  als  die  Reichsbank  sahen  sich,  um  dem  Goldexport 
durch  einen  Druck  auf  die  Kurse  zu  begegnen,  zu  verschiedenen  Malen 
zum  Verkaufe  ausländischer  Wechsel  veranlafst.  Endlich  bleibt  Berlin 
von  den  grolsen  Wechselschwankungen  nicht  verschont,  welche  durch 
die  Ausfuhr  russischen  und  amerikanischen  Getreides  nach  England 
und  Frankreich  entstehen  und  diese  beiden  Fälle  sind  charakteristisch 
genug,  um  ein  kurzes  Verweilen  bei  ihnen  zu  rechtfertigen.  Der  Lon- 
doner Diskontsatz  stand  in  1878  und  1879  längere  Zeit  hindurch 
höher  als  in  Paris,  was  die  Anlage  beträchtlicher  Summen  französi- 
schen Geldes  —  nach  einer  Schätzung  des  „Economist^^  Fcs.  500000000 
—  in  englischen  Wechseln  zur  Folge  hatte,  und  die  Bank  von  Eng- 
land  mufste  dieses  Guthaben  des  Auslandes  bei  der  Festsetzung  ihrer 
Raten  stetig  in  Betracht  ziehen.  Nun  forderten  die  ungenügenden 
Ernten  in  Westeuropa  Deckung  durch  fremde  Zufuhren :  das  Getreide- 
Defizit  Englands  wurde  für  1879  auf  ^^  47000000  beziffert  und 
Frankreich  sah  sich  gezwungen,  seinen  Gerealien  -  Import  von  Fcs. 
206969000  in  1877  auf  Fcs.  560670000  in  1878,  Fcs.  857370000  in 

1879  und  Fcs.  796598000  in  1880  zu  steigern.  Es  lag  die  Gefahr 
nur  zu  nahe,  dafs  durch  die  Ausgleichung  der  letzteren  Beträge  die 
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Wechselkurse  eine  allzu  ungünstige  Wendung  gegen  Frankreich  er- 
fahren würden  und  um  diesem  vorzubeugen,  zog  Frankreich  sein  Gut- 
haben aus  London  zurück.  Nun  fand  an  allen  Börsen  ein  Ausgebot 
von  englischen  Wechseln  statt:  andere  Länder  wurden  an  Stelle  Frank- 
reichs Gläubiger  englischer  Gelder,  mufsten  dafür  aber  ihrerseits 
Zahlung  durch  Überweisung  anderer  Guthaben  oder  durch  Versendung 
überschüssiger  Metallbestände  leisten.  So  wiederholte  sich  demnach 
eine  Yermögensverschiebung  ganz  gleichartig,  wenn  auch  in  viel  klei- 
neren Summen,  derjenigen,  welche  sich  in  1872  und  1873  vollzogen 
hatte,  als  Frankreich  die  ihm  auferlegte  Kriegskontribution  an  Deutsch- 
land leistete  und  wenigstens  ähnlich  der  Übertragung,  die  1847  statt- 
fand, als  der  Kaiser  von  Rufsland  an  Zahlungsstatt  für  den  grofsen 
russischen  Getreide-Export  Inskriptionen  zu  seineu  Gunsten  von  ca. 
Fcs.  70000000  französischer  Renten  vornehmen  liefs.  Im  Sommer 
1880  beginnt  von  neuem  der  Getreide-Import  in  England,  diesmal  aus 
Amerika;  als  Rembours  hierfür  geschehen  Goldversendungen  dahin, 
weil  diese  Deckungsweise  trotz  der  Transportkosten  noch  gewinn- 
bringender ist,  als  der  Verkauf  von  englischen  Wechseln  an  den  ame- 
rikanischen Börsen.  Zum  Schutze  ihres  Goldvorrats  erhöhte  die 
Reichsbank  ihren  Diskontsatz  auf  ö*^/o  und.  dann  auf  5^/,  ®/o,  ohne 
dem  Metallabflufs  steuern  zu  können;  im  September  wurden  über 
Hamburg,  Bremen,  Havre  und  Southampton  im  Hafen  von  New  York 
Mk.  99699000  Gold  gelandet,  von  denen  die  Hälfte  —  Mk.  45  000  000 
—  aus  deutschen  Goldmünzen  bestanden  haben  soll.  Nicht  weniger 
als  die  vorgenannten  unmittelbaren  Ursachen  wirkt  auf  den  Berliner 
Markt  die  Gestaltung  der  Wechselkurse  zwischen  London  und  Paris 
und  zwischen  London  und  New  York  zurück,  welche  letztere  heute 
viel  gröfsere  Beachtung  als  früher  verlangen.  Während  einerseits  der 
Export  amerikanischer  Produkte  nach  Europa  wächst  —  das  Gut- 
haben der  Vereinigten  Staaten  aus  ihrer  Handelsbilanz  gegen  England 
erhöhte  sich  z.  B.  von  $  91793000  im  Fiskaljahr  1879/1880  auf 
S  168557000  im  Fiskaljahr  1880/1881  — ,  nehmen  die  bedeutenden 
Forderungen,  welche  Europa  bisher  aus  seinem  Besitze  an  amerikani- 
schen Staatspapieren  geltend  machen  konnte,  sehr  rasch  erheblich  ab : 
eine  Schätzung  des  Finanzministers  Shermann  beziffert  diesen  auf 
«  1000000000  in  1870,  «  600000000  in  1876,  $  250000000  in 
1880.  Berlin  wurde  aber  durch  alle  diese  Momente  umsomehr  be- 
rührt, als  der  Metallschatz  der  Reichsbank  nur  zum  kleineren  Teile 
aus  Gold,  zum  gröfseren  Teile  aus  Silber  besteht  —  Ende  September 
1880  etwa  Mk.  185000000  Gold,  Mk.  33000000  Reichssilbermünzen, 
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Mk.  317000000  in  Thalern  — ,  der  internationale  Verkehr  aber  nur 
nach  ersterem  verlangt.  So  lange  nun  der  Verkauf  des  deutschen 
Silbers  sistiert  ist,  so  lange  läuft  Deutschland  Gefahr,  bei  jeder  Wen- 
dung der  Wechselkurse  zu  seinen  Ungunsten  den  ohnedem  nicht 
grofsen  Vorrat  an  Gold  schmalem  zu  sehen  und  dagegen  das  unter- 
wertige  Silber  zurückzubehalten.  Hierdurch  wird  nicht  nur  der  end- 
gültige Abschlufs  unserer  Münzreform  in  Frage  gestellt,  sondern  auch 
unsere  Handelsbeziehungen  zu  dem  fast  ohne  Ausnahme  nach  Gold 
rechnenden  Auslande  bieten  nicht  mehr  die  Sicherheit,  eingegangene 
Verpflichtungen  in  Gold  erfüllen  zu  können.  Auch  der  Metallschatz 
der  Bank  von  England  ist  imaufhörlich  Veränderungen  ausgesetzt; 
gegenüber  dem  Zuflüsse  und  Abflüsse,  welcher  dort  Tag  für  Tag  ver- 
zeichnet wird,  sind  die  korrespondierenden  Zifiem  in  Berlin  nur  ge- 
ring. Indessen  Niemand  in  England  nimmt  an  jenen  Schwankungen 
Anstand  und  selbst  die  Verminderung  der  Barvorräte  flöfst  keine  Be- 
sorgnis ein,  weil  die  Erfahrung  zur  Genüge  gelehrt  hat,  dafs  die  Bank 
durch  Erhöhung  ihrer  Diskontsätze  mit  lieichtigkeit  Gold  aus  dem 
Auslande  und  aus  dem  inneren  Verkehre  heranziehen  kann.  In  glei- 
cher Weise  werden  wir  uns  daran  gewöhnen  müssen,  dafs  Metall  dem 
Schatze  der  Reichsbank  entnommen  werde,  und  eine  Gefahr  für  unsere 
Währung  ist  hierbei  nur  bis  zu  dem  Tage  vorhanden,  an  welchem  die 
Beichsbank  sich  entschlossen  haben  wird,  ihren  Bestand  an  Silber- 
thalern  in  Gold  umzutauschen. 

Zur  Veranschaulichung  der  Entwickelung  der  Beichsbank  mögen 
nachstehende  Ziffern  dienen. 

Es  betrugen  in  Tausend  Mark: 
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Die  Bewegungen 
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Die  Zahl  der  Reichsbank-ADstalten  vermehrte  sich  von  207  in 
1876  auf  222  in  1880. 

Das  Bankgesetz  von  1875  hatte  den  ungedeckten  Notenumlauf 
der  Beichsbank  auf  250000000  Mk.  festgesetzt,  welche  Summe  sich 
durch  Verzichtleistung  der  kleinen  Banken  auf  die  Notenausgabe  auf 
273  875  000  Mk.  erhöht  hat.  Damit  wurde  in  die  Bilanzen  der  Reichs- 
bank ein  Element  hineingetragen,  die  Notenreserve,  welches  der 
Preufsischen  Bank  ganz  unbekannt  war  und  das  auf  die  geschäftliche 
Thatigkeit  jener  und  namentlich  auf  die  Diskontopolitik  gröfsten 
Emflufs  ausüben  mufste.  Es  betrugen,  die  erste  und  letzte  Woche 
des  Jahres  auüser  Acht  gelassen,  in  Tausend  Mark : 
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Zunächst  überrascht  bei  diesen  Zahlen  die  Gleichmäfsigkeit ,  mit 
welcher  die  Reserve  ihren  höchsten  Bestand  im  Frülyahre  erreicht,  auf 
ibr  Minimum  im  Herbste  zurücksinkt;  auch  in  1876  und  1878  fallen, 
vom  Monat  Januar  abgesehen,  die  kleinsten  Zahlen  auf  die  Monate 
September  und  Oktober  (1876:  31.  Oktober  Mk.  85378,  1878:  30. 
September  Mk.  111459). 
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Die  anderen  Konten  zeigen  (in  Tausend  Mark): 
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Hiermit  seien  die  Diskontschwankungen  der  Reichsbank  noch  zu- 
sammengehalten : 
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Es  liefern  diese  Ziffern  zur  Genüge  den  Beweis,  in  welchem 
Mafse  neben  den  inländischen  Geldansprüchen  noch  die  obenerwähnten 
äufseren  Gründe  bestimmend  auf  die  Bewegung  der  Diskontsätze  ein- 
gewirkt haben;  so  u.  A.  im  Mai  1877,  August  1878  und  August  1880 
die  Steigerung  des  Londoner  Wechselkurses,  im  Oktober  1879  und 
im  September  1880  die  Goldexporte  nach  Amerika.  Allerdings  bleibt 
dem  Femestehenden  häufig  unverständlich,  inwieweit  gerade  die  letz- 
teren Ursachen  zur  Veränderung  der  Diskontraten  Veranlassung  geben, 
da  die  Bankausweise  den  Metallbestand  nur  in  einer  Summe  und  nicht 
nach  Gold  und  Silber  getrennt  aufführen.  Je  wichtiger  die  Kenntnis 
dieser  Zusammensetzung  im  Hinblicke  auf  unsere  neue  Währung  und 
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auf  die  internationalen  Verpflichtungen  Deutschlands  ist,  desto  uner- 
klärlicher ist  die  Weigerung  der  Bank,  jener  oft  erhobenen  Forderung 
nachzukommen. 

Die  Preufsische  Bank  war  mit  ihrem  Diskontsatze  während  der 
Zeit  ihres  Bestehens  nicht  unter  4^|o  herabgegangen,  die  Reichsbank 
emanzipierte  sich  von  dieser  Übung  und  ermäfsigte  ihre  Rate  in  1876 
auf  3>|„  in  1879  auf  3«|o. 

Vor  dem  Jahre  1856  hatte  die  Preufsische  Bank  den  kleinen  Be- 
trag ihrer  Betriebskapitalien  durch  Annahme  von  verzinslichen  Depo- 
siten und  Yon  Outhaben  der  Staatskassen  sowie  durch  die  sehr  sinn- 
reiche Ausbildung  des  sog.  Giroverkehrs  zu  vermehren  gesucht;  sie 
gab  nämlich  Anweisungen,  ausgestellt  auf  Guthaben  Dritter  von  den 
Filialen  oder  der  Bank  selbst  auf  ihr  Berliner  Kontor,  zahlbar  sechs 
Monate  oder  ein  Jahr  nach  Sicht,  aus  und  diese  „Giroanweisungen'^ 
galten  allenthalben  als  beliebte  Umlau&mittel.  Lange  sträubte  sich 
die  Bank,  auf  ihr  Monopol  der  Annahme  verzinslicher  Depositen  zu 
verzichten  und  den  Preufsischen  Privatbanken  das  gleiche  Recht  ein- 
zuräumen, ein  Zeichen,  welchen  Wert  sie  auf  den  Zufluß  dieser  Ka- 
pitalien legte.  Allerdings  überstiegen  letztere  in  Verbindung  mit  den 
Girogeldem  in  den  ersten  zehn  Jahren  den  Notenumlauf  ganz  erheb- 
lich, bis  dessen  Kontingentierung  durch  den  Vertrag  vom  28.  Januar 
1856  freigegeben  wurde. 

Es  betrugen  im  Durchschnitte  in  Tausend  Mark: 


der 
NotenamUttf. 

die 

die 

die  accep- 

veninsliehen 
Depositen. 

Qiro- 
gnthaben. 

tierten  t^iro- 
anweisnngen. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

ID  den  Jahren  1 847— 1 850 

46320 

67317 

2154 

5  934 

»      »        „        1851— 1855 

59061 

73692 

1626 

15582 

M      »        „        1856— 1860 

189808 

619*3 

1542 

10  701 

.,      ,,        „        1861  —  1865 

329851 

72777 

I  236 

7581 

„      „        ,.        1866— 1870 

419  412 

S8935 

1740 

3  594 

M      „        „        1871— 1875 

764955 

81642 

104067 

— 

„      ,,        „        1876—1880 

681  025 

20725 

106  691 

— 

Dieser  Rückgang  der  verzinslichen  Depositen  und  der  Giroan- 
weisungen war  kein  zufälliger;  in  den  Jahren  1861  und  1862  kündigte 
die  Preufsische  Bank  mehrere  Millionen  zweiprozentiger  Depositen- 
gelder, weil  ihr  die  nutzbringende  Verwendung  dafür  fehle,  und  in 
der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  31.  März  1865  rühmte  der 
Bankpräsident  von  der  Preußischen  Bank,  dafs  sie  nicht  wie  die 
Banken  von  England  und  Frankreich  mit  150  Million  bezw.  60  bis 
70  Million  Thaler  fremden  Geldern  (Depositen)  wirtschafte,  sondern  nur 
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fttnf  Million  Thaler  tfiglich  zurückzahlbarer  Gelder  besitze.  Dem  ent- 
sprechend wurden  auch  Giroanweisungen  seit  1870  nicht  mehr  accep- 
tiert ;  die  Girokapitalien ,  welche  in  1870  bis  auf  Mk.^  750  000  zu- 
sammengeschrumpft waren,  fanden  nur  durch  Einzahlungen  seitens 
der  Staatskassen  neue  Nahrung;  die  verzinslichen  Depositen  hörten 
mit  dem  31.  Mai  1879  auf. 

Die  Verwaltung  der  Reichsbank  organisierte  im  Gegensatze  zu 
jenen  Anschauungen  den  unverzinslichen  Giroverkehr  in  einer  solchen 
Ausdehnung,  dafs  sie  hierin  von  keiner  zweiten  Anstalt,  gleichviel  in 
welchem  Lande,  übertroffon  wird.  Der  Girokonto-Inhaber  kann  auf 
sein  Konto  an  jeder  Bankstelle  kostenfreie  Einzahlungen  leisten  und 
leisten  lassen,  an  jeder  Bankstelle  kostenfreie  Übertragungen  von  seinem 
Konto  auf  das  Konto  eines  anderen  Konto-Inhabers  vornehmen  lassen. 
Der  Vorteil  dieser  Einrichtungen  liegt  auf  der  Hand.  Die  Mühe,  der 
Zeitverlust  und  die  Transportkosten  der  Versendung  von  barem  Gelde 
kann  nunmehr  in  allen  Fällen  erspart  werden,  wo  es  sich  um  Be- 
gleichung von  Verpflichtungen  zwischen  Girokonto-Inhabern  handelt 
Ganz  Deutschland  ist  dadurch,  wie  der  Verwaltungsbericht  der  Reichs- 
bank für  1876  mit  berechtigtem  Stolze  hervorhob,  zu  einem  einzigen 
Giroplatze  geworden.  Der  Handelsstand  hat  von  dieser  überaus  wert- 
vollen Einrichtung  sofort  ausgiebigsten  Gebrauch  gemacht  Die  Ein- 
zahlungen auf  Giro-Konto  begannen  am  10.  April  1876  und  der  Be- 
stand erreichte  am  Schlüsse  unserer  Berichtsperiode,  Ende  1880,  die 
Summe  von  Mk.  154437500.  Die  Entwickelung  des  Kontos  wird 
durch  folgende  Zahlen  illustriert  (in  Tausend  Mark): 


Bestond 
am  1.  JanoAT. 


1876 
1877 
1878 
1879 
1880 


Mk. 

18990 
103460 
123  708 
123  663 

155045 


Zugang 
im  Jahre. 


Mk. 

8  526  192 
14  140  547 
14  370  584 
16  186  969 
18  787  263 


Abgang 
im  Jahre. 


Mk. 

8441772 
14  120298 
14  370  629 
16  155  587 
18  787  871 


Durchschnitts- 
bestand  im  Jahn. 


Mk. 

70595 
99070 

109999 

128  796 

1^993 


Es  wurden  beglichen  von  den  Summen 


des  Zugangs 

des  Abgangs 

durch  Barsahlnng.       durch  Übertragung. 

durch  Barsahlnng. 

durch  ÜbertragaDg. 

0 

t 

n 

i 

1876 

39 

61 

39 

61 

1877 

36 

64 

40 

60 

8178 

34 

66 

39 

61 

1879 

3« 

68 

38 

62 

1880 

33 

67 

38 

62 
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Diese  vorher  in  den  Geldschränken  zerstreuten  und  müfsig  gele- 
genen Beträge  wurden  von  der  Reichsbank  gesammelt  und  dem  Geld- 
verkehr  eingefügt  in  einer  Zeit,  in  welcher  die  geschäftliche  Stagnation 
nach  neuen  Verkehrsmitteln  nicht  verlangte;  sie  konnten  daher  nur 
eine  Verwertung  finden,  indem  sie  andere  Umlaufismittel  verdrängten. 
Es  mufste  dies  um  so  mehr  geschehen,  als  der  Schwerpunkt  des  Kontos 
der  Giroguthaben  nicht  in  seinem  Durchschnittsbestande,  sondern  in 
den  staunenswerten  Ziffern  der  Übertragungen  zu  suchen  ist.  Jede 
der  Übertragungen  war  vor  Schaffung  des  Giroverkehrs  nur  möglich 
durch  Barzahlung  oder  durch  Versendung  von  Wechseln,  Geld  und 
Banknoten,  wobei  letztere  dem  Verkehre  tagelang  entzogen  blieben. 
Die  Wirkungen  der  Giro-Übertragungen  müssen  daher  in  dem  Minder- 
verbrauch von  Noten  und  Wechseln  zum  Ausdruck  kommen  und  die 
Abnahme  in  den  beiden  Konten,  wie  sie  aus  der  oben  mitgeteilten 
Tabelle  ersichtlich  ist,  kann  unbedenklich  mit  auf  deren  Rechnung 
gesetzt  werden.  Vergleicht  man  die  Abnahme  des  ungedeckten  Noten- 
umlaufes der  Reichsbank  mit  der  Vermehrung  der  Giroguthaben  gegen- 
über den  Durchschnittszifiem  des  Jahres  1875,  so  zeigen  sich  folgende 
Zahlen  (in  tausend  Mark): 

1876         1877         1878         1879        1880 

Vermelirung    der   Giroguthaben    im  ^^'            ^^'  ^*  ^^  ^• 

Jahresdurchschnitte 32332  60807  7i  73^  90  533  S6730 

VermiDdemDg  der  ungedeckten  No- 
ten         25963  28  411  71666  66708  27314 

Demnach    ÜberschoTs    der    ersteren 

aber  die  letsteren 6  370  32396  70  23825  59  416 

Jene  Erscheinung  ist  indessen  nicht  neu;  in  England  verdrängen 
die  Anweisungen  über  Depositen  immer  mehr  die  Noten  und  neh- 
men unter  den  Umlaufsmitteln  einen  die  letzteren  weit  überflügelnden 
Platz  ein.  Es  sei  nur  an  die  häufig  wiedergegebenen  statistischen 
Notizen  über  die  Elemente  von  Zahlungen  an  die  Häuser  Glyn, 
Mills  &  Co.,  Robbarts,  Lubbock  &  Co.  und  Morrison,  Dillon  &  Ck).  erin- 
nert, bei  welchen  die  Wechsel  13^  {,  die  Cheks  80  i,  die  Noten  6^^, 
das  Bargeld  0^  f  repräsentieren ;  femer  an  die  Verminderung  des  No- 
tenumlaufes der  Bank  von  England  um  £  2000000,  als  diese  in  das 
Londoner  Banking  Clearing  House  eintrat  Ebenso  hat  Leser  (im 
dritten  Hefte  des  laufenden  Jahrganges  dieser  Zeitschrift)  Ziffern  mit- 
geteilt, welche  ergeben,  dafs  die  Kasseneingänge  der  nordamerikani- 
Bchen  Nationalbanken  im  September  1881  sich  aus  1,55^  Gold  und 
Silber,  4,36^  Noten  und  Greenbacks,  94,09 f  Wechseln  und  Checks 
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zusammensetzen^).  A.ber  die  Reichsbank  war  nicht  gewillt,  neben 
den  Arbeits-  und  Kostenvermehrungeu,  welche  sie  sich  durch  Einrichtung 
des  Giroverkehrs  aufbürdete,  eine  Verminderung  ihrer  anderen  Ge- 
schäftszweige ohne  Widerstand  hinzunehmen;  sie  begann  daher  an- 
fangs 1880  Wechsel  unter  ihrem  offiziellen  Zinssatze  von  4%  za  kau- 
fen. Früher  hatte  sie  von  dem  Bundesrate  gefordert,  dafs  die  Privat- 
notenbanken bei  ihren  Diskontgeschäften  an  die  von  ihnen  jeweilig 
bekannt  zu  machenden  Prozentsätze  gebunden  seien,  gegen  welches 
Verlangen  der  Bundesrat  sich  jedoch  ablehnend  verhielt,  obgleich  es 
nach  dem  Wortlaute  des  Bankgesetzes  begründet  schien.  Auf  diese 
Entscheidung  gestützt,  folgte  die  Beichsbank  nunmehr  dem  von  den 
Privatbanken  gegebenen  Beispiele.  Ihr  Auftreten  als  Privatdiskonteur, 
das  sofort  die  Rate  am  offenen  Markte  bis  auf  l^^  herabdrückte, 
ward  bereits  in  der  Sitzung  des  Reichstags  vom  18.  Februar  1880 
auf  das  Lebhafteste  angegriffen ;  es  bildet  seitdem  den  Gegenstand  immer 
sich  erneuernder  Polemik,  wenn  auch  die  Reichsbank  bei  ihren  An- 
käufen sich  später  nicht  mehr  so  weit  als  damals  von  ihrem  offiziellen 
Satze  entfernte.  Die  Gründe,  mit  welchen  die  Freunde  der  Reichs- 
bank deren  Vorgehen  zu  rechtfertigen  suchen,  gehen  kurz  zusammen- 
gefafst  dahin,  dafs  die  Reichsbank  durch  die  Privatdiskonteure  von 
dem  Wechselmarkte  verdrängt  würde  und  ihr  dadurch  die  Kontrole 
über  die  Kreditverhältnisse  des  Handelsstandes  verloren  gehe,  dafe 
sie  auf  die  Veränderungen  des  Geldmarktes  nicht  genügend  Einfluls 


l)  Der  Economist  brachte  im  Anschlnsse  an  die  Bilansen  der  englischen  Banken 
am  Schlosse  des  ersten  Semesters  1880  eine  TabeUe ,  welche  nach  verschiedenen  Rick- 
tnngen  bin  ttberaos  interessant  ist.  Nach  derselben  setaen  sich  die  Betriebsmittel  in 
den  Stftdten  und  Industrie  -  Besirken  Englands  sch&tsungsweise  folgendermafsen  sa- 
sammen: 
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Noten  der  Bank  von  England 
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14,07 

2521 

18,44 

i7ii8  1  15,50 

14,18 

1,82 
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4.06 1    4.48 

3»92 

3^58 

13,22 
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6,53  1  i8»3« 

10,24 

3»92       1,25 

0,04 

0,65 

0,36 

0,08 
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30.71  1  27,90 

22,49 

1789 

21,93 

24^53 

8- 

52,11^  43,32 

41,28 

50.04 

49,94 

37.03 

60,88 

100  — 
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100  — 

100  — 
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aasüben  könne  und  ihre  Diskontbewegungen  nur  prozentweise  voll- 
ziehen müsse.  Ferner  werde  der  Giroverkehr  dazu  benutzt,  dafs  die 
korzfälligen  Wechsel ,  welche  früher  der  Reichsbank  zum  Inkasso  über- 
geben worden  seien,  jetzt  durch  Bankiers  an  Ort  und  Stelle  g^en 
Zahlung  einer  minimalen  Provision  eingezogen  und  deren  Beträge  über 
Girokonto  den  Auftraggebern  überwiesen  würden:  alle  jene  Momente 
beeinträchtigen  die  Rente  der  Reichsbank,  welche  vor  die  Alternative 
gestellt  sei,  entweder  den  Giroverkehr  bezw.  wenigstens  die  kosten- 
freie Übertragung  fallen  zu  lassen  oder  durch  den  Ankauf  von  Wech- 
seln auf  dem  offenen  Markte  ihre  Selbstkosten  zu  decken.  Zur  Bele- 
gung der  eben  wiederholten  Gründe  wurde  darauf  hingewiesen,  dafs 
seit  1873  der  Wechselverkehr  der  Reichsbank  von  Jahr  zu  Jahr  klei- 
ner geworden ,  der  Bestand  an  kurzfälligen  Wechseln  eine  unverhält- 
nismäfsige  Abnahme  aufweise  und  die  Gröfse  der  Einzelwechsel  so- 
wohl bei  dem  Platzdiskont-  als  auch  bei  dem  Remessenwechsel-Geschäft 
um  etwa  ein  Drittel  zurückgegangen  sei.  Alle  diese  Angaben  sind 
richtig,  so  lange  man  sie  nur  auf  ihre  absoluten  Zahlen  prüft 
Anders  indessen,  wenn  sie  im  Zusammenhange  mit  den  übrigen  dazu 
gehörigen  Ziffern  untersucht  werden.  In  erster  Linie  erscheint  das 
Jahr  1873  ungeeignet,  den  Ausgangspunkt  einer  vergleichenden  Sta- 
tistik zu  bilden.  Von  der  zu  Anfang  dieses  Jahres  beobachteten  Dis- 
konto-Politik der  Preufsischen  Bank  ist  schon  oben  die  Rede  gewesen ; 
dafs  späterhin  nach  Ausbruch  der  Wiener  Krisis  das  Portefeuille  der 
Bank  sich  in  ungewöhnlich  hohem  Ma£se  füllte,  teils  aus  Vorsorge 
des  Publikums,  teils  weil  manche  Privatbanken,  Notenbanken  sowohl 
als  Kreditbanken,  zurückhaltender  wurden,  ist  begreiflich.  Man  wird 
daher  einen  längeren  Zeitabschnitt  wählen  müssen,  wenn  man  einen 
zuverlässigen  Mafsstab  anlegen  will.  Diesen  bis  zum  Jahre  1870  aus- 
zudehnen, ist  wohl  um  so  gerechtfertigter,  als  dadurch  die  Jahre  1871 
und  1872,  die  Zeit  des  wirtschaftlichen  Au&chwungs,  sowie  die  Jahre 
nach  1873,  die  Zeit  des  Niedergangs,  einbegriffen  werden.  Das  Er- 
trägnis der  Wechselstempelabgabe,  welche  bekanntlich  einhalb  vom 
Tausend  der  Kapitalsumme  beträgt,  lälst  einen  Rückschlufs  auf  die 
Gröfse  des  Wechselverkehrs  in  Deutschland  zu;   es  wurden: 
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(alles  in  tausend  Mark) 

WechseWerkehr  der 

an  Stempelabgabe 

Demnaeh  Wechsel- 

Weehselverkehr der 

Prenfsischen,  beaw. 

verkehr 

Preafsischen,  beaw. 

Reichsbank  in  Pro- 

vereiDDAhint: 

in  Deutschland: 

Reichsbank : 

senten  des  gesamten 
Weehselverkehrs: 

Mark 

Mark 

Mark 

1. 

1870 

4561 

9  122600 

2  361  312 

26 

i87i 

5  "7 

10445000 

2  624  155 

^1 

1872 

7147 

14  295  000 

15  698600 

3950352 

1873 

7849 

5  340  856 

34 

1874 

7041 

14082800 

4127512 

29 

1875 

7213 

14  426  200 

4099613 

28 

1876 

6875 

13  749  200 

4  HO  465 

30 

1877 

6  774 

13  548  200 

3  84a  309 

28 

1878 

6125 

12  251  000 

3  396  141 

28 

1879 

6343 

12685800 

3  408  703 

27 

1880 

6208 

I241560O 

3  54a  141 

29 

Es  ist  hieraus  ersichtlich,  dafs  der  Wechselumlauf  in  Deutsch- 
land im  allgemeinen  abgenommen,  der  Anteil  der  Reichsbank  an  dem- 
selben aber,  von  dem  Ausnahmcgahr  1873  abgesehen,  eine  bemerkens- 
werte Gleichm&Tsigkeit  behauptet  hat  Allerdings  darf  man  nicht  ver- 
gessen, dafs  das  Diskontgeschäft  der  Bank  bis  1875  nur  aus  Nord- 
deutschland, von  da  ab  auch  aus  Baiem  und  Württemberg  gespeist 
wurde.  Als  Wechselverkehr  der  Reichsbank  ist  die  Summe  der  dis- 
kontierten Platzwechsel  und  der  angekauften  Remessenwechsel  auf  das 
Inland  und  auf  das  Ausland  zusammengefafst. 

Es  betrugen  femer 
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« 

« 

1850 
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? 
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2652 

? 
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? 

1860 
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? 
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? 
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? 

? 
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60 
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30 
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«375 

56 
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Die  Diskontowechsel,  zeigen  in  jden  letzten  zwanzig  Jahren  nar 
unwesentliche  Veränderungen,  sowohl  was  Gröfse  als  auch  Verfall- 
zeit anlangt ;  mehr  Schwankungen  finden  bei  den  angekauften  Inlands- 
wechseln statt,  deren  Gröfse  in  dem  JahrfÜnfte  1871  —  1875  sich  er- 
höht, um  alsdann  wieder  zurückzugehen.    Indessen  ist  zu  berücksich- 


1)  1869—1875. 
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tigen,  dals  bis  1871  dnschlielslicb  die  angekauften  Wechsel  auf  Frank- 
furt, bis  1872  einscbliefslich  die  Wechsel  auf  Bremen  und  auf  Ham- 
burg, bis  1875  einschliefslich  die  Wechsel  auf  Baiern  und  Sachsen 
unter  den  Bemessenwechseln  auf  das  Ausland  aufgeführt  sind. 

Die  durchiebiiittiiehe  Gr6fiM  In  den  Weehielbetrigen  auf 

der  Wechsel  auf  das   Aus-  das  Ausland  entfaUen  auf 

land  betrug:  deutsche  Plätse: 

1851—1855  Mk.  4425  42^ 

1856—1860  „    3399  54  „ 

1861—1865  „    3169  45  „ 

1866—1870  „    3286  39  „ 

1871—1875  „    2380  74,, 

1876—1880  „    5667  —  „ 

Je  bedeutendere  Wechselbeträge  auf  deutsche  Plätze  unter  den 
Auslandsremessen  verrechnet  werden ,  desto  kleiner  wird  deren  Durch- 
Bchnittsgröfse ;  das  auffällige  Wachstum  der  letzteren  seit  1876  und 
die  Verminderung  der  Gröfse  der  Inlandsremessen  seit  dem  gleichen 
Jahre,  d.  h.  seitdem  Wechsel  auf  Deutschland  nicht  mehr  der  erste- 
ren  Gruppe  zugezählt  werden;  legt  daher  den  Schlufs  nahe,  dafs 
deren  Durchschnittsgrölse  wesentlich  geringer,  als  diejenige  der  eigent- 
lichen Wechsel  auf  das  Ausland  gewesen  sein  wird.  Durch  ihre  Ein- 
fügung in  die  Inlandsremessen  ist  der  durchschnittliche  Betrag  der 
letzteren  yermindert  worden,  nicht  aber  durch  den  Umstand,  dafs 
heute  der  Reichsbank  weniger  grofse  Wechsel  zum  Diskont  angeboten 
würden.  Nun  hat  aber  schon  Nasse  darauf  aufmerksam  gemacht 
(Die  Preulsische  Bank,  Bonn  1866),  dafs  der  Durchschnittsbetrag  der 
von  der  Preulsischen  Bank  diskontierten  Wechsel  gröfser  sei,  als  z.  B. 
bei  der  Bank  von  Frankreich,  wo  derselbe  in  1863  für  jeden  in  Paris 
diskontierten  Wechsel  nur  Frs.  1199,  für  jeden  von  den  Succursalen 
diskontierten  Frs.  1455  erreichte.  „Fast  möchte  man  vermuten,^^  fügt 
Nasse  hinzu,  „wenn  man  die  Gröfse  und  die  lange  Dauer  der  Platz- 
wechsel bei  der  Preulsischen  Bank  in  Betracht  zieht,  dafs  manche  von 
ihnen  gezogen  seien,  nur  um  Kapital  aufzubringen.*^  Und  Wagner 
(System  der  Zettelbankpolitik)  hebt  bei  der  Besprechung  des  Noten- 
umlaufs der  Preufsischen  Bank  hervor,  dalis  in  dessen  Stückelung  seit 
1871  die  gröfseren  Abschnitte  überwiegen,  welche  wegen  ihrer  kürze- 
ren Umlaufsfrist  auch  stärkere  Bardeckung  notwendig  machen.  „Die 
Ver&llzeiten  der  Wechsel  im  Portefeuille  müfsten  nur  ebenfalls  aus 
letzterem  Grunde  womöglich  noch  kürzer  als  früher  werden.  Man 
kann  hier  die  Regel  aufstellen :  je  gröfsere  Notenappoints  und  je  stär- 
keres Vorwalten  derselben  im  Gesamtumlaufe,  desto  kürzere  Verfall- 
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Zeiten  der  zur  Deckung  dienenden  Wechsel  sind  notwendig/^  Beide 
Urteile  rühren  von  Männern  her,  welche  einerseits  als  die  genauesten 
Kenner  des  deutschen  Bankwesens  gelten  dürfen,  andererseits  der 
Leitung  der  Preufsischen  Bank  durchaus  sympathisch  gegenüberstan- 
den. Inzwischen  hat  die  Verschiebung  in  der  Stückelung  der  Noten 
der  Reichsbank  weitere  Fortschritte  gemacht.    Es  entfielen  auf 

AK    ii  *ff       ^^'^  Rthlr.  10     von  Rthlr.    50     von  Rtblr.  100     von  Rthlr.    500 
ADBcnniiie     ^^      ^^     jg      ^^  ^^    ^^^      ^^  ^^   ^^      ^^  j^    ^^^ 

in  1869-1875  25  {J  S%  49*  21% 

in  1876— 1880  — „  49  „  17,,  34„ 

Man  dürfte  also,  wenn  wirklich  Durchschnittsgröfse  und  Durchschnitts- 
verfallzeit der  von  der  Beichsbank  diskontieiten  Wechsel  Abnahmen 
erführen,  dies  aus  theoretischen  Gründen  nur  willkommen  heifsen. 
In  Übereinstimmung  hiermit  weist  das  Portefeuille  der  Bank  von  Frank- 
reich auch  dauernd  einen  erheblichen  Prozentsatz  von  Wechseln  in 
kleinen  Beträgen  auf:  von  den  in  Paris  diskontierten  Wechseln  lau- 
teten in  1872:  15^,  in  1881:  24$,  in  1882:  25$  auf  Summen  bis 
Frs.  100 ,  85  $  bezw.  76  $  und  75  $  auf  Summen  von  mehr  als  Frs.  100. 
Die  Durchschnittsgröfse  der  Wechsel  zeigt  noch  einen  kleinen  Rück- 
gang gegen  1863;  sie  war  bei  den  in  Paris  diskontierten  Platzwech- 
seln in  1874  Frs.  1010,  in  1881  Frs.  1137,  in  1882  Frs.  1042,  bei 
den  diskontierten  Wechseln  auf  die  Succursalen  in  1874  Frs.  1620, 
in  1882  Frs.  1010. 

Schon  oben  ist  die  Konkurrenz  erw&hnt  worden,  welche  die  Privat- 
notenbanken durch  den  Ankauf  von  Wechseln  unter  ihren  offiziellen 
Diskontsätzen  der  Reichsbank  bereiten ,  es  mag  daher  die  Zusammen- 
stellung wiederholt  werden,  welche  B  a  s  c  h  im  Deutschen  Handelsblatte 
bezüglich  der  Wechselumsätze  der  Privatnotenbanken  veröfientlicht  hat; 
nach  derselben  beziffern  sich: 

(in  tausend  Mark) 

die  Wedufllamat.«  der  *«"»"*  *"«"  /"*«"  "" 

PrivatDotenbuikfln  ^"°  ST*V  i«»^"*«" 

Wechsel  verkehr 

1876  Mk.  1953000  14« 

1877  „  1874000  14  „ 

1878  „  1752000  14  „ 

1879  „  1717  000  14  „ 

1880  „  1790000  15  „ 

Die  Notenbanken  sind  es  hiernach  nicht,  welche  der  Reicbsbaiik 
den  Diskontverkehr  entfremden,  diese  findet  ihre  Konkurrenz  viel- 
mehr in  den  Kreditbanken  und  in  den  Privatdiskonteuren,  deren  Ka- 
pitalien vereinigt  gedacht  immerhin  noch  gröfser  sind,  als  diejenigen 
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der  Reichsbank.  Indem  die  letztere  mit  jenen  in  Wettbewerb  ein- 
tritt, vermag  sie  diese  zwar  nicht  bei  Seite  zu  schieben,  wohl  aber 
drückt  sie  lediglich  durch  ihr  Erscheinen  auf  dem  Diskontmarkte  die 
Privatrate  zu  Gunsten  der  Wechselverkäufer  herab,  ohne  selbst  we- 
sentlich Vorteil  davon  zu  ziehen.  Denn  mit  der  Beichsbank  müssen 
die  Geldgeber  ihre  Sätze  ermäfsigen,  wenn  sie  für  ihre  flüssigen 
Mittel  nicht  nach  anderweitiger  Unterkunft  suchen  wollen.  In  den 
Jahren  1867  bis  1875  betragen  die  Differenzen  zwischen  den  durch- 
schnittlichen offiziellen  Diskontsätzen  und  den  durchschnittlichen  Raten 
am  offenen  Markte  in  Berlin  annähernd  |f ,  in  Frankfurt  annähernd 
i^,  in  den  Jahren  1876  bis  1879  einschliefslich  i  bezw.  {i%\  sie 
wadisen  aber  unter  den  Diskontkäufen  der  Reichsbank  im  Frühjahr 
1880  und  1881  auf  2i  i  bezw.  2  i.  Diese  Yerbilligung  des  Geldes 
drängte  das  Privatkapital  in  der  ersten  Epoche  zu  dem  Effekten- 
reportgeschäfte, dessen  gröfseres  Risiko  durch  höhere  Zinsen  ausge- 
glichen wird.  Indessen  ging  der  Reportzinsfufs  unter  dem  allseitigen 
Angebote  auf  einen  Satz  zurück,  zu  welchem  sonst  erstklassische  Wech- 
sel aufgenommen  wurden,  und  dadurch  empfing  die  Börsenspekulation 
neue  Nahrung,  die  Kurse  steigerten  sich,  das  Publikum,  aus  Furcht, 
den  richtigen  Zeitpunkt  des  Einkaufe  zu  versäumen  und  verführt 
durch  die  ermäfsigten  Bedingungen,  zu  welchen  Geld  ausgeliehen  wurde, 
erwarb  Effekten  zu  jedem  Preise.  Im  Januar  1881  war  die  Wirkung 
eine  andere:  die  ausländischen  Wechselkurse  stiegen  hart  bis  zur 
Exportgrenze,  da  der  Unterschied  zwischen  dem  deutschen  Privatdis- 
kontsatze und  den  Raten  der  fremden  Plätze  genügende  Spannung 
boten,  um  in  letzteren  Anlage  zu  macheu.  Die  Freunde  der  Reichs- 
bank haben  mehrfach  betont,  dafs  diese  einer  leitenden  Stellung  ent- 
behre, wie  sie  beispielsweise  die  Bank  von  England  auf  dem  Londoner 
Diskontmarkte  einnähme.  Jedoch  hat  die  Bank  von  England  niemals 
versucht,  die  Herrschaft  über  den  Diskontmarkt  in  demjenigen  Grade 
an  sich  zu  reifsen,  dafs  sie  den  Markt  in  bestimmender  Weise  zu 
kontrolieren  vermöchte.  Im  Gegenteile  beobachtet  sie  in  ihrem  Dis- 
kontogeschäfte eine  vornehme  Zurückhaltung  und  ist  nichts  weniger 
als  darauf  bedacht,  ihre  Raten  den  Privatdiskontosätzen  anzupassen. 
Wohl  aber  hat  die  Bank  von  England  ihr  früheres  Diskontminimum 
im  Juli  1878  in  einen  Durchschnittssatz  umgewandelt  und  die  Beweg- 
lichkeit, mit  welcher  dieser  unter  steter  Rücksichtnahme  auf  die  ver- 
mehrten oder  verminderten  Ansprüche  des  Marktes  in  den  kürzesten 
Zwischenräumen  auf-  und  abgleitet,  ist  bekannt.  In  Folge  dessen  ent- 
fernt sich  auch  der  Satz  der  Bank  niemals  so  weit  von  der  Rate  des 
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offenen  Marktes,  als  wir  dies  bei  der  Reichsbank  sahen.    Eine  kleine 
Gegenüberstellung  wird  dies  veranschaulichen: 


Durchschnittlicher 

Durchschnittlicher 

DorchsohnittUcher 

DnrchsGhmtÜicher 

Banksatz 

Privatsatz 

Banksatz 

PriyatoaU 

In  Berlin 

in  London 

i 

i 

% 

« 

1873 

5- 

4»5o 

4,80 

4i30 

1874 

4,12 

3.^5 

3.70 

3.38 

1875 

4»66 

3.75 

3.23 

3  — 

1876 

3.75 

3.12 

2,60 

1,86 

1877 

4»37 

3.25 

»190 

2,37 

1878 

4»37 

3.37 

3.78 

3.25 

1879 

3.75 

2»75 

2.51 

«,75 

1880 

4,12 

3," 

2,76 

2,33 

Basche  nach  oben  gerichtete  Diskontschwankungen  sind  bei  dem 
Handelsstande  begreiflicher  Weise  unpopulär;  indessen  hatte  bereits 
Göschen  die  Erhöhung  des  Zinsfufses  um  je  ein  Prozent  fbr  nötig 
erachtet,  wenn  es  sich  um  Beeinflussung  des  Wechseigeschaftes  mit 
dem  Auslande  handeln  soll.  Vor  1860  war  es  bei  der  Bank  von  Eng- 
land üblich,  auch  in  solchen  Fällen  den  Diskontsatz  nur  um  je  \  Pro- 
zent zu  steigern,  aber  die  Befolgung  des  Göschen'schen  Vorschlages 
bewahrte  nach  Bagehot's  Ansicht  (Lombardstreet,  deutsch  von  Beta, 
Leipzig  1875)  England  im  Herbste  1864  vor  einer  Krisis  auf  dem 
Geldmarkte.  Wenn  die  Beichsbank  in  der  That  Anstand  nehmen 
sollte,  ihre  Diskontraten  im  Bedarfsfalle  prozentweise  hinaufzusetzeD, 
so  würde  dies  daher  in  England  wohl  kaum  Verständnis  finden.  Be- 
kanntlich hat  die  Bank  von  England,  wenn  der  Privatsatz  ihr  die 
Teilnahme  an  dem  Diskontgeschäfte  zu  sehr  erschwert,  mehrEach 
Gold  gegen  Verpfändung  von  Konsols  aus  dem  Markte  aufgeborgt, 
um  dalselbe  teurer  zu  machen  und  den  Privatsatz  ihrer  Bäte  zu 
nähern.  Sie  nahm  also,  um  sich  einen  Anteil  an  den  Vorräten  des 
Marktes  zu  sichern,  nicht  etwa  ihre  Diskontkäufe  um  jeden  Preis  vor, 
sondern  entschlofs  sich  zu  einer  ZinseneinbuÜBe ,  aber  wohl  wissend, 
dafs  diese  sich  alsbald  in  der  höheren  Diskonteinnahme  wieder  be- 
zahlt machen  werde.  Schon  der  Umstand ,  dafs  sämtliche  überschüs- 
sigen Goldvorräte  des  Landes  und  häufig  selbst  diejenigen  des  Aus- 
landes in  den  Kellem  der  Bank  von  England  aufbewahrt  werden, 
zwingt  sie,  ihre  Diskontopolitik  von  der  gröfseren  oder  geringeren 
Wahrscheinlichkeit  der  Bückforderung  derselben  abhängig  zu  machet 
und  verhindert  sie,  den  Markt  nach  ihrem  Willen  leiten  zu  wollen. 


Die  BntwicklanK  des  BaDknotenumlattf«  in  Deutsehland  von  1861—1880.      235 

Von  der  Fordenmg,  dafs  die  Bank  von  England  ihren  Snsfufs  ent- 
sprechend nach  dengenigen  des  Marktes  festsetzen  solle,  sagt  Bagehot, 
dessen  genaue  Sachkenntnis  Niemand  bestreiten  wird,  mit  besonderer 
Rücksichtnahme  auf  die  Guthaben,  welche  damals  die  deutsche  Regierung 
in  London  unterhielt:  „Jene  Regel  war  niemals  falscher  als  jetzt,  weü 
die  Menge  plötzlicher  Ansprüche  an  die  Barreserve  vorher  niemals  so 
grofs  war.  Die  Marktzinsrate  in  Lombardstreet  wird  durch  diese 
Ansprüche  nicht  beeinflufst.  Die  Rate  richtet  sich  nach  den  Deposi- 
ten in  den  Blanden  der  Wechselmakler  und  Bankiers  und  nach  der 
Menge  guter  Sicherheiten,  die  ihnen  geboten  werden.  Der  Abfluss 
aus  der  Bank  hat  damit  kaum  etwas  zu  thun ;  wenn  der  offene  Markt 
nicht  glaubte,  dafs  die  Bank  in  Folge  solches  Abflufses  ihre  Rate  er- 
höhen werde,  würde  auch  die  Marktrate  nicht  steigen.  Je  zahlreicher 
die  Ansprüche  auf  die  Bank  für  Metall  und  je  wechselnder  deren 
Gröfse,  desto  gelUirlicher  die  Regel,  dafs  die  Zinsrate  der  Bank  sich 
nach  deijenigen  des  Marktes  richten  solle.  In  jetzigen  schwierigen 
Zeiten  würde  deren  Befolgung  zu  einem  Rezepte  für  Herstellung  einer 
grofsen  Menge  von  Paniks  werden.^^  Kein  Engländer  wird  es  für 
möglich  halten,  dab  die  Bank  in  Konkurrenz  mit  den  Privatdiskon- 
teuren  Wechsel  kaufen  würde,  wenn  die  Kourse  den  Export  von  Gold 
signalisieren,  wenn  ein  Bedarf  von  Metall  für  das  Inland  in  Aussicht 
steht.  Und  mit  der  grOfsten  Sorgfalt  werden  diese  inländischen  An- 
sprüche registriert  und  ihre  Einflüsse  auf  den  Geldmarkt  erwogen. 
Der  regelmäXsige  Verbrauch  von  Münzen  am  Quartalswechsel  zur  Zah- 
lung von  Zinsen,  Miethen,  Löhnen  u.  s.  w.,  am  Semesterschlusse  seitens 
der  Privatbanken,  welche  ihre  Bilanzen  verbessern  wollen,  die  Ent- 
nahmen des  Staates  zur  Regulierung  der  Konsolszinsen,  Besoldungen 
und  Pensionen,  der  Metallabflufs  in  die  Provinzen  im  Frühjahre  und 
Spätherbste,  der  Bedarf  in  der  Reisezeit,  ja  selbst  zur  Bestreitung 
der  Kosten  der  Parlamentswahlen  —  alle  einzelnen  Momente  und  die 
damit  korrespondierenden  Rückflüsse  finden  in  der  Fachpresse  einge- 
hendste Würdigung  und  wenn  die  Direktoren  der  Bank  in  solchen 
Perioden  den  Versuch  machen  wollten,  in  Mitbewerb  mit  dem  Pri- 
vatkapitale zu  treten,  so  würde  der  Widerspruch  des  „EconomisV^ 
genügen,  um  sie  von  dieser  Bahn  wieder  abzulenken.  Die  Reichsbank 
scheint  sich  im  Gegensatze  hierzu  bei  ihren  Kaufen  unter  dem  offi- 
zidlen  Satze  fast  ausschliefslich  von  dem  Bestände  der  Notenreserve 
leiten  zu  lassen;  nachdem  sie  Anfangs  1880  einige  Monate  hindurch 
ihre  Käufe  vorgenommen  hatte,  unterbrach  sie  diese,  um  Ende  Januar 
1881  von  Neuem  damit  zu  beginnen.     Auch  als  im  vorigen  Herbste 
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Goldexport  drohte,  erhöhte  sie  wohl  die  Kate,  fuhr  aber  mit  den  Käu- 
fen fort,  selbst  als  sie  gezwungen  war,  den  offiziellen  Zinsfufs  unver- 
mittelt um  ein  ganzes  Prozent  hinaufzusetzen.     Durch  solche  Mafs- 
regeln    läuft  die  Keichsbank  Gefahr,    den  Überflofs  in  geldreichen 
Perioden  künstlich  zu  steigern,  den  Mangel  in  geldknappen  Monaten 
künstlich  zu  erhöhen,  wenn  sie  alsdann  ihre  Käufe  einstellen  mufs. 
Gerade  je  mehr  die  Reichsbank  in  jener  Zeit  ihr  Portefeuille  gefüllt 
haben  wird,  desto  geringere  Mittel  werden  ihr  bei  dem  Eintritte  un- 
erwarteten oder  erhöhten  Bedarfs  zur  Verfügung  stehen  und  die  Zins- 
fufsdifferenzen  werden  in  kurzen  Zeitabschnitten  gröfseren  Umfang  an- 
nehmen,  als  im  Interesse  von  Handel  und  Industrie  wünschenswert 
erscheint.    Es  liegt  femer  die  Befürchtung  nahe,  dafs  die  Vergünsti- 
gung des  Ankaufs  von  Wechseln  unter  Banksatz  hauptsächlich  den 
groben  und  mächtigen  Firmen  zu  gute  kommen  wird,   während  die 
Menge  der  mittleren  und  kleineren  Kaufleute  und  Gewerbetreibenden 
sich  davon  ausgeschlossen  sieht     Denn  je  mehr  Wechsel  von  der 
Reichsbank  aus  dem  offenen  Markte  aufgekauft  werden,  desto  weniger 
wird  sich  bei  ihr  das  Bedürfnis  geltend  machen,  ihren  Wechselbe- 
stand zu  verstärken,  indem  sie  die  offizielle  Rate  erniedrigt ;  je  länger 
also  der  Ankauf  unter  Banksatz  erfolgt,  desto  später  werden  sich  die 
Mehrheit  der  Industriellen  und  Handeltreibenden  der  Segnungen  des 
billigen  Geldes  zu  erfreuen  haben.    Wird  weiterhin  die  Reichsbank 
stets  in  der  Lage  sein,  allen  Ansprüchen  seitens  derer  gerecht  zu 
werden,  welche  sie  heute  von  ihren  bisherigen  Kreditvermittlern  los- 
löst?   Wenn  letztere,  wie  oben  schon  erwähnt,  ihre  Kapitalien  anderen 
Zweigen  des  Bankgeschäftes,  dem  Ankaufe  fremder  Wechsel,  dem  Vor- 
schusse auf  Werthpapiere  u.  a  m.  zuwenden,  dann  wird  es  ihnen  schwer 
werden,  wieder  als  Diskontkäufer  auftreten  zu  können,  falls  die  Reichs- 
bank aus  finanziellen  oder  politischen  Gründen  plötzlich  in  den  Wech- 
selankäufen schwieriger  werden  sollte.     Die  Vorteile,   welche  heute 
dank  dem  Entgegenkommen  der  Reichsbank  geboten  werden,   dürften 
alsdann  zum  Teile  wenigstens  in  der  Auferlegung  um  so  härterer 
Bedingungen  seitens  des  Privatkapitalisten  ein  unerfreuliches  Korrelat 
finden.    Allseitig  gilt  es  femer  als  Aufgabe  der  Reichsbank,  durch 
ihre  Diskontopolitik  mäfsigend  auf  die  Börsenspekulationen  einzuwir- 
ken ;  ihr  jetziges  Verhalten  kann  eher  geeignet  sein,  diesen  neue  Nah- 
rung zuzuführen.    Oechelhäuser  sah  schon  in  seiner  zwar  einseitigen 
aber  doch  vielfach  bemerkenswerten  Monographie  „Die  Wirtschaftliche 
Krisis^^  (Berlin  1876)  in  der  Konzentrierung  der  Wechseldiskontierungen 
bei  den  grofsen  Notenbanken  eine  erdrückende  Konkurrenz  für  den 
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Privatdiskonteur,  welcher  nur  auf  seine  eigenen  Mittel  beschränkt  sei 
und  keine  Notenpresse  besitze,  eine  Konkurrenz,  die  den  letzteren 
aus  der  Sphäre  des  Wechselankaufs  herausdrängen  und  dadurch  von 
selbst  anderen  weniger  soliden  Operationen  in  die  Arme  führen  müsse. 
Um  wie  viel  mehr  würde  er  heute  in  seiner  Anschauung  bestärkt 
sein!  Ein  nicht  minder  gewichtiges  Bedenken  erhebt  sich  gegen  das 
Eingreifen  der  Reichsbank  in  den  Privatdiskonto-Markt  aus  der  ihr 
zugewiesenen  Bestimmung,  die  Reserve  des  deutschen  Geld-  und  Kre- 
ditwesens zu  bilden.  Als  der  Betrag  des  ungedeckten  Notenumlaufs 
der  Beichsbank  auf  250  Million  Mark  festgesetzt  wurde,  hat  wohl 
Niemand  die  Meinung  vertreten,  dafs  diese  Summe  dauernd  im  Ver- 
kehre sich  halten  müsse;  man  war  vielmehr  der  Ansicht,  dafs  damit 
auch  für  die  Fälle  aussergewöhnlicher  Ansprüche  vorgesorgt  sei.  Die 
nicht  genug  zu  rühmende  Hülfe,  welche  die  preufsische  Bank  dem 
Geldmarkte  in  den  Krisen  der  Jahre  1866  und  1870  gebracht  hat, 
wäre  in  ihrer  Ausdehnung  nicht  möglich  gewesen,  wenn  damals  das 
Yon  Michaelis,  Faucher  u.  a.  vorgeschlagene  System  der  Notenkontin- 
gentierung hätte  beobachtet  werden  müssen.  Nun  ist  letzteres  mit 
einer  allerdings  höher  gegriffenen  Summe  der  ungedeckten  Notenmenge 
in  unsere  Bankgesetzgebung  eingefügt  worden,  aber  diese  Verbesse- 
rung der  Lage  würde  verloren  gehen,  wenn  die  Reichsbank  ihre  Mittel 
in  guten  Tagen  soweit  ausgibt,  dafs  ihr  für  die  Zeiten  grofser  An- 
sprüche kein  Raum  mehr  übrig  bleibt.  Man  braucht  hierbei  nicht 
einmal  an  den  Ausbruch  eines  neuen  Krieges  zu  denken ;  schon  allein 
für  den  alljährlich  widerkehrenden  Bedarf  der  Wollmärkte  und  der 
Erntezeiten  hatte  Herr  von  Dechend  in  der  Sitzung  des  Abgeordneten- 
hauses vom  31.  März  1865  die  beantragte  Kontingentierungssumme 
als  ungenügend  bezeichnet  und  seitdem  hat  sich  das  Geschäftsgebiet 
der  Bank  auf  ganz  Deutschland  ausgedehnt  Zur  Beurteilung  jenes 
Bedarfs  sei  erwähnt,  dafs  das  Portefeuille  der  preufsischen  Bank  be- 
ziehungsweise der  Reichsbank  eine  Vermehrung  in  der  Zeit  der  Woll- 
märkte, d.  h.  von  Ende  Mai  bis  Ende  Juni  in  1860  bis  1865  von 
Mk.  37  703000,  in  1867  —  1870  von  Mk.  27  065000,  in  1871— 
1875  von  Mk.  44339  000,  in  1876  —  1880  von  M.  64351000  im 
Jahresdurchschnitte  erfuhr.  Das  Kriegsjahr  1866  und  das  Jahr  1873, 
in  welchem  das  Portefeuille  einen  Rückgang  von  Mk.  24  346  000  zeigt, 
smd  aufser  Berechnung  geblieben.  Der  deutsche  Wechselverkehr  ist 
so  bedeutend,  dafs  selbst  die  Kräfte  der  Reichsbank  nicht  ausreichen 
werden,  ihn  auch  nur  zur  gröfseren  Hälfte  an  sich  zu  reifsen,  und  sie 
wird  stets  darauf  angewiesen  bleiben,  sich  in  die  Beträge  mit  Privat- 
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kapitalisten  und  anderen  Instituten  zu  teilen.  So  hat  auch  Seyd 
auf  Grund  seiner  englischen  Erfahrungen  sich  dagegen  ausgesprochen, 
dars  der  Reichsbank  die  einzige  Entscheidung  über  die  deutschen 
Kreditverhältnisse  anheimfallen  solle.  Im  Gegenteile  weist  er  die 
Wechsel  der  eigentlichen  Verkehrskreise  den  Einzelbanken  und  Kapi- 
talisten zu,  welche  ihrerseits  der  Reichsbank  „den  Ausschufs  der  soli- 
desten Wechsel  zum  Rediskonto  einreichen  werden  und  über  deren 
Qualität  wird  sie  yom  höchsten  Standpunkte  aus  zu  urteilen  haben, 
während  den  Privatdiskonteuren  das  Risiko  der  Wechsel  zweiter  Klasse 
verbleiben  und  diese  nicht  als  Deckung  der  Umlaufemittel  dienen 
würden'^  Die  Reichsbank  mufs  sich  femer  bewufst  sein,  dafe  ihre  heu- 
tigen Konkurrenten  in  schwierigen  Zeiten  wahrscheinlich  ebenfalls  zur 
Befriedigung  ihrer  Kreditbedttrfhisse  die  Schalter  der  Reichsbank 
werden  aufeuchen  müssen.  Denn  das  darf  man  sich  wohl  nicht  ver- 
bergen, dafs  bei  der  Wiederholung  von  Krisen  die  Privatnotenbanken 
in  ganz  gleicher  Weise  an  die  Barschätze  der  Reichsbank  appellieren 
werden,  wie  dies  früher  geschehen  ist.  Zweifellos  werden  sie  von 
Neuem  Metallgeld  von  der  Reichsbank  beziehen,  sei  es  durch  Präsen- 
tation von  Noten,  sei  es  durch  Einkassierung  ihres  PortefeuiUes  und 
die  Reichsbank  wird  ihnen  dies  ebensowenig  als  in  1867  und  in  1866 
verwehren  können.  In  dieser  Beziehung  mufs  sie  sich  mit  der  Bank 
von  England  trösten,  welche  sich  den  Land-  und  Jointstock-Notenban- 
ken  im  Vereinigten  Königreiche  und  den  Privatdiskonteuren  gegen- 
über ganz  in  der  gleichen  Zwangslage  befindet  In  gewöhnlichen  Zei- 
ten, sagt  Bagehot,  ist  die  Bank  von  England  einer  von  sehr  vielen 
Geldverleihem,  in  einer  Panik  nur  der  einzige.  Die  Wechselmäkler 
machen  in  normalen  Perioden  der  Bank  von  England  auf  dem  Dis- 
kontomarkte jeden  Schritt  streitig;  da  aber  die  Reserve  des  Landes 
im  alleinigen  Besitze  der  letzteren  ist,  so  müssen  die  Wechselmakler 
bei  einer  hereinbrechenden  Krisis  notwendiger  Weise  zu  dieser  Re- 
serve ihre  Zuflucht  nehmen,  so  dafs  bei  jeder  Panik  die  Bank  von 
England  sich  zur  Hülfe  und  zum  Schutze  der  Existenz  jener  angeru- 
fen sieht:  „sie  hilft  allerdings  ihren  Rivalen  nicht  gern,  aber  sie  muss; 
während  einer  Krisis  fühlt  sie  immer,  dafs  sie  hervortretende  Ansprüche 
nur  vermehren  und  die  Pressung  gegen  sich  selbst  steigern  würde, 
wenn  sie  ablehnt,  ihnen  zu  helfen^S 

Die  Reichsbank  beruft  sich  darauf,  dafs  ihr  durch  die  Girognt- 
haben  erhebliche  Mittel  zugeflossen  seien,  auf  deren  Verwertung  sie 
Bedacht  nehmen  müsse.  Diese  Mittel  sind  jedoch  der  Bank  nicht  für 
ewige  Zeiten  übergeben;   sie  repräsentieren  ebenso  wie  die  Noten  auf 
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Verlangen  und  ohne  Kündigung  rückzahlbare  Verpflichtungen  der 
Bank.  Wagner  nennt  (in  Schönberg^s  Handbuch  der  politischen  Oeko- 
nomie,  Tübingen  1882)  die  Notenausgabe  eine  „organische  Fortent- 
wickelung des  Depositenwesens'^  und  er  betont  noch  ausdrücklich,  dafs 
stets  fUlige  Depositen  und  Noten  identisch  seien.  Der  Umstand,  dars 
die  Depositen  Eigentum  verhältnismäfsig  weniger  Personen  sind, 
die  plötzliche  Rückforderung  grOfserer  Summen  daher  viel  leichter 
möglich  ist,  als  bei  den  durch  ganz  Deutschland  zerstreuten  Noten, 
verlangt  entsprechende  Vorsorge  bezüglich  ihrer  Verwendung.  Gewifs 
ist  es  nicht  von  ungefähr,  dafs  gerade  dann,  wenn  Geld  am  gesuch- 
testen ist  und  der  Diskonto  am  höchsten  steht ,  die  Giroguthaben  die 
geringsten  Bestandziffem  aufweisen  und  umgekehrt  die  ansehnlichsten 
Einzahlungen  erfolgen,  wenn  der  Zinsfufs  am  offenen  Markte  seine 
niedrigste  Rate  erreicht.  Die  Bewegungen  auf  dem  Konto  der  Giro- 
guthaben werden  daher  stets  mit  dem  Zuflufs  und  Abflufs  des  Noten- 
umlaufs und  der  Bardeckung  zusammengehalten  werden  müssen.  Es 
entfallen  in  tausend  Mark 


das  Maximum 
der  Giro- 
guthaben 

der  Dis- 

konto- 

satx 

das  Minimum 
der  Oiro- 
gathaben 

der  Dis- 
konto 
satz 

1876 
1877 
1878 

1879 

1880 

auf  31.  August 
„     23.  Mai 
„     15.  Desbr. 
„     23.  UMn. 
„     29    Febr 

M.  227872 
,,     178  128 
„     200831 

V     »42374 
»,     249  472 

4t 
3i 

4« 

auf  15.  April 
„31.  Oktbr. 
„      7.  Oktbr. 
„      7.  Oktbr. 
M    15.  Oktbr. 

M.   126  961 

„      150080 

M      114  959 
.»      136  335 
M      133  916 

4« 

si 

5 

3« 

5> 

Für  den  deutschen  Notenumlauf  ist  die  Dritteldeckung  durch 
Metall  vorgeschrieben,  indessen  hat  die  Reichsbank  sich  mit  diesem 
Satze  niemals  begnügt,  sondern  ihre  Deckung  stets  zwischen  74}  und 
80  K  gehalten.  Rechnet  man,  wie  das  Gesetz  gestattet,  auch  den  Vor- 
rat an  Kassenanweisungen  und  Noten  anderer  Banken  dem  Metall- 
bestande zu,  so  erhöht  sich  die  Deckungszifier  noch  entsprechend  und 
zwar  durchschnittlich  um  7}^.  Den  Noten  und  Depositen  zusammen- 
gefafst  standen  in  dem  Jahrfünfte  1876  bis  1880  einschliefslich  68, 
68,  68,  68  und  66^  Deckung  durch  Metall,  Kassenanweisungen  und 
Noten  anderer  Banken  gegenüber!,  also  eine  mehr  als  ausreichende 
Vorsorge.  Die  Frage,  bis  zu  welchem  Betrage  Depositen  zum  An- 
kaufe von  Wechseln  und  zur  Gewährung  von  Lombarddarlehen  ver- 
wandt werden  dürfen,  ist  bekanntlich  noch  nicht  abgeschlossen.  Den 
schwachen  Punkt  in  der  Bilanz  der  Bank  von  England  bilden  nicht 
die  ausgegebenen  Noten,  sondern  die  Summen  der  Privatdepositen, 
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Eigentum  der  Privatbanken  und  der  Bank  yon  England  auf  tägliche 
Kündigung  zinsfrei  überlassen,  während  die  Privatbanken  für  die 
ihnen  übergebenen  Depositen  Zinsen,  meist  ein  Prozent  unter  dem 
Diskontosatze  der  Bank  von  England,  zahlen  müssen.  Da  nun  letztere 
die  Depositen  teilweise  zur  Vermehrung  ihrer  verzinslichen  Anlagen 
durch  Ankauf  von  Wechseln  benützt,  so  vermindert  sich  die  Bar- 
reserve der  Bank  entsprechend,  wenn  plötzlich  grofse  Beträge  von 
Depositen  zurückgefordert  werden,  und  der  Eintritt  von  Geldknapp- 
heit, welche  nicht  selten  zu  einer  Panik  auszuarten  droht,  ist  nicht 
ausgeschlossen.  Als  Schutz  hiergegen  wird  von  den  neueren  englischen 
Fachschriftstellern  darauf  gedrungen,  dafs  die  Bank  höhere  Barbe- 
stände halte;  Bagehot,  welcher  als  einzigen  Zweck  seines  bekannten 
Buches  die  Beweisführung  dieses  einen  Satzes  nannte,  verlangte  eine 
Durchschnittsreserve  von  vierzehn  bis  fünfzehn  Millionen  Pfund  und 
bezeichnete  zehn  Millionen  Pfund  als  deren  niedrigste  Grenze,  als 
„Besorgnisminimum^S  Dem  entsprechend  fragte  der  Eoenomist,  als  die 
Beserve  im  Februar  187Ö  unter  diesen  Betrag  gefallen  war,  ob  die 
Direktoren  der  Bank  angesichts  der  Bedrohung  des  Geldmarktes  durch 
die  deutsche  Regierung  die  Reserve  für  das  Diskontogeschäft  nutzbar 
machen  wollten?  Am  Donnerstag  darauf  ward  der  Zinsfufs  um  ein- 
halb Prozent  erhöht  und  die  Reserve  füllte  sich  wieder.  Aach 
Jevons  (Geld  und  Geldverkehr,  Leipzig  1876),  welcher  in  der  Noten- 
frage der  Gurrency-Theorie  huldigt,  kommt  bezüglich  der  Reserve  zu 
gleichem  Schlufse  wie  Bagehot;  er  fordert  mit  diesem  deren  Ver- 
stärkung und  empfiehlt  den  Privatbanken,  einen  Teil  ihrer  über- 
schüssigen Depositen  in  eigene  Verwaltung  täglich  verfügbar  zu  nehmen. 
In  der  That  haben  die  Clearinghouse  -  Bankers  darüber  Beratung 
gepflogen,  ob  sie  in  dieser  Weise  vorgehen  sollten,  um  so  mehr,  als 
dadurch  der  Zinsengenufs  der  Bank  von  England  aus  Geldern  auf- 
gehoben würde,  für  welche  die  Privatbanken  ihrerseits  Zinsen  zahlen 
müssen.  Die  befürwortete  Anlage  dieser  S8  8000000  —  denn  um 
eine  solche  Summe  handelt  es  sich  —  in  Konsols  würde  aber  an 
der  Sachlage  nichts  ändern,  da  hierdurch  der  beabsichtigte  Zweck 
nicht  erreicht  wird:  die  stündliche  Verfügbarkeit  des  Deposits.  Der 
Plan  ist  wohl  auch  infolgedessen  nicht  weiter  verfolgt  worden,  er  bat 
jedoch  seinen  Einflufs  dahin  geäufsert,  dafs  als  Reserveminimum  jetzt 
ganz  allgemein  £  12000000  bis  i?  13000000  angesehen  wird.  Da- 
gegen findet  die  Forderung,  dafs  die  Depositen  ausschlielslich  in 
baarem  Gelde  aufbewahrt  werden,  wohl  kaum  mehr  ernstliche  Ver- 
tretung,  eine  Forderung,  gegen  welche  auch  schon  früher  Wagner 
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(Geld-  und  Kredittheorie  der  Peerschen  Bankakte,  Wien  1862)  sich 
mit  durchdringender  Schärfe  ausgesprochen  hatte.  Allerdings  ist  die 
Natur  der  Verpflichtungen  aus  den  Girokapitalien  der  Reichsbank 
von  deijenigen  der  Depositen  der  Bank  von  England  zu  sehr  ver- 
schieden, als  dafs  die  englischen  Schlufsfolgerungen  ohne  Weiteres 
auf  die  deutschen  Verhältnisse  übertragen  werden  können;  nichts 
desto  weniger  werden  wir  in  dem  Mafse,  in  weichem  das  Girokonto 
der  Reichsbank  noch  Zunahmen  erfahren  wird,  den  englischen  Er- 
örterungen mehr  und  mehr  Aufmerksamkeit  schenken  müssen. 

Zur  Vergleichung  mit  den  Ziffern  der  Reichsbank  seien  hier  die 
letzten  Bilanzen  der  Bank  von  England  eingefügt  (in  tausend  Pfund) : 
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1876 
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1878 

1879 

1880 

£ 

£ 

£ 

£ 

£ 

£ 

Barvorrat 
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28214 
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24041 

StaatMicherheiten 
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15969 
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Noten 
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28623 

27334 
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27634 

26321 

Regiemngsg^tfaaben 

6996 
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5983 

4940 

8029 

8626 

Privatdepositen 
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22065 

31  "9 

29970 

24848 

Notenreserve 

8479 

«4  591 

12052 

X0306 

14967 
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4«       . 

a« 

4» 

5* 

3* 
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Die  Bank  von  England  teilt  allwöchentlich  in  ihren  Ausweisen 
mit,  welche  Depositen  Eigentum  von  Privaten  und  Eigentum  der  Re- 
gierung sind;  es  ist  diese  Scheidung  zur  Beurteilung  der  Lage  der 
Bank  schon  defshalb  geboten,  als  die  Bank  bei  der  Verwendung  der 
Gelder  über  die  Regierungsguthaben  in  ganz  anderer  Weise  verfügen 
kann,  als  über  diejenigen  der  Privaten.  Obgleich  bei  der  Reichsbank 
dieselben  Verhältnisse  obwalten,  hat  sich  diese  leider  noch  immer 
nicht  entschlossen,  in  ihren  Wochenübersichten  eine  Trennung  gleich 
der  englischen  vorzunehmen. 

Dafs  die  Depositen  der  Banken  in  Zeiten  von  Krisen  erfahrungs- 
gemäls  erhebliche  Vermehrungen  zu  verzeichnen  haben,  ist  eine  oft 
erwähnte  Thatsache;  wir  verweilen  daher  hierbei  nicht  länger.  Da- 
gegen sei  die  Frage  der  Verzinsung  der  Depositen  wenigstens  vor- 
übergehend berührt.  Die  Bank  von  Frankreich  hat  s.  Z.  gelegentlich 
der  grofsen  Bankenqu£te  1865  die  Ansicht  geäufsert,  dafs  jene  Ver- 
zinsung der  Industrie  nur  zwecklose  Konkurrenz  mache  und  die 
Banken  leicht  zu  gefahrvollen  Unternehmungen  verführe,  eine  An- 
schauung, welche  später  Bamberger  bei  den  Beratungen  über  das 
deutsche  Bankgesetz  mit  Lebhaftigkeit  zu  der  seinigen  gemacht  hat. 
N.  F.  Bd.  Vn.  16 
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Indessen  scheinen  diese  AusfQhrungen  doch  kaam  haltbar;  es  besteht 
kein  prinzipieller  Unterschied  zwischen  den  verzinslichen  und  den  un- 
verzinslichen Depositen  und  wenn  die  Bank  von  England  ebenso  wie 
die  Bank  von  Frankreich  an  deren  Unverzinslichkeit  festhält,  so  werden 
sie  es  in  erster  Linie  nur  der  überkommenen  Gewohnheit  wegen  thun. 
Die  englischen  Jointstock-  und  Privatbanken  besafsen  Ende  Oktober 
1880  £  495000000  verzinsliche  Depositen,  darunter  etwa  £  125000000 
bei  Privatnotenbanken;  wie  klein  ist  dagegen  die  Summe  der  bei  der 
Bank  von  England  niedergelegten  £  30000000  unverzinslicher  De- 
positen !  In  Zeiten  von  Krisen  ist  die  Verzinsung  der  Depositen  haupt- 
sächlich geeignet,  den  Banken  Gelder  zuzuführen,  welche  alsdann  zur 
Diskontierung  von  Wechseln  und  Gewährung  von  Vorschüssen  ver- 
wandt werden  können  und  gerade  dadurch  wesentlich  beitragen,  die 
Stärke  der  Panik  zu  brechen.  Eine  der  bestgeleiteten  deutschen 
Privatbanken,  die  Bremer  Bank,  hat  stets  mit  verzinslichen  Depositen 
gearbeitet;  weder  ist  durch  deren  Annahme  die  Einlösbarkcit  ihrer 
Noten  gefährdet  worden,  noch  hat  sie  sich  zu  gewagten  Geschäften 
hinreifsen  lassen.  Auch  Wagner  urteilt  (bei  Schönberg)  von  der  Ab- 
wälzung der  verzinslichen  Depositen  seitens  der  Reichsbank  in  ganz 
gleicher  Weise,  dafs  dieser  Ausschlufs  „auch  für  sie  kaum  richtig 
erscheint  und  wohl  nur  die  Folge  der  umfassenden  leicht  billigeres 
Kapital  beschaffenden  Notenprivilegien  ist'^ 

Auf  dem  Konto  der  Giroguthaben  der  Reichsbank  ist  nach  der 
überraschend  grofsen  Zunahme  in  den  ersten  Jahren  ein  gewisser 
Stillstand  eingetreten;  der  Durchschnittsbestand  hielt  sich  auf  Mk. 
126962000  in  1881,  Mk.  111960000  in  1882  nach  Mk.  124993000 
in  1880.  Die  Reichsbank  macht  zwar  gerade  heute  sehr  energische  An- 
strengungen neue  Einlagen  heranzuziehen ;  sie  wird  aber  hierbei  immer 
auf  die  Gelder  des  Handelsstandes  beschränkt  bleiben,  so  lange  sie  auf 
die  Guthaben  keine  Zinsen  vergütet.  Der  Privatkapitalist,  für  welchen 
die  kostenfreie  Übertragbarkeit  seines  Guthabens  von  einem  Platze 
zum  andern  nur  selten  Vorteil  bietet,  wird  auch  in  Zukunft  kaum 
ein  Girokonto  bei  der  Reichsbank  unterhalten,  da  er  auf  die  Ver- 
zinsung seiner  Gelder  nicht  Verzicht  leisten  und  defshalb  lieber  die 
kleinen  Lokalbanken  aufsuchen  wird. 

Auf  einen  letzten  Einwurf  der  Freunde  der  Reichsbank  zur  Be- 
gründung des  Ankaufs  von  Wechseln  am  offenen  Markte  kommen  wir 
nur  einer  historischen  Reminiscenz  zu  liebe  zurück.  Es  wird  von 
ihnen  hervorgehoben,  dafs  den  Kosten  des  Girokontos  eine  Vermehrung 
in  den  anderen  nutzbringenden  Geschäftszweigen  der  Bank  nicht  gegen- 
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überstehe.  Aber  schon  in  dem  von  Hansemann  „Chef  der  preufsischen 
Bank"^  unterzeichneten  Verwaltungsberichte  derselben  für  1850  heilst 
es:  „man  hat  in  früheren  Jahren  auch  wohl  geglaubt,  es  erwachse 
der  Bank  aus  dem  Giroverkehre  ein  Vorteil  indirekt  dadurch,  dafs 
die  Handlungsh&user,  welche  zum  Giroverkehre  Geld  einzahlen  oder 
korze  Wechsel  und  verfallene  Rechnungen  zur  Einziehung  übersenden, 
auch  um  so  eher  mit  ihren  diskontierenden  Platzwechseln  an  die 
Bank  sich  wenden  würden;  diese  Voraussetzung  hat  sich  wenigstens 
in  den  letzten  Jahren  als  irrig  erwiesen;  der  verhältnismäXsig  geringe 
Umfang  des  Platzdiskontogeschäftes  in  Berlin  deutet  schon  darauf 
)nn\  In  demselben  Berichte  wird  femer  mitgeteilt,  dafs  die  Bank  das 
Diskontogeschäft  aus  freien  Stücken  erheblich  eingeschränkt  habe, 
weil  sie  an  die  Qualität  der  angebotenen  Wechsel  einen  strengeren 
Mafsstab  anlege :  „Gute  Diskontowechsel  sollen  in  der  Regel  nur  durch 
Kauf  und  Verkauf  oder  durch  den  von  soliden   Bankiers  gewährten 

Acceptkredit  entstehen *^  und  die  Bank  mufs  „im  eigenen  und  im 

allgemeinen  Interesse  wünschen,  dafs  das  System  der  Wechselkredit- 
gewährung von  Bankiers  an  Kaufleute,  Fabrikanten  und  Gewerbe- 
treibende mehr  und  mehr  zur  Anwendung  komme'\  Wir  glauben,  dafs 
konsequenter  Weise  das,  was  hier  Hansemann  von  dem  Acceptgeschäfte 
sagte,  auch  auf  das  Diskontgeschäft  Anwendung  finden  sollte. 

Die  Frage  der  Rentabilität  endlich  sehen  wir  nur  ungern  von  der 
Reichsbank  in  den  Vordergrund  geschoben;  keine  Rente  würde  hoch 
genug  sein,  um  die  Folgen  eines  einzigen  Fehlers  seitens  der  Ver- 
waltung zum  Nachteile  unserer  gesammten  nationalen  Wirtschaft  auf- 
zuwiegen! Auch  hierin  ist  sie  mit  der  Bank  von  England  in  einer 
und  derselben  Lage;  trotzdem  deren  Aufgabe  zur  Erhaltung  der 
Währung  und  des  Kredits  des  Landes  eine  weitaus  wichtigere  ist  als 
diejenige  der  Aktienbanken,  wird  ihre  Dividende  von  der  Rente  fast 
aller  dieser  Institute  überholt 

Das  deutsche  Bankgesetz  erlaubt  den  Banken,  den  gesammten 
Barvorrat  nebst  dem  Bestände  an  Kassenscheinen  und  Noten  anderer 
Banken  als  Deckung  ausschliefslich  für  die  in  Umlauf  gesetzten  Noten 
anzusehen  und  die  sonstigen  Verpflichtungen  unberücksichtigt  zu  lassen. 
Diese  Gesetzesbestimmung  ermöglicht,  den  gedeckten  Notenumlauf  auf 
einen  höheren  Betrag  anschwellen  zu  lassen,  als  bei  einer  Verteilung 
der  Deckung  für  alle  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten  —  Noten  und 
Depositen  —  zuläfsig  wäre;  sie  macht  dadurch  die  Fessel,  welche 
den  Banken  in  den  Kontingentierungsziffem  auferlegt  ist,  weniger 
fühlbar.    Wir  halten  jede  Festsetzung  eines  gleichviel  wie  hoch  ge- 

16* 
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griffenen  Betrages,  über  welche  die  ungedeckte  Notenausgabe  nicht 
hinausgehen  dürfe,  für  verfehlt  und  suchen  in  der  Geschichte  und  in 
den  Lehren  der  Wissenschaft  gleich  vergeblich  nach  der  Rechtfertigung 
dieser  Mafsregel.  Jede  Kontingentierung  wird  in  den  Tagen  einer 
Krise  dahin  ihre  Wirkung  äufsern,  dafs  mit  Diskontoerhöhungen  viel 
schärfer  vorgegangen  werden  und  statt  entgegenkommender  Kredit- 
gewährung die  strengste  Zurückweisung  aller  Gesuche  stattfinden  mufs, 
hierdurch  aber  die  Kreditnot  aufserordenüich  gesteigert  wird.  Auch 
die  fünfprozentige  Notensteuer  wird  hieran  wenig  ändern,  da  sie  den 
Diskontosatz  zu  sehr  verteuert,  sobald  sie  während  längerer  Zeit  er- 
hoben werden  soll.  Aber  von  dem  Bedenken  gegen  die  Kontingen- 
tierung abgesehen,  ist  es  interessant  zu  beobachten,  dafs  die  deutschen 
Banken  seit  1876  niemals  die  ihnen  zugebilligte  Summe  an  ungedeckten 
Noten  —  Mk.  385000000  —  dauernd  in  dem  Verkehre  erhalten  konnten, 
eine  neue  Widerlegung  des  Aberglaubens,  dafs  es  in  dem  Belieben  and 
guten  Willen  der  Banken  liege,  den  Notenumlauf  auf  einen  mehr  oder 
weniger  hohen  Betrag  zu  fixieren.  Auch  bei  den  englischen  Privat- 
notenbanken ist  der  Notenumlauf  unter  den  ihnen  in  der  PeePs  Akte 
eingeräumten  Betrag  herabgesunken,  während  andererseits  die  schot- 
tischen und  irischen  Banken  ihre  Notenausgabe  über  die  autorisierte 
Summe  auszudehnen  wufsten. 

Es  betrugen  in  tausend  Pfund: 


der  in  der 

Peel's  Akte 

autorisierte 

Notenomlanf. 


der 
Notennmbaf 
Ende  1879. 


bei  105  englischen  Privatbanken    . 
49  ,f  Jointstockbanken 

10  schottischen  Banken      .     . 
6  irischen  Banken    .... 


£ 

355» 
2465 

2676 
6354 


£ 

x8oi 
172S 

5994 
6381 


Zur  Beurteilung  der  Entwickelung  des  Banknotenumlaufs  in 
Deutschland  in  den  Jahren  1851  bis  1880  sei  endlich  noch  auf  folgende 
Zahlen  hingewiesen ;  es  betrugen  in  Deutschland  bezw.  in  dem  deutschen 
Zollverein : 


Die  Entwieklnng  des  BanknotenumUtifs  in  Dentschland  Ton  1861 — 1880.      245 


Ue  BeTolkerunguiffer     .     .    1852 

1er  Wert  der  Wareneinfuhr 
unschliefslich  Durchfuhr      . ;  185 1 
1er  Wert  der  Warenausfuhr  I 
iinschlieCilich    Durchfuhr     .  |  1851 
ier  Umlauf  an  Staatspapier- 

^W 1851 

1er  Oeldamlanf  an   Miinsen  '• 

lad  Barren 1851 

ter  angedeckte  Notenumlauf  ||  1851 


Seelen. 
30  492  792 
Mk. 

I  300052000 

1387959000 

161  190000 

? 
14  542  000 


1872 

1872 

1872 

1872 

1870 
1872 


I   Seelen. 
41  058  292 

Mk. 

3  468  480  000 

2  494  620  000 

184  183626 

I  752000000»)  j 
532  428  700 


1880 

1880 

1880 

1880 

1880 
1880 


I   Seelen. 
45  194  200 

Mk. 

4  475  363  000 

4  587  103  000 

159444800 

2377000000*) 
312  133  500 


Als  Niebuhr  in  den  Stürmen  des  Jahres  1848  das  Manaskript 
seiner  Geschichte  der  Preulsischen  Bank  vollendet  hatte,  ward  dessen 
Veröffentlichung  noch  um  einige  Jahre  verschoben,  weil  man  von  der 
Darlegung  der  früheren  ungünstigen  Verhältnisse  eine  Schädigung  des 
kaum  reorganisierten  Instituts  befürchtete. 

Fünfunddreifsig  Jahre  sind  seitdem  verstrichen,  eine  nur  kurze 
Zeit,  aber  in  ihr  hat  die  Leitung  der  Bank  es  verstanden,  nicht  nur 
jede  Erinnerung  an  die  Periode  vor  1846  vergessen  zu  machen,  son- 
dern auch  das  Institut  zu  einem  gleichberechtigten  neben  den  grofsen 
Banken  von  England  und  Frankreich  zu  erheben.  An  Stelle  der  30 
Anstalten,  welche  die  Preulsische  Bank  damals  innerhalb  der  Monarchie 
ihr  eigen  nannte,  zählt  die  Reichsbank  heute  deren  230,  zerstreut 
über  alle  gröfseren  Plätze  des  deutschen  Reiches.  Die  Summe  der 
diskontierten  Wechsel  hat  sich  verzehnfacht,  der  Notenumlauf  ver- 
zwanzigfacht  In  der  Note  der  Reichsbank  ist  ein  Zirkulationsmittel 
geschaffen,  welches,  was  Sicherheit  und  Deckungszifiem  anlangt,  hinter 
keinem  anderen  zurücksteht.  Durch  die  Einführung  des  Giro- Ver- 
kehres seitens  der  Reichsbank  und  durch  die  Übertragbarkeit  der 
Giroguthaben  ist  Deutschland  mit  einer  wirtschaftlichen  Organisation 
bereichert  worden ,  deren  sich  weder  England  noch  Frankreich  rühmen 
können.  Von  grofsen  unvermittelt  hereingebrochenen  Krisen  ward  die 
Preo&iscbe  Bank  betroffen :  ihr  Verhalten  in  jeder  einzelnen  derselben 
wird  in  den  Annalen  jeder  Bankgeschichte  rühmlichste  Anerkennung 
finden,  wird  ihr  in  den  Kreisen  unseres  Handelsstandes  stets  ein 
dankbares  Gedächtnis  sichern.  Die  Weisheit,  mit  welcher  bei  der 
Reorganisation  der  Preufsischen  Bank  und  bei  der  Schöpfung  der 


1)  Nach  den  SchUtznngen  Soetbeer's. 
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Reichsbank  jede  Yerquickung  ihrer  Kapitalien  mit  den  Staatsfinanzen 
ausgeschlossen  wurde,  gestattete  ihr,  jederzeit  ihre  gesamten  flüssigen 
Mittel  im  Interesse  des  Handels  und  des  Gewerbes  dienstbar  zu 
machen  und  gewährte  ihr  dadurch  zugleich  die  sicherste  und  legi- 
timste Deckung  für  ihre  Zahlungsversprechen.  Während  der  Zeit, 
über  welche  unser  Rückblick  sich  verbreitet,  muTsten  in  England 
Spezialgesetze  erlassen  werden,  um  der  Bank  den  Fortbetrieb  ihrer 
Geschäfte  zu  ermöglichen,  den  Noten  der  Bank  von  Frankreich  wieder- 
holt und  auf  Jahre  hinaus  der  Zinskurs  auferlegt,  d.  h.  deren  Einlös- 
barkeit  suspendiert  werden.  Die  Geschichte  der  Preufsischen  Bank 
kennt  solche  Mafsregeln  nicht.  Wagner  (System  der  Zettelbank- 
Politik)  fafst  sein  Urteil  über  das  deutsche  Bankwesen  dahin  zu- 
sammen, dafs  dasselbe,  „was  Solidität,  Sicherheit,  Fundierung,  was 
insbesondere  die  Sicherheit  der  Noteneinlösbarkeit  anlangt,  das  beste 
der  Welt^'  sei;  in  erster  Linie  gilt  dies  Urteil  von  der  Geschäftsge- 
bahrung  der  Preufsischen  Bank,  welche  sich  längst  mit  dem  deutschen 
Notenbankwesen  identifiziert  hatte.  Es  gilt  aber  auch  im  grofsen  ond 
ganzen  von  den  Privatbanken,  welche  sich  redlich  bemüht  haben,  die 
Fehler  ihrer  Jugendjahre  späterhin  zu  verbessern.  Einige  von  ihnen, 
die  Banken  in  Bremen  und  Frankfurt,  können  dreist  einen  Vergleich 
—  natürlich  unter  Berücksichtigung  ihrer  viel  kleineren  Zifiem  — 
mit  der  Preufsischen  Bank  aushalten. 

Noch  immer  werden  Stimmen  laut,  welche  in  der  Vermehrung  des 
Banknotenumlaufes  eine  Gefahr  fttr  unsere  wirtschaftlichen  Zustände 
erblicken.  Es  wird  dabei  aber  vergessen,  dafs  seit  1852  der  Wert 
der  deutschen  Waren-Einfuhr  und  -Ausfuhr  sich  um  drei  Milliarden 
Mark  gesteigert,  hat,  der  Geldumlauf  an  Münzen  und  Barren  seit 
1872  um  600000000  Mark  gröfser  geworden  ist.  Diesen  Zahlen 
gegenüber  kann  die  Erhöhung  des  Banknotenumlaufes  um  900000000 
Mark,  beziehungsweise  unter  Anrechnung  der  metallischen  Deckung 
von  nur  300  000  000  Mark  zu  Besorgnissen  keine  Veranlassung  geben ! 
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Anhang. 

Bilansen  Deutscher  Zettelbanken  am  Jahresschlüsse. 

(Di«  Zahien  TeratelieQ  sicli  in  Hnndert  Mark,  also  65  589  5  ^  65  589  500  Mark  u.  s.  f.) 
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»I 


»» 


Mk. 

65  589  5 
89703 

7672  I 

167613 


Mk. 

66  074  9 

20  721  4 

6  668  6 

152375 


98  993  2 

160  565  8 
19  631  9 

26  737  4 
22  1048 


229  039  9 

248  897  I 

20  987  4 
316866 

21  4062 


Mk. 

329035 
II  1878 

H  172  5 
77438 


108  702  4 

157  7282 

53  838  6 

355319 
32  1790 


322  977  3 

246  624  9 
21  3684 
338604 
25  426  5 


327  280  2 

195  394  2 
224175 

353583 
285009 


2016709 

204  41 10 
21  232  5 
38  874  o 
32  558  I 


2792777 

147  198  3 
74900  I 
380718 
322089 


66007  6 

378167 
20  489  8 
206087 
149568 


Mk. 

43  072  3 
6211  o 

106 

2  7806 


Mk. 
60802  I 
135581 
14  563  I 
27  227  9 


520745  116  151  2 


292  379  I 

1793769 
78  035  7 
456858 
42  620  7 


345  7^9  I 

223  841  7 
80  194  5 
50  104  5 
419592 


938720 

21  248  7 

19958  I 
19  141  5 
10  824  9 


128933 

9858  I 

136444 

103957 


71  1732 

24  733  2 
23  107  5 
206154 
12  629  I 


81  087  2 

34  204  8 
25  022  I 
18  449  4 
10  284  3 


46  791  5 

217785 
14  1309 

21  434  7 
123873 


2177938 
30  228  5 
388216 
35  H9  6 


Mk. 

"33254 
20  663  6 

65758 

51939 


Mk. 

45878 

6891  o 

10  466  6 


697314 

520404 
140670 
23  778  3 


3219935 

308  730  o 
38  142  9 

48748 
36  1590 


145  758  7 

95  5^6  2 
29  260  6 
24  229  5 
15  053  9 


219454 

57  228  o 
10  596  6 
12  084  2 
130448 


431  7801 

3354180 
41  653  2 
64  874  7 


13  082  41  495378 


164060  2 

105  087  6 
37  384  5 

321585 
167394 


102  968  I 

58  883  7 
10  138  2 

179439 
16  497  9 


396  099  9 

197  106  o 
89  117  I 

556059 
54  282  6 


879606 

38  289  o 
26  156  I 
18  826  8 
"5476 


103  463  7 

44  874  o 
90177 

129627 

70629 


297 075  61396  III  6|  9481951  739173 


491  483  7 

3562500 
42  801  o 

69  233  7 
553149 


5235996 

341  409  o 
46  221  6 
732700 


191  3700 

1 10  626  8 
42  044  7 
32  849  I 
186057 


204  1263 

930480 
44  805  o 
31  1190 
19  529  I 


92  953  6 

59  832  9 

17  155  5 
17  061  6 

147528 


108  802  8 

88  793  I 
20  284  8 
31  014  3 
241113 


164  203  5 

160  8g5  8 

20  383  5 

338754 
26  8140 


188  501  I  241  928  7 


81  988  5 
40  767  6 

35  953  2 
661617I  244503 


136  998  o 
24  989  I 

34  396  o 
336036 


527  062  31 183  159  6j229  986  7 


1)  1851:  Berlin  —  Kassenverein,  —  Breslau,  Lübecker  Privatbank,  Rostock,  Stettin;  1864: 
»Bschirdg. 

2)  1851 :  Bayerische  H.^  und  W.-Bank ;    1865 :  Frankfurt  a.  M. 

3)  1851:  Chemnits,  Dessau,  Leipzig;    1862:  Bautzen;    1854:  Weimar. 

A)  Wie  1),  femer  1866:   Bremen,  Köln;    1867:    Danzig,  Hannover,   Königsberg,   Magdeburg, 
>c&;  1858:  Bflckeburg. 
S)  Wie  2),  femer  1866 :  Darmstadt,  Homburg ;    1857 :  Luxemburg,  Wiesbaden. 
^)  Wie  3),  ferner  1856 :   Gera,  Sondershausen ;    1867 :  Gotha,  Meiningen. 
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7)  Wie  4),  ferner  1865:    Lübecker  Kommersbank. 

8)  Wie  7),  femer  1886:    Gorlita. 

9)  Wie  6),  femer  1866:    Dresden  —  Sichsische  Bank.  — 

10)  Wie  9),  femer  1867:   Lielpaiger  KassenTerein. 

11)  Wie  8),  ferner  Oldenburg. 

IS)  Wie  5),  mit  Ansschlnfs  ron  Wiesbaden. 

13)  Wie  IS),  femer  Badiscbe  Bank,  Württambergische  Bank. 
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U)  Wie  11),  mit  Anaschlnfs  von  Kdnif^berg. 

15)  Braunschweig,  Bremen,  Breslau,  Danzig,  Hannover,  Köln,  Lübecker  Kommerzbank,  Magd^'» 
>^i  Posen,  Rostock. 
1()  Bsdische  Bank,  Bayerische  Bank,  Darmstadt,  Frankfurt,  Wttr(tembergische  Bank. 

17)  Cheomlts,  Dresden  —  Sächsische  Bank,  Leipziger  Kassenverein. 

18)  Wie  16)  mit  Ausschlnfs  von  Rostock.  — 
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Heinrich  Gottfried  Gengier,  Dr.,  ProfesBor  der  Rechte.  Deut- 
sche Stadtrechts- Altertümer.  Erlangen,  Andreas  Doicfaert,  1882. 
S^.  8.  VIII  und  512.  Festausgabe  zur  dritten  Säkular  -  Feier  der 
HochBchule  Wlirzburg. 

Basproehen  Ton  O.  Gierke. 

Seit  den  Tagen,  in  denen  Arnold  in  seiner  Yerfaasungsgeschichte 
der  deutschen  Freistädte  (1854)  seine  bahnbrechende  Skizze  des  inneren 
Lebens  der  Städte  im  Mittelalter  (II  S.  118  ff.)  mit  Klagen  über  den  fast 
völligen  Mangel  einer  Altertumskunde  des  Mittelalters  eröffnen  musste, 
hat  unsere  Kenntnis  von  dem  Rechts-  und  Kulturzustande  der  eigenartigen 
Gemeinwesen,  in  welchen  unser  Volk  einst  den  grofsen  Übergang  zu  einer 
neuen  Lebensstufe  vollzog,  einen  gewaltigen  Aufschwung  genommen.  Für 
das  Gesamtbild  des  deutschen  Städtewesens  hat  Arnold  selbst  mehr 
als  irgend  ein  Nachfolger  gethan ,  wenn  schon  auch  die  Dienste  nicht  unter- 
schätzt werden  dürfen,  die  O.  L.  v.  Maurer  durch  die  Zusammenstellung 
eines  ungeheuren  Materials  gerade  in  dieser  Hinsicht  der  Wissenschaft  ge- 
leistet hat.  Unendlich  viel  aber  ist  seitdem  für  die  Erforschung  der  ein- 
zelnen Elemente  geschehen,  aus  denen  dieses  Gesamtbild  sich  zusam- 
mensetzt Besonders  fruchtbar  hat  sich  die  genauere  Darlegung  des  inneren 
Lebens  einzelner  deutscher  Städte  oder  doch  gewisser  Teilinhalte  eines  solchen 
Individualdaseins  gezeigt ,  wenn  nur  dabei  von  allgemeinen  Gesichtspunkten 
ausgegangen  wurde.  Hierfür  legen,  um  nur  das  Hervorragendste  anzuführen, 
die  Arbeiten  von  Ennen,  Frensdorff,  Hegel,  Heusler,  Kriegk, 
Lorsch,  Rosenthal,  Schmoller,  Schönberg  undAndern  nach  ver- 
schiedenen Richtungen  Zeugnis  ab.  Nicht  minder  forderlich  ist  eine  Fülle 
von  Untersuchungen  gewesen,  die  sich  mit  bestimmten  Seiten  des  städtischen 
Lebens  auf  Ghrund  zusammenfassender  Betrachtung  einer  grösseren  Gruppe 
mittelalterlicher  Gemeinwesen  beschäftigt  haben.  Was  über  die  Verhältnisse 
des  Grundeigentums  und  der  Stände,  über  Handel  und  Verkehr,  über 
Zunftwesen  und  Arbeitsorganisation,  über  Steuern,  Zölle,  Münzwesen  und 
Finanzverwaltung,  über  Polizei  und  Kulturpflege,  über  Bevölkerung,  Bau- 
wesen, Sitten  und  Gebräuche  in  den  Städten  ermittelt  ist,  erlaubt  in  der 
That  einen  tieferen  Einblick  in  die  politischen,  wirtschaftlichen,  sozialen 
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und  geistigen  Zn&tände  der   bürgerlichen  Welt  des   deutschen  Mittelalters, 
als  vor  Kurzem  noch  geahnt  werden  konnte. 

In  dem  Yorliegenden  Werke  hat  Gen  gier,  der  längst  als  einer  der 
gründlichsten  Kenner  der  mittelalterlichen  Stadtarechtsquellen  bewährt  ist, 
den  Versuch  unternommen,  in  gewissem  umfange  wieder  ein  weder  auf 
einzelne  Städte  noch  auf  einzelne  Seiten  des  städtischen  Lebens  beschränk- 
tes Gesamtbild  der  deutschen  Stadt  des  Mittelalters  zu  entrollen.  Doch 
hat  er,  wie  er  in  dem  Vorwort  selbst  hervorhebt,  keineswegs  eine  all- 
seitig geschlossene  und  erschöpfende  Darstellung  angestrebt,  sondern  sich 
mit  einer  Beihe  von  Beiträgen  zur  Kunde  der  „Stadtrechtsalter- 
tümer'' begnügt.  Den  verbindenden  Faden  bildet  dabei  nach  einer  glück- 
lichen Idee  des  Verfassers  eine  räumliche  Wanderung  durch  die  Stadt 
und  ihr  Gebiet.  Indem  er  hier  überall  die  Stätten  aufsucht  und  beschreibt, 
an  welchen  eigentümliche  Erscheinungen  des  Verfassungs-  und  Eechts- 
lebens  haften,  gewinnt  er  zugleich  eine  greifbare  und  solide  Basis  für 
die  Erklärung  und  Beleuchtung  der  Örtlich  bedingten  Institutionen  selbst. 
In  diesem  Sinne  hat  er  den  ersten  und  grösseren  Teil  seines  Buches  der 
städtischen  „Rechtstopographie''  gewidmet,  während  er  im  zweiten 
Teil  in  einer  Anzahl  von  Exkursen  „zur  Bechts  altertumskunde" 
einige  bei  der  örtlichen  Umschau  nur  angedeutete  Materien  eingehender 
erörtert  hat. 

Somit  erscheint  nur  der  erste  Teil  des  Werkes  als  ein  in  sich 
gegliedertes  Ganze.  Auch  hier  ist  freilich  ein  vollständiges  Bild  der  räum- 
lichen Stadt  nicht  geboten.  So  ist  von  der  inneren  Einrichtung  des  Bür- 
gerhauses und  von  dessen  verschiedenen  Erscheinungsformen  nicht  die 
Bede.  Und  unter  den  öffentlichen  Baulichkeiten  werden  nicht  nur  die 
Kirchen,  sondern  auch  manche  Stadtgebäude  und  sämtliche  Gilde-  und 
Zunfthäuser  übergangen.  Allein  immerhin  ist  es  ein  überaus  reiches  und 
bisher  zum  Teil  kaum  genügend  beachtetes  Material,  welches  der  Ver- 
fasser hier  in  topographischer  Anordnung  verarbeitet  hat. 

Er  geht  von  der  Befestigung  als  dem  schlechthin  wesentlichen 
Begriffsmerkmal  der  mittelalterlichen  Stadt  aus  und  handelt  daher  zu- 
nächst von  Mauern  (Kap.  I),  Thoren  (Kap.  11)  und  Türmen  (Kap.  III). 
An  die  Beschreibung  der  Mauern  nach  älterem  und  jüngerem  System 
mit  ihren  Zwischen-,  Aus-  und  Vorbauten  und  dem  umgebenden  Graben 
und  Wall  knüpft  er  Erörterungen  über  die  Anlage,  die  Bewahrung,  die 
Benutzung  und  die  Bewachung  der  Mauern  und  ihres  Zubehörs.  Beson- 
ders eingehend  bespricht  er  die  persönlichen  und  dinglichen  Lasten,  welche 
sich  für  diese  Zwecke  finden,  die  Mittel  zur  Deckung  des  erforderlichen 
Geldaufwandes  und  die  Strafsatzungen,  welche  die  Unverletzlichkeit  der 
Mauern  verbürgen.  Hinsichtlich  der  Thore  sondert  er  die  Begriffe  der 
Thorgowalt  und  der  Thorhut  und  schildert  die  darin  enthaltenen  einzel- 
nen Funktionen  und  die  für  deren  Ausübung  bestehenden  Ämter.  Die 
Türme  scheidet  er  in  Warttürme  und  Wehrtürme  (mit  den  5  Unter- 
arten der  Mauertürme,  Walltürme,  Thortürme,  Zwinger  und  Bergfrie- 
den) und  handelt  näher  von  ihrer  Verwaltung,  Besetzung  und  Verwendung, 
wobei  er  namentlich  auf  die  mannichfache  Bedeutung  der  Meldetürme 
mit  ihren  Glockensignalen  und  auf  den  Gebrauch  der  Türme  als  Kerker 
eingeht 
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In  den  folgenden  Kapiteln  wendet  er  sich  zu  den  räumlichen  Ein- 
teilungen der  Stadt.  Er  weist  sechs  nach  Ursprung  und  Bedeutung 
ungleichartige  Formen  von  Innenstadtbezirken  (Kap.  lY)  nach : 
die  ursprünglich  ausschliefslich  und  immer  überwiegend  militärischen  „Vier- 
tel'' ;  die  besonders  in  Begensburg  ausgebildeten  „Wachten" ;  die  y,Bauer- 
schaften",  welche  wieder  bald  blofsen  Vierteln  ähnlich  sind,  bald  (wie 
die  „Leischaften"  und  „Höferschaften")  noch  Beste  der  alten  agrargenos- 
senschaftlichen  Bedeutung  mit  der  Eigenschaft  von  Stadtbezirken  verbin- 
den; die  „Grafschaften"  in  Achen;  die  „Paraiges''  in  Metz;  die  „Kirch- 
spiele" in  Köln,  Hamburg,  Worms  und  Basel.  Die  von  der  Innenstadt 
örtlich  und  rechtlich  getrennten  Aufsenstädte  (Kap.  Y)  scheidet  er 
in  „Nebenstädte"  und  „Vorstädte" ,  um  sodann  bei  jenen  die  verschiedenen 
Formen  späterer  Verschmelzung  mit  der  Hauptstadt  zu  erörtern,  diese 
aber  nach  ihrer  Entstehung,  ihrer  sozialen  und  wirtschaftlichen  Beschaf- 
fenheit und  ihren  Verfassungsverhältnissen  zu  beleuchten. 

Weiter  werden  wir  über  die  Straf sen  und  Plätze  der  Stadt 
geführt.  Die  Strafsen  (Kap.  VI)  lernen  wir  nach  verschiedenen  Ge- 
sichtspunkten unterscheiden,  erfahren  Näheres  über  ihre  Pflasterung,  die 
Deckung  des  für  sie  erforderlichen  Kostenaufwandes,  die  Strafsenver- 
waltnng  und  Strafsenpolizei^  die  Strafsenordnung  mit  ihren  Strafsatzungen 
und  die  Bestrafung  rebellischer  Städte  durch  Aufstellung  von  Meineids- 
säulen  in  ihren  Strafsen,  und  erhalten  schliefslich  eine  Übersicht  über 
die  Hauptgruppen  von  Strafsennamen.  Sodann  durchwandern  wir  die 
Judenwohnplätze  (Kap.  VIII),  seien  sie  förmliche  Judenviertel  oder 
blofse  Judengassen,  und  thun  bei  dieser  Gelegenheit  einen  tiefen  Einblick 
in  die  äufsere  und  innere  Einrichtung  der  Judengemeinden  und  Juden- 
gerichte, in  die  Bauart  und  rechtliche  Bedeutung  der  Synagogen,  sowie 
in  die  eigentümlichen  Bechtsverhältnisse  der  jüdischen  Begräbnisorte. 
Vor  Allem  machen  wir  auf  dem  Markte  Halt,  an  dessen  hohe  recht- 
liche Bedeutung  uns  oft  schon  das  darauf  errichtete  Bulandsbild  oder  Fried- 
kreuz mahnt.  Wir  lernen  zunächst  den  Markt  als  Bechtsstätte 
(Kap.  VIII)  in  seiner  doppelten  Verwendung  zur  stadtgerichtlichen  Ding- 
stätte und  zur  ordentlichen  Bichtstätte  kennen.  In  ersterer  Hinsicht  ver- 
folgen wir  die  allmähliche  Wandlung  des  Gerichts  durch  das  Zurücktreten 
des  Dingens  unter  freiem  Himmel.  In  letzterer  Hinsicht  machen  wir 
mit  dem  Pranger  (Kak)  in  seinen  mannichfachen  Formen,  dem  Henker- 
hauB,  dem  Stock,  dem  Hochgericht,  dem  Galgen  und  den  für  die  Strafe 
des  Steintragens  vorgezeichneten  Wegstrecken  genaue  Bekanntschaft.  Noch 
länger  verweilen  wir  bei  der  Betrachtung  des  Markts  als  Handels- 
stätte  (Kap.  IX).  Wir  halten  auch  hier  zunächst  räumliche  Umschau 
und  besuchen  die  verschiedenen  Arten  von  Verkaufsstätten,  die  Stände, 
Bänke,  Hütten,  Buden  und  Lauben,  um  einerseits  ihre  Einrichtung  und 
die  dort  feil  gehaltenen  Waren,  andererseits  die  daran  bestehenden  Eigen- 
tums-, Nutzungs-  und  Zinsrechte  ins  Auge  zu  fassen.  Hierauf  hören  wir 
von  der  Erteilung  und  dem  Inhalt  des  Marktrechts ;  von  der  Organisation 
und  den  Zweigen  des  mittelalterlichen  Kleinhandels;  von  dem  Fremden- 
verkehr und  dem  Gästehandel;  von  den  Marktbeamten  und  der  Markt- 
polizei  mit    ihrer    ausgebildeten   Fürsorge    gegen   Warenfälschung,   gegen 
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unrechtes  Mafs  und  Oewicht  und  gegen  Yertheuerung.  In  letzterer  Be- 
ziehung werden  uns  namentlich  über  die  Verbote  des  Vorkaufs  in  ihren 
verschiedenartigen  Formen  und  ihrer  ungleichen  juristischen  und  wirtschaft- 
lichen Tragweite  interessante  Aufschlüsse  zu  Teil.  Wir  lassen  uns  weiter 
von  den  Messen  berichten  und  ihre  durch  das  Übergewicht  und  die 
Begünstigung  des  Fremdenverkehrs,  die  wesentliche  Bestimmung  für  den 
Grofshandel,  die  längere  Zeitdauer  und  die  gröfsere  räumliche  Ausdehnung 
bewirkten  Unterschiede  von  gemeinen  Jahrmärkten  auseinandersetzen.  End- 
lich wandern  wir  auch  über  die  in  grofsen  Städten  oft  zahlreich  entwickel- 
ten Sondermärkte  (Kap.  X),  unter  denen  die  Vieh-,  Bofs-,  Korn-, 
Hopfen-,  Holz-,  Kohlen-  und  Fischmärkte  als  Anknüpfungspunkte  für 
eigentümliche  Bechtsbildungen  hervortreten. 

Der  Verfasser  führt  uns  weiter  zu  den  Wasserbauten.  Er  zeigt 
uns  zuvörderst  die  verschiedenartigen  in  den  Städten  und  vor  denselben 
erbauten  Brücken  (Kap.  XI),  um  Genaueres  über  ihre  Anlage,  ihre 
Erhaltung,  den  Brückenzoll,  die  Brückenämter  und  das  Brückengericht 
zu  erzählen.  In  ähnlicher  Weise  knüpft  er  an  die  Besichtigung  der  Brun- 
nen (Kap.  XII) ,  die  als  fliefsende  Brunnen ,  Ziehbrunnen  oder  Pump- 
brunnen  begegnen ,  Erörterungen  über  die  Anlage  und  Unterhaltung  der 
öffentlichen  Brunnen,  über  die  Brunnengenossenschaften  mit  ihren  Brun- 
nenordnungen und  der  darin  geregelten  Lastenverteilung,  über  die  privaten 
Brunnen  und  die  an  ihnen  vorkommenden  Miteigentums-  und  Nahrungs- 
verhältnisse,  über  Brunnenabgaben,  Brunnenaufsicht  und  Brunnenämter, 
sowie  über  die  angeblichen  Brunnen  Vergiftungen.  Noch  eingehender  be- 
spricht er  die  Mühlen  (Kap.  XIII),  unter  denen  eben  die  Wind-  und 
Rofsmühlcn  an  Wichtigkeit  weit  von  den  Wassermühlen  übertroffen 
werden.  Letztere  finden  sich  für  die  verschiedenartigsten  Zwecke  der 
Lebensmittelbereitung  und  der  Industrie  und  sind  danach  baulich  ungleich 
eingerichtet.  Der  Verf.  beschreibt  ihre  immobiliaren  und  mobiliaren  Be- 
standteile und  erwähnt  hierbei  die  mannichfachen  Rechtssätze,  welche 
die  Benutzung  der  Wasserkraft  für  die  Mühlen  regeln.  Auch  vergifst 
er  nicht  den  zum  Inventar  gehörigen  Esel,  der  mitunter  statt  seiner  ge- 
wöhnlichen Last  eine  Frau  zu  tragen  hat,  die  ihren  Mann  geprügelt  hat 
und  nun  dafür  mit  dem  Eselritt  büfst.  Den  Eigentumsverhältnissen  nach 
unterscheidet  er  kirchherrliche,  stadtherrliche,  grundherrliche,  stadtge- 
meindliche und  Stadtzünftische  Mühlen.  Auch  weist  er  auf  die  Miteigen- 
tumsverhältnisse an  Mühlen  hin,  lässt  jedoch  die  als  Vorläuferinnen  der 
Aktiengesellschaften  so  merkwürdigen  Mühlengenossenschaften  (z.  B.  in 
Köln)  unberücksichtigt.  Ebenso  handelt  er  von  den  Formen,  in  denen 
der  Selbstbetrieb  einer  Mühle  durch  den  Eigentümer  vorkam  oder  viel- 
mehr eine  Verpachtung  oder  Hingabe  zur  Erbleihe  stattfand.  Er  be- 
spricht sodann  die  Anlage  der  Mühlen  und  die  hierbei  üblichen  Konzes- 
sionen und  Privilegien,  vor  Allem  das  regelmäfsig  den  Mühlen  erteilte 
Bannrecht  und  die  obrigkeitliche  Abstechung  und  Legung  des  Fachbaums. 
Weiter  erörtert  er  die  Mühlenauflagen  und  die  entsprechenden  Befreiun- 
gen. Ausführlich  analysiert  er  die  Mühlenaufsicht  nach  ihrer  technischen, 
finanziellen  und  gewerblichen  Seite,  wobei  in  letzterer  Hinsicht  wieder 
die  Sorge  für  richtiges  Oemäls,  für  Behütung  der  empfangenen  Stoffe,  für 
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Wahrung  der  gehörigen  Reihenfolge  bei  Befriedigung  der  Kunden  und 
für  Angemessenheit  der  diesen  obliegenden  Gegenleistungen  unterschieden 
wird.  Er  wirft  demnächst  einen  Blick  auf  den  Müller  und  die  Mühl- 
knappen, erläutert  die  verbreitete  Yorstellung  von  ihrer  geringeren  Hand- 
werksehre und  schliefst  mit  einem  Hinweis  auf  den  Mühlenfrieden.  Am 
Schluis  des  Kapitels  erwähnt  er  noch  einige  andere  Wasserbauten, 
wie  Wasserieitungen,  Wasserläufe,  Wehren,  Füllhäaser  u.  s.  w. 

Von  herrorragendem  juristischem  Interesse  ist  die  folgende  ünter- 
sQchung  der  „Schutz kreise  der  Stadt'' (Kap. XIY).  Gengier  nimmt 
im  Einklänge  mit  der  dreifachen  G^ndlage  des  inneren  Gemeindelebens 
eine  dreifache  räumliche  Bestimmung  des  Stadtkreises  als  einer  Stätte  be- 
sonderer Freiheit,  besonderen  Beohtes  und  besonderen  Friedens 
an.  Der  Freikreis  der  Stadt,  welcher  die  Innenstadt  und  die  etwa 
besonders  in  die  „Freiung"  hineingezogenen  Güter  umfafst,  ist  die  örtliche 
Basis  der  Gemeindefreiheit  und  der  in  ihr  enthaltenen  bürgerlichen  Ge- 
rechtsame und  Priyilegien.  Der  Bechtskreis  der  Stadt,  der  über  die 
Innenstadt  hinaus  alles  Vermögen  der  Stadt  und  ihrer  Bewohner  ergreift 
und  durch  natürliche  oder  künstliche  Markscheiden  begrenzt  wird,  ist 
sowohl  als  Geltungsbereich  des  Stadtrechts  wie  als  Kompetenzbereich  des 
Stadtgerichts  erheblich.  Derselbe  wird  im  Norden  „Weichbild",  in  Mittel- 
ond  Süddeutschland  „Burgbann"  („Burgfriede"),  in  alamannischen  und 
schweizerischen  Urkunden  „Friedkreis"  („Zwing  und  Bann")  genannt  Auf 
die  genaue  Fixierung  der  Grenzen  wird  überall  das  gröfste  Gewicht  ge- 
legt und  für  deren  regelmäfsige  Besichtigung  durch  feierliche  Umzüge  oder 
Umritte  Sorge  getragen.  Als  erweitertes  Weichbild  erscheint  das  jenseits 
der  alten  Stadtmark  erworbene  städtische  „Gebiet"  („dominium  et  distric- 
tuB"),  das  manchmal  in  mehrere  Jurisdiktionsbezirke  geteilt  ist  Nicht 
selten  findet  sich  eine  Umwehrung  des  ganzen  Stadtgebiets  durch  eine 
„lantwere".  Der  Friedenskreis  der  Stadt  endlich,  welcher  gewöhn- 
lich vom  Weichbild  nur  ideell  gesondert,  zum  Teil  aber  auch  als  Sonder- 
örtlichkeit  ausgeschieden  ist,  bildet  den  Bezirk  des  immerwährenden  Stadt- 
friedens, 80  dafs  sich  auf  ihn  die  räumlichen  Bestimmungen  bei  Fried- 
brüchen, Stadtverweisung  und  Meilenrecht  beziehen.  Die  besondere  Ab- 
grenzung eines  solchen  „frid"  oder  „bann"  für  alle  oder  gewisse  Fälle 
findet  sich  bald  als  Abmarkung  durch  eigene  Grenzzeichen,  bald  als  Be- 
messnng  nach  Bannmeilen  rings  um  die  Innenstadt  Als  eine  fiktive 
Erweiterung  dieses  Kreises  läfst  es  sich  auffassen,  wenn  Verletzungen 
von  Bürgern  durch  Bürger  auf  gemeinsamer  Heerfahrt  oder  Beise  „tan- 
quam  in  civitate  factae"  gelten  sollen. 

Hieran  schliefst  der  Verfasser  die  Betrachtung  der  Stadtgüter 
(Kap.  XV) ,  welche  er  in  die  im  eigentlichen  Weichbild  enthaltenen  und 
die  jenseits  desselben  erworbenen  Liegenschaften  sondert.  Zu  den  Weich - 
bildsgütern  rechnet  er  vor  Allem  die  Stadtfeldmark,  wie  sie 
gegenüber  der  stadtherrlichen  Feldmark  in  bestimmten  Grenzen  festge- 
setzt ist  und  durch  Markbeschauungen  vor  Verkürzung  bewahrt  wird.  Als 
die  beiden  wesentlichen  Bestandteile  der  Stadtfeldmark  beschreibt  er  die 
dem  gemeinen  Nutzen  vorbehaltene  städtische  Allmende,  in  welcher 
namentlich  Hutwiesen  und  Gehölze   niemals  fehlen,    und   die   zu  Sonder- 
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recht  überwiesenen  Wirtschaft shufen.  Hinsichtlich  der  Alhnende 
geht  er  näher  auf  die  mancherlei  zur  Erhaltung  ihres  Gemeinschaftacha- 
rakters  bestimmten  Bechtssätze,  wie  die  Verbote  der  Aneignung,  der  Über- 
bauung, der  Yeräufserung  oder  Vererbpachtung  und  der  Ersitzung,  sowie 
auf  die  über  ihre  Benutzung  ausgebrochenen  Streitigkeiten  ein.  Die  Wirt- 
schaftshufen unterscheidet  er  nach  dem  umfange  in  Orofs-  und  Klein- 
hufen, nach  den  Rechtsverhältnissen  in  Eigen-,  Erbleihe-  oder  Erbzins-, 
Zeitpacht-  oder  Teilpacht-  und  Kabelhufen,  berührt  die  im  Frozefs  und 
bei  Rechtsgeschäften  nach  Stadtrecht  für  sie  geltenden  Besonderheiten 
und  erwähnt  die  hinsichtlich  der  Weichbildleute,  der  Zinsfreijahre ,  der 
Freihufen  und  der  Fronhufen  vorkommenden  Bestimmungen.  Der  Stadt- 
feldmark stellt  er  das  Gartenland  einschlief slioh  der  Wein-  und  Hopfen- 
gärten gegenüber  und  bespricht  dabei  namentlich  die  Obst-  und  Wnrz- 
gärten,  die  Haus-  und  Zaungärten,  die  Brühle  und  die  Pennten.  Endlich 
behandelt  er  als  Weichbildsenklaven  die  dem  Stadtrecht  und  Stadt- 
gericht entzogenen  Güter  und  Gebäudekomplexe  im  Weichbild  und  schil- 
dert namentlich  die  äussere  Einrichtung  und  die  inneren  Rechtsverhält- 
nisse der  hier  vorkommenden  Fronhöfe,  der  mancherlei  Widern-,  Stifts- 
und Klostergüter  und  der  in  der  Stadt  Bamberg  begegnenden  eigenartigen 
„Muntaten".  unter  den  Stadtgebietsgütern  bespricht  er  zuvörderst 
die  Stadtdörfer,  von  welchen  die  Bürgerdörfer,  die  verburgrechteten  Dörfer 
und  die  markgemeinschaftlich  mit  der  Stadt  verbundenen  Dörfer  zu  unter- 
scheiden sind,  und  stellt  die  an  ihnen  bestehenden  Rechtsverhältnisse  dar. 
Sodann  wendet  er  sich  zu  den  Stadtwäldern  und  den  für  die  Stadt  als 
solche  begründeten  Nutzungsrechten  in  königlichen  oder  landesherrlichen 
Forsten,  um  bei  dieser  Gelegenheit  namentlich  auch  von  der  Zeidelweide 
und  den  verschiedenen  Formen  des  Zeidlerrechts  zu  reden.  Zuletzt  er- 
wähnt er  die  städtischen  Vorwerke,  die  in  städtischen  Besitz  gelangten 
Rittergüter,  die  Pertinenzstädte,  die  Stadtlehn  und  die  Pfandschlösser. 

Wir  besohliefsen  diese  Wanderung  mit  einer  Besichtigung  von  Bat- 
haus und  Kaufhaus  (Kap.  XVI),  die  in  Wechselbeziehung  und  oft 
auch  räumlicher  Verbindung  mit  dem  Markt  als  die  Kardinalgebäude  des 
städtischen  Gemeinlebens  erscheinen.  Im  Rathaus,  das  als  Sitz  des 
Stadtregiments  aus  einer  schmucklosen  Versammlungshalle  allmählich  sich 
in  einen  steinernen  Kunstbau  verwandelt  hat,  betreten  wir  zunächst  den 
Hauptsaal  oder  die  Ratsstube,  betrachten  den  malerischen  Schmuck  und 
die  gereimten  Sprüche  an  den  Wänden  und  lassen  uns  auf  der  Ratsbank 
vor  dem  Ratstisoh  und  neben  dem  Almer  und  der  Ratstruhe  nieder.  Hier 
hören  wir  von  den  ernsten  Geschäften,  welche  hier  vollzogen  werden: 
von  der  Besetzung  und  Ergänzung  des  Ratsstuhles;  von  den  Wochen- 
sessionen des  regierenden  Rats  und  den  verstärkten  Plenarversammlungen; 
von  den  gerichtlichen  Akten ;  von  den  Erteilungen  und  Entziehungen  des 
Bürgerrechts;  von  den  städtischen  Amts-  und  Soldverträgen;  von  der 
Aufiiahme  von  Anleihen  und  sonstigen  Finanzgebahrungen ;  von  den 
mannichfachen  Rechtsgeschäften,  welche  vor  dem  Ratsstuhl  gehandelt  and 
dann  öffentlich  verbrieft  und  verbucht  werden.  Wir  hören  aber  auch 
von  den  hier  oder  in  Nebenräumen  sich  abspielenden  Feierlichkeiten  und 
Gastereien,    von    Ratsmalzeiten    und    Uatshoohzeiten ,    von    Tänzen   und 
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Schwänken.  Wir  treten  sodann  hinaus  in  die  nach  dem  Markte  offene 
Batslanbe,  von  wo  der  yersammelten  Bürgerschaft  die  Neuwahlen  ver- 
kündigt und  die  Burspraken  verlesen  werden.  Wir  lassen  uns  ferner  in 
der  Tresekammer  den  Batsschatz  und  in  der  Kämmerei  die  Kasse  und 
die  Bechnungsbücher  zeigen.  Wir  besuchen  femer  die  Wettstube ,  die 
Banatube,  die  Batsdienerstube,  das  Aohterkämmerohen,  den  Ereuzgang,  die 
Rathauskapelle  und  die  Batsküohe,  in  welcher  mitunter  auch  Beratungen 
stattfinden.  Sodann  besteigen  wir  den  Bathausturm,  prüfen  die  Vorräte 
der  Ratswaffenkammer  und  halten  längere  Rast  im  Ratskeller,  in  welchem 
Weine  und  Biere  für  so  mannichfache  Zwecke  aufbewahrt  werden.  Weniger 
anmutig  ist  der  Gang  durch  das  Ratsgefängnis,  von  welchem  Namen  wie 
„Hundelöcher'^  nichts  Gutes  melden,  in  welchem  aber  auch  die  für  Edel- 
leute  bestimmte  „Jungfer''  nichts  Anziehendes  hat.  Mit  einem  Blick  auf 
die  im  Souterrain  eingerichteten  oder  angebauten  Bathausbuden  nehmen 
wir  Abschied  und  wenden  uns  zum  Kaufhause.  Wir  lassen  uns  auf 
dem  Wege  dorthin  zunächst  Einiges  über  die  Kaufhöfe  oder  Kauffahrer- 
höfe der  Deutschen  im  Auslande,  insbesondere  über  die  Tejnhöfe  in  sla- 
vischen  Grofsstädten  und  das  Fondaco  dei  Tedeschi  in  Venedig  erzählen, 
ohne  freilich  in  diesem  Funkte  eingehender  unterrichtet  und  namentlich 
über  die  hansischen  Höfe  genügend  belehrt  zu  werden.  Dann  aber  be- 
sichtigen wir  genauer  das  heimische  Kaufhaus,  das  nach  seiner  nun- 
mehrigen Einrichtung  nicht  mehr  als  Herberge,  sondern  nur  noch  als 
Zentral  statte  des  lokalen  Verkehrs,  als  üebermittlungsanstalt  des  Grofs- 
handels  an  den  Kleinhandel,  als  Anstalt  für  Fublizität,  Kontrolle  des 
Gästehandels,  Warenschau  und  Zollerhebung  dient.  Wir  hören  von  den 
verschiedenen  Namen,  die  es  führt,  von  seiner  Entstehung  und  von  seinen 
Frivilegien,  und  betrachten  sodann  die  bauliche  Einrichtung  seiner  beiden 
Stockwerke  und  der  darin  angelegten  Kaufkammem.  Wir  erfahren,  wie 
diese  Kammern  vermietet  werden,  wer  zur  Einmietung  berechtigt  ist  und 
in  welchem  UmfiAnge  (namentlich  für  den  Tuchhandel)  ein  Kaufhauszwang 
besteht.  Sodann  betreten  wir  die  Saalhalle  im  Oberraum,  die  vornehmlich 
als  korporatives  Geschäftslokal  des  städtischen  und  auswärtigen  Handels- 
standes bei  der  Anknüpfung  und  Regelang  geschäftlicher  Beziehungen 
und  dem  Abschlufs  von  Handelsverträgen  benützt  wird,  mitunter  aber 
auch  zu  städtischen  Gerichtsverhandlungen,  zu  politischen  Gemeindefesten 
oder  zu  Tanzbelustigungen  der  kaufmännischen  Welt  Verwendung  findet. 
Ebenso  begegnen  wir  im  Unterraum  verschiedenen  Benützungsarten,  die 
auf  eine  Vermischung  mit  dem  Bathaus  deuten,  so  dafs  es  erklärlich  wird, 
wie  in  kleinen  Städten  das  eine  dieser  Gebäude  durch  das  andere  ersetzt 
werden  kann.  Hierauf  lassen  wir  uns  die  Verfassung  und  Verwaltung  des 
Kaufhauses  darlegen.  Wir  verfolgen  zu  diesem  Behuf  die  Funktionen  der 
Kaufhausmeister  oder  Kaufhausherrn ,  welche  als  Ratsausschufs  die  Visi- 
tation und  die  Jurisdiktion  bei  Verstöfsen  gegen  die  Kaufhaasordnung 
und  in  Handelsschuldsachen  ausüben;  die  vielseitige  und  eingreifende 
Wirksamkeit  des  Kaufhausvorstehers,  welcher  als  besoldeter  städtischer 
Beamter  im  Kaufhause  wohnt  und  eine  allgemeine  Aufsicht  führt;  die 
Thätigkeit  des  Kaufhaussohreibers,  welcher  entweder  selbständig  oder  blos 
als  Gehilfe  des  Vorstehers  das  Kaufhausbuch  führt  und  die  Verlautbarung 
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aller  YertragssolilüsBe  im  Kaufhaus  entgegennimmt ;  die  amtlichen  Dienst- 
leistungen der  Ungelter,  Zöllner,  Wärter,  Wagmeister  und  Pförtner,  welche 
im  Kaufhaus  angestellt  sind.  Sohliefslich  blicken  wir  in  das  Kaufhaus- 
buch,  um  zu  erfahren,  wie  einerseits  die  Verzeichnung  der  Handelsgüter 
in  demselben  bewirkt,  dafs  diese  Güter  auf  Gefahr  der  Stadt  beziehungs- 
weise der  Beamten  lagern  und  lediglich  yon  den  Gläubigem  des  Ein- 
bringers  mit  Beschlag  belegt  werden  können,  und  wie  andrerseits  die  Ver- 
buchung  von  Zahlungsgelöbnissen  för  den  säumigen  Schuldner  und  seine 
Erben  zur  Folge  hat,  dafs  gegen  sie  im  kaufhäuslichen  GerichtsyerflEihreD 
die  sofortige  Abpfändung  eingespeicherter  Waren  und  selbst  die  Stadt- 
yerweisung  erkannt  werden  kann.  Im  Anschlufs  an  das  Kaufhaus  fassen 
wir  dann  noch  die  mitunter  davon  getrennten  städtischen  oder  zünftischen 
Gewand-,  Garn-  und  Lederhäuser,  die  besonderen  Kramhänser  und  die 
preufsischen  Artushöfe  ins  Auge  und  werden  zuletzt  auf  den  Übergang 
zur  Börse  hingewiesen. 

Im  zweiten  Teil  des  Werkes  reiht  Gengier  eine  Reihe  unter 
sich  nicht  näher  verbundener  Abhandlungen  an  einander,  die  znm  Teil 
eine  genauere  Ausfuhrung  bestimmter,  in  der  topographischen  Übersicht 
berührter  Materien  enthalten,  zum  Teil  jedoch  nur  in  loser  Beziehung  za 
dem  übrigen  Inhalt  des  Buches  stehen. 

Der  erste  dieser  Exkurse  sucht  die  quellen mäfsigen  Bezeioh- 
nungsweisen  der  deutschen  Stadt  im  Mittelalter  festzustellen 
und  hierbei  den  freilich  nicht  konsequent  durchgeführten,  jedoch  im  Gan- 
zen ersichtlichen  Gebrauch  der  verschiedenen  Ausdrücke  zur  Bezeichnung 
besonderer  Klassen  von  Gemeinwesen  oder  zur  Hervorhebung  bestimmter 
Seiten  der  städtischen  Ansiedlung  nachzuweisen.  Die  Jateinischen  Namen 
werden  zu  diesem  Behuf  in  fünf  (huppen  zerleg^ :  neben  dem  farblosen 
„locus''  und  dem  auf  die  ursprüngliche  Dorf-  oder  HofverfaBsung  zurück- 
weisenden „villa"  begegnen  die  spezifisch  städtischen  Bezeichnungen  „urbs", 
„civitas"  und  „oppidum'',  die  parallelen  Festungsnamen  „castrum  s.  castel- 
lum'',  „municipium"  und  „munitio",  sowie  der  vom  Verkehr  entnommene 
Beiname  „forum",  unter  den  deutschen  Namen  scheinen  die  drei  haupt- 
sächlichen Ausdrücke  „Wie",  »Burg"  und  „Stadt"  in  gewisser  Weise  den 
lateinischen  Bezeichnungen  „oppidum",  „urbs"  und  „civitaa"  zu  ent- 
sprechen. 

Ganz  besonders  wertvoll  ist  der  zweite  Exkurs  über  Städtegrün- 
dung. Gengier  bespricht  hier  zunächst  die  dem  abschliefsenden  Be- 
festigungsakt vorangehenden  Akte  der  „fundatio"  und  „plantatio", 
durch  welche  der  Bodenraum  für  die  neue  Anlage  ausgesondert  und  be- 
reitet wird.  Sodann  behandelt  er  die  für  die  Gemeindebildung  grund- 
legenden Geschäfte  der  Besiedlung  und  der  Hufenverteilung.  In  Bezug 
auf  die  Besiedlung  unterscheidet  er  die  Klassen  der  zu  Bürgern  er- 
hobenen bisherigen  Ortsangesessenen ,  der  vereinzelten  Einfahrer  aus  der 
Nachbarschaft  und  der  oft  aus  weiter  Feme  scharenweise  herangezogenen 
Einwanderer,  unter  denen  die  seit  dem  11.  Jahrhundert  über  den  Norden 
und  Osten  verbreiteten  Fläminger  besondere  Aufmerksamkeit  verdienen. 
Er  analysiert  sodann  den  Inhalt  der  den  Neusiedlern  verliehenen  „libertas 
Teutonica"  und   des  ihrem  Verbände  gewährten  ,Jus  Teutonicum",    Hin- 
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sichtlich  der  Hufenverteilung  schildert  er  zunächst  die  äussere  Ein- 
richtung der  Hofstätten  (Wuorthen,  Feuerstätten,  areae,  hereditates  u.  s.  w.)» 
in  welche  der  Bodenraum  nach  hestimmten  Mafsverhältnissen  zerlegt  wird. 
Insbesondere  aber  geht  er  näher  auf  die  Beschaffenheit  des  daran  be- 
gründeten Eechtes  ein.  Der  Hufenempfänger  übernimmt  die  Pflicht  zur 
Bebauung  der  Hufe  in  bestimmter  Frist  bei  Vermeidung  ihrer  Wieder- 
einziehung. Dafür  erlangt  er  an  ihr  ein  yeräuJGBerliches,  vererbliohes  und 
teilbares  Eigentum,  das  nur  in  der  Regel  mit  Ausnahme  einzelner  Frei- 
hufen durch  den  an  den  Stadtherm  zu  entrichtenden  Hufenzins  (census, 
worttins,  hofzins)  belastet  ist.  Der  Verfasser  stellt  ausführlich  sowohl  die 
hinsichtlich  der  Verfügung  über  die  Hufe  geltenden  Bechtssätze  als  die 
Einzelnheiten  des  städtischen  Zinsrechtes  dar.  Auch  weist  er  darauf  hin, 
wie  das  Privateigentum  des  Bürgers  an  seinem  Hause  zugleich  mit  dem 
durch  den  Hausfrieden  gesicherten  häuslichen  Herrschaftsrecht  verknüpft 
ist.  Nachdem  er  so  den  mannichfachen  und  komplizierten  Inhalt  des 
Geschäftes  der  Städtegründung  dargelegt  hat,  behandelt  er  das  eigentüm- 
lich entwickelte  Anlegeramt  der  „locatores",  welche  als  Mittelspersonen 
die  gehörige  „Besetzung"  oder  „locatio"  der  Stadt  zu  übernehmen  pflegten. 
Diese  „locatores'',  die  öfter  in  einer  Mehrzahl  als  Consortium  auftraten, 
wurden  meist  aus  den  ritterlichen  Lehns-  oder  Dienstmannen  des  Stadt- 
herm, mitunter  aber  auch  aus  benachbarten  Grundherrn  oder  Vögten  oder 
den  bisherigen  Vorstehern  des  umzuwandelnden  Dorfes  oder  aus  der  Schar 
der  Einwanderer  genommen.  Ja,  als  sich  ein  spekulatives  Gewerbe  daraus 
entwickelte,  konnte  ein  Fleischer  als  Stadtanleger  auftreten.  Bisweilen 
ist  der  Name  dieser  Männer  im  Stadtnamen  erhalten  (wie  bei  Wagstadt 
und  Konstadt).  Durch  einen  besonderen  Locationsbrief  übertrug  der 
Stadtherr  das  „officium  locationis",  welches  zur  Anwerbung  von  Bewohnern, 
zum  AbschluTs  der  Verträge  mit  ihnen  und  zur  Regelung  der  ersten  Ge- 
meindeeinrichtungen befugte  und  verpflichtete.  Anfänglich  ein  einseitiger 
Auftrag  mit  Zusicherung  von  Entgelt,  entwickelte  dieses  Geschäft  sich 
mehr  und  mehr  zu  einem  zweiseitigen  Locationsvertrag,  welcher  bald  als 
Verkauf,  bald  als  Erbleihe,  bald  als  Lehnshingabe  des  „jus  locationis," 
d.  h.  des  Anlegeramtes  mit  anhängenden  Freiheiten,  Gerechtsamen  und 
Einkünften,  eingekleidet  wurde.  Die  Rechte,  welche  den  locator  für  seine 
Mühewaltung  entschädigen  sollten,  gipfelten  in  der  ihm  übertragenen  Erb- 
vogtei  oder  dem  ErbschultheiTsenamt  oder  auch  der  Kombination  beider 
Ämter.  War  ein  Konsortium  von  Anlegern  berufen,  so  konnte  natürlich 
nur  einer  unter  den  Beteiligten  das  Amt  ausüben  und  den  Titel  führen. 
In  der  Erbvogtei  war  vor  Allem  die  städtische  Gerichtsbarkeit,  obschon 
in  der  Regel  mit  Vorbehalt  der  causae  majores  für  den  Stadtherm,  ent- 
halten. Von  den  gerichtlichen  Einkünften  fiel  gewöhnlich  der  Dritt- 
pfennig an  den  Erbvogt  oder  Erbschultheifs  (bei  Kombination  beider  Ämter 
ein  Drittel  und  ein  Viertel).  Überdies  aber  lag  in  der  Erbvogtei  eine 
Teilnahme  am  Stadtregiment,  so  dass  z.  B.  Wahl  und  Einsetzung  von 
Ratleuten  und  Zunftmeistern,  Verleihung  des  Bürgerrechts  an  Fremde, 
Aufnahme  von  Innungsmitgliedem  und  Bestätigung  neuer  Satzungen  nicht 
selten  dem  locator  überlassen  blieben.  Zu  diesem  einflufsreichen  und 
gewinnbringenden  Amt  traten  dann  mancherlei  nutzbare  Vermögensrechte, 
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indem  dem  locator  ein  Anteil  am  Grandbesitz,  an  den  Einkünften  von 
städtischen  Handels-  und  Gewerbeanstalten,  an  Weide,  Jagd  und  Fischerei 
und  an  den  stadtherrlichen  GeföUen  aus  Zöllen  und  Gewerbeabgaben  über- 
wiesen wurde.  Der  gesamte  Inbegriff  dieses  jus  locationis  war  vererblich, 
yeräufserlich ,  verpfändbar  und  teilbar.  Selbst  auf  Töchter  wurde  das 
Hecht  vererbt  und  der  Ehefrau  konnte  es  als  Leibgedinge  bestellt  werden. 
Vielfach  finden  sich  AbyeräuTserungen  einzelner  Bestandteile  oder  ideeller 
Quoten.  Bei  einer  GesamtveräuTserung  war  jedoch  die  Genehmigung  des 
Stadtherrn  auf  Grund  einer  Prüfung  der  Persönlichkeit  des  Erwerbers  und 
solenner  ,,Tenditio  et  resignatio  facta  legitime  et  publicata  coram  domino" 
erforderlich.     Häufig  erwarben  die  Städte  selbst  die  Erbvogtei. 

Im  dritten  Exkurs  schildert  Gengier  den  Einritt  des  Stadtherrn, 
wie  er  nach  yorheriger  Tagberedung  als  prunkvolle  und  feierliche  Form 
der  Besitzergreifung  stattzufinden  pflegte,  sofern  man  nicht  die  Kosten 
scheute.  Er  führt  uns  in  anschaulicher  Weise  die  Begrüfsung  des  stadt- 
herrlichen Zuges  im  Weichbilde  der  Stadt,  die  Bestätigung  der  Freiheiten 
und  Eechte  der  Stadt  und  die  stadtherrliche  Eidesleistung  vor  dem  Haupt- 
thore,  die  Thoröffnung  und  den  Festzug  in  den  Dom,  die  Huldigung  der 
Bürgerschaft  oder  ihrer  Vertreter,  die  Geschenkreichungen  der  Stadt,  die 
anschliefsenden  Feste  und  Spiele,  die  stadtherrlichen  Gnadenakte  für  Ver- 
bannte und  Verwiesene  vor  Augen. 

Der  vierte  Exkurs  handelt  von  den  Muntmannen.  Diese  merk- 
würdige Institution,  welche  vielfach  zahlreiche  geringere  Leute  auf  Grand 
eigenartiger  Treudienstverträge  in  ein  Verhältnis  von  Schutzunterthanen- 
Bchaft  zu  reichen  und  mächtigen  Geschlechtern  brachte  und  so  den  kaam 
gebildeten  bürgerlichen  Verband  mit  feudaler  Zersetzung  bedrohte,  bis  die 
dagegen  gerichteten  Verbote  und  Satzungen  durchdrangen,  ist  in  den 
wenigen  ihr  gewidmeten  Bemerkungen  kaum  ausreichend  gewürdigt 

um  so  reichhaltiger  sind  die  Erörterungen  des  fünften  Exkurses  über 
den  Satz:  Luft  macht  frei.  Gengier  bespricht  zunächst  den  ursprüng- 
lichen Fortbestand  des  Pfiichtverhaltnisses  der  ohne  Wissen  und  Willen 
ihrer  Herrn  in  die  Stadt  aufgenommenen  Hörigen  und  Unfreien  und  die 
prozessualischen  Mittel,  die  dem  Herrn  behufs  Wiedergewinnung  solcher 
Leute  zu  Gebote  standen.  Er  zeigt  dann,  wie  schon  früh  und  zwar  seit 
dem  12.  Jahrhundert  in  einzelnen  Städten  dem  gegenüber  der  Satz  „Luft 
macht  frei"  sich  ausbildete  und  bald  alle  Städte  mit  Ausnahme  einiger 
dorfähnlicher  Zwergstädte  ergriff,  da  die  Tendenz  des  städtischen  Lebens 
unaufhaltsam  zur  Beseitigung  der  unfreien  Elemente  drängte  und  die  von 
der  Weichbildglosse  ausgesprochene  Maxime  aufkam,  „daz  sy  gliche  ttj 
sien,  die  in  eyner  stat  sizin".  Anfänglich  trat  das  neue  Prinzip  in  der 
radikalen  Fassung  auf,  dafs  durch  die  Niederlassung  in  der  Stadt  sofort 
der  Herrschaftsverband  gelöst  und  die  Vindikation  abgeschnitten  sei.  Efl 
war  daher  ein  Kompromifs  zwischen  dem  Stadtrecht  und  den  Ansprüchen 
der  Leib-  und  Grundherrn,  woraus  die  gewöhnliche  ErmäTsigung  des 
Satzes  ,,Luft  macht  frei"  durch  das  Prinzip  der  rechten  Gewere  hervor- 
ging. Den  Übergang  hierzu  zeigt  das  Stadtrecht  von  Eger,  nach  welchem 
die  Vindikation  sofort  ausgeschlossen  ist,  Dienstfreiheit  aber  erst  nach 
Jahr  und  Tag  entsteht.     Mehr  und  mehr  aber  verbreitete  sich  die  B^el, 
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dafB  Jahr  und  Tag  lang  die  Vindikation  beim  Stadtgericht  zulässig  sei. 
Mitunter  jedoch  verpflichtete  sich  die  Stadt  auch  während  dieees  Zeit- 
raums nid)t  zur  Auslieferung,  sondern  nur  zur  Ausweisung.  Vereinzelt 
steht  die  Ausdehnung  der  Praeklusivfrist  auf  10  Jahre  in  Begensburg. 
In  anderen  Städten  wurde  vielmehr  der  Erwerb  des  Bürgerrechts  als 
Grundlage  der  Befreiung  behandelt.  Meist  wurde  jedoch  dann  gleichfalls 
der  Ablauf  von  Jahr  und  Tag  nach  der  Bürgeraufbahme  zum  Ausschlufs 
der  Vindikation  gefordert  Möglich  blieb  übrigens  trotzdem  der  Fort- 
bestand einer  Dienstpflicht  oder  doch  einer  Zinspflioht  oder  sonstigen 
Reichnifspflicht  der  ehemaligen  unfreien  oder  Hörigen.  Auch  wirkte  der 
Freiheitsschutz  nur  für  den  Bechtskreis  der  Stadt,  in  deren  Mauern  er 
erworben  war.  Überdies  suchten  die  Landesherm  und  Stadtherm  dem 
städtischen  Prinzip  durch  Verbote  der  Aufnahme  gewisser  Höriger,  durch 
Exemtionsklauseln  im  Stadtprivileg,  durch  Vorbehalt  ihrer  Einwilligung 
oder  gar  durch  Forderung  vorheriger  Erledigung  der  Herrschaft  Schranken 
zu  ziehen.  Auch  suchten  sich  manche  Landes-  oder  Grundherrn  durch 
Verträge  mit  einzelnen  Städten  zu  schützen.  Andere  Landesherm  dagegen 
begünstigten  den  Zuzug  Höriger. 

Im  sechsten  Exkurs  geht  der  Verfasser  näher  auf  den  Stadt  frie- 
den ein,  dessen  Wurzeln  er  teils  in  dem  örtlichen  Oottesfrieden  der  Bi- 
Bchofsstädte  und  dem  darin  enthaltenen  Verbot  jeder  Blutthat,  teils  in 
dem  weltlichen  Burgfrieden  und  dem  damit  gesetzten  Ausschlufs  jeder 
Selbsthilfe  und  rechtswidrigen  Willkür  findet.  Anfangs  aus  dem  Königs- 
gebot als  der  allgemeinen  Friedensquelle  hergeleitet,  wird  der  Stadtfriede 
später  immer  entschiedener  auf  Bürgereinung  und  Batsgebot  zurückge- 
führt. Gewahrt  wird  er  durch  das  Strafgericht  und  die  Urfehden  mit 
Yerbürgungen ,  eingeschärft  durch  Friedgebote  und  Fnedkündigungen. 
Jene  kommen  als  obrigkeitliche  Gebote  teils  allgemein,  teils  für  spezielle 
Streitzustände  und  Beteiligte  vor.  Diese  sind  Privatfriedegebote ,  welche 
den  Streitenden  die  Pflicht  zur  Angelobung  des  Handfriedens  und  zur 
Wahrung  des  Friedens  mit  gerichtlicher  Wirkung  auflegen. 

Der  Befriedung  korrespondiert  die  Entfiriedung,  welche  in  der  Stadt 
nicht  nur  mit  Ächtung,  Vervemung,  Landverweisung  und  Verfestung  ver- 
knüpft, sondern  als  selbständiges  Institut  in  der  Stadtverweisung 
ausgebildet  ist.  Von  dieser  handelt  der  siebente  Exkurs.  Die  Stadtver- 
weisung kommt  vor  Allem  als  Strafe  in  einer  grofsen  Anzahl  von  Fäl- 
len und  namentlich  bei  den  spezifisch  als  Einungsvergehen  qualifizierten 
Delikten  vor,  die  nach  der  vom  Verf.  unternommenen  sorgfältigen  Zusam- 
menstellung sämtlich  einer  Beziehung  zum  Bruch  des  Stadtfiriedens  er- 
kennen lassen.  Überdies  aber  findet  sich  die  Stadtverweisung  als  Exe - 
kutionsbehelf,  indem  sie  sowohl  bis  zur  Entrichtung  zuerkannter 
Geldbufsen  im  Unvermögensfiill ,  als  bis  zur  Befriedigung  rechtskräftig 
festgestellter  Forderungen  nach  fruchtloser  Pfändung  statt  der  Schuldhaft 
verhängt  wird.  Die  Wirkungen  der  Strafverweisnng  bestehen  in  der 
y,Verteilung  in  das  Elend"  und  dem  sofort  oder  nach  kurzer  Frist  er- 
zwingbaren Abzug,  können  aber  mit  vorher  zu  vollstreckenden  Leibes- 
oder Ehrenstrafen  und  nüt  Geldbufsen  kombiniert  werden.  Die  Zeitdauer 
der  Verbannung  kann  auf  Jahre,  Monate,  Wochen  oder   selbst  Tage  be- 
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schränkt  sein  oder  auf  Lebensseit  O»100  Jahre  und  ein  Tag'*)  entreckt 
werden.  Verfrühte  Rückkehr  wird  durch  die  Androhung  strenger  Strafen 
und  zwar  gewöhnlich  der  Todesstrafe  yerhütet  und  überdies  dem  Bäte 
die  Abwehr  und  jedem  Bürger  die  Verhaftung  des  im  Stadtgebiet  betrof- 
fenen Verbannten  zur  Pflicht  gemacht.  Doch  ist  eine  Abkürzung  der 
Verbannung  durch  den  Bat  mindestens  nach  Ablauf  einer  bestimmten 
Zeit  und  gegen  Zahlung  einer  Geldsumme  möglich.  Weib  und  Kind  wer- 
den nicht  betroffen,  soweit  es  sich  nicht  um  die  Falle  yerbotener  Ver- 
äuÜBerung  Ton  Weidhbildgütem  in  geistliche  Hand  oder  mutwilliger  Auf- 
kündigung des  Bürgerrechts  kandelt.  Übrigens  beschränken  sich  die 
Wirkungen  der  Stadtyerweisung  auf  die  betreffende  Stadt,  es  müfsten 
denn  besondere  Verträge  mit  anderen  Städten  über  die  Nichtau&ahme 
geschlossen  sein  oder  die  Folgen  gerichtlicher  Ächtung  in  Frage  stehen. 
Ein  überaus  anziehendes  Bild  entrollt  der  achte  Exkurs,  der  nach 
einigen  allgemeinen  Bemerkungen  über  die  Stellung  der  Eaufleute  in  den 
Städten  und  die  sehr  alten  Privilegien  der  „Beichskaufleute"  in  den 
Pfalzstädten  die  sozialen  und  rechtlichen  Verhältnisse  des  mittelalterlichen 
Grofshändlers  schildert  6  engl  er  sucht  zunächst  den  prinzipiellen 
Unterschied  der  Grofshändler  von  den  Sleinhändlem  zu  bestimmen.  Er 
findet  die  wiirtschaftliche  Funktion  der  mittelalterlichen  Grofshändler  darin, 
dafs  sie  die  in  der  heimathlichen  Produktion  fehlenden  Natur-  und  Ge- 
werbeprodukte, die  zur  Befriedigung  eines  Bedür&isses  begehrt  werden, 
in  den  Erzeugungsländem  au&uchten,  in  Mengen  erwarben  und  dem 
heimatlichen  Verkehr  zuführten,  während  die  weitere  Verteilung  an  die 
Konsumenten  den  Kleinhändlern  überlassen  blieb.  Die  spätere  technische 
Gegenüberstellung  der  „Kaufherrn^'  oder  „Gewelbherm'^  einerseits  und 
der  SLaufleute  mit  offenem  Laden  andrerseits  ging  freilich  yon  einem 
mehr  äufserlichen  Gesichtspunkt  aus.  Dem  mittelalterlichen  Grofshandel 
in  diesem  Sinne  schreibt  Gengier  als  drei  eigentümliche  Merkmale 
einen  militärischen,  körperschaftlichen  und  internationalen  Charakter  zu. 
Das  militärische  Element  erblickt  er  in  der  Organisation  der  jährlichen 
oder  sonst  periodischen  Hand  eis  fahrten  („Beisen")*  Dieselben  fanden 
als  Wasserfahrten  entweder  in  bewaffneten  Flotten  oder  in  kleineren  Gon- 
Toiyerbänden  mit  gemeinsamer  Gefahrtragung  statt  Als  Landfidirten 
aber  nahmen  sie  erst  recht  die  Gestalt  yon  Kriegszügen  an:  in  langer 
Beihe  bewegten  sich  die  Fuhrleute  mit  den  Frachtwagen  auf  Beichs-  oder 
Landstrafsen  yorwärts,  geführt  yon  gepanzerten  Kaufherrn  mit  blankem 
am  Sattelknopf  befestigten  Schwert,  geleitet  yon  deren  bewaffneten  Die- 
nern, zu  steter  Verteidigung  bereit  Erst  allmählich  ging  der  Schutz  auf 
die  yon  den  Landesherrn  oder  Städten  als  Geleitsherm  gegen  den  Ge- 
leitsschatz gestellte  Geleitsmannschafb  über,  wobei  dann  der  Geleitsherr 
die  Haftung  für  den  gleichwohl  erlittenen  Schaden  übernahm  und  meh- 
rere Geleitsherm  als  Gesamtschuldner  diese  Assekuranz  leisteten.  Als 
Kauffahrten  in  yerkleinertem  Maafsstabe  erschienen  die  Messefahrten  mit 
dem  hier  dem  Strauchrittertum  gegenüber  besonders  unentbehrlichen 
Messegeleit  Die  körperschaftliche  Seite  des  Grofshändlertums  zeigt 
Gengier  in  den  Brüderschaften  auf,  in  welche  sich  die  Kauflente 
auch   unterwegs  und   im  Auslande   für  Beistand,  Zucht,  Geselligkeit  und 
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religidse  Zwecke  zoBanimensohlosBen,  so  dafs  Cut  nur  bei  Kauf  and  Tausch 
das  Individaam  hervortrat,  im  Übrigen  die  Genossenschaft  nach  anfsen 
und  innen  thätig  wurde.  Den  internationalen  Charakter  der  Grofshändler 
findet  er  dann,  dafs  dieselben  im  Auslande  geradezu  als  kommersieUe 
Bepiasentauten  ihres  Landes  und  Volkes  erschienen  und  darum  auch 
einfsudi  ,,Teutonici"  genannt  wurden.  Speziell  geht  er  auf  das  Hans- 
grafenamt  ein,  das  wenigstens  in  der  zu  Begensburg  ihm  gewordenen 
Ausbildung  trotz  seiner  an  sich  nur  lokalen  Bedeutung  den  ganzen  aus- 
ländischen Handel  berührte  und  sich  zu  einer  generellen  Au&ichtsinstanz 
mit  teils  wirklicher,  teils  schiedsrichterlicher  Jurisdiktion  über  den  deut- 
schen Handel  in  den  östlichen  Donaulandem  entfiedtete.  Anhangsweise 
bespricht  der  Verfasser  die  Stellung  der  Mäkler  (Unterkäufer,  Wraker), 
welche  als  yereidigte  städtische  Beamte  sowohl  zur  Beurkundung  als  zur 
Vermittlung  yon  Handelsgeschäften  gegen  feste  Gebühren  berufen  waren, 
seit  dem  14.  Jahrh.  ein  Tagebuch  mit  öffentlicher  Beweiskraft  führten 
and  Yiel£ach  auch  als  Sachverständige  dienten.  Die  den  Mäklern  aufer- 
legten amtlichen  Pflichten  und  Beschränkungen  waren  im  Wesentlichen 
Bohon  genau  so  geordnet,  wie  unser  heutiges  Becht  sie  regelt 

Am  Schluss  beschreibt  der  Verfasser  im  neunten  Exkurs  dieSchützen- 
brüderschaften,  die  in  den  Schützengärten  die  Stätte  ihrer  Arbeiten 
and  Feste  hatten  und  meist  auch  deren  Eigentümerinnen  waren.  Er 
legt  ihre  Entstehung  aus  den  Übungen  der  wehrpflichtigen  Bürger  im 
Gebrauche  der  Armbrust  und  ihre  Umwandlung  seit  Erfindung  des  Schiefs- 
polyers  eingehend  dar,  handelt  yon  den  in  der  Wahl  eines  Schutzpatrons 
and  der  Erwerbung  und  Dotierung  einer  Kapelle  oder  eines  Altars  sich 
kundgebenden  religiösen  Elementen  dieser  Genossenschaften,  und  schildert 
sowohl  ihre  ordentlichen  Schiefsübungen  als  ihr  jährliches  Wett-  oder 
KönigsschieijMn  mit  den  dazu  in  die  Feme  ergehenden  Einladungen,  den 
mancherlei  dafür  gestifteten  Preisen  und  den  Ehren,  Bechten  und  Lasten 
des  gewonnenen  y,Eönigreiohs".  Sodann  erörtert  er  die  Organisation  der 
Sobützengilden ,  beschreibt  ihre  Banner  und  deren  Gebrauch,  sowie  die 
Schützentraoht  der  älteren  und  neueren  Zeiten,  handelt  yon  den  Bedin- 
gungen der  Au&ahme  und  des  Austritts,  yon  den  Sittengeboten  und  yon 
der  korporatiyen  Disziplin,  und  yerfolgt  die  über  den  Tod  hinaus  in  der 
Pflicht  zu  Grabgeleit  und  Seelenmessen  sich  offenbarenden  Wirkungen 
des  brüderlichen  Verbandes.  Besonders  charakteristisch  für  das  mittelal- 
terliche GKldewesen  ist,  dals  auch  bei  den  Schützengilden  das  Genossen- 
Bchaftsrecht  in  ähnlicher  Weise  wie  bei  den  Zünften  zugleich  die  Ehe- 
frauen und  Töchter  ergriff.  — 

Man  wird  aus  dieser  Übersicht  einen  ungefähren  Eindruck  yon  dem 
reichen  Inhalt  des  Werkes  empfangen.  Der  eigentliche  Wert  desselben 
aber  beruht  darin,  dafs  die  Darstellung  überall  unmittelbar  aus  den 
Quellen  geschöpft  ist.  Der  Verfeuiser,  der  in  einem  Anhang  (S.  478 — 
505)  das  yon  ihm  benutzte  gedruckte  und  handschriftliche  Material 
nach  alphabetischer  Ordnung  der  Städte  zusammengestellt  hat,  bringt  stets 
die  orkundlichen  Belege  für  seine  Aufstellungen  bei;  er  redet  nach  Mög^ 
liohkeit  die  Sprache  der  Quellen;  er  führt  endlich  dem  Leser  einzelne 
Borgfaltig  ausgewählte  Belegstellen   im    Wortlaut   yor.     Auf  diese  Weise 
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wird  nicht  nur  die  Genauigkeit  der  Angaben  gesichert  oder  doch  deren 
Kaohpräfung  ermöglicht,  sondern  es  wird  auch  jene  sinnliche  Anschau- 
lichkeit und  jene  ToUe  Lebendigkeit  ersielt,  wie  sie  allein  der  enge  An- 
schlufs  an  den  Geist  und  die  Form  der  Quellen  dem  Bilde  yergangener 
Zustände  yerleiht.  Der  Leser  fühlt  sich  hineiuTersetzt  in  die  mittelal- 
terliche Stadt;  er  sieht  ihre  Mauern  und  Thürme,  ihre  Kirchen  und 
öffentlichen  Gebäude  sich  von  Neuem  erheben ;  es  fällen  sich  ihm  wieder 
die  Strafsen  und  Plätze  mit  geistlichem  und  weltlichem  Volk,  mit  wehr- 
haften Männern  und  sittsamen  Frauen,  mit  reichen  Kaufherrn  und  kunst- 
fertigen Handwerkern;  er  nimmt  Teil  an  Kampf  und  Kriegsübung,  an 
politischer  Beratung  und  Entscheidung  der  Bechtshändel,  an  dem  Umsatz 
kostbarer  Waren  und  dem  Tagestreiben  des  Marktes,  an  stiller  Arbeit 
in  den  Werkstätten  und  in  der  Feldmark,  an  frommen  Feiern  und  über- 
mütiger Lust,  an  all  dem  bunten  Leben,  das  sich  hier  in  jugendlicher 
Kraftfiille  und  doch  nach  fester  Ordnung  abspielt;  er  empfindet  das  We- 
hen jenes  eigenartigen  bürgerlichen  Geistes,  der  dieses  so  stolz  in  sich 
selbst  gegründete  Gemeinwesen  im  Innersten  beseelt  und  zusammenhäli 
Manches  wohl  mutet  ihn  da  fremd  und  seltsam  an.  Aber  je  tiefer  er 
sich  in  diese  wiedererstandene  Welt  versenkt,  desto  heimischer  wird  sie 
ihm.  Denn  immer  deutlicher  erkennt  er  die  Fäden,  welche  sich  von  ihr 
zu  unserer  Gegenwart  hinüberspinnen.  Er  wird  sich  yerwundert  bewuTst, 
wie  doch  zuletzt  es  unser  eignes  Fleisch  und  Blut  ist,  woraus  dieser 
städtische  Körper  sich  formte,  und  wie  der  Geist,  der  darin  lebte,  im 
Wechsel  dör  Zeiten  heranreifend  sich  gewandelt,  nicht  aber  sich  selbst 
yerloren  hat.  Und  lenkt  er  nun  den  Blick  zurück  auf  das  städtische 
Wesen,  das  uns  umfangt,  so  sieht  er  an  tausend  Stellen  das  Mittelalter 
hineinragen,  —  bald  in  ehrwürdigen  Trümmerstücken  oder  verlöschenden 
Zügen,  bald  in  machtvoll  ausgebreiteten  Gebilden,  überall  jedoch  in  den 
tiefen  und  unzerstörbaren  Fundamenten,  auf  welchen  noch  heute  die  Kraft 
und  das  Leben  des  deutschen  Bürgertums  ruht. 

Die  Schwierigkeit,  ein  einheitliches  Bild  der  deutschen  Stadt  des 
Mittelalters  zu  zeichnen,  mithin  gewissermafsen  ein  typisches  Doroh- 
schnittsbild  aus  dem  örtlich  differierenden  Material  herauszugestalten  und 
dann  die  wichtigsten  Abweichungen  als  besondere  lokale  Form-  und  Far- 
bengebungen darum  zu  gruppieren,  hat  Gengier  im  Gh&nzen  glücklich 
gelöst.  Nur  ist  vielleicht  zum  Teil  das  Typische  zu  sehr  nach  dem 
Mafsstabe  der  überwiegenden  Zahl  konstruiert  worden.  Dadurch  treten 
vielfach  Züge  in  den  Vordergrund ,  welche  dem-  Bilde  der  Kleinstadt  mit 
ihrer  geringen  politischen  Selbständigkeit  und  ihrer  halb  ländlichen  Wirt- 
schaft entlehnt  sind.  Wenn  aber  auch  naturgemäTs  die  gröfsere  Menge 
der  Stadtrechtsquellen  von  bescheidenen  Yerhältnissen  berichtet,  in  denen 
die  republikanische  Herrlichkeit  der  altfreien  Bischofsstädte  oder  der 
Reichtum  und  die  Macht  der  aufblühenden  Seestädte  kaum  im  Traum  als 
Ziel  geschaut  werden  konnten,  so  darf  man  doch  deshalb  nicht  hier  die 
charakteristischen  Merkmale  des  Städtewesens  suchen.  Wohl  hatte  auch 
die  unbedeutendste  Landstadt  irgendwie  Anteil  an  Begriff  und  Formen 
des  städtischen  Lebens,  und  es  war  keineswegs  gleiohgiltig ,  dafs  durch 
die  Vermittlung   eines 'dichten  Netzes   mittlerer   und  kleinerer  Städte  die 
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neaen  bürgerliohen  Gedanken  und  Institutionen  in  alle  Winkel  des  deut- 
soheo  Landes  getragen  wurden.  Allein  das  spezifisch  städtische  Element, 
das  eigentlich  Weseuhafte  der  ideellen  und  reellen  Umbildungen,  in  denen 
die  weltgeschichtliche  Bedeutung  des  Eintrittes  der  Städte  in  die  mittel- 
alterliche Eulturwelt  liegt,  offenbart  sich  rein  und  yoll  nur  in  den  grofsen 
f&hrenden  Gemeinwesen!  Hiervon  abgesehen,  hat  Gen  gl  er  nicht  durch- 
weg die  verschiedenen  Gbruppen  deutscher  Städte  gleichmäfsig  beachtet. 
So  treten  die  hansischen  Verhältnisse  gerade  da  ungebührlich  zurück, 
wo  man  bei  der  Besprechung  der  internationalen  Beziehungen  und  der 
deutschen  Niederlassungen  im  Auslande  in  erster  Linie  von  ihnen  zu 
hören  erwartet.  Immerhin  ist  es  dem  Verfasser  in  erheblichem  Umfange 
gelungen,  bei  einer  Ausbreitung  seines  Forschungsgebietes  bis  an  die 
äaTsersten  Marken  des  Beiches  in  aller  örtlichen  Mannichfaltigkeit  die 
vorhandene  Einheit  aufzuzeigen  und  trotz  liebevoller  Vertiefung  in  das 
Stillleben  der  binnenländischen  Kleinstadt  doch  auch  das  Geräusch  des 
bewegten  Lebens  der  grofsen  Verkehrszentren  an  unser  Ohr  schlagen  zu 
lassen. 

Weniger  glücklich  ist  G  e  n  g  1  e  r  bei  der  Überwindung  der  Schwie- 
rigkeiten gewesen,  welche  der  Gestaltung  eines  Durchschnittsbildes  dar- 
aas erwachsen,  dafs  nicht  blos  örtlich,  sondern  auch  zeitlich  von  dessen 
genauer  Fixierung  abstrahiert  werden  muTs.  Nach  dem  Vorwort  will  er 
das  städtische  Leben  „vom  zehnten  bis  zum  seohszehnten  Jahrhundert, 
hauptsächlich  jedoch  in  der  früheren  Hälfte  dieser  Periode",  dem  Leser 
vorführen.  Der  hiermit  abgogrenzte  Zeitraum  umschliefst  die  gesamte 
Geschichte  des  mittelalterlichen  deutschen  Städtewesens:  seine  ersten  An- 
fänge, seine  höchste  Blüte,  seinen  beginnenden  Niedergang.  Eigentliche 
Geschichte  aber  will  der  Verfasser  nicht  schreiben.  Er  hat  sich  viel- 
mehr die  Zusammenstellung  von  Altertümern  des  deutschen  Stadt- 
recbts  zur  Aufgabe  gewählt.  Somit  will  er  nicht  das  Werden  als  solches, 
sondern  das  Gewordene  darstellen;  er  will  nicht  das  Vergangene  in  seinem 
Flufs  zur  Anschauung  bringen ,  sondern  das  für  längere  oder  kürzere  Zeit 
Beharrende  darin  aufsuchen  und  es  so  beschreiben,  als  sei  es  ein  Gegen- 
wärtigee  und  trage  auch  für  uns  noch  den  Schein  des  Festen  und  um 
seiner  selbst  willen  Bestehenden  an  sich.  Hierdurch  wird  er  gezwungen, 
bei  den  einzelnen  von  ihm  gezeichneten  Bildern  den  Schwerpunkt  bald 
in  dieses  bald  in  jenes  Jahrhundert  zu  verlegen.  Denn  die  mannichfachen 
von  ihm  behandelten  Einrichtungen  und  Rechtssätze  gehören  nach  Ur- 
sprung und  Vollendung  sehr  verschiedenen  Epochen  an.  Auf  diese  Weise 
empfängt  das  Gesamtbild  an  manchen  Stellen  etwas  Disharmonisches.  Auch 
in  den  Einzelbildern  aber  vermischen  sich  nicht  selten  die  Stilarten  meh- 
rerer Zeitalter.  Der  Verfasser  ist  zwar  in  jedem  Fall  bemüht,  die  Ent- 
wicklungsstadien der  von  ihm  geschilderten  Institutionen  festzustellen  und 
auseinander  zu  halten,  so  dafs  er  nicht  nur  von  dem  eingenommenen  Stand- 
punkt aus  rückwärts  und  vorwärts  schaut,  sondern  auch  nicht  selten  sich 
zur  Unterscheidung  von  Perioden  und  zur  gesonderten  Darstellung  älterer 
und  jüngerer  Gebilde  entschliefst  Allein  der  Regel  nach  verfährt  er 
dabei  in  ziemlich  äufserlicher  Weise.  Auf  eine  wahrhaft  genetische  Er- 
klärung leistet  er  meist  Verzicht.     Noch  weniger  prüft  er   die   einzelnen 
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Bechtssätze  and  Reohtsbegriffe  auf  ihre  nicht  allein  nach  der  Jahreszahl 
der  Quelle  zu  entscheidende  innere  Zugehörigkeit  zu  einem  altertümlicheren 
oder  moderneren  Lebens-  und  Gedankenkreise.  So  geht  der  Einblick  in 
den  die  Totalität  des  Daseins  ergreifenden  Wandlungsprozeas,  der  sich  in 
den  Städten  und  durch  die  Städte  vollzogen  hat,  grofsenteils  yerloren. 
Denn  was  die  bürgerlichen  Gemeinwesen  des  Mittelalters  an  neuem  Lebens- 
gehalt erarbeitet  haben,  das  ist  oft  nur  stückweise  und  sporadisch  ver- 
wirklicht worden.  Auc^  wo  an  mafsgebender  Stelle  längst  eine  fernhin 
wirkende  Errungenschaft  geborgen  ist,  bleiben  daneben  vielfach  bis  in 
unsere  Tage  die  Gebilde  älterer  Formation  erhalten.  Wie  neben  dem 
gothischen  Dom  die  romanische  Kirche  steht  und  nach  dem  Siege  der 
Benaissance  selbst  noch  gothische  Neubauten  sich  erheben,  so  tragen  auch 
die  Bestandteile  der  in  demselben  Zeitraum  geltenden  städtischen  Bechte- 
ordnung  das  Gepräge  verschiedener  Zeitalter,  aus  denen  ein  in  der  Tiefe 
ungleichartiger  Geist  zu  uns  spricht.  Die  an  der  äuXseren  Erscheinung 
haftenden  Durchschnittsbilder  des  Verfassers  spiegeln  meist  das  Zuständ- 
liche  mit  Treue  wieder.  Allein  man  wird  doch  den  Wunsch  nicht  los, 
einigermalBen  hineinzublicken  in  die  treibenden  ICräfte,  welche  dahinter 
leben  und  wirken,  einigermafsen  auch  das  Gewordene  nach  seiner  inneren 
Bedeutung  und  seinem  bleibenden  Wert  gewürdigt  zu  sehen. 

Empfindungen  dieser  Art  weckt  fast  jeder  Abschnitt.  Man  wird  sich 
beispielsweise  denselben  kaum  entziehen  können,  wenn  man  die  durch 
das  ganze  Werk  zerstreuten  Erörterungen  über  städtische  Grundeigentums- 
verhältnisse  mit  den  genialen  Arbeiten  Arnold's  über  diesen  Gegenstand 
zusammenhält  Verschiedene  Formen  von  Eigentum  und  Leihe  werden 
uns  vorgeführt:  von  ihrem  geschichtlichen  Successionsverhältnis  aber,  von 
ihrer  Stellung  in  dem  Entwicklungsprozefs  des  freien  Frivateigentums  an 
Grund  und  Boden,  von  ihrer  Bedeutung  für  die  Emanzipation  des  beweg- 
lichen KapitfiJs  vom  Grundbesitz  wird  uns  nicht  das  Mindeste  angedeutet 
Gewissenhaft  wird  registriert,  was  sich  von  grundherrlicher  und  mark- 
genossenschaftlicher Gebundenheit  in  der  Stadt  findet:  wir  er&hren  aber 
nichts  davon,  dafs  wir  es  hier  mit  den  Trümmern  einer  alten  Ordnung 
zu  thun  haben,  an  deren  Zersetzung  das  Stadtrecht  unablässig  arbeitet 
Die  Bechtsverhältnisse  an  der  Allmende  werden  in  ihrer  ursprünglichen 
dörflichen  Beschaffenheit  geschildert,  die  sie  ja  in  vielen  Kleinstädten  nie- 
mals abstreiften:  von  der  vollkommenen  Wandlung  aber,  welche  das  agra- 
rische Gesamteigentum  unter  der  Einwirkung  des  spezifisch  städtischen 
Wesens  erfuhr,  ist  so  wenig  die  Bede,  dafs  nicht  einmal  bei  der  ErwlSh* 
nung  der  Allmendstreitigkeiten  zwischen  Alt-  und  Neubürgem  auf  den 
inneren  Grund  solcher  Konflikte  hingewiesen  wird.  Ebenso  schweigt  der 
Verfasser  über  die  in  den  Städten  zuerst  vollzogene  Aussonderung  der 
publizistischen  Seite  des  alten  Grundeigentums;  er  bespricht  weder  die 
allmähliche  Ausbildung  eines  öffentlichrechtlichen  Begriffes  der  städtischen 
Gebietshoheit  noch  die  Schranken  dieser  Entwicklung  an  der  Fortdauer 
der  älteren  Verhältnisse  in  den  städtischen  Dörfern  und  Herrschaften; 
und  er  beraubt  sich  gerade  hierdurch  der  Möglichkeit,  den  in  den  beiden 
Kapiteln  über  „die  Schutzkreise  der  Stadt''  und  über  „die  Stadtgüter''  zu- 
sammengetragenen Stoff  prinzipiell  und  durchgreifend  zu  ordnen.    Auch  bei 


liitteratar.  267 

der  Daniellimg  der  in  den  yerschiedenen  Städten  vorkommenden  Bezirks- 
einteilnngen  macht  sich  die  rein  äuijBerliche  Gruppierung  des  Materials  in 
störender  Weise  fühlbar :  uralte  Spesdalgemeinden  ländlicher  Art  und  späte 
Erzeugnisse  des  ausgebildeten  städtischen  Yerwaltungsrechts ,  organisch 
erwachsene  Körperschaften  und  mechanisch  geschaffene  Sprengel  werden 
an  einander  gerückt;  der  eigentümliche  Entwicklungsgang,  vermöge  dessen 
die  anfangliche  räumliche  Gliederung  der  Stadt  auf  dem  Höhepunkte  des 
städtischen  Lebens  fast  völlig  vor  der  berufsgenossenschaftlichen  Gliede- 
rung der  Bürgerschaft  verschwindet,  um  später  in  veränderter  Bedeutung 
neu  belebt  zu  werden,  bleibt  unberührt;  die  oft  so  charakteristische  Um- 
wandlung des  inneren  Wesens  der  Teilgemeinden,  wie  sie  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  vor  sich  ging  und  neuerdings  z.  B.  in  einem  interessanten 
Fall  von  J.  Yolbaumin  der  dem  Verfasser  entgangenen  Schrift  über  „die 
Spezialgemeinden  der  Stadt  Erfurt''  (Erfurt  1881)  beschrieben  ist,  wird 
kaum  gestreift.  Überhaupt  wird  das  Verhältnis  zwischen  dinglichen  und 
personalen  Ghrundlagen  des  städtischen  Gemeinwesens  und  seiner  Struktur, 
zwischen  Hufenbesitz  und  Bürgerrecht,  zwischen  Stadtmark  und  Bürger- 
verband  u.  s.  w.  nirgend  in  Erwägung  gezogen,  und  somit  auch  der  hierin 
eingetretene  Wechsel,  die  Überwindung  des  Systems  der  Dinglichkeit  durch 
das  System  des  örtlich  fixierten  persönlichen  Bechts ,  die  Emanzipation 
der  Persönlichkeit  von  der  Scholle  in  keiner  Hinsicht  beleuchtet:  und 
doch  wäre  bei  der  Anknüpfung  der  behandelten  Rechtsinstitute  an  eine 
topographische  Übersicht  die  Frage  nach  dem  inneren  Verhältnis  zwischen 
den  Rechtsgebilden  und  dem  sie  tragenden  Boden  wohl  am  Platze  ge- 
wesen. So  erfahren  wir  auch  nichts  über  die  materielle  und  geistige  Be- 
wegung, die  ihren  formellen  AbsohluTs  in  der  Erhebung  der  „Stadt"  als 
solcher  zur  Person  und  somit  zum  einheitlichen  und  zentralen  Subjekte 
des  öffentlichen  und  privaten  Verbandsrechtes  findet:  und  doch  hätte  der 
Exkurs  über  die  Stadtbezeichnungen  wohl  Gelegenheit  zu  einigen  Bemer- 
kungen darüber  geboten,  wie  die  hier  besprochenen  Benennungen  für  eine 
räumliche  Stätte  allmählich  dazu  gelangt  sind,  den  abstrakten  Begriff  des 
personifizierten  städtischen  Gemeinwesens  auszudrücken.  In  ähnlicher 
Weise  wird  der  Hinweis  auf  den  geschichtlichen  Kern  der  Erscheinungen, 
auf  den  gesetzmäisigen  Portgang  der  Entwicklung,  auf  den  geistigen  Ge- 
halt und  die  kulturwandelnde  Bedeutung  der  städtischen  Rechtsfortbil- 
dungen überall  vermifst,  wo  das  Ständewesen  in  den  Städten  berührt  wird. 
Oder  wo  die  Befreiung  und  korporative  Organisation  der  Arbeit  in  den 
Horizont  tritt.  Oder  wo  von  der  städtischen  Verwaltung  in  einem  ihrer 
mannichfachen  Zweige,  von  dem  grofsartigen  Apparat  städtischer  Verwal- 
tUDgsnormen,  von  dem  komplizierten  Organismus  städtischer  Verwaltungs- 
ämter  die  Rede  ist.  Bunte  Bilder  ziehen  an  uns  vorüber,  die  das  Auge 
fesseln  und  erfreuen :  um  aber  ihren  inneren  Sinn  und  ihr  geistiges  Band 
zu  ei&ssen,  müssen  wir  aus  dem  engen  Kreise  heraustreten,  in  welchen 
uns  diese  liebenswürdige  Genremalerei  bannt 

Diese  Bemerkungen  über  die  Mängel  und  Schranken  des  Buches  soUen 
indes  weder  den  Wert  desselben  herabsetzen  noch  den  Genufs  an  dem 
darin  Gebotenen  verkümmern.  Zum  Teil  ist  eben  eine  derartige  Beschei- 
dung unvermeidlich,   wenn   nun  einmal  „Rechtsaltertümer''  an  Stelle  von 
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»fRechtsgeschichte"  geschrieben  werden  sollen.  Wer  das  Bach  als  das 
nimmt,  als  was  es  sich  selbst  giebt,  wird  es  als  willkommene  Ergänzung 
der  Untersuchungen  über  die  deutschen  Städte  des  Mittelalters  dankbar  be- 
grüTsen  und  immer  wieder  mit  Nutzen  zu  Rate  ziehen. 


lEL 

V.  Gram  loh,  VerfasBiing  und  Verwaltung  der  Stadt  Wünlmrg 
vom  18.  bis  zum  15.  Jalirhundert.  Mit  Urkunden.  Würzbarg, 
A.  Stuber,   1882.     8«.     70  S. 

Besprochen  von  O.  Gierke. 

Im  Anschluls  an  obige  Besprechung  des  Gen  gier 'sehen  Werkes  mag 
es  an  dieser  Stelle  yerstattet  sein,  die  Aufmerksamkeit  auf  einen  klei- 
neren Beitrag  zur  mittelalterlichen  Stadtrechtsgeschichte  zu  lenken,  der 
ebenfalls  durch  das  Jubiläum  der  Universität  Würzburg  yeranlafiBt  worden 
ist.  Derselbe  kündigt  sich  als  Vorläufer  einer  umfassenderen  Darstellang 
der  Verfassung  und  Verwaltung  Würzburgs  im  Mittelalter  an.  Aber  auch 
in  der  gegenwärtigen  Gestalt,  in  der  sie  einer  bei  der  erwähnten  Gelegen- 
heit überreichten  Festschrift  einverleibt  wurde,  bietet  diese  Skizze  einen 
ebenso  tüchtig  gearbeiteten  wie  interessanten  Überblick  über  die  innere 
Entwicklung  eines  in  sehr  eigentümlichen  Verhältnissen  erwachsenen  und 
festgehaltenen  städtischen  Gbmeinwesens. 

Das  Besondere  in  der  Geschichte  der  alten  Bischofsstadt  besteht  darin, 
daTs  hier  von  eigentlicher  Stadtfreiheit  im  Sinne  des  Mittelalters  nie- 
mals die  Bede  gewesen  ist.  Wohl  schien  es  zeitweise  und  namenthch  in 
den  Tagen  des  rheinischen  Städtebundes,  als  solle  aus  dieser  ursprünglich 
freien  „civitas  publica^',  in  welcher  der  Bischof  als  Immunitätsherr  vom 
Könige  nur  die  gewöhnlichen  Rechte  und  insbesondere  die  Gerichtsvogtei 
erworben  hatte,  eine  freie  Beichsstadt  hervorgehen.  Allein  die  zahlreichen 
Niederlagen  der  Bürgerschaft  in  den  wiederholten  und  oft  blutigen  Zwi- 
stigkeiten  mit  dem  Bischof  führten  zu  einem  sehr  abweichenden  Besultat, 
das  nach  jedem  neuen  Anfechtungs versuch  nur  um  so  fester  besiegelt  und 
um  so  schroffer  fixiert  wurde.  Die  Stadt  mufste  nicht  nur  gleich  bo 
manchen  Schwestern,  wie  das  benachbarte  Bamberg,  auf  die  Reichsfreiheit 
verzichten  und  die  bischöfliche  Landeshoheit  anerkennen.  Sie  wurde  aach 
in  ein  derartiges  Abhängigkeitsverhältnis  von  ihrem  Landesherm  gebracht, 
wie  es  bei  keiner  anderen  Bischofsstadt  und  kaum  bei  irgend  einer  an- 
bedeutenden Landstadt  gleichzeitig  sich  findet. 

Allerdings  gestaltete  die  Stadt  als  solche  auch  hier  sich  zu  einer 
geschlossenen  bürgerlichen  Korporation,  die  ihr  Organ  in  einem  Stadt- 
rat gewann.  Allein  zunächst  blieb  dieser  Rat  hinsichtlich  seiner  Büdang 
und  Thätigkeit  dem  Eingriff  und  der  Aufsicht  des  Bischofs  unterworfen. 
Wiederholt  wurde  seine  ganze  Existenz  in  Frage  gestellt  Selbst  die 
Verdrängung  des  bischöflichen  Schultheifsen  als  Ratsvorsitzenden  durch 
den  städtischen  Bürgermeister  hatte  nur  für  ein  Jahrhundert  Bestand,  in- 
dem   seit  1400    der  Schultheis   von  Neuem   in   den  Rat   gesetzt   wurde. 
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Vor  Allem  jedoch  war  bis  auf  kurze  Episoden  gescheiterter  Emanzipa- 
tionsversuche  die  Zuständigkeit  dieses  Rates  in  die  engsten  Grenzen  ge- 
bannt. Im  Wesentlichen  hatte  er  nur  die  Verwaltung  des  Gemeiudever- 
mc^ens  zu  besorgen.  Irgend  eine  obrigkeitliche  Gewalt  wurde  ihm  nie- 
mals eingeräumt.  Denn  alle  obrigkeitlichen  Befugnisse  lagen  in  der  Hand 
des  Bischofs  und  wurden  durch  seine  Behörden  in  seinem  Namen  geübt. 
Schlechthin  bischöflich  blieb  das  Gericht ,  bei  dessen  Organisation  nicht 
einmal  eine  Tollständige  Trennung  des  Stadtgerichts  vom  Landgericht  statt- 
fand. Der  Bischof  allein  behauptete  die  Satzungsgewalt,  so  dafs  die  Be- 
mühungen der  Stadt  um  das  Becht  der  Autonomie  oder  mindestens  um 
das  Kecht  der  Zustimmung  zu  Stadtgesetzen  nicht  über  ein  ihr  konze- 
diertes armseliges  Vorschlagsrecht  hinausführten.  Uneingeschränkt  war 
die  bischöfliche  Militärhoheit  und  folgeweise  die  bischöfliche  Verfügungs- 
gewalt über  die  Festungswerke  und  die  städtischen  Verteidigungsmittel. 
Dem  Bischof  allein  stand  die  Finanzhoheit  zu,  so  dafs  jedes  Becht  der 
Selbstbesteuerung  der  Stadt  yersagt  und  ihr  Haushalt  auf  den  ihr  über- 
lassenen  halben  Anteil  an  Bete  und  Tingelt  basiert  blieb.  Bischöflich 
endlich  war  die  gesamte  Folizeihoheit ,  und  höchstens  aus  bischöflicher 
Übertragung  wurden  mit  Vorbehalt  höherer  Leitung  und  Aufsicht  gewisse 
polizeiliche  Funktionen  yon  städtischen  Organen  ausgeübt. 

Von  einer  Begierung  der  Stadt  durch  den  Stadtrat  läXst  sich  somit 
nicht  sprechen.  Die  Stadtregierung  muTste  vielmehr  durch  bischöfliche 
Organe  geführt  werden.  Als  das  bischöfliche  Zentralorgan  aber  für  die 
Begierung  der  Stadt  erscheint  seit  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  eine 
ganz  eigenartige  Behörde.  Dies  ist  der  Oberrat,  welcher  unter  dem 
Vorsitze  des  Oberschultheifsen  auf  dem  bischöflichen  Saale  tagt  Der 
Oberrat  ist  keine  städtische  Behörde,  sondern  eine  landesherrliche  Stadt- 
behörde. Ein  Analogen  findet  er  anderswo  entweder  nur  in  viel  früherer 
oder  in  viel  späterer  Zeit.  Hervorgegangen  ist  er  offenbar  aus  dem  alten 
bischöflichen  Konsilium,  das  sich  hier  gewissermafsen  in  einer  verselb- 
ständigten Abteilung  für  das  Bessert  der  Stadtverwaltung  fortsetzt.  Nebenbei 
sei  bemerkt,  dafs  die  Annahme  Arnold's,  Heusler^s  und  Anderer, 
wonach  der  Ursprung  des  Bates  der  Bischofsstädto  allgemein  im  bischöf- 
lichen Konsilium  zu  suchen  wäre,  durch  die  Betrachtung  dieser  Würz- 
burger Doppelbildung  stark  erschüttert  wird.  Von  den  späteren  landes- 
herrlichen Behörden  für  das  Stadtregiment  aber  unterscheidet  sich  der 
Würzburger  Oberrat  dadurch,  dafs  er  nach  dem  Prinzip  der  Selbstver- 
waltung gebildet  ist.  Denn  seine  Beisitzer  werden  nach  bestimmtem  Zah- 
lenverbältnis  aus  den  in  der  Stadt  ansässigen  Ständen  genommen,  zur 
Hälfte  aus  Klerikern  und  Dienstmannen  und  seit  dem  15.  Jahrhundert 
aus  Klerikern  allein,  zur  andern  Hälfte  aber  aus  Bürgern.  Dieser  Oberrat 
nun  ist  es,  welcher  die  gesamte  städtische  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  den  Bischof  ausübt  und  im  Laufe 
des  14.  und  15.  Jahrhunderts  in  demselben  MaTse,  in  welchem  der  Stadt- 
rat sinkt,  an  Macht  und  Ansehen  zunimmt. 

Die  ständischen  Verhältnisse  haben  sich  in  Würzburg  ähnlich  wie 
sonst  entwickelt.  Allein  die  Stadtfreiheit,  welche  die  Altbürger  nicht  zu  er- 
ringen vermocht  hatten,  wurde  auch  von  der  Gemeinde  nach  ihrem  Eintritt  in 
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das  YoUbürgerrecht  nicht  erkämpft.  Die  Zünfte  erlangten  Teilnahme  am  Stadt- 
rat und  eine  regelmäfsige  Vertretung  in  Oberrat.  Nur  vorübergehend  jedoch 
war  mit  dem  Auftreten  der  Zünfte  in  städtischen  Angelegenheiten  eine  Er- 
weiterung der  selbständigen  Kompetenz  des  Gemeinwesens  verbunden.  Allen 
Bestrebungen  der  Zünfte  nach  eigener  politischer  Macht  traten  die  Bi- 
schöfe energisch  entgegen.  Sie  erkannten  die  gesamte  Existenz  der  ge- 
werblichen Körperschaften  stets  nur  als  ein  Provisorium  an  und  legten 
sich  das  Eeoht  ihrer  beliebigen  Aufhebung  bei.  Mehrfach  suchten  sie  in 
der  That  die  völlige  Abschaffung  der  Zünfte  durchzuführen.  Insbesondere 
wollte  Bischof  Berthold  in  seiner  noch  in  demselben  Jahre  zurückgenom- 
menen Verordnung  von  1279  offenbar  die  ganze  Zunftinstitution  besei- 
tigen, da  er  die  Kassation  derselben  mit  dem  Prinzip  der  Verkehrsfrei- 
heit begründete.  Später  scheinen  die  Bischöfe  sich  zwar  mit  dem  Bestände 
der  Zünfte  als  wirtschaftlicher  Genossenschaften  ausgesöhnt  zu  haben,  so 
dafs  die  wiederholten  scheinbar  vorbehaltlosen  Aufhebungsakte  nicht  wört- 
lich zu  nehmen  sind.  Allein  von  korporativer  Selbständigkeit  und  Macht 
wollten  sie  nichts  wissen.  Und  wenn  trotzdem  längere  Zeit  hindurch  die 
Zunftgerichtsbarkeit  mit  gewissen  Einschränkungen  anerkannt  oder  viel- 
mehr geduldet  wurde,  so  war  jedenfalls  die  Machtstellung  der  Zünfte  für 
immer  gebrochen,  seitdem  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  die  Zunft- 
gerichtsbarkeit auf  die  zwar  von  den  Zünften  gewählten,  aber  vom  Bi- 
schof verpflichteten  und  mehr  und  mehr  zu  blofsen  Vollzugsorganen  des 
Oberrats  herabgesetzten  Geschwomen  übertragen  worden  war.  Nunmehr 
betrachtete  man  das  Ziel,  dass  die  Zünfte  „genczlichen  abe  sein"  sollten, 
als  erreicht.  Im  16.  Jahrhundert  mufsten  die  Ratsherrn  beim  Amtsantritt 
schwören,  nichts  zur  Wiederaufrichtung  der  Zünfte  thun  zu  wollen. 

So  bietet  in  der  That  die  Geschichte  des  Verfassungsr echtes 
der  Stadt  Würzburg  im  Mittelalter  ein  eigenartiges  Bild.  Die  sonst  weit 
von  einander  getrennten  Epochen  der  aus  der  frühmittelalterlichen  Im- 
munitätsherrschaft entwickelten  bischöflichen  Stadtvogtei  und  des  aus  der 
modernen  Landeshoheit  entfalteten  landesobrigkeitliohen  Stadtregiments 
rücken  hier  dicht  an  einander.  Wir  sehen  die  alte  patrimonial  basierte 
und  in  patriarchalem  Geiste  gehandhabte  Bischofsherrschaft  unmittelbar  in 
eine  staatlich  aufgefaüste  und  im  Sinne  des  aufgeklärten  Absolutismus 
ausgeübte  landesherrliche  Stadtregierung  übergehen,  deren  Organisation 
den  mittelalterlichen  Typus  nur  in  dem  an  Stelle  des  späteren  büreaa- 
kratischen  Beamtenmechanismus  gewahrten  Gedanken  ständischer  Selbst- 
verwaltung verrät. 

Was  nun  aber  das  Verwaltungsrecht  angeht,  das  dieses  Stadt- 
regiment und  also  in  erster  Linie  der  bischöfliche  Oberrat  hervorbrachte 
und  handhabte,  so  tritt  in  dieser  Hinsicht  ein  prinzipieller  Unterschied 
von  der  gleichzeitigen  Entwicklung  in  anderen  Städten  an  keinem  Punkte 
hervor.  Die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Ordnungen  stimmen  in  den 
leitenden  Ideen  und  in  den  äufseren  Formen  mit  denen  überein,  welche 
anderswo  das  Erzeugnifs  freiester  Selbstbestimmung  des  städtischen  Ge- 
meinwesens waren.  Man  wird  hieraus  kaum  den  vom  Verfeuser  ange- 
deuteten Schlufs  ziehen  dürfen,  dafs  die  Umwandlung  des  VerwaltungB- 
rechts  in  den  Städten  in  keinem   inneren  Zusammenhange  mit  der  Stadt- 
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fireiheit  stehe.  Denn  originär  haben  doch  nur  freie  Städte  alles  dasjenige 
proda2iert,  was  dann  als  wesentliches  Element  des  städtischen  Lebens 
enchien  nnd  überall  nachgeahmt  wurde.  Wohl  aber  wird  man  diese 
Erscheinnng  dafür  anführen  können ,  daÜB  eine  innere  Notwendigkeit  die 
mittelalterlichen  Ordnungen  des  wirtschaftlichen  und  sozialen  Daseins  mit 
ihrer  gleichzeitig  so  lästig  fesselnden  und  so  wohlthätig  organisierenden 
Kraft  hervorgetrieben  hat. 

Der  Verfasser  stellt  den  Inhalt  des  wirtschaftlichen  Verwaltungs- 
reehtes,  wie  dasselbe  in  einer  Reihe  bischöflicher  und  zum  Teil  auch 
selbständiger  oberrätlicher  Verordnungen  eingehend  geregelt  ist,  in  einer 
anziehenden  Übersicht  dar.  Er  fuhrt  aus,  wie  die  Stadt  als  ein  wirt- 
schaftliches Ganze  auftritt^  das  sich  nach  auTsen  in  rücksichtsloser  Weise 
abschliefst  und  sogar  dem  Fremden  gegenüber  eine  in  der  Stadt  streng 
yerbotene  Übervorteilung  nachsieht,  das  aber  nach  innen  die  Sorge  für 
„gemeine  notdurft  und  gemach  armer  und  richer''  als  seine  eigenste  Auf- 
gabe betrachtet.  Näher  bespricht  er  die  in  diesem  Sinne  getroffenen 
Maisregeln  för  stete  Deckung  des  Bedarfs,  für  gehörige  Verteilung  des 
Vorhandenen  und  für  Verhinderung  jeder  Ausbeutung  von  Vorzügen  des 
Kapitals  oder  des  Kredits,  insbesondere  die  Verbote  des  „Vorkaufs''  in 
seinen  mancherlei  Formen.  Sodann  entwickelt  er  die  entsprechende  mit- 
telalterliche Auffassung  der  Arbeit  und  des  Handwerkes  als  eines  vom 
Gemeinwesen  übertragenen  Amtes,  aus  dessen  Begriff  sich  die  Sätze  über 
persönliche  Verantwortlichkeit  und  Verknüpfung  einer  Arbeitspflicht  mit 
dem  Arbeitsrecht,  über  Bestimmung  der  „Gerechtigkeit"  des  Werkes  nach 
einem  objektiven  Mafsstabe  von  technischer  Güte  und  Freiswürdigkeit 
statt  nach  Angebot  und  Kachfrage,  sowie  über  Gewährleistung  des  ver- 
dienten Lohnes  erklären.  Im  Einzelnen  geht  er  hierauf  zuvörderst  auf 
die  Regelung  des  Handels-  und  Verkehrswesens  ein;  er  schildert  die 
Stätten,  an  welche  Kauf  und  Verkauf  der  verschiedenen  Waren  gebun- 
den sind,  wie  Kaufhaus,  Gewandhaus,  Leinwandhaus,  Brodhaus  und  Brod- 
bänke unter  den  Thoren,  Fleischbänke,  Kramläden  am  Dom,  Hauptmarkt 
und  Sondermärkte;  er  beschreibt  die  durch  den  Oberrat,  den  Schultheifs, 
den  Bürgermeister  und  die  für  jedes  Gewerbe  bestellten  Geschworenen 
geführte  Aufsicht;  er  handelt  von  dem  obrigkeitlich  angestellten  und  ver- 
pflichteten, mit  ausschliefslichen  Berechtigungen  ausgestatteten  und  zur 
Erhebung  fester  Gebührensätze  befugten  Hülfspersonal,  wie  von  den  Un- 
terkäufem  (unter  denen  die  Weinunterkäufer  eine  auf  gemeinsamen  Ge- 
winn arbeitende  Genossenschaft  bilden),  von  Kohlenträgern,  Holzlangem, 
Eärmem  und  Sackträgem,  von  den  zahlreichen  im  Weinhandel  und 
Weinsohank  thätigen  Fersonen  (Schrötern,  Weinmessem,  Weinrufern,  Vi- 
sierem,  XJngeltem,  Angiefsem,  Büttnern  und  Omenträgem);  er  legt  die 
Ordnungen  des  Mafs-  und  Gewichtswesens  und  des  Münzwesens  dar. 
Demnächst  wendet  er  sich  zu  der  Organisation  der  Arbeit.  Zum  Teil 
sind  die  gewerblichen  Funktionen  noch  in  alter  Art  an  bischöfliche  Haus- 
diener gewiesen  und  mit  persönlichen  Dienstpflichten  für  den  bischöflichen 
Hofhalt  verknüpft  Im  Übrigen  sind  an  Stelle  der  hofrechtiiohen  In- 
nungen, die  in  Würzburg  sowohl  in  ihrem  ursprünglichen  Bestände  als 
in  ihrer  allmählichen  Umwandlung  sich  deutlich  verfolgen  lassen,  seit  der 
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zweiten  Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  freie  Zünfte  getreten.  Dafs 
auffallend  früh  freie  Qoldsohmiede  begegnen,  dafs  die  Krämerschaft  als 
angesehendste  Genossenschaft  gilt,  dafs  die  Bäcker  am  spätesten  das 
Hofrecht  abgestreift  haben,  sind  Erscheinungen,  wie  sie  auch  in  andern 
Städten  begegnen.  Die  Zahl  der  Zünfte  ibelief  sich  im  Jahre  1373  auf 
30,  es  waren  jedoch  darin  37  Handwerke  vertreten.  Die  wirtschaftliche 
Ordnung  des  Zunftwesens  zeigt  die  überall  ausgeprägten  Grundzüge«  Auch 
aufserhalb  des  zünftigen  Handwerks  aber  war  das  Arbeitsyerhältnis 
und  der  Arbeitslohn  genau  geregelt,  wie  dies  der  Verfasser  namentlich 
hinsichtlich  der  Arbeit  in  den  Weinbergen  nachweist  £in  yon  ihm  ange- 
stellter Vergleich  der  Arbeitslöhne  mit  den  Preisen  der  Lebensmittel  und 
Bekleidungsgegenstände  ergiebt  ein  sehr  günstiges  Besultat.  Schliefslich 
wirft  der  Verfasser  noch  einen  Blick  auf  die  Feld-  und  Weinbergpolisei 
und  die  Weinberggenossenschaften ;  auf  die  Strafsenpolizei  und  das  Fflaste- 
rungswesen;  auf  die  Baupolizei  und  das  Bauwesen;  auf  die  Mafsregela 
gegen  Feuersgefahr;  auf  die  Gesundheitspflege,  die  Badstuben  und  die 
Stellung  der  Bader,  Hebammen  und  Ärzte. 

In  einem  ersten  Anhang  giebt  der  Verfasser  über  die  yon  ihm  be- 
nutzten Handschriften  Bechenschaft 

In  einem  zweiten  Anhange  yeröffentlicht  er  drei  für  die  Geschichte 
des  Zunftwesens  sehr  interessante  Urkunden.  Die  erste  Urkunde,  die  bis- 
her nur  auszugsweise  gedruckt  ist,  enthält  einen  yom  Bischof  Embrico 
bestätigtes  Weistum  der  Schuhmacherinnung  yon  1128,  worin  zwar  der 
hofrechtliche  Charakter  der  Innung  in  den  zu  Gunsten  des  Bischofs,  des 
Kämmerers  und  der  beiden  Schultheifsen  festgesetzten  BeichniTspflichteu 
deutlich  heryortritt,  doch  aber  yon  dem  Eintrittsgeld  in  das  „oonsortiam" 
der  gröisere  Teil  (23  yon  30  solidi)  an  die  Genossenschaft  selbst  fallt 
In  der  zweiten  Urkunde  yon  1169  schliefst  dieselbe  Schuhmacherinnong 
yoUkommen  efclbständig  einen  Vertrag  mit  dem  Stifte  Neumünster,  das 
sich  zu  einer  feierlichen  Beerdigung  aller  Innungsgenossen  und  ihrer  Ehe- 
fhiuen  yerpflichtet,  wofür  die  Innung  jährlich  5  solidi  „de  communione 
Bua''  zu  zahlen  und  eine  Anzahl  yon  Kerzen  „de  sumptu  suo"  zu  liefern 
yerspricht  Beide  Urkunden  zeigen  eine  trotz  des  Hofrechts  stark  yor- 
geschrittene  korporatiye  Entwicklung.  Koch  merkwürdiger  ist  das  in  der 
dritten  Urkunde  publizierte  Schreiben  der  Stadt  Würzburg  an  die  Stadt 
Mainz  yom  13.  Dez.  1303.  Die  erstgedachte  Stadt  erbittet  darin  unter 
nachdrücklicher  Berufung  auf  die  gemeinsamen  Interessen  und  die  gleich- 
artige Lage  aller  deutschen  Städte  einen  Bat,  wie  sie  auf  dem  Wege 
Bechtens  ihre  yom  Bischof  mit  Aufhebung  bedrohten  Zünfte  yerteidigen 
könne.  Von  den  Würzburger  „juris  periti"  sei  wegen  ihrer  Furcht  vor 
dem  Stadtherm  ein  Gutachten  nicht  zu  erlangen.  Deshalb  möge  die  Stadt 
Mainz  yon  ihren  „utriusque  juris  consultis  ceterisque  prudentibus''  zu  er- 
forschen suchen,  ob  nicht  diese  in  den  deutschen  Städten  des  gemeinen 
Nutzens  wegen  errichteten  Genossenschaften  „jure  quoque  licita  yel  appro- 
bata  consuetudine  de  se  stare  yaleant  et  defendi".  Auch  wünsche  die 
Stadt  zu  erfahren,  ob  eine  yon  ihr  eyentuell  beabsichtigte  Appellation  an 
den  apostolischen  Stuhl  wider  das  Verfahren  ihres  Bischofs  Aussicht  auf 
Erfolg  habe. 
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IV. 


Sari  Meng  er,  Unterauoliimgen  über  die  Methode  der  Sozialwis- 
Bensehalten  und  der  politisolien  Ökonomie  inabeBondere.  Leip- 
zig, Duncker  und  Humblot,  1888.     XXXII  u.  291  SS. 

Besprochen  yon  E.  Leser. 

Der  Titel  der  Schrift  gibt  keine  deutliche  Yorstellung  yon  ihrem 
wirklichen  Inhalt.  In  Wahrheit  soll  darin  ein  zweifacher  Nachweis  ge- 
fuhrt werden.  Einerseits  meint  nämlich  der  Yerfiassery  dass  die  neuere 
Nationalökonomie  auf  einen  Abweg  geraten  sei,  ihre  Kraft  yerschwende 
und  einem  Phantom  nachjage,  wenn  sie  durch  das  Studium  der  Yer- 
gangenheit  tiefere  Einblicke  in  das  wirtschaftliche  Leben  zu  gewinnen 
suche.  Andrerseits  hält  er  auch  diejenige  Bichtung  der  Sozialwissenschaft 
für  eine  falsche,  die  durch  eine  Farallelisierung  gewisser  gesellschaft- 
licher Gebilde  mit  den  Individuen  des  Thier-  und  Pflanzenreiches  die 
Natur  der  ersteren  zu  erhellen  bestrebt  ist 

Die  prinzipiellen  Erörterungen  über  den  ersteren  Funkt  finden  sich 
in  den  acht  Kapiteln  des  ersten  Buches.  Der  Verfasser ,  weit  ausgreifend, 
stellt  den  Satz  auf,  es  sei  zu  unterscheiden  zwischen  Wissenschaften, 
welche  die  einzelnen  Erscheinungen  betrachten,  und  solchen,  welche  das 
Allgemeine  in  den  Erscheinungen,  das  Bleibende,  Typische  zu  ihrem 
Gegenstande  machen.  Die  ersteren  Wissenschaften  bezeichne  man  als 
historische,  die  letzteren  als  theoretische.  So  sei  denn  auch  in  Betreff 
der  wirtschaftlichen  Erscheinungen  eine  Geschichte  und  Statistik  derselben 
denkbar,  damit  habe  aber  die  theoretische  Nationalökonomie  oder  National- 
ökonomie schlechtweg  nichts  zu  thun.  Denn  diese  letztere  beschäftige 
sich  mit  den  wiederkehrenden  Formen  und  Gesetzen  der  wirtschaftlichen 
Phänomene".  Freilich  sei  die  regelmässige  Wiederkehr,  jenes  Charakte- 
ristische der  typischen  Erscheinungen,  nicht  immer  eine  ausnahmslose. 
Wenn  man  sich  daher  in  den  Wissenschafben  auf  die  Konstatierung  der 
durch  Erfahrung  zu  gewinnenden  Begebnäfsigkeiten  beschränken  wollte, 
so  würde  man  solche  yon  ausnahmsloser  Geltung  kaum  lehren  können. 
Man  beschränke  sich  defshalb  auch  nicht  auf  diese  beobachteten,  empi- 
rischen, also  imyollkommenen  Typen  und  Gesetze,  sondern  strebe  nach 
blofg  auf  der  Abstraktion,  auf  den  Entwickelungen  des  Denkens  beruhenden, 
allerdings  dann  aber  auch  als  ausnahmslos  gedachten  Theorieen.  Das 
seien  die  „exakten"  Wahrheiten.  Auf  die  Nationalökonomie  angewandt, 
bewirke  dieses  Sachyerhältnis,  dafs  die  Wissenschaft,  da  sie  nur  wenige 
empirische  Begelmäfsigkeiten  zu  beobachten  im  Stande  sei,  hauptsächlich 
aus  Lehren  bestehe,  die  nur  aus  gewissen  einfachen  Annahmen  und  Yor- 
aussetzungen  theoretisch  abgeleitet  seien ,  aber  dafür  auch  als  ausnahms- 
los giltig  gedacht  würden.  Auf  die  Übereinstimmung  dieser  Lehren  mit 
der  Wirklichheit  komme  es  nicht  an.  Wenn  sie  der  Erfahrung  wider- 
sprächen, so  sei  das  kein  Grund,  sie  abzuändern.  Sie  sollten  überhaupt 
nur  eine  subjektiye  Bichtigkeit  haben,  d.  h.  aus  den  obersten  Annahmen 
unter  richtiger  Anwendung  der  Denkgesetze  abgeleitet  sein.  „Ob  die 
einzelnen  konstitutiyen  Faktoren  der  Menschheitserscheinungen"  —  so 
sagt  der  Verf.  in  dieser  Hinsicht  S.  43  ~   „in  ihrer  Isolierung  gedacht, 
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realy  ob  dieselben  in  der  Wirklichkeit  exakt  mefsbar  sind,  ob  jene  Kom- 
plikationen .  .  thatsächlich  zur  Erscheinung  gelangen :  all  dies  ist  für  die 
exakte  Bichtung  der  theoretischen  Forschung  auf  dem  Gebiete  der  Sozial- 
erscheinungen  .  .  irreleTant."  Und  fast  noch  schroffer  ist  der  Gedanke 
S.  55  wiederholt:  „(Ein  empirisches  Gesetz)  mufs  mit  der  yollen  empi- 
rischen Wirklichkeit,  aus  deren  Betrachtung  es  gewonnen  wurde,  über- 
einstimmen, sonst  ist  es  unwahr  und  wertlos.  Diesen  Grundsatz  auf  die 
Ergebnisse  der  exakten  Forschung  übertragen  zu  wollen,  ist  aber  ein 
Widersinn,  eine  Yerkennung  jenes  wichtigen  Unterschiedes  zwischen  exak- 
ter und  realistischer  Forschung,  die  zu  bekämpfen  die  Hauptaufgabe  der 
Torangehenden  Untersuchungen  ist." 

Daf s  diese  Ausführungen  des  Verfassers  geeignet  sind,  den  lebhaftesten 
Widerspruch  zu  erregen,  leuchtet  ein.  Bef.  seinerseits  nimmt  keinen 
Anstand,  zu  erklären,  dafs  er  dieselben  für  vollkommen  unrichtig  hält 
Wer  nur  Ton  einem  Hauche  des  modernen  wissenschaftlichen  Geistes 
berührt  worden  ist,  mufs  sich  gegen  die  Konsequenz  verwahren,  als  gäbe 
es  ein  anderes  oberstes  Kriterium  für  die  Wahrheit  als  die  Übereinstimmung 
mit  der  äufiseren  Wirklichkeit.  Nicht  als  ob  jede  Theorie  immer  zu  der 
Vollkommenheit  gelangt  sein  müTste,  dafs  sie  die  äufseren  ErscheinungeD 
ganz  genau  wiedergibt  und  gleichsam  abspiegelt,  aber  das  Streben  nach 
der  Übereinstimmung,  das  Berichtigen  der  Theorieen  auf  Grund  der  Be- 
obachtungen mufs  das  oberste  Prinzip  für  den  Forscher  bleiben.  Sätse 
aufstellen  mit  dem  Bewufsteein,  dafs  nicht  etwa  der  eine  oder  der  andre 
unter  denselben,  sondern  dafs  sie  allesamt  mit  dem  wahren  Gegenstande 
alles  Forschens,  mit  der  thatsächlichen  Wirklichkeit,  in  unvereinbarem 
Widerspruch  bleiben,  dafs  sie  nichts  als  eine  formale  Bichtigkeit,  eine 
blofse  logische  Symmetrie  an  sich  tragen,  das  heifst  nicht  wissenschaft- 
liche Arbeit,  sondern  müfsige  Spielerei.  Aber  auch  der  weitläufige  Unter- 
bau, auf  den  der  Verf.  seine  SchluTsfolgerungen  stützt,  dürfte  einem 
schärferen  Angriff  kaum  Stand  halten.  Oder  sollte  es  wahr  sein,  dafs 
die  Feststellung  einzelner  Thatsachen  in  eine  theoretische  Wissenschaft 
nicht  gehöre,  vielmehr  Gegenstand  historischer  Forschung  sei?  Dann 
wäre  eine  Expedition,  die  den  Venusdurchgang  oder  eine  Mondfinsternis 
beobachtet,  keine  astronomische,  sondern  eine  historische;  ja,  der  Ver- 
fasser mufs  behaupten,  dafs  der  Chemiker  oder  Physiologe,  der  ein  Ex- 
periment macht,  historisch  arbeitet.  Freilich  glaubt  der  Experimentierende 
an  den  typischen  Charakter  seiner  Feststellungen,  sieht  er  darin  das  Er- 
gebnis unveränderlicher  Kausalzusammenhänge.  Aber  genau  dasselbe 
Verhältnis  trifft  auch  bei  dem  Nationalökonomen  zu,  der  Thatsacheo 
sammelt  als  einen  ersten  Schritt  zu  dem  Ziel,  die  Ursachen  derselben, 
die  Begeln,  von  denen  sie  beherrscht  werden,  festzustellen.  Mag  es  sich 
dabei  auch  um  Ereignisse  der  Vergangenheit  handeln:  der  Gesichtspunkt, 
unter  welchem  dieselben  erforscht  werden,  bestimmt  ihren  Charakter  und 
kann  sie  recht  wohl  zu  nationalökonomischen  Thatsachen  machen.  Über- 
haupt ist  es  ein  Irrtum,  die  Geschichte  für  eine  blose  Methode  zu  hal- 
ten. Es  gibt  eine  historische  Methode  und  eine  historische  Wissen- 
schaft. Was  man  gewöhnlich  Geschichte  nennt,  sollte  bezeichnender  StaaU- 
geschichte    heifsen.     Es  ist  die  Wissenschaft  von  den  Gesetzen,  welche 
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die  Bealisieraiig  der  Staatsidee  beherrschen,  und  allerdings  haben  wir 
es  auch  hier  Torläufig  blos  mit  beobachteten  Thatsaohen  zu  thun,  mit 
Ei&hmngen  und  Wahrnehmungen,  die  einerseits  in  bezug  auf  das  innere 
Leben  der  Staaten ,  d.  h.  ihre  Verfassung ,  andrerseits  hinsichtlich  ihrer 
äufseren  Beziehungen,  d.  h.  hinsichtlich  der  Gestaltung  des  Staatensystems, 
gemacht  worden  sind.  Übrigens  ist  auch  schon  der  allererste  Ausgangs- 
punkt des  Yer&ssers  ein  irrtümlicher,  die  Vorstellung  nämlich,  als  lasse 
sich  ein  Unterschied  zwischen  isolierten  Thatsachen  und  solchen,  die 
gesetzmäfsig  untereinander  zusammenhängen,  irgendwie  in  scharfer  Weise 
festhalten.  Es  ist  ja  nicht  denkbar,  dafs  irgend  eine  Wahrnehmung  nicht 
aus  mehreren  Elementen  sich  zusammensetzt,  und  durch  die  Natur  uns- 
res  Geistes  sind  wir  dann  gezwungen,  diese  mehreren  Bestandteile  nach 
dem  Prinzip  der  SLausalität  zu  verknüpfen.  Der  einÜEiche  Satz,  dafs  ein 
Hmid  gebellt  hat,  berichtet  ebenso  gut  einen  Zusammenhang  von  That- 
sachen, wie  der  -rielleicht  etwas  imponierendere,  dafs  ein  Stein  in  drei 
Sekunden  von  einer  Höhe  von  135  Eufs  gefallen  ist. 

Mit  der  Methode  der  Sozialwissenschaft   beschäftigt  sich  das  dritte, 
verhältnismäfsig  kurze  Buch  (S.  139 — 183).     Hier  sind  die  Ausführungen 
des  Verfassers  weniger   entschieden    oder   doch   weniger  bestimmt.     Zu- 
weüen   sind   die  Ausstellungen  nicht  durch   die  Beweisführung  gedeckt, 
zuweilen  gehen  auch  die  Schlufsfolgerungen  nicht  so  weit,   als  die  Vor- 
dersatze   erwarten  lassen.     Im   ganzen   aber  bewegen   sich  die  Betrach- 
tungen in  einer  ganz  bestimmten  Richtung,  mit  welcher  Bef.  sich  nicht  ein- 
verstanden   erklären  kann.     Der  Verf.   will  nämlich  den    Eindruck   her- 
vorbringen, als  wenn  der  sog.  organische  Charakter  der  sozialen  Gebilde 
neuerdings  zu  sehr  betont  worden  wäre,   als   wenn  die  betreffenden  Er- 
scheinungen auch  verstanden  werden  könnten,  wenn  man  sie  nicht,   wie 
die   modernsten   Denker   zu   thun    pflegen,    als   etwas  Einheitliches   und 
Selbständiges  aufEafst,  sondern  aus  ihren  Theilen,  woraus  sie  zusammen- 
gesetzt sind,  zu  erklären  sucht.     Bef.  kann  eine  solche  Empfehlung  des 
Atomismus   nur    als   einen  Bückschritt  betrachten.     Auch  der  praktische 
Versuch,  den  der  Verf.  mit  der  von   ihm   bevorzugten  Methode  gemacht 
hat  und  in  einer  skizzierten  Theorie  der  Entstehung  des  Geldes  vorfuhrt, 
kann   den  Beferenten    nicht  umstimmen.     Diese  pragmatische  Erklärung 
einer  so   phänomenalen  Grunderscheinung  des    gesellschaftlichen    Lebens 
aus  den  wohlverstandenen  Interessen  klug  brechnender  Indiv  iduen  mochte 
vor  fast  zweihundert  Jahren,   als  John  Law   eine  solche  Ansicht  vor- 
trug, in  gewissem  Maljse  aufklärend  wirken ;  für  das  tiefere  philosophische 
und   breitere   ethnologische  BewuTstsein   unseres    Zeitalters    ist   dieselbe 
unseres  Erachtens  ungenügend. 

Das  zweite  und  das  vierte  Buch  enthalten  noch  weitere  Ergänzungen 
zu  der  Polemik  gegen  die  historische  Methode.  In  dem  letzteren  Buche 
finden  sich  verschiedenartige  Betrachtungen  aneinander  gereiht.  So  wird 
hier  zu  zeigen  gesucht,  dafs  von  jeher  bedeutende  Schriftsteller  die  Ge- 
schichte als  ein  wichtiges  Hilfsmittel  för  alle  politischen  Wissenschaften 
erklärt  haben,  und  die  betreffenden  Bemerkungen  können  unsres  Erachtens 
nur  dazu  dienen,  die  Anschauungen  der  modernen  historischen  Schule  in 
der  ^Nationalökonomie  zu  unterstützen.     Dann   geht    der   Verf.   auf  die 
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moderne  Jurisprudenz  ein,  zeigt  sich  aber  dabei  in  dem  Irrtum  befangen, 
als  liege  die  Bedeutung  der  historiBchen  Juristensohule  in  den  reaktio- 
nären Yelleitäten  einiger  ihrer  Häupter  auf  politisohem  Gebiet  und  nicht 
in  der  grofsartigen  Umgestaltung,  die  sie  in  der  theoreüsohen  Forschung 
yeranlafst  hat.  Wenn  dann  im  weiteren  die  Andeutung  sich  findet^  dafs 
die  Boscher'schen  Ideen  ihren  Ausgangspunkt  yon  ein  paar  beiläufigen 
Bemerkungen  einer  yon  Geryinus  1886  geschriebenen  Beoension  aber 
Dahlmann's  Politik  genommen  hätten ,  so  bleibt  doch  diese  Yermutang 
ganz  unbewiesen,  wie  sie  auch  an  sich  recht  unwahrscheinlich  ist^  Übri- 
gens ist  bekanntlich  niemand  mit  gröfserem  Eifer  bemüht  gewesen,  die- 
jenigen älteren  Nationalökonomen,  die  sich  durch  historischen  Sinn  und 
durch  Empfehlung  der  historischen  Methode  ausgezeichnet  haben,  der  Ver- 
gessenheit zu  entreifsen  und  zu  Ehren  zu  bringen,  als  gerade  Bosdier  selbst 
Wir  yerkennen  nicht,  dafs  die  Belesenheit  und  die  logische  Schärfei 
die  uns  in  einer  früheren  Schrift  des  Yerfassers  entgegentraten,  auch  in 
manchen  Abschnitten  des  yorliegenden  Buches  sich  nicht  yerleugnen.  Wir 
räumen  selbstyerstandlich  auch  ein,  dafs  die  Methoden,  gegen  die  der 
Yerf.  sidi  wendet,  yon  Ungeübten  mangelhaft  gehandhabt  oder  yon  un- 
klaren Geistern  zur  Earrikatur  entstellt  werden  können«  Darum  kann 
aber  doch  das  Gesamturteil  über  ein  Buch,  das  es  sich  zur  Au^be 
macht,  die  gröfsten  methodischen  Fortschritte  und  Verbesserungen  als 
Irrtümer  hinzustellen,  nur  ein  abweisendes  sein. 
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n. 

Die  in  DeutaohlAnd  erlassenen  wirtschaftliohen  Gesetae  und 

Verordnungen  eto.  des  Jahres  IBBl. 

Zas&miiiengestollt  von  Ludwig  Elster. 
(Fortsetsung.     Vergi.  Bd.  VI  8.  198.) 

//.     Die  einzelnen  Bundesstaaten'^). 

A.    Bergbau,  Land-  imd  ForstwirUehift,  Tisoliaraiwoieii. 

KOnifKich  !•     ^-i  betr.  die  WiederzaUssang  der  Vermittelang  der  Bentenbanken  sur  Ablosong 

PreofMiL     der  Beallasten,  d.  d.  17.  Januar  1881.     (Nr.  %.     S.  6—^6.) 

2.  G.,  betr.  das  H5ferecbt  im  Kreise  Herzogtum  Lauenburg,  d.  d.  91.  Februar  1881. 
(Nr.  4.     S.  19—94.) 

1)  Die  bez.  Qesetse,  Verordnungen  etc.  sind  entnommen  und  die  Angaben  der  Nzm- 
mem  und  Seitenzahlen  bezieben  sich  bei  Preufsen:  Gesetz-Sammlung,  Bayern:  Ge- 
setz- und  Verordnungsblatt,  Sachsen:  Gesetz-  und  Verordnungsblatt,  Württemberg: 
Begierungs-Blatt ,  Baden:  (besetz-  und  Verordnungsblatt,  Hessen:  Regienmgs-BUtt, 
Mecklenburg-Schwerin:  Begierungs-Blatt,  Mecklenburg-Strelitz:  Offliiel- 
1er  Anzeiger,  Sachsen-Weimar:  Begierungs-Blatt,  Oldenburg:  Gesets-Sammloog» 
Braunschweig:  Gesetz- Sammlung,  Sachsen-Meiningen:  Sammlung  der  landes- 
herrlichen Verordnungen,  Sachsen- Altenburg:  Gesetz-Sammlung,  Koburg-Ootht: 
Gemeinschaftliche  Gesetz-Sammlung  und  gesondert:  Geseta-Sammiung  Ar  das  Hersogton 
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3.    G.  Aber  gemeinschiiflliche  HoUani^n,  d.  d.  U.MIrs  1881.   (Nr  18.  8.961--264.) 

1.     K.  A.  V.,   den   fontlichen   Unterricht  in   Bayern   betr.,    d.   d.   21.  Aug.  1881.    Königreich 

(Nr.  53.     S.  122S— 1880.)  Bayern. 

1.    G.|   die  Austtbnng   and   den  Schutz  der  Fischerei   betr.,   d.  d.  27.  April  1881.  Orofthanosw 

(Nr.  10.     8.  48—58.)  tom  Hwiea. 

1.  B.,  fischereipolizeiliche  Bestimmnngen  betr.,  d.  d.   11.  Febr.  1881.     (Nr.  4.  S.  8.)    Henogtam 

2.  G.,  die  Ab&Ddemng  des  Fischereigesetses  vom  19.  Juli  1876  betr.,  d.  d.  10.  M&rs  Sachaen-Al- 
.881.    (Nr.  9.     8.  14.)  *^**'^- 

1.     V.   snr  Ansnihmng   des  Feld-   u.  Forstpoliseigesetses  vom  26.  Mai  1880,   d.  d.  Henogtümer 
«5.  Mirs  1881.     (Gemeinschaftl.  Oes.-8ammlg.  Nr.  422.)  oStLT 

1.  G.,  betr.  die  Abänderung  des  Fischereigesetses  vom  10.  Juli  1876,  d.  d.  4.  Ulrz  Herzogtum 
1881.     (Nr.  584.     8.  181.)  A*»*^*- 

1.    G.,   Nachtr&ge  som  Fischereigesetse  vom  20.  Sept.  1876  betr. ,   d.  d.  18.  April  sohwanborg- 
1881.     (6.  Stack.     S.  92.)  Sondert- 

1.  V.  zar  Ausf&hmng  des  Fischereigesetses  vom  4.  Nov.  1880,  d.  d.  28.  Nov.  1881.  Fttr^tentom 
(Nr.  28.     8.  857—860.)  Lippe. 

1.  B.,  die  Fischereiordnnng  f.  den  Iflbeckischen  Freistaat  betr.,  d.  d.  28.  Febr.  1881  Freie  SUdt 
(Nr.  5.     S.  15—24.)  "i»>«*- 

Zu  dem  Beichsgesetz  über  die  Abwehr  n.  Unterdrückung  von  Viehseuchen ,  d.  d. 
23.  Juni  1880  (cf.  diese  „Jahrbücher''  N.  F.  Bd.  V  S.  48—58)  sind  in  den  einseinen 
Stuten  AusfÜhrnngsbestimmangen  erlassen,  die  hier  nicht  alle  besonders  aufgeführt  wer- 
d«D  können.  Für  Prenfsen  kommt  in  Betracht  das  G.  vom  12.  März  1881  (S.  128 
—135),  für  Bayern  die  Instruktion  vom 6.  Mars  1881  (8.  21—92),  das  G.  vom  21.  Mars 
1881  (8.  128—128),  die  Allerhöchste  V.  vom  28.  März  1881  (S.  129—133)  und  die  B. 
vom  24.  Mars  1881  (S.  134—162),  für  Sachsen  die  V.  vom  9.  Mai  1881  (S.  85—119), 
flir  Württemberg  das  G.  vom  20.  Mars  1881  (S.  189—196),  die  Verfügung  vom 
23.  März  1881  (S.  196—254)  und  die  B.  vom  28.  Juni  1881  (S.  872),  für  Baden  die 
B.  vom  1.  Mars  1881  (S.  85—90),  die  V.  vom  12.  März  1881  (S.  91—115)  u.  die  V. 
vom  28.  Ifärs  1881  (S.  115—117),  für  Hessen  die  V.  vom  12.  März  1881  (S.  11—16) 
etc.  etc. 


B. 

1.     G.,  betr.  das  Pfandleihgewerbe,  d.  d.  17.  Mars  1881.     (Nr.  13.     S.  265—269.)    ^^,1^^ 
1.    V.,  das  Gewerbe  der  Pfandleiher  und  Trödler  betr.,  d.  d.  9.  Juni  1881.     (Nr.  16.  orofthersogt. 
8.  163—168.)  Baden. 

1.    V.  sur  Abänderung  der  V.  vom  18.  Oktober  1875  sur  Verhütung  von  Unglücks-  ^{^^^^I 
fllien  beim  Gebrauch  von  Maschinen,  d.  d.  12.  April  1881.     (Nr.  8.     S.  115—116.)  lenbnrg- 

Hieran :  Schwerin. 

Berichtigung,  d.  d.  28.  Mai  1881.    (Nr.  11.     S.  127.) 
1.    Dieselbe  V.  wie  die  vorstehende  für  M..Schw.,   d.  d.  12.  April  1881.     (Nr.  11.2"^^^^^' 
•  139—140.)  burg-Strellt». 

1.     V.,  betr.  die  Aufstellung  und  den  Betrieb  bewegl.  Dampfkessel   (Lokomobilen),    Henogtam 
d.  d.  9.  Mars  1881.     (Nr.  960.     8.  19—28.)  He^i&er 

1.     V.,  die  Anlegung  und  den  Betrieb   von  Dampfkesseln  u.  Dampfapparaten  betr.,  Kobnrg  and 
d.  d.  14.  Sept.  1881.     (Gem.  Ges.-S.  Nr.  434.)  Ootha. 

Hiersu: 

a)  B.,  die  Instruktion  f.  die  Prüfung,  Untersuchung  u.  Revision  von  Dampfkes- 
seln u.  Dampfapparaten  betr.,    d.  d.  15.  Sept.  1881.     (Gem.  G.-S.   Nr.  486.) 

b)  B.,  die  Änderung  der  Instruktion  für  die  Prüfung,  Untersuchung  n.  Revision 
von  Dampfkesseln  und  Dampfapparaten  betr.,  d.  d.  14.  Des.  1881.  (Gem. 
G.^.  Nr.  488.) 

Kobnrg  und  für  das  Hersogtum  Gotha,  Anhalt:  Gksets-Sammlnng ,  Schwars- 
bnrg-Budolstadt:  €(esets-8ammlnng,  Schwarsburg-Sondershausen:  Gesets- 
Sanunlung,  W  a  1  d  e  c  k :  Regierungs-Blatt,  R  e  n  f s  ä.  L. :  G^ets-Sammlung,  R  e  u  f  s  j.  L. : 
Gesets-Sammlnng,  Lippe:  Landes-Verordnungen,  Schaumburg-Lippe:  Landes-Ver- 
ordnungen,  Bremen:  Gesets-Blatt,  Lübeck:  Sammlung  der  Lüb.  Verordnungen  und 
Bekanntmachungen,  Hamburg:  Gesets-Sammlung  —  sämtlich  Jahrgang  1881. 
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HenogtDin  !•     V.,   die  Verwendang  ▼on  Kindero    sam  Feilbieten   and  Verluiafe  von  Beekwt- 

Ooüuu      ren,  Blamen  a.  s.  w.  betr.,  d.  d.  IS.  MArz  1881.     (Nr.  4.     S.  7—8.) 
Freie  Stadt  1.     G.,  betr.  das  Pfandleihgewerbe,  d.  d.  16.  Oktober  1881.     (Nr.  IS.    S.  129—138.) 

BreueiL« 

Za  dem  Reichsgesetze  vom  18.  Juli  1881,  die  Ab&ndemng  der  Oewerbeordnang  betr. 

(InnuDgen) ,  sind  in  den  einzelnen  Staaten  besondere  Verordnungen  erlassen.  Wir  er- 
wähnen hier  nur  Bayern:  die  K.  A.  V.  vom  1.  Aug.  1881  (S.  987),  Württemberg: 
Verfügung  vom  8.  Okt.  1881  (S.  449—451). 

0.    Fandal, 

Vacat. 

D.    Traniport-  and  YerkehnweieiL 

Kttnifrelch  1.     O.,  betr.  die  Herstellung  mehrerer  Eisenbahnen  untergeordneter  Bedeutung,  d.  d. 

PreoAen.     25.  Februar  1881.     (Nr.  5.     S.  82—84.) 

Dazu: 

Allerhöchster  Erlafs,    betr.   den  Bau  der  diuch  das  Ges.  vom  25.  Februar  1881 

genehmigten  Eisenbahnen  untergeordneter  Bedeutung,  d.  d.  2.  März  1881.    (Nr.  6. 

8.  40.) 

Königreich  1-     B.,  die  EinfBhrung  des  Betriebsreglements  f&r  die  Eisenbahnen  Deutschlands  in 

Bayern.      Bayern  betr.,  d.  d.  9.  Juli  1881.     (Nr.  48.     8.  825—889.) 

2.    K.  A.  V.,  die  Bildung  eines  Eisenbahnbeirates  für  die  Staatseisenbahnvenraltung 

betr.,  d.  d.  16.  M&rz  1881.     (Nr.  12.     S.   168—170.) 

Königreich  1-     Verfügung,    betr.    die   Ausgabe    einer    neuen   inländischen    Postordnung,   d.  d. 

Württemberg.  14.  März   1881.     (Nr.  6.     8.  21—87) 

2.     Verfügung,  betr.  die  Aiugabe  einer  Telegraphenordnung  für  Württemberg,  d.  d. 

23.  Juni  1881.     (Nr.  29.     8.  375—394.) 

8.     KönigL  V. ,    betr.    die  Verwaltung   und   Beaufsichtigung   der  Verkehrsanstalten, 

d.  d.  20.  März  1881.     (Nr.  7.     8.  99—108.) 

4     Königl.  V.,  betr.  die  Bildung  eines  Beirats  der  Verkehrsanstalten,  d.  d  20  Min 

1881.     (Nr.  7.     8.  109—112.) 

Orolihenog-  1.     V. ,   die  Bildung   eines   Eisenbahnbeirates   betr. ,    d.  d.   5.  Juli  1881.     (Nr.  16. 

tum  HeiMn.  g.   107—109.) 

Herzogtum  1.     Höchste  V.,    allgom.  Polizeivorschriften   f.    die  im  Herzogtum  gelegenen  Eisen* 

SMheea-     bahnen  untergeordneter  Bedeutung  betr.,  d.  d.  15.  Jan.  1883.     (Nr.  5.     8.  4 — 6.) 
Alteoburg. 

S.    BeTölkenmgf-  und  Arme&WMen. 

Vacat. 

F.    Müni-  und  Bankwesen,  Sparkaaienwesen,  Yeriiehtmngi-  und  Pensioniwetcn. 

Kttnlgreicli  1  •     0> «    betr.   die  Zahlung   der  Beamtengehälter  und  Bestimmungen  Über  das  Ona- 

PraaüMn.     denquarUl,  d.  d.  6.  Febr.  1881.     (Nr.  4.     8.  17—18.) 

2.  G.,  betr.  Abänderung  des  Oesetses  über  die  Erweiterung,  Umwandlung  und  Neo- 
errichtnng  von  Witwen-  und  Waisenkassen  fBr  Elementarlehrer  vom  22.  Dez.  1869,  so- 
wie die  Ausdehnung  dieses  Gesetzes  auf  den  Kreis  Herzogtum  Lauenburg,  d.  d.  24.  Feb- 
ruar 1881.     (Nr.  6.     8.  41—42.) 

(Der  Minimalsatz  für  die  Pensionen  der  Hinterbliebenen  der  öflfentlicheu  Elementar- 
lehrer wird  vom  1.  April  1881  ab  von  150  auf  250  M.  erhöht) 
Grofiherzog-  1.     V.,    die  Festsetzung  der  Bezüge   der  Witwen  und  Waisen   der  Volksschnllehrer 

tun  Baden,  betr.,  d.  d.  23.  Dez.  1880.     (Nr.  1.     8.   14.) 

(Der  Witwengehalt  wird  auf  250  M.,  der  Erziehungsbeitrag  für  ein  Kind  auf  50  M., 
der  Nahrungsgehalt  für  ein  Kind  auf  75  M.  festgesetzt.) 
Groftherzog-  1-     Fünfter  Nachtrag  zu  dem  G.  über  Errichtung  einer  Landeskreditkasse  vom  17.  Nov. 

tomSachsen-  1869,  d.  d.  18.  Februar  1881.     (Nr.  4.     8.  17—21.) 
Weimar.  ^.^^^ . 

Höchste  V.,   die  Ausführung   des  Gesetzes-Nachtrages  vom  18.  Febr.  1881  über 

Errichtg.  der  Landeakreditkasse  betr.,  d.  d.  19.  Febr.  1881.     (Nr.  4.  S.  21— 22 ) 

Füntentom  1.     B.,  das  Statut  der  Pensionskasse  f.  die  Witwen  u.  Waisen  der  Volksschullehrer 

Schwarxbnrg- der  fürstl.  Oberherrschaft  betr.,  d.  d.  9.  8ept   1881.     (7.  Stück.     8.  51—56.) 

Rudolstadt.  2      Q  ^   j.^  Pensionen   der  Witwen   u.  Waisen  fürstL  Diener  betr.,   d.  d.  19.  0««. 

1881.    (11.  Stück.     8.  72—73.) 
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1.    BeT.  Ordnang  der  Pensionskasse   für  die  Witwen  and  Waisen  der  Angestellten  ^^*J^^ 
des  Hamborgischen  Staates,  d.  d.  15.  Jnli  1881.     (Nr.  26.     8.  68—67.)  Hamimif. 


O.    nnamwMeii. 

1.    O.y  betr.  den  dauernden  Erlafs  an  Klassen-  und  klassifizierter  Einkommensteuer, 
»owie  die  Überweisung  von  Stenerbetrigen  an  die  HobenzoUemschen  Lande,  d.  d.  10.  M&rs 
1881.    (Nr.  9.     S.  126—127.) 
Hiersu: 

a)  B.y  betr.  das  Ergebnis  der  Klassenstenerveranlagung  und  den  Steuererlafs  für 
das  Jahr  vom  1.  April  1881|82,  d.  d.  21.  M&rs  1881.     (Nr.  10.     S.  137—138.) 

b)  B.,  betr.  den  Klassen-  und  Einkommenstenererlafs  f&r  das  Jahr  vom  1.  April 
1881|82,  d.  d.  24.  Mai  1881.     (Nr.  16.     S.  291.) 

1.  G.,  die  Einkommensteuer  betr.,  d.  d.  19.  Mai  1881.    (Nr.  81.     S.  441—474.) 
Hierzu: 

B.,  den  Vollzug  des  G.  vom  19.  Mai  1881  über  die  Einkommensteuer  betr.,  d. 
d.  29.  JuU  1881.     (Nr.  46.     S.  865—934.) 

2.  6.,  die  Kapitolrentensteuer  betr.,  d.  d.  19.  Mai  1881.     (Nr.  82.    S.  477—492.) 
Hierzu: 

B.,  den  Vollzug  des  Ges.  vom  19.  Mai  1881,  die  Kapitalrentensteuer  betr.,  d.  d. 
29.  Jnli  1881.     (Nr.  48.     S.  939—961.) 

3.  G.,  die  Gewerbsteuer  betr.,  d.  d.  19.  Mai  1881.     (Nr.  34.     S.  495—607.) 
Hierzu : 

B.,  den  Vollzug  des  Ges.  vom  19.  Mai  1881  über  die  Gewerbesteuer  betr.    (Nr.  50. 
S.  967—1180.) 

4.  G.,  einige  Abfinderungen  an  den  Gesetzen  fiber  die  allgemeine  Grund-  und  Haus- 
steuer betr.,  d.  d.  19.  Mai  1881.     (Nr.  89.     S.  657—668.) 

Hierzu : 
B.,  die  Qts.   Über   die   allgemeine  Grund-  und  Haussteuer  betr.,  d.  d.  10.  Juni 
1881.     (Nr.  39.     S.  669—708.) 

5.  B.,  den  Vollzug  der  Ges.  vom  29.  Mai  1881  über  die  Einkommen-  und  Kapital- 
rentenstener,  hier  die  Behandlung  der  Ab-  und  Zugänge,  dann  der  Mehrungen  und  Min- 
derungen betr.,  d.  d.  14.  November  1881.     (Nr.  71.     S.   1351—1372.) 

6.  K.  A.  V.,  die  Bückvergütung  des  Lokalraalzaufschlages  in  der  Pfalz  betr.,  d.  d. 
1.  August  1881.     (Nr.  47.     S.  935—936.) 

7.  G.,  den  Malzanischlag  betr.,  d.  d.  15.  Dezember  1881.     (Nr.  70.     S.  1348.) 
Hierzu : 

a)  K.  A.  V.,  den  Vollzug  des  Ges.  über  den  Malzaufschlag  betr.,  d.  d.  19.  De- 
zember 1881.    (Nr.  72.     8.   1373-1374.) 

b)  B.,  den  Vollzug  des  Ges.  über  den  Malzaufschlag  betr.,  d.  d.  22.  Dezember 
1881.     (Nr.  72.     8.  1374.) 

1.  V.  des  Finanzministeriums,  die  weitere  Ausführung  des  Gesetzes  über  die  Be- 
steuerung des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  vom  1.  Juli  1878  betr.,  d.  d.  6.  Juli 
1881.     (Nr.  38.     8.  151—152.) 

1.  G.,  betr.  die  Einführung  von  Ordnungsstrafen  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die 
Vorschriften  des  Acdsegesetzes  vom  18.  Juli  1824,  des  Wirtschaftsabgabengesetzes  vom 
9.  Jali  1827  und  des  Hundeabgabengesetzes  vom  8.  September  1852,  d.  d.  13.  Mira 
1881.     (Nr.  9.     8.  171—172.) 

5.  G.,  betr.  die  Staatssohuld,  d.  d.  20.  Mfirz  1881.    (Nr.  9.     8.  172—173.) 

8.  G. ,  betr.  die  Steuerfreiheit  des  Branntweins  zu  gewerblichen  Zwecken,  d.  d. 
24.  Mfirz  1881.     (N.  9.     8.  173—174.) 

Hierzu: 
Verfügung  zu  Vollziehung  des  Ges.,    betr.  die  Steuerfreiheit  des  Branntweins  zu 
gewerblichen  Zwecken,  d.  d.  26.  Mfirz  1881.     (Nr.  15.     8.  271—274.) 
4.     G.,  betr.  die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer,   d.  d.  24.  Mfirz  1881.     (Nr.  8. 
8.  118—127.) 
Hierzu: 
Verfügung  in  Betreff  der  Vollziehung  des  Gesetzes  vom  24.  Mfirz  1881  über  die 
Erbschafts-  und  Schenkungssteuer,  d.  d.  26.  Mfirz  1881,    (Nr.  13.  8.  255—264.) 

6.  Allgemeines  Sportelgesetz,  d.  d.  24.  Mfirz  1881.     (Nr.  8.     8.  128—170.) 
Hierzu: 


KfinlKTdeh 
PreoCMU. 


KönlcTdch 
Bayern. 


Ktfnignich 
Sadüen. 


Königreich 
Wttrttembeis. 
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OrofthenogT' 
tum  Baden. 


Grofshenoi^- 

tumSacluen- 

Weinur. 


Orofshenog- 
tum  Olden- 
burg. 
Herzogtom 
Sachien- 
Altenborg. 


Uenogtom 
Anhalt 

Fttrttentom 
Waldeck. 


Füntentom 
Schaumborg- 
Llppe. 

Freie  Stadt 
Hamborg. 


Königreich 
PrenJGMn. 


a)  VernigUDg ,  betr.  den  Vollsug  des  allgemeinen  Sportelgesetses  todi  24.  Man 
1881,  d.  d.  12.  Mai  1881.     (Nr.  25.     S.  847—861.) 

b)  Verftignng ,  betr.  den  Vollssag  des  allgemeinen  Sportelgesetises  vom  24.  Mari 
1881,  Tarifnammer  81 :  Oesellschaftsvertrfige,  d.  d.  28.  März  1881  (Nr.  16. 
S.  278—279)  und  d.  d.  12.  Jani  1881.     (Nr.  80.     S.  396.) 

c)  Verfügung,  betr.  die  Abgabe  von  FeuerversichemngsvertrKgen,  d.  d.  24.  Mirs 
1881.     (Nr.  16.     S.  279—281.) 

6.     B.,  betr.  die  Abgabe  von  Salz,  d.  d.  18.  Dez.  1881.     (Nr.  44.     S.  484.) 

1.  V.,  die  Steuerrückvergütung  für  Branntwein ,  welcher  zu  gewerblichen  Zwecken 
verwendet  wird,  betr.,  d.  d.  18.  Jan.  1881.     (Nr.  2.     S.  18.) 

2.  V.,  den  Ansatz  und  die  Erhebung  der  Erwerbsteuertaxe  betr.,  d.  d.  S.  Aug.  1881. 
(Nr.  21.     S.  249—250.) 

1.  B.,  Vereinbarungen  zwischen  der  grofsh.  s&chsisohen  und  der  kgl.  bayerischen 
Regierung  nach  Einführung  des  kgl.  bayerischen  Gesetzes  über  den  Branntweinao&chUg 
vom  25.  Februar  1880  und  der  dazu  erlassenen  Vollsugsvorschriften  im  Bezirke  des 
grofsherzogl.  Vordergerichts  Ostheim  betr.,  d.  d.   19.  Sept.  1881.     (Nr.  20.  S.  225—226.) 

2.  Provisorisches  G.  wegen  Einführung  des  kgl.  bayerischen  Gesetzes  vom  15-  Des. 
1881,  den  Malzaufschlag  betr.,  als  Nachtrag  zu  dem  6.  vom  28.  Juni  1868  wegen  Ein- 
führung des  bayerischen  G^s.  vom  16.  Mai  1868  im  Vordergerichte  Ostheim,  d.  d.  28.  Dez. 
1881.     (Nr.  26.     S.  267—268.) 

Hierzu : 
B.  zur  Ausführung  des  vorher  gedachten  Gesetzes,  d.  d.  28.  Dez.  1881.    (Nr.  26. 
S.  269.) 

1.  B. ,  betr.  das  Regulativ  über  die  Stenerfi^iheit  des  Branntweins  zu  gewerbl. 
Zwecken,  d.  d.  27.  Juli  1881.     (11.  Stück.     S.  56—58.) 

1.     G.,  die  Abgabe  v.  Hunden  betr.,  d.  d.  21.  Febr.  1881.     (Nr.  6.     S.  6—12.) 
Hierzu : 
B.,  die  Ausführung  des  G.  die  Abgabe  von  Hunden  betr.,  d.  d.  10.  MSrz  1881. 
(Nr.  10.     8.  15.) 
1.     G. ,   betr.   die   Besteuerung  des   Wanderlagerbetriebes,   d.    d.    19.   Mftrz   1881. 
(Nr.- 587.     8.  189—192.) 

1.     G. ,   betr.   die   Besteuerung   des  Wanderlagerbetriebes,    d.  d.    25.  Januar  1881. 
(Nr.  2.     S.  8—5.) 
Hierzu : 
Anweisung   zur  Ausführung   des  Gesetzes,   betr.    die   Besteuerung  des  Wander- 
lagerbetriebes, d.  d.  10.  M&rz  1881.     (Nr.  4.     S.  78—78.) 
1.     G.,  betr.  die  Beitreibung  der  Steuern  und  anderer  offentl.  Abgaben,  Kosten  etc. 
im  Wege  der  administrativen  Zwangsvollstreckung,  d.  d.  5.  M&rz  1881.     (Nr.  9.    8.  41 
-48.) 

1.  Revidiertes  G.,  betr.  die  Einkommensteuer,  d.  d  7.  M&rz  1881.     (Nr.  8.  8.  9—19.) 

2.  Grundsteuergesetz,  d.  d.  4.  Juli  1881.     ^r.  23.     S.  40—46.) 
Hierzu : 

Bonitienmgsges.,  d.  d.  4.  Juli  1881.     (Nr.  25.     8.  47—57.) 

Zu  dem  Reichsgesetze  vom  1.  Juli  1881  betr.  die  Erhebung  von  Reichastempelab- 
gaben  sind  die  bez.  Ausführungsverordnungen  etc.  in  den  einzelnen  Staaten  erlassen. 
Diese  Bekanntmachungen  können  hier  nicht  einzeln  aufgeführt  werden.  Siehe  für  Bayern 
d.  Allerh.  V.  vom  16.  Aug.  1881  (Nr.  51.  8.  1181-1138),  d.  B.  vom  17.  Aug.  1881 
(8.  1139—1141)  u.  die  B.  vom  20.  Aug.  1881  (S.  1148—1222),  für  Sachsen  V.  vom 
23.  Aug  1881  (8.  165—189),  für  Württemberg  Verfügung  vom  5.  Aug.  1881  (S.  405 
—4SI),  für  Baden  die  B.  vom  18.  Juli  1881  (S.  820—234),  für  Hessen  die  B.  vom 
27.  Sept.  1881  (S.  125—170)  etc.  etc. 

H.    Au  Tersohiedenen  OebietaiL 

1.  G.,  betr.  die  Bewilligung  von  Staatsmitteln  zur  Hebung  der  wirtschaftlichen  Lsg« 
in  den  notleidenden  Teilen  des  Regierungsbezirkes  Oppeln,  d.  d.  28.  Februar  1881. 
(Nr.  5.     S.  25—28.) 

2.  G.,  betr.  die  Abftnderuug  von  Bestimmungen  der  Kreisordnung  für  die  Provinsen 
Preuisen,  Brandenburg,  Pommern,  Posen,  Schlesien  u.  Sachsen  vom  13.  Dez.  1872  und 
die  Ergänzung  derselben,  d.  d.  19.  Miürz  1881.     (Nr.  11.     8.  155—175.) 

Hierzu: 
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B.,  betr.  die  Redaktion  der  Kreieordnang  f.  die  ProTinsen  Ost-  n.  WeatpreaTseD, 
Brandenbnrg,  Poinmem,  BchlesieD  a.  Sechsen,  d.  d.  19.  Min  1881.  (Nr.  18. 
8.  178—888.) 

3.  6.,  betr.  die  Abfindervng  von  Bestimnmngen  der  Provinsialordnung  f.  die  Pro- 
▼inien  Preafsen,  Brandenbarg,  Pommern ,  Schlesien  a.  Sachsen  vom  89.  Juni  1875  und 
die  Ergftnning  derselben,  d.  d.  88.  Mars  1881.     (Nr.  11.     S.  176—177.) 

Hiena: 

B.,  betr.  die  Redaktion  der  Provinsialordnung  für  die  Provinsen  Ost-  nnd  West- 
preofsen,  Brandenbarg,  Pommern,  Schlesien  a.  Sachsen,  d.  d.  88.  März  1881. 
(Nr.  18      S.  888—860.) 

4.  G.  aar  Ergänsung  des  Gesetaes ,  betr.  die  Unterbringung  verwahrloster  Kinder 
vom  IS.  Mftra  1878,  d.  d.  87.  M&ra  1881.     (Nr.   14.     S.  875— 876  ) 

5.  G.  zur  Ab&ndemng  und  Ergiinzang  des  Gesetzes  vom  18.  Mfirz  1868,  betr.  die 
Errichtung  öffentlicher,  ausschliefslich  zu  benutzender  Schlachthftuser,  d.  d.  9.  Mftrz  1881. 
(Nr.  14.     S.  878—875.) 

1.    K.  A.  V. ,   die   allgemeine   Bauordnung   betr.,  d.  d.    19.  Sept.  1881.     (Nr.  69.    Kttnigretoh 
S.  1841—1881.)  Bayern. 

1.    VerfOgnog,    betr.    das    Auswanderungswesen,  d.   d.    17.  Nov.    1881.     (Nr.   48.    Kttnifraich 
S.  467—470.)  Württemberg. 

1.     Landesherrl.  V. ,   die  Vorbereitung   für    den  höheren  öffentlichen  Dienst   in    der  Orofshenor- 
Finanzverwaltnng  betr.,  d.  d.  17.  Mira  1881.     (Nr.  Vni.     S.  119—188.)  ^  ^*^^ 

1.     G.,  die  aUgemeine  Bauordnung  betr.,  d.  d.  80.  April  1881.     (Nr.  13.  S.  71— 88.)^^^]J|2^ 

1.    G.,  die  Unterbringung  verwahrloster  Kinder  betr.,  d.  d.  9.  Februar  1881.     (Nr.  8.  Orofthcno^- 
8.  5 — 11.)  tomSachsea- 

Hierzu:  ^«»»"• 

a)  Höchste  V. ,   das   Inkrafttreten    des  G.    vom  9.  Febr.  1881    über  die  Unter- 
bringung  verwahrloster  Kinder  betr.,   d.  d.  16.  Juni  1881.     (Nr.  11.  S.  88.) 

b)  V.,  die  Mitwirkung  der  Geistlichen  u.  Lehrer  bei  Unterbringung  sittlich  ver- 
wahrloster Kinder  betr.,  d.  d.  19.  Sept  1881.     (Nr.  19.     S.  883—284.) 

8.     G.  fiber  das  Feuerlöschwesen,  d.  d.  88.  Nov.  1881.     (Nr.  84.     S.  849—858.) 
Hierzu: 
AnsfUhmngs-V.  zu  dem  Ges.  ttber  das  Feuerlöschwesen  vom  88.  Nov.  1881,  d.  d. 
84.  Nov.  1881.     (Nr.  84.     S.  868—864.) 
1.     Bauordnung  f.  das  Herz.  Anhalt,  d.  d.  14.  April  1881.     (Nr.  598.  S.  267—809.)   Henogtiim 
mersu:  A^*- 

V.,  die  Ausführung  der  Bauordnung  f.  das  Herzogtum  Anhalt  vom  14.  April  1881 
betr.,  d.  d.  4.  Juni  1881.     (Nr.  596.     S.  888 — ^866.)  Fttrateotom 

1.     G.,  die  Baupolizeiordnung  betr.,    d.  d.  8.  Mai  1881.     (8.  Stück.     S    99— 181.)^*|J2J2J!^" 

1.  B.,  die  Bauordnung  für  die  Stadt  Lübeck  und  deren  Vorstädte  etc.  betr.,  d.  d.     haasea. 
16.  Mai  1881.     (Nr.  13.     S.  43—78.)  Frale  Stadt 

2.  V.,   das   Feuerlöschwesen   in   den    Landbezirken   betr.,    d.    d.    10.  Sept  1881      ^^^^^ 
(Nr.  83.     8.  106—117.) 
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ni. 

Frequens,  Einnahmen  und  Kosten  der  teohnisohen  HoohBChulen  in 

DeutBOhland  und  in  der  SohweiB. 

Von  Prof.  Dr.  J.  Lehr. 

Gegenwärtig  zählt  Dentsohland  nenn  technische  Hochschulen  und 
zwar  eine  in  Sachsen  (Dresden),  eine  in  Baden  (Earlsmhe),  eine  in 
Württemberg  (Stuttgart),  drei  in  Preufsen  (Hannoyer,  Aachen,  Berlin), 
eine  in  Bayern  (München),  eine  in  Hessen  (Darmstadt)  und  eine  in 
Brannschweig  in  der  Stadt  gleichen  Namens. 

Die  Dresdener  Anstalt  wurde  1828  als  „technische  Bildungsanstalt" 
eröffnet,  1851  in  eine  „polytechnische  Schule''  yerwandelt,  welcher  Titel 
1871  mit  demjenigen  einer  „technischen  Hochschule''  vertauscht  wurde. 
Die  Anfange  des  Karlsruher  Polytechnikums  reichen  bis  1825  laruck. 
1832  organisiert,  wurde  die  Anstalt  1863  vom  Elementarunterricht  ent- 
lastet Das  Stuttgarter  Polytechnikum  wurde  1832  als  „Gewerbeschnle" 
eröffnet.  Seit  1840  „polytechnische  Schule",  wird  es  heute  als  „tech- 
nische Hochschule"  aufgeführt.  Die  Anstalt  zu  Hannover  wurde  1S30 
als  „höhere  Gewerbeschule"  ins  Leben  gerufen  und  1845  zur  „polytech- 
nischen Schule"  erweitert;  diejenige  zu  Zürich  wurde  1854  gegründet, 
die  zu  München  1868  eröffnet  (hervorgegangen  aus  einer  schon  seit 
einigen  Jahrzehnten  bestandenen  technischen  Lehranstalt),  diejenige  zn 
Darmstadt  ist  aus  der  früheren  „höheren  Gewerbeschule"  hervorgegangen, 
welche  1868  in  eine  „polytechnische  Hochschule"  umgewandelt  woide. 
Aachen  ist  mit  1870/71  in  die  Reihe  der  technischen  Hochschulen  ein- 
getreten. Braunschweig  führt  seinen  Ursprung  auf  frühere  Zeit  zurück; 
1835  wurde  an  dem  1745  gegründeten  GoUegium  Garolinum  eine  beson- 
dere technische  Abteilung  eingerichtet,  welche  1862  in  eine  polytech- 
nische Lehranstalt  erweitert  wurde.  Die  Berliner  technische  Hochschule 
wurde  im  Frühjahr  1879  durch  Vereinigung  der  Bau-  und  der  Gewerbeaka- 
demie ins  Leben  gerufen. 

Die  Gesamtfrequenz  dieser  Anstalten  und  deren  Entwickelung  seit 
früherer  Zeit  ist  in  der  unten  folgenden  Tabelle  I  angegeben.  Ich  be- 
merke hierbei,  dafs  je  die  ersten  Zahlen  bei  Karlsruhe  und  Stuttgart 
gelten  für  die  Jahre  1832|33,  bei  Hannover  für  1831|33,  bei  Zürich  für 
1855;58,  bei  Berlin  für  1850(53.  Die  bei  Berlin  aufgeführten  Zahlen 
weisen  für  die  Zeit  von  1850  bis  Frühjahr  1879  die  Gesamtfrequenz  der 
Bauakademie  und  des  Gewerbeinstituts  (seit  1866  Gewerbeakademie  ge- 
nannt), von  1879  ab  diejenige  der  Technischen  Hochschule  nach.  Bei 
denjenigen  Anstalten,  yon  welchen  die  Frequenz  für  Winter-  und  Sommer- 
Semester  getrennt  angegeben  war,  habe  ich  die  mittlere  Jahresfreqaenx 
berechnet.     Die   vier  älteren  Institute  trugen  ursprünglich  einen  anderen 
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Charakter  ab  heute,  da  nicht  allein  in  Besag  aaf  Vorbildung  und  Alter 
der  aufsunehmenden  Studierenden  geringere  Anforderungen  gestellt  wur- 
den, eondern  auch  der  Unterricht  mehr  den  für  die  Aufnahme  zu  er- 
füllenden Vorbedingungen  angepafst  war.  Das  Polytechnikum  der  früheren 
Zeit  diente  auch  den  Zwecken,  für  welche  heute  die  Baugewerkeschule 
nnd  ähnliche  Institute  bestimmt  sind.  Dann  waren  mit  den  älteren  An- 
stalten früher  auch  noch  Schulen  yerbunden,  wie  s.  B.  in  Karlsruhe  Post-, 
Handelsschule,  welche  später  yon  denselben  abgetrennt  worden  sind.  Aus 
diesen  Gründen  sind  die  Zahlen  der  älteren  Zeit  mit  denen  der  neueren 
nur  insoweit  yergleichbar,  als  es  sich  darum  handelt,  die  durch  die  Gröfse 
der  Frequenz  gegebene  Entwickelang  einer  einzelnen  Anstalt  zu  verfolgen. 
Für  andere  Zwecke  können  erst  die  Zahlen  der  neueren  Zeit,  z.  B.  für 
Stuttgart  und  Karlsruhe  von  1862  ab  benutzt  werden.  Aber  auch  in 
diesem  Falle  geben  die  Zahlen  keineswegs  immer  einen  ganz  scharfen 
Ausweis.  So  ist  u.  a.  keineswegs  immer  die  Liste  der  einzelnen  Fach- 
Abteilungen  mafsgebend  für  die  Zahl  derjenigen,  welche  sich  dem  betreffen- 
den Studium  auch  wirklich  widmen.  In  einigen  mir  bekannten  Fallen 
würde  die  nackte  Zahl  zu  einem  ganz  üdschen  Urteil  über  Zu-  und  Ab- 
nahme der  Frequenz  eines  Fachzweiges  führen.  Um  eine  gröfsere  Ge- 
nauigkeit zu  erzielen,  müfste  man  sich  einer  Art  Individualstatistik  be- 
fieifsigen.  Eine  solche  aber  ist  für  weiter  zurückliegende  Zeiten  geradezu 
anmöglich.  Eine  Unterscheidung  der  Studierenden  nach  deren  Heimats- 
land vermag  ich  zur  Zeit  nur  für  einen  Teil  der  angeführten  Anstalten, 
eine  solohe  nach  Fachschulen  bei  allen  Anstalten  nur  für  zwei  Semester 
durchzuführen.  Ich  beschränke  mich  deshalb  darauf,  in  Tabelle  1  für  alle 
technischen  Hochschulen  nur  die  Gesamtfrequenz,  in  Tabelle  11  die  Stärke 
des  Besuchs  der  einzelnen  Abteilungen  für  die  zwei  Wintersemester 
1879/80  und  1880/81  anzugeben.  Unter  der  Gesamtfrequenz  der  Tabelle  I 
sind  alle  Besucher  aufgeführt,  gleichviel,  ob  sie  unter  dem  Namen  von 
Studierenden,  Hospitanten  oder  Zuhörern  und  dergl.  verzeichnet  werden. 
Diese  Gesamtfrequenz  gibt  sonach  die  Zahl  derjenigen  an,  welche  über- 
haupt am  Polyteehnikum  Vorträge  hören.  Uebrigens  ist  die  Klassifizierung 
nicht  überall  eine  gleichwertige.  Die  Scheidung  in  Hospitanten,  Hörer 
nnd  Studierende  wird  ihren  Zweck  nur  dann  vollkommen  erfüllen,  wenn 
einmal  überall  gleiche  Einteilungsgründe  anterstellt  werden.  Insbesondere 
aber  wäre  dann  von  Wichtigkeit,  kennen  zu  lernen,  welche  Art  der  Vor- 
bildung genossen  wurde  (Gymnasium,  Bealschule  oder  andere  Anstalt)  und 
wie  viele  der  Besucher  jeweilig  den  für  Zulassung  zum  Staatsdienste  ge- 
stellten Bedingungen  genügt  haben.  Die  Art  des  Unterrichtes  wird 
übrigens  ebenso  wenig  durch  Aufnahme  von  Zuhörern  und  Hospitanten 
beeinträchtigt,  wie  an  den  Universitäten,  welche  bekanntlich  viele  Stu- 
dierende au&ehmen,  die  keine  Maturität  aufzuweisen  haben,  und  an  denen 
bislang  viele  junge  Leute  (insbesondere  Chemiker)  promoviert  haben,  die 
an  technischen  Hochschulen  studiert  und  auch  ihre  Doktorarbeiten  er- 
ledigt hatten. 

Überhaupt  stehen  die  in  dieser  Miszelle  aufgeführten  polytechnischen 
Schulen,  welche,  um  sie  von  anderen  Anstalten  zu  unterscheiden,  auch 
gerne  „technische    Hochschulen''  genannt  werden,  in  Bezug  auf  Organi- 
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sation  und  Art  der  Vorträge  unseren  üniTerntäten  keineswegs  nach.  Sie 
seiohnen  sieh  in  einigen  Beziehungen  sogar  Tor  den  letsteren  Torteilhaft 
aus.  Diejenige  Anstalt  wenigstens,  welche  ich  persönlich  näher  kennen 
gelernt  habe  und  mit  Universitäten  zu  vergleichen  im  Stande  bin,  ent- 
behrt jenes  unsäglichen  Zopfes  und  jener  aus  Honorarzahlungen,  Fonds- 
verteilungen  etc.  hervorgehenden  bald  geräuschlosen,  bald  überlauten 
Streitigkeiten,  an  welchen  manche  nur  die  vier  alten  Fakultäten  beheiz 
bergende  alma  mater  empfindlich  krankt.  Nicht  selten  begegnet  man  noch 
der  Anschauung,  als  ob  die  Lehrmethode  des  Polytechnikums  durch  ihre 
Bichtung  auf  das  praktisch  Zweckmäfsige  beherrscht  werde,  während  die 
Universität  die  Wissenschaft  um  ihrer  selber  willen  pflege.  Diese  früher 
allerdings  begründete  und  damit  auch  historisch  zu  erklärende  Ansicht  ist 
böi    der  heutigen  Lage   der  Dinge   übrigens  keineswegs  mehr  zutreffend. 

In  Tabelle  I  habe  ich  für  Dresden,  Eourlsruhe,  Stuttgart»  Hannover, 
Zürich,  Darmstadt  und  Braunschweig  für  den  Durchschnitt  der  Jahre 
1872|82  neben  der  Qesamtzahl  der  Besucher  der  verschiedenen  technischen 
Hochschulen  auch  diejenige  der  Hospitanten,  bezw.  diejenige  der  sog. 
eigentlichen  Studierenden  angegeben.  Ich  bemerke  hierbei,  dafs  der 
„Hospitant''  nicht  immer  zufälliger  Besucher  einer  einzelnen  Vorlesong 
ist  An  einzelnen  Anstalten  freilich  sind  die  meisten  Hospitanten  Ein- 
wohner der  Stadt,  welche  einen  oder  den  anderen  Vortrag  aus  Wifsbegierde 
oder  auch  aus  anderen  Gründen  (z.  B.  aus  einem  anerkennenswerten 
Lokalpatriotismus)  besuchen,  sehr  viele  Hospitanten  aber  unterscheiden 
sich  von  den  Studierenden  nur  durch  die  Benennung  und  ihren  —  wenig- 
stens im  Durchschnitt  —  gröfseren  Fleifs.  Nicht  selten  lassen  sich  junge 
Leute  als  Hospitanten  einschreiben,  welche  bereits  formell  ihre  Studien 
abgeschlossen  haben  und  nun  mit  grölserem  Ernste  sich  dem  eigentlichen 
Studium  widmen.  Überhaupt  ist  das  unter  gewissen  Bedingungen  ge- 
stattete Hospitieren  meist  ein  Ergebnis  der  Sparsamkeit ;  der  Studierende 
zahlt  das  gesamte  Unterrichtshonorar,  auch  wenn  er  wenige  Vorlesungen 
selten  oder  gar  nicht  besucht,  der  Hospitant  dagegen  zahlt  för  die  ein- 
zelnen von  ihm  für  seine  besonderen  Zwecke  zusanunengestellten  Vor- 
lesungen besonderes  Honorar. 

Von  Aachen  und  Berlin  vermag  ich  leider  nicht  die  Angaben  (ins- 
besondere über  Einnahmen  und  Ausgaben)  zu  machen,  zu  welchen  ich 
durch  gütiges  Entgegenkommen  von  anderen  Seiten  in  Stand  gesetzt  wor- 
den bin.  Diese  bedauerliche  Lücke  veranlaüst  mich,  vorläufig  davon  Ab- 
stand zu  nehmen,  die  Statistik  der  deutschen  technischen  Hochschulen  so 
eingehend  zu  behandeln,  wie  ich  es  ursprünglich  beabsichtigte.  Hoffent- 
ist  es  mir  später  einmal  möglich,  in  dieser  Zeitschrift  ergänzende  Mit- 
teilungen zu  bringen.  Handelt  es  sich  ja  doch  nur  um  Angaben,  welche 
das  Tageslicht  nicht  zu  scheuen  brauchen  und  die  überdies  jeweilig  bei 
Etatsberathungen  an  die  Öffentlichkeit  treten. 
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I.    Darchschnittliohe  Frequens  an  den  technischen 

Hochschulen  zu 
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darunter  befanden  sich  im  lOjihrigen  Durchschnitt  Hospitanten 
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1)  9  jihriger   Durchschnitt   (ohne   Berficksichtigung  der  mir   nicht   bekannten  Fre- 
qaeni  yon  1876|77.) 

2)  Durchschnitt  ans  6  Jahren  von  1877 — 1888. 
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IL     Stärke  des  Besuchs  der  einzelnen  Schulen,  bezw. 
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37    361 
40,   318 

Abteilung     fUr    allgemeine 

i8« 

— 

— 

II 

2 

262 

— 

0 

— 

16 

291 

Wissenschaften    .... 

i8« 

— 

— 

15 

4 

297 

0 

— 

'4 

330 

Mathematische   und  Natur- 

«m 

— 

II 

83 

— 

— 

16 

•~~' 

HO 

wissenschaften    .... 

I8« 

— 

14 

85 

— 

13 

— 

— 

112 

Lehrerabteilung    .... 

im 

>8H 

30 

"• 

— — 

— 

-~~ 

— ^ 

— 

^^ 

24 
30 

Schiffbauer   in  Berlin    und 

'8)S 

— 

— 

_ 

26 

26 

Bergbauer  in  Aachen 

l8|t 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

4« 

43 

Landwirtsch.  Abtlg.  i.  Mün- 

i8j» 

— 

27 

— 

— 

9 

— 

— 

— 

— 

36 

chen,  forstliche  i.  Karlsruhe 

i8« 

— 

23 

— 

9 

— 

— 

— 

— 

3« 

Pharmasenten       .     .     .     .   j 

i8J» 
•8« 

_ 

— 

— 

«^MK 

HMB 

^  _ 

_ 

22 

26 

— ^ 

22 
26 

Studierende,  die  keiner  Ab-   ) 

«8JJ 

— 

9 





— 

— 

-^ 

— 

9 

teilnng  angehören   .     .     .   1 

>8« 

— 

— 

7 





— 

— 

— 

— 

7 

1 

'8« 

459 

398 

404 

375 

719 

112 

168 

98 

1092 

3825 

Summe < 

i8«f 

382 

300 

410 

249 

689 

90 

123 

83 

886 

3212 

i8H 

342 

280 

366 

194 

645 

98 

95 

81 

690 

2791 

( 

'8« 

302 

253 

353 

184 

497 

103 

121 

109 

623 

2545 

I8J8     6a 

36 

177 

127 

308 

54 

42 

46 

177 

1029 

Hospitanten l 

•8« 
»8|i 

91 
79 

34 
36 

212 
180 

133 
121 

256 
254 

42 
53 

61 

45 

83 

77 

206 
226 

1118 
107 1 

18« 

105 
521 

40 
434 

149 
581 

106 
502 

272 

1027 

216») 

23 

56 

257 

1224 

i 

r'8U 

166 

210 

144 

1269 

4854 

Gesamtzahl                                 / 

«8« 

473 

334 

622 

382 

945 

132 

184 

166 

1092 

4330 

\ 

■  8|i 

421 

316 

546 

315 

899 

151 

140 

158 

916 

3863 

\ 

«811 

407 

293 

502 

290 

769 

319 

144 

165 

880 

3769 

Setst  man  die  Zahlen  fOr 

du  Winter 
die  folgend« 

»emes 
in  S 

ter  IC 
WinU 

{79/8( 
irsemi 

Mter: 

100,  a 

»0  erg 

^aben 

sich  fiLr 

i 

,I81J    100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100;    100 

Studierende / 

i8H     83 

75 

lOI 

66 

96 

80 

73 

85 

8i<     84 

1 

18« 

74 

70 

90 

52 

90 

88 

57 

83 

63      73 

^ 

«8« 

66 

64 

87 

49 

69, 

92 

72 

III 

57 

67 

Gesamtzahl,     einschl.     der  J 

f'8iX 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

ioo(  100 

18« 

91 

77 

107 

76 

92 

80 

88 

"5 

86;  89 

Hospitanten \ 

«8« 

81 

73 

94 

63 

88 

91 

67 

HO 

72 

80 

iiS« 

78 

68 

86 

58 

75 

192 

69 

"5 

69 

7» 

1)  Hierunter  163  Personen,    welche  sich   als  Hospitanten  für  Elektrotechnik  einge- 
schrieben haben. 


Mlssellen. 
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Mit  Lehrkräften  und  AsBistenten  sind  die  tecfanischen  Hochschnlen 
reichlich  ausgestattet  An  der  Spitze  aller  steht  Zürich,  wo  allerdings 
44  Frivatdozenten  neben  47  Professoren  wirken.  Hierauf  folgen  München 
und  Berlin.  Doch  ist  zu  bemerken,  dafs  in  Berlin  eine  grofse  Anzahl  von 
Lehrkräften  nicht  etatsmäfsig  angestellt  ist.  Im  Verhältnis  zur  Frequenz 
ist  die  Anzahl  der  Lehrkräfte  natürlich  an  den  kleineren  Anstalten  am 
gröfsten ;  für  die  Studierenden,  zumal  die  Besucher  yon  Laboratorien,  Kon- 
Btruktionssälen  und  Übungen  gewifs  kein  Nachteil. 

IIT.    Es  ist  zur  Zeit  an  den  technischen  Hochschulen  zu 
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Die  Ansahl  der  Lehrkräfte  und  Assistenten. 

1.  Professoren,  ord.  a.  sufserordentl.     . 

2.  Hilfslehrer,  mit  Vortrügen  beauftragte 
Dosenten,  fiberhaapt  Lehrkrftfte,  fQr 
welche  der  Unterricht  am  Polytech» 
nikum  Nebenamt  ist 

3.  Privatdosenten 

4.  Assistenten 


30 


2 

7 
8 


1 


30 

8 
15 


26 


IS 

23 
8 


25 


8 

7 

14 


47 


9 

44 
12 


35 


»5 
25 


23 

6 

5 


20 


IG 

7 
3 


31 


28 

23 
»3 


|47|     53  I    72|54|"2|75|    34)—    40   95 
Aaf  je  1000  Besucher  der  Anstalt  entfallen  Lehrkrftfte  und  Assistenten 

Nach  der  Preqnena  von  l8|(      ....     60     177     131   153  151    91     192    -    192  iii 
Nach  der  Frequens  von  i8|}      ....     81     107     109     85  123    69    162    —  201    — 

Auf  je  1000  Studierende  mit  Ausschlufs   der  Hospitanten  entfallen  an 

Lehrkräften  und  Assistenten 

Nach  der  Frequens  von  i8j}     .     .     .     .  |97|   114  |  142  |l05|l76|  —  |  234  |  —  I357I  — 
An  Lehrkräften  mit  Ausschlufs  der  Privatdosenten  und  Assistenten  entfallen 


Anf  1000  Besucher  l8f} 

Auf  1000  Besucher  18)1 

41 

55 

127 

77 

74 
62 

93 
52 

76 
61 

61 
46 

164 
138 

— ' 

144 
152 

_^ 

Auf  1000  Studierende   mit  Ausschlufs  der 
Hospitanten  und  Zuhörer  i8j(|     .     .     . 

66 

82 

81 

64 

88 

^^^ 

200 

^^^^ 

268 

_ 

In  der  weiter  unten  folgenden  Tabelle  IV  sind  Kinnahmen  und  Ausgaben 
in  je  drei  Hnuptkategorien  gesondert  nach  den  neuesten  Etatssätzen  nach- 
gewiesen. An  Beiträgen  der  Studierenden  habe  ich  nur  diejenigen  Summen 
angesetzt,  welche  nach  Abzug  Ton  Honorarerlafs  und  Hiickersatz  in  die 
Staatskasse  fliefsen,  und  zur  Berechnung  des  Staatszuschusses ,  wie  er  bei 
einer  der  durchschnittlichen  Frequenz  der  Jahre  1872|82  entsprechenden 
Besucherzahl  nötig  wäre,  eine  verhältnismäfsige  Quote  nach  Höhe  der  Fre- 
quenz angenommen.  In  München  werden  '/^  der  gezahlten  Beiträge  unter 
die  Dozenten  vorteilt ,  ^/^  derselben  fliefst  in  einen  Stipendien fonds ,  aus 
welchem  unbemittelten  Studierenden  die  Honorare  zurückbezahlt  und  auch 
pekuniäre  Beihilfen  gewährt  werden.  Überhaupt  werden  in  München  an- 
sehnliche Summen  aus  Staats-  und  anderen  Mitteln  zur  Unterstützung  Stu- 
dierender verwendet.  Die  Bubriken:  Ausgaben  für  Gebäude  etc.  und  ftir 
Lehrmittel  etc.  gestatten  natürlich  keine  scharfe  Trennung.    Für  Stuttgart 
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habe  ich  denjenigen  Teil  des  DispositionsfondB ,  welcher  nicht  für  Peno- 
nalaasgaben  bestimmt  ist  (3147  Mk.),  den  Aasgaben  für  Lehrmittel  zuge- 
rechnet, unter  welchen  derselbe  wohl  auch  in  Wirklichkeit  vorwiegend 
erscheinen  wird.  Das  Gebäude  der  technischen  Hochschule  zu  Darmstadt 
gehört  der  Stadt  und  wird  auch  von  dieser  unterhalten.  Zu  den  Aus- 
gaben für  Oebäude  mülsten,  streng  genommen,  noch  Zinsen  und  Amortisa- 
tionsquoten  der  Bauaufwendungen  gerechnet  werden.  Dieselben  belaufen 
sich  bei  mehreren  Anstalten  auf  recht  hohe  Summen.  Keine  möchte  eben 
hinter  der  anderen  zurückbleiben.  Bei  diesem  Wetteifer  hat  man  sich 
aber  in  der  neueren  Zeit  zu  sehr  daran  gewöhnt,  allzugrofses  Gewicht  auf 
den  äufseren  Prunk  zu  legen,  eine  Krankheit,  an  welcher  überhaupt  ja 
ein  grofser  Teil  unseres  modernen  Unterrichtswesens  leidet.  Man  vergiTst 
bei  den  in  dieser  Beziehung  gestellten  Anforderungen  nur  zu  leicht,  dafs 
wir  die  Errungenschaften  der  Gegenwart  Männern  zu  verdanken  haben, 
welche  unter  weit  bescheideneren  Verhältnissen  erzogen  und  ausgebildet 
worden  sind. 

Zum  Schlüsse  dieser  kurzen  Notiz  bleibt  mir  nur  noch  übrig,  denje- 
nigen Herren  meinen  verbindlichsten  Dank  auszusprechen,  welche  meine 
Anfragen  in  liebenswürdiger  Weise  zu  beantworten  die  Güte  hatten. 

lY.      Einnahmen   und    Ausgaben  an   deutschen    technischen 

Hochschulen: 
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Einnahmen : 

1.  BeitrSge  von  Studierenden  (Honorarei 
Aafhahmstazen  etc.) 

2.  Sonstiipe  Einnahmen 

3.  Staats-  (Stiftungen-)  ZoschuTs    .     . 


»3  500 
I  380 

254 '06 


35784 

3  5«o 
211  620 


37700 

2826 

234  811 


29780 

2080 

224  040 


30080 

4600 

382400 


400560 


12920 
I  2oa 

143480 


i6r 


Ausgaben  im  Gänsen ,  davon 

1.  für  Geblude,  Mobilien,  Verwaltung  etc 

2.  Personalaufwand 

3.  Lehrmittel,  Exkursionen  eto.      .     . 


279000 

«43  919 

«75  337 

255900 

30000 

27614 

26579 

35888 

199000 

186457 

206900 

194722 

50000 

29848 

42005 

25  290 

417080 
59680 

292  720 

64680 


Es  entfallen  auf  je  einen  Besucher  der  Anstalt 

Von  den  Gesamtausgaben: 

für  die  Frequens  von  i8|) 359  816  500         723  563 

f.  d.  Dnrchschnittsfrequens  der  Jahre  i8j}  479         491  417  403  458 


Vom  Staatssuschufs : 

für  die  Frequens  von  i8{^ 

f.  d,  Dnrchschnittsfrequens  der  Jahre  lS}| 


327 
446 


708 
380 


427 
343 


633 
315 


516 
41« 


400560 
62930 

269  945 
67685 


488 
368 


157600 

14775 
119  000 

23825 


488 
368 


Es  entfallen  auf  je  einen  Studierenden  mit  Ausschlufs  von  Hospitanten 

Vom  Staatssuschufs: 

536         456  446         389  592 

841  836  665       I  217       —  806 


f.  d.  Durchschnittsfreqnens  der  Jahre  i8^ 
f&r  die  Frequens  vom  Winter  l8f{  .     . 


890  — 
750 

810 
672 


972 
«393- 


15J 
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Übersicht  über  die  neuesten  Publikationen   Deutsehlands 

und  des  Auslandes. 

1.    eeMhiohte.    XBoyklopAdisohes.    Lehrbücher.    Spesielle  theoretUehe 

üntersnehiiiigen. 

Walcker,  K. ,  Handbuch  der  Nationalökonomie.  2  Bde.  Spezielle 
Volkswirtschaftslehre.  I.  Abt.  Landwirtschaftspolitik.  (Sofsberg'sche  Bnchh.  in  Leip- 
zig.)   7  M. 

▼.  Henneberg,  A. ,  die  drei  Staatswissenschaft  1.  Systeme  sowie 
ihre  Stellung  etc.  su  der  Nationalökonomie  der  Gegenwart  in  Deutschland.  (Thieme 
ond  Hom  in  Berlin  )     1  M.  20  Pf. 

DiscailleSf  E. ,  Historie  des  concours  g^nöraux  de  l'enseigne- 
mentprimaire,  moyen  et  sup^rieur  en  Belgique  (1  840 — 1881).  Tome 
IIl:  1878^1888.  Bnucelles,  impr.  (P.  Weissenbruch  1888.  gr.  in-8.  664  pag.  Preis 
des  kplt.  Werkes  80  fr. 

Duthoit,  H.t  La  propriöt4  mise  k  la  port^e  de  tout  le  monde.  Par., 
hnpr.  Pillet  &  Dnmoulin,  1883.     8.     88  pag. 

Naudy,  T. ,  Notions  de  droit  nsnel,  et  d*öconomie  politique,  ou- 
▼rage  redig^  coniorm4ment  au  programme  officiel  du  87  juillet  1882.  Par.,  Delaplane, 
1883.     12.     VI1M6S  pag. 

Bapport  sur  TEcole  pratique  des  hantes  ^tudes  (1881  — 1882). 
Par.,  Delalain  frires,  1888.     8.     216  pag. 

Reverdy,  H.  etA.  Burdeau,  Le  droit  usuel  etl'öconomiepoli- 
tlqnek  r4cole;  naissance,  mariage,  döc^,  l'homme,  la  soci^t^,  matiferes  premiöres, 
le  capital,  le  travail,  etc.     Par.,  Picard-Bernheim  &  C«,  1883.     12.     214  pag. 

Jordan,  W.  Leighton,  The  Standard  ofValue.  8^  editon.  London, 
D.  Bogue,  1883.     8.     XXXUI-147  pp.     6|.   — 

Bravi,  Fr.,  II  problema  pedagogico  in  Italia.  (Ravenna,  tip.  Calde- 
rini),  1883.     16.     XU.17S  pp.     1.  2.  — 

2.    Oesehiehte  und  DarBtellung  der  wirteehAftliehen  Kultur. 

Arthur  Wilke,  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Elek- 
trizität und  das  Elektromouopol.  1.  Heft  der  „Elektrischen  Zeit- 
fragen''. A.  Hartleben's  Verl.,  Wien,  Pest,  Leipzig  1883,  Pr.  1,50  M. ,  VI  und 
120  SS. 

Die  Anwendung  der  Elektrizitfit  ist  eine  Zeitfrage  geworden,  in  ihr  werden  Volks- 
wirte wie  Politiker  einen  neuen  sozialen  Faktor  anzuerkennen  haben,  einem  sehr  grofsen 
Teile  der  Nichttechniker  aber  wird  die  soziale  Bedeutung  dieser  Kraftform  erst  klar 
werden,  wenn  die  einzelnen  elektrischen  Zeitfragen,  mögen  sie  ökonomischer,  politischer 
oder  juristischer  Natur  sein,  in  abgerundeter  und  ebenso  anregender  Form  zur  Darstellung 
gelangen ,  wie  in  der  sehr  empfehlenswerten  Arbeit  des  Verfassers.  Einmal  in  den 
Kreisen  der  Nichttechniker  Propaganda  zu  machen,  dann  aber  auch  die  Verstaatlichungs- 
frage anzuregen,  ist  der  doppelte  Zweck  der  Schrift.  Im  ersten  Kapitel  wird  auf  die 
Bedeutung  der  Naturwissenschaft  für  die  Volkswirtschaft  hingewiesen,  im  zweiten  werden 
die  Kraftquellen  vorgeführt,  das  dritte  Kapitel  läfst  uns  in  die  Bewirtschaftung  der 
Kraftquellen  mittelst  Elektrizitfit  Einblick  thun ,  im  vierten  äufsert  sich  Verfasser  über 
den  Handel  mit  Elektrizität,  im  fünften  spricht  er  dem  Elektromouopol  das  Wort,  — 
ohne  Jedoch  zu  prätendieren,  die  Monopolfrage  zu  einem  Abschlufs  gebracht  zu  haben, 
im  sechsten,  d.  h.  letzten  Kapitel,  finden  wir  Vorschläge  zur  Durchführung  des  Elektro- 
monopols,  die  Forderung  eines  staatlichen  Zentralinstituts  für  Elektrizität  und,  wie  in 
allen  vorangehenden  Kapiteln,  eine  ganze  Beihc  interessanter  Gesichtspunkte.  Verfasser 
wie  Verleger  haben  einem  wirklichen  Bedürfnis  entsprochen,  wir  sehen  mit  Spannung 
weiteren  Leistungen  entgegen.  K. 

Biquet,  L.  etil.  Simon,  Alg^rie;  gou  ver  neme  nt,  admininistra- 
tion,  Hgislation.     Tome  L     Par.,  P.  Dupont,  1883.     8.     391  pag. 

L'Encre  de  Chine,  son  histoire  et  sa  fabrication  d'aprte  des  documents  chinois 
tradnita  par  Maur.  Jametel.  Paris.  Lerouz,  1883.  18.  XXX-95  pag.  av.  27  grav. 
5  fr.  — 
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de  Bosny,  L. ,  La  civilisation  japonaise.  Confärences  faites  h  l'Ecole 
sp4c.  des  langnee  Orientale«.     Par.,  Leronx,  1888.     18.     VIII-400  pag.     6  tr. 

Taussi{|^,F.  W. ,  Protection  to  young  Indus tries  as  applied  in  tbe 
United  States;  a  study  in  Economie  History.  Cambridge,  (Massacfaus.)  1888.  11 
69  pp.     4|.  — 

W  a  11  a  c  e ,  D.  M. ,  B  n  s  8  i  a.    9th  editfon.    London,  Cassell,  1 888.    8.    840  pp.   10|6. 

Williamson,  J.  Hr.,  The  foreign  Commerce  of  England  ander 
theTudors  (tbe  SUnhope  essay  for  1883).    Oxford,  Blackweil,  1888.    8.    70  pp.    Sj.  — 

S.   BeTftlkanoigilehre  und  B«v81keniBgtpolitik. 

Colonies  fran^aises,  les,  en  188  8.  Par.,  Berger-Levrault  &  C«,  1883. 
8.     VI-291  pag. 

La  colonisation  officielle  en  Alg4rie.  Par.,  impr.  Quantin,  1888.  8. 
48  pag. 

Betnrn  on  the  Population  ofScotland.  Inerease  and  Decrease.  Edinb. 
1883.     8.     (Parliam.  paper.)     —  6  d. 

Bobnstelli,  O.,  Dalle  statistiche  dell*  emigrasione.  Boma,  tip. 
Foraani  e  C»,  1883.     8.     106  pp.     1.  2.  — 

4.    Bergbau,  Land-  und  Foittwirtiehaft.    FiaehaniwtMB. 

L.  Petersen,  Forschungen  auf  dem  Gebiete  der  Viehhaltung  und  ihrer 
Erseugnisse.     14  Heft.     (Heinsius  in  Bremen.)     1  M. 

ZSppritz,  Adolph,  Waldungen  und  Holsge  winnun  g  in  Mord- 
Schweden.     (Hugo  Bicbter  in  Daves.)     1  M.  60  Pf. 

V.  Mendel,  die  Bindvieh-,  Schaf-  und  Schweinesucht  in  Olden- 
burg.    (Heinsius  in  Bremen.)  1  M.  50  Pf. 

Achard  de  la  Vente,  J.,  Les  1  nondations  et  le  rebois  ement  des 
montagnes.     Par.,  impr.  Lev^,   1888.     8.     88  pag. 

Dejernon,  R.,  Les  vignes  et  les  vins  de  1'  Alg^rie.  Tome  1.  Too- 
louse,  impr.  H^brail  &  Delpuech,  1888.     8.     819  pag. 

de  Lambertye,  L.  ,  Gonseils  snr  les  semis  et  la  culture  des  l^go- 
mesen  plein  terre,  suivis  de  la  culture  des  fraisiers  au  village,  etc.  4«  Mition. 
Angers,  impr.  Burdin  &  C«,  1883.     12.     108  pag. 

Edinburgh  (Duke  of),  Kotes  on  the  Sea  Fisheries  and  Fishing 
Population  ofthe  United  Kingdom.    London,  Clowes,  1883.    8.    64  pp.    1|. — 

Englishman's  Guide  Book,  the,  to  the  United  States  and  Canada.  Illnstrated 
with  an  appendiz  of  the  Shooting  andFishing  resorts  of  North  America.  Lon- 
don, Stanford,  ,1888.     12.     886  pp.  bd.     7|6. 

Field,  C.  D.,  Lan  d-holding,  and  the  relatlon  of  Landlord  and 
T  e  n  a  n  t  in  various  countries  of  the  World.     London,  Thacker,  1888.     8.     86|.  — 

Huzley,  (Prof.),  Inangural  Meeting  of  the  Fishery  Congress,  Jane 
18,  1888.     London,  Clowes     8.     22  pp.     —  6  d. 

Land  Law,  Ireland.  3i^  repord  of  Committee  on  — .  Dublin  1883.  Folio. 
(Parliam.  paper.)     8|4. 

Nicholson,  J.  8. ,  Tenant*s  Gain  not  Landl  ord's  Loss;  and  some 
other  economics  of  the  Land  Qnestion.     Edinburgh,  Douglas,  1883.    8.    170  pp-    &|-  ~ 

Cantoni,  G. ,  L'anno  rurale  1883.  Milano,  tip.  Bellini  e  C»,  1883.  16. 
108  pp.     1.  1.  — 

DelTAcqua,  S. ,  I  conclmiallariscossadelprimatodeirinda- 
stria  agricola  lombarda:  memoria.  Milane,  tip.  Biformatorio  patronato,  1 885. 
4.     64  pp. 

Ferretti,  A.,  Meccanica  applicata  ai  lavori  agrariL  Bologna,  1883. 
gr.  in-8.     238  pp.  con  250  fig.     1.  8.  ~ 

6.    Oew«rba  und  Indnitria. 

Burot,  Note  sur  la  fabrication  du  papier  de  paille.  Par.,  inpr. 
Capiomont  &  Benault,  1888.     8.     43  pag.  av.  fig. 

Gautier,  E.  J.  A.,  Le  cuivre  et  le  plomb  dans  l'alimentation  et 
r  Industrie  au  point  de  yue  de  Thygi^ne.  Par.,  J.  B.  Bailli^re,  1888.  18- 
VIII-SIO  pag. 

Mayet,  C. ,  La  crise  industrielle.  L'ameublement  Par.,  Denti, 
1888.     18.    108  pag. 
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Hof  mann,  C. ,  Paper  Manafsctnre  in  all  ita  branohes;  a  practtcal  treatise. 
Illnstrated.     London,  Low,  1888.   4.     84| — . 

List  of  ludian  Tea  Oardens,  Cofee  Estates,  Indigo  Concerns, 
Sogar  Factorieii,  Silk  Filature«,  Lac  Factoriee,  and  Cincbona  Plan- 
tations for  1883.  Beprinted  from  „Thacker's  Bengal  Directory*^  London,  Thaker, 
roy-8.     5| — . 

Heraviglie,  le,  della  seienaa  e  dell'  indnstria.  Pabblicazione  del  gior- 
nale  „II  Progresso*'.     9  vols.    Torino,  tip.  De  Bossi,  1883.  IST   1.  16. — 

6.    Haadtl  «nd  VtrkAhr. 

Dncret,  L.,  (PrMdent  de  la  cbambre  syndicale  des  indnstries  diverses),  Discoars 
inr  Torganisation  d'nn  congrös  commercial.  F^eamp,  imprim.  Nicole,  1883. 
IS.     18  pag. 

Eztraits  des  proc^s-Terbaaz,  lettres  et  m^moires  de  la  Ghambre  de 
commerce  de  Bourges  da  31  d^cembre  1880  aa  31  d^eembre  1882. 
I«  volume.    Boarges,  impr.  Senen  &  Facdoael,  1888.    8.     334  pag. 

PInard,  A. ,  F.  deLesseps.  Par.,  Qaantin,  1883,  18.  38  pag.  et  portralt. 
—  fr.  7Ö  c. 

84anees  et  travaaz  de  la  Gbambre  de  commerce  de  Beims.  Ann6e 
1881.     Beims,  impr.  Jastinart,  1883.     8.     883  pag. 

Glen,  W.  G.  and  A.,  The  law  relating  to  Highways:  the  ezpiration  of 
Tumpike  Trusts,  Bridges,  interference  of  Bailways  with  Highways,  Tramways.  London, 
Batterworths,  1883.     8.     1130  pp.     42| — . 

Hittell,  J.  S. ,  The  Gommerce  and  Industries  of  the  Pacific  Goastof 
North  America.     2nA  edition.     San  Francisco,  1883.    4.     819  pp.     30| — . 

Simmonds,  P.  L.,  A  Dictionary  of  Useful  Animals  and  their  products. 
A  manual  of  ready  reference  for  all  those  whicb  are  commercially  important, 
and  others  which  man  has  utilised,  inclading  also  a  Glossary  of  Trade  and  Tech- 
nical Terms  connected -therewith.    London,  Spons,  1883.     12.     136  pp.     5| — . 

Martini,  A. ,  Manuale  di  metrologia,  ossia  misnre,  pesi  e  monete 
in  uso  attualmente  ed  anticamente  presse  tutti  i  popoli.  Torino,  E.  Loescher,  1883.  8. 
VUI— 904pp.     1.  16.— 

7.    FinamweMii. 

Oesets  vom  23.  Mai  1883  über  die  Evidenzhaltuog  des  Orundsteuerkatasters  nebst 
den  dazu  erlassenen  VoUsugsvorschriften  otc  (Maus  in  Wien.)  1  M.  20  Pf.  Vollsugs- 
▼orschriften  apart  —  60  Pf. 

Holser,  Frans,  Gen  eralsolltarif  aller  europ  Kischen  Staaten  f&r 
die  Ein-   und   Ausfuhr  aller   Waren.     (Spielhagen  &  Schurich    in  Wien.)      8  bis  10  M. 

Freiburg,  G. ,  die  No  rmalsteuer  als  Hauptgrundlage  der  sozialen 
Beform.     (Gebr.  Knauer  in  Frankfurt  a.|M.)     —  40  Pf. 

Geller,  L. ,  Österreichische  Gesetze,  2  und  3  Abt.  Österreichische  Ge- 
bfibren-  und  Steuergesetze,  13  Lieferg.     (Perles*  Verl.-Konto  in  Wien.)     1  M.  80  Pf. 

Boll,  B,,  Österreichische  Steuergesetze.  I.  Tdl.  (Manz  in  Wien.) 
2.  Aufl.     6  M. 

Gesetz  vom  23.  Mai  1883  über  die  Evidenzhaltung  des  Steuerkatasters.  (Manz 
10  Wien.)     —  60  Pf. 

Hock,  J. ,  Handbuchder   gesamten  Finanz  Verwaltung   im  Königr 
Bayern.     3.  Aufl.  von  K.  Stokar  v.  Neuforus  Handbuch  13.  und  14.  Lieferg.  (2.  Band 
7.  und  8.  Lieferg.)     (Buchner'sche  Buchh.  in  Bamberg)  k  2  M. 

de  Barth^lemy,  £.,  Mdmoires  pour  servir  k  Thistoire  du  publicanlsme,  ou  Tori- 
gine  des  receveurs  gön^rauz  des  finances  du  royaume.  Angers,  impr. 
Lachise  &  Dolbeau,  1883.     8.     18  pag. 

Mazuriez,  A. ,  L*imp6t  sur  la  betterave.  Par.,  impr.  Ve  Ethiou-P^rou, 
1883.    8.     43  pag. 

Perin,  G.,  Discours  pronono4s,  auz  s^ances  de  la  Ghambre  des  d^put^s  des  15 
et  26  mai  1883,  dans  la  discussion  d'un  projet  de  loi  portant  ouverture 
d'an  credit  suppl^mentaire  pour  le  service  du  Tonkin.  Par.,  impr.  du 
Journal  otfic,  1888.    8.     59  pag. 

Beynand,  L.,  L'Annde  financi^re  et  commerciale.  I^Ann4e.   Histoire 
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des  äv^nements  financien  et  commerci&ox  de  1882.  Par.,  Chevalier-Mareseq,  1888.  18. 
II — 880  pag.     8  fr.  50  c. 

De  Gambray  Digny,  T.,  Relazionesalprogetto  di  legge  per  lapere- 
quasione  delT  imposta  fondiaria.  Firense ,  tip.  snco.  Le  Monnier,  1888.  8. 
34  pp. 

Magliani,  A.,  (Ministro  delle  finanxe),  Esposisione  finansiaria  fatta 
alla  Camera  dei  depntati  nella  tomata  del  di  8  aprile  1883.  Roma,  eredi  Bottt. 
1888.    8.     189  pp. 

8.    Ctold-,  Bank-  und  KredttwMvi.    VartiolienuisawMen. 

Gallus,  Dr.  W. ,  die  Organisation  der  Krankenversicherung  der 
Arbeiter  etc.  auf  Omnd  des  Beichsges.  v.  15|6  83.  (Karl  Beifsner  in  Leipsig.) 
1  M.  20  Pf. 

Bankier-Kontokorrent,  das,  dargestellt  und  erlAutert  in  Voraas-  und  Rück- 
rechnung  mit  einheitl.  u.  wechs.  Zinsfufse.     3.  Aufl.     (Kramer  &  Baum  in  Crefeld.)    1  M. 

Lechartier ,  E.,  Dictionnaire  pratique  des  assurances  terrestrei. 
Par.,  Anger,  1883.     8.     414  pag.     10  fr. 

Mugnier,  6.,  Le  progr^s  k  la  banque  de  France;  I'escompte  coo- 
dltionnel.     Par.,  Dentu,  1888.     18.     238  pag.     3  fr. 

Bicbard,  A.  et  M.  Mancorps,  Trait^  de  la  responsabilitö  civile 
enmati^red'incendie.  Par.,  Marchai,  BiUard  &  C«,  1883.  8.  V1II~796  pag. 
10  fr.  — . 

Insurance  Blue  Book  and  guide  to  Fire  Offices  for  1883—84.  London, 
Murby,  8.     2|— . 

N e w s o n ,  H.,  Law  ofShipping  and  ofMarinelnsurance.  2bA  edifion. 
London,  Beeves  &  Co,  1883.     8.     15|— . 

Belasione  delDirettore  generale  delBanco  diSicilia  per  ranno 
18  8  2.    Palermo,  tip.  Mirto,  1883.     8. 

9.    Soiiale  Frage. 

Schippel,  M.,  das  moderne  Elend  u.  die  moderne  Übervölkerung. 
Ein  Wort  gegen  Kolonien.     (F.  Duncker  in  Leipzig.)     1  M.  20  Pf. 

Baudissin,  Graf  W.,  soziale  Fragen  der  Gegenwart  (v.  Grumbkow  in 
Dresden.)     1  M.  20  Pf. 

Alvary,  J.,  Letravail  de  la  femme  dans  Timprimerie  typo- 
graphique;  ses  cons^quences  physiques  et  morales.  Par.,  Marpon  A  Flammarion, 
1883.    8.     60  pag. 

Boucher,  L.,  La  Salpdtriire;  son  histoire  de  1656  k  1790,  ses  ori- 
gines  et  son  fonctionnement  au  XVIIIe  sibcle.  Par.,  Delahaye  k  Lecrosnier,  1883.  4* 
140  pag.  et  4  planches. 

Dry  Duprd,  Organisation  juridique  du  travail:  1.  TEsdave  devsnt 
la  loi  romaine;  2.  Corporations  dans  Tancien  droit;  3.  Patrons  et  ouvriers,  en  droit 
actnel.     Par.,  impr.  Lahure,  1883.     8.     VIII— 152  pag. 

Gerard,  P.,  Dupartage  desbiens  despauvresklasuitededi- 
membrements  de  commune s.     Nancy,  Berger-Levrault  &  C",  1883.    8.     26  ps|r- 

Lockroy,  E. ,  La  question  sociale,  r^ponse  k  M.  de  Mundiscours  sor  Im 
syndicats  professionnels.     Par.,  impr.  Balitout,  Questroy  &  C«,  1883.    16.     81  pag. 

delfun,  A. ,  Les  syndicats  professionnels.  Discours  prononc^  k  Is 
Chambre  des  d^put^,  le  12  juin  1883      Par.,  impr.  Lev^,  18.    40  pag. 

Penel,  J.,  Que  stion  sociale.  Eztincti  on  d  u  p  aupd  risme  par  la 
caisse  nationale  des  salaires.     Par.,  Fayet,  1883.     8.     22  pag. 

Robert,  La  charit4  et,le  paupörisme.  JStude  d'^conomie  politiqne. 
Bruzelles,  L.  Hochsteyn,  1883.   8.     i6  pag.     —  fr.  50  c 

Mill,  J.  St,  The  Subjection  of  Womeu.  6^  edition.  London,  Longmaos, 
1883.     8.     194  pp.     6|— . 

Morant,  G.  F.,  Babbits  as  a  Food  Supply,  and  how  to  fold  them  od  onr 
Poor  Pastures.     London,  W.  Bldgway,  1883.    8.     35  pp.     1| — . 

Enciclopedia  dei  lavori  femminili.  Lavori  in  applicazione  Ricami  s 
punto  piatto.     Milaiio,  frat.  Treves  edit.-tip.,   1883.    8.     III— 63  pp.     1.  2.— 

OhezzifL. ,  La  questione  sociale  neisuoirapporticollabene- 
ficenza.     Blilano,  tip.   Annoni  &  G»,  1883.     8.     136  pp.     1.  2,50. 
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Manfred!,  P.,  La  societk  anonima  cooperativa:  stndii.  Milano,  tip. 
sociale  E.  Reggiani  e  O,  1888.     8.     104  pp. 

Sciarra,  M.,  Ordinamento  deUeBancbe  popolari  initalia.  Borna 
1888.    8.     19  pp. 

10.    C^etagebnng. 

Francke,  B.,  die  Gesetxgebnng  des  Königr.  Sacbsen  seit  dem  Erschei- 
nen der  Qesetssammlg.  im  Jahr  1818.  (Bofsbergsche  Bachh.  in  Leipzig.)  4  Liefrgn. 
S  M.  40  Pf. 

Fanvelle,  A.,  Droit  romain:  de  la  paternitä  des  enfants  nös  dans  le 
concabinat;  droit  fran9ai8:  de  la  possession  d'^tat  et  de  sa  force  pro- 
bante  en  matiire  de  fiiiation.     Par.,  GotiUon  &  C«,  1888.     8.     193  pag. 

de  La  Sic  oti^re,  L.,  L'association  desötadiants  en  droit  deReu- 
nes  avant  179  0.     Nantes,  impr.  Forest  &  Grimaad,  1888.     8.     74  pag. 

Morisson  de  la  Bassetiöre,  J. ,  De  1  a  o  on  di  tion  jaridi  que  des 
ali^näs,  en  droit  romain  et  en  droit  fran9ais.     Par.,  impr.  Bondet,  1883.    8.    256  pag. 

Bongelot  de  Liancoart,  Du  conflit  des  lois  per  sonne  lies  fran- 
9aises  et  ^trangires.     Par.,  Labore,  1883.     8.    311  pag. 

deSoland,  Discoars  prononc^  k  la  söance  de  la  Ghambre  des  d^pnt^s  du 
31  mai  1888«  dans  la  discussion  du  projet  de  loi  concernant  la  r^- 
formejudiciaire.     Par.,  impr.  du  Jonmal  officiel,  1883.     8.     32  pag. 

Bishop,  J.  P. ,  Commentaries  on  the  law  of  Statute  ry  Crimes. 
t^  edition.     Boston  1883.     8.    X.846  pp.     bd.     30/.— 

Fr  ick,  H.,  Juges,  avocats  et  plaidenrs.  Bruzelles,  impr.  A.  N.  Lebä  - 
gne,  1883.     12.     105  pag.     —  fir.  60  c. 

Goodeve,L.  A.,  Modern  law  ofRealProperty.  London,  Maxwell,  1883. 
Boy.-8.     21/.— 

Ooodeve,  L.  A. ,  Questions  on  modern  law  of  RealProperty. 
London,  Maxwell,  1888.     Roy .-8.     2/6. 

Ölen,  W.  C.  and  R.  G.,  The  Metropolitan  Building  Act,  1875  to  1882, 
with  appendices.    London,  Shaw,  1883.     8.     10/6. 

Hobby,  E.,  Atreatiseon  Texas  LandLaw.  St  Loois,  1883.  8.  VIII- 
936  pp.     bd.     45/.— 

Traina,  E.,  II  ri  cono  scimento  e  la  1  egi  tti  mazio  ne  deifigli  natn- 
rali  secondo  il  diritto  civile.     Torino,  E.  Loescher,  1883.    8.    108  pp.    1.2. — 

11.    Staat!-  und  Verwaltimgireeht  etc. 

Aster,  La  France  reprösentöe  aaGambodge.  Par.,  impr.  Populos, 
1883.     8.     68  pag. 

Compte-rendn  dessöances  de  laGhambre  des  d^put^s  du  grand- 
duch^  de  Luxembonrg.  Session  ordin.  du  7  novembre  1882  au  5  avril  1883. 
Laxemboorg  1883.     8.     br.     XIX.1155,  311  et  XXIII  pag. 

Madvig,  J.  N.,  L*£tat  romain,  sa  Constitution  et  son  administra- 
tion.     Tome  II.     Par.,  Vieweg,  1883.     8.     332  pag. 

Marias  etA.  Naquet,  Les  grandes  questions  politiques  et  sociales.  U  n  e  Solu- 
tion de  laqnestion  de  lamagistrature  (par  Marins).  Avec  une  lettre  de 
A.  Naquet.     Par.,  Ohio,  1883.     12.     26  pag.     --  fr.  50  c. 

Richard,  J. ,  Le  Bonapartisme  sous  la  r^publique.  Poitiers,  impr. 
Tolmer  &  O,  1888.     12.     306  pag. 

Acland ,  A.  H.  D.  and  G.  Ransome,  G.,  A  handbook  ofEuglish  Poli- 
tical  History.     Ghronologically  arranged.     London,  Bivingtons,  1883.     8.     230  pp. 
May,Th.  E. ,    A    treatise   on    the   law,   Privileges,    proceedings 
and  usages  of  Parliament.     9tb  edition.    London,  Butterworths,  1883.  8.  974  pp. 
48|.— 

Paul,  Alex. ,  Short  Parliaments;  a  History  of  the  national  demand  for 
Freqnent  Oeneral  Elections.     London,  Paul,  French  &  Go,  1883.     8.     186  pp.     3|6. 

Porter ,  L.  H.,  Outlines  oftheGonstitutional  History  of  the  Uni- 
ted States,     New  York,  1883.     12.     XU-311  pp.     7|6. 

8allivan,E. ,  Gommonsense  inPolitics.  Letters  written  to  the  „Mor- 
ning  Post*'.     London,  Moming  Post  Office,  1883.     8.     VIlI-63  pp.     —  6  d. 

Gardon,  B.,  Svolgimento  storico  della  costituzione  inglese  dalle 
origini  al   nostri  tempi.     Vol.  II.     Torino,   E.  Loescher,  1883.     8.     618  pp.    1.  10.  — 
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18.    Stotiitik. 

Deutschland. 

Schwarts,  O.,  3.  Generalbericht  über  das  öffentliche  Gesondhätswesen  dei 
Reg.-Bex.  Köln  für  1882.     (Du  Mont-Schanbergsche  Buchh.  in  Köln.)     2  M. 

Jahrbuch,  statistisch  es,  f.  d.  Orofiihers.  Baden.  (MacUotsehe  Buchh.  in 
Karlsruhe.)     8  M. 

Brachem,  H.  F.,  die  Staaten  Europas.  Vergleichende  Statistik.  4.  Avil. 
1.  Lfrg.     8.     (Buschak  &  Irrgangs  Verlag.)     2  M. 

Statistik  der  Oflterbewegnng  auf  deutschen  Eisenbahnen  nach  den  Yerkehrsbes. 
geordnet.     (C.  Hejmanns  Verlg.  in  Berlin.)     12  M. 

Busteberg  n.  Wespey,  Statist,  des  höheren  u.  mittleren  Midehansehulwestu 
beider  Mecklenburg.     (Hinstorfbche  Hofbuehh.  Verl.-Kto.  in  Wismar.)    —  80  Pf. 

Bericht  üb.  den  Handel  u.  die  Industrie  ▼.  Berlin  im  J.  1882,  nebst  einer  Obsn. 
üb.  d.  Wirksamkeit  d.  ÄltestenkoUegiums  ▼.  Mai  1882.83.  (Puttkammer  ft  MfihlbrwJit 
in  BerUn.)     6  M. 

Mayer,  A.,  Statist.  Beschreibung  d.  Ersbisth.  M  finchen-FreisiDg. 
Fortgesetst  ▼.  A.  Westermayer.     29.  n.  80.  L^.    (Mans  in  Begensburg.)     —  90  PI 

Majer,  C.  F.,  Oeneralbericht  Üb.  die  Sanit&tsyerwaltg.  d.  Königr.  Bayern. 
14.  Band,  das  Jahr  1880  umfassend.     (Literarisch-artist  Anstalt  in  München.)    6  X. 

Oesterreich. 

Janisch,  J.  A.,  topographisch-statistisches  Lexikon  ▼.  Steiermark. 
42.  Hft.     (Leykam  in  Orai.)     1  M.  80  Pf. 

Nachrichten  über  Industrie,  Handel  und  Verkehr  aus  dem  Statist  Departem.  d. 
k.  k.  Handelsministeriums.     26.  Bd.  1.  Hft.     (K.  k.  Hof-  u.  Staatsdruckerei  in  Wien.)    2  V. 

Nachrichten,  statistische,  üb.  die  Eisenbahnen  der  österr.-nngar.  Monarchie  f.  d. 
Betrieb^ahr  1880.     (K.  k.  Hof-  u.  StaatMÜmekerei  in  Wien.)    10  M. 

Seh  weis. 

Orob,C.,  Statistiküb.d.  Unterrichtswesen  in  der  Schweia  im  J.  1881.  1.^7. Tk 
(Orell,  Ffifsli  u.  Co.  Verl.  in  Zürich.)     12  M. 

Frankreich. 

Statistique  de  la  production  de  la  soie  enFrance  et  k  l*dtranger 
e  n  18  8  2,  par  le  syndicat  de  l*Union  des  marchands  de  soie  de  Lyon.  12«  Ann^ 
Lyon,  impr.  Pitrat  ainö,  1888.     8.     80  pag.  et  tableauz. 

Italien. 

M  o  Y  im  ento  c  omme  r  ciale  del  Regno  d*  Italia  nel  1  *  anno  1881 
Boma,  tipogr.  Botto,  1888.  4-miü-  IX-842  pp.  (Pubblicasione  del  Minbtero  deUe 
finanse.) 

Movimento  della  navigasione  nei  porti  del  Begno  nell' anno 
188  2.  Boma,  Botta,  1888.  4-miöor.  XII-457  pp.  (PubbUcasione  del  Ministsro 
delle  finanse.) 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
Bureau   of  Statistics    of   Labor.     XIV.  Annnal   report  of  the  — ,  Mareh 
1888.     Boston.     8.     KI-401  pp. 

Census  of  Massachusetts:  188  0.  Compiled  by  anthority  of  the  Legisls- 
tnre,  from  the  returns  of  the  X.  Census  of  the  United  States.  Boston  1883.  8.  XXIV- 
698  pp. 

Argentinische  Bepnblik. 

Estadistica  delcoroercio  y  de  la  navegacion  d  e  la  r  ep  Ahlics 
Argentina,  correspondiente  al  ano  188  2.  Buenos  Aires  1883.  imp.  in-8- 
XXIV-285  pp. 

China. 

Statistique  de  la  production  de  la  soie  en  Chine  ponr  les  distritf 
desserris  par  le  port  de  Shanghai.  R^colte  1882  —  8  3.  Lyon,  PUa  k  C>,  1885. 
8.    46  pag.  et  tablean. 
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Die  periodiBChe  Fresse  des  AnBlandes. 

A.     Frank  reich. 

Balletin  de  statistiqae  et  de  Kgislation  eomparäe.  Jnin  1888: 
A.  France,  La  nonvelle  Evaluation  da  reyenu  foncier  des  propri^t^s  non  b&ties  (snite.) 

—  Le  commerce  ext^rienr  de  la  France  en  1883  et  1882  (6  premiers  mois.)  —  Pro- 
dnits  de  l'enregistrement,  da  tlmbre  et  des  domaines  en  1882.  —  Les  imp6ts  et  reve- 
naa  indir.  en  1883  et  1882.  France  et  Alg^rie:  5  resp.  4  premiers  mois.  —  Statistiqae 
des  Etablissements  soamls  aax  ezercices  des  agents  des  contribations  indir.  —  B.  Etran- 
ger:  Belgiqae.  Les  noaveaaz  imp6ts.  —  l^tats  Ünis.  Le  commerce  eztErienr  et  la  na- 
vigation  maritime ,  avec  diagramme.  —  Meziqae.  Le  badget  mezicain  poor  rezercice 
1882—83.  —  etc. 

Joarnal  des  &conomistes.  Jaillet  1888:  L'Economie  politiqae  en  une 
sEancCf  par  Fr.  Passy.  —  L'indostrie  da  sacre  en  BassiCi  par  E.  de  Molinari.  —  Les 
arts  atiles:  mennerie  et  boalangerie,  par  P.  Degoiz.  —  Revue  des  principales  publica- 
tions  Economiqaes  de  l'Etranger,  par  M.  Block.  —  Les  noces  d'argent  parlementaires  de 
M.  Bright.  Le  tunnel  de  la  Manche,  par  O.  de  Molinari.  —  SociätE  d'Economle  poli- 
tiqae. BEnnion  du  6  jaillet  1883.  Communication :  La  Situation  Economique  de  la 
Louisiane  et  les  intErdts  franfais  en  AmErique.  Discussion:  Eziste-t-il  une  rente  di- 
stincte  de  TlntErftt  du  capital,  du  salaire  du  travail  et  du  profit  de  l'entreprise,  et,  si 
oDi,  ce  phEnomtoe  se  prodait-il  dans  d'autres  cas  qae  oelui  de  la  possession  de  la  terre  ? 

—  Comptes  rendos.  —  Cfaroniqae  Economique.  —  etc. 

Joarnal  de  laSociEtE  de  statistiqae  de  Paris.  188  3.  No  7,  jail- 
let: La  Syphilis  hörEditaire,  par  Lafabr^e.  —  La  Situation  des  fordts  en  France,  par 
Martinet  —  Note  sur  la  variations  de  la  valeur  vEnale  et  locotive  d'une  propriEtE  m- 
rale.  La  censelette  d'Eringhem,  par  M.  de  FoYÜle.  —  Statistique  sommaire  des  Pays- 
Bas.  —  Proc^- verbal  de  la  sdance  du  20  juin  1888.  —  etc. 

Bevae  maritime  et  coloniale.  Livraison  261  k.  262,  Juin  et 
Jaillet  1883:  Maris  imperium  obtinendum,  traduit  de  l'italien  ,  par  O.  Nogl.  — 
Souvenirs  d'une  campagne  dans  le  Levant  L'Egypte  en  1882,  par  B.  Girard,  (suite).  — 
Essay  aar  le  magnEtisme  terrestre,  par  Beveill^re.  —  Voyages  d'ezploration  de  M. 
Ssvorgnan  de  Brasia:  OjdouE  et  Congo,  (suite).  —  Le  College  royal  de  la  marine  k 
Greenwich.  —  Etüde  sur  les  eauz  potables  da  Gabon,  par  Bestion.  —  Notices  sur  les 
colonies  anglaises,  par  E.  Avalle,  (fin.).  —  Marine  anglaise:  Des  Elements  de  la  puis- 
sanoe  navale.  Les  rEserves  navales.  Le  service  des  transports  maritimes.  —  Sondan 
Occidental,  par  Colin.  —  De  la  proportion  des  officiers  de  marine,  traduit  de  Titalien, 
par  G.  Noel.  —  La  goerre  maritime  dans  linde  sous  le  Gonsulat  et  l'Empire,  par 
E.  Fahre,  (suite.)  —  etc. 

B.  England. 

Contemporary  Review,  the,  for  July  188  3:  Luther,  by  J.  A.  Fronde. 
(I.)  —  Without  God,  no  Commonwealth,  by  Cardinal  Manning.  —  Idealistic  Legislation 
in  India ,  by  Lewis  Pugh.  —  Connt  Ramford ,  by  Prof.  Tyndall.  —  Social  Wreckage, 
by  Elliee  Hopkins.  —  Contemporary  Life  and  Thought  in  France,  by  G.  Monod.  — 
Contemporary  Records:  Social  Philosophy,  by  J.  Rae.  —  etc. 

Edinburgh  Review,  the.  No  328:  The  Rural  Population  of  Itoly.  ~  M. 
Olssson's  History  of  Engiish  Law.  —  Pedigrees  and  Peerages.  —  The  French  in  Anam 
and  Tonqoin.  —  ete. 

Joarnal  of  the  Statistical  Society,  Vol.  XLVI,  part  2,  June 
188  3:  The  recent  decline  in  the  Engiish  Death  Rate,  and  its  eflfect  upon  the  Duration 
of  Life,  by  N.  A.  Homphreys.  —  Education  in  India,  and  the  Indian  Commission  on 
Education,  by  J.  Johnston.  —  Populär  Education  in  England  and  Wales  before  and 
after  the  Elementary  Edacation  Act  of  1870,  by  R.  Hamilton.  —  Review  of  the  ge- 
neral  resnlts  of  Demography  applied  to  Political  Economy.  —  Lloyd's  Statistics  of  Ma- 
rine Casnalties  for  the  year  1882.  —  Emigration  and  Immigration  in  the  year  1882.  — 
The  annnal  Local  Tazation  Retums  (England)  of  the  year  1880 — 81.  —  etc. 

C.     Österreich. 

Statistische  Monatschrift,  hrsg.  von  der  k.  k.  Direktion  der  administr. 
SUtUtik.  IX.  Jahrg.  (18  8  3)  Juliheft:  Die  Stotistik  der  Hypothekarschulden  in 
Osterreich,  von  K.  Tk.  v.  loama-Stemegg.    —   Zur  Statistik   der  Österreich.  Vorschuss- 
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vereine ,  von  H.  Ehrenberger.  —  Bewegung  der  BevölkeniDg  Österreichs  im  sweiten 
Halbjahre  1882  und  im  Solarjshre  1882,  von  Schimmer.  —  Die  gewerblichen  Schnts- 
marken  im  Jahre  1882,  von  E.  Mischler.  —  etc. 

H.     Schweiz. 

L*Union  postale.  Vol.  VUI.  (Herne) ,  1.  juillet  1883 :  Commencements  des 
postes  en  Snisse  (suite).  —  Le  Service  des  postes  auz  Atats-Unis  d'Am^rique  pendsst 
Texercice  188l|1888  (suite  et  fin.) 

L     Amerika. 

Journal  of  Social  Science,  containing  the  transactions  of  the  American 
Association  Number  XVII,  May  1883  (Saratoga  Papers  of  1882,  part  2.)  Natio- 
nal Aid  of  Education  by  A.  D.  Mayo.  —  Diplomatie  relations  of  China  with  the  Uni- 
ted States,  by  (the  President  of  the  Association)  Angell.  —  Professional  Ethics,  by  Th 
Bacon.  —  Local  Government  in  the  Northwest,  by  E.  W.  Bemis.  —  Disfranehisemeot 
for  Crime,  by  J.  F.  Colby.  —  A  plan  for  Eztingnishing  Crime,  by  E.  Hill.  —  Pensl- 
ties  for  Crime  against  Property,  by  H.  A.  Hill.  —  etc. 


Die  periodisclie  Fresse  Deutschlands. 

Annalen  des  deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und 
SUtistik,  hrsg.  v.  G.  Hirth  u.  M.  Seydel,  1883  Nr.  5— 6:  Souverftnetit,  Staat,  Ge- 
meinde, Selbstverwaltung.  Kritische  Begriffsstndien  von  H.  Rosin.  1.  Rechtsbegriff  der 
Sonver&netät.  2.  Souver&netAt  und  Staat.  8.  Staat  und  Gemeinde.  4.  Rechtsbegriff  der 
Selbstverwaltung.  —  Reichsunfallversicherung,  die.  Ilr  Entwurf  eines  €tesetses,  betr.  die 
Unfallversicherung  der  Arbeiter,  Mai  1882.  —  Bremens  Handels-  und  Schiffsverkehr  im 
Jahre  1882.  — 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie  No.  12  n.  13,  Juni  u.  Juli  1883. 
Die  Büchersammlung  des  Reichspostamts.  —  Der  Militärtelegraph  während  des  Bürger- 
krieges in  den  V.  St  von  Nordamerika  (Fortsets,  und  Schlufs).  —  Störungen  im  Tele- 
graphenbetriebe während  des  Jahres  1882.  —  Die  Beratungen  im  Reichstage  über  den 
Eut  der  Reichs-,  Post-  u.  Telegraphenverwaltung  für  das  Jahr  1884|86.  —  Reise  des 
fransös.  Arstes  Lacaze  in  Madagasoar.  —  Die  dänische  Postverwaltung  im  Jahre 
1881|82.  ^  etc. 

Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  deutschen 
Reich,  hrsg.  von  G.  Schmoller.  VII.  Jahrg.,  1888,  Heft  3:  Die  christUch-soiiale 
Bewegung  in  England,  von  L.  Brentano.  —  Die  Entwicklung  der  ostpreufs.  Landwirt- 
schaft während  der  letzten  25  Jahre  (1866  -1881),  von  Th.  von  der  Goltz.  —  Die  oster- 
reichische  Gewerbenovelle  von  1883,  von  £.  Saz.  —  Rufsische  Zollpolitik,  von  W.  Stieda 
—  Zur  Methodologie  der  Staats-  u.  Sozialwissenschaften,  von  G.  Schmoller.  —  Die  Her- 
anziehung der  Beamten  und  Offiziere  zu  den  Gemeindesteuern,  von  Brüning.  —  Ans  dem 
Gebiete  der  Hausindustrie.  —  Üeber  den  preufs.  Staatsrat  und  die  Frage  seiner  Reakti- 
Vierung.  —  etc. 

Preufsische  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  von  Treitsohke  und  H.  Del- 
brück. LIL  Band,  (1888)  Heft  1,  Juli:  Max  Lehmann's  ArchivpubUkationen,  von 
H.  Fechner.  —  Der  Abfall  der  Niederlande  und  die  ultramontane  Geschichtschreibnnf^, 
von  Tb.  Wenzelburger.  —  Die  deutsche  Ansiedelung  in  aufsereuropäischen  Ländern,  — 
Politische  Korrespondenz:  Das  Krankenversicberungsgesetz ;  die  Ablehnung  der  Kanal- 
vorlage ;  die  kirchenpolitische  Situation.  — 

Rundschau  derVersicherungen,  Jahrg.  XXXIII,  Liefer.  12  — 14: 
Das  neue  (gemischte)  Dividendensystem  der  Gothaer  Lebensversicherungsbank.  —  Der 
italienische  Oesetaentwurf  über  die  Zivil-  und  Militärpensionen ;  ein  vorläufiges  Ghitachten 
von  Fr.  K.  Lukas.  (1.  Über  die  verschiedenen  Arten  der  Pensionierung  und  der  Be- 
messung der  Prämien  und  Pensionen.  2.  Besprechung  des  Italien.  Gesetzentwurfes, 
etc.)  — 

Fromnunntche  Bachdrockerei  (Uermann  Fohle)  in  Jens. 
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IV. 


Strafsbnr^'s  BeySlkenin^SKahl  seit  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  bis  asnr  Gegenwart 

Von 

Prof.  Dr.  K.  Th.  Sheberg. 

L    Strafsburg's  Beyölkerungszahl  gegen  Ende  des 

15.  Jahrhunderts. 

Eben  mit  einer  Zusammenfassung  meiner  zwe^ährigen  archiva- 
lischen  und  anderweitiger  Studien  über  Strafsburg's  Verfassung  und 
Verwaltung  in  der  Zeit  von  1400—1681  zu  einem  gröfseren  Werk 
beschäftigt,  sammele  ich  selbstverständlich  Alles,  was  mir  überhaupt 
für  mittelalterliche  Städtegeschichte  nach  der  wirtschaftlichen  und 
juristischen  Seite  hin  als  wertvoll  erscheint.  Mit  ganz  besonderem 
Interesse  mufste  ich  natQrlich  jene  Abhandlungen  verfolgen,  welche 
von  der  Zahl  der  städtischen  Bevölkerung  im  Mittelalter  handeln. 
Denn  selbst  die  eingehendste  Schilderung  historischer,  wirtschaftlicher, 
auch  rechtlicher  Zustände  gibt  kein  völlig  klares,  so  zu  sagen  pla- 
stisches Bild,  wenn  nicht  einige,  und  seien  es  auch  nur  wenige  Zahlen 
uns  die  Summe  der  Individuen  an  die  Hand  geben,  welche  die  histo- 
rischen, wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Verhütnisse  hervorriefen  und 
trugen.  Man  braucht  nicht  an  „statistischer  Krankheit^^  zu  leiden, 
um  diesen  Ausspruch  zu  vertreten.  Es  ist  nicht  die  Lust  an  quan- 
titativer Messung  als  solcher,  nicht  ein  unfruchtbares  Sammeln  von 
Zahlen,  das  in  neuester  Zeit  die  Forscher  auf  dem  Gebiete  des  mittel- 
alterlichen Wirtschaftslebens  erfafst  hat,  sondern  die  Erkenntnis,  dafs 
wir  erst  mit  den  Zahlen  feste  Anhaltspunkte,  erst  einen  wahren  Ein- 
blick in  die  innere  Struktur  des  mittelalterlichen  sozialen  Körpers 
gewinnen.  Wenn  man,  um  bei  diesem  Bilde  zu  bleiben,  in  neuester 
Zeit  in  grandioser  Überschätzung  der  statistischen  Methode  vielfach 
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nur  die  Knochengerüste  sozialer  Lebenserscheinungen  darstellt  und 
dabei  die  äufseren  Linien  und  deren  Schilderung  nur  zu  häufig  yer- 
girst,  so  ist  in  den  Darstellungen  des  mittelalterlichen  Wirtschafts- 
lebens Vieles  noch  äufsere  Linie,  molluskenhafte  Masse,  des  thatsäch- 
lichen  Inhaltes  entbehrend.  Besonders  scheint  zur  Beurteilung  yer- 
waltungsmäfsiger  Zustände  die  Kenntnis  der  Bevölkerungszahl  fast 
unentbehrlich  zu  sein.  Nur  wenn  wir  die  Zahl  der  Bäte,  der  Finaoz- 
beamten,  der  Steuer-,  Polizei-,  Bechtsbehörden  u.  s.  w.,  kurz  den  ganzen 
Ämterorganismus  mit  der  Zahl  der  von  ihm  geleiteten  Bevölkerung 
in  Verbindung  zu  setzen  vermögen,  können  wir  eine  Würdigung  seiner 
Wirksamkeit  vornehmen  und  ein  gerechtes  Urteil  über  dieselbe  fällen, 
nur  dann  werden  wir  die  Leistungsfähigkeit  jener  berühmten  mittel- 
alterlichen Städterepubliken  ganz  verstehen.  Und  nicht  minder  wird 
unser  Urteil  ein  anderes  werden,  je  nachdem  wir  erfahren,  ob  100  000 
oder  50000  oder  nur  25  000  Einwohner  enthaltende  Städte  die  Wirt- 
schaftsgeschichte des  Mittelalters  erfüllt  und  gelenkt  haben.  Mit  Recht 
betont  Schmoller,  dafs  jeder  Versuch,  sich  ein  Bild  von  den  volks- 
wirtschaftlichen Zuständen  älterer  Zeiten  zu  machen,  von  einer  ge- 
wissen Annahme  der  Bevölkerungsdichtigkeit,  der  Zu-  oder  Abnahme 
der  Bevölkerung  auszugehen  habe  ^). 

Allein  bis  vor  kurzem  stand  es  um  solche  anerkannt  wichtige 
Untersuchungen  sehr  schlimm.  Die  früheren  Historiker  waren  ja  auch 
gegen  diese  Thatsachen  nicht  völlig  blind,  obwohl  sie  für  dieselben 
mangels  wirtschaftlicher  und  sozialpolitischer  Studien  und  Interessen 
nicht  das  volle  Verständnis  haben  konnten.  Soweit  sich  aber  in  den 
früheren  Abhandlungen  über  mittelalterlich-städtische  Kulturverhält- 
nisse Zahlenbestimmungen  finden ,  waren  sie  sehr  hoch  gegriffen.  Zu 
einer  solchen  Überschätzung  der  Zahlenverhältnisse  gaben  freilich  ver- 
schiedene Momente  Veranlassung.  Zunächst  die  Aufzeichnungen  zeit- 
genössischer Schriftsteller.  In  einem  lateinischen  Gredicht  aus  der 
Zeit  Karls  des  Orofsen  wird  Strafsburg  eine  civitas  populosa  genannt, 
Stettin  wird  im  12.  Jahrhundert  als  ingens  civitas '),  Nürnberg  in 
der  Schrift  von  Geltes  De  origine,  situ,  moribus  et  institutis  im  Jahr 
1Ö62  als  eine  Stadt  mit  ungefähr  62000  Seelen  bezeichnet*);  eine 


1)  G.  Schmoller,    Stra&biirg's    Bifite    und   die   Yolkswirtschaftliche   BayolatioD 
im  18.  Jahrhundert,  Strafsbnrg  1876,  S.  4,  Anm.  1. 

2)  O.  Schmoller,  a.  a.  O.  S.  5. 

8)  C.  Hegel,  Über  Nfirnbergs  Bevölkemngszahl  und  HandwerkerverhSltnisse  in 
14.  und  15.  Jahrhundert,  in  den  Chroniken  Deutscher  Stftdte,  Nürnberg  Bd.  ü,  Leipiif 
1864,  S.  504  f. 
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Regensburger  Chronik  erzählt,  es  seien  im  Jahr  1520  50000  Wall- 
fahrer nach  Regensburg  gekommen;  desselben  Leonhart  Widmann's 
Chronik  berichtet,  dafs  in  der  Schlacht  vor  Pavia  (1525)  20000  Men- 
schen erschlagen  worden  seien  ^),  und  Königshoven  erzählt,  dafs  im 
Jahre  1298  ein  Edelknecht  vom  Frankenland,  genannt  „Ryntfleisch'S 
viel  Volk  gesammelt  habe  und:  d6tete  uf  hundert  tusent  Juden  zu 
Wurzeburg  und  zu  Nürenberg  und  in  den  stetten  do  umb  *).  Die 
frühere  Geschichtsschreibung,  ich  denke  an  Hüllmann,  Barthold 
IL  A^  acceptierte  diese  Zahlen  meist  ohne  Kritik  und  ohne  Rücksicht 
darauf,  dafs  dieselben,  obwohl  sie  zeitgenössischen  Aussagen  entstamm- 
ten, nicht  immer,  sondern  nur  in  seltenen  Fällen  Glauben  yerdienten. 
Es  entging  derselben,  dafs  z.  B.  Stettin  als  ingens  dvitas  bezeichnet 
wurde,  weil  es  900  Familien  zählte,  dafs  die  Berechnung  der  Nürn- 
berger Bevölkerung  durch  Celtes  doch  auf  eine  gar  zu  seltsame  Me- 
thode sich  gründete,  als  dafs  sie  ohne  Kritik  hätte  angenommen  werden 
sollen.  Freilich  ist  diese  Überschätzimg  zu  erklären,  wenn  man  Rück- 
sicht nimmt  auf  die  weithin  leuchtende  Wirksamkeit  und  Bedeutung 
der  mittelalterlichen  Städte  für  die  Entwicklung  von  Handel  und  Ge- 
werbe wie  als  Träger  der  Politik  und  allgemeinen  Kultur.  Die  heu- 
tige Zeit,  in  der  die  Massenproduktion,  der  Massenverkehr,  über- 
haupt die  Massenbewegung  auf  allen  Gebieten  der  menschlichen  Thä- 
tigkeit  herrscht  und  die  modernen  grofsartigen  Schöpfungen  zu  Stande 
gebracht  hat,  ist  nur  zu  sehr  geneigt,  falls  in  anderen  Zeiten  ähn- 
liche Erscheinungen  auftreten,  dieselben  auf  gleiche  Ursachen  zurück- 
zuführen. Es  wurde  zumeist  übersehen,  dafs  eine  solche  ausgezeich- 
nete Wirksamkeit  auch  noch  auf  einem  anderen  Wege,  z.  B.  durch 
die  energievolle  Kraft  des  alten  städtischen  Bürgertums,  die  umsich- 
tige Rührigkeit  der  Gewerbetreibenden,  den  ausdauernden  und  wagen- 
den Mut  der  Kaufleute,  den  ernsten  und  zugleich  zielbewufsten  Wett- 
eifer in  allen  besseren  Schichten  jener  städtischen  Gesellschaft  er- 
reicht werden  konnte,  dafs  die  Quadität  sehr  häufig  ersetzen  mochte, 
was  an  Quantität  fehlte. 

Die  frühere  Geschichtsschreibung  nahm  mangels   authentischer 
Nachrichten  die  Angaben   von  Zeitgenossen   gerne  an.     Aber,   wie 


1)  Chroniken  Deatscher  Städte,  Bd.  XV,  Leipzig  1878,  S.  84,  60. 

2)  Chroniken  Deutscher  Städte,  Bd.  IX,  Leipsig  1871,  S.  758  f.  Nach  der  jüng- 
sten VoÜLSBählnng  giebt  es  im  gansen  Kgr.  Bayern  53  626  Israeliten ;  s.  Statist.  Jahr- 
buch f&r  das  Deutsche  Reich,  1888,  S.  9.  In  NOmberg  waren  es  i.  J.  1449  im  Gänsen 
mit  Frauen  und  Kindern  150  Juden.     Hegel,  a.  a.  O. 

20* 
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Bücher^  zutreffend  bemerkt,  was  in  den  Quellenschriften  geboten 
wird,  sind  runde  Zahlen,  die  fast  ausschliesslich  auf  Schätzungen  be- 
ruhen —  Schätzungen,  die  damals  keinen  höheren  Wert  hatten,  wie 
heute.  „Denn  es  wird  immer  eine  der  auffallendsten  Erscheinungen 
der  Kulturgeschichte  bleiben,  dafs  der  Sinn  für  die  quantitativ  rich- 
tige Beurteilung  von  Massenerscheinungen  selbst  unter  den  Kultur- 
völkern verhältnismäfsig  sehr  spät  erwacht  ist,  und  dafs  ein  Gefühl 
für  den  Wert  genauer  Zahlenfeststellungen  sich  bis  in  dieses  Jahr- 
hundert hinein  nur  selten  findet."  Ist  es  schon  schwer,  eine  in  einem 
Räume  versammelte  Menschenmenge  richtig  abzuschätzen,  um  wie 
viel  schwerer  ist  es,  die  Bevölkerung  einer  Stadt,  die  in  fortdauernder 
Bewegung  ist  und  an  zahlreichste  Stellen  verteilt  lebt,  zahlenmäfsig 
richtig  zu  erfassen.  Hier  gilt  es  zwei  Schätzungen,  eine  räumliche 
und  eine  rein  zahlenmäTsige,  zu  gleicher  Zeit  vorzunehmen,  von  denen 
schon  eine  als  eine  zu  schwierige  Aufjgabe  für  eine  exakte  Bestimmung 
erscheinen  mufs. 

Aber  solche  kritische  Erwägungen  sind  neuesten  Datums.  Bis 
vor  kurzem  galt  es  vielmehr  als  feststehende  Thatsache,  dafs  die 
alten  Städte  im  grofsen  und  ganzen  in  Bezug  auf  die  Bevölkerungs- 
zahl hinter  dem  heutigen  Zustand  nicht  eben  weit  zurückstehen  würden, 
ja  dafs  manche  in  vergangener  Zeit  bevölkerter  gewesen  sein  werden 
wie  heute. 

Erst  G.  Hegel  hat  zum  erstenmal  in  unwiderl^barer  Weise  aus 
einem  Zensus  des  Jahres  1449  dargethan  *),  dafs  Nürnberg  zu  jener 
Zeit  eine  Einwohnerzahl  von  drca  20  000  Seelen,  darunter  3735  selbst- 
ständige Butler  gehabt  habe.  Dieses  Resultat,  das  auf  den  ersten 
Blick  überraschend  gewirkt  haben  mag  und  wohl  zahlreichen  Zweifeln 
begegnet  wäre,  wenn  es  nicht  so  wohl  begründet  gewesen  wäre,  ist 
aufserordentlich  bedeutungsvoll  für  die  G^chichte  des  mittelalter- 
lichen Städtewesens  geworden.  Es  hat  zunächst  das  grofse  Ver- 
dienst, dafe  es  zum  erstenmal  für  eine  Stadt  und  eine  relativ  entlegene 
Zeit  völlig  sichere  Zahlen  lieferte,  und  ist  femer,  wie  neuerdings 
Bücher*)  hervorgehoben  hat,  deshalb  von  unschätzbarem  Wert,  weil 
es  uns  lehrt,  dafs  die  geschichtliche  Statistik  es  aufgeben  mufs,  auf 


1)  K.  Bücher,  Znr  mittelalterlichen  Bevdlkeningsstatlstik  mit  besonderer  Büek- 
sicht  aaf  Frankfurt  a.  M.,  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissensohaft ,  1881, 
S.  636. 

2)  C.  Hegel,  Nfimbergs  Bevölkerungssahl  etc.  a.  a.  O.  S.  500  ff. ;  s  darSber 
die  eingehende  Besprechung  bei  Bacher  a.  a.  O.  S.  568  ff. 

8;  Bücher,  a.  a.  O.  S.  542. 
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emzelne  vage  Zahlenangaben  der  Geschichtsquellen  hin  mit  modernen 
Durchschnitts-  und  Verh&ltnisziflfern  Berechnungen  aufzustellen.  Seit 
jener  Zeit  ist  man  wohl  an  jenen  früher  angenommenen  grofsen  Zah- 
len irre  geworden,  allein  es  sind  mir  keine  weiteren  analogen  Mittei- 
lungen und  Untersuchungen  bekannt,  bis  Schönberg  den  gltlck- 
lichen  Gedanken  hatte,  ein  bisher  vernachlässigtes  Material  für  be- 
völkerungsgeschichtliche Studien  in  unserem  Sinn  brauchbar  zu  machen. 
Ist  das  Resultat  des  Nürnberger  Zensus  deshalb  so  wertvoll,  weil  es 
^llig  unanfechtbar  erscheint,  so  ist  die  Schönberg^sche  Untersuchung 
doch  nicht  minder  wertvoll,  denn  sie  hat  der  geschichtlichen  Statistik 
eine  richtige  und  hoffentlich  noch  recht  fruchtbringende  Methode  über- 
wiesen. Zwar  wird  es  sich  hier  immer  um  eine  mühselige  Berech- 
nung aus  mannigfachem  sprödem  und  trockenem  Material  handeln, 
allein  die  Resultate  werden  dann  einen  unendlich  höheren  Wert 
besitzen,  als  die  früher  z.  B.  von  Arnold  versuchten  Bevölkerungs- 
berechnungen nach  allgemeinen  überlieferten  Zahlen.  Schönberg 
hat  in  seinem  bekannten  Werk  über  Basel  auf  Grund  der  alten  Steuer- 
bücher die  Bevölkerung  dieser  Stadt  für  das  Jahr  1446  auf  circa 
10000  Seelen,  für  das  Jahr  1455  auf  circa  8000  Seelen  berechnet  0* 
Offenbar  angeregt  durch  diese  Arbeit  hat  Bücher  sich  über  die  Me- 
thode der  mittelalterlichen  Bevölkerungsstatistik  des  weiteren  ver- 
breitet und  zugleich  die  Einwohnerzahl  Frankfurts  auf  10  000  Seelen 
um  das  Jahr  1387,  auf  8000  für  das  Jahr  1440  bestimmt  ^)  und  hat 
0.  Richter  in  einer  kleinen  Abhandlung  jene  Dresdens  im  15.  Jahr- 
hundert auf  circa  5000  Köpfe  angegeben  ^).  Ganz  neuerdings  hat 
Hegel  in  den  von  ihm  herausgegebenen  Chroniken  der  Stadt  Mainz 
in  der  auch  diesen  wie  allen  Ghronikenbänden  beigegebenen  wertvollen 
Verfassungsgeschichte  einen  eigenen  Exkurs  der  Frage  nach  der  Ein- 
wohnerzahl und  dem  Gewerbestand  von  Mainz  im  Mittelalter  gewid- 
met *). 

Es  ist  hier  mit  der  den  Hegel'schen  Arbeiten  eigentümlichen 
Genauigkeit  und  Vorsicht  die  Bevölkerung  dieser  Stadt  auf  ca.  5750 
Köpfe  berechnet.    Nur  gewährt  diese  Bestimmung,  die  immerhin  als 


1)  6.  Schön  b er g,  Finanzverhältnisse  der  Stadt  Basel,  Tttbingen  1879,  S   510  ff. 

2)  Bücher  a.  a.  O.  Jahrgang  1882. 

3)  Schönberg,  Basels  Bevölkerungsiahl  im  15.  Jahrhundert,  Jahrbücher  für 
Nationalökonomie  and  Stotistik,  N.  F.  Bd.  VI.  S.  348. 

4)  Hegel,  Die  Einwohnerzahl  and  der  Gewerbestand  von  Hains  im  15.  Jahrb., 
▼erglichen  mit  anderen  deatschen  Stftdten,  Anhang  i.  Ver&ssangsgesch.  von  Mainz  in 
den  Chroniken  Deutscher  Stfidte,  Bd.  XVUI  (Leipzig  1882)  S.  188  ff. 
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ein  wertvoller  Beitrag  zur  Kenntnis  mittelalterlicher  Verhältnisse  zu 
betrachten  ist,  nicht  diejenige  Sicherheit,  welche  die  anderen  bisher 
erwähnten  Zahlenbestimmungen  bieten,  was  freilich  nicht  Hegel,  son- 
dern dem  zu  Orunde  liegenden  Material  zu  Lasten  gelegt  werden 
mufs.  Zunächst  beruht  die  Berechnung  auf  einer  zdtgenössischen 
Schätzung  1),  die  zwar  in  diesem  Falle  der  Wahrheit  nahe  kom- 
men wird,  aber  leider  durch  keine  anderweiten  Anhaltspunkte  kon- 
troliert  werden  kann;  denn  das  Handwerkerverzeichnis  Yon  1475  ist, 
wie  aus  den  in  der  Chronik  gelegentlich  mitgeteilten  (xewerbetreibes- 
den  hervorgeht,  keinesfalls  vollständig'). 

Nur  einige  Zahlen  können  zur  Vergleichung  benutzt  werden,  wie 
denn  überhaupt  bei  allen  Vergleichungen  verschiedener  Städte  in  Bezug 
auf  den  (jewerbebetrieb  und  zu  weiteren  Schlüssen  auf  den  Umfang 
der  Bevölkerung  nur  gewisse  von  lokalen  Bedingungen  unabhängige 
Gewerbe,  also  die  den  Nahrungs-  und  primitiven  Wohnungs-  und  Be- 
kleidungsbedür&issen  dienenden  Gewerbe  herangezogen  werden  können. 
Leider  bietet  selbst  bei  diesen  die  Vergleichung  wegen  der  lokalen 
Verschiedenheiten,  z.  B.  der  mehr  oder  minder  ausgedehnten  Sitte  des 
Hausbackens,  des  Hausschlachtens  u.  dgl.,  w^en  der  verschiedenen 
Bedingungen  der  Aufnahme  in  die  Zunft  und  ähnlicher  Gründe  nar 
sehr  unvollkommene  Anhaltspunkte.  Doch  mag  der  Versuch  eines 
Vergleichs  bei  dreien  der  noch  am  relativ  günstigst  gelagerten  Ge- 
werbe gewagt  werden. 


Gewerbe 

Nürnberg 

Basel 

Mains 

Schuster 

Schneider 

Bäcker 

8i 
76 
785 

43 
60 

6») 

33 
40 

28 

Wenn  ich  diese  Zahlen  mittelst  einer  einfachen  Gleichung  zn 
einem  Schlüsse  auf  die  Bevölkerungszahlen  benutzen  wollte  (wobei 
die  Bäcker  Basels  jedenfalls  aufser  Beachtung  gelassen  werden  müs- 
sen) so  gibt  allerdings  der  Vergleich  der  Bäcker  von  Nürnberg  und 
Mainz  75 :  28  =  20  000  ^ :  x = 7  466,66,  ebenso  der  Vergleich  der  Schu- 
ster Basels  mit  den  Mainzer  Schustern  43 :  33  =  10  000 :  x  =  7651,2, 
ebenso  der  Vergleich  der  Baseler  Schneider  mit  denen  von  Mainz 
60 :  40  =  10  000 :  X  =  6111,  eine  der  Hegel'schen  Zahl  ungefähr  ent- 

1)  Siehe  die  Mainier  Chronik ,  Bd.  II ,  8.  56  und  62  and  Hegel ,  a.  a.  O.  S.  19S. 

2)  Die  Chronik  führt  i.  B.  3  Wirte,    1  Rannengier^er ,    I  Tachscheror,   B  Sattler, 
1  Bftnder,  i  Holsschnher,  i  Seifensieder  auf,  die  in  dem  Veraeichnis  fehlen. 

S)  Die  geringe  Zahl  der  Baseler  Bäcker  ist  hdchst  anffkllend. 
4)  Ich  nehme  der  Einfachheit  halber  runde  Zahlen  an. 
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sprechende  Befvölkerong ,  w&hrend  die  Resultate  der  Vei^leiche  der 
Nürnberger  und  Mainzer  Schuster  (81 :  33  ^  20  000 :  x  =  8148,1  und 
vollends  der  Nürnberger  und  Mainzer  Schneider  76 :  40  =  20  000 :  x 
=  10  526,4)  davon  bedenklich  abweichen  ^). 

Dann  aber  wird  die  für  Mainz  gewonnene  Zahl,  wie  Hegel  selbst 
betont,  nicht  für  normale  Zeiten  gegolten  haben.  Zu  jener  Zeit,  aus 
der  die  Chroniken  die  Zahl  der  Bürger  erwähnen,  waren  überhaupt 
die  Verhältnisse  für  Mainz  so  ungünstig  wie  möglich.  Das  Hand- 
werkerregiment hatte  die  Geschlechter  aus  der  Stadt  getrieben;  der 
Bat  gewährte  durch  Ordnung  vom  15.  Februar  1436  Jedermann  freien 
Einzug  unter  Beireiung  von  allen  Steuern  und  Abgaben,  mit  Aus- 
nahme der  Akzise  und  des  Umgelds,  um  nur  wieder  Einwohner  zu 
gewinnen ;  später  waren  es  die  Kämpfe  mit  Nassau,  welche  eine  Auf- 
nahme und  Blüte  der  Stadt  verhinderten. 

Ich  bezweifle  also  nicht,  wie  ich  nochmals  betonen  möchte,  die 
annähernde  Richtigkeit  der  von  Hegel  gefundenen  Zahl,  glaube  aber, 
dafs  dieselbe  nur  für  jene  anormalen  2^ten  gegolten  habe  und  denen 
nicht  als  stringenter  Beweis  zu  dienen  vermöge,  welche  noch,  den 
früheren  Traditionen  folgend,  die  Einwohnerzahl  der  alten  Städte 
lieber  über-  als  unterschätzen.  Und  so  fest  waren  noch  vor  kurzem 
die  früheren  Ansichten  eingewurzelt,  dafs  E  n  n  e  n  in  seiner  Geschichte 
der  Stadt  Köln  auf  Grund  einer,  wie  mir  scheinen  will,  sehr  willkür- 
lichen Berechnung  der  Zahl  der  Häuser  imd  der  in  je  einem  enthal- 
tenen Bevölkerung  (8  Köpfe  pro  Haus)  die  Zahl  der  Einwohner  dieser 
Stadt  für  das  15.  Jahrhundert  auf  52000  Köpfe  annimmt'),  eine  An- 
nahme, zu  der  die  zu  Grunde  liegenden  Quellen  sicherlich  nicht  be- 
rechtigen und  die  auch  von  Hegel  bündig  zurückgewiesen  worden 
ist ').  In  der  That  scheint  die  Annahme  von  8  Personen  für  ein  Haus 
in  einer  Zeit,  wo  in  der  Kegel  nur  eine  Familie  in  einem  Hause 
wohnte,  in  welcher  imsere  modernen  Miether,  Aftermiether  u.  drgl., 
wenn  überhaupt,  dann  nur  in  sehr  beschränktem  MaTse  vorkamen,  in 
der  nach  dem  Durchschnitt  von  Basel  je  3,  höchstens  4  Personen^), 
nach  dem  Durchschnitt  von  Stra&burg'^)  höchstens  5  Personen  auf 


1)  Wie  unpassend  ein  Vergleich  der  damaligen  Zahl  der  Oewerbebetriebe  mit  der 
heutigen  wäre,  hat  schon  Hegel  treffend  nachgewiesen.  Chronik  Deutscher  St&dte, 
Bd.  II,  8.  508  £ 

2)  Ennen,  Geschichte  von  Köln,  Bd.  III,  S.  854. 

3)  Hegel,  a.  a.  O.  8.  189 f. 

4)  Schönberg,  a.  a.  O.  520. 

5)  Siehe  darüber  weiter  im  sweiten  ArtikeL 
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HaoshaltuDg  kamen  und  wo  auTserdem  viele  yon  den  als  Wohngebän- 
den  angenommenen  Gebäuden  nur  Wirtschaftsgebäude,  Lagerraome 
und  Ähnliches  gewesen  sein  werden,  entschieden  als  zu  hoch  gegriflen. 

Ebenso  scheint  es  eine  Erinnerung  an  die  frflheren  Bevölkerangs- 
berechnungen  zusein,  wennPaasche  kürzlich  in  dieser  Zeitschrift ') 
die  von  Schönberg  gefundene  Einwohnerzahl  Basels  als  zu  niedrig 
angreift  und  dem  Schönberg'schen  Resultat,  quasi  zur  Warnung,  ein 
solches  gegentlberstellt ,  das  er  selbst  aus  den  Steuerbüchern  von 
Bestock,  also  nach  der  Methode  Schönbergs,  für  diese  Stadt  gefanden 
hat,  wonach  die  Bevölkerung  dort  zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 
14  000  Köpfe  betragen  habe.  Schönberg  hat  freilich ,  wie  den  Lesern 
ebenfalls  bekannt  ist,  diese  Angriffe  umgehend  zurückgewiesen  und 
sein  Resultat  des  weiteren  begründet. 

Ich  will  zunächst  auf  die  Kontroverse  zwischen  Schönberg  und 
Paasche,  obwohl  sie  die  Veranlassung  zu  diesem  Artikel  gegeben  hat, 
nicht  eingehen,  sondern  mir  ein  Wort  hierüber  später  gestatten,  meine 
Ausführungen  werden  ohnedies  von  selbst  für  die  eine  oder  andere 
Ansicht  sprechen  müssen.  Aber  solche  Angriffe  erscheinen  begreif- 
lich, solange  wir  eigentlich  nur  die  eine  völlig  sichere  Berech- 
nung aus  Nürnberg  besitzen.  Ich  trage  kein  Bedenken,  die  Zahlen 
für  Basel,  Frankfurt  und,  unter  Berücksichtigung  der  damaligen  Ver- 
hältnisse, auch  die  für  Mainz  als  entschieden  zutreffend  zu  betrachten, 
allein  sie  besitzen  keine  zwingende  Beweiskraft  Wer  mit  dem  mit- 
telalterlichen Städteleben  einigermaüsen  bekannt  ist,  wer  den  damali- 
gen Verhältnissen  Rechnung  trägt  und  sie  in  alle  Einzelheiten  ver- 
folgt, wer  das  Gewerbe-  und  Handelsleben,  wie  den  ganzen  per- 
sönlichen Verkehr  jener  Zeit  berücksichtigt,  der  wird,  was  an  Strikt- 
heit des  Beweises  fehlt,  nach  allgemeinen  Eindrücken  zu  ersetzen 
wissen. 

Die  von  Schönberg,  Bücher,  Hegel  gefundenen  Zahlen  werden  aber 
dann  kaum  mehr  bezweifelt  werden,  wenn  uns  weitere  Untersuchungen, 
womöglich  authentische  Zahlen  aus  anderen  Städten  ähnliche  Resul- 
tate erbringen.  Ich  glaube  behaupten  zu  dürfen,  dafs  das  Mifstrauen 
gegen  dieselben  ein  viel  gröfseres  gewesen  wäre,  wenn  nicht  zuvor 
Hegel  seine  unumstöfslich  sicheren  Zahlen  für  Nürnberg  mitgetheilt 
hätte.  Um  so  wertvoller  mufs  es  für  solche  zahlenmäfsige  Bestim- 
mungen sein,  wenn  ein  neuer  durchaus  sicherer  Anhaltspunkt  gefon- 


1)  Jahrbficher  für  Nationalökonomie  und  Stotistik,  Neue  Folge,  Bd.  V,  S.  SOS  ff. 
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den  ist,  der  die  bereits  gewonnenen  Zahlen  zu  stützen  und  allgemeine 
Schätzungen  in  ihrer  Höhe  zu  leiten  vermag. 

Infolge  meiner  archivalischen  Studien  bin  ich  in  der  glück- 
lichen Lage,  eine  neue  zeitgenössische  Bevölkerungs- 
anfnahme  aus  dem  Mittelalter  und  zwar  für  Strafsburg 
mittheilen  zu  können.  Als  ich  im  Jahre  1879  zum  erstenmal  das 
Stra&bnrger  Archiv  nach  Quellenmaterialien  für  mdne  Verwaltungs- 
ond  Ver&ssungsgeschichte  durchsuchte,  fand  ich  unter  anderweiter 
reicher  Ausbeute  in  dem  28.  Band  der  sogenannten  „Alten  Stadtord- 
nungen*' Blatt  119—120,  eine  vollständige  Bevölkerungsaufhahme, 
deren  Bedeutung  ich  selbstverständlich  keinen  Augenblick  übersehen 
konnte.  Ich  gedachte  dieselbe  erst  in  meinem  Werke  bekannt  zu 
geben.  Allein  das  allseitige  Interesse,  welches  dieselbe  beanspruchen 
darf  und  die  neuerdings  wieder  entbrannte  Kontroverse  liefsen  es 
angemessen  erscheinen,  meinen  Fund  schon  vorher  mitzuteilen. 

Die  Aufzeichnung,  die  ich  ihrer  Wichtigkeit  halber  unverkürzt 
hier  wiedergebe,  lautet  folgendermafsen: 

Überschlag  aller  fruchten,  so  by  den  bürgern  und  land- 
leuthen  gefunden  und  wie  viel  volks  dargegen  in  der 
statt  gewesen  ^). 

Item  Claus  Spete  und  Claus  Duntzenheim  hant  die  under  wage- 
ner*) geschriben  geben,  nemlich  die  statlüte  und  landlüte  under- 
einander  ist  2.834  personen;  der  sint  318  die  kein  kom  haben  aber 
die  überigen  hant  36.560  viertel  frühte. 

Item  Claus  B6mgarter  imd  Kürin  Gartener  hant  die  an  stein- 
strasse  geschriben  geben,  nemlich  1119  statlüte,  der  sint  246  die  kein 
kam  hant,  aber  die  überigen  haben  6087  viertel  rocken,  item  799 
viertel  wdssen,  item  209  viertel  gersten,  item  95  viertel  habem,  item 
829  viertel  bonen.  sü  hant  euch  geschriben  geben  1025  lantlüte,  der 
sint  71  die  kein  kom  hant,  die  überigen  haben  7878  viertel  rocken, 
item  90  viertel  weissen,  item  86  viertel  gersten,  item  123  viertel  bonen. 

Item  her  Hanns  Hiltebrant  von  Mülnheim  und  Hanns  Renner  hant 
in  irem  zirckel  geschriben  geben  1346  statlüte;  der  sint  550,  die  kein 
kom  haben;  aber  die  übrigen  hant  10557  viertel  rocken,  item  48022 
viertel  weissen,  item  759  viertel  gersten,  item  1881  viertel  habera, 
item  76  viertel  lynsen,  erweissen  und  bonen.  sü  hant  euch  geschriben 


1)  Die  f^berschrift  ist  von  späterer  Hand  hinzagefiigt. 

2)  Wird  wohl  die  Gegend  der  heutigen  KronenbnrgerBtraTse  sein. 
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geben  818  lantlüte ;  der  sint  142,  die  kein  körn  hant  aber  die  überigen 
habent  1646  viertel  rocken,  item  902  viertel  weizen,  item  117  viertel 
gersten,  item  77  viertel  habem,  item  2ö  viertel  lynsen,  masot  und 
bonen. 

Item  Hanns  Merswin  und  Claus  Bidermann  hant  in  irem  zirckel 
geschriben  geben  2282  statlüte;  der  sint  692,  die  kein  kom  hant; 
aber  die  überigen  habent  8320  viertel  frühte.  sü  hant  ouch  geschriben 
geben  1653  lantlüte,  der  sint  63,  die  kein  kom  hant,  aber  die  überigen 
habent  6845  viertel  frühte. 

Item  Claus  Duntzenheim  und  Erhart  BAmgarter  hant  in  irem 
zirckel  geschriben  geben  2441  persone,  burger  und  statlüte;  der  sint 
1061 ,  die  kein  kom  hant;  aber  die  überigen  habent  17  792  viertel 
frühte.  sü  hant  ouch  geschriben  geben  1051  lantlüte;  der  sint  174 
die  kein  kom  hant;  aber  die  überigen  habent  3453  viertel  frühte. 

Item  her  Hans  Conrat  Bock  und  Wilhelm  Rotschilt  hant  in  irem 
zirckel  geschriben  geben  2877  statlüte  und  lantlüte  imdereinander; 
der  sint  1352,  die  kein  kom  hant;  aber  die  überigen  habent  1066 
viertel  rocken,  item  3369  viertel  weissen,  item  628  viertel  gersten, 
item  1845  viertel  habem. 

Item  her  Bemhart  Mürsel  und  Voltz  Wurmser  hant  in  irem 
zirckel  geschriben  geben  1536  personen,  statlüte  und  lantlüte  under- 
einander;  der  sint  475,  die  kein  kom  hant;  aber  die  überig^  habent 
8575  viertel  rocken,  item  5606  viertel  weissen,  item  662  viertel  ger- 
sten, item  1069  viertel  habem. 

Item  Hanns  Menser  und  Diebolt  Brant  hant  in  irem  zirckel  ge- 
schriben geben  2227  personen,  so  statlüte  und  lantlüte  undereinander; 
der  sint  917,  die  kein  kom  hant;  aber  die  überigen  habent  5783  viertel 
rocken,  item  1609  viertel  weissen,  item  893  viertel  gersten,  item  1322 
viertel  habem. 

Item  Hanns  Blenckel  und  Hanns  Lütesheim  hant  in  irem  zirckel 
geben  1200  burger  und  statlüte;  der  sint  612  die  kein  kom  hant; 
aber  die  überigen  habent  1970  viertel  rocken  und  400  viertel  habern. 
sü  hant  ouch  geschriben  geben  600  lantlüte;  der  sint  149,  die  kein 
kom  hant;  aber  die  überigen  habent  1876  viertel  rocken  und  226 
viertel  habem. 

Item  die  houbtlüte  in  Kmtenowe  hant  geschriben  geben  810  per- 
sonen, burger  und  statlüte;  der  sint  546,  die  kein  kom  habent;  aber 
die  überigen  haben  1498  viertel  frühte.  sü  hant  ouch  geschriben  geben 
172  personen  lantlüte;  der  hant  60  kein  kom;  aber  die  überigen  hant 
705  viertel  frühte. 
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Item  die  houbtifite  zu  waseneck  hant  geschriben  geben  710  per- 
sonen  statlüte  und  lantlüte;  der  sint  333  die  Icein  körn  hant;  aber 
die  überigen  hant  2255  viertel  rocken,  item  100  viertel  weissen,  item 
66  viertel  gersten,  item  32  viertel  habem. 

Item  die  houbtlüte  am  tich  und  im  Swighofe  hant  geschriben 
geben  355  personen;  der  sint  250,  die  kein  kom  habent;  aber  die 
aberigen  hant  351  viertel  frühte. 

Item  die  houbtlüte  uff  Metzigerouwe  hant  geschriben  geben  58 
burger  und  lantlüte ;  der  sint  5  personen,  die  kein  kom  habent ;  aber 
die  überigen  hant  231  viertel  rocken,  item  346  viertel  weissen,  item 
90  viertel  gersten,  item  35  viertel  habern. 

Item  die  houbtlüte  in  Buprechtsouwe  hant  geschriben  geben  299 
personen,  der  sint  137,  die  kein  körn  hant;  aber  die  überigen  hant 
53  viertel  weissen,  item  93  viertel  gersten,  item  150  viertel  habern. 

Item  die  houbtlüte  an  sant  Agnesenende  hant  geschriben  geben 
135  statlüte;  der  sint  97  personen,  die  kein  kom  hant;  aber  die 
überigen  hant  104  viertel  frühte.  sü  hant  ouch  geschriben  geben 
157  lantlüte;  der  sint  18,  die  kein  kom  hant;  die  überigen  hant  690 
viertel  frühte. 

Item  die  houbtlüte  zu  Vinckwiler  hant  geschriben  geben  383  per- 
sonen, statlüte  und  lantlüte,  undereinander,  der  sind  96  die  kein  kom 
hant;  aber  die  überigen  hant  1758  viertel  frühte. 

Summa  der  statlüte  ist  20.722  personen.  summa  der  statlüte,  die 
kein  körn  hant,  ist  7.702  personen ;  summa  der  statlütefruht  ist  140  554 
viertel,  doch  sint  vil  lantlüte  darunder. 

Summa  der  lantlüte  ist  5476,  one  die  in  die  obgenant  summ  be- 
griffen sint.  summa  der  lantlüte,  die  kein  kom  hant,  ist  667  personen ; 
summa  der  lantlütefmht  ist  23.829  viertel. 

Summa  summarum  der  statlüte  und  lantlüte  ist  26.198  personen. 
summa  summarum  der  statlüte  und  lantlüte,  die  kein  körn  hant,  ist 
8369  personen.  summa  summarum  der  statlüte-  und  lantlütefmht  ist 
überhoufi  zusammen  166752. 

Wenn  ich  die  in  dieser  Aufzeichnung  enthaltenen  Zahlen,  soweit 
sie  die  Einwohner  betreffen,  noch  einmal  übersichtlich  zusammenstelle, 
so  ergiebt  sich  folgende  Tabelle:    (Siehe  Tabelle  auf  Seite  308.) 

Wie  man  sogleich  ersieht,  differieren  die  in  der  Urkunde  als 
Summen  bezeichneten  und  die  von  mir  auf  dem  Wege  der  Addierung 
der  einzelnen  Zahlenangaben  gewonnenen  Resultate  ^).  Völlig  stimmen 

1)  Beiäglich  der  Angaben   Über  den  Getreiderorrath   gilt  hier  das  gleiche  wie  ron 
^   Mttmberger  VolkBiAhlung.    Die   durch   Addition   der  einseinen   angeführten  Posten 
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Einwohner 

Zirkel 

Stadtleut« 

Landleate  *) 

6ü6amij>ummo    .      .        n  «    .j 

;    ohne  Getreide 

1 

OeMmtsamme    ;    „^„f  "J^, 

I 

2  834             '                 318 



— 

II 

I  119                              246 

1025 

71 

III 

I  346             ,                 550 

818 

142 

IV 

2  282                                 692 

1653 

63 

V 

2441 

106 1 

105 1 

174 

VI 

2877 

1352 



— 

VU 

1 536                       475 

VllI 

2  227                       917 

— 

IX 

1 200                       612 

600 

149 

X 

810                       546 

172 

66 

XI 

710                       333 



— 

XU 

355          1            «50 

— 

XUI 

58                         5 



— 

XIV 

299          1            137 



— 

XV 

135                        97 

157 

18 

XVI 

383                        96 

— 

Summa 

20612                    7687 

5476 

677 

A 

B               1 

c 

D 

Summa 
aus  A  uud  C 


26088 


nur  die  Schlusszahlen  der  Urkunde  und  meine  Zahlen  bezüglich  der 
Gesamtsumme  der  Landleute.  Die  Gesamtsumme  der  Stadtleute  diffe- 
riert um  110  (20  722  gegen  20612),  die  Summe  der  StadÜeute  ohne 
Getreide  um  15  (7702  gegen  7687),  die  der  Landleute  ohne  Getreide 
um  10  (667  gegen  677),  endlich  die  aller  Einwohner  um  110  (26198 
gegen  26088). 

Ich  halte  alle  diplomatische  Kritik,  wie  sie  z.  B.  von  Bücher 
an  den  Nürnberger  Zahlen  geübt  wurde,  hier  um  so  mehr  für  über- 
flüssig, als  eine  Kontrole  durch  andere  Handschriften  unmöglich  ist 
und  eine  künstlich  geschaffene  Übereinstimmung  der  Zahlen  hier,  wo 
es  sich  um  eine  relativ  kleine  Summe  (HO)  handelt,  keinen  Werth 
beanspruchen  darf.  Auch  die  Nürnberger  Zahlen  difierieren  und  zwar 
um  viel  gröfsere  Beträge  als  die  obigen.  Da  es  keine  andere  Ab- 
schrift dieser  Erhebung  mehr  giebt,  mir  wenigstens  keine  bekannt  ge- 
worden ist,  so  müssen  wir  uns  unbedingt  mit  den  Resultaten  der  mit- 


gewonoenen  Schinrssahlen  sind  wesentlich  gröfser  al»  die  io  der  Urknnde  aufgeführten. 
Eine  Kontrolle  ist  hier  unmöglich  schon  deshalb,  weil  man  nicht  weiTs,  welche  Arten  der 
oben  genannten  Früchte  zum  ,,Korn''  gerechnet  worden  sind. 

1)  Wo  die  Zahlenangaben  für  die  Landleate  fehlen,  sind  dieselben  nach  unserer  Ur- 
kunde schon  in  der  Zahl  der  Stadtlente  enthalten. 
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geteilten  zufrieden  geben.  So  acceptiere  ich,  obwohl  der  mangelnden 
Übereinstimmung  bewuTst,  die  in  der  alten  Ordnung  aufgezeichneten 
Resultate,  von  der  Überzeugung  bestimmt,  dafs  wir  es  hier  mit  einer 
Abschrift  der  eigentlichen,  verloren  gegangenen  Zusammenstellung  zu 
thun  haben  und  dass  dabei  eher  bei  einer  der  einzelnen  Zahlenangaben 
als  bei  der  Abschrift  der  Schlufssummen  ein  Versehen  vorgekommen 
ist  Nur  werden  wir  die  Zahl  der  eigentlichen  Wohnbevölkerung 
uns  noch  etwas  niedriger  zu  denken  haben,  da  in  manchen  Vierteln 
und  ebenso  dann  in  der  Schlufsabrechnung  die  anwesenden  Landleute 
zu  den  Stadtleuten  gezählt  worden  sind. 

Es  bedarf  keines  Beweises,  dafs  diese  Aufzeichnung  von  gröfstem 
Werte  ist  Ganz  reicht  sie  freilich  an  den  Nürnberger  Zensus  nicht 
hin,  denn  sie  gewährt  keinen  Einblick  in  die  Zusammensetzung  der 
Bevölkerung  nach  dem  Geschlechte,  dem  Alter  und  nach  sozialen 
Unterschieden.  Doch  bietet  eine  einfache  völlig  sichere  Zahlenbe- 
stimmung schon  genug  des  Interesses  und  wird  eine  wesentliche  Stütze 
Ar  weitere  mittelalterliche  Bevölkerungsberechnungen  bilden. 

Und  dafs  die  mitgeteilte  Erhebung  eine  völlig  korrekte  Zahlen- 
bestimmung giebt,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  Wie  in  Nürnberg 
ist  auch  hier  die  Erhebung  durch  Männer  vorgenommen  worden,  die 
ihr  Gebiet  völlig  kannten,  und  es  gilt  in  dieser  Beziehung  alles,  was 
Hegel  und  Bücher^)  für  die  Sicherheit  der  Nürnberger  Zahl  an- 
führen, auch  für  diese  Strafsburger.  Unter  den  „Leuten^S  wie  die  Er- 
hebung die  vorhandenen  Individuen  nennt,  sind  ohne  Zweifel  alle 
Einwohner  ohne  Unterschied  auf  ihre  Stellung  im  Bürgerrecht,  ohne 
Ansehen  des  Standes  und  Ranges,  des  Alters  und  Geschlechtes  zu 
verstehen.  Eine  solche  Spezialisierung  war  auch  hier  nicht  notwendig, 
da  ja ,  wie  wir  sehen  werden ,  die  Zahl  der  Individuen  lediglich  mit 
den  vorhandenen  Unterhaltsmitteln  in  Verbindung  zu  setzen  war,  die 
Einzelnen  nur  als  Konsumenten  erhoben  werden  sollten  und  in  Bezug 
auf  den  Getreidekonsum  alle  Ortsanwesenden  gleich  sind.  Fraglich 
könnte  nur  sein,  ob  die  Geistlichkeit  und  die  kleinen  Kinder  mit- 
eingerechnet sind.  Was  die  ersten  betrifft,  so  glaube  ich  die  Frage 
bejahen  zu  dürfen.  Galt  in  jener  Zeit  für  die  Geistlichen  doch  im 
Steuerwesen  kaum  eine  Ausnahme,  um  vrie  viel  weniger  da,  wo  es 
sich  um  eine  Frage  handelte,  an  deren  Lösung  sie  ebenso  interessiert 
waren,  wie  alle  anderen  Einwohner.  Was  die  Kinder  betrifft,  so  wäre 
es  denkbar,  dafs  die  Altersklassen  von  0—5  Jahren,  vielleicht  auch 
noch  etwas  mehr,  in  dieser  Zählung  nicht  inbegriffen  sind.    Wir  wür- 

1)  B fleh  er  a.  a.  O.  Jahrg.  1881,  S.  668  f. 
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des,  wenn  wir  die  Kinder  von  0 — 5  Jabren  als  aufser  Ansatz  ge- 
blieben annehmen  und  dieselben  nach  heutigen  Analogien  mit  120  vom 
Tausend  —  ein  jedenfalls  etwas  zu  hoher  Prozentsatz  —  berechnen, 
circa  3000  Einwohner  mehr  erhalten.  Doch  berechtigt  uns  nichts  zu 
dieser  Annahme.  Auch  in  der  Nfimberger  Aufnahme  ist,  wie  hier 
von  „Leuten^S  so  dort  von  „Personen'^  die  Rede,  und  sind  darunter 
die  Bürger,  Frauen,  Kinder,  Knechte,  Mägde  u.  s.  w.  verstanden  M* 

Auch  topographisch  umfafst  diese  Erhebung  das  ganze  damalige 
Strafsburg,  es  sind  wie  in  Nürnberg  acht  Viertel  angenommra,  von 
denen  jedes  in  zwei  „ZirkeP^  abgeteilt  ist. 

Eine  sehr  wichtige  Frage  ist  natürlich  die  nach  der  Zeit,  in 
welcher  diese  Erhebung  vorgenommen  wurde.  Dem  Leser  wird  nicht 
entgangen  sein,  dafs  die  Mitteilung  mit  keinem  Datum  versehen  ist. 
Doch  bietet  die  Zeitbestimmung,  wenn  man  nicht  gerade  ein  be- 
stimmtes Jahr  eruieren  will,  keine  nennenswerten  Schwierigkeiten. 
Die  Schrift  trägt  ganz  unverkennbar  das  Gepräge  des  15.  Jahrhun- 
derts; später  als  nach  löOO  kann  die  Erhebung  keinesfalls  angesetzt 
werden.  Nun  könnte  man  allerdings  annehmen,  dafs  die  mitgeteilte 
Aufzeichnung  eine  Abschrift  einer  früheren  Erhebung  repräsentiere. 
Allein  dem  steht  die  Thatsache  gegenüber,  dafs  solche  Abschriften 
ganz  allgemein  sich  nur  auf  eigentliche  Ordnungen  rechtlicher,  poli- 
tischer und  wirtschaftlicher  Natur  beziehen,  in  Fällen,  wo  also  eine 
spätere  Zeit  sich  bei  einer  früheren  unterrichten  will,  dafs  dagegen 
für  Abschriften  solcher  nur  augenblicklichen,  ganz  bestimmten  Zwecken 
und  Bedürfhissen  dienender  Zahlenerhebungen  in  jener  statistisch  so 
uninteressierten  Zeit  kein  Grund  vorlag.  Wir  können  aber  in  der  Zeit- 
bestimmung noch  des  weiteren  spezialisieren.  Schon  die  Schrift  weist 
auf  die  zweite  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  hin,  und  die  in  der 
Aufzeichnung  enthaltenen  Namen  der  Hauptleute  und  andere  Erwä- 
gungen führen  uns  mit  gewisser  Notwendigkeit  auf  ein  bestimmtes 
Jahrzehnt  der  Zeit  von  1450 — 1500. 

Zunächst  lag  gerade  in  dieser  Zeit  ein  sehr  bedeutender  Grund 
vor,  die  Bevölkerung  und  den  ihr  zu  Gebote  stehenden  Getreidevorrat 
statistisch  zu  erfassen.  Es  kann  nemlich  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dafs  diese  Erhebung  mit  Rücksicht  auf  eine  drohende  Kriegs-  und 
Belagerungsgefahr  geschah.  Aus  einer  Nürnberger  Ordnung*)  erfahren 
wir,  dafs  der  Rat,  um  die  Verpflegung  der  Stadt  während  der  Dauer 
des  Kriegs  zu  sichern,  schon  lange  vor  Ausbruch  desselben  sorgföltige 

1)  Chroniken  Deutscher  Stidte,  Bd.  II,  S.  317  ff. 

2)  Chroniken  I>ent8cher  SUdte,  Nürnberg,  Bd.  II,  S.  SS9. 
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Vorkehrang  traf,  dafs  er  bereits  ein  ganzes  Jahr  vorher  den  Ein- 
wohnern der  Stadt  befahl,  nach  Verhältnis  ihres  Vermögens  und  nach 
Mafsgabe  einer  vorgeschriebenen  Taxe  eine  gewisse  Anzahl  Simmer 
Korns  auf  ihre  Böden  auÜEuschütten,  und  dafs  er  später  durch  einige 
verordnete  Mitglieder  die  sämtlichen  Korn  verrate  nachsehen  liefs  ^). 
Ebenso  lassen  auch  verschiedene,  besonders  ungedruckte*)  Ordnungen 
Strafsburgs  keinen  Zweifel,  dafs  auch  hier  der  Rat  für  den  Kriegsfall 
ähnliche  Fürsorge  und  Vorkehrungen  bethätigte.  Nun  scheinen  es  im 
15.  Jahrhundert,  einer  für  Strafsburg  ziemlich  ruhigen  2teit,  vor  allem 
zwei  drohende  (xefahren  gewesen  zu  sein,  welche  eine  derartige  Für- 
sorge erheischten.  Die  erste  bestand  in  den  feindlichen  Zügen  der 
Armagnacs  (Armeniaci),  der  „armen  Jecken^'  oder  „armen  Gecken'^ 
(pauvres  gueux)^),  einer  undisziplinierten,  zu  allen  Exzessen  und  Roh- 
heiten geneigten  Soldateska,  von  deren  Verwüstungen  Schilter  in 
seinen  Annotationen  zu  Königshoven  ausführlich  erzählt^).  Diese 
kamen,  zum  erstenmal  im  Jahr  1493  in  einer  Stärke  von  12  000  Mann, 
unter  Führung  französischer,  lothringischer  und  anderer  Edelleute  über 
Zabem  ins  Elsafs,  besetzten  die  Ortschaften  um  Strafsburg  und  kehrten 
dann  nach  einem  vierzehntägigen  Aufenthalt  und  ohne  Widerstand  ge- 
funden zu  haben,  über  Montbelliard  nach  Frankreich  zurück.  Im  Jahre 
1444  kam  ein  zweites  noch  gröfseres  Heer  unter  dem  Befehl  ded  Dau- 
phins von  Frankreich  gelegentlich  eines  Streitzuges  gegen  die  Eidge- 
nossen durch  den  Sundgau  auch  nach  Niederelsafs,  verheerte  und  über- 
schwemmte es  wieder,  erlitt  aber  in  Einzelgefechten  viele  Verluste  und 
wurde  bei  einem  Sturm  auf  Strafsburg  mit  Verlust  zurückgeschlagen. 
Aber  die  Kämpfe  zogen  sich  bis  zum  Jahre  1448  hinaus.  Der  zweite 
oder  eigentlich  der  dritte  Kriegsfall  wurde  durch  die  Eroberungsge- 
lüste des  Herzogs  von  Burgund,  KarFs  des  Kühnen,  in  den  Jahren 
1474 — 1477  hervorgerufen  *).    Die  Stadt,  wiederholt  von  Belagerungen 


1)  Chroniken  Deutscher  Städte,  Nfirnberg,  Bd.  II,  S.  300. 

S]  Auch  hier  mar»  ich  auf  meine  spätere  Arbeit  über  Strafsburgs  Verwaltung  und 
Verfassung  verweisen. 

3)  Es  ist  bekannt,  dafs  dieser  Name  durchaus  nicht  auf  jene  Scharen  anwendbar 
ist.  S.  Hermann,  Notices  historiques ,  statistiques  et  litt^raires  sur  la  ville  de  Stras- 
bourg, Bd.  I,  Strafsburg  1817,  S.  88. 

4)  Schilter  in  der  17.   annotatio  au  Königshovens  Els&ssischer  und  Strafsburger 
Chronik,   Strafsburg  1618,  S.  909  ff.     S.  femer  Hermann  a.  a.  O.  und  ebenda  S.  142; 
^chöpflin,  AlsatiaiUustrata,  tom.  II,Colmar  1761,  S.93;  Schöpflin,  Alsatia  diplo- 
matica,  tom.  II,  Mannheim  1775,   S.  378  ff.;    Grandidier,    Oeuvres  in^dits,  Bd.  IV, 
Colmar  1866,  S.  340  ff. 

5)  S.  Schöpflin,  Alsat.  illnstr.  S.  312. 
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bedroht,  verschanzte  sich  energisch,  lieTs  Klöster  und  sonstige  Ge- 
bäude vor  den  Thoren  schleifen,  und  der  Bat  verordnete,  wie  wir  aus 
verschiedenen  Mitteilungen  wissen,  und  wie  mir  des  weiteren  aus 
meinen  Archivstudien  bekannt  ist,  dafs  alle  Yermöglichen  sich 
auf  zwei  Jahre  mit  Getreide  versehen  sollten;  auch  nahm 
die  Stadt  auf  eigene  Kosten  grofse  Verproviantierungen  vor.  Eine 
Untersuchung  der  Kornspeicher  und  städtischen  Keller  ergab  einen 
Vorrat  von  Getreide  für  zehn  und  von  Wein  für  drei  Jahre ^).  In 
diese  Zeit,  also  in  die  Jahre  1474  bezw.  1473  bis  1477 
fällt  meines  Erachtens  unzweifelhaft  die  oben  mitgeteilte  Er- 
hebung. 

Die  Namen  der  in  der  Aufnahme  erwähnten  HaupÜeute,  jeden- 
falls eigens  für  den  Kriegsfall  ernannter  Persönlichkeiten  aus  den 
Patriziern  (Konstoflem)  und  gemeinen  Bürgern  (Zünftlem),  bestätigen 
diese  Ansicht').  Soweit  dieselben  in  Urkunden  erwähnt  werden,  stam- 
men diese  fast  alle  aus  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts. 
Zum  grofsen  Teil  gehören  sie,  wie  die  Duntzenheim,  Baumgarter, 
Mülnheim,  Bock,  Mürsel,  Wurmser,  Blenckel  u.  s.  w.  den  patrizischon 
Geschlechtem  an ').  In  einer  Aufzeichnung  der  städtischen  Pferde 
aus  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  finde  ich  einen  Hans 
Conrad  Bock  unter  den  Konstoflem  ^ ) ,  femer  in  einer  Ordnung  von 
1463  ^)  den  Claus  Baumgarter  unter  den  Dreizehnem  und  einen  Hans 
Lütesheim  unter  den  Fünfzehnem,  zwei  städtischen  Behörden,  ange- 
führt, ebenso  in  derselben  Ordnung  den  Hans  Merswin  und  abermals 
den  Conrad  Bock.  Ferner  erzählt  Schöpflin  von  einem  Bernhard 
Mürsel,  der  um  1460  mit  einem  Bmder  ein  Lehen  zurückgegeben 
habe*),  ebenso  von  einem  Volz  Wurmser,  der  1466  mit  zwei  Brüdern 
ein  Lehen  angenommen  habe  ^ ) ,  auch  erwähnt  er  des  Hans  Conrad 
Bock  für  das  Jahr  1454  und  des  Hans  Blenckel  (Blencklin),  der  um 
das  Jahr  1479  gestorben  sei  ®).    Das  Hervortreten  aller  dieser  Persön- 

1)  Schöpflin,  ebenda;  Bficher  ,  Ghroniqae  de  Strasbourg  8.  814. 

2)  Auch  in  Nürnberg  «ind  es  die  „nertelmeister  mit  den  haubtleuten",  welche  das 
Geschäft  der  Erhebung  zu  l)e8orgen  hatten.  Chronik.  Deutscher  Stfidte  a.  a.  O.  S.  300 
und  sonst 

3)  S.  Schöpflin,  Alsat.  illustr.,  tom.  II  unter  den  betreffenden  Namen. 

4)  Strafsburger  StadUrchiv,  Alte  Stadtordnungen,  Bd.  88,  Blatt  100— lOS.  Die  Aof- 
zeichnung  ist  zwar  ohne  Datum ,  stammt  aber  aus  gewissen  Gründen ,  deren  Nacbwei- 
sung  uns   hier  zu  weit  fuhren  würde,  unzweifelhaft  aus  dem  Jahre  1473  oder  1479. 

5)  Strafsburger  SUdUrchiv,  Alte  SUdtordnungen,  Bd.  28,  Blatt  15  und  16. 

6)  Schöpflin  a.  a.  O.  S.  660. 

7)  Ebenda  S.  717  und  718. 

8)  Schöpflin  a.  a.  O.  S.  194  und  637. 
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lichkeiten  in  die  Öffentlichkeit  in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts ist  sicherlich  der  beste  Beleg  für  unsere  oben  niedergelegte 
Ansicht. 

Wir  kommen  also  zu  dem  Schlüsse,  dafs  in  Strafsburg  in  der 
zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  und  zwar  in  der  Zeit  um  1473 
—1477  die  Wohnbevölkerung  20  722,  die  orts anwesende  Be- 
völkerung 26  198  Köpfe  betragen  habe. 

Dieses  Ergebnis  erscheint  um  so  wertvoller,  als  es  erst  das  zweite 
ist,  das  einer  zeitgenössischen  Mitteilung  entstammt,  und  als  die  Zahl 
solcher  Mitteilungen  eine  beschränkte  ist  und  wohl  bleiben  wird.  Es 
werden  vielleicht  noch  dann  und  wann  solche  Zensus  wie  der  Nürn- 
berger und  Strafsburger  aufgefunden  werden,  aber  sicherlich  nicht  in 
grofser  Zahl  Denn  abgesehen  von  anderen  Gründen,  welche  einer 
bisherigen  Auffindung  solchqf  2tensus  entgegenstanden,  ist  das  Mittel- 
alter überhaupt  nicht  so  neu-  und  wifsbegierig  in  statistischer  Be- 
ziehung gewesen  wie  die  Neuzeit,  welche  am  liebsten  die  ganze  Welt 
auf  einem  einzigen  Fragebogen  zusammenfassen  möchte.  Wo  fast  die 
ganze  Bevölkerung  sich  persönlich  bekannt  ist,  wo  ein  Verhältnis- 
mäfsig  kleines  Gemeinwesen  bis  in  die  entferntesten  Strafsen  und 
Zustände  den  Behörden  klar  zu  Tage  liegt,  wo  aufserdem  wenig 
geschrieben  und  noch  weniger  verbreitet  wird,  also  die  Ziffern  nicht 
mit  dem  Auge  erfafst  werden  können,  da  ist  für  die  Statistik  keine 
Stelle.  Wo  Zahlen  nur  mit  dem  Gedächtnis  behalten  werden  sollen, 
können  sie  nicht  auf  Eindruck  rechnen  ^).  In  einer  solchen  Zeit  mögen 
nur  besondere  Gelegenheiten  wie  Steuerveranlagungen,  Einteilungen  in 
den  städtischen  Wehrdienst,  Auszählungen  der  Zünfte,  Belagerungs- 
gefahren u.  dergl.  zur  Erhebung  gewisser  Bevölkerungsklassen  ge- 
führt haben,  und  die  Wirtschaftsgeschichtsschreibung  wird  es  über 
sich  gewinnen  müssen,  diesen  die  Grundlagen  für  ihre  Berechnungen 
zu  entnehmen. 

Was  die  durch  die  Erhebung  klargestellte  Einwohnerzahl  Strafs- 
burgs  in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  betrifft,  so  steht 
dieselbe  mit  der  von  Nürnberg  im  Einklang.  Beides  sind  Städte, 
deren  Namen  im  Mittelalter  fast  gleich  guten  Klang  hatten;  beide 
waren,  jedes  nach  seiner  Art,  hervorleuchtende  Träger  des  mittel- 
alterlichen Wirtschaftslebens,  beide  tonangebend  in  der  Politik  der 
Städte.  Ich  versage  es  mir  hier  des  weiteren  auf  die  Einwohnerver- 
hältnisse einzugehen  und  sie  mit  den  wirtschaftlichen,  sozialen  und 
rechtlichen  Verhältnissen  jener  Zeit  in  Verbindung  zu  setzen,   indem 

1)  Bücher  a.  a.  O    Jahrg.  1881,  S.  538. 
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ich  in  meiner  gröfseren  Arbeit  ohnehin  auf  alle  diese  Verhältnisse  zu 
sprechen  komme.  Es  ist  selbstverständlich,  dafs  die  Thatsache  einer 
verhältnismäfsig  kleinen  Bevölkerung  Strafsburgs  im  Mittelalter  unser 
anerkennendes  Urteil  über  dieses  treffliche  Gemeinwesen  nicht  herab- 
zustimmen vermag;  ja  wir  werden  eher  geneigt  sein,  eine  Stadt,  die 
bei  dieser  Bevölkerung  so  Grofses  geleistet  hat,  noch  höher  zu  stellen 
als  bisher.  Müssen  wir  nicht  überhaupt,  wenn  wir  in  Erfahrung 
bringen,  dafs  es  eigentlich  kleine  oder  mittelgrofse  Städte  im  moder- 
nen Sinne  gewesen  sind,  welche  ihre  Warenzüge  über  Meer  und  Alpen 
sandten,  welche  die  zahlreichen  unübertroffenen  Dome  als  unvergäng- 
liche Denkmäler  ihres  Kunstsinnes  gestiftet,  welche  Fürsten  und  Kö- 
nigen getrotzt  und  ihren  Namen  weithin  berühmt  gemacht  haben  — 
müssen  wir  da  nicht  eine  ungleich  höhere  Achtung  vor  deren  Bürgern 
bekommen  ?*) 

Nach  diesem  Resultat  scheint  die  von  Scbönberg  vorgenommene 
Bevölkerungsbestimmung  von  Basel  durchaus  den  Umständen  ange- 
messen. Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dafs  Strasburg  weit  eher  mit 
Basel  verglichen  werden  kann  wie  Rostock,  und  der  Vergleich  der  Be- 
deutung dieser  Städte  läfst  uns  ein  Verhältnis  von  10  000  :  20  000  Ein- 
wohnern als  keineswegs  unwahrscheinlich  erscheinen,  wenn  überhaupt 
die  Schönberg'sche  Zahl  des  Beweises  noch  bedurft  hätte.  Dafs 
in  Rostock  eine  verhältnismäfsig  grofse  Bevölkerung  gelebt  habe,  soll 
ebensowenig  bezweifelt  werden,  wie  mir  denn  auch  die  von  Paasch e 
angeführten  Gründe  für  diese  Thatsache  vollkommen  zutreffend  er- 
scheinen. Jedenfalls  ist  aber  das  von  Nürnberg  und  nun  von  Strafs- 
burg bekannte  Bevölkerungszahlverhältnis  im  Mittelalter  geeignet,  für 
den  Süden  Deutschlands  einen  festen  Anhaltspunkt  für  andere  Be- 
stimmungen zu  bilden  und  unsere  „hergebrachte  Vorstellung  über  die 
Gröfse  und  Volksmenge  mittelalterlicher  Städte^^  im  Ganzen  herabzo- 
stimmen  *). 

1)  Ein  solches  BeyÖlkeraxigsverhältnis  hat  übrigens  Hermann  (a.  a.  O.  Bd.  U, 
S.  87)  schon  geahnt,  benützt  aber  diese  Gelegenheit,  um  den  Einflufs  der  fransosiscben 
Regiemng  auf  die  Hebung  der  Bevölkerungszahl  —  wie  wir  sehen  werden  in  irriger 
Weise  —  als  günstig  hinzustellen:  Avant  que  Strasbourg  passat  sous  la  do- 
mination  fran9aise,  la  populatio»  de  cette  ville  ne  r^pondait  pas  k  son  importanee. 

2)  Dagegen  Bücher,  welcher  nicht  mit  Unrecht  vor  einer  Generalisiemng  solcher 
bisher  vereinzelter  mit  gutem  Grund  vorgenommener  Herabstimmungen  unserer  VorsteliooS 
von  der  Gröfse  der  alten  St&dte  warnt.  Freilich  scheint  es  mir  nach  der  Natur  des  alten 
Städtewesens  nicht  zweifelhaft,  dafs  weitere  Untersuchungen  analoge  Resultate  erbringeii 
werden. 

(Schlufs  folgt.) 


V. 

Die  Gewerkvereine  in  den  Vereinigten  Staaten 

▼on  Amerika. 

VOD 

A.  Sartorius  von  WalterBhauaen. 

(Portsetsang  ron  Bd.  VII  S.  560  der  N.  F.  dieser  Zeitschrift.) 

II.    Strikes. 

Eine  umfassende  Geschichte  der  nordamerikanischen  strikes 
ist  bisher  nicht  geschrieben  worden,  und  wird  für  die  letzten  30  Jahre, 
in  denen  der  Konflikt  zwischen  Arbeit  und  Kapital  jenseits  des  Ozeans 
erst  zu  einer  Bedeutung  gekommen  ist,  vermutlich  auch  niemals  ver- 
fasst  werden,  weil  ein  grofser  Teil  der  Ausstände  gar  nicht  aufge- 
zeichnet worden  ist,  und  die  Mitteilung  aus  der  Erinnerung  der 
kämpfenden  Parteien  viel  ungenaues  und  einseitiges  enthalten  würde. 
Auch  auf  einen  vollständigen  Bericht  über  diejenigen  Arbeitseinstel- 
lungen, welche  in  der  Presse  besprochen  sind,  ist  nicht  mit  Sicher- 
heit zu  rechnen,  da  die  Exemplare,  ja  selbst  die  Namen  der  meisten 
Zeitungen,  welche  sich  regelmäfsig  mit  den  Arbeiterangelegenheiten 
beschäftigt  haben,  längst  verschollen  sind.  Denn  sehen  wir  von  den 
wenigen  auf  starken  Interessen  beruhenden  und  mit  grofsem  Kapital 
aasgerüsteten  Zeitungen  ab,  so  entspricht  das  Gesamtbild  der  nord- 
amerikanischen Presse  dem  Charakter  der  dortigen  Produktion  über- 
haupt: gewaltige  Massenhaftigkeit  neben  mafsloser  Unstetigkeit.  Mit 
einer  auf  längere  Zeiträume  sich  erstreckenden  Statistik  über  die 
strikes  sieht  es  nicht  viel  besser  aus.  Nur  einzelne  Staaten  verfügen 
über  arbeitsstatistische  Bureaus,  von  welchen  einige  dahin  bezügliche 
Erhebungen  gemacht  worden  sind,  während  sich  die  Bundesregierung 
mit  der  Erforschung  der  Arbeitersache  nur  gelegentlich  bei  anderen 
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Veranlassungen  beschäftigt  hat  Eine  umfassende  statistische  Beob- 
achtung ist  aber  das  einzige  Mittel,  um  zu  einem  klaren  Urteil  über 
die  Ursachen,  Folgen,  Nützlichkeit  und  Schädlichkeit  der  Ausstände 
zu  gelangen.  Denn  das,  was  massenhaft  und  doch  zugleich  vielfach 
individuell  gestaltet  im  sozialen  Leben  der  Völker  auftritt,  kann 
offenbar  nur  in  seiner  Gesamterscheinung  gewürdigt  werden.  Einzelne 
strikes  als  Typen  für  die  zahlreichen  Spezialfälle  zu  betrachten,  geht 
nur  dann  an,  wenn  man  das  Bild  des  Ganzen  kennt  Wer  dagegen 
den  umgekehrten  Weg  einschlägt  und  gestützt  auf  innere  Gründe 
ein  oder  wenige  Beispiele  zu  verallgemeinem  unternimmt,  bekundet 
damit  nur  die  Anwendung  einer  Methode,  welche  wegen  der  zahl- 
reichen Bedingungen  und  Ursachen  sozialer  Vorgänge  nur  mit  grolser 
Vorsicht  aufzunehmen  ist 

Für  die  englischen  Zustände  existiert  ein  wertvoller  stati- 
stischer Aufsatz  von  G.  P.  Bevan  über  die  strikes  der  Jahre 
1870—1880^).  Aus  diesem  geht  zunächst  hervor,  dass,  wenn  man 
die  Anzahl  der  in  den  verschiedenen  Jahren  stattgefündenen  Aas- 
stände vergleicht,  mit  den  gröfsten  Unregelmäfsigkeiten  der  Güter- 
produktion die  gröfste  Zahl  der  Arbeitseinstellungen  zusammenfällt 
Auf  der  einen  Seite  ist  es  der  rapide  Aufschwung  der  Geschäfte  id 
der  Zeit  von  1872—73  und  auf  der  anderen  die  Periode  der  gröfsten 
Depression  von  1878 — 79,  welche  den  Konflikt  zwischen  Kapital  and 
Arbeit  auf  die  Spitze  treiben').  Diese  Erscheinung  hat  nichts  unver- 
ständliches, wenn  man  bedenkt,  dafs  in  beiden  Epochen  die  soziale 
Macht  der  streitenden  Parteien  durch  die  Produktionsvorgänge  er- 
heblich verschoben  wird.  In  der  ersteren  ist  bei  den  Geschäftsunter- 
nehmem  ein  dringenderes  Bedürfnis  nach  Arbeitskräften  vorhanden, 
als  in  den  Tagen  des  Gleichgewichts  von  Produktion  und  Konsumtion, 


1)  G.  Phillips  Beran: 
the  Statistical  society,  1880. 

2)  Ansahl  der  Aasstftnde : 


The   strikes   of  the   past  ten  years  in  dem  Joamal  of 


1870  .  .  . 

30 

I87I  .  .  . 

98 

187a  .  . 

343 

1873  .  . 

365 

1874 

286 

1875 

»45 

1876  .  . 

229 

1877  .  . 

.  180 

1878  .  .  . 

.  268 

1879   .  . 
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Während  wir  in  der  zweiten  den  umgekehrten  Fall  beobachten  können, 
dass  das  Kapital  der  Arbeit  als  die  unvergleichlich  stärkere  Macht 
entgegentritt  Eine  volkswirtschaftliche  Krisis  ist  besonders  für  die 
besitzlose  Arbeit  um  so  fühlbarer,  je  länger  sie  andauert.  Die  er- 
sparten Mittel  sind  verzehrt,  die  Gesundheit  ist  heruntergekommen 
und  die  Zahl  der  Arbeitslosen  hat  zugenommen.  —  Nun  sind  Lohn- 
steigerungen resp.  Lohnreduktionen,  welche  sich  beide  Seiten  ge- 
fallen lassen,  allerdings  zunächst  die  Folge.  Aber  damit  hat  die 
Sache  keineswegs  ihr  Bewenden.  Denn  jede  Partei  sucht  nun  ihre 
Chancen  auszunutzen,  indem  sie  ihre  Ansprüche  möglichst  in  die  Höhe 
schraubt  Ein  solches  Vorgehen  erzeugt  mit  Notwendigkeit  in  der  ande- 
ren Partei  eine  Reaktion,  welche  in  dem  strike  und  dem  lock-out  ihre 
äuTsere  Form  findet  Im  allgemeinen  ist  —  und  damit  kommen  wir 
auf  einen  zweiten  allgemein  interessierenden  Satz ,  welcher  sich  aus 
der  allerdings  in  dieser  Hinsicht  nicht  so  genügenden  Statistik  6e- 
yans  ^)  ableiten  läTst  —  der  Erfolg  des  Ausstandes  für  beide 
Epochen  vorherzusagen :  Zur  Zeit  der  aufserordentlichen  ökonomischen 
Prosperität  führen  die  Arbeitseinstellungen  zu  einem  günstigen  Re- 
sultat für  die  Arbeiter,  während  die  in  der  Periode  des  volkswirt- 
schaftlichen Niederganges  unternommenen  ein  Unterliegen  derselben 
zur  Folge  haben  •). 

Untersuchen  wir  nun,  ob  die  aus  den  englischen  Erfahrungen  ge- 


1)  Folgende  Resultate  liefsen  sich  feststellen:  1878|78:  18  strikes  gewonnen  und  11 
▼erloren.  1878|79 :  6  gewonnen,  115  verloren.  Könnte  man  diese  Zahlen  als  Typen 
betrachten,  so  ginge  daraas  hervor,  daOi  in  England  in  den  schlechten  Zeiten  die  Macht 
des  Kapitals  verbKItnisinSfiiig  grofser  ist,  als  die  der  Arbeiter  in  den  guten.  Für  Arne- 
rUia,  wo  das  Arbeitsangebot  im  Vergleich  zu  der  Nachfrage  geringer  als  in  England  ist, 
trifft  dies,  wie  unten  gezeigt  werden  soll,  nicht  zu. 

2)  Die  Theorie,  dass  die  Grofse  des  Lohnfonds,  Angebot  und  Nachfrage  die  Lohn- 
Bchwanlcangen  ausschUeCklich  regulieren,  erh&lt  hiermit  eine  scheinbare  Bestfttigung,  denn 
SS  konnte  behauptet  werden,  da£s  mit  den  strikes  nur  dasselbe  eingetreten  wäre,  was 
such  ohne  dieselben  geschehen  sein  würde.  Dagegen  ist  aber  zu  bemerken,  dass  unser 
Satz  nur  für  die  Mehrzahl  der  FäUe,  nicht  aber  für  alle  mafsgebend  ist,  wodurch  schon 
das  erwähnte  „Naturgesetz**  in  einiges  Schwanken  geriete,  und  femer,  dafs  auf  einen  Teil 
der  in  den  guten  Zeiten  erwarteten  Gewinnquote  von  Seiten  der  Unternehmer,  weil  sie 
ihre  Produktion  nicht  unterbrechen  wollen,  ein  Verzicht  sehr  wohl  denkbar  ist,  zu  dem 
sie  ohne  strike  sich  nicht  würden  entschlossen  haben,  und  dafs  in  besonders  schlechten 
Zeiten  ohne  eine  Lohnreduktion  gewifs  auch  öfters  hätte  weiter  gearbeitet  werden  können, 
ohne  dafii  für  die  Unternehmer  daraus  eine  Gefahr  hätte  zu  erwachsen  brauchen.  Ein 
Beweis  dafür  ist  eine  in  Amerika  gemachte  Beobachtung,  dafs  bei  ganz  schlechten  Zeiten 
die  Unternehmer,  bei  sehr  guten  die  Arbeiter  von  einem  Schiedsgericht,  welches  die  Löhne 
doch  nach  der  Konjunktur  der  Warenpreise  steUen  soU,  nichts  wissen  woUen.  Weiteres  s.  u. 
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woDnenen  Sätze  auch  für  die  nordamerikaniscben  Verhältnisse  mafs- 
gebend  sind.  Wir  können  dies  auf  Grund  des  zur  VeriÜgung 
stehenden  Materials,  welches  freilich,  wie  erwähnt,  als  ein  um- 
fassendes nicht  bezeichnet  werden  kann,  bejahen.  Der  Zusammen- 
hang der  Geschäftskonjunktur  und  der  strikes  läfst  sich  z.  B.  aus 
der  Geschichte  der  in  dem  kohlenreichen  Tuscarawathal  (W.  Ohio), 
vorgekommenen  Arbeiterschwierigkeiten  ersehen,  welche  in  dem  Be- 
richt des  arbeitsstatistischen  Bureaus  von  Ohio  des  Jahres  1880 
für  die  12jährige  Periode  von  1869—1881  im  Detail  mitgeteilt  wer- 
den. Wir  führen  im  folgenden  die  uns  an  dieser  Stelle  interes- 
sierenden Vorgänge  dem  Leser  vor:  Das  Jahr  1869  war  für  alle  an 
dem  Bergbau  beteiligten  Personen  ein  ziemlich  gedeihliches  gewesen. 
Im  Anfang  des  folgenden  verringerte  sich  das  Kohlenbedürfiiis  je- 
doch, so  dafs  in  einigen  Gruben  eine  Herabsetzung  des  Arbeitslohnes 
angekündigt  wurde.  Der  darauf  hin  in  Scene  gesetzte  Ausstand  war 
erfolglos  und  die  Stellen  der  Streikenden  wurden  bald  durch  andere 
Arbeiter  ersetzt,  welche  von  auswärts  auf  das  Betreiben  der  Gruben- 
besitzer herbeigeholt  wurden.  Das  Jahr  1871  brachte  eine  günstigere 
Geschäftskonjunktur,  die  Kohlenpreise  stiegen  etwas  und  die  Löhne 
wurden  wieder  etwas  erhöht.  Da  jedoch  die  Unternehmer  aus  der 
Lage  der  Dinge  keine  besonders  hohen  Gewinne  ziehen  konnten, 
gaben  sich  die  Arbeiter  mit  dem  Gewährten  zufrieden  und  benutzten 
ihre  besseren  Geldmittel  nur,  um  einen  Gewerkverein  (miners  and 
laborers  protective  union)  zu  gründen,  welcher  ihnen  bei  der  Fort- 
dauer der  guten  Zeiten  zur  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen 
verhelfen  sollte.  Im  Frühling  1872  stieg  die  Nachfrage  nach  Kohlen 
enorm,  eine  geforderte  Lohnerhöhung  wurde  alsbald  gewährt,  und 
eine  zweite  folgte,  nachdem  die  Arbeit  etwa  14  Tage  eingestellt 
worden  war.  Im  November  war  ein  neuer  strike  wegen  Lohnzulage 
in  Aussicht,  aber  die  Grubenbesitzer  gaben  gedrängt  durch  die  Ge- 
schäftslage nach.  Die  Arbeiter  fühlten  sich  jetzt  in  einer  besonders 
günstigen  Position  und  liefsen  ihre  Macht  den  Arbeitgebern  empfinden. 
„Einige  Logen  im  Distrikte  fingen  an,  eine  tyrannische  Herrschaft 
auszuüben  und  gingen  in  einigen  Fällen  sogar  so  weit,  den  Händen 
der  Grubensuperintendenten  die  Kontrolle  zu  entreifsen  und  densel- 
ben zu  befehlen,  wer  beschäftigt  werden  sollte  und  wer  nicht 
Einige  von  den  hervorragenden  Mitgliedern  des  Vereins  gingen  zu 
solchen  Leuten,  welche  zufälligerweise  in  einer  Grube  beschäftigt 
wurden,  aber  nicht  Genossen  der  Gesellschaft  waren  und  forderten 
von  denselben,  dem  Verein  beizutreten  oder  die  Grube  zu  verlassen. 
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Die  Arbeiter   gingen  bald  noch  weiter  und  verfügten  das  Einstellen 
des  Bergbetriebes  im  ganzen  Ti]3carawathale,  um  den  Kohlengräbern 
im  Mahoningdistrikt  zu  helfen,    ihren  geforderten  Preis  zu  erlangen." 
Die  Unternehmer  bemühten  sich  nun,  durch  Stiftung  von  Unzufrieden- 
heit den  Verein    zu  sprengen,    und  Lohnreduktionen    und   Lohner- 
höhungen wurden  mehrfach  zu  dem  Zwecke  versucht.    Eine  Anzahl 
von  Ausständen   charakterisiert  die  von  der  Arbeit  gemachten  Aus- 
schreitungen,  gegen  welche  die  erbitterten  Grubenbesitzer  nicht  fest 
genug  Front  machen  zu  müssen  glaubten.    Die  Erfolge  sind  wech- 
selnder Art,  bis  bald  darauf  die  grofse  Geschäftsstockung  eintrat, 
welche  erst  Ende  1879  ihren  Abschlufs  fand.    Alsbald  liefsen  sich  im 
Thale  bei  verschiedenen   Gruben  Lohnreduktionen  wahrnehmen.     Da 
sie  aber  nicht  sehr  bedeutend  waren,   gaben  die  Arbeiter  nach  und 
ein  Schiedsgericht  regelte  eine  Zeit  lang  die  zwischen  beiden  Parteien 
ausgebrochenen  Schwierigkeiten.     Dieses  Ausgleichverfahren  erfolgte 
auf  Betreiben  der  nationalen  Organisation  der  Kohlengräber,  zu  wel- 
cher,  als  der  oben  erwähnte  Gewerkverein  in  Folge  der  Krisis  sich 
aufgelöst  hatte,   ein  grofser  Teil  der  im  Thale  beschäftigten  Arbeiter 
hinzutrat    Aber  auch  diese  Gewerkschaft  hielt,  wie  wir  gleich  sehen 
werden,  bis  zu  Ende  der  Geschäftsstockung  nicht  aus.    Nach  einigen 
Schwankungen  des  Lohnes  wurde  im  August  1875  von  den  Gruben- 
besitzern eine  neue  erhebliche  Lohnherabsetzung  beschlossen,  welche 
einen  strike  mit  sich  brachte.    Ein  Vergleich,  nachdem  der  Lohn  nicht 
ganz  so  bedeutend,  als  von  den  Unternehmern  beabsichtigt  war,  ver- 
ringert wurde,   stellte  den  Frieden  wieder  her.    Im  März  des  folgen- 
den Jahres  wurde  eine  neue  Lohnreduktion  bekannt  gemacht,  und  ein 
neuer  strike,  bei  dem  es  zu  Gewaltthaten  kam  und  das  Militär  ein- 
greifen mufste,   ging  gänzlich  verloren,  weil  es  in  dieser  Zeit  leicht 
war,  mit  billigen  fremden  Arbeitskräften  die  Stellen  der  Ausständigen 
zu  besetzen.     Die  Unternehmer,    erbittert  über  den   Aufruhr  ihrer 
Leute  und  zugleich  durch  das  Überangebot  der  Arbeit  in  der  Lage, 
die  Arbeitsbedingungen  einseitig  bestimmen  zu  können,  verfuhren  jetzt 
nicht  anders,  als  die  Arbeiter  es  1872 — 73  unternommen  hatten.    Sie 
beuteten  ihre  Position  im  Übermut  aus,  ohne  ihr  Vorgehen  durch  die 
Geschäftslage  irgendwie  rechtfertigen  zu  können,  neue  Lohnreduktionen 
folgten,  drückende  Bedingungen  über  die  Arbeitsart  wurden  den  Ar- 
beitern auferlegt.    Die  Versammlungen  der  letzteren  wurden  verboten, 
und  die  Auflösung  des  bestehenden  Vereins  wurde  durchgesetzt.    Im 
Jahre  1878  fühlten  sich  die  Kohlengräber  am  meisten  abhängig.    Es 
wurde  von  ihnen  verlangt,  dafs  alle  gehauenen  Kohlen  durch  ein  Sieb 
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gegeben  werden  sollten  und  nur  das  restierende  bei  der  üblichen 
Stückbezahlung  in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfe.  Diese  Mafs- 
regel  kam  einer  neuen  Lohnherabsetzung  gleich  und  Arbeitseinstel- 
lungen versuchten  gegen  die  neuen  Zumutungen  zu  reagieren.  An 
einen  wesentlichen  Erfolg  war  jedoch  nicht  zu  denken,  da  sich  die 
Geschäftslage  noch  immer  nicht  gebessert  hatte.  Die  Arbeiter  kehrten 
vielmehr  zu  ihrer  Arbeit  zurück  und  mufsten  noch  sehen,  dafs  die 
den  Aufsehern  mifsliebigen  Genossen  entlassen  wurden.  Ein  14 
Wochen  langer  strike  war  die  Antwort  darauf,  aber  es  wurde  nicht 
das  mindeste  erreicht  Im  Herbst  1879  erschienen  endlich  die  An- 
zeichen, dafs  die  Erisis  dem  Ende  zuneige.  Die  Kohlenpreise  stiegen 
und  eine  Lohnerhöhung  wurde  alsbald  von  den  Kohlengräbem  bean- 
tragt. Kaum  war  sie  zugestanden,  so  wurde  eine  Gewerkschaft  von 
neuem  ins  Leben  gerufen  (miners  protective  assodation)  und  neue 
Lohnerhöhungen  wurden  in  Aussicht  genommen.  Strikes  erfolgten, 
als  die  letzteren  verweigert  wurden  und  dauerten  bis  in  das  Jahr 
1880  hinein.  Teilweise  kam  es  zum  Ausgleich  mit  mäfsiger  Lohn- 
vermehrung, teilweise  beharrten  die  Arbeiter  beim  Ausstand,  welcher 
erst,  nachdem  es  wieder  zu  Gewaltthaten  zu  kommen  schien,  durch 
das  Eingreifen  von  Miliztruppen  beendigt  wurde.  Dann  wurden  doch 
in  Folge  der  guten  Konjunktur  Lohnerhöhungen  zugestanden,  das  er- 
wähnte Durchsieben  wurde  wieder  aufgehoben  und  nach  längerer  Zeit 
der  Ruhe  wurde  im  Jahre  1881  der  letzte  strike  in  der  von  uns  be- 
sprochenen Periode  und  zwar  siegreich  zu  Ende  geführt  In  der  Zeit 
des  Geschäftsaufschwunges  fand  auch  die  Verbrüderung  der  Ritter 
der  Arbeit,  welcher  als  geheimer  Verbindung  nach  den  Erfolgen  in 
Pennsylvanien  Vertrauen  entgegen  gebracht  wurde,  unter  den  Kohlen- 
gräbem des  Thaies  Eingang,  da  von  vielen  die  Auflösung  aller  bisheri- 
gen Vereine  ihrer  Öffentlichkeit  zugeschrieben  wurde.  Im  Jahre  1881 
wurden  dem  arbeitsstatistischen  Bureau  von  Ohio  22  Ausstände  von 
den  Kohlengräbem  des  Landes  überhaupt  gemeldet  Davon  wurden 
12  gewonnen,  2  verglichen  und  6  nur  verloren. 

Blicken  wir  auf  den  geschilderten  Zeitabschnitt  zurück,  so  können 
wir  daraus  ähnliche  Schlüsse  ziehen,  wie  sie  aus  dem  in  England 
gesammelten  Material  hervorgehen.  Die  meisten  strikes  sind  bei 
dem  Aufschwung  der  Geschäfte  und  der  Depression.  Auch  bestätigt 
sich  das  zweite  soziale  Gesetz,  welches  jedoch  durch  die  Berücksich- 
tigung der  Strikeursachen  wesentlich  bereichert  wird.  Bei  steigen- 
der Warenkonjunktur  erfolgen  Ausstände,  um  Lohnerhöhungen  durch- 
zuführen, bei  sinkender,  um  Lohnreduktionen  zu  verhüten.    Im  ersteren 
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Falle  tritt  eiu  Erfolg,  im  zweiten  ein  Mifserfolg  für  die  Arbeiter  ein. 
Beide  Parteien  suchen  je  nach  ihrer  sozialen  Macht  ihre  Chancen 
aaszubeuten  und  schärfen  dadurch  den  Klassengegensatz  und  den 
Klassenhafs.  Der  Übermut  auf  der  einen  Seite  erzeugt  eine  Verbit- 
terung auf  der  anderen,  von  der  dann  Mafsregeln  zu  einem  Ausgleich 
ergriffen  werden,  welchen  die  empörten  Gemüter  als  ein  Bedürfnis 
empfinden. 

Zuverlässiger,  weil  auf  einer  Massenbeobachtung  beruhend,  tritt  die 
zweite  der  besprochenen  Regelmäfsigkeiten  in  folgender  Tabelle  her- 
vor, welche  von  mir  nach  den  Berichten  verschiedener  Zeitungen  ent- 
worfen und  nach  Angaben  der  statistischen  Bureaus  von  Ohio  und 
Missouri  ergänzt  worden  ist  Sie  giebt  f&r  den  in  Bezug  auf  strikes 
besonders  interessanten  Zeitabschnitt  dqr  ersten  zehn  Monate  des 
Geschäftsaufschwunges  nach  der  lange  dauernden  Krisis  einen  Auf- 
schlufs.  Im  Sommer  1879  zeigten  sich  manche  Symptome,  aus  denen 
man  schliefsen  konnte,  dafs  mit  der  Überproduktion  gründlich  aufge- 
räumt sei,  im  Herbst  desselben  Jahres  war  die  Vermutung  zur  Ge- 
wifsheit  geworden,  und  die  Nachfrage  nach  Arbeit  bewegte  sich  über- 
all in  einer  steigenden  Tendenz. 


Strikes  in  den  Vereinigten  Staaten  vom  1.  November  1870  bis  siim 

L  Oktober  1880. 


Monate 

UescbAftigiuig  der 
Arbeiter 

Ursache  des 
strikea 

Ort  des   strikes 

Ausgang  des 
strikes 

November  1879 

Möbelarbeiter 

Arbeitszeit 

New  York 

rerloren 

>f 

Weberinnen 

Lohnerhöhong 

do. 

gewonnen 

ti 

Werftarbeiter 

do. 

Boston 

do. 

1» 

Schlachter 

do. 

Chicago 

do. 

ti 

Zigarrenmacher 

do. 

Wheeling 

do. 

»» 

Bergleute 

do. 

StraitoYiUe  0. 

do. 

it 

Pianomacher 

do. 

New  York 

do. 

t» 

Werftarbeiter 

do. 

Boston 

do. 

n 

Möbelarbeiter 

Arbeitoseit 

an  ö  Orten 

do. 

t» 

Werftarbeiter 

? 

Brooklyn 

do. 

♦» 

Eisenarbeiter 

Lohnerhöhung 

Pittsburg 

verglichen 

f) 

Pianomacher 

do. 

Baltimore 

do. 

)t 

Werftarbeiter 

? 

do. 

gewonnen 

fi 

2igarrenmacher 

Lohnerhöhung 

New  York 

do. 

tt 

Werftarbeiter 

? 

do. 

do. 

»1 

Kantschnkarbeiter 

Lohnerhöhung 

N.  Brunswick  N.J. 

do. 

» 

Gtorber 

? 

Giucinnati 

do. 

Dexember 

Möbelarbeiter 

? 

New  York 

verglichen 

»» 

Weber 

Arbeitszeit 

Paterson  N.  J. 

gewonnen 

1» 

Hnftchmiede 

? 

Chicago 

do. 

tf 

Weber 

Lohnerhöhung 

Easton 

do. 
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Monats 

Beschäfligaiig  der 
Arbeiter 

Ursache  des 
strikes 

Ort  des  strikes 

Ausgang  des 
strikes 

JMoar  1880 

HutTnaclH'.r 

? 

Reading 

gewonnen 

»» 

Küfer 

? 

Baltimore 

verglichen 

>» 

Bergleute 

? 

Pittsburg 

do. 

>» 

Schlachter 

T.  Unionsangeleg. 

Chicago 

verloren 

»» 

Bergleute 

do. 

N.  StraitsYÜle,  O. 

gewonnen 

1» 

Kohlengraber 

Lohnerhöhung 

Ohlton,  O. 

do. 

»> 

do. 

do. 

E.  Palatine,  0. 

verloren 

»1 

do. 

Lohnreduktion 

Coalport,  O. 

do. 

>f 

do. 

Lohnerhöhung 

Steabenville,0. 

verglichen 

n 

do. 

do. 

Jamesville,  O. 

verloren 

»f 

Nfihmaschinenarb. 

do. 

Cleyeland 

do. 

»1 

Kfifer 

Lohnrednktion 

do. 

verglichen 

»> 

do. 

Lohnerhöhung 

Steubenville 

gewonnen 

1* 

Streckenarbeiter 

do. 

do. 

verloren 

»» 

Kisenar  heiter 

T.  Unionsangeleg. 

Spingfield 

do. 

Februar 

do. 

Lohnerhöhung 

Pittsburg 

gewonnen 

»« 

Kragenfahrikarb. 

? 

Troy 

do. 

»» 

Eisenarbeiter 

liohnerhöhung 

Pittsburg 

do. 

T» 

Kesselschmiede 

do. 

St.  Louis,  Mo. 

do. 

IT 

Pianomacher 

do. 

New  York 

do. 

»1 

Möbelarbeiter 

do. 

Brooklyn 

do. 

1» 

Ofengiefser 

do. 

Pittsburg 

do. 

»» 

Schreiner 

do. 

San  Francisco 

do. 

»» 

Kohlengrftber 

Lohnzahlung 

Mineral  Point,   O. 

verloren 

J» 

do. 

Lohnerhöhung 

Vienna,  O. 

verglichen 

»» 

do. 

do. 

Church  HiU,  0. 

gewonnen 

»» 

G^ber 

Lohnerhöhung 

Cincinnati 

verloren 

»5 

Kassenschränkea. 

Lohnreduktion 

do. 

gewonnen 

>» 

Schriftsetxer 

Unionsangeleg. 

Cleveland 

verloren 

»> 

Walswerka. 

Lohnerhöhung 

do. 

gewonnen 

« 

Zigarrenmacher 

Unionsangeleg. 

do. 

verloren 

»» 

Eisengierser 

Pabrikordnung 

do. 

▼erglichen 

»» 

Schriftsetser 

Unionsangeleg. 

do. 

do. 

91 

Zigarrenmacher 

Lohnerhöhung 

Newark 

verloren 

ff 

Walzwerka. 

Art  der  Arbeit 

Steubenville 

vei^lichen 

»» 

Landw.  Gtorfttea. 

Lohnerhöhung 

Spingfield 

do. 

ff 

Glashüttena. 

do. 

BeUaire 

gewonnen 

März 

Werftarbeiter 

? 

New  York 

do. 

if 

Steinhaner 

Lohnerhöhung 

St  LouU,  Mo. 

do. 

n 

Eisenarbeiter 

? 

PottsriUe,  Pa. 

verglichen 

»1 

Maschinenbauer 

Arbeitszeit 

Cincinnati 

gewonnen 

»» 

Schuhmacher 

Lohnerhöhung 

do. 

do. 

fj 

do. 

do. 

do. 

do. 

t) 

do. 

do. 

do. 

do. 

n 

Wagenmacher 

do. 

St    Louis,   Mo. 

do. 

»1 

Zigarrenmacher 

Unionsangeleg. 

Cincinnati 

verglichen 

»» 

Eisengiefser 

Fabrikordnung 

Cleveland 

do. 

»» 

Möbelarbeiter 

? 

New  York 

gewonnen 

1» 

Pianofortearbeiter 

Lohnerhöhung 

do. 

verglichen 

»f 

Kohlengräber 

Arbeitsordnung 

Zaleski,  0. 

gewonnen 

*» 

Eisengiefser 

Lohnerhöhung 

Cleveland 

do. 

»» 

Backsteinleger 

do. 

do. 

do. 

»» 

Ofengiefser 

do. 

do. 

do. 

11 

do. 

do. 

do. 

verglidien 

*« 

Steinhauer 
Gepäckträger 

Arbeitszeit 

do. 

gewonnen 

»» 

do. 

do. 

verglichen 
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Monate 

Beschäftigung  der 
Arbeiter 

Ursache  des 
strikes 

Ort  des  strikes 

Ausgang  des 
strikes 

MJKn  1880 

Eieengiefter 

Lohnerhöhung 

Cleveland 

verglichen 

»» 

Fnhrleato 

do. 

do. 

gewonnen 

»1 

Eisengiefser 

do. 

Hamilton 

verglichen 

»» 

Pflogfabrika. 

do. 

do. 

gewonnen 

1» 

Eiaengiefser 

do. 

Dayton 

verglichen 

»1 

do. 

do. 

do. 

verloren 

»» 

do. 

Unionsangeleg. 

Leetonia 

gewonnen 

if 

do. 

Lohnerhöhung 

Lorain. 

verglichen 

n 

Papiennflhlena. 

do. 

Franklin,  0. 

gewonnen 

»» 

Eisengiereer 

do. 

PaineyiUe 

verglichen 

tt 

Schneider 

do. 

Boungstown 

do. 

April 

Ofengiefaer 

do. 

Salem 

gewonnen 

»t 

Backsteinleger 

do. 

Cleveland 

do. 

t» 

Kohlengrftber 

do. 

Longstreth 

do. 

f» 

do. 

do. 

Monongahela 

do. 

»» 

Eisenarbeiter 

do. 

Pittoburg 

verglichen 

»t 

Möbelschreiner 

Lohnreduktion 

San  Francisco 

verloren 

»t 

Schneider 

Lohnerhöhung 

Pittoburg 

gewonnen 

»» 

Zimmerlente 

do. 

St.  Louis,  Mo. 

do. 

♦» 

Bnhnbeamte 

do. 

Baltimore 

do. 

tf 

Pianofortearbeiter 

do. 

New  York 

verglichen 

»» 

Kohlengräber 

Lohnreduktion 

Pomeroy,  O. 

do. 

»» 

do. 

do. 

Teegarden,  O. 

verloren 

»f 

do. 

Arbeitoordnung 

Brookfield,  O. 

do. 

it 

Frachtlader 

Lohnerhöhung 

Cincinnati 

gewonnen 

fi 

Eisengiefser 

do. 

Cleveland 

verloren 

tf 

Schraabenfabrika. 

Arbeitoart 

do. 

do. 

ti 

Bahnhofarbeiter 

Lohnerhöhung 

Toledo 

verglichen 

»t 

Eisenarbeiter 

do. 

Pittoburg 

verloren 

n 

do. 

do. 

? 

do 

tt 

Koffermacber 

do. 

? 

gewonnen 

ff 

do. 

? 

do. 

»» 

Bergleute 

Lohnreduktion 

PennsyL  ? 

verloren 

Kai 

Backsteinleger 

Lohnerhöhung 

St.  Louis,  Mo. 

gewonnen 

»» 

Weber 

do. 

PhiUdelphU 

verloren 

IT 

Steinhaner 

? 

Quincy 

do. 

1f 

Zigarrenmacher 

Lohnreduktion 

Pittoburg 

do. 

tf 

Ofengiefser 

do. 

? 

do. 

ff 

Kohlengräber 

do. 

N.  Harrisburg 

do. 

ff 

do. 

do. 

Connellsville 

do. 

ff 

Nagelfabrik 

do. 

BeUeviUe 

do. 

ff 

Kohlengräber 

do. 

Churohhill 

do. 

ff 

Eisengiefser 

Lohnerhöhung 

Cleveland 

do. 

tf 

Kohlengräber 

do. 

Tuscarawa 

do. 

ff 

Ebenarbeiter 

Barsahlung 

Jackson 

do. 

ff 

Ofengiefser 

Lohnreduktion 

Cincinnati 

do. 

»t 

Laufburschen 

Lohnerhöhung 

Cleveland 

do. 

ff 

Dampfkessela. 

Arbeitoart 

Marion 

do. 

>f 

Walzwerka. 

do. 

Toungstown 

verglichen 

ff 

Zigarrenmecher 

Lohnreduktion 

New  York 

verloren 

ff 

Pianofortearbeiter 

do. 

do. 

do 

»f 

Steinhauer 

Arbeitoseit 

Chicago 

gewonnen 

ff 

Zigarrenmacher 

Lohnerhöhung 

Baltimore 

do. 

Jnni 

do. 

? 

Troy 

do. 

ff 

Kappenmacher 

Lohnerhöhung 

New  York 

do. 

»1 

Knopfinacher 

? 

Brooklyn 

do. 
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Monate 

Besch&ftigong  der 
Arbeiter 

Ursache  des 
strikes 

Ort  des  strikes 

Ausgang  des 
strikes 

Jnni  1880 

Maarer 

Lohnerhöhung 

New  York 

gewonnen 

I» 

Werftorbeiter 

do. 

do. 

verloren 

>} 

Strafsenwagena. 

do. 

do. 

gewonnen 

>} 

Eisenwerka. 

do. 

do. 

verloren 

»t 

Werftarbeiter 

do. 

do. 

gewonnen 

»» 

do. 

do. 

Buffalo 

verloren 

}i 

Kattun  drucker 

do. 

Lowell 

gewonnen 

»» 

Kfifer 

do. 

Chicago 

do. 

»» 

Böhrenleger 

do. 

do. 

do. 

f» 

Eisengiefser 

? 

Cindnnati 

do. 

»> 

Kohlengräber 

Lohnreduktion 

Logan,  0. 

verloren 

«f 

Glaohüttena. 

Lehrlinge 

SteubenyiUe 

do. 

>» 

Kohlengr&ber 

Lohnredaktion 

Coshocton,  0. 

do. 

»1 

do. 

do. 

Steubenyille 

do. 

I» 

do. 

Arbeitsart 

Teegarden 

verglichen 

>f 

do 

Zahltog 

Pike  Run,  0. 

gewonnen 

>i 

do. 

do. 

WeUston 

do. 

»f 

Walzwerke 

Lohnerhöhung 

Cindnnati 

do. 

>» 

Hufschmiede 

do. 

do. 

do. 

>> 

Kassenschranka. 

WerkAhrer 

do. 

do. 

>» 

Kfifer 

Lohnerhöhung 

do. 

do. 

t) 

Eisenwerka. 

Unionsangeleg. 

Cleyeland 

verloren 

>» 

Walzwerka. 

Lohnerhöhung 

Pittsburg 

gewonnen 

19 

do. 

do. 

Hulibard 

do. 

1» 

do. 

do. 

Youngstown 

do. 

1» 

do. 

do. 

Oirard 

do. 

»» 

do 

do. 

Niles 

do. 

ff 

do. 

do. 

Warren 

do. 

t> 

do. 

do. 

Massillon 

do. 

»» 

do. 

do. 

Akron 

do. 

»1 

do. 

do. 

Cleyeland 

do. 

»> 

do. 

do. 

Columbus 

do. 

1» 

do. 

do. 

Jamesyille 

do. 

»» 

do. 

do. 

Alekanna 

do. 

n 

Gehfilfen  do. 

do. 

Youngstown 

do. 

JaU 

Kohlengräber 

Lohnreduktion 

Martinsferry 

verglichen 

>» 

Ofengiefser 

do. 

Porthsmouth 

verloren 

»> 

do. 

do. 

Hanging  Bock 

do. 

>» 

Zigarrenmaoher 

Lohnerhöhung 

New  York 

do. 

i> 

Kürschner 

do. 

do. 

gewonnen 

M 

Kappenmacher 

do. 

do. 

do. 

1* 

Eisengiefser 

? 

Beading 

verloren 

>1 

Kohlengräber 

Lohnreduktion 

Coshocton 

gewonnen 

»1 

do. 

Zahltag 

Minesville 

do. 

»1 

do. 

Unionsangeleg. 

Cambridge,  0. 

verloren 

August 

Eisenbahnarbeiter 

Lohnerhöhung 

St.  Louis,  Mo. 

gewonnen 

»t 

Möbelschreiner 

Arbeitszeit 

New  York 

verloren 

1» 

Kfifer 

Lohnerhöhung 

do. 

gewonnen 

»» 

Steinhauer 

do 

do. 

do. 

»» 

Pflasterer 

do. 

do. 

do. 

»1 

Schuhmacher 

do. 

Philadelphia 

do. 

»» 

Sägemfihlen 

Arbeitszeit 

Bock  Island 

do. 

»f 

Kutscher 

Arbeitsart 

Indianapolis 

do. 

}f 

Zigarrenmacher 

Lohnerhöhung 

New  York 

verloren 

t» 

Zigarrenpäcker 

do. 

do. 

gewonnen 

>» 

Kappenmacher 

do. 

do. 

do. 
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Monate 

Beschäftig:ung  der 
Arbeiter 

Ursache  des 
strikes 

Ort  des  strikes 

Aasgang  des 
strikes 

Aagnst  1880 

Koblengräber 

Lobnerhöhang 

Coalton 

verglichen 

»« 

Ofengiefser 

Lohnredaktion 

Cincinnati 

verloren 

»» 

Kohlengr&ber 

Lobnerhöhang 

Aetna,  0. 

verglichen 

fi 

Mörteltrftger 

do. 

Cincinnati 

verloren 

»» 

Küfer 

do. 

do. 

gewonnen 

»t 

Eisengiefser 

do. 

Spingfield 

verglichen 

September 

Kohlengrftber 

Lohnredaktion 

Salineville 

verloren 

it 

do. 

Arbeitsieit 

Chorch  HiJl 

gewonnen 

f» 

Kammetmacher 

Lobnerhöhang 

Cincinnati 

verloren 

t» 

Kohlengrftber 

Arbeitskontrakt 

Coming 

gewonnen 

»1 

Scbriftsetaer 

Lohnredaktion 

New  York 

verloren 

f» 

Ofengiefser 

Lobnerhöhang 

Cincinnati 

gewonnen 

»» 

Kohlengrilber 

ünionsangeleg. 

Tellow  Creek,    0. 

do. 

»> 

do. 

? 

Stenbenville 

do. 

»1 

Eisengiefser 

Lobnerhöhang 

Cincinnati 

verloren 

»I 

do. 

do. 

do. 

do. 

Über  di(!  Vollständigkeit  der  vorstehenden  Statistik  läfst  sich 
ein  Bedenken  nicht  unterdrücken.  Denn  es  steht  fest,  dafs  die  Ver- 
einigten Staaten  noch  mehr  Ausstände  in  der  betreffenden  Zeitperiode 
aufzuweisen  haben.  Mit  Sicherheit  ist  jedoch  anzunehmen,  dafs  aus 
den  Staaten  New -York,  Pennsylvanien ,  Maryland,  New -Jersey  und 
Illinois  alle  gröfseren  Ausstände  mitgeteilt  worden  sind  und  dafs  für 
Ohio  kaum  einer  fehlen  wird.  Ich  glaube  aber  trotz  dieses  Mangels 
diesen  Tabelle  der  Veröffentlichung  für  wert  zu  halten,  weil  die  aus 
ihr  gewonnenen  Resultate  in  frappanter  Weise  mit  den  oben  darge- 
legten Regelmäfsigkeiten  übereinstimmen  und  so  dazu  beitragen,  einem 
immerhin  noch  wenig  exakt  durchforschten  Gebiete  eine  zuverläfsigere 
Grundlage  zu  sichern. 

Ein  anderer  Vorwurf  könnte  gegen  die  entworfene  Tabelle  er- 
hoben werden,  dafs  die  aufgezeichneten  Thatsachen  nicht  über  Jahre, 
sondern  blos  über  Monate  einen  Aufschlufs  geben.  Dagegen  ist  in- 
des hervorzuheben,  dafs  diese  Monate  im  allgemeinen  in  die  Zeit  des 
Geschäftsaufschwunges  fallen  und  daher  gerade  für  das  zu  Beweisende 
von  besonderer  Wichtigkeit  sind  und  dafs  femer  innerhalb  der  zehn 
Monate  in  den  Vereinigten  Staaten  einige  Produktionsschwankungen 
vorgekommen  sind,  welche  in  dem  Erfolg  der  strikes  einen  Ausdruck 
gefunden  haben  und  daher  die  oben  aufgestellte  Regel  auch  im  kleinen 
bewahrheiten. 

Die  Summe  der  berichteten  Ausstände  beträgt  205.  Davon  sind 
111  gewonnen,  34  verglichen  und  60  verloren.  Bei  denen  ein  Aus- 
gleich stattgefunden  hat,  kann  man  sagen,  dafs  sie  doch  zum  gröfsten 
Teil   eine   Besserung   der  Arbeitsbedingungen   bedeuten.     Denn  von 
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den  34  sind  19  wegen  Lohnerhöhung,  2  wegen  der  Fabrikordnung, 
3  wegen  der  Arbeitsart,  2  wegen  der  Unionsangelegenheiten,  1  gegen 
die  Verlängerung  der  Arbeitszeit  und  nur  3  gegen  Lohnherabsetzang 
unternommen  worden.  In  4  Fällen  liefs  sich  die  Ursache  nicht  er- 
mitteln. Man  kann  behaupten,  dafs  in  dem  beobachteten  Zeitraum 
des  Geschäftsaufschwunges  von  205  Ausständen  137  den  Arbeitern 
ein  günstiges  Resultat  geliefert  haben,  wenn  wir  von  den  34  ver- 
glichenen die  gegen  Lohnreduktion  und  gegen  Verlängerung  der  Ar- 
beitszeit geführten  und  die  aus  unbekannten  Ursachen  erfolgten  als 
den  Arbeitern  nachteilig  betrachten.  Nach  den  Veranlassungen  zer- 
legt sich  die  ganze  Summe  in  121  wegen  Lohnerhöhung,  26  gegen 
Lohnreduktion,  8  wegen  der  Arbeitszeit,  11  wegen  Trades  Unions-An- 
gelegenheiten,  namentlich  wegen  des  Entlassens  von  besonders  sich 
hervorthuenden  Mitgliedern  der  Gewerkschaft,  20  aus  verschiedenen 
anderen  Gründen  und  bei  19  konnte  die  Ursache  nicht  festgestellt 
werden. 

Ferner  geht  aus  der  Tabelle  der  Satz  hervor,  dafs  die  wegen 
Lohnerhöhung  veranlafsten  strikes  in  der  Regel  erfolgreich  waren, 
während  die  gegen  Lohnreduktion  geführten  im  allgemeinen  verloren 
gegangen  sind.  Denn  von  121  der  ersteren  Art  sind  80  gewonnen,  19 
verglichen  —  was  einer  teilweisen  Vermehrung  des  Verdienstes  gleich- 
kommt —  und  nur  22  verloren.  Von  den  26  wegen  Lohnreduktion 
erfolgten  Arbeitseinstellungen  sind  21  verloren,  3  verglichen  —  was 
eine  teilweise  Lohnherabsetzung  bedeutet  —  und  nur  2  gewonnen. 
Hier  tritt  die  Allgemeinheit  der  Regel  noch  mehr  hervor  als  bei  dem 
ersteren  Falle.  Denn  während  bei  der  Lohnerhöhung  eine  Abweichung 
von  der  Regel  22 1  j(  beträgt ,  macht  es  bei  der  Lohnreduktion  nur 
9i  i  aus. 

Es  ist  noch  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dafs  im  Mai  von 
20  strikes  16  verloren  wurden,  und  darin  läfst  sich  wieder  eine  Be- 
stätigung der  allgemeinen  Regel  finden.  Nachdem  nämlich  vom  No- 
vember 1879  bis  zum  April  1880  die  Produktion  in  einer  stetig 
steigenden  Tendenz  sich  bewegte,  trat  im  Mai  eine  vorübergehende 
Stockung  des  Geschäftes  ein.  Man  hatte  es  zu  grofsen  Dimension^ 
geschafft  und  dabei  vergessen,  dafs  die  durch  die  Krisis  geschwächte 
Konsumtionskapazität  des  Volkes  sich  noch  nicht  genügend  erholt 
hatte,  um  in  einer  mit  der  Produktion  gleichmäfsigen  Progression  die 
neuen  Erzeugnisse  völlig  absorbieren  zu  können.  Erst  nach  und  nach 
wird  ein  Mensch  von  einem  schweren  Leiden  hergestellt  und  ehi 
Rückfall  ist  leicht  zu  befürchten,  wenn   dem  Rekonvaleszenten  soviel 
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als  dem  Gesunden  zugemutet  wird.  Ähnliches  tritt  in  der  Volks- 
wirtschaft mit  derselben  Notwendigkeit  ein.  Entfernt  man  die  That- 
sachen  des  letzterwähnten  Monats  ganz  aus  der  Tabelle,  um  nur  ein 
Bild  der  Ausstände  während  des  Steigens  der  Geschäftskonjunktur 
zu  haben,  so  finden  wir,  dafs  zu  der  beobachteten  Zeit  von  185 
Arbeitseinstellungen  133  den  Arbeitern  ein  günstiges  Resultat  ge- 
liefert haben. 

Aus  der  gewonnenen  Erfahrung  können  wir  nun  zunächst  einen 
Schlufs  ziehen,  welcher  fQr  die  Arbeiterfrage  beherzigenswert  erscheinen 
dürfte.  Warum  lassen  die  Arbeitgeber  bei  einer  Mehrforderung  der 
Arbeiter  es  so  leicht  zu  einem  Ausstand  kommen  und  warum  setzen 
die  Arbeiter  einer  Lohnreduktion  so  leicht  eine  Arbeitseinstellung 
entgegen?  Besser  wäre  es,  wenn  beide  das  für  sie  Nachteilige  ver- 
mieden, da  der  Erfolg  doch  der  Regel  nach  ein  vorherbestimmter 
ist  Kurzsichtigkeit  und  Überschätzung  der  eigenen  Lage  von  beiden 
Seiten  führt  oft  zum  strike,  während  ein  friedlicher  Ausgleich  jedem 
auch  dasjenige  bringen  würde,  was  den  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Zuständen  angemessen  ist.  Es  könnte  aus  dieser  Auffassung  leicht 
gefolgert  werden,  dafs  Angebot  und  Nachfrage  ausschliefslich  den  Lohn 
bestimmen  und  dafs  soziale  Mittel  an  dem  Arbeitereinkommen  nichts 
zu  ändern  vermöchten.  Wer  indessen  sagt,  dafs  ohne  den  Ausstand 
der  liOhn  in  derselben  Weise  oder  eben  so  bald  erhöht  worden  wäre, 
als  mit  demselben,  hat  nicht  zu  vergessen,  dafs  die  durch  den  Ge- 
werkverein geschaffene  soziale  Kraft  es  erst  ist,  durch  welche  die 
Arbeitgeber  gezwungen  werden  mit  steigenden  Warenpreisen  ent- 
sprechend den  Lohn  in  die  Höhe  zu  setzen.  Zwischen  die  Nach- 
frage nach  Arbeitsleistungen  und  dem  Angebot  von  Seiten  der  isolierten 
Arbeiter  schiebt  sich  ein  gesellschaftliches  Mittelglied  ein,  die  Koa- 
lition der  Anbietenden,  bei  welcher  durch  Zurückhaltung  des  Angebotes 
die  Spannung  zwischen  diesem  und  der  Nachfrage  verstärkt  wird. 
Ohne  eine  solche  koalierte  Machtstellung  steigen  die  Löhne  zwar  auch 
mit  den  Warenpreisen,  aber  lange  nicht  in  dem  Mafse  wie  mit  der- 
selben. Die  Verteilung  zwischen  Arbeitslohn  und  Gewinn  erfolgt  nicht 
durch  Naturthatsachen  allein,  sondern  wesentlich  auch  durch  die  ge- 
sellschaftlichen Gliederungen  der  interessierten  Parteien;  und  die 
Regel  wird  die  sein,  dafs  diejenige  bei  den  Streitigkeiten  den  Erfolg 
davon  trägt,  welche  durch  natürliche  und  soziale  Chancen  in  der  Lage 
ist,  die  gegenwärtig  stärkere  zu  sein.  Insofern  ist  der  Ausgang  der 
Arbeitseinstellung  gewissermafsen  im  grofsen  und  ganzen  prädestiniert 
und  daher  unter  solcher  Annahme  auch  nutzlos. 


328  ^'  Sartorias  von  Wi  1  tershansen, 

Der  richtige  Schlufs,  welcher  aus  der  Zwecklosigkcit  der  strikes 
unter  der  Voraussetzung  des  Vorhandenseins  der  Gewerkschaften  zu 
ziehen  ist,  beruht  darin,  dafs  ein  Schiedsgericht  respektive  Einigungs- 
kammem  zu  empfehlen  sind,  durch  welche  der  wahre  Sachverhalt  der 
Marktbedingungen  klargelegt  wird.  In  einem  späteren  Abschnitt  werden 
wir  auf  diese  friedliche  Lösung  des  Konfliktes  zurückkommen  und  an 
der  Hand  der  amerikanischen  Erfahrungen  alle  die  Vorteile  zu  be- 
leuchten versuchen,  welche  daraus  hervorgehen. 

Eine  Thatsache,  welche  der  Beachtung  wert  ist,  dflrfen  wir  bei 
der  Würdigung  der  oben  vorgeführten  kurzen  Geschichte  der  Tusca- 
rawa-strikes  nicht  übersehen.  Wir  meinen  den  Zeitpunkt  der  Gründung 
der  Arbeiterkoalitionen.  Aus  dem  kurzen  historischen  Abrifs  geht  jeden- 
falls hervor,  dafs  die  Zeiten  der  Ruhe,  d.  h.  des  annährenden  Gleich* 
gewichts  zwischen  Produktion  und  Konsumtion  keine  Neuscha£Füngen 
bringen,  während  die  Perioden  der  Verschiebung,  also  teils  die  Ge- 
schäftsdepression, teils  der  Aufschwung  des  ökonomischen  Lebens  zur 
Errichtung  von  Vereinen  geeignet  erscheinen.  Bei  der  ersteren  wird 
den  Arbeitern  der  Gedanke  besonders  nahe  gelegt,  dafs  ein  Schutz 
des  Isolierten  in  der  Verbindung  der  in  gleichem  Mafse  Bedrängten 
zu  suchen  ist  und  bei  dem  wirtschaftlichen  Gegenstück  ist  die  ähn- 
liche Überlegung  verständlich,  dafs  nur  die  assoziierte  Gesamtheit  im 
Stande  ist,  die  augenblickliche  günstige  Lage  nicht  zu  verpassen.  Die 
Geschichte  der  amerikanischen  Gewerkvereine  zeigt,  dafs  die  bei  weitem 
gröfsere  Anzahl  derselben  in  der  Periode  der  steigenden  Nachfrage 
nach  Arbeitsleistungen  entstanden  ist  Die  Tendenz  zur  Schafiiing 
von  Genossenschaften  zeigt  sich  zwar  in  der  Zeit  der  Verkehrsstockung 
in  allen  Teilen  des  Landes  auch,  aber  es  sind  stärkere  Gegenströmungen 
vorhanden,  welche  Ansätze  jener  Art  so  oft  im  Keime  ersticken.  Zu 
diesen  hemmenden  Ursachen  gehört  zunächst  die  Möglichkeit  der 
Unternehmer  mit  Nichtunionsleuten  ihren  '  Betrieb  im  Gang  zu  er- 
halten. Das  Angebot  der  Arbeit  ist  gröfser  als  die  Nachfrage  danach 
und  die  Produktion  ist  auf  einen  geringeren  Umfang  als  früher  re- 
duziert So  kann  der  Arbeitgeber  seine  Leute  sich  aussuchen  und 
die  Nichtzugehörigkeit  zu  einem  Verein  als  Bedingung  der  Anstellung 
aussprechen.  Ein  weiteres  Hindernis  liegt  in  dem  Mangel  an 
Geldmitteln,  welche  nicht  nur  für  das  Drucken  der  Statuten  und  Zir- 
kulare, dem  Mieten  von  Lokalen  etc.,  sondern  vor  allem  zu  der  Eta- 
blierung einer  Unterstützungskasse,  dem  starken  inneren  Halt  der 
Arbeitervereine  erforderlich  sind.  Das  ungenügende  Vorhandensein  sol- 
cher Fonds  erscheint  gerade  in  der  Mitte  der  siebenziger  Jahre  als  der 
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entscheidende  Grund,  dafs  die  meisten  im  Lauf  der  vorhergehenden 
zwanzig  Jahre  geschaffenen  Gewerkvereine  zerfallen  sind.  Im  Herbst 
1879  erhielten  die  Ideen  der  Koalitionsbestrebungen  neues  Leben  und 
anknüpfend  an  die  Tradition  vergangener  Tage  schritten  die  Hand- 
arbeiter zu  der  Gründung  lokaler  und  bald  darauf  nationaler  Ver- 
brüderungen. Von  letzteren  lösten  sich  in  der  genannten  Periode  fol- 
gende auf:  Die  Wagenmacher,  die  Maler  und  Lackierer,  die  Maschinen- 
bauer, die  Backsteinleger,  die  Küfer,  die  Bergleute,  die  Schuhmacher 
(Crispins)  und  die  Eisengiefser.  Die  übrigen  nationalen  Gewerkver- 
eine verloren  ihre  meisten  Zweiggenossenschaften,  so  dafs  sie  nur  über 
eme  geringe  Mitgliederzahl  zu  verfügen  hatten,  und  aufserdem  ver- 
schwanden und  zwar  zuerst  alle  diejenigen  Verbindungen,  welche  es 
über  eine  örtliche  Organisation  nicht  hinaus  gebracht  hatten  >). 

Die  Errichtung  von  Arbeiterverbänden  ist  bisweilen  die  Folge  der 
Ausstände.  Bei  diesen  ist  die  Einigkeit  die  erste  Vorbedingung  eines 
Sieges.  Andernfalls  kann  der  von  den  Unternehmern  so  oft  gemachte 
Versuch  glücken,  einem  Teil  der  Arbeiter  teilweise  oder  ganz  nachzu- 
geben und  dem  anderen  entgegenzutreten,  um  so  die  Ausständigen  zu 
trennen.  Diejenigen,  welche  trotz  einer  Union  auf  die  Propositionen 
der  Arbeitgeber  eingehen,  werden  scabs  (auch  rats,  knobsticks  oder 
Lohnmörder)  genannt,  und  gelten  als  Verräter  der  Arbeitersache.  Sie 
können  nach  einem  trotz  ihres  Abfalles  erfolgreichen  strike  der  Rache 
ihrer  ehemaligen  Genossen  gewifs  sein.  Denn  nun  stellen  die  Sieger,  ehe 
sie  wieder  an  die  Arbeit  gehen,  dem  Lohngeber  die  Bedingung,  dafs 
zuerst  die  Verräter  entlassen  werden.  Geht  der  strike  verloren,  so 
bleibt  der  scab  zwar  bei  der  Arbeit,  aber  er  kann  sicher  sein,  dafs 
seine  Gegner  seine  Handlung  nie  verzeihen  werden.  Das  Motiv,  dafs 
Arbeiter  doch  immer  wieder  zu  solchen  Abtrünnigen  werden,  liegt 
einfach  darin,  dafs  bei  einem  strike  oft  die  Not  des  Einzelnen  grofs 
ist  und  mancher  lieber  seinen  Arbeitsgenossen  als  seiner  Familie  ein 

1)  Der  Bericht  des  «rbdtsstotistischeii  Bureaus  von  Missouri  vom  1.  Januar  1881 
kennt  in  dem  Staat  19  Oewerksckaften.  Von  diesen  sind  1879  und  1880  14  gegründet 
worden,  w&hrend  nur  5  aus  der  früheren  Zeit  übrig  geblieben  waren.  In  Ohio  gab  es 
im  Anfang  des  Jahres  1881  mit  40  000  Mitgliedern  etwa  160  Oewerkschaften,  deren 
Entstehen  ebenfalls  vorwiegend  auf  die  beiden  vorhergehenden  Jahre  zurückgeführt  wird. 
Im  Lauf  des  Jahres  1881  wurden  zudem  14  Neubildungen  dem  arbeitsstatistischen  Bureau 
des  Staates  gemeldet.  In  der  Stadt  New-Tork  waren  im  Sommer  desselben  Jahres  etwa 
30000  Gewerkvereinsgenossen  vorhanden,  während  man  1877  annähernd  5000  gezählt 
hatte.  Die  Zigairenmacherunion  derselben  Stodt  hatte  1881  3  300  Teilnehmer  und  ein 
Jahr  zuvor  nur  380.  Die  deutsche  Typographie  zählte  in  den  Vereinigten  Staaten  vor 
der  Krisis  1200  Mitglieder  während  1879  nar  noch  850  registriert  wnrt'n 
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Übel  zufQgen  will.  Auf  eine  Verehrung  von  Seiten  der  Arbeitgeber 
hat  ein  solcher  übrigens  nicht  zu  rechnen,  denn  wie  der  Verräter  im 
Kriege  von  dem  verachtet  wird,  der  ihn  benutzt,  so  geht  es  auch  dem 
Arbeiter,  der  durch  sein  Treiben  seinen  Genossen  eine  Niederlage  be- 
reitet hat.  Mit  den  scabs  sind  die  „SchwarzfÜfse^'  (blacklegs)  nicht 
zu  verwechseln.  Die  letzteren  sind  namentlich  solche  Arbeiter,  welche 
die  Unternehmer  während  eines  Ausstandes  aus  anderen  Gegenden 
kommen  lassen.  Auch  sie  sind  gehalst  wie  jene  und  die  erste 
Gelegenheit,  die  sich  bietet,  ihnen  einen  Verdrufs  zu  bereiten,  wird 
von  den  Ausständigen  wahrgenommen.  Von  den  in  dem  Tuscarawa- 
thal  beschäftigten  Kohlengräbem  wird  von  einem  der  dortigen  Ar- 
beitführer folgender  Racheakt  einem  Kommissär  des  arbeitsstatistischen 
Bureaus  von  Ohio  erzählt.  „Die  einzige  Störung  in  dem  Grubenbau 
während  des  Winters  1870  auf  71  war  ein  Versuch,  welcher  von  den 
SchwarzfüTsen,  welche  an  der  Südgrube  der  Brewster  Kohlenkompanie 
arbeiteten,  gemacht  wurde,  einen  weiteren  Ausstand  hervorzurufen. 
Zu  diesem  Zwecke  versammelten  sie  sich  in  der  Schmiedewerkstatte 
und  luden  die  alten  Arbeiter  zu  ihrer  Versammlung  ein,  indem  sie 
dieselben  ersuchten,  sich  mit  ihnen  zu  vereinigen  und  eine  Erhöhung 
von  10  CS.  per  Tonne  zu  fordern;  letztere  aber  erachteten  die  Sache 
als  zu  fadenscheinig  und  erinnerten  während  der  Versammlung  die 
Fremden,  dafs  sie  kein  Vertrauen  in  die  Männer  setzen  können,  welche 
vor  einigen  Monaten  sie  so  schmählich  verkauft  und  ihre  Plätze  ein- 
genommen hätten,  während  sie  für  das  ausstanden,  was  sie  für  ge- 
rechtes Gebühr  erachtet  hätten.  Einige  Morgen  später  waren  die 
Fremden,  als  sie  an  die  Abstofsstellen  kamen,  traurig  überrascht,  als 
sie  ausfindig  machten,  dafs  ihre  Werkzeuge  fehlten  und  —  Frau  Fama 
beschuldigte  viele,  aber  überführte  niemand.  Sie  wandten  sich  an  die 
Kompanie  ihnen  die  Werkzeuge  wieder  zu  liefern,  dem  Anschein  nach 
aber  war  ihre  Mission  beendet,  welche  Thatsache  die  Grubenbesitzer 
nicht  zögerten  ihnen  kund  und  wissen  zu  thun.'^ 

Aufser  der  erwähnten  Methode  der  amerikanischen  Arbeitgeber, 
einen  Teil  ihrer  Leute  von  dem  Gros  derselben  zu  trennen,  sind  hier 
noch  einige  Praktiken  zu  nennen,  welche  bisweilen  entweder  bei  einer 
Arbeitseinstellung  oder  nach  derselben  angewendet  werden.  Dahin 
gehört  die  Benutzung  der  „schwarzen  Liste''  (black  list),  in  welche 
diejenigen  Arbeiter  eingetragen  werden,  welche  entweder  als  hervor- 
ragende Gewerkvereinführer  oder  als  Agitatoren  bekannt  sind.  Diese 
Liste  wird  für  ein  Unternehmerkartell  aufgestellt  und  allen  Teilnehmern 
desselben  zugesandt.    Sie  hat  den  Zweck  die  Proskribierten  von  der 
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Arbeit  aaszuschliefsen  und  sie  zum  Fortgeben  zu  veranlassen.  Auch 
da,  wo  solche  Arbeitgeberverbände  nicht  existieren,  hat  inan  von  der 
schwarzen  Liste  gehört,  aber  hier  ist  sie  wohl  nur  selten  zu  einer 
dauernden  Einrichtung  geworden.  Am  heftigsten  beklagen  sich  die 
Arbeiter  über  die  Art  und  Weise,  mit  welcher  dies  Verfahren  gehand- 
habt wird.  Intriguen  werden  in  das  Werk  gesetzt  um  einen  Vorwand 
zum  Entlassen  zu  finden,  oder  ganz  geringfügige  Veranlassungen 
werden  benutzt,  um  einen  fleifsigen  Arbeiter  plötzlich  seines  Ver- 
dienstes zu  berauben  0-  Bei  der  Beurteilung  dieses  Institutes  mufs 
man  einerseits  bedenken,  dafs  die  Unternehmer  ein  durchaus  berech- 
tigtes Interesse  daran  haben,  Ordnung  in  ihrer  Werkstätte  zu  halten 
und  diejenigen  Elemente  zu  entfernen,  welche  nur  Unfrieden  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  zu  säen  geeignet  sind,  auch  volkswirtschaftlich 
ist  dies  durchaus  im  Interesse  der  Produktion  gerechtfertigt.  Ander- 
seits darf  man  aber  nicht  vergessen,  dafs  die  schwarze  Liste  sich 
auch  als  ein  Mittel  darstellt,  die  den  Lohngebern  persönlich  mifsliebigen 
Personen  mit  einem  Makel  zu  versehen,  welcher  die  wirtschaftliche 
Existenz  derselben  vernichten  kann.  Denn  welches  der  wahre  Grund 
ist,  aus  dem  ein  Arbeitgeber  die  Eintragung  in  die  Liste  beantragt, 
können  die  übrigen  Teilhaber  des  Untemehmerkartells  nicht  genügend 
feststellen.  Wenn  man  so  diese  Einrichtung  schon  als  eine  zwei- 
schneidige betrachten  mufs,  welche  eine  Gefahr  mit  sich  bringt,  die 
kaum  durch  die  Vorteile  derselben  aufgewogen  wird,  so  ist  ihr  jeden- 
falls deshalb  entgegenzutreten,  weil  sie  die  Ursache  von  vielen  lang- 
dauernden  strikes  geworden  ist.  Sicherlich  werden  durch  sie  ebenso- 
viel Arbeitseinstellungen  hervorgerufen  als  durch  die  auf  sie  zurück- 
zuführende Entfernung  von  unzufriedenen,  unruhigen  Geistern  ver- 
mindert werden.  Bei  der  oben  vorgeführten  Statistik  haben  wir  schon 
auf  die  ersteren  Strikeursachen  hingedeutet 

Eine  andere  Kampfweise,  durch  welche  die  Fabrikanten  die  Kraft 
der  Gewerkschaft  zu  brechen  suchen,  berichtet  die  New- Yorker  Ge- 
werkschaftszeitung im  September  1880  von  einem  17  Wochen  dauern- 
den Ausstande  der  Ofengiefserunion  von  Cindnnati.  Wir  geben  den 
Vorgang  in  der  drastischen  Darstellungsweise  des  Monatsblattes*) 
wieder : 

„Die  Union  hatte  sich  mit  der  Firma  kontraktlich  auf  eine  be- 
stimmte Lohnliste  geeinigt    Am  4.  April  dieses  Jahres  lief  der  Kon- 

1)  Einige  Beispiele:    18.  Bericht   des  arbeitsstatistischen  Bttreaas  von  Massachusetts 
1882.    8.  845  ff. 

2)  New-Torker  Gewerkschaftsxeitang  SO.  Sept.  1880. 
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trakt  ab.  Die  Firma  legte  sofort  freiwillig  10  Prozent  zu.  Die  Union 
ging  auf  den  Leim  und  nahm  die  10  Prozent  ohne  Handel  an.  Die 
Firma  liefs  nun  Hals  über  Kopf  eine  Masse  Vorrat  arbeiten  und 
glaubte  sich  am  4.  Mai  ihrer  Sache  gewifs,  indem  sie  ohne  weitere 
umstände  die  am  4.  April  gegebene  lOprozentige  Lohnerhöhung  zu- 
rückzog. Die  Union  beschlofs  nunmehr  einen  allgemeinen  strike, 
welcher  auch  bereits  am  4.  Juli  bei  den  kleineren  Firmen  zu  Gunsten 
der  Union  beendet  wurde.  Die  Firma  Davis,  die  aber  über  Millionen 
verfügt  und  den  Markt  kontrolliert,  wollte  nicht  nachgeben.  Sie  pochte 
trotzig  auf  ihren  Geldsack  und  glaubte  die  150  Unionmitglieder,  welche 
sie  sonst  beschäftigte,  aushungern  zu  können.  Aber  hier  zeigte  es 
sich,  was  eine  Union  zu  leisten  vermag. 

Nachdem  die  scabs  eine  Menge  Material  venvüstet  hatten,  da 
meistens  die  von  ihnen  geleistete  Arbeit  wieder  eingeschmolzen  werden 
mufste,  lag  auch  die  Gefahr  nahe,  dafs  die  Firma  ihre  Kundschaft 
verlieren  würde,  wenn  sie  nicht  bessere  Ware  lieferte.  Endlich  ging 
das  Parlamentieren  los.  Die  Firma  bot  anstatt  ihrer  früheren  10, 
jetzt  25  Prozent  Lohnaufschlag,  mit  der  Bedingung,  die  scabs  zu  be- 
halten. 

Die  Union  verstand  diesen  Wink  mit  dem  Zaunpfahl,  denn  man 
wollte  offenbar  nur  die  scabs  anlernen  und  dann  die  Unionleute  ent- 
lassen. Die  Union  verlangte  darauf  hin  nur  10  Prozent  Aufschlag, 
aber  Entlassung  sämtlicher  scabs  und  Eintritt  sämtlicher  Unionsleate 
in  ihre  alten  Stellen.  Der  Millionenmann  wollte  nicht  nachgeben.  Ue 
Union  aber  stand  vermöge  ihrer  musterhaften  Organisation  fest  und 
sagte :  Biegen  oder  brechen.  Endlich  zog  die  Firma  das  Bi^en  dem 
Bankerott  vor.  Auf  brechung  der  Union,  waren  die  Worte  des  DaTis, 
aber  er  hatte  sich  dieser  Organisation  gegenüber  verrechnet.  Am 
24.  August  mufste  sich  die  Firma  den  Beschlüssen  der  Union  fügen."" 
Diesen  Praktiken  der  Unternehmer  gegenüber  kommen  jedoch 
auf  Seiten  der  Arbeiter  ebensoviele  Ungehörigkeiten  vor.  Der  Unter- 
schied liegt  darin,  dafs  die  ersteren  innerhalb  der  Schranken  des  Ge- 
setzes bleiben,  während  die  letzteren  zu  der  Anwendung  von  Gewalt 
schreiten.  Die  politisch  geographischen  Zustände  der  Vereinigten 
Staaten  machen  es  der  Regierung  schwer,  den  rohen  Ausbrüchen  der 
Leidenschaft  einen  energischen  Widerstand  entgegenzusetzen.  Es  ist  zu- 
nächst auf  die  häufige  Isoliertheit  der  Produktionsstätten  hinzuweisen. 
Sägemühlen,  Berg-,  Eisen-  und  Schmelzwerke  liegen  oft  so  weit  von  den 
volkreichen  Städten  und  den  grofsen  Verkehrsstrafsen  des  Landes  ab, 
dafs  ein  Arbeitgeber  auf  die  Unterstützung  friedliebender  Bürger  nicht 
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rechnen  kann.  Es  tritt  zu  diesen  Umständen  die  mangelhafte  Organi- 
sation des  Militärwesens  hinzu.  Die  reguläre  Armee,  welche  etwa 
25000  Mann  beträgt,  ist  in  den  Forts  der  westlichen  Territorien  zer- 
streut, um  die  dortigen  Ansiedler  gegen  die  Einfälle  kriegerischer 
Indianer  zu  verteidigen,  während  die  Miliz  eine  wenig  an  Gehorsam 
gewöhnte,  gar  nicht  einexerzierte,  von  gewählten  Offizieren  geführte 
Truppe  ist,  bei  der  das  Sympathisieren  mit  den  gewaltthätigen  Strikem 
nicht  immer  ganz  ausgeschlossen  erscheint  ^).  Über  die  grofsen  Eisen- 
bahnstrikes  in  Pennsylvanien  ist  schon  viel  und  zum  Teil  zutreffendes 
geschrieben  worden,  dafs  wir  hier  auf  diese  Unruhen  nicht  einzugehen 
brauchen ').  Nur  wollen  wir  bemerken,  dafs  der  Sozialismus  wenig 
mit  diesen  Ereignissen  zu  thun  hatte.  In  New- York,  Chicago  und 
St  Louis  hielten  die  Sozialdemokraten  erst  nachträglich  Versammlungen 
ab,  in  denen  sie  in  langen  Reden  ihre  Sympathie  mit  dem  Geschehenen 
aassprachen.  Zu  Handlungen  kam  es  aber  nicht.  Unter  den  Ver- 
hafteten in  Baltimore  war  auch  der  Sekretär  der  sozialistischen  Ar- 
beiterpartei der  Stadt,  und  dieser  Umstand  gab  verschiedenen  Zeitungen 
die  Gelegenheit  die  Behauptung  aufeustellen,  der  Aufruhr  sei  von  den 
Sozialdemokraten  ausgegangen.  Es  wurde  vielmehr  nachgewiesen, 
dafs,  als  schon  die  Gewaltthätigkeiten  im  Gang  waren,  die  Sozialisten 
erst  ihre  Mitglieder  zusammengerufen  haben,  um  jetzt  einen  Beschlufs 
über  ihr  Verhalten  zu  fassen.  Obgleich  einige  meinten  es  sei  nun 
Zeit  mit  der  „grofsen  sozialen  Revolution'^  zu  beginnen,  so  hatte  doch 
die  Mehrheit  die  Einsicht,  dafs  es  sich  hier  um  vorübergehende  Ur- 
sachen der  Unzufriedenheit  handele  und  der  schliefsliche  Beschlufs 
der  Versammlung  lautete  auf  Passivität.  Von  irgend  einem  Eingreifen 
dieser  Partei  hat  man  dann  auch  nichts  vernommen,  ebensowenig  wie 
irgend  ein  sozialistisches  Schlagwort  die  Losung  unter  den  Strikenden 
gewesen  ist 

Nach  Beendigung  der  Kämpfe  wurde  in  dem  Vereinigten  Saaten- 
Kongrefs  die  Frage  angeregt,  ob  eine  Vergröfserung  der  stehenden 
Armee  nicht  angesichts  solcher  Vorkommnisse  zu  empfehlen  sei.  Auch 
der  spätere  Präsident  Garfield  unterstützte  einen  dahin  bezüglichen 
Antrag.  Die  Mehrheit  der  Volksvertreter  trat  jedoch  einem  Gesetz- 
entwurfe, welcher  das  Militär  auf  100000  Mann  zu  erhöhen  vorschlug, 

1)  Ober  stehendes  Heer  and  Milis  ygl.  Bateel,  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, II.  Bd.,  S.  494  ff.  Anfserdem  über  die  ungenügende  militärische  Hilfe  bei 
strikes  „The  recent  strikes'*  von  Thomas  Scott  in  der  North  American  Beview  von  1877. 

2)  Vergi.  Beme  des  denz  mondes  1877,  Bd.  28,  S.  561  and  768,  femer  Joarnal 
des  Eoonomistes.    Bd.  48,  S.  860.     Famam  A.  a.  O.,  S.  88  ff. 
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entgegen.  Die  bill  sei  gegen  die  republikanische  Verfassung  der 
Union  gerichtet  und  könne  ein  Grab  der  persönlichen  Freiheit  werden. 
Es  ist  an  dieser  Stelle  auch  an  den  weitverzweigten  Orden  der 
Molly  Maguires,  welcher  mehrere  Jahre  in  den  Kohlenbezirken  Pennsyl- 
vaniens  grofsen  Schrecken  verbreitete  und  mit  dem  Revolver  Genossen 
und  Feinde  tyrannisierte,  zu  erinnern.  Man  schreibt  in  Amerika  das 
Entstehen  dieses  gewaltthätigen  Geheimbundes  vielfach  den  unpoli- 
tischen  Mafsregeln  der  Gesetzgebung  des  Staates  Pennsylvanien  gegen 
die  Gewerkvereine  zu.  Diese  Bedrückung  derselben  habe  eine  geheime 
Organisation  erzeugt  und  die  dem  Arbeiterstande  nachteiligen  Gesetze 
hätten  die  Gewaltthaten  hervorgebracht  Wäre  eine  freie  Entfaltung 
des  Notwendigen  geduldet  worden,  so  würden  die  unnatürlichen  Aus- 
wüchse der  Arbeiterorganisation  niemals  zu  Tage  getreten  sein.  Aus 
dem  dieser  Auffassung  zu  Grunde  liegenden  allgemeinen  Satz,  welcher 
in  Amerika  unter  den  Gebildeten  viele  Anhänger  hat  und  dem  eine 
teilweise  berechtigte  Seite  auch  nicht  abgesprochen  werden  kann  — 
dafs  politischer  Druck,  wie  z.  B.  Ausnahmegesetze,  ein  revolutioDäres 
Treiben  grofszöge,  eine  gleiche  Freiheit  aber  zum  steten  Siege  der 
Vernunft  führe,  —  wird  auch  der  Schlufs  gezogen,  dafs  in  Nordamerika 
kein  Boden  für  sozialdemokratische,  umstürzende  Bestrebungen  sei. 
Die  Freiheit  politische  und  soziale  Gedanken  praktisch  zu  verwirklichen, 
sei  genügend,  um  alles  auszuschliefsen,  was  den  Stempel  des  Unver- 
standes an  sich  trage.  Die  Gewaltthaten  bei  Arbeitseinstellungen  be- 
zeugen aber  gewifs  wenig  Überlegung,  wie  auch  die  Arbeiter  selbst 
nach  Beendigung  des  Ausstandes  oft  genug  bekundet  haben.  Die 
Anwendung  von  Gewaltmafsregeln  in  sozialen  Dingen  ist  in  gesell- 
schaftlichen  Kämpfen  entweder  die  Folge  einer  erbitterten  Stimmung, 
welche  ebenso  wie  durch  politisches  Eingreifen  in  die  Angelegenheiten 
der  betreffenden  Menschengruppen,  als  auch  durch  die  von  einem  anderen 
Gesellschaftsteil  getroffenen  Mafsregeln  hervorgebracht  werden  kann, 
welche  die  bedrückte  Klasse  als  einen  Eingriff  in  ihre  Rechte  ansiebt, 
oder  die  rohen  Ausbrüche  der  Leidenschaft  ergeben  sich  aus  schlechten 
Motiven,  wie  Gewinnsucht  und  dergl.  Beide  Ursachen  lassen  sich  bei 
den  Molly  Maguires  nachweisen.  Was  nun  die  geheimen  Arbeiter- 
bündnisse angeht,  so  kennt  Amerika  solche,  wie  z.  B.  die  Glasbläser- 
union und  die  Ritter  der  Arbeit,  auch  ohne  dafs  ein  besonderer  po- 
litischer Zwang  auf  deren  Genossen  ausgeübt  wäre.  Der  Öffentlichkeit 
verschlossene  Verbindungen  haben  sich  einfach  deshalb  so  organisiert, 
damit  ihre  politischen  und  sozialen  Gegner  von  ihrem  Bestehen  nichts 
erfahren  sollen.     Dafs   der  Sozialismus  in  den  Vereinigten  Staaten 


Die  GewerkTereine  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  385 

lange  nicht  die  Macht  erlangen  konnte  als  in  Europa,  erklärt  sich 
fast  ausscbliefslich  aus  den  günstigen  wirtschaftUchen  Zuständen  der 
Union,  nicht  etwa  aus  der  Koalitionsfreiheit,  welche  in  Frankreich 
ebenso  besteht  als  dort  und  in  Deutschland  in  der  Zeit  des  haupt- 
sächlichen Anwachsens  der  Sozialdemokratie  auch  bestanden  hat 

Doch  kehren  wir  zu  den  Gewaltthaten  bei  den  strikes  zurück. 
Sie  sind  zweierlei  Art  Entweder  richten  sie  sich  und  dies  ist  der 
am  meisten  vorkommende  Fall,  gegen  diejenigen  Arbeiter,  welche  die 
frei  gewordenen  SteUen  ausfüllen  sollen,  oder  gegen  die  Unternehmer 
mid  deren  Angestellte.  Vorgänge  der  ersteren  Art  kommen  in  Zeiten 
der  Geschäftsdepression  wie  in  der  Periode  des  Geschäftsaufschwunges 
vor.  Die  Zeitungen  bringen  genug  derartige  Berichte.  Wir  führen 
einige  charakteristische  Beispiele  an.  Im  Jahre  1874  konnten  in  dem 
Hafen  von  Hoboken  nur  200  von  den  600  Arbeitern  der  Longshoremen- 
Union  zur  Zeit  von  der  deutschen  Lloydgesellschaft  beschäftigt  werden. 
Die  Gewerkschaft  beanspruchte  als  Lohn  40  es.  per  Stunde  und  ab- 
wechselnde Beschäftigung  ihrer  Mitglieder.  Bei  dieser  hohen  For- 
derung konnte  auf  diese  Weise  die  ganze  Genossenschaft  ihren  Unterhalt 
finden.  Die  SchilBfFahrtskompanie  konnte  jedoch  diesen  Preis  (20  M. 
für  12  Stunden)  nicht  gewähren  und  mietete  in  New-Tork  andere  Ar- 
beiter, an  denen  damals  kein  Mangel  war.  Als  diese  an  den  Docks 
angelangt  waren,  fanden  sie  die  Eingänge  derselben  von  den  strikenden 
Longshoremen  besetzt,  welche  jeden  Versuch  der  Ankömmlinge  zu 
ihrer  Arbeit  zu  kommen  mit  Gewalt  verhinderten.  Dieser  Belagerungs- 
zustand dauerte  drei  Wochen,  bis  die  Kasse  der  Unionsleute  zum  Teil 
erschöpft  und  der  Präsident  mit  dem  Rest  der  Gelder  durchgegangen 
war.  Polizei  und  Miliztruppen  zu  beordern  hielt  die  Staatsbehörde 
nicht  für  rätlich,  so  lange  keine  Zerstörung  des  Eigentums  vorge- 
kommen war.  Die  Direktion  des  norddeutschen  Lloyd  wufste  sich 
übrigens  zu  helfen,  indem  sie  mit  einem  Dampfer  direkt  aus  New-Tork 
die  Arbeiter  nach  der  Aufsenseite  des  Docks  brachte  und  während 
der  Zeit  des  strikes  in  den  gerade  dort  liegenden  grofsen  Dampfern 
die  so  herbeigeschafften  Leute  einquartierte  und  beköstigte. 

Nicht  selten  gehen  die  Ausständigen  über  diese  Art  Verteidigung 
hinaus  und  gehen  zum  Angriff  über.  Dann  kommt  es  zu  förmUchen 
Schlachten  zwischen  den  den  Besitz  schützenden  Bürgern  und  den 
Arbeitern.  Im  Sommer  1880  brach  in  Leadville  (Kolorado)  ein  grofser 
strike  unter  den  dortigen  Bergleuten  zur  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
auf  8  Stunden  aus,  welcher  zur  Gründung  der  Miners-Union  und  einer 
Zeitung  „the  Grisis^'  benannt,  führte.  Da  die  Unternehmer  nicht  nach- 
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gaben,  schien  den  Arbeitsführern  die  Anwendung  von  Gewalt  ratsam, 
und  eine  grofse  Schar  der  Leute  mit  Revolvern,  Flinten  und  Stöcken 
bewaffnet  suchte  unter  Androhung  allgemeiner  Verwüstung  die  Be- 
dingungen zu  ertrotzen.  Die  gesamten  übrigen  Bewohner  der  Stadt, 
nicht  strikende  Grubenarbeiter,  Handwerker,  Kaufleute  u.  s.  w.  be- 
waffneten sich  ebenfalls  und  formierten  einige  Regimenter.  Mehre 
Tage  war  Leadville  in  zwei  Heerlager  geteilt  und  die  Hauptstrafsra 
waren  der  Schauplatz  wilder  Raufereien»  als  unter  den  Ausstandigen 
Uneinigkeiten  entstanden  und  nach  Bestrafen  einiger  R&delsfÜhrer  die 
Ruhe  wieder  hergestellt  wurde  ^). 

Bei  den  in  den  Städten  vorkommenden  Ausständen,  welche  gröfsere 
Dimensionen  annehmen,  suchen  beide  Parteien  die  Gunst  des  Publi- 
kums zu  erwerben.  Die  öffentliche  Meinung  erscheint  beiden  als  ein 
nicht  zu  verachtender  Bundesgenosse.  Die  Beeinflussung  der  poli- 
tischen Zeitungen  erscheint  dann  als  die  erste  Aufgabe.  Ob  das  Pu- 
blikum einen  lebhaften  Anteil  an  den  Verhandlungen  nimmt,  hängt 
wesentlich  davon  ab,  ob  es  durch  den  Ausstand  unmittelbar  betroffen 
wird.  Letzteres  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  infolge  der  Arbeitseinstellung 
der  Eisen-  oder  Pferdebahnverkehr  unterbrochen  wird.  Bei  einer  Ver- 
anlassung der  letzteren  Art  in  St.  Louis  schreibt  die  Irish  Worid  im 
Mai  1881:  „Aufserordentlich  belehrend  und  interessant  ist  es  für  Je^ 
manden,  der  aus  der  Entwickelung  der  Arbeiterfrage  ein  Studium 
macht,  von  Tag  zu  Tag  in  den  Zeitungen  die  strikes,  welche  in  den 
verschiedenen  Teilen  des  Landes  vorkommen,  zu  verfolgen.  Die  Ar- 
beitseinstellungen sind  eine  regelmäfsige  Erscheinung  in  unseren  ge- 
sellschaftlichen Leben  geworden.  Obgleich  sie  auf  keiner  rationellen 
Basis  beruhen,  thun  sie  doch  als  Mittel  zum  Widerstände  den  Arbeitern 
viel  Gutes.  Es  ist  allgemein  bekannt,  dafs  das  Publikum  als  Richter 
zwischen  den  tyrannischen  Kapitalgesellschaften  und  deren  Arbeiter 
steht.  Das  Recht  dieser  oder  jener  Partei  wird  an  jeder  Strafsenecke 
in  jeder  Haushaltung  hin  und  her  besprochen  und  ich  habe  mit 
Freuden  bemerkt,  dafs  in  letzter  Zeit  bei  verschiedenen  Gelegenheiten 
das  Publikum  und  selbst  die  dominierende  Presse  Partei  für  die  Ar- 
beiter gegen  die  Unternehmer  ergriffen  hat.  Die  in  diesem  Lande  so 
mächtige  öffentliche  Meinung  spielt  daher  in  dem  Streite  eine  grofse 
Rolle  und  das  Bestreben  ist  jetzt  stets  das  Publikum  fQr  den  strike 
zu  gewinnen.  AlF  dieses  sieht  gut  aus  und  verspricht  viel.  Es  wird 
so  das  allgemeine  Verständnis  immer  mehr  erwachen,  dafs  das  In- 

1)  Nfiheres   über   die  ArbeiterbeTolkemog  Leadville«    in   einem  Anfsati   von   mir  In 
der  Beilage  der  All.  Zeitung  von  16.  April  1882. 
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teresse  des  Publikams  bei  der  ünterdrQckung  der  Arbeit  gefährdet 
ist  und  es  daher  ein  Recht  hat  von  den  Unternehmern  Gerechtigkeit 
zu  fordern.  Dies  stimmt  vollkommen  mit  dem  republikanischen  System 
überein,  nach  welchem  das  Volk  die  Souveränität  inne  hat  Bisher 
wurden  die  Striker  bei  ihren  Kämpfen  mit  den  Unternehmern  nur  von 
ihren  Mitarbeitern  unterstützt.  Wenn  es  erst  allgemein  anerkannt  ist, 
dafs  das  Publikum  in  einem  grofsen  Ausstande  Partei  nehmen  muTs, 
so  wird  es  den  Arbeitern,  falls  sie  im  Hechte  sind  mit  Geldmitteln 
zu  Hilfe  kommen.  Richtet  sich  der  strike  gegen  die  Inhaber  öffent- 
licher Verkehrsmittel,  wie  z.  B.  gegen  die  grofsen  Eisenbahngesell- 
schaften, so  hat  das  gestörte  reisende  Publikum  unlängst  sehr  be- 
stimmt das  Recht  beansprucht,  von  den  Unternehmern  zu  verlangen, 
diejenigen  gerecht  und  billig  zu  behandeln,  die  für  sie  arbeitend  Dafs 
die  öffentliche  Meinung  in  solchen  Fällen  im  Stande  ist  den  Ausschlag 
zu  geben,  geht  aus  einem  erfolgreichen  Ausstand  der  an  den  Strafsen- 
bahnen  von  Gincinnati  beschäftigten  Personen  hervor  ^ ) :  Die  täglichen 
Löhne,  welche  vor  demselben  für  15—16  Stunden  bezahlt  wurden, 
betrugen  für  die  Kondukteure  1,75  $,  für  die  Kutscher  1,50  $  und 
fQr  die  Stallknechte  1,25  $.  Es  wurde  nun  für  jede  dieser  Be- 
schäftigungen eine  Erhöhung  von  50  es.  verlangt  Die  Direktion  der 
konsolidierten  Strafseneisenbahngesellschaft  erklärte  jedoch  auf  diese 
Mehrforderung  nicht  eingehen  zu  können,  obgleich  man  dieselbe  in 
der  Stadt  allgemein  für  billig  hielt  So  wurde  denn  die  Arbeitsein- 
stellung beschlossen  und  der  gesamte  Bahnverkehr  war  mit  einem 
Schlage  suspendiert.  Zu  Exzessen  kam  es  nur  in  einem  Falle,  als 
einige  Leute,  welche  auf  ihren  Posten  beharren  wollten,  ihren  Wagen 
zu  verlassen  gezwungen  wurden.  Die  Männer,  welche  so  gewaltsam 
vorgingen,  waren  aber  nicht  Bahnbedienstete,  sondern  unbeteiligte 
Personen.  Am  Abend  des  ersten  Ausstandtages  empfahl  der  Vor- 
sitzende den  Arbeitern  auf  das  Dringenste  jeder  Gewalt  wie  auch  des 
Trinkens  sich  zu  enthalten,  da  beides  für  sie  sicheres  Mifslingen  zur 
Folge  haben  würde.  In  derselben  Sitzung  wurde  folgende  Zuschrift 
von  einem  hervorragenden  Bürger  verlesen: 

An  den  Vorsitzenden  der  Versammlung  der  Strafsenbahnbediensteten ! 

,y2iehen  Sie  die  Summe  von  fünfzig  Dollars  auf  meinen  Namen 
um  den  Ausstand  in  Gang  zu  erhalten.  Das  Publikum  schuldet  der 
Gesellschaft  nichts.     Wenn  nicht  die  Korruption  des  Stadtrates  und 


1)  VergL  den  Jahresbericht  des  arbeitwtatistischen  Bureaus  yon  Ohio  1881. 


338  A.  Sartorias  TOD  WAltershausen, 

der  Behörde  für  öffentliche  Bauten  wäre,  würde  sie  kein  Becht  haben 
Wagen  auf  unseren  Strafsen  fahren  zu  lassen.  Es  ist  die  Pflicht  des 
Publikums  diesem  Ausstande  seine  Unterstützung  angedeihen  zu  lassen/' 

Zwei  Tage  später  wurde  ein  Versuch  gemacht  einige  Wagons 
unter  Bewachung  von  Polizisten  fahren  zu  lassen.  Die  Striker  ver- 
sammelten sich  auf.  einem  öffentlichen  Platze  und  hoben,  als  die 
Wagen  daherkamen,  dieselben  von  den  Geleisen  und  schickten  die 
Pferde  in  die  Ställe  zurück.  Die  Polizisten,  welche  nur  zu  dem  Zwecke 
mitgeschickt  waren,  das  Eigentum  der  Gesellschaft  zu  schützen, 
mischten  sich,  da  kein  Schaden  angerichtet  wurde,  nicht  ein.  Kund- 
gebungen der  Sympathie  und  Anerbieten  materiellen  Beistandes  für 
die  Ausständigen  liefen  von  verschiedenen  Bürgern  ein,  in  einem 
Falle  wurden  200  $  zur  Verfügung  gestellt. 

Eine  Bittschrift,  welche  von  zahlreichen  hervorragenden  Geschäfts- 
firmen unterzeichnet  war,  wurde  der  Gesellschaft  unterbreitet;  in  der- 
selben wurde  dargelegt,  dafs  nach  ihrer  (der  Unterzeichner)  Meinung 
die  Löhne,  welche  die  Gesellschaft  den  Treibern  und  Kondukteuren, 
in  Anbetracht  der  vielen  Stunden,  während  welchen  dieselben  arbeiteten, 
eine  ungenügende  Vergütung  bildeten  und  in  vielen  Fällen  fOr  den 
Unterhalt  der  Familien  derselben  nicht  hinreichten;  sie  ersuchten 
daher  den  Präsidenten  und  das  Direktorium  der  Gesellschaft,  deren 
Forderungen,  welche  sie  für  billig  und  recht  erachten,  zu  entsprechen. 

Von  einer  Versammlung  der  Ausständigen  wurde  eine  Bittschrift 
aufgesetzt  und  in  Umlauf  gebracht,  worin  das  Publikum  aufgefordert 
wurde,  sich  des  Fahrens  in  Bahn  wägen  zu  enthalten,  welche  nicht 
von  ihren  Leuten  bedient  würden.  Ein  Dankbeschlufs  wurde  einem 
hervorragenden  Bürger,  welcher  hinreichende  materielle  Hilfe  ange- 
boten hatte,  überbracht. 

Eine  grofse  Versammlung  der  Bewohner  des  Ostendes  der  Stadt 
wurde  am  Abend  abgehalten.  Der  Vorsitzende  erklärte,  dafs  der 
Zweck  der  Versammlung .  ein  solcher  sei,  an  weichemein  jeder  Steuer- 
zahler, welcher  das  Wegerecht  hergegeben  habe  und  ein  jeder  Ar- 
beiter in  der  Gemeinde  ein  Interesse  habe,  und  er  freue  sich,  zu 
sehen,  dafs  sich  ihr  Interesse  durch  ihre  Sympathie  für  Jene,  welche 
an  dem  Ausstande  beteiligt  sind,  so  allgemein  bekunde.  Die  For- 
derungen der  Ausständigen  wurden  ftlr  recht  und  billig  erklärt 
Mehrere  Redner  folgten  und  sprachen  sich  in  demselben  Sinne  aus 
und  ermahnten  die  Ausständigen  ordnungsgemäfs  und  friedfertig  zQ 
handeln.  Der  folgende  Beschlufs  wurde  von  der  Versammlung  an- 
genommen: 
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„Beschlossen,  dafs  es  die  Meinung  dieser  Versammlung  ist,  dafs 
die  Bürger  des  Ostendes  die  Strafsenbahnwagen  nicht  benutzen 
werden,  wenn  die  jetzigen  Kondukteure  und  Treiber  entlassen  werden, 
oder  ehe  dieser  Ausstand  befriedigend  erledigt  ist/'  Zwei  Tage  später 
entschlofs  sich  die  Kompanie  den  Strikenden  nachzugeben  und  ihnen 
einen  Vergleich  anzubieten.  Die  Löhne  sollten  um  25  es.  erhöht  und 
die  Arbeitsstunden  um  einiges  verkürst  werden.  Am  Abend  des 
18.  April  wurde  in  den  Räumlichkeiten,  welche  an  das  Büreauzimmer 
des  Mayors  stofsen,  eine  Versammlung  von  Bürgern  und  Ausständigen 
abgehalten  und  die  Vorschläge  besprochen.  Nach  einer  langen  all- 
seitigen Beratung  berichtete  der  Vorsitzende  des  Exekutionsausschusses 
der  Bürgerversammlung,  dafs  die  Bahnleute  einstimmig  den  Beschlufs 
gefafst  hätten,  den  Vorschlag  anzunehmen.  Am  Schlufse  der  Bericht- 
erstattung an  die  Bürgerversammlung  sagte  der  Mayor: 

„Meine  Herren  1  Ich  danke  Ihnen.  Im  Namen  der  Männer,  Frauen 
und  Kinder  spreche  ich  Ihnen  meinen  Dank  aus.  Sie  haben  einen 
mannhaften  Kampf  ausgefochten  und  Ihr  Betragen  ist  von  Anfang  bis 
zu  Ende  ein  männliches  gewesen.  Nochmals  danke  ich  Ihnen  für  Ihren 
weisen  EntschluTs.''  An  demselben  Abend  wurde  eine  weitere  Ver- 
sammlung von  den  Bürgern  des  Ostendes  veranstaltet  um  ihre  Sym- 
pathie mit  den  Ausständigen  auszudrücken.  Beschlüsse  wurden  ge- 
fafst, in  welchen  dargelegt  wurde,  dafs  es  die  feste  vorurteilsfreie 
Überzeugung  von  vier  Fünfteln  der  Bürger  ist,  dafs  die  Forderungen 
der  ehrlichen,  tüchtigen  und  getreuen  Bediensteten  zugestanden 
werden  sollen. 

Betrachten  wir  zum  Schlufs,  wie  sich  die  Gewerkschaften  in 
ihren  Statuten  über  etwa  vorkommende  Arbeitseinstellungen  ausge- 
sprochen haben.  Eine  Gleichartigkeit  der  Auffassung  ist  nicht  zu 
beobachten,  vielmehr  ist  eine  Abstufung  von  den  konservativen  bis  zu 
ziemlich  radikalen  Tendenzen  vorhanden.  Die  ersteren  zeigen  sich 
in  einer  gröfseren  oder  geringeren  prinzipiellen  Abneigung  gegen  die 
Ausstände  und  in  den  dieselben  erschwerenden  Kautelen,  wie  in  der 
Art  der  Abstimmung,  dem  Einhalten  bestimmter  Fristen  u.  dgl.  mehr. 
Die  Vereine  entgegengesetzter  Bestrebungen  dagegen  nehmen  in  ihren 
Statuten  den  strike  direkt  in  Aussicht  und  knüpfen  die  Zulassung 
desselben  an  leicht  zu  erreichende  Formalitäten.  Im  allgemeinen 
läfst  sich  sagen,  dafs  ein  Verein  um  so  mafsvoUer  ist,  je  demokra- 
tischer er  verwaltet  wird,  und  um  so  unruhiger  und  kampflustiger 
auftritt,  je  zentralistischer  seine  Verfassung  eingerichtet  ist.  Denn 
es  handelt  sich  ja  bei  jedem  Ausstand  um  die  Unterstützungen  aus 
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der  Vereinskasse  und  diese  werden  schwerer  gewährt,  wenn  die  Ge- 
nossen, welche  sie  angesammelt  haben,  über  die  Disposition  derselben 
zu  bestimmen  haben,  als  dann»  wenn  der  Präsident  oder  der  Vorstand 
des  Gewerkvereins  als  Verwalter  fremden  Geldes  die  Entscheidung 
zu  treffen  haben.  Es  sei  nebenbei  bemerkt,  dafs  die  Statuten  für  das 
Verhalten  der  Gewerkschaften  nicht  immer  mafsgebend  sind,  da  die 
Erfahrung  gezeigt  hat,  dafs  einige  scheinbar  solide  organisierte  Ver- 
bände in  der  Praxis  von  ihren  mafsvoUen  Vorschriften  nicht  viel  ge- 
halten haben  ^).  Wir  beschränken  uns  hier  auf  die  Konstitution  der 
Gewerkvereine : 

1.    Gewerkverein  der  Eisengiefser. 

Wenn  in  einem  Lokalverein  ein  strike  vorgeschlagen  wird,  so 
müssen  sich  in  einer  Generalversammlung  |  der  anwesenden  beschlufs- 
fähigen  Mitglieder  für  denselben  erklären.  Eine  solche  Majorität  er- 
scheint zweckmäfsig,  weil  nicht  selten  alle  an  dem  Lokalverein  be- 
teiligten Personen  von  demselben  Ausstand  betroffen  sind.  Der 
korrespondierende  Sekretär  hat,  von  einem  solchen  Beschlufs  aus- 
gehend, dem  Präsidenten  des  internationalen  Vereins  Nachricht  zu 
geben.  Von  diesem  wird  allen  Zweigvereinen  die  Angelegenheit  zur 
Abstimmung  unterbreitet.  Wenn  durch  diese  eine  Bejahung  des  Aas- 
standes durch  I  Majorität  erfolgt,  hat  der  Präsident  von  allen  Ver- 
einen die  Summen  regelmäfsig  zu  erheben,  welche  zur  Unterstützung 
der  Feiernden,  —  5  i$  für  Unverheiratete  und  7  8  für  Verheiratete  — 
statutenmäfsig  gewährt  werden.  Der  Präsident  kann  in  Verbindung 
mit  dem  Vorstand  des  internationalen  Vereins  einen  Ausstand  für 
verloren  erklären,  womit  die  Geldzusendung  aufhört  Jedoch  ist  vor- 
geschrieben, dafs  die  Ausständigen  zwei  Wochen  vor  dem  Eintritt  der 
Suspension  davon  in  Kenntnis  gesetzt  werden. 

Diese  Gewerkschaft  ist  in  ihren  Forderungen  eine  der  gemälsig- 
sten  in  den  Vereinigten  Staaten,  ist  getreu  den  Grundsätzen,  welche 
ihr  hervorragendster  Präsident  William  H.  Sylvis')  aufgestellt  hat 
Sie  ist  dem  strike  prinzipiell  abgeneigt  und  läfst  ihn  nur  ausnahms- 
weise als  ein  zur  Zeit  notwendiges  Übel  zu,  wenn  alle  anderen  Mittel, 
einen  Ausgleich  zu  schaffen,  vergeblich  versucht  worden  sind. 


1)  Ein  Beispiel  bei  Fermun  a.  a.  O.  S.  15. 

2)  Vgl  The  life,  speeches,  labors  and  easays  of  William  H.  Sylvia  PhiladelphU  1879 
S.  266  ff.  Das  Bach  trägt  das  eigentümliche  Motto:  We  most  show  them  that  when  i 
jast  monetary  system  has  been  established  there  wiU  no  longer  exist  a  necMsity  fer 
Trades  Union«. 
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2.  Gewerkverein  der  Möbelarbeiter. 

Wenn  Bfitglieder  einer  Lokalimion  einen  strike  projektieren,  so 
haben  sie  der  Generalversammlung  derselben  die  Motive  vorzulegen 
und  den  MajoritätsbeschluTs  abzuwarten.  Den  Abstimmenden  ist  es 
besonders  anempfohlen,  erst  dann  den  Ausstand  gutzuheifsen ,  wenn 
alle  Mittel  eines  friedlichen  Kompromisses  erschöpft  sind.  Ist  nun 
die  Entscheidung  des  Lokalvereins  für  die  Arbeitseinstellung  ausge- 
fallen, so  hat  derselbe  unversäumt  der  Trades  Assembly,  mit  welcher 
er  etwa  in  Verbindung  steht,  und  der  Zentralleitung  der  Möbelarbeiter- 
gewerkschaftsunion Nordamerikas  von  seinem  Beschlufs  Nachricht  zu 
geben.  Das  Verhalten  der  ersteren  ist  oben  bereits  besprochen  wor- 
den, die  zweite  hat  die  Verhältnisse  sorgfältig  zu  prüfen  und  das  Re- 
sultat der  Untersuchung  den  an  ihrem  Sitz  befindlichen  Ortsvereinen 
zu  unterbreiten,  welche  dann  einen  definitiven  Bescheid  zu  geben 
haben.  Ist  der  strike  hier  gutgeheifsen,  so  sind  alle  Lokalvereine 
innerhalb  5  Tagen  von  diesem  votum  in  Kenntnis  zu  setzen.  Für 
den  Unterhalt  der  Ausständigen  dient  zunächst  deren  spezielle  Kasse, 
dann  tritt  diejenige  des  Gesamtverbandes  ein,  dessen  Exekutivkomit6 
statutenmäTsig  das  Recht  hat,  bei  einem  etwaigen  Geldmangel  von 
allen  Ortsvereinen  einen  Extrabeitrag  zu  erheben. 

3.  Gewerkverein  der  Zigarrenmacher. 

Fühlen  die  Zigarrenmacher  einer  Fabrik  sich  von  ihrem  Lohn- 
geber bedrückt  und  halten  eine  Arbeitseinstellung  für  angezeigt,  so 
haben  sie  sich  zuerst  an  den  Lokalverein  zu  wenden,  dem  sie  ange- 
hören. Die  Beschlufsfassung  innerhalb  dieses  ist  nicht  überall  die 
gleiche.  Der  Pittsburger  bestinmit  z.  B.,  dafs,  wenn  die  Zahl  deije- 
nigen,  welche  zu  striken  vorhaben,  lö  überschreitet,  eine  Versammlung 
aller  Mitglieder  einzuberufen  und  f  Majorität  zu  gunsten  des  Aus- 
standes erforderlich  ist,  ehe  die  einen  Dollar  täglich  betragende  Unter- 
stützung gezahlt  wird.  Fällt  die  Entscheidung  anders  aus,  so  bleibt 
es  den  Antragstellern  unbenommen,  die  Arbeit  aufzugeben,  aber  sie 
müssen  auf  den  Anspruch  an  die  Vereinskasse  verzichten.  Melden 
sich  weniger  als  lö  Personen,  so  hat  der  Vorstand  die  Entscheidung 
allein  zu  fällen. 

Neben  der  Lokalunterstützung  ist  noch  ein  wöchentlicher  Zuschufs 
von  4  $  von  der  internationalen  Zigarrenmacherunion  unter  folgenden 
Voraussetzungen  zu  erreichen:  Handelt  es  sich  um  weniger  als  25 
Personen,  so  kann  das  Exekutivkomit^  beschliefsen,  wogegen  jedoch 
bei  dem  FaU  der  Strikeverweigerung  an  die  Entscheidung  sämtlicher 
Ortsvereine  appelliert  werden  kann.    Ist  die  Zahl  gröfser  als  25,  so  ist 
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die  Sache  sofort  von  dem  Präsidenten  sämtlichen  Lokalvereinen  zur 
Beschlufsfassung  zu  übermitteln.  Im  allgemeinen  genügt  hier  die  ab- 
solute Majorität,  bei  strikes  wegen  Lohnerhöhung  ist  |  der  Stimmen 
für  einen  bejahenden  Bescheid  erforderlich.  Die  Abstimmung  der 
Ortsvereine  erfolgt  in  der  Weise,  dafs  die  Mitgliedzahl  derselben  be- 
rücksichtigt wird.  Eine  Stimme  wird  für  7—50,  zwei  für  50—100, 
drei  für  100—200  Mitglieder  und  dann  für  je  100  weitere  Genossen 
eine  Stimme  mehr  gewährt. 

5.    Verein  der  Steinhauergesellen  von  Chicago. 

Wird  von  den  Arbeitern  eines  Betriebes  ein  Strike  beschlossen, 
so  ist  sofort  dem  Präsidenten  Anzeige  davon  zu  machen.  Derselbe 
hat  eine  Generalversammlung  zu  berufen.  Wenn  es  sich  um  Lohn- 
steigerung handelt,  müssen  wenigstens  f  der  Stimmen  dafür  sein, 
und  wenn  eine  Lohnreduktion  in  Aussicht  steht,  genügt  die  einfache 
Majorität  „Am  Vorabend  eines  Ausstandes  soll  eine  Deputation  er- 
nannt werden,  welche  mit  dem  Arbeitgeber  über  einen  friedlichen 
Ausgleich  verhandeln  und  der  Association  das  Resultat  mitteilen  soll 
Dieselbe  billigt  keinen  Ausstand  aller  oder  einiger  Mitglieder,  ausge- 
nommen, wenn  alle  ehrlichen  Mittel  fehlschlagen,  um  eine  Abhilfe  der 
Beschwerden  oder  Streitfragen  zu  schaffen.'* 

5.  Hafenarbeitervereine  in  den  Baumwollenexport- 
häfen. 

Regelmäfsig  enthalten  diese  Verbindungen  keine  Vorschriften 
über  die  Arbeitseinstellung,  um  den  Arbeitgebern  ihre  Kampfime- 
thode  zu  verbergen.  Eine  Ausnahme  macht  die  Workingmens  be- 
nevolent  association  von  Savannah,  bei  welcher  eine  Kasse  besteht, 
welche  sowohl  für  Kranken-  und  Sterbegelder,  als  auch  für  Aus- 
standunterstützung  dient.  Die  Entscheidung  der  Arbeitseinstellung 
erfolgt  durch  Miyoritätsvotum  in  einer  besonders  anberaumten  Gene- 
ralversammlung. Allgemein  ist  noch  bestimmt:  „Wenn  ein  Ausstand 
für  Löhne  oder  zu  sonst  einem  Zweck  notwendig  erachtet  wird,  so 
darf  kein  Mitglied  des  Vereins  während  desselben  an  Bord  des 
Schiffes  arbeiten.  Wer  sich  gegen  diese  Bestimmung  vergeht,  soll 
entweder  ausgestofsen  oder  bestraft  werden,  je  nachdem  die  Monats- 
versammlung es  für  richtig  erachtet'' 

6.  Gewerkschaft  der  Eisen-  und  Stahlarbeiter. 
Dieser  Verein  erklärt  in  dem  ersten   Artikel  der  Konstitntion, 

„dafs  die  Ziele  der  Genossenschaft,  zu  denen  vor  allem  genügend 
hohe  Löhne  gehören,  durch  Vereinbarung  oder  durch  andere  Mit- 
tel zu  erreichen  seien.''    Es  besteht  eine  Strikekasse,  welche  von 
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den  Distriktexekutivkomit^s  verwaltet  wird.  Die  einzelnen  unterge- 
ordneten Gewerkschaften  —  hier  Logen  genannt  —  sind  nach  Dis- 
trikten eingeteilt,  deren  Vorstand  über  das  Stattfinden  des  Ausstandes 
zu  beschliefsen  hat. 

7.  Die  deutsch-amerikanische  Typographie  enthält  in 
ihren  Statuten  keine  genügenden  Kanteten  gegen  den  MiTsbrauch 
einer  Arbeitseinstellung.  Es  heilst  dort:  ,,Bei  eintretenden  Differen- 
zen, welche  einen  Ausstand  befürchten  lassen,  haben  die  betreffenden 
Zweigvereine  dem  Präsidium  (Präsidenten,  Vicepräsidenten,  Sekretär, 
Schatzmeister  und  3  trustees)  eine  motivierte  Vorlage  zu  machen 
und  sich  der  Entscheidung  des  Präsidiums  zu  fügen.  In  Fällen  von 
besonderer  Dringlichkeit,  wo  Mitgliedern  ein  Ausstand  aufgedrungen 
wird,  soll  den  letzteren  die  Entscheidung  zustehen,  und  das  Bundes- 
präsidium  hat  auf  eine  solche  Entscheidung  hin  die  benötigte  Un- 
terstützungssumme an  den  betreffenden  Verein  einzusenden.  Unver- 
heiratete wie  verheiratete  Mitglieder  haben  im  vorgenannten  Falle 
eine  gleichmäfsige  Unterstützung  und  zwar  wöchentlich  ö  $  auf  die 
Dauer  von  4  Wochen  zu  beanspruchen.'* 

8.  Die  international  typographical  Union  erklärt  sich 
dagegen  im  allgemeinen  gegen  Ausstände,  es  sei  denn,  dafs  die  Regeln 
und  Grundsätze  des  internationalen  oder  eines  untergeordneten  Ver- 
eins verletzt  sind.  Die  Gesellschaft  hat  eine  Strikekasse,  in  welche 
jedes  Mitglied  jährlich  1  $  einzahlen  mufs.  Die  Unterstützung  be- 
trägt höchstens  7  $  wöchentlich.  Der  Präsident  hat  allein  zu  ent- 
scheiden, nachdem  der  Ausstand  in  dem  Lokalverein  gutgeheifsen  ist. 
In  dem  letzteren  ist  in  der  Regel  eine  Majorität  von  f  erforderlich 
und  aufserdem  ist  festgesetzt,  dafs  niemand  das  Recht  zur  Abstim- 
mung haben  soll,  wenn  er  nicht  wenigstens  6  Monate  der  Genossen- 
schaft angehört  hat  (so  z.  B.  typographical  union  Nr.  21  in  San  Francisco). 

9.  Internationaler  Verein  der  Granithauer. 

Kein  Zweigverein  dieser  Gewerkschaft  darf  ohne  Genehmigung 
seines  Präsidenten  und  eines  stehenden  Komit^s  von  5  Mitgliedern 
die  Arbeit  einstellen.  Die  Zentralleitung  der  internationalen  Verbin- 
dung hat  keinen  Einfiufs  darauf.  Erfolgt  der  Ausstand  oder  ein 
AusschluTs,  weil  die  Betreffenden  Teilnehmer  der  Gewerkschaft  sind 
oder  weil  sie  den  Satzungen  derselben  gehorcht  haben,  so  wird  un- 
bedingt eine  Unterstützung  gewährt.  In  anderen  Fällen,  wie  bei 
Lohnstreitigkeiten  oder  Veränderung  der  Arbeitszeit,  hat  die  ange- 
gebene Entscheidungsbehörde  die  Verfügungen  zu  treffen.  Im  ganzen 
ist  der  Verein  dem  friedlichen  Ausgleich  zugethan,  wie  folgender  den 
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Stataten  zugef&gter  Passus  zeigt:  „Es  ist  beschlossen,  dals  die  inter- 
nationale Gewerkschaft  der  Granithaner  jede  noch  so  geringe  Ver- 
bitterang  gegen  die  Arbeitgeber  wegzur&omen  bemüht  sein  soll,  da 
es  vollständig  klar  ist,  dafs  das  Wohlbefinden  der  Arbdter  auf  dem 
der  Unternehmer  begründet  ist  Femer  wollen  wir,  ftdls  wir  in  un- 
seren Gesetzen  etwas  unbilliges  oder  willkfirliches  zu  gunsten  unserer 
Interessen  erkennen,  dergleichen  abschaffen  und  verpflichten  uns, 
nach  besten  Kräften  etwas  besseres  an  die  Stelle  zu  setzen**. 

Viele  Gewerkverdne  haben,  wie  schon  gesagt,  keine  genauen  ge- 
schriebenen Vorschriften,  wie  über  die  Zulässigkeit  eines  Aasstandes 
beschlossen  werden  soll.  Dahin  gehören  die  wichtigen  Verbände  der 
Lokomotivführer,  der  Lokomotivheizer  und  der  Hutmacher.  Andere 
Gewerkschaften  sind  nicht  erwähnt  worden,  weil  ihre  Strikebestim- 
mungen  sich  mit  einer  der  angeführten  im  wesentlichen  decken. 

(Schlnis  folgt) 


VI. 


Das  Gesetz  betr.  die  KrankenTersicherang  der 
Arbeiter  vor  dem  Reichstage. 

Von 

Prof.  Dr.  FaaBOhe. 

Einleitung. 

Die  seit  langer  Zeit  angekündigten,  von  weiten  Schichten  der 
Bevölkerung  lange  ersehnten  und  erhofften  sozialen  Beforraen  sind 
durch  das  unterm  15.  Juni  1883  publizierte  Gesetz  „betr.  die  Kran- 
kenversicherung der  Arbeiter^'  aus  dem  Bereich  der  Wahrscheinlich- 
keiten und  Möglichkeiten  in  die  Wirklichkeit  übergetreten. 

Ein  wichtiger  Schritt  vorwärts  auf  der  Bahn  „sozialpolitischer'' 
Gesetzgebung  ist  damit  gethan,  und  wenn  dabei  auch  nicht  von 
einem  ersten  Schritt  gesprochen  werden  kann,  sondern  die  Gesetze 
über  die  Haftpflicht  der  Unternehmer,  über  die  gewerblichen  Hilfs- 
kassen, die  Fabrikgesetzgebung  etc.  gewifs  unentbehrliche,  wichtige 
Vorstufen  für  die  Soziah*eform  sind  und  nicht  minder  eine  Förderung 
des  Wohles  der  arbeitenden  Klassen  und  Sicherung  des  sozialen 
Friedens  erstreben,  so  bleibt  doch  das  vorliegende  Gesetz  immer  eine 
bedeutsame  Etappe  zur  Erreichung  des  grofsen  Zieles.  Denn  nach 
den  offen  dargelegten  Plänen  der  Reichsregierung  ^ )  soll  die  Sicherung 
des  Arbeiters  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  der  Krankheit  nur 
ein  Teil  der  Reform  sein,  die  sie  sich  zur  Aufgabe  gemacht  hat, 
und  dadurch,  dafs  seitens  der  gesetzgebenden  Faktoren  des  Reiches 
dieser  eine  Teil  angenommen  worden,  ist  zugleich  die  Bereitwillig- 
keit dargethan,  der  Regierung  auf  dem  Wege  der  gesetzlichen  Orga- 


1)  Siehe  a.  a.  die  Allerhöcliste  Botschaft  vom  17.  Desember  1881. 
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nisation  der  Arbeiterversicherung  weiter  zu  folgen,  jedenfalls  ihr  keinen 
prinzipiellen  Widerstand  zu  bereiten. 

Freilich  lange  hat  es  gedauert,  bis  man  diesen  Schritt  ins  Dunkle 
hinein  vorsichtig  und  tastend  gethan  hat,  für  manchen  Ungeduldigen, 
der  über  die  Notwendigkeit  sozialer  Reformen  und  die  Möglichkeit 
ihrer  Durchführung  längst  im  klaren  war,  wohl  fast  zu  langa 

Wenn  aber  überall  der  Satz  gilt,  dafs  aller  Anfang  schwer  sei, 
so  hat  er  hier  gewifs  doppelte  und  dreifache  Berechtigung,  denn  nir- 
gends häufen  sich  die  Schwierigkeiten  so  sehr,  als  auf  dem  Gebiete 
der  Sozialreform,  nirgends  müssen  alle  Bedenken  so  ernst  erwogen 
und  geprüft  werden,  als  grade  hier,  wo  es  sich  um  Wohl  und  Wehe 
von  Tausenden  und  Millionen  unserer  Mitbürger  handelt.  Man  wird 
es  daher  der  Regierung  des  Deutschen  Reiches  gewifs  Dank  wissen 
müssen,  dafs  sie  mit  ihren  grofsen  Plänen  zuerst  von  allen  gröfse- 
ren  Staaten  offen  und  energisch  für  die  Notwendigkeit  der  sozialen 
Reform  eingetreten  ist,  doch  darf  man  andererseits  den  übrigen  ge- 
setzgebenden Faktoren,  speziell  dem  Parlament,  keinen  Vorwurf 
daraus  machen,  dafs  es  vorsichtig  und  langsam  in  ernster  Arbeit 
vorgegangen  ist,  dafs  es  sich  trotz  der  eindringlichen  Mahnungen, 
die  ihm  selbst  unter  Allerhöchster  Autorität  in  kaiserlichen  Botschaf- 
ten zugingen,  nicht  zu  übereiltem  Vorgehen  hat  bewegen  lassen ;  denn 
das  betretene  Gebiet  ist  ein  zum  gröfsten  Teil  unerforschtes  und  un- 
bekanntes, und  nirgends  würden  sich  Fehler  der  Gesetzgebung  so 
schwer  und  nachhaltig  rächen,  als  gerade  hier.  Statt  den  sozialen 
Frieden  zu  fördern,  würden  übereilte  und  mangelhafte  Gesetze  viel 
eher  die  Kluft  zwischen  den  verschiedenen  Berufsklassen  erweitern 
können.  Wenn  nun  die  parlamentarische  Vertretung  des  deutschen 
Volkes  in  16  langdauemden  Sitzungen  über  dieses  Erankenkassen- 
gesetz  beraten,  wenn  die  Kommission  nicht  weniger  als  50  arbeits- 
volle Sitzungen  gebraucht  hat,  um  die  ihr  überwiesene  Vorlage,  der 
Bedeutung  der  Sache  entsprechend,  für  die  Beratung  im  Plenum  vor- 
zubereiten, so  lohnt  es  wohl,  an  dieser  Stelle  genauer  darzulegen,  wel- 
ches die  Grundlagen  des  Gesetzes  sind,  wie  es  in  seiner 
heutigen  Fassung  entstanden  ist. 

Eine  solche  Arbeit  ist  aber  doppelt  interessant,  weil  im  Laufe 
der  Verhandlungen  aus  der  ursprünglichen  Regierungsvorlage,  die 
nur  einen  Annex  zum  Unfallversicherungsgesetz  schaffen  wollte,  ein 
vielfach  verändertes,  selbständiges  Gesetz  geworden  ist,  das 
allein  in  die  Welt  tritt  und  nun  im  praktischen  Leben  erproben 
soll,  ob  es  marschierfähig  ist  oder  nicht.    Wenn  dann  der  Verf.  die 
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Darlegung  der  geschichtlichen  Entstehung  des  dem  grofsen  Publikum 
allein  zugänglichen  Gesetzestextes  mit  kritischen  Betrachtungen  über 
den  Wert  oder  Unwert  einzelner  Bestimmungen  verbindet,  so  wird  er 
sich  dabei  selbstverständlich  bemühen,  einen  rein  objektiven 
Standpunkt  zu  vertreten  und  hofft,  dafs  ihm  das  gelingen  wird,  ob- 
wohl er  als  thätiges  Mitglied  der  Reichstagskommission  in  gewisser 
Beziehung  Partei  ist,  und  ihm  als  Anhänger  einer  der  liberalen  Frak- 
tionen der  Schein  einer  oppositionellen  Haltung  entgegenstehen  könnte. 
Die  Vorgeschichte  der  in  der  2.  Session  der  5.  Legislaturperiode 
dem  Reichstage  vorgelegten  sozialpolitischen  Gesetze  (Nr.  14  und  19 
der  Drucksachen),  namentlich  die  vorhergegangene  litterarische 
Bearbeitung  des  Gegenstandes  ist  in  diesen  Jahrbüchern^)  von  Prof. 
Y.  Miaskowski  in  mustergiltiger  Weise  dargestellt  worden.  Wir 
dürfen  also  daran  anknüpfend  und  darauf  verweisend  uns  gleich  dem 
materiellen  Inhalte  der  Regierungsvorlage  selbst  zuwenden^).  Dabei 
kann  es  sich  in  der  folgenden  Besprechung  dem  Charakter  dieser 
Jahrbücher  gemäfs  nicht  darum  handeln,  mit  peinlicher  Genauigkeit 
all  die  einzelnen  für  die  Praxis  der  Verwaltung  hoch- 
wichtigen Bestimmungen  des  Gesetzes  zu  erörtern  oder  gar 
einen  ausführlichen  Kommentar  dazu  zu  schreiben  *),  vielmehr  glauben 
wir  unsere  Aufgabe  richtig  zu  erfassen,  wenn  wir  nur  die  grund- 
legenden Prinzipien  darstellen,  von  denen  die  Regierungsvor- 
lage ausging,  und  zeigen,  wie  weit  die  Mehrheit  der  Kommission  und 
später  des  Plenums  bei  ihren  Verbesserungsvorschlägen  dieselben  sich 
aneignete,  resp.  anderen  folgte. 


1)  Jahrbflcher  f.  Natonalökonomie,  N.  F.  Bd.  4.  S.  476—496. 

2)  Wir  erinnern  zugleich  an  die  kurze  und  präzise  Darstellung  der  wesentlichsten 
Bestimmungen  des  Gesetzentwurfes  und  die  geschickte  Charakterisierung  der  für  die  Be- 
urteilung desselben  mafsgebenden  Gesichtspunkte,  welche  Honigmann  in  diesen  Jahr- 
büchern N.  F.  Bd.  VI.  S.  854—276  gegeben  hat. 

3)  Der  Wortlaut  des  Gesetzes  folgt  am  Schlüsse  dieser  Abhandlung.  Für  denjeni- 
gen, der  sich  über  die  Einzelheiten  des  geltenden  Rechts  orientieren  will,  dürfen  wir  wohl 
darauf  yerweisen. 

An  Kommentaren  zum  Gesetz  sind  bereits  mehrere  erschienen,  der  beste  ist  wohl 
der  vom  Reg^erungsrat  yon  W  o  e  d  t  k  e ,  einem  Kommissar  der  Reichsregierung,  heraus- 
gegebene. Seine  Bemerkungen  über  die  in  den  Kommissionen  hervorgetretenen  Meinungs- 
verschiedenheiten sind  zwar  nicht  immer  ganz  unparteiisch,  aber  gewifs  für  die  Anwen- 
dung des  Gesetzes  von  hohem  Werte.  Bedauerlich  erscheint  es  uns,  da(^  er  so  manche 
aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  nicht  sicher  zu  entscheidende  Streitfrage  nicht  schon  in 
den  Kommissionsberatungen  zur  Sprache  gebracht  hat ;  denn  die  Entscheidungen,  die  er 
nun  persönlich  giebt,  hätten  abgesehen  davon,  dafs  ihnen  mancher  nicht  zustimmen  wird, 
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I.    Die  Bestimmungen  der  Regierungsvorlage. 

Bereits  der  am  8.  März  1881  dem  Reichstage  vorgelegte  Gesetz- 
entwurf, betr.  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter*)  enthielt  die  Be- 
stimmung, dafs  erst  nach  Ablauf  einer  Karenzzeit  die  Entschädigung 
aus  der  Unfallversicherung  eintreten  solle,  und  wies  in  den  Motiven 
zur  Ausfüllung  der  dadurch  entstehenden  Lücke  auf  eine  Revision 
des  Hilfskassengesetzes  hin.  Der  Reichstag  ging  auf  diese  Idee  ein 
und  nahm  am  15.  Juni  1881  auf  Vorschlag  seiner  Kommission  eine 
Resolution  an,  dahin  gehend,  dafs  eine  Revision  notwendig  sei,  da- 
mit „den  durch  Unfall  Verletzten  während  der  Karenzzeit  eine  ent- 
sprechende Unterstützung  gesichert  werde^\  und  forderte  gleichzeitig, 
dafs  „das  also  abgeänderte  Hilfskassengesetz  mit  dem  Unfallversiche- 
rungsgesetze gleichzeitig  in  Kraft  trete". 

Die  Reichsregierung  kam  also  in  gewisser  Beziehung  nur  einem 
Wunsche  des  Parlamentes  nach,  wenn  sie  neben  dem  umgearbeiteten 
Unfallversicherungsgesetze  gleichzeitig  das  Krankenkassengesetz  zur 
Beratung  und  Beschlufsfassung  vorlegte.  Es  war  eben  in  erster  Linie 
das  Bedürfnis,  die  in  gröfserem  Mafsstabe  zu  organisierenden  Un- 
fallskassen von  der  Menge  kleinerer,  schwer  kontrollierbarer  Unfälle 
zu  entlasten,  was  zu  einer  neuen  Regulierung  des  Krankenkassen- 
wesens den  Anstofs  gab,  und  der  Entwurf  der  Regierung  war  im 
wesentlichen  nur  eine  Ergänzung  zu  dem  anderen,  wichtigeren  Ver- 
sicherungsgesetze '),  eine  Ergänzung,  die  um  so  notwendiger  war,  als 
die  erneute  Vorlage  die  Karenzzeit  bis  zum  Eintritt  der  Unfallsent- 
schädigung anstatt  auf  4  Wochen,  oder,  wie  der  Reichstag  beschlossen 
hatte,  auf  2  Wochen,  nunmehr  auf  13  Wochen  glaubte  ausdehnen  za 
müssen. 

Die  Vertreter  der  Reichsregierung  haben  auch  diesen  accessori- 
schen  Charakter  des  Krankenkassengesetzes  öfters  anerkannt  und  in 
den  Kommissionsverhandlungen  mehrfach  darauf  hingewiesen,  dafs  die 


entschieden  gröfsere  Autorität,    wenn   sie   als  Urteil  der  Kommission   abgegeben  werden 
könnten. 

1)  Dmcksachen  Nr.  41. 

2)  Vergl.  die  Motive,  z.  B.  S.  21 :  ,,SoU  die  Krankenversicherang  eine  ansreicheode 
Ergänzung  der  Unfallversicherung  bilden,  so  mnfs  durch  die  Gesetsgebaog 
Sorge  dafür  getragen  werden,  dafs  alle  Arbeiter,  welche  gegen  Unfall  zu  versichern  sind, 
auch  gegen  Krankheit  versichert  werden  etc." 
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verböndeten  Begierangen  auf  eine  gleichzeitige  Verabschiedung 
beider  Gesetze  grofses  Gewicht  legten. 

Aus  dem  erwähnten  Zusammenhange  beider  Vorlagen  erklärt  es 
sich  auch,  dafs  der  Regierungsentwurf  in  erster  Linie  die  Ar- 
beiter der  mit  Unfallsgefahr  verbundenen  Gewerbe  dem 
Krankenkassenzwange  unterworfen  und  eine  Erweiterung  des  letzteren 
nur  insoweit  eintreten  lassen  wollte,  als  sie  es  für  durchführbar 
hielt;  während  andererseits  die  Kommission,  in  der  man  von  Anfang 
an  das  Zustandekommen  beider  Gesetze  in  gerechten  Zweifel  zog, 
sich  bemühen  musste,  beide  Gesetze  von  einander  unabhängig 
zu  gestalten,  um  das  eine  ohne  das  andere  marschierfähig  zu  machen, 
und  in  diesem  Falle  gleichzeitig  die  Verpflichtung  hatte,  eine  thun- 
lichste  Verallgemeinerung  des  als  richtig  anerkannten 
Versicherungszwanges  zu  erstreben,  damit  möglichst  viele 
an  den  Vorteilen  des  Gesetzes  partizipieren  könnten,  und  nicht  ein- 
zelne Teile  der  Volkswirtschaft  zu  Opfern  gezwungen  würden,  von 
denen  andere  den  ausschliefslichen  Vorteil  hätten.  Der  Unterschied 
zwischen  der  Auffassung  der  Regierungsvorlage  und  den  Kommissions- 
vorschlägen ist  aber  weniger  ein  prinzipieller  als  ein  quantitativer. 

Denn  auch  der  Gesetzentwurf  erkannte  an,  dafs  „im  Interesse 
einer  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Arbeiter  und  einer 
Erleichterung  der  öffentlichen  Armeulast''  eine  „allgemeine  Durch- 
führung der  Krankenversicherung*'  dringend  wünschenswert  sei,  und 
wenn  er  sich  dennoch  in  der  Ausdehnung  des  Kassenzwanges  be- 
schränkte, so  geschah  das,  weil  wegen  des  erwähnten  Zusammen- 
hanges mit  dem  anderen  Gesetze  die  Krankenversicherung  eines  Teiles 
der  Arbeiter  ganz  besonders  notwendig  und  dringend  erschien, 
sodann  weil  man  die  Durchführbarkeit  einer  weiteren  als  der 
vorgeschlagenen  Ausdehnung  des  Zwanges  bezweifelte. 

Nach  §  1  der  Vorlage  sind  nun  kassenpflichtig  zuerst  alle  gegen 
Unfall  zu  versichernden  Arbeiter,  femer  alle  im  Handwerk  gegen 
Lohn  beschäftigten  Gesellen  oder  Lehrlinge,  alle  Gehilfen  und  Ar- 
beiter, welche  in  sonstigen,  stehenden  Gewerbebetrieben  gegen  Lohn 
und  nicht  lediglich  mit  einzelnen  vorübergehenden  Dienstleistungen 
beschäftigt  werden. 

Neben  diesen  unter  allen  Umständen  vom  Tage  der  Beschäftigung 
an  zu  versichernden  Arbeitern  wurde  es  den  Gemeinden  frei  ge- 
stellt (§  2),  eine  Reihe  von  anderen  Personen,  namentlich  Angehörige 
der  Hausindustrie,  Arbeiter  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  Hand- 
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luDgslehrlinge  etc.  durch  Ortsstatut  dem  Zwange  zu  unterwerfen  and 
den  höheren  Verwaltungsbehörden  ward  sogar  freigestellt,  falls  durch 
Ortstatut  einem  hervortretenden  Bedürfois  nicht  abgeholfen  würde, 
die  Versicherungspflicht  dieser  Arbeiter  eigenmächtig  anzuordnen. 
Die  ortsstatutarische  Regelung  des  Versicherungszwanges  glaubte 
man  bei  den  in  §  2  genannten  Arbeitern  aber  gestatten  zu  mftssen, 
weil  bei  ihnen  entweder  das  Bedürfnis  zur  Versicherung  nicht  über- 
all vorhanden,  oder  die  Möglichkeit  des  Zwanges  von  örtlichen  Ver- 
hältnissen abhängig  sei. 

Von  einem  allgemeinen  Zwange  und  von  einer  allgemeinen 
staatlichen  Fürsorge  für  alle  erkrankten  Arbeiter  ist  daher  nicht  die 
Rede,  und  die  kaiserliche  Botschaft  vom  14  April  1883  trifft  das 
Richtige,  wenn  sie  von  einer  Versicherung  der  gewerblichen  Ar- 
beiter gegen  die  wirtschaftUchen  Folgen  der  Erkrankungen  spricht 

Die  Schwierigkeit  der  Durchführung  des  Zwanges  machte  es  aber 
notwendig,  noch  weitere  Beschränkungen  einzuführen.  Denn  wie  die 
Motive  mit  Recht  hervorheben,  es  ist  absolut  unausführbar,  jeden 
einzelnen  Arbeiter  einer  bestimmten  Kategorie  von  Reichswegen  zu 
zwingen,  sich  bei  irgend  einer  Krankenkasse  zu  versichern.  Die  po- 
lizeiliche Kontrolle,  ob  dem  Gebote  Folge  geleistet,  würde  unendUcb 
schwer,  und  die  Einziehung  der  nicht  freiwillig  gezahlten  Beiträge 
gradezu  unmöglich  sein.  Das  Gesetz  zwingt  daher  auch  nicht  die 
Arbeiter,  sondern  wendet  sich  mit  seinem  unmittelbaren  Zwange 
ausschliefslich  gegen  die  Arbeitgeber,  indem  es  bestimmt,  alle 
Arbeiter  etc.  sind  zu  versichern.  ^ 

Der  Arbeitgeber  kann  aber  naturgemäfs  nur  di^enigen  versichern, 
die  bei  ihm  in  Arbeit  stehen  und  so  lange  das  Arbeitsverhältnis 
dauert.  Deshalb  sind  nur  die  beschäftigten  Arbeiter  der 
oben  genannten  Arbeiterklassen  nach  der  Regierungsvorlage  entweder 
direkt  oder  durch  Ortsstatut  versicherungspflichtig,  und  nur 
diejenigen  Arbeiter,  „hinsichtlich  deren  ein  Arbeitgeber  für  die  Ein- 
gehung und  Aufrechterhaltung  des  Versicherungsverhältnisses  verant^ 
wortlich  gemacht  werden  kann'*  (Motive),  unterliegen  dem  Versiche- 
rungszwange. 

Indem  nun  die  Reichsregierung  in  ihrem  Gesetzentwurf  die  Kran- 
kenversicherung,  wie  eben  gezeigt,  auf  das  Prinzip  des  gesetz- 
lichen Kassenzwanges  basierte,  hat  sie  freilich  den  Boden  der 
früheren  Gesetzgebung  verlassen,  indem  sie  nicht  mehr  abwartete,  ob 
der  Arbeiterstand  sich  freiwillig  gegen  die  Folgen  der  Krankheit 
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schützen  werde,  und  es  ebenso  wenig,  wie  bis  dahin  ^),  von  dem  Er- 
messen der  Gemeinden  und  gröfseren  Kommunalverbände  abhängig 
machte,  ob  sie  überhaupt  und  für  welche  Klassen  der  Bevölkerung 
einen  Zwang  zur  Versicherung  aussprechen  wollten,  sondern  reichs- 
gesetzlich  für  alle  im  §  1  genannten  Kategorien  von  Arbeitern  die 
Versicherungspflicht  statuierte'). 

Dieser  gesetzliche  Zwang  ist  aber  mit  Recht  dadurch  motiviert 
worden,  dafs,  wenn  man  überhaupt  die  Durchführung  der  Unfallver- 
sicherung sicher  stellen  wollte,  man  die  Versicherung  gegen  die  wirt- 
schaftlichen Folgen  der  Krankheit  nicht  in  das  Belieben  des  Ar- 
beiters oder  der  einzelnen  Gemeinden  stellen  könne,  sondern  feste 
Gebilde  vorhanden  sein  müssten,  auf  die  man  sich  beim  Weiterbau 
der  Arbeiterversicherung  stützen  könne  ^).  Denn  nur,  wenn  man  vor- 
aussetzen kann,  dafs  Alle,  die  durch  gewerbliche  Unfälle  vorüber- 
gehend oder  dauernd  erwerblos  werden,  sofort  eine,  wenn  auch  nur 
vorläufige,  Unterstützung  durch  die  Krankenkassen  erhalten,  denen 
sie  angehören,  wird  man  im  stände  sein,  den  Arbeiter  wirksam 
gegen  Unfall  zu  versichern,  und  ihm,  was  hauptsächlich  Not  thut, 
schleunige  Hilfe  zu  gewähren,  ohne  dafs  der  Unglückliche  erst  die 
Untersuchung  und  Entscheidung  des  gröfseren  Versicherungsverbandes 
abzuwarten  braucht. 

Durch  den  allgemein  gültigen  Zwang,  wie  er  wenigstens  für 
einen  Teil  der  Arbeiterbevölkerung  geschaffen  wird,  ist  man  aber 
auch  allein  im  stände,  die  Freizügigkeit  insofern  zu  wahren,  als 
diesen  Arbeitern  nunmehr  allerorten  neben  der  Pflicht  auch  die 
Möglichkeit  der  Versicherung  entgegentritt,  und  sie  der  Gefahr  über- 
hoben sind,  nachdem  sie  vielleicht  Jahre  lang  unter  der  Herrschaft 
eines  Ortsstatutes  Beiträge  gezahlt  haben,  alle  ihre  Ansprüche  an 
die  Kasse  zu  verlieren,  weil  sie  gezwungen  sind,  an  anderem  Orte 
Arbeit  und  Verdienst  zu  suchen. 

Wenn  nun  die  Regierungsvorlage  in  diesen  ersten,  das  Prinzip 


1)  Gtosetz  Tom  8.  April  1876,  §§  141  fE.  der  Gewerbeordniuig  (BeichsgesetsbUtt 
S.  134). 

2)  Honigm  Ann  A.  A.  0.,  S.  259  weist  mit  Recht  dar  Auf  hin,  dafs  Aach  das  diesen 
Entwurf  „beherrschende  Grundprinzip  neu  und  der  bisherigen  Entwicklung  des  Hilfs- 
kassenwesens  fremd^*  sei,  indem  die  früheren  Zwangskassen  nur  ,,zur  Entlastung  der  kom- 
munalen Armenflege'*  geschaffen  wurden,  während  jetzt  die  Sicherung  des  Arbeiters  gegen 
die  wirtschaftlichen  Folgen  der  Slrankheit  Selbstzweck  des  Gesetzes  ist 

3)  VergL  auch  y.  M  i  a  s  k  o  w  s  k  i  a.  a.  O.  S.  495 :  „Nur  im  engsten  Zusammen- 
hang mit  der  Slrankenversicherung  hat  die  Unfallversicherung  einen  Zweck**. 
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des  Gesetzes  regelnden  Paragraphen  von  der  Grundanschanang  aas- 
geht, dafs,  um  die  durch  Krankheit  erwerblos  werdenden  Arbeiter 
vor  dem  wirtschaftlichen  Ruin  möglichst  zu  schützen,  der  Staat  mit 
zwingender  Hand  in  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Einzelnen  ein- 
greifen müsse,  so  soll  doch  nicht,  wie  das  z.  B.  in  Baiem  der  Fall  ^), 
ein  Zwang  zu  angemessener  Unterstützung  erkrankter  Arbeiter 
ausgeübt  werden,  sondern  man  will  durch  dieses  Gesetz  eine  Ver- 
sicherung mit  all  ihren  moralischen  Segnungen  flir  den  Arbeiter- 
stand einführen.  Der  Arbeiter  soU  gegen  die  Folgen  der  Krankheit 
versichert  sein,  soll  das  Gefühl  erwerben,  dafs  er  durch  die  von 
ihm  gezahlten  Beiträge  selbst  für  die  Zeiten  des  Unglücks  Fürsorge 
trifft,  und  die  ihm,  eventuell  selbst  aus  der  Gemeindekasse,  gezahlte 
Unterstützung  soll  nicht  den  Charakter  einer  Armenunterstützung  an- 
nehmen, nicht  als  Almosen  angesehen  werden,  sondern  ein  wohl  er- 
worbenes Recht  des  Arbeiters  darstellen.  Leider  war  dieses  Prinzip, 
wie  wir  vorweg  kurz  bemerken  wollen,  nicht  ganz  konsequent  durch- 
geführt Denn  der  §  6  der  Vorlage  gestattet  den  Gemeinden,  auf  die 
Erhebung  von  Kassenbeiträgen  zu  verzichten  und  ohne  alle  Ge- 
genleistungen dem  erkrankten  Arbeiter  die  gesetzmäfsigen  Unter- 
stützungen zu  verabfolgen.  Dafs  in  solchen  Fällen  *)  der  moralische 
Nutzen  der  Krankenversicherung  vollständig  schwindet,  ist  klar ; 
denn  da,  wo  Beiträge  nicht  erhoben  werden,  gelten  die  Unterstützungen 
den  ihrer  bedürftigen  Arbeitern  schwerlich  als  selbst  erarbeitetes  und 
erworbenes  Recht,  sondern  werden,  wenn  sie  dem  Einzelnen  aufge- 
drungen werden,  gar  leicht  die  Scheu  vor  Annahme  öffentlicher  Un- 
terstützungen vermindern,  und  in  der  Beziehung  eher  schädlich  als 
nützlich  wirken. 

Wie  bisher  gezeigt,  hat  man  einen  gesetzlichen  Zwang  zur  Kranken- 
versicherung geschaffen;  aber  innerhalb  dieses  allgemeinen  Zwanges 
soll  auch  nach  der  Regierungsvorlage  möglichste  Freiheit  der 
Bewegung  für  den  Arbeiter  gelassen  werden. 

Man  schafft  daher  keine  unbedingten  Zwangskassen, 
sondern  gestattet,  wenigstens  im  Prinzip,  freien  Eintritt  in  die 
selbst  gewählte  Kasse.    Nur  wer  freiwillig  nicht  wählt,  mufs  in  einer 


1)  Gesetz  vom  29.  April  1869,  betr.  ,tdie  öffentliche  Armen-  und  Krankenpflege". 
Ges.bl.  S.  1093. 

2)  Dafs  man  auch  Regierungsseitig  nicht  zweifeln  konnte,  dafs  yiele  kleine  Ge- 
meinden von  dieser  Befugnis  Gebrauch  machen  würden,  beweist  die  Bemerkung  der  Mo- 
tive (S.  35),  dafs  in  Baiern  „weit  mehr  als  die  Hälfte  der  Gemeinden  von  dem 
Rechte  Beiträge  zu  erheben,  überhaupt  keinen  Gebrauch  macht**. 
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der  von  der  Regierung  vorgeschlagenen  Kassen  sich  gegen  die  Folgen 
der  Krankheit  zu  sichern  suchen. 

Von  dieser  Grundanschauung  aus,  dabei  so  viel  als  möglich  das 
bereits  Bestehende  schonend  und  erhaltend  und  die  gegenseitige  Ver- 
sicherung der  Berufsgenossen  als  die  naturgemäfseste  Art  der  Unter- 
stützung in  den  Vordergrund  stellend,  schafft  die  Regierungsvorlage 
eine  auf  den  ersten  Blick  übermäfsig  grofs  erscheinende  Anzahl  von 
Kassen. 

Es  sind  sieben  verschiedene  Organisationen,  bei  denen  die  Ar- 
beiter ihrer  Versicherungspflicht  genügen  können. 

Zunächst  bleiben  mit  gewissen  Modifikationen  diejenigen  Kassen 
bestehen,  die  auf  Grund  der  bisherigen  Gesetzgebung  existieren,  also 
1)  die  infolge  berggesetzlicher  Bestimmungen  errichteten  Knapp- 
Schafts kassen,  2)  die  nach  den  Vorschriften  des  Titel  VI  der 
Gewerbeordnung  geschaffenen  Innungskrankenkassen  und  3)  die 
freien  Hilfskassen,  welche  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  7.  April 
1876  als  „eingeschriebene  Hilfskasse"  anerkannt  sind.  Neben  diesen 
sind  gleichfalls  als  „organisierte  Kassen"  zugelassen  4)  die  Orts- 
krankenkassen, die  von  gröfseren  Gemeinden  möglichst  für  die 
Angehörigen  ein  und  desselben  Berufszweiges  zu  errichten  sind,  5)  die 
Betriebs-  oder  Fabrikkrankenkassen  für  die  in  gröfseren 
Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  und  endlich  6)  die  Baukranken- 
kassen, welche  bei  vorübergehenden  gröfseren  Baubetrieben  für  eine 
meist  fluktuierende  Arbeiterbevölkerung  eingerichtet  werden  sollen. 

Die  Ortskrankenkassen  und  die  Fabrikkassen  lehnen  sich  wie  die 
drei  zuerst  genannten  Organisationen  an  bereits  bestehende  Verhält- 
nisse an,  nur  stellt  man  es  nicht  mehr  in  das  Belieben  der  Ge- 
meinden oder  der  Betriebsuntemehmer  Ortskrankenkassen  durch  Orts- 
statut ins  Leben  zu  rufen,  resp.  ihre  Betriebsangehörigen  sicher  zu 
stellen,  vielmehr  wird  den  Gemeinden  wie  den  Unternehmern  gröfserer 
Betriebe  unter  gewissen  Voraussetzungen  allgemein  d  i  e  P  f  1  i  c  h  t  auf- 
erlegt, Krankenkassen  zu  errichten. 

Sehen  wir  ab  von  den  nur  ausnahmsweise  ins  Leben  tretenden 
Baukrankenkassen,  so  sollen  die  organisierten  Orts-  und  Betriebs- 
krankenkassen nach  der  Gesetzesvorlage  die  eigentlichenTräger 
der  Krankenversicherung  sein.  Die  in  ihnen  geschaffene  gegen- 
seitige Krankenversicherung  der  Berufsgenossen  wird  als  die  ratio- 
nellste bezeichnet,  die  zugleich  „durch  die  bei  ihr  am  leichtesten 
durchzuführende  Selbstverwaltung  einen  wohlthätigen  moralischen  Ein- 
flufs  ausübt  und  durch  die  nahen  Beziehungen  der  Kassenmitglieder 
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ZU  einander  die  zur  Bekämpfung  der  Simulation  unentbehrliche  Kon- 
trolle erleichtert".    (Motive.) 

Da  aber  eine  Krankenkasse,  im  Gegensatz  zur  Unfallversichening, 
sich  naturgemäfs  nicht  über  weite  Kreise  verbreiten  kann,  sondern 
für  sie  eine  örtliche  Beschränkung  notwendig  und  geboten  ist, 
um  schnelle  Hilfe  leisten,  Simulationen  verhindern  und  dauernde  Kon- 
trolle üben  zu  können  ^ ),  so  würde  die  Durchführung  des  aUgemeinen 
Versicherungszwanges  nicht  möglich,  jedenfalls  unendlich  erschwert 
sein,  wenn  man  nur  diese  organisierten  Kassen  hätte. 

Denn,  wie  die  Motive  (S.  28)  betonen,  es  gibt  Gemeinden  genug, 
in  denen  die  zur  Gründung  einer  lebensfähigen  Kasse  erforderliche 
Anzahl  von  versicherungspflichtigen  Personen  nicht  vorhanden  ist,  und 
die  auch  nicht,  ohne  die  Vorzüge  der  lokalen  Organisation  aufzuheben, 
mit  anderen  Gemeinden  zur  Bildung  gemeinsamer  Kassen  vereinigt 
werden  können.  Femer  wird  in  vielen  Kommunen  ein  Best  von  Ar- 
beitern bleiben,  die  in  die  bestehenden  berufsgenossenschaftlichen  Ver- 
bände nicht  ohne  Nachteil  für  diese  eingereiht  werden  können.  Fär 
all  diese  Elemente  mufs  „subsidiär^^  eine  besondere  Einrichtung  ge- 
troffen werden,  um  den  gesetzlichen  Versicherungszwang  überhaupt 
durchführen  zu  können.  Denn  wo  einem  Versicherungszwange  nicht 
eine  unmittelbar  durch  das  Gesetz  begründete  Versicherungsanstalt 
entspricht,  da  mufs,  wie  die  Motive  mit  Recht  hervorheben,  zum 
mindesten  eine  unter  allen  Umständen  erzwingbare  Form  der  Ver- 
sicherung vorausgesetzt  werden,  „die  subsidiär  ohne  weiteres  da  ein- 
tritt, wo  die  im  Gesetz  vorgesehenen,  besonderen  Organisationen  ent- 
weder nicht  durchführbar  sind,  oder  infolge  mangelnder  Pflichterfüllung 
der  zu  ihrer  Herstellung  Berufenen  nicht  zu  Stande  kommen^^ 

Diese  überall  mögliche  Form  der  Versicherung  ist  in  der 
Gemeindekrankenversicherung  geschaffen  worden. 

Ihr  Verhältnis  zu  den  organisierten  Kassen,  sowie  dieser  unter 
einander,  regelt  sich  nach  dem  Grundsatze,  dafs  zunächst  alle  die- 
jenigen, die  nicht  Mitglieder  einer  der  sechs  organisierten  Kassen  sind, 
aus    der  Gemeindekrankenversicherung   unterstützt   werden   müssen. 


1)  Bei  den  Krankenkassen  ,,ist  es  nötig,  den  Kreis  deijenigen,  welche  sa  einer  Kasse 
vereinigt  werden  soUen,  möglichst  eng  zu  ziehen.  Hier  kommt  es  darauf  an,  nur  die 
Leute  zu  vereinigeUf  die  im  stände  sind,  sich  gegenseitig  zu  kontrollieren.  Hier  kommt 
es  darauf  an,  möglichst  schnelle  Hilfe  zu  leisten,  ohne  weitläufiges  Verfahreui  ohne  Hin- 
einziehung eines  an  einem  anderen  Ort,  vielleicht  weit  vom  Sitz  des  Erkrankten  entfernt 
wohnenden  Vorstandes".  Rede  des  Staatsministers  von  Botticher  am  15.  Mai  188). 
S.  202  der  Verhandlungen  des  Reichstages. 
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Ferner  müssen  den  Orts-,  Fabrik-  oder  Baukrankenkassen  alle  An- 
gehörigen derjenigen  Klassen  von  Versicherungspflichtigen  beitreten, 
für  welche  die  Kassen  errichtet  sind,  wofern  sie  nicht  bereits  als  Mit- 
glieder einer  Knappschafts-,  Innungs-  oder  freien  Hilfskasse  gegen  die 
Folgen  der  Krankheit  ausreichend  versichert  sind.  Wer  sich  bei  den 
zuletztgenannten  Hilfskassen  freiwillig  versichert  hat,  kann  gesetz- 
lich zumEintritt  in  keineder übrigen  Kassen  gezwungen 
werden. 

Die  Gemeinden  sind  nun  verpflichtet,  jedem  in  ihremBezirke 
beschäftigten^)  versicherungspflichtigen  Arbeiter,  der  nicht  einer 
der  sog.  organisierten  Kassen  angehört,  im  Krankheitsfalle  die  gesetz- 
liche Unterstützung  zu  Teil  werden  zu  lassen  und  hat  dafür  das 
Recht,  Beiträge  von  den  Versicherten  zu  erheben.  Diese  Beiträge 
müssen  in  besonderen  Kassen  verwaltet  werden,  aus  denen  die  Unter- 
stützungen zu  zahlen  sind  und  je  nachdem  die  erhobenen  Beiträge  zur 
Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  der  Kasse  nicht  ausreichen  oder  Über- 
schüsse ergeben,  können  sie  mit  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde erhöht  oder  herabgesetzt  werden.  Indem  man  sich  so  be- 
müht, Leistung  und  Gegenleistung  auch  bei  diesen  Kassen  in  ein  an- 
gemessenes Verhältnis  zu  einander  zu  setzen,  will  man  auch  dieser 
subsidiären  Organisation  den  Charakter  der  Krankenversicherung 
bewahren  *),  nur  schade,  dafs  man,  wie  oben  angedeutet,  den  Gemein- 
den auch  einen  Verzicht  auf  die  Erhebung  aller  Beiträge  gestatten 
wollte. 

Eine  Krankenversicherungskasse  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes 
ist  die  Gemeindeversicherung  aber  trotzdem  nicht;  denn  sie  beruht 
nicht  auf  der  Selbstverwaltung  der  Beteiligten,  sondern  wird,  ohne 
dafs  den  Versicherten  auch  nur  eine  beratende  Mitwirkung  bei  Fest^ 
Stellung  von  Beiträgen,  Gewährung  von  Unterstützungen  etc.  zuge- 
standen  wäre,    ausschliefslich   von   der  Gemeinde   selbst   verwaltet, 

1)  Es  ist  absichtlich  in  dem  Gesetze  die  Besch&ftigungs-,  nicht  die  Wohn-Gemeinde 
zam  Träger  der  Versicherung  gemacht,  weil  ja  bei  diesen  wie  bei  allen  anderen  Zwangs- 
kassen der  Arbeitgeber  derjenige  ist,  gegen  welchen  die  zwingende  Gewalt  des 
Gesetzes  sich  richtet,  and  der  verantwortlich  ist  für  die  Erfüllung  der  Versicherungspflicht. 

2)  Die  Motive  weisen  S.  29  ausdrücklich  darauf  hin,  dafs  durch  die  hier  vorge- 
^lagene  Fiziernng  der  Leistungen  und  die  Beweglichkeit  der  Gegenleistungen  die  Ge- 
QAeindekrankenversicherung  „eine  wirkliche  Krankenversicherung*^  werde,  während  die  in 
dem  weiter  oben  citierten  bairischen  Gesetz  vom  29.  April  1869  vorgeschriebene  Unter- 
stütsang seitens  der  Gemeinde  insofern  den  Charakter  einer  öffentlichen  Armenunter- 
Stützung  behält,  als  die  Leistungen  der  Kasse  von  dem  individuellen  Bedürfnis  abhängig 
sind,  während  die  Beiträge  ohne  Bücksicht  auf  den  Bedarf  der  Kasse  fixiert  sind. 
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welcher  nach  dem  Entwurf  auch  die  Verpflichtung  obliegt,  eventuell 
die  nötigen  Vorschüsse  aus  der  Gemeindekasse  zu  machen  ^). 

Dem  Wesen  der  Gemeindeversicherung  als  einer  subsidiären  Or- 
ganisation entspricht  es  durchaus,  dafs  hier  die  Eassenleistungen  auf 
ein  niedriges,  auch  durch  Ortsstatut  nicht  zu  erhöhen- 
des, gesetzliches  Mafs*)  fixiert  werden,  das  man  ffir  unbe- 
dingt notwendig  erachtet,  um  den  Arbeiter  vor  wirtschaftlichem  Ruin 
infolge  von  Krankheit  möglichst  zu  bewahren.  Der  Erkrankte  soll 
erhalten  neben  freier  Eur  und  Arznei  im  Falle  einer  durch 
Krankheit  herbeigeführten  Erwerbslosigkeit  ein  für  höchstens  13 
Wochen  zu  zahlendes  Krankengeld  im  Betrage  der  Hälfte 
des  ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher  Handarbeiter. 

Die  Leistungen  sind  niedrig  genug  bemessen  und  man  kann 
wohl  gerechte  Zweifel  hegen,  ob  dadurch  erreicht  wird,  was  man  er- 
strebte und  was  von  übereifrigen  Freunden  der  Vorlage  als  sicheres 
Resultat  derselben  so  laut  in  die  Arbeiterkreise  hinausposaunt  wurde, 
die  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  Verarmung  infolge  von  Erkrankungen. 
Aber  wenn  man  bedenkt,  dafs  auch  nach  der  Absicht  der  Beichsre- 
gierung  die  Gemeindekrankenversicherung  nur  eine  subsidiäre 
Organisation  sein  sollte,  und  man  in  diesen  geringen  Leistungen  ein 
Kompelle  schaffen  wollte  zur  Begründung  organisierter,  durch  die  Ar- 
beiter mit  verwalteter  Kassen,  so  ist  dieses  Prinzip  sicherlich  nicht 
verw  er  flieh.  Denn  nur  dann  wird  das  Krankenkassengesetz  seinen 
vollen  und  wahren  Nutzen  für  die  deutsche  Volkswirtschaft  haben, 
wenn  die  organisierten  Krankenkassen  mit  ihren  höheren  Leistungen 
und  der  selbsthätigen  Beteiligung  der  Arbeiter  an  der  Verwaltung 
der  zur  gegenseitigen  Unterstützung  der  Berufsgenossen  geschaffenen 
Kassen  eine  möglichste  Ausdehnung  gewinnen  und  dadurch  den  Ar- 
beiterstand zu  genossenschaftlicher  Selbsthilfe  erziehen. 

Die  eigentliche  Grundlage  der  organisierten  Kassen  bilden  die 
Ortskrankenkassen,  die  deshalb  im  Gesetz  auch  mit  ganz  be- 
sonderer Sorgfalt  behandelt  werden. 

Die  Gemeinden   haben   nach  der  Vorlage  das  Recht,  derartige 

1)  Honigmann  hat  nicht  Unrecht,  wenn  er  a.  a.  O.  S.  875  die  Gemeinderer- 
sichemng  eine  ,,Zwischenbildung  zwischen  yeredelter  Armenpflege  und  eigentlicher  Ver- 
sicherang**  nennt.  Ob  sie  auch  „eine  glfickUche  Zwischenbildung'*  sa  nennen  sei,  be- 
zweifeln wir. 

2)  Nach  den  Beschlüssen  des  Reichstages  kann  die  Gemeinde  aUerdings  eine  Erhöhung 
der  Unterstützungen  beschliefsen,  wenn  sich  nach  Reduktion  der  Beiträge  auf  i^Proxent 
des  ortsüblichen  Tagelohnes  und  Ansammlung  eines  Reservefonds,  im  Betrage  einer 
durchschnittlichen  Jahreseinnahme,  dauernd  Überschüsse  ergeben. 
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Kassen  für  die  Berufsgenossen  eines  und  desselben,  sonst  auch  mehrerer, 
selbst  aller  Gewerbszweige  zusammen,  zu  errichten  und  können  von 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  dazu  angehalten  werden,  wenn  min- 
destens 50  versicherungspflichtige  Arbeiter  im  Gemeindebezirk  be- 
schäftigt werden.  Existiert  eine  solche  Kasse,  so  müssen  ihr  alle 
Arbeiter  derjenigen  Kategorien,  für  welche  sie  errichtet  wurde,  vom 
Tage  des  Eintritts  in  die  Beschäftigung  an  als  Mitglieder  angehören, 
falls  sie  nicht  bei  einer  anderen  organisierten  Kasse  bereits  ver- 
sichert sind.  Die  Kassen  sind  also,  wenn  einmal  errichtet,  Zwangs- 
kassen, sie  können  deswegen  auch  nicht  durch  Beschlufs  der  Mit- 
glieder aufgelöst  werden,  vielmehr  steht  nur  der  Aufsichtsbehörde  das 
Recht  zu,  Kassen  die  sich  als  nicht  lebensfähig  erweisen,  unter  ge- 
wissen Bedingungen  aufzulösen. 

Die  Mindestleistungen  dieser  Kassen  sind,  weil  sie  ja,  wie  gesagt, 
als  die  eigentlichen  Träger  der  Krankenversicherung  gedacht  sind  und 
daher  auskömmliche  Unterstützungen  gewähren  müssen,  sehr  viel 
höher  bemessen,  als  bei  der  subsidiären  Form  der  Gemeindever- 
sicherung. An  Stelle  des  ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher  Hand- 
arbeiter tritt  der  durchschnittliche  derjenigen  Arbeiterklassen,  für  welche 
die  Kasse  errichtet  ist,  soweit  er  drei  Mark  pro  Tag  nicht  überschreitet; 
aofserdem  wird  ein  angemessenes  Sterbegeld  für  die  Mitglieder  der 
Kasse  unter  den  Mindestleistungen  gefordert,  so  dafs  also  die  orga- 
nisierten Krankenkassen  zugleich  als  Sterbekassen  fungieren. 

Da  nun  diese  Kassen  sich  selbst  erhalten  müssen,  und  die  zu 
zahlenden  Beiträge  unter  allen  Umständen  zur  dauernden  Deckung 
ihrer  Verpflichtungen  ausreichen  müssen,  so  hat  man  es  mit  Recht 
in  das  Ermessen  der  Mitglieder  gestellt,  ob  sie  sich  mit  den  gesetz- 
lichen Mindestleistungen  begnügen  oder  dieselben  erhöhen  wollen.  Als 
zulässige  Erweiterung  der  Kassenzwecke  gestattet  die  Vorlage,  das 
Krankengeld  für  länger  als  13  Wochen  bis  zu  einem  Jahre  zu  zahlen, 
den  Krankenlohn  auf  f  des  Lohnes  zu  steigern,  auch  Familienange- 
hörigen ärztliche  Pflege  und  Arznei  zu  verabreichen,  das  Sterbegeld 
höher  zu  bemessen  und  solches  auch  für  die  Angehörigen  der  Mit- 
gUeder  zu  bewilligen.  Weitere  Unterstützungen,  namentlich  Invaliden-, 
Witwen-  und  Waisenpensionen  dürfen  mit  Recht  nicht  gewährt  wer- 
den, weil  das  weit  über  den  Rahmen  einer  Krankenversicherung  hin- 
ausgehen, ganz  andere  Organisation  erfordern  würde  und  namentlich 
mit  dem  Wesen  einer  Zwangskasse  für  eine  recht  oft  sehr  fluktuierende 
Arbeiterbevölkerung  unvereinbar  sein  würde. 

Die  weiteren  Detailbestimmungen  über  Organisation  und  Verwal- 
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tung  können  wir  hier  füglich  übergehen  und  heben  an  gnmdlegendeD 
Prinzipien  nur  noch  hervor,  dafs  die  Regierung  sich  bemüht  hat,  Be- 
stimmungen zu  treffen,  wodurch  diejenigen,  die  von  Staatswegen  zur 
Versicherung  und  damit  zu  nicht  unerheblichen  Opfern  gezwungen 
werden,  auch  wirklich  versichert  sind  und  bleiben  und  nicht 
durch  jeden  Wechsel  der  Beschäftigung,  durch  jede  vorübergehende 
Erwerbslosigkeit  ihrer  Ansprüche  an  die  Kasse  verlustig  gehen. 

Diese  gewifs  unter  allen  Umständen  zu  erstrebende  Sicherheit 
soll  in  der  Vorlage  dadurch  erreicht  werden,  dafs  jeder  Versiche- 
rungspflichtige vom  Beginn  der  die  Versicherungs- 
pflicht  bedingenden  Beschäftigung  an,  ohne  weiteres 
Anspruch  auf  die  gesetzlichen  Mindestleistungen  der 
Kasse  ^)  erhält,  und  ihm  nur  dann,  wenn  die  Kasse  mehrgewährt> 
durch  Statut  eine  Karenzzeit  für  den  Genufs  dieses  Überschusses 
vorgeschrieben  werden  kann.  Femer  darf  nicht  bei  jedem  Kassen- 
wechsel von  neuem  ein  Eintrittsgeld  erhoben  werden,  viehnehr 
sind  alle  die,  welche  innerhalb  der  letzten  13  Wochen  einer  Kasse 
angehört  haben,  von  der  Zahlung  eines  solchen  befreit^).  Aufserdem 
wird  denjenigen,  welche  durch-  einen  Wechsel  der  Beschäftigung  bei 

1)  DaGi  man  sofortigen  Ansprach  nnr  aaf  die  Mindestleistungen  gewährt  nnd  damit 
durchschnittlich  ttberaU  das  Gleiche  leistet ,  ist  gewifs  berechtigt ;  denn  sonst  würdes 
reichlicher  zahlende  Kassen  wahrscheinlich  von  yagierenden  Arbeitern  sehr  fiberUofto 
werden. 

2)  Es  ist  bei  allgemeinem  Versicherungszwange  wohl  selbstverständlich,  dafs  ein 
Unterschied  im  Eintrittsgeld  und  der  Höhe  der  Beiträge  nach  Alter  nnd  Gesondheitssn- 
stand  der  neuen  Mitglieder  nicht  gemacht  wird ,  denn  damit  wfirde  nicht  nur  jede  freie 
Bewegung  innerhalb  des  Zwanges,  sondern  letzterer  selbst  ohne  eine  alleinige  Stastun- 
stalt  unmöglich  werden. 

Prof.  Heitz:  ,,Die  Krankenversicherungsfrage  in  Basel'S  Zürich  1888,  S.  S5  uiU^ 
wohl  etwas  zu  abfällig  darüber,  dafs  man  die  Kassen  zwingt,  ,Jeden  Beliebigen  ohoe 
ärztliches  Gutachten,  ohne  Wartefrist,  ohne  Eintrittsgeld  aufzunehmen*^  Er  hält  anter 
dieser  Voraussetzung  die  kleinen  Kassen  für  absolut  lebensunfähig.  „Die  deutsche  Vor- 
lage ....  ist  entweder  ein  Mlfsgriff,  der  alsbald  fühlbar  werden  mu(s,  oder  ein  Kod* 
promifs,  mit  dem  niemand  befriedigt  und  nichts  erreicht  wird**.  Wir  glaubvn,  er  Sber- 
sieht  dabei,  dafs  das,  was  bei  freiwilliger  Versicherung  aUerdings  der  Todesstofs  fuf 
die  Kassen  sein  würde,  die  jedes  Risiko  unbesehen  annehmen,  sehr  viel  weniger  ins  Ge- 
wicht fällt,  bei  allgemeinem  Versicherungszwange,  weil  hier  ein  Aosgieich 
insofern  stattfinden  wird,  als  für  di^enigen,  die  schon  halb  krank,  alt  nnd  schwach  ein* 
treten,  eben  so  viele  in  derselben  Verfassung  auch  wieder  austreten  nnd  zu  anderen 
Kassen  übergehen  werden. 

Hat  man  eine  alleinige  Staatsanstalt,  wie  sie  Heitz  für  „nicht  zu  grolse  Gebiete" 
empfiehlt,  so  wäre  die  obige  Forderung  der  Berücksichtigung  der  persönlichen  Risiko 
allerdings  leichter,  aber  auch  nur  bei  ununterbrochener  Versicherung  des  Einzelnen  dnreb- 
führbar. 
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der  bisherigen  Kasse  nicht  mehr  versicherangspflichtig  sein  würden 
ond  keiner  anderen  organisierten  Kasse  beitreten  müssten,  gegen 
Fortzahlung  der  vollen  Beiträge  das  Recht  zugestanden,  Mitglieder 
der  Kasse  zu  bleiben;  erwerblos  werdende  sollten  dagegen,  auch 
wenn  sie  keine  Beiträge  zahlen,  für  6  Wochen  ihre  Ansprüche  auf 
die  gesetzlichen  Mindestleistungen,  behalten. 

Dadurch,  dafs  die  Bestimmungen  auch  für  die  übrigen  organi- 
sierten Kassen,  — >  wenn  auch  nicht  für  die  Gemeindeversicherung  — 
entsprechende  Anwendung  finden,  ist  wenigstens  für  diejenigen  Ar- 
beiter, die  kraft  des  Gesetzes  und  nicht  durch  Ortsstatut  versiche- 
rungspflichtig sind,  einigermafsen  dafür  gesorgt,  dafs  die  er- 
zwungene Versicherung  auch  wirklich  zu  einer  dauern- 
den Sicherung  vor  den  wirtschaftlichen  Folgen  einer 
längeren  Erkrankung  führt. 

Wir  haben  bereits  darauf  hingewiesen,  dafs  nur  bei  denjenigen 
Arbeitern  zur  Zeit  ein  wirksamer  Yersicherungszwang  durch- 
gefilhrt  werden  kann,  für  die  ein  Arbeitgeber  vorhanden  ist,  den 
man  für  rechtzeitige  Anmeldung  und  Zahlung  der  Beiträge  verant- 
wortlich machen  kann.  Die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  die  Ge- 
meindekrankenversicherung und  die  Ortskrankenkassen  ordnen  nun,  — 
zugleich  für  die  übrigen  Zwangskassen  gültig  —  diese  Verpflichtung 
der  Arbeitgeber.  Gegen  die  letzteren  allein  richtet  sich  ja  der  ge- 
setzliche Zwang  und  sie  sind,  —  abgesehen  von  den  freien  Hilfs- 
kassen —  bei  Vermeidung  schwerer  Nachteile  und  Strafen  zur  pünkt- 
lichen An-  und  Abmeldung,  sowie  zur  vorschuTsweisen  Entrichtung 
der  Beiträge  verpflichtet  Aufserdem  haben  sie  aber  in  Betrieben, 
welche  mit  Unfallsgefahr  verbunden  sind  und  dagegen  zu  versichern 
wären,  zugleich  ein  Drittel  der  auf  jedes  Kassenmitglied  entfallen- 
den Beiträge  aus  eigenen  Mitteln  zu  leisten  und  dürfen  nur  die  übri- 
gen zwei  Drittel  bei  der  Lohnzahlung  in  Anrechnung  bringen,  —  er- 
halten aber  dem  entsprechende  Vertretung  im  Kassenvorstande. 

Diese  Zuschüsse  der  Arbeitgeber  waren  offenbar  aus  der  Ver- 
bindung des  Krankenkassen-  mit  dem  ünfallversicherungsgesetze  ent- 
standen und  sollten  ein  Äquivalent  bilden  für  die  den  Krankenkassen 
aafgebürdeten  kleineren  Betriebsunfälle.  Die  Motive  erwähnen  jedoch 
dieses  Zusammenhanges  nur  nebenbei  und  betonen  als  hauptsächlich- 
sten Grund  die  Kontinuität  mit  der  früheren  Gesetzgebung,  die  in 
Preufsen  zuerst  allen  Arbeitgebern  eine  solche  Last  durch  Ortsstatut 
aufzubürden  gestattete,  dann  aber  in  dem  Hilfskassengesetz  von  1876 
zwar  die  Handwerker  davon  befreite,  die  Fabrikbesitzer  aber  weiter 
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damit  belastete,  weil  diese  gar  wohl  zu  solchen  Leistungen  im  Stande 
wären.  Aber  schon  die  Thatsache,  dafs  man  nur  für  diejenigen  Be- 
triebe, für  welche  in  dem  gleichzeitigen  Gesetzentwurf  die  Unfall- 
versicherung vorgesehen  war,  eine  solche  Beitragspfiicht  den  Ar- 
beitgebern auferlegte,  spricht  dafür,  dafs  jener  in  den  Motiven  nur 
als  nebensächlich  genannte  Grund  der  ausschlaggebende  gewesen  sei, 
ferner  wird  diese  Annahme  dadurch  bestätigt,  dafs  man  sich  seitens 
der  Herrn  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen  wiederholt  bemüht 
hat,  den  statistischen  Nachweis  zu  führen^),  dafs  dies  von  den  Ar- 
beitgebern gezahlte  Drittel  reichlich  die  Opfer  aufwiegen  würde,  die 
den  Krankenkassen  durch  die  Übernahme  der  kleineren  Unfälle  er- 
wüchsen. 

Betreffs  der  übrigen  organisierten  Kassen  können  wir  uns  in  un- 
serer Darstellung  dessen,  was  die  Regierungsvorlage  proponierte,  kun 
fassen,  weil  sie  entweder  in  ihrem  Bestände  möglichst  geschützt  wer- 
den, oder  die  bereits  erwähnten  Bestimmungen  über  die  Ortskrankeo- 
kassen  auf  sie  entsprechende  Anwendung  finden. 

Da  man  seitens  der  Regierung  die  Fabrikkrankenkassen 
ganz  besonders  protegierte  und  ihnen  eine  möglichste  Verbreitung  zo 
geben  bemüht  war,  so  wird  nicht  nur  den  Unternehmern,  wenn  sie 
regelmäfsig  50  oder  mehr  —  ausnahmsweise  auch  denen,  die  weni- 
ger —  versicherungspflichtige  Personen  beschäftigen,  das  Recht  ge- 
geben, solche  Kassen  zu  errichten ,  zu  denen  die  Arbeiter  durch  Ar- 
beitsvertrag beizutreten  verpflichtet  sind,  sondern  es  wird  auch  den 
höheren  Verwaltungsbehörden  die  Ermächtigung  erteilt,  Betriebsunter- 
nehmer zur  Errichtung  von  Krankenkassen  zu  zwingen, 
und  dieses  Recht  können  sie  auch  gegen  kleinere  Betriebe  geltend 
machen,  wenn  diese  mit  besonderer  Krankheitsgefahr  verbunden  sind. 
Den  Betriebsuntemehmem  liegt  die  Verpflichtung  ob,  neben  dem  Drit- 
tel, das  sie  an  Beiträgen  aus  eigenen  Mitteln  zu  leisten  haben,  auf 
ihre  Kosten   die  Rechnungs-  und  Kassenführung  zu  besorgen  und 

1)  Vergl.  „Die  UnfallsUtistik  des  Deutschen  Reichs''  vom  Geh.  Rat  T.  Bödiker. 
Ergänzoiigsheft  za  den  „Monatoheften  der  Statistik  des  Deutschen  Reichs**,  1882,  S.  20 
tt.  81. 

In  den  Motiven  zum  ,, Gesetz,  betr.  die  Unfallversicherung"  vom  8.  Mai  18^2 
(Drucks.  Nr.  19)  S.  50  heifst  es:  „Diese  allgemeine  Durchführung  der  Heraniiehnog  der 

Arbeitgeber  zu  den  Kranken  Versicherungsbeiträgen, bringt  für  die  Krankenkasseo 

durchweg  eine  so  erhebliche  Kräftigung  mit  sich,  dafs  dadurch  auch  die  fUr  die  neue  fi** 

gelung  vorgesehene  Erhöhung  ihrer  Leistungen hinlänglich  aufgewogen  wird«  so 

dafs  von  einer  aus  der  beabsichtigten  Regelung  der  Unfallversicherung  erwacbsendeB 
höheren  Belastung  der  Krankenkassen  nicht  die  Rede  sein  kann**. 
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eventuell  Vorschasse  zu  leisten.  Für  Kassen  solcher  Betriebe,  in 
denen  regelmäfsig  weniger  als  50  Personen  beschäftigt  werden,  sind 
die  Unternehmer  auch  verpflichtet,  „die  nachhaltige  Leistungsfähigkeit 
der  Kasse  in  einer  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  für  aus- 
reichend erachteten  Weise  sicher  zu  stellen^'  (§  55  des  Entwurfs). 
Die  Betriebskrankenkassen  gelten  als  Zwangskassen,  und  nur  die 
beim  Eintritt  in  den  Betrieb  bereits  einer  freien  Hilfskasse  angehören- 
den Arbeiter  dürfen,  so  lange  sie  Mitglieder  der  letzteren  sind,  nicht 
in  die  Fabrikkrankenkasse  hineingezwungen  werden.  Damit  meint 
man,  auch  hier  innerhalb  des  allgemeinen  Zwanges  die  nöthige  Frei- 
heit der  Bewegung  gesichert  zu  haben. 

Ein  Zwang  zur  Errichtung  solcher  Kassen  ist,  wenn  man  diese 
in  die  Hände  von  Privaten  gegebenen  Kassen  überhaupt  als  Träger 
einer  „ölBfentlichen  Interessen  dienenden  und  öffentlich  rechtlichen  In- 
stitution^', wie  die  Krankenversicherung  es  ist,  —  anerkennen  will, 
gewifs  dann  berechtigt,  wenn  Betriebe  mit  besonderer  Krankheitsge- 
fahr verbunden  sind.  Denn  hier  würde  anderenfalls  eine  Überwäl- 
zung eines  Teiles  des  Geschäftsrisikos  und  eine  allzugrofse  Be- 
lastung der  Ortskrankenkassen  oder  Gemeindeversicherung  die  Folge 
sein.  Der  Zwang,  auch  gegen  andere  Betriebsunternehmer, 
die  ganze  Last  und  Verantwortlichkeit  der  Kassenführung  zu  über- 
nehmen, ist  aber  in  den  Motiven  des  Gesetzentwurfes  nur  mit  wenig 
Worten  und  kaum  genügend  begründet;  ob  er  in  dem  Wesen  der 
Zwangsversicherung  seine  Berechtigung  findet,  werden  wir  weiter  unten 
zu  prüfen  haben. 

Den  Fabrikkrankenkassen  analog  sind  die  Baukrankenkassen 
organisiert.  Um  nicht  durch  vorübergehende  Arbeiteransammlungen, 
wie  sie  bei  Eisenbahn-,  Kanal-,  Wege-,  Strom-,  Deich-  und  Festungs- 
bauten, sowie  bei  anderen  vorübergehenden  Baubetrieben  eintreten 
können,  die  Gemeinde-  oder  Ortskrankenkassen  der  Orte,  an  denen 
diese  Personen  zufällig  kurze  Zeit  Beschäftigung  finden,  in  ungerecht- 
fertigter Weise  zu  überbürden  und  zu  gefährden,  „haben  die  Bau- 
herrn auf  Anordnung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  Baukranken- 
kassen zu  errichten,  wenn  sie  zeitweilig  eine  gröfsere  Anzahl  von 
Arbeitern  beschäftigen'^    (§  63  des  Entwurfs). 

Die  Innungskassen,  die  Knappschaftskassen  und  freien  Hilfs- 
kassen hat  man  möglichst  unangetastet  gelassen,  nur  sind  die  Lei- 
stungen, die  man  auch  von  ihnen  fordert,  wenn  sie  innerhalb  des  all- 
gemeinen Zwanges  als  Versicherungsanstalten  gelten  sollen,  erhöht 
worden.    Man  fordert  gegenwärtig  bei  den  Innungs-  und  Knappschafts- 
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kassen  die  Mindestleistungen  der  Ortskrankenkassen,  bei  den  freien 
Hilfskassen  dagegen  nur  die  Leistungen  derjenigen  Gemeindekranken- 
versicherung,  in  deren  Bezirk  die  Kasse  ihren  Sitz  bat.  Der  Bedingung, 
freie  ärztlicbe  Behandlung  und  Arznei  zu  gewähren,  genügen  letztere, 
wenn  sie  statt  ein  halb,  zwei  Drittel  des  ortsüblichen  Tagelobnes  als 
Krankengeld  zahlen. 

Das  sind  im  wesentlichen  die  Grundprinzipien,  von  denen  die 
Regierung  bei  Aufstellung  ihres  Entwurfes  einer  Krankenversicherung 
der  Arbeiter  ausging.  Wir  wollen  jetzt  darlegen,  welche  Stellung  die 
Reichstagskommission  und  später  das  Plenum  des  Hauses  diesen  Grund- 
anschauungen  gegenüber  einnahm. 


n.    Die  Verbesserungsvorschläge  des  Reichstages. 

Während  der  Gesetzentwurf,  betr.  die  Unfallversicherung  der  Ar- 
beiter, so  sehr  man  allseitig  mit  dem  Streben  und  den  Zielen  dessel- 
ben einverstanden  war,  in  der  vorgelegten  Form  kaum  von  einer 
Seite  des  Hauses  eine  recht  warme  und  sympathische  Aufnahme  fand, 
wird  man  behaupten  können,  dafs  das  Krankenkassengesetz  fast  aus- 
nahmslos von  allen  Parteien  mit  Sympathie  aufgenommen  wurde,  wenn 
man  auch  vielfach  die  Verbindung  beider  Gesetze,  namentlich  die 
üeberwälzung  eines  Teiles  der  Unfallsgefahr  auf  die  anderen  Kassen 
perhorreszierte. 

Die  in  der  Sitzung  vom  16.  Mai  1882  mit  der  gründlichen  Vor- 
beratung beider  Gesetze  betraute  Kommission  trat  denn  auch  an  ihre 
Arbeit  mit  dem  wohl  ausnahmslos  gehegten  Wunsche  heran,  wenig- 
stens die  Reform  des  Krankenkassenwesens  zu  einem  ge- 
deihlichen Abschlufs  zu  bringen ,  und  man  wird  ihr  gewifs  die  Ge- 
rechtigkeit  widerfahren  lassen  und  anerkennen  müssen,  dafs  sie  fleifsig 
und  gewissenhaft  gearbeitet,  und  dafs  auf  allen  Seiten  das  ernste 
Streben  vorgewaltet  hat,  etwas  wirklich  Gutes  zu  schaffen,  damit  das 
Gesetz  seinen  Zweck  erfülle  und,  zur  Förderung  des  sozialen  Friedens, 
dem  Arbeiterstande  und  damit  der  gesamten  Volkswirtschaft  zum 
Segen  gereiche. 

Der  Grundgedanke,  der  in  der  Regierungsvorlage  zum  Ausdruck 
kam,  fand  auch  bei  der  grofsen  Mehrheit  der  Kommission  durchaus 
Anerkennung. 

Man  gestand  zu ,  dafs  auf  dem  Wege   der  Freiwilligkeit  ^ )  und 

1)  Es  ist  entschieden  su  weit  gegangeui   wenn  Hontgmann  a.  a.  O.   S.  207  be- 
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der  Gemeindeautonomie  kaum  eine  baldige  VerallgemeineruDg 
der  Krankenversicherung  in  wünschenswertem  Umfange  zu  erwarten 
sei,  und  dafs  die  den  Gemeinden  durch  das  Gresetz  vom  8.  April  1876 
gegebene  Vollmacht,  den  Yersicherungszwang  auszusprechen,  —  mag 
man  die  Gründe  dafür  suchen,  wo  man  will  —  jedenfaUs  nicht  zu 
einer  wesentlichen  Ausdehnung  der  Versicherung  geführt  habe^). 
Darum  entschied  man  sich  für  den  allgemeinen,  gesetzlichen  Zwang 
zur  Krankenversicherung,  und  es  ist  auch  kaum  ein  prinzipieller 
Grund  gegen  ein  derartiges,  allgemeines  Obligatorium  anzufahren,  so- 
bald man  innerhalb  desselben  möglichste  Freiheit  gestattet  und  nicht 
die  gesamte  Bevölkerung  des  grofsen  deutschen  Vaterlandes  ohne 
Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  nach 
einer  Schablone  gleichmäXsig  behandelt.  Der  Versicherungszwang  ist 
ja  in  unserer  Gesetzgebung  nichts  Neues,  denn  den  Gemeinden  stand 
bereits  seit  1876,  wie  oben  gesagt,  das  Hecht  zu,  in  die  persönlichen 
Verhältnisse  des  Einzelnen  einzugreifen  und  ihn  zu  zwingen,  für  die 
Zeiten  der  Krankheit  Vorsorge  zu  treffen,  weil  er  damit  nicht  blos 
eine  Pflicht  gegen  sich  selbst,  sondern  auch  gegen  die  Gemeinde  erfüllt, 
der  er  eventuell  als  Unterstützungsbedürftiger  zur  Last  fällt.    Dieser 


h&aptet:  „Das  Prinzip  des  Volnntarismiis  erweist  sich  dieser  Aufgabe  gegenüber  als  nn- 
mreJchend;  seine  Besultate  sind  nnfertigf  zersplittert,  yergänglich.  Um  Einheitliches, 
Vollkommenes,  Bleibendes  zu  schaffen ,  mnfs  man  die  Arbeiterkrankenyersicheruug  im 
Wege  des  Zwanges  yerwirklichen**. 

„Einheitliches,  Vollkommenes,  Bleibendes"  wird  man  wohl  nie  er- 
reichen, auch  durch  den  weitgehendsten  Zwang  nicht;  denn  auch  dieser  hat  seine  sehr 
^d  erreichten  Grenzen.  Dafs  aber  auch  der  Voluntarismus  annähernd  Vollkom- 
menes erreichen  kann,  beweist  das  Beispiel  Englands,  und  daTs  eine  auf  freier  Ent- 
schliefsung  beruhende,  allgemeine  Versicherung  besser  wäre  als 
«ine  erzwungene,  wird  kaum  zu  leugnen  sein.  Wenn  wir  uns  trotzdem  bezQglich 
Deotschlands  für  den  Zwang  erklären,  so  geschieht  es,  weil  wir  überzeugt  sind,  dafs 
bei  uns  lange  Zdt  vergehen  würde,  ehe  eine  freiwillige  Versicherung,  —  nachdem  sie  bis 
dahin  von  den  Re^erungen  wenig  begünstigt  worden,  —  die  wünschenswerte,  allge- 
meine Verbreitung  finden  würde.  Hier  wird  der  Zwang  schneller  zum  Ziele  fuhren, 
»Qch  vielleicht  der  freiwilligen  Versicherung  aaf  diesem  oder  anderen  Gebieten  die  Wege 
bahnen. 

1)  Es  wird  kaum  zuviel  gesagt  sein,  wenn  man  behauptet,  dafs  von  den  vielen 
Tausenden  von  Vorstehern  kleinerer  Gemeinden  wohl  die  Hälfte  nicht  einmal  eine  Ahnung 
davon  hatten ,  dafs  ihnen  das  Recht  zustehe ,  durch  Ortsstotute  einen  Teil  der  Arbeiter- 
bevolkerung  zu-  Versicherung  zu  zwingen.  Ein  Studium  der  Gesetzsammlungen  ist 
diesen  Leuten  unmöglich,  und  nur,  wo  die  vorgesetzten  Behörden  nachdrücklich  darauf 
biQweisen,  wird  eine  solche  Vollmacht  eine  allgemeine  Wirkung  auszuüben  vermögen. 
Anders  ist  es  natürlich  bei  einem  gesetzlichen  Zwange,  dann  mufs  jede  auch  die  kleinste 
^meinde  dem  Gesetze  näher  treten. 

24* 
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TOD  Seiten  der  Gemeinden  geübte  Zwang  ist  aber  f&r  dra,  g^n  des 
er  geübt  wird,  durchaus  nichts  anderes  als  der  reichsgesetzliche  Zwang, 
nur  dafs  der,  welcher  den  Druck  unmittelbar  ausübt,  hier  ein  ande- 
rer ist  als  dort  Die  Krankenversicherung  ist  aber  gewifs  wichtig  ge- 
nug, dafs  man  ihre  Durchfuhrung  nicht  von  der  Willkür  oder  gar  der 
Trägheit  und  Indolenz  einzelner  Gemeindevorsteher  abhängig  machen 
darf,  zumal  wenn  man  die  Freizügigkeit  der  Arbeiterbevolkerung  be- 
wahren und  fQr  die  Industrie  überall  möglichst  die  gleichen  Lebens- 
bedingungen schaffen  wilL  Das  erkannten  in  der  Kommission  auch 
die  Gegner  der  Vorlage  an,  nur  hofften  sie,  durch  eine  Ergänzung 
zum  Hilfskassengesetz ,  in  welcher  den  Gemeinden  statt  des  Rechtes 
die  Pflicht  auferlegt  werde,  den  Zwang  auszusprechen,  das  gleiche 
Ziel  leichter  erreichen  zu  können,  als  durch  die  Schaffung  eines 
neuen,  komplizierten  Gesetzes^). 

Wie  sehr  man  von  den  Vorzügen  des  Versicherungszwanges  über- 
zeugt war,  beweist  die  Thatsache,  dafs  das  Streben  der  Kommission 
nicht  auf  eine  Beseitigung,  sondern  auf  eine  Erweiterung  desselben 
gerichtet  war,  um  die  Vorteile  des  Gesetzes  möglichst  allen  Klas- 
sen der  Arbeiterbevölkerung  zugänglich  zu  machen.  Dabei 
dachte  wohl  keiner  daran,  die  Schwierigkeiten  zu  häufen  und  die 
Ausführung  des  Gesetzes  zu  erschweren,  sondern  man  blieb  durchaus 
auf  dem  Boden  einer  praktischen  Sozialpolitik,  die  nach 
dem  Erreichbaren  strebt  und  nicht  deshalb  das  Gute  verwirft, 
weil  das  dem  Ideal  entsprechende  Bessere  nicht  zu  erreichen  ist 
Deshalb  suchte  man  allseitig  nur  diejenigen  Arbeiter  dem  Zwange  zu 
unterwerfen,  gegen  die  er  wirksam  ausgeübt  werden  konnte'),  und 
nicht  über  das  Prinzip  des  Zwanges,  sondern  nur  darüber  entbrannte 


1)  Id  den  Kommissionnverhandlimgen  ist  anseres  Wissens  auch  von  sdten  der  Fort- 
schrittspartei gegen  eine  solche  Verallgemeinemng  des  indirekten  Zwanges  keine 
Opposition  gemacht.  Erst  in  der  zweiten  Lesung  des  Entwurfes  im  Plenum  trat  die 
Partei  geschlossen  gegen  einen  allgemeinen  Zwang  auf  und  beantragte  (Nr.  8S6  der 
Drucksachen),  es  dem  Belieben  der  Gemeinden  zu  überlassen,  die  Versiche- 
rung zwangsweise  einzuführen. 

2)  Dadurch  unterscheidet  sich  das  Vorgehen  der  Kommission  wesentlich  von  dem 
der  sozialdemokratischen  Mitglieder  des  Hauses,  die  wiederholt  das  Bedauern  geSofsert 
haben,  nicht  mit  in  der  Kommission  vertreten  gewesen  zu  sein.  Man  kann  dieses  Be- 
dauern insofern  nur  teilen,  als  ihnen  dann  wohl  klar  geworden  wfire,  wie  wenig 
praktische  Vorschläge  sie  unterbreitet,  indem  sie  yerlangen,  dafs  alle  Angeborigeo 
des  Deutschen  Reiches,  die  über  16  Jahr  alt  sind  und  „ein  selbständiges  Einkommeo 
bis  zu  7}  Mark  pro  Tag  haben*',   yersicherungspflichtig  sein  sollen. 
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der  Streit,  gegen  welche  Kategorien  von  Arbeitern  die  Durchführung 
desselben  aügemein  möglich  sei. 

Wir  wiesen  bereits  darauf  hin,  dafs  die  Vorlage  der  verbündeten 
Regierungen  eigentlich  nur  die  gewerblichen  Arbeiter  gewisser  Kate- 
gorien für  versicherungspflichtig  erklärten,  während  die  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Arbeiter  nur  dann  gezwungen  werden 
sollten,  wenn  die  Gemeinde  resp.  die  höhere  Verwaltungsbehörde  es 
für  gut  und  durchführbar  befanden. 

Motiviert  ward  die  Ausschliefsung  der  letzteren^)  einmal  damit, 
dafs  bei  ihnen  infolge  der  nachbarlichen  Hilfe  und  der  auf  dem  Lande 
vorherrschenden  und  möglichst  zu  erhaltenden  Naturalwirtschaft  das 
Bedürfnis  der  Krankenversicherung  wenigstens  der  Regel  nach  nicht 
so  dringend  sei,  sodann  damit,  dafs  die  Durchführbarkeit  des  Ver- 
sicherungszwanges  bei  der  überwiegenden  Zahl  derselben  nicht  ge- 
sichert sei,  weil  für  diese  bald  hier,  bald  dort  beschäftigten  Lohnar- 
beiter ein  dauernder  Arbeitgeber  nicht  in  Anspruch  genommen  wer- 
den könne. 

Prinzipiell  sind  beide  Einwendungen  in  gewisser  Ausdehnung  an- 
zuerkennen und  auch  von  der  Kommission  anerkannt  worden. 

Es  vrird  in  vielen  Gegenden  Deutschlands  für  gewisse  Katego- 
rien von  ländlichen  Arbeitern  mit  überwiegender  Naturallöhnung  das 
Bedürfnis  nach  Versicherung  nicht  so  grofs  sein,  wie  bei  vielen  pro- 
letarischen Industriearbeitern,  und  andererseits  ist  zuzugeben,  dafs  die 
nicht  ständigen  Tagelöhner  in  der  Landwirtschaft  oft  innerhalb  ein 
and  desselben  Tages  ihren  Arbeitgeber  wechseln.  Wo  letzteres  der 
Fall  ist,  würde  man  allerdings  das  Gesetz  zu  einer  Karrikatur  machen, 
wenn  man  die  Arbeitgeber  zwingen  wollte,  diejenigen,  die  ihnen  viel- 
leicht nur  für  Stunden  Hilfe  geleistet,  bei  der  betr.  Versicherungskasse 
anzumelden,  die  Beiträge  vorschufsweise  zu  entrichten  etc.  Trotzdem 
entschied  sich  die  Kommission  auf  Antrag  einiger  Mitglieder  der  kon- 
servativen Fraktionen  dafür,  die  land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Arbeiter  prinzipiell  unter  den  Versicherungs- 
zwang zu  stellen,  und  es  den  Gemeinden  zu  überlassen,  ob  sie 


1)  Wir  bemerken  Übrigens  noch,  daft  die  Motive  nur  die  landwirtschaft- 
Hchen  Arbeiter  behandeln  und  diese  mit  den  ländlichen  Arbeitern  dieser  Kategorie 
identifisieren ,  indem  sie  von  dem  Gkgensats  swischen  Stadt  und  Land  sprechen.  Die 
forstwirtschaftlichen  Arbeiter  gehören  aber  zn  einem  nicht  unbeträchtlichen  Teile  nicht 
sur  ländlichen  Bevölkerung,  und  ebenso  ist  die  Zahl  der  in  den  kleinen  Landstädten 
beschäftigten  landwirtschaftlichen  Hilfsarbeiter  gewifs  nicht  unbedeutend. 
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diesen  Zwang  im  konkreten  FaUe  mit  Genehmigung  der  bdhereo  Ver- 
waltungsbehörde wieder  aufheben  wollten. 

Die  Gründe  für  einen  solchen  BeschluÜB  waren  mannigfacher  Art 
Zuerst  war  man  wohl  von  allen  Seiten  bereit,  um  den  sozialen  Frieden 
nicht  zu  stören,  eine  möglichst  weitgehende  Versicherung  darchzo- 
führen,  kein  Elassengesetz  zu  schafien,  das  nur  einzelnen  Teilen  der 
Arbeiterbevölkerung  zu  gute  komme.  Man  musste  aber  allseitig  za- 
gestehen,  dafs  die  bei  den  ländlichen  Arbeitern  betonten  Schwierig- 
keiten, die  aus  dem  häufigen  Wechsel  des  Arbeitgebers,  sowie  danos 
resultieren,  dafs  viele  bald  Arbeitgeber,  bald  selbst  Lohnarbeiter  sind, 
auch  in  grofser  Ausdehnung  bei  den  versicherungspflichtigen  Betrieben 
vorkommen  ^).  Denn  auch  in  „Bergwerken,  Salinen,  Aufbereitungsan- 
stalten,  Brüchen  und  Gruben,  in  Fabriken  und  Hüttenwerken,  beim 
Eisenbahn-  und  Binnendampfschifffahrtsbetriebe,  auf  Werften  und  bei 
Bauten^^  werden  zahlreiche  Arbeiter  vorübergehend  beschäftigt, 
und  doch  sollten  sie  unter  allen  Umständen  dem  VersicherungszwaDge 
unterliegen.  Um  die  darin  liegende  Gefahr  für  die  praktische  Durch- 
führbarkeit des  Gesetzes  zu  beseitigen  und  zugleich  einen  Teil  der 
Bedenken  gegen  die  Versicherung  landwirtschaftlicher  Arbeiter  hin- 
wegzuräumen, beschloß  die  Kommission  und  mit  ihr  das  Plenum, 
alle  Arbeiter  dem  Zwange  nur  zu  unterwerfen,  „insofern  die  Beschäf- 
tigung nicht  ihrer  Natur  nach  eine  vorübergehende  oder  durch  den 
Arbeitsvertrag  im  voraus  auf  einen  Zeitraum  von  weniger  als  einer 
Woche  beschränkt  ist '')''. 

Aufserdem  beschlofo  die  Kommission  auch,  diejenigen  der  UnM- 
versicherungspflicht  unterliegenden  Arbeiter  in  die  allgemeine  Kran- 
kenversicherung hineinzuziehen,  die  „in  Betrieben  beschäftigt  sind, 
in  denen  Dampfkessel  oder  durch  elementare  Kraft  bewq^  Trieb- 
werke zur  Verwendung  kommen,  sofern  diese  Verwendung  nicht  aus- 
schliefslich  in  vorübergehender  Benutzung  einer  nicht  zur  Betriebsan- 
lage gehörenden  Kraftmaschine  besteht/' 

Durch  diese  beiden  wichtigen  Änderungen  des  §  1  war  jedenfalls 
der  gesetzliche  Zwang  gegen  die  Landarbeiter  wesentlich  erleich* 
tert  und  erst  recht   wünschenswert  gemacht     Denn  nach  der 


1)  Vergl.  u.  A.  die  Auiftthmiigen  des  Abgeordneten  Dr.  Hirsch  (S.  947S  derVer- 
handlangen). 

2)  Dadurch  fallen  auch  snm  grol^n  Teile  die  Schwierigkeiten  hinweg,  welche  re- 
gierungsseitig für  die  Gegenden  mit  fiberwiegendem  Kleinbesits  geschildert  wurden. 
Denn  wer  selber  Besitzer,  heute  Arbeiter  beschäftigt,  morgen  dem  Nachbarn  gegen  Ent- 
gelt Hilfe  leistet,  fällt  Jetst  nicht  unter  den  allgemeinen  Zwang. 
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letzteren  BestimmuDg  mufs  für  viele,  auf  gröfaeren  Gütern  beschäftig- 
ten Arbeiter  ohne  weiteres  die  Gemeindekranken Versicherung  eintreten  ^ ), 
und  derselbe  Apparat,  der  auch  für  die  Versicherung  der  landwirt- 
schaftlichen Arbeiter  mit  ausreichen  würde,  doch  in  Thätigkeit  treten ; 
ferner  werden  praktische  Schwierigkeiten  in  Menge  und  Unzufrieden- 
heit allerorten  hervorgerufen  werden,  wenn  die  Arbeiter,  die  zeitweilig 
bei  der  Dampfdreschmaschine,  in  der  Brennerei,  Ziegelei,  Torfgräberei, 
bei  Bauten  oder  dergleichen')  beschäftigt  werden,  bald  zwangsweise 
versichert,  bald  wieder  versicherungslos  sind.  Diese  Schwierigkeiten 
müssten  sich  häufen  in  Distrikten,  in  denen  Landwirtschaft  und  In- 
dustrie örtlich  gemischt  sind,  oder  wo,  wie  das  häufig  vorkommt, 
Handwerker  auf  dem  Lande  oder  in  kleinen  Landstädten  bald  als 
Handwerker,  bald  als  ländliche  Tagelöhner  ihr  Brot  verdienen. 

Für  einen  Teil  der  Eommissionsmitglieder  war  endlich  noch 
wesentlich  bestimmend  für  die  Verallgemeinerung  der  Versicherung 
der  Umstand,  dafs  die  Begierungsvorlage  es,  wie  schon  bemerkt,  in 
das  Belieben  der  Gemeinden  stellte,  ob  sie  Beiträge  erheben,  oder 
einfach  allen  Versicherungspflichtigen  eintretenden  Falles  die  gesetz- 
liche Erankenunterstützung  aus  dem  Gemeindesäckel  zahlen  wollten. 
Dann  würde  aber  ganz  unmotiviert  den  gewerblichen  Arbeitern  ein 
Privilegium  vor  den  landwirtschaftlichen  Arbeitern  zugestanden  werden'), 

1)  Wir  sind  der  Ansicht,  dafs  aacb  da,  wo  nnr  ein  Handwerkslehrling  oder  Geselle 
aaf  dem  Lande  beschäftigt  wird,  die  Gemeindeversicherung  ex  lege  eintritt.  H.  v.  Woedtke 
a.  a.  O.  8.  41  scheint  aber  andeuten  zu  woUen,  dafs  alle  Handwerker,  „welche  von 
den  Gutsherrn  lediglich  oder  fiberwiegend  zu  Gutszwecken  (?)  gehalten  und  von  ihm  ge- 
löhnt werden^S  nicht  unter  den  §  1  des  Gesetzes  faUen.  Statt  das  nachträglich  so  apo- 
diktisch SU  behaupten,  hätte  er  der  Sache  wohl  mehr  gedient,  wenn  er  die  Kommission 
auf  diesen  Streitpunkt  aufmerksam  gemacht  hätte.  Das  G^etz  sagt  einfach:  Zu  ver- 
sichern sind  alle  gegen  Lohn  „im  Handwerk"  beschäftigten  Personen.  Wer  „im  Hand- 
werk" für  die  Landwirtschaft  arbeitet,  kann  doch  nicht  ohne  weiteres  zu  den  „in  der 
Land-  und  Forstwirtschaft  beschäftigten  Arbeitern"  gerechnet  werden.  Ein  Anhalt  zu  so 
willkürlicher  Erklärung  ist  auch  in  den  Verhandlungen  kaum  gegeben.  Der  einzige,  der 
die  Frage  ausführlicher  berührt  hat,  Herr  von  Maltzahn-Gültz,  hat  sich  entschieden 
für  die  Versicherungspflioht  ausgesprochen. 

8)  Auch  hier  geht  H.  v.  Woedtke  sehr  willkfirlich  vor,  wenn  er  behauptet  (S.  85), 
dafs  Mergelgruben,  Torfstiche  etc.  als  „Zweige  der  vielgestaltigen  Landwirtschaft"  aufzu- 
fassen seien,  wenn  das  gewonnene  Material  in  eigener  Wirtschaft  verbraucht  und  nicht 
verkauft  wird.  Im  Gesetz  steht  kein  Wort  davon,  dafs  die  gewerbliche  Ausnutzung 
einer  Grube  oder  Gräberei  erforderlich  sei,  um  die  darin  beschäftigten  Arbeiter  ver- 
sicherungspflichtig zu  machen. 

8)  Die  Komnüssion  hatte  deshalb  auch  einen  Zusatz  zu  §  5  beschlossen,  wonach 
di<9enigen  Gemeinden,  welche  keine  Beiträge  erheben,  die  Und-  und  forstwirtschaftlichen 
Arbeiter  von  der  Versicherungspflioht  nicht  ausschliefsen  durften. 
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während  die  Landwirtschaft  vielleicht  die  Hauptlast  in  Fonn  yod 
Gemeindesteaem  zu  tragen  hat 

Um  all  diesen  Schwierigkeiten  zn  entgehen,  ^abte  die  Kom- 
mission, —  nnd  in  der  zweiten  Lesung  mit  ihr  auch  das  Plenom  des 
Hanses,  —  am  zweckmafsigsten  nnd  im  Imteresse  einer  geddhücfaen 
Darchffihmng  des  Gesetzes  zn  handeln,  wenn  die  land*  und  forst- 
wirtschaftlichen Arbeiter  prinzipiell  unter  den  Zwang  gestellt,  es  den 
Gemeinden  aber  frei  gegeben  würde,  eventuell  durch  Ortsstatnt  den 
Zwang  wieder  au&uheben  ' ),  wo  kein  Bedür&is  zur  Yersichernng  vor- 
handen, oder  die  Schwierigkeiten  derselben  zu  grofs  sein  sollten.  Die 
Regierung  hatte  umgekehrt  eine  ortsstatutarische  Einfnhmng  des 
Zwanges  vorgeschlagen;  die  Kommission  ging  aber  von  der  gewifs 
ganz  richtigen  Ansicht  aus,  dafs  sich  viele  Gemeindevorstande,  —  wie 
die  Erfahrung  beim  Hilfskassengesetz  gezeigt,  —  nur  schwer  ent- 
schliefsen  würden,  Ortsstatnte  zu  machen,  dafs  aber  dasselbe  Gesetz 
der  Trägheit  sie  auch  abhalten  würde,  Ortsstatute  zu  erlassen,  um 
die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  auszuschliefsen ,  weim 
nicht  wirklich  die  Notwendigkeit  sie  dazu  drängte. 

Obwohl  nun  beide  Vorschläge  materiell  wenig  von  einander  ver- 
schieden sind  —  denn  die  Regierung  kann,  wenn  ihr  daran  gelegen 
ist,  die  ländlichen  Arbeiter  zu  versichern  oder  auszuschliefsen,  immer 
durch  ihren  Einflufs  auf  die  kleinen  Gemeinden  ihren  Willen  durch- 
setzen und  Ortsstatute  veranlassen,  ebenso  zur  Einfährung  als  zur 
Beseitigung  des  Zwanges,  —  so  hielt  doch  die  Reichsregierung  mit 


1)  Der  Verf.  dieser  ZeUen  hatte  mit  dem  Abg.  Dr.  6a t fleisch  fSr  die  iwehe 
Beratang  einen  Antrag  eingebracht  (Nr.  850  der  Drucks. ),  dafs  nicht  blos  f&r  diese,  son- 
dern auch  ffir  andere  Kategorien  von  Arbeitern  durch  Ortsstatnt  der  Versicfaenisgs- 
zwang  aufgehoben  werden  könne.  Die  Absicht  dieses  Antrages  bt  yieUach  fabch  dahio 
gedeutet  worden,  als  ob  der  eben  eingeführte  Versicherungsswang  nunmehr  durch  eine 
Hinterth&re  wieder  beseitigt  werden  solle.  Der  Verl  ging  dabei  aber  nur  Ton  der  An- 
sicht aus,  dafs  genau  dieselben  Oründe,  die  hie  und  da  den  Ansschlufii  der  landwirt- 
schaftlichen Arbeiter  wünschenswert  erscheinen  lassen  könnten,  sehr  häufig  auch  ffir  den 
Ausschlufs  anderer  Arbeiter  sprechen  wfirden.  Denn  weshalb  will  man  beispielsweise 
kleine  ländliche  Gemeinden,  wie  sie  su  Tausenden  vorhanden  sind,  zwingen,  ffir  den 
einen  Müllergesellen,  oder  Sehneider-,  Schmiede-  oder  Steilmachergesellen,  der  sich  ijn 
Dorfs  aufhält,  die  Last  der  GkmeindeTersicherung  mit  ihrer  besonderen  Kassenfuhrong« 
Reservefonds  und  jährlichen  Rechenschaftsberichten  auf  die  Schultern  eines  dieser  Auf- 
gabe oft  recht  wenig  gewachsenen  Ortsvorstehers  su  legen  ?  Dadurch  wird  man  das  Ge- 
setz sicher  nicht  populärer  machen.  —  Dafs  aber  nur  da,  wo  wirklich  kein  Bedürfnis 
vorhanden  und  die  Last  nicht  im  Verhältnis  zum  Nutzen  des  Zwanges  steht,  die  orts- 
statutarische Ausschliefsung  stattgefunden  hätte,  dafür  würde  die  erforderliche  Genehmi- 
gung der  höheren  Verwaltungsbehörde  wohl  gesorgt  haben. 
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auffallender  Zähigkeit  an  ihrem  Vorschlage  fest^)  and  setzte  es  durch, 
indem  sie  noch  in  allerletzter  Stunde  durch  den  preufsischen  Finanz- 
minister Herrn  v.  Scholz  das  Zustandekommen  des  ganzen  Gesetzes 
in  Frage  stellen  liefs,  dafs  nun  diejenigen  Parteien  des  Hauses,  welche 
die  eigentlichen  Urheber  des  entgegengesetzten  Beschlusses  waren, 
gegen  ihren  eigenen  Antrag  stimmten,  und  mit  3  Stimmen  Majorität 
die  ursprüngliche  Regierungsvorlage  in  diesem  Punkte  wiederherge- 
stellt wurde,  weil  viele  nicht  die  Verantwortlichkeit  für  ein  eventuelles 
Scheitern  des  Gesetzes  auf  sich  nehmen  wollten. 

So  ist  also  diese,  wie  wir  glauben,  innerlich  durchaus 
berechtigte  Erweiterung  des  Versicherungszwanges 
schliefslich  nicht  Gesetz  geworden,  und  die  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  sind  jetzt,  im  Vergleich  zu  dem  Regierungsentwurf, 
insofom  noch  schlechter  gestellt  worden,  als  der  Reichstag  das 
den  höheren  Verwaltungsbehörden  ursprünglich  zustehende  Recht  be- 
seitigt hat,  säumige  Gemeinden  zum  Erlafs  von  Ortsstatuten  zu 
zwingen.  Die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  können  daher  da,  wo  sie 
nicht  versicherungspflichtig  sind,  —  ebenso  wie  alle  anderen  nicht 
versicherungspflichtigen  Arbeiter,  —  nur  dadurch  an  den  Wohl- 
thaten  des  Gesetzes  partizipieren,  dafs  sie  sich  freiwillig  zur  Ver- 
sicherung entschliefsen. 

Dieser  Entschlufs  ist  aber  durch  die  Kommission  und  den  Reichs- 
tag wesentlich  erleichtert.  Denn  die  Kommission  kam  bald  zu  der 
Überzeugung,  dafs,  wenn  eine  möglichst  weitgehende  Sicherstellung 


1)  Wenn  Herr  v.  Scholz  (Verhandl.  S.  8474)  die  von  der  Kommission  vor^- 
scbUgene  Fassung  für  anannehmbar  erkl&rte,  weil  damit  für  weite  Teile  unseres  Vater- 
landes eine  Verschlechterung  der  Lage  der  ländlichen  Arbeiter  eintreten 
wurde,  so  ist  darauf  hinzuweisen ,  dafs  die  vielgerühmte  Vorsorge  für  die  Arbeiter  doch 
wohl  nur  auf  gröfseren  Gütern  gegenüber  den  ständigen  Hoftagelöhnern  und  ähnlich  si- 
turten  Arbeitern  stattfindet.  Für  die  sog.  „freien  Arbeiter**  ist ,  wie  selbst  Herr  von 
Maltsahn  freimütig  bekennt   (Verh.  8.  2476)  zur  Zeit  meist   gar  nicht  gesorgt. 

WoUen  aber  die  Grofsgrundbesitzer  keine  Verschlechterung  der  Lage  ihrer  Leute, 
so  zwingt  sie  das  Gesetz  doch  ganz  gewifs  nicht  dazu ;  sie  können  ja  Betriebskassen  mit 
höheren  Leistungen  einführen,  auf  Beiträge  verzichten  etc.  Sollten  die  Herren  aber,  wie 
die  Regierung  fast  zu  fürchten  scheint,  gern  die  Gelegenheit  benutzen  wollen,  ihre  Ar* 
beiter  zu  drücken,  so  können  sie  das  auch  nach  der  Regierungsvorlage  thun,  indem  sie 
statutarisch  die  Gemeindeversicherung  einführen. 

Übrigens  hat  Herr  v.  Maltzahn  in  seiner  ruhigen,  objektiven  Weise  auch  hier 
mit  Recht  hervorgehoben,  dafs  die  vielgerühmte  gute  Lage  der  Arbeiter,  wo  sie  besteht, 
nur  auf  dem  guten  Willen  der  Arbeitgeber  beruhe,  der  sich  leicht  ändern  könne  mit 
einer  Änderung  seiner  Verhältnisse.  Die  gesetzliche  Regelung  der  Krankenversorgung 
würde  also  auch  dort  dem  Jetsigen  Znstande  vorzuziehen  sein. 


370  I^-  Paasch«, 

der  Arbeiter  gegen  die  Folgen  der  Krankheit  durch  das  Gesetz  er- 
reicht werden  soll,  man  sich  nicht  mit  dem  blofsen  Zwange  gegen 
gewisse  Kategorien  von  Arbeitern  begnügen  könne,  sondern  auch  den 
nicht  Verpflichteten  eine  freiwillige  Beteiligung  an  den  durch  das 
Gesetz  geschaffenen  Organisationen  freistehen  müsse,  um  einmal  allen 
nicht  mehr  unter  den  gesetzlichen  Zwang  fallenden,  wenn  sie  früher 
versicherungspflichtig  waren ,  die  Möglichkeit  zu  bieten ,  ihre  einmal 
erlangten  Ansprüche  sich  zu  erhalten  und  andererseits  denen, 
die  noch  nicht  einer  Krankenversicherung  angehört  haben,  den  Eintritt 
in  dieselben  zu  erleichtem.  Das  letztere  Bestreben  fand  zwar  lebhaften 
Widerspruch  von  Seiten  der  Verteidiger  der  freien  Hilfskassen,  die  mit 
gewisser  Berechtigung  darauf  hinwiesen,  dafs  für  diese  Versicherungs- 
lustigen die  freien  Kassen  die  beste  Unterkunft  gewähren  würden 
und  man  diesen  wahren  Versicherungskassen  nicht  unnötig  die  Re- 
kruten entziehen  dürfte.  Dem  gegenüber  bleibt  aber  zu  bedenken, 
dafs  in  vielen  Tausenden  von  kleinen  Gemeinden  freie  Kassen  zur 
Zeit  nicht  vorhanden  sind  und  kaum  jemals  entstehen  werden,  eine 
Beteiligung  der  Arbeiter  an  örtlich  entfernten  Kassen  aber  fOr's  erste 
kaum  zu  erwarten  ist,  —  ferner,  dafs  durch  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes,  so  wie  es  aus  den  Beschlüssen  der  Kommission  und  des 
Reichstages  hervorgegangen  ist,  seitens  der  Gemeinden  eventuell  durch 
Zuschüsse  besondere  Vorteile  geschaffen  werden,  an  denen  als- 
dann allen  Mitgliedern  der  Gemeinde  Teil  zu  nehmen,  —  freistehen 
mufs. 

Darum  beschlofs  man,  entgegen  den  ursprünglichen  Begierongs- 
vorschlägen,  es  nicht  nur  bei  den  Orts-  und  Fabrikkrankenkassen  den 
einmal  Versicherten  freizustellen,  falls  sie  nicht  bei  einer  anderen 
organisierten  Kasse  versicherungspflichtig  werden,  gegen  Zahlung  der 
vollen  ^)  Beiträge  Mitglieder^)  zu  bleiben  und  ihnen  im  Falle  der 
Erwerbslosigkeit  —  ohne  Beitragszahlung  —  für  kurze  Zeit  die  An- 
sprüche auf  die  Kassenleistungen  zu  gewähren,  sondern  man  gestattete 
auch   den   einmal    der  Gemeindekrankenversicherung  Bei- 


1)  D.  h.  incl.  des  Drittels,  das  sonst  die  Arbeitgeber  zu  zahlen  haben. 

2)  Vollberechtigte  Mitglieder  bleiben  die  nicht  versicherungspflichtigen  nur  b^ 
den  Ortskassen,  während  sie  in  den  Betriebskassen  (§  64,  c.)  weder  stimmberechtigt 
sind  noch  Kassenämter  bekleiden  können.  Letztere  Bestimmung  ward  Ton  der  Kommisiioo 
eingefügt,  um  den  vielleicht  in  Unfrieden  mit  dem  Arbeitgeber  ausgeschiedenen  Arbeitern 
nicht  die  Möglichkeit  zu  bieten,  die  Generalversammlungen  zu  migorisieren  und  Unfiriedto 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zu  säen. 
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getretenen,  durch  Fortzahlung  der  Beiträge  versichert  zu  bleiben  ^ ) 
und  gab  endlich  auch  den  nicht  Versicherungspflichtigen  das  Recht, 
den  verschiedenen  Kassen  beizutreten. 

Demnach  haben  alle  Personen  der  in  den  drei  ersten  Paragraphen 
genannten  Kategorien,  sowie  Dienstboten  das  Becht,  falls  sie  nicht 
versicherungspflichtig  sind,  der  Gemeindekrankenversiche- 
rung beizutreten,  die  schlief slich  trotz  ihres  subsidiären  Charak- 
ters in  den  meisten  kleinen  Gemeinden  doch  die  einzige  Form  der 
Versicherung  sein  und  um  so  länger  bleiben  wird,  je  später  man  sich 
entschliefst,  für  das  Gros  der  Arbeiterbevölkerung,  die  landwirtschaft- 
Uchen  Arbeiter,  den  Versicherungszwang  auszusprechen.  Dasselbe 
Bdtrittsrecht  steht  auch  allen  den  Arbeitern  und  Betriebsbeamten 
grofserer  Betriebe  betreffis  der  für  diese  errichteten  Betriebskassen, 
sowie  den  Arbeitern  derjenigen  Gewerbe,  für  welche  Ortskrankenkassen 
bestehen,  für  die  Ortskrankenkassen  zu.  Endlich  hat  man  den  letz- 
teren auch  das  Recht  eingeräumt,  durch  Statut  feststellen  zu  können, 
dals  sie  und  welche  anderen  Personen^)  sie  als  Kassenmitglieder  zu- 
lassen wollen. 

Durch  diese  Bestimmungen  will  man  erreichen,  dafs  jeder  Arbeiter 
an  den  Vorteilen  der  Gemeindeversicherung  partizipieren  kann  und 
man  nimmt  dadurch  zugleich  den  organisierten  Kassen  den  Charakter 
reiner  Zwangskassen,  indem  man  auch  einen  freiwilligen  Eintritt  und 
freiwilliges  Verbleiben  in  ihnen  gestattet 

Vielleicht  hätte  man  gut  gethan,  die  Freiheit  des  Ver- 
bleibens ganz  allgemein  zu  gestatten  und  auch  die  Be- 
dingung zu  beseitigen,  dafs  nur  denjenigen  die  fernere  Mitgliedschaft 
offen  stehen  soll,  die  nicht  durch  den  Wechsel  der  Beschäftigung  bei 
einer  anderen  organisierten  Kasse  versicherungspflichtig  werden.  Denn 
es  scheint  als  ein  ungerechtfertigter  und  unbilliger  Zwang,  wenn  Je- 
mand, der  bis  dahin  zu  einer,  vielleicht  gut  situierten  Ortskranken- 
kasse jahrelang  seine  Beiträge  gezahlt,  wohl  auch  an  der  Verwaltung 
sich  beteiligt  hat,  nun  durch  Eintritt  in  eine  andere  Beschäftigung 


1)  Jedoch  nur  wenn  sie  „im  Gemeindebezirk  ihres  bisherigen  Aufenthaltes  verbleiben, 
oder  in  dem  Gemeindebezirk  ihren  Aufenthalt  nehmen,  in  welchen  sie  zuletzt  beschfiftigt 
wurden". 

2)  Man  dachte  dabei  speziell  auch  an  die  selbständigen  Handwerker,  die 
ja  bereits  das  Becht  hatten,  in  d  e  r  Ortskasse,  der  sie  als  Geselle  oder  Lohnarbeiter  an- 
gehört haben,  durch  Fortzahlung  ihrer  Beiträge  Mitglieder  zu  bleiben.  Zur  Gemeinde- 
versicherung beizutreten  steht  übrigens  diesen  selbständigen,  aber  nicht  selten  mehr  als 
die  Lohnarbeiter  hilfsbedürftigen  Personen  nicht  zu. 
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gesetzlich  in  eine  andere  Kasse  hineingezwangen  wird.  Der  Zweck 
des  Gesetzes  würde  auch  ohne  einen  häufigen  Kassenwechsel 
erreicht  werden,  und  Vorteile  für  die  Arbeiterbevölkerung  sind  aus 
letzterem  kaum  zu  erwarten.  So  wenig  aber  Bedenken  dag^^ 
bestehen,  dafs  Jemand,  der  einer  freien  Hilfskasse  angehört,  von  dem 
Eintritt  in  die  organisierten  Kassen  befreit  ist,  könnte  u.  E.  es  be- 
denklich scheinen,  auch  den  Verbleib  in  der  Kasse  der  früheren  Be- 
rufsgenossen zu  gestatten  und  den  Zwang  zum  Kassen  Wechsel  zu 
beseitigen.  Ein  indirekter  Zwang  für  den  Arbeiter  besteht  ja  bereits 
dadurch,  dafs  er  bei  freiwilligem  Verbleiben  auf  den  Zuschufs  seines 
Arbeitgebers  Verzicht  leistet. 

Da  nun  aber,  um  möglichste  Freizügigkeit  innerhalb  der  einzelnen 
Kassen  gewähren  zu  können,  den  Gemeindekrankenkassen  die  Erhebung 
von  Eintrittsgeldern  und  die  Einrichtung  von  Wartefristen  untersagt 
werden  mufste  und  den  Orts-  und  Fabrikkrankenkassen  derartige 
Hechte  nur  bedingungsweise  (vgl.  oben)  zugestanden  werden  konnten, 
so  lag  nunmehr  die  Gefahr  vor,  dafs  durch  die  zugestandene  Freiheit 
des  Beitritts  die  Kassen  von  der  vagabondierenden  Arbeiterbevölkerang 
in  ungerechtfertigter  Weise  ausgenutzt  und  geschädigt  werden  könnten. 
Denn  nun  hätte  jeder  Arbeiter  bei  Beginn  der  schlechten  Jahreszeit, 
oder  wenn  er  eine  Krankheit  herannahen  fühlte,  seinen  Beitritt  zur 
Kasse  anmelden  können,  die  Kasse  mufs  ihn  ohne  weiteres  auf- 
nehmen und  er  erwirbt  dadurch  Anspruch  auf  Krankenunterstützung 
bis  zu  13  Wochen,  eventuell  auch  auf  Sterbegelder.  Hat  solcher  Ar- 
beiter innerhalb  des  letzten  Vierteljahres  irgend  wo,  vielleicht  auch 
nur  auf  einige  Tage  gearbeitet  und  ist  dadurch  Mitglied  einer  Kasse 
geworden,  so  darf  nicht  einmal  Eintrittsgeld  von  ihm  gefordert  werden 
und  verläfst  er  vagabundierend  und  erwerblos  die  Gemeinde,  in  der 
er  nun  für  etwaige  Krankenunterstützung  sich  angemeldet  hat,  so 
wäre  er  nach  der  Vorlage  noch  für  6  Wochen  berechtigt  gewesen  zur 
Geltendmachung  seiner  vollen  Ansprüche.  Darum  gab  man  den  or- 
ganisierten Kassen,  sowie  den  Gemeinden,  für  ihre  Gemeindever- 
Sicherung  das  Recht,  für  freiwillig  beitretende  Mitglieder  eine  Warte- 
frist bis  zu  6  Wochen  durch  Statut  einzuführen  und  bestimmte  all- 
gemein, dafs  Personen,  die  beim  Eintritt  in  die  Kasse  bereits  erkrankt 
sind,  keinen  Unterstützungsanspruch  für  die  Dauer  dieser  Erkrankung 
erwerben  und  endlich,  dafs  erwerbslos  w  e r d e n d e  ihre  Ansprüche 
an  Orts-,  Bau-  und  Betriebskrankenkassen  nur  für  so  lange  als 
sie    der  Kasse    als   Mitglieder  angehört   haben,   jedoch 
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höchstens  für  3  Wochen ,  behalten  ^ ).  Diese  scheinbar  harten  Be- 
stimmungen sind  durchaus  berechtigt^  denn  man  darf  den  nicht  ver- 
sicherungspflichtigen wohl  das  Recht  geben,  sich  auch  bei  Gemeinde-, 
Orts-  oder  Fabrikkassen  zu  versichern,  kann  sie  aber  nicht  besser 
stellen  als  diejenigen,  welche  zum  Beitritt  und  zur  dauernden  Unter- 
haltung der  Kassen  gezwungen  werden.  Sie  wären  aber  besser  situiert, 
wenn  man  sie  sofort  an  allen  Leistungen  der  Kasse  teilnehmen  liefse 
und  ihnen  doch  gestattete,  jederzeit  ein-  und  auszutreten,  wann  es 
ihnen  beliebt  Nur  durch  die  Karenzzeit  wird  man  im  Stande  sein, 
diese  Elemente  zur  dauernden  Versicherung  anzuhalten. 


Haben  wir  bis  dahin  das  Streben  des  Reichstages  und  seiner 
Kommission  hervorgehoben,  den  Versicherungszwang  auszu- 
dehnen und  die  allgemeine  Krankenversicherung  mög- 
lichst zu  fördern,  so  ging  man  femer  davon  aus,  den  in  der  Re- 
gierungsvorlage wenigstens  angedeuteten  Gedanken  weiter  auszubilden, 
dafs  innerhalb  des  allgemeinen  gesetzlichen  Zwanges 
möglichste  Freiheit  und  Selbstbestimmung  dem  Einzelnen 
wie  den  Kassen  gelassen  werden  müsse.  Man  suchte  daher  zunächst 
den  Gemeinden,  wie  den  organisierten  Kassen,  soweit  es  angeht,  Frei- 
heit der  Bewegung  zu  verschaffen,  sie  vor  unnötiger  Bevormundung 
seitens  der  höheren  Verwaltungsbehörden  zu  schützen  und  überall  da, 
wo  in  dem  Gesetzentwurf  das  Belieben  der  Aufsichtsbehörden  statuiert 
war,  feste  legislatorische  Bestimmungen  zu  treffen,  nach  denen  all- 
gemein bei  Genehmigung  der  Statuten,  Errichtung  und  Schliefsung, 
Vereinigung  und  Trennung  von  Kassen  seitens  der  vorgesetzten  Be- 

1)  Die  Bestimmang,  dafs  erwerblos  werdende  bis  zu  3  Wochen,  »ach  ohne  zur 
Ksehzahlnng  ihrer  Beiträge  verpflichtet  zu  sein,  ihre  Ansprüche  an  die  Kasse  behalten, 
ist,  so  sehr  sie  auch  zu  Mifabr&nchen  Anlals  geben  kann,  doch  auch  insofern  dringend 
notwendig,  als  sie  beispielsweise  in  Fabrikkassen  kränkliche  Arbeiter  vor  plötzlicher 
Entlassung  sichert;  denn  eine  erst  nach  3  Wochen  eintretende  Krankheit  kann  wohl 
Niemand  voraussehen. 

An  und  für  sich  w&re  eine  möglichst  lange  Frist,  fOr  welche  die  Kassen- 
iülfe  auch  bei  Erwerblosigkeit  eintritt,  gewifs  wünschenswert,  um  die  erzwungene 
Versicherung  zu  einer  möglichst  dauernden  zu  machen.  Eine  solche  lange 
^st,  wie  sie  z.  B.  Schäfile  „der  korporative  Hilfiikassenzwang*S  Tübingen  1882,  S.  9, 
empfiehlt,  würde  aber  die  Schwierigkeiten  der  Durchführung  des  Gesetzes  wesentlich 
gesteigert  und  es  fast  unmöglich  gemacht  haben,  die  Opfer  zu  überblicken,  die  den  Ar- 
weitem  und  der  Industrie  dadurch  aufgebürdet  würden ;  denn  dafs  die  Reserven  für  Zeiten 
i^gdanemder,  allgemeinerer  Erwerbslosigkeit  sehr  grofs  sein  müssen,  ist  selbstver- 
sttndlich. 
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hörden  verfahren  werden  sollte.  Es  vrürde  fQr  die  Zwecke  dieser 
Arbeit  zu  weit  fQhren,  wollten  wir  all  die  zahlreichen,  darauf  ge- 
richteten Anträge  einzeln  besprechen ;  es  genüge,  darauf  hinzuweisen, 
dafs  dieses  gewifs  berechtigte  Streben  in  den  meisten  Fällen  von 
Erfolg  ^)  war  und  das  Gesetz,  wie  wir  glauben,  wesentlich  yerbessert 
aus  den  Beratungen  hervorging. 

Hauptsächlich  lag  aber  allen  denen,  die  in  den  allgemeinen  Yer- 
Sicherungszwang,  z.  T.  nur  mit  Widerstreben  gewilligt  hatten,  daran, 
den  Zwang  gegen  die  einzelnen  Arbeiter  nicht  unnötig  weit  auszudehnen 
und  die  freie  Selbstbestimmung  des  Einzelnen  thunlichst 
zu  wahren. 

Der  Gesetzentwurf  schlofs ,  wie  früher  erwähnt ,  diejenigen ,  die 
bereits  freiwillig  Vorsorge  für  sich  getroffen  und  bei  dner 
freien  Hilfskasse  ein  selbst  bestimmtes  Krankengeld  versichert 
hatten,  von  der  Verpflichtung  aus,  irgend  einer  der  anderen  Kranken- 
kassen beizutreten.  Er  gestattete  aber  nicht,  dafs  diejenigen,  die 
zwangsweise  eine  Zeit  lang  der  Gemeindeversicherung  angehört  oder 
Mitglieder  einer  Kasse  gewesen,  aus  dieser  Kasse  austreten  konnten, 
um  durch  freiwillige  Versicherung  sich  der  Gefahr  zu  entziehen,  durch 
Wechsel  der  Beschäftigung  oder  des  Arbeitgebers  der  Ansprüche  an 
die  bisherige  Kasse  verlustig  zu  gehen  und  in  eine  minder  leistungs- 
fähige Kasse  hineingezwungen  zu  werden.  Dieses  Recht,  am  Jahres- 
schlufs  freiwillig  nach  vorheriger,  vierteljährlicher  Anmeldung  aas- 
treten zu  können,  ist  nun  durch  die  Kommission  geschafifen  worden 
und  damit  wenigstens  im  Prinzip  volle  Freiheit  der  Be- 
wegung gesichert.  Dafs  trotzdem  die  Arbeiter  in  sehr  vielen, 
vielleicht  in  den  meisten  Fällen  von  dieser  Befugnis  der  freien  Kassen- 
wahl keinen  Gebrauch  würden  machen  können,  —  ebenso  wie  bei  all- 
gemeinem Schulzwange  die  meisten  Eltern  die  Schule  für  ihre  Kinder 
nicht  beliebig  wählen  können,  sondern  auf  die  Gemeindeschule  ange- 
wiesen sind,  —  verhehlte  man  sich  keineswegs;  denn  es  liegt  auf  der 
Hand,  dafs  diese  Freiheit  des  Austrittes  für  die  Zwangskassen  die 
allergröfsten  Gefahren  mit  sich  bringen  kann,  und  dafs  deshalb  von 
Seiten  der  Arbeitgeber,  die  an  dem  Gedeihen  der  Kassen  wesentlich 


1)  Bedauerlicherweise  ist  ein  yon  liberaler  Seite  wiederholt  gestellter  Antrag ,  die 
zwangsweise  Vereinigang  von  Gemeinden  za  gemeinsamer  Krankenversichening  (§  It 
nnd  18)  zn  beseitigen ,  von  der  Mehrheit  des  Beichstages  nicht  angenommen  worden. 
Es  ist  aber  gewifs  ein  bedenkliches  Prinzip,  arme  oder  schlechtverwaltete  Gemeinden, 
die  ihren  Aufgaben  nicht  ohne  grofse  Opfer  gerecht  werden  können,  auf  ihren  Antra; 
einfach  gut  sitnierten  und  gut  verwalteten  Gemeinden  aufzubürden. 
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mit  interessiert  sind,  der  Austritt  vielen  wird  unmöglich  gemacht 
werden.  Wenn  beispielsweise  ein  Fabrikherr  von  der  Verwaltungs- 
behörde gezwungen  fQr  seine  etwa  50—60  Arbeiter  eine  Betriebskasse 
begründet  hat,  und  ihm  dann  plötzlich  die  Hälfte  seiner  Arbeiter,  und 
zwar  die  jungen,  kräftigen  und  der  Erkrankung  weniger  ausgesetzten, 
die  Mitgliedschaft  kündigen,  ihm  nur  die  alten,  mehr  zur  Erkrankung 
neigenden,  in  geringer  Zahl  verbleiben,  für  die  er  dann  reichliche  Zu- 
schüsse aus  eigener  Tasche  zu  leisten  hat,  —  so  wird  man  es  einem 
Arbeitgeber  kaum  allzosehr  verargen  können,  wenn  er  sein  Überge- 
wicht geltend  macht  und  nur  solche  Arbeiter  annimmt,  die  seiner 
Kasse  dauernd  beitreten.  Ein  derartiges  Übergewicht  hat  er  freilich 
nicht  immer  aber  doch  recht  häufig,  und  deshalb  kann  und  wird 
vielfach  von  freier  Kassenwahl  seitens  der  Arbeiter  trotz  des  gesetz- 
lich anerkannten  Rechtes  nicht  die  Rede  sein. 

Ein  mit  den  soeben  besprochenen  Bestrebungen  nach  möglichster 
Freiheit  eng  zusammenhängendes,  wenigstens  von  einem  Teil  des 
Hauses  vertretenes  Begehren  wollen  wir  gleich  hier  noch  kurz  er- 
wähnen, nämlich  das,  den  Zwang  zur  Errichtung  von  Be- 
trieb skassen  auf  das  durchaus  notwendige  Mafs  zu  beschränken 
and  ihn  nur  dann  zu  gestatten,  wenn  in  Betrieben  mit  besonderer 
Krankheitsgefahr  der  Betriebsunternehmer  nicht  freiwillig  die  Sicher- 
stellung der  Arbeiter  unternimmt.  Die  Regierungsvorlage  wollte  auch 
für  nicht  gefährliche  Betriebe  mit  regelmäfsig  mehr  als  50 
Arbeitern  ^  den  Zwang  zur  Errichtung  von  Kassen  gestatten,  und  der 
Reichstag  hat  leider  diese  Tendenz  gut  geheifsen,  wenn  auch  einige 
Kautelen  gegen  Willkür  der  Beamten  geschafifen. 

Man  kann  gewifs  berechtigte  Zweifel  darüber  hegen,  ob  es  zweck- 
mäfsig  ist,  bei  allgemeinem  Kassenzwang  einen  wichtigen  Teil  der 
Versicherungskassen  in  die  Hände  von  Privaten  zu  legen  und  dadurch 
Leute,  die  öffentlich  rechtlich  zur  Versicherung  gezwungen  sind,  der 
Willkür  von  Privaten  preiszugeben.  Es  wird  aber  anzuerkennen  sein, 
dafs  gut  geleitete,  vom  Arbeitgeber  nicht  selten  reichlich  dotierte 
Fabrikkassen  am  besten  im  Stande  sind,  die  in  dem  Betriebe  beschäf- 
tigten Arbeiter  vor  den  Folgen  der  Krankheit  sicher  zu  stellen,  und 


1)  In  der  sweiten  Lesnng  des  Gesetzes  im  Plenum  war  beschlossen  worden,  an 
Stelle  der  Zahl  fünfzig  die  Zahl  hundert  bq  setzen,  weil  man  glaubte»  alsdann  eher 
lebensfähige  Kassen  zu  bekommen.  In  der  dritten  Lesung  ward  aber  die  Zahl  50 
wieder  hergestellt,  weil  von  Seiten  der  Orofsgrundbesitzer  geltend  gemacht  wurde,  dafs 
es  auf  dem  Lande  bei  hundert  als  Minimalzahl  sehr  schwer  sein  würde,  Betriebskranken- 
kassen au  errichten. 
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deshalb  suchte  die  Reichsregierang  diese  einmal  bestehenden,  yiel&ch 
bewährten  Institutionen  zu  erhalten,  und  der  Reichstag  schlofs  sich, 
wenn  auch  nicht  ohne  Widersprach,  diesem  Streben  an. 

Aber  die  Yorzfige,  die  man  mit  Recht  einzelnen  Fabrikkassen 
nachrühmt,  werden  audi  nur  da  und  dann  zur  Erscheinung  kommeD, 
wenn  ein  human  gesinnter  Arbeitgeber  freiwillig  för  das  Wohl  seiner 
Untergebenen  sorgt  und  nicht  das  einseitige  Interesse  seiner  Kasse, 
sondern  das  seiner  Arbeiter  im  Auge  hat ;  sie  werden  aber  schwerlich 
da  zu  beobachten  sein,  wo  man  einen  Betriebsunteraehmer  wider 
seinen  Willen  zwingt,  eine  solche  Kasse  einzurichten,  auf  seine 
Kosten  zu  verwalten  und  eyentuell  aus  seinen  Mitteln  zu  subven- 
tionieren. 

Der  selbst  gezwungene  Herr  wird  seinen  Leuten  gegenüber  gar 
leicht  seine  überlegene  Stellung  mifsbrauchen ,  wird  alte,  schwache 
und  kränkliche  Arbeiter  womöglich  zurückweisen  oder  aus  der  Ar- 
beit entlassen,  —  so  dafs  eine  erzwungene  Betriebskasse  wohl  kaum 
als  das  Ideal  einer  berufsgenossenschaftlichen  Organisation  zu  be- 
trachten ist. 

Wenn  man  aber  den  Zwang  zur  Errichtung  solcher  —  schlecht 
geleiteter  —  Kassen  bestehen  läfst,  und  dabei,  wie  erwähnt,  des 
früheren  Mitgliedern  das  freiwillige  Verbleiben  in  den  Betriebskassen 
gestattet,  so  kann  man  mit  Recht  bezweifeln,  ob  es  nicht  besser  ge- 
wesen wäre,  diese  Kassen  doch  lieber  ganz  zu  beseitigen  und  an  ihrer 
Stelle  die  Ortskrankenkassen  mehr  zu  begünstigen.  Denn,  wenn  wir 
oben  sagten,  dafs  gut  geleitete  Fabrikkassen  für  die  Fabrikarbeiter 
am  besten  sorgen  könnten ,  so  hat  das  seine  Berechtigung  n  u  r  im 
Hinblick  auf  die  in  der  Fabrik  Beschäftigten.  Der  Betriebe- 
Unternehmer  bat  naturgemäfs  gar  kein  Interesse  daran,  für  Leute  zu 
sorgen  und  Opfer  zu  bringen,  die  längst  aus  seiner  Arbeit  entlassen  ^)t 
vielleicht  mit  Schimpf  und  Schande  weggejagt  sind.  Er  wird  für  diese 
Mitglieder  seiner  Kasse  wohl  kaum  der  beste  Versorger  sein.  Dm 
aber  nicht  unnötiger  Weise  für  diese  Elemente  mit  sorgen  und  die 
Last  der  Verwaltung  einer  Kasse  tragen  zu  müssen,  die  vielleicht  zur 
Hälfte  aus  früheren  Arbeitern  seines  Betriebes  besteht,  wird  er  auch, 
—  um  die  Mitgliedschaft  seiner  Kasse  nicht  allzu  begehrenswert  zu 
machen,  —  wenig  geneigt  sein,  für  seine  Arbeiter  Opfer  zu  bringen, 

1)  Nach  dem  Wortlaut  des  Qesetzes  können  z.  B.  MXdchen,  die  Ifitglieder  solcher 
Kasse  waren,  wenn  sie  sich  verheiraten  und  die  Arbeit  aufgeben,  trotzdem  Mitglieder  der 
Kasse  bleiben,  and  diese  hat  ihnen  dann  bei  jeder  Schwangerschaft  anf  3  Wochen  Ant 
und  Arznei,  sowie  Krankengeld  za  gewähren. 
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besondere  Legate  der  Kasse  zuzuweisen  und  dergleicheD,  so  dafs  auch 
dieser  vielgerühmte  Vorzug  der  Fabrikkassen  in  Zukunft  sehr  viel 
seltener  existieren  wird. 

Dazu  kommt  noch,  dafs  man  durch  die  den  Arbeitern  und  Be- 
triebsbeamten gegebene,  an  und  fOr  sich  gewifs  berechtigte  Erlaubnis, 
freiwillig  beizutreten  und  dauernd  Kassenmitglieder  bleiben  zu  können, 
den  Betriebskrankenkassen  den  Charakter  für  die  Dauer  berech- 
neter Institutionen  beigelegt  hat  und  ihren  Fortbestand  trotzdem 
von  allerlei  Zufälligkeiten,  von  dem  Willen  des  Betriebs- 
unternehmers  abhängig  macht  Läfst  der  Fabrikant  den  Be- 
trieb eingehen,  oder  mufs  wegen  Arbeitsmangels  [oder  ausgebrochenen 
Konkurses  das  Etablissement  geschlossen  werden,  so  mufs  die  Kasse 
gleichfalls  aufgelöst  werden,  und  alle  Ansprüche  an  dieselbe  sind  ver- 
loren. Das  ist  aber  unendlich  hart  für  diejenigen,  die  vom  Gesetz 
gezwungen  oder  freiwillig  jahrelang  hohe  Beiträge  gezahlt  haben, 
in  der  Hoffnung,  für  Krankheitsfälle  reichlich  versorgt  zu  sein  und 
für  den  Fall  des  Todes  die  Mittel  zu  anständiger  Beerdigung  sich 
gesichert  zu  haben. 

Freilich  stehen  den  Arbeitern,  so  lange  sie  arbeitsfähig  sind,  da 
wo  Ortskrankenkassen  für  ihren  Berufszweig  existieren,  diese  Kassen 
mit  ähnlichen  Leistungen  offen ;  wer  aber  nicht  in  einer  Ortskranken- 
kasse unterkommen  kann,  und  das  wird  in  solchen  Fällen  recht  oft 
vorkommen,  der  hat  schliefslich  nur  die  Gemeindekrankenversicherung 
mit  ihren  minimalen  Leistungen  als  letzte  Zufluchtstätte. 

Wir  wollen  nicht  leugnen,  dafs  all  diese  Erwägungen  unseren 
Glauben  an  die  Zweckmäfsigkeit^der  Betriebskassen  innerhalb  dieses 
Gesetzes  wesentlich  erschüttert  haben,  und  wir  gerechten  Zweifel 
hegen,  ob  diese  von  der  Regierung  lebhaft  verteidigten  Kassen  sich 
wirklich  in  der  Praxis  so  bewähren  werden,  wie  die  Migorität  des 
Hauses  zu  hoffen  schien. 


Eine  weitere  Gruppe  von  Anträgen  seitens  der  Kommission  und 
des  Reichstages  ging  dahin,  den  gesetzmäfsig  zu  gewährenden  Kranken- 
unterstützungen  der  Kassen  möglichst  den  Charakter  der 
Armenunterstützung  zu  nehmen,  den  Arbeitern  die  materiellen 
und  moralischen  Vorteile  der  Versicherung  zu  erhalten,  sie 
aber  andererseits  auch  vor  allzugrofsen  und  unübersehbaren 
Opfern  aus  einer  erzwungenen  Versicherung  zu  schützen. 

Beide  Bestrebungen  stehen  ursprünglich  direkt  im  Widerspruch 
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mit  einander.  Denn  das  Wesen  einer  eigentlichen  Versicherung  be- 
dingt es,  da£B  Leistung  und  Gegenleistung  der  Versicherten  und  Ver- 
sicherer im  Einklang  zu  einander  stehen. 

Eine  Versicherung  begründen  zu  wollen  und  doch  das  Maximum 
der  Opfer,  die  man  dem  Versicherten  aufbürden  darf,  gesetzlich  zu 
fixieren,  während  für  die  Gegenleistung  der  Kasse  zugleich  ein  fest 
bestimmtes  Minimum  gegeben  wird,  ist  daher  an  und  flir  sich  ein 
innerer  Widerspruch. 

Dennoch  glauben  wir  hat  die  Kommission  und  mit  ihr  der 
Reichstag  richtig  gehandelt,  wenn  man  diesen  der  Theorie  der  Ver- 
sicherung zuwiderlaufenden  Weg  eingeschlagen  hat. 

Die  Regierungsvorlage  bestimmte  zunächst  das  Minimum  der 
Kassenleistungen,  die  Gegenstand  der  Versicherung  sein  soUten  und 
schrieb  dann  vor,  dafs,  falls  die  ursprünglich  gezahlten  Beitrage  zur 
Gewährung  dieser  Mindestleistungen  nicht  ausreichten,  eine  Erhöhung 
der  Beiträge  stattzufinden  habe.  Ein  Maximum  war  nicht  festgesetzt, 
vielmehr  entsprechend  dem  Wesen  einer  eigentlichen  Versicherung, 
ihre  Steigerung,  soweit  sie  zur  Deckung  der  Mindestleistungen 
erforderlich,  unbeschränkt  gestattet.  Nur  wo  die  Leistungen 
bei  den  organisierten  Kassen  durch  Statut  über  das  gesetzliche  Mini- 
mum hinaus  erhöht  waren,  war  und  ist  die  Zustimmung  der  betr. 
Arbeitgeber  und  der  Kassenmitglieder  erforderlich  zu  einer  in  maximo 
auf  3f  des  durchschn.  Tagelohnes  zulässigen  Erhöhung  der  Arbeiter- 
beiträge. Bei  der  Gemeindekrankenversicherung,  die  an  und  für  sich 
nur  das  gesetzliche  Minimum  bieten  soll,  war  von  einer  Maximalgrenze 
der  Beiträge  überhaupt  nicht  die  Rede,  vielmehr  war  die  ausgesprochene 
Absicht  der  Regierung  die,  den  Gemeinden  gegen  ihren  Willen  ^)  keine 
besonderen  Lasten  aufzubürden,  sondern  die  Kosten  der  Versicherung 
durch  die  Beteiligten  aufbringen  zu  lassen.    (Vergl.  oben  S.  355.) 

In  der  Kommission  erkannte  man  zwar  vollauf  den  eminenten 
Fortschritt  an,  der  darin  lag,  dafs  die  Regierung  die  Unterstützung 
in  Krankheitsfällen  aus  der  Armenpflege  mit  ihrer  demoralisierenden 
Wirkung  herauslösen  und  zu  einem  durch  Versicherung  seitens  der 
Arbeiter  erworbenen  Recht  der  letzteren  machen  wollte;  man  hegte 
aber  doch  die  allerschwersten  Bedenken  dagegen,  das  Prinzip  von 
Leistung  und  Gegenleistung  in  voller  Konsequenz  durchzuführen. 
Man  fürchtete  nicht  mit  Unrecht,   dafs  es  als  eine  schwere  Belastung 


1)  Die  Gemeinden  konnten  freiwillig  durch  Versieht  auf  die  Erhebung  von  Bei- 
trägen die  LMt  auf  sieh  nehmen,  sn  der  sie  die  RegierungsTorlage  nicht  swang. 


GesetK,  betr.  die  KrankenverBicheroog  der  Arbeiter  Tor  dem  Reichstage.       379 

der  Arbeiterklassen  aufgefaßt  werden  könnte,  wenn  man  ihnen  durch 
gesetzlichen  Zwang  die  Zahlung  hoher  Beiträge  zur  Pflicht  machte, 
ihnen  wohl  gar  drei  und  mehr  Prozent  ihres  Lohnes  für  diesen  einen 
Zweig  der  Versicherung  entziehen  wollte.  Das  mufste  aber  um  so 
mehr  bedenklich  erscheinen  in  einer  Zeit,  wo  von  einem  allgemeinen 
industriellen  und  wirtschaftlichen  Aufschwünge,  trotz  der  modernen 
Wirtschaftspolitik,  sicher  nicht  die  Rede  sein  konnte,  wo  die  Löhne 
gedrückt  und  wo  auf  der  anderen  Seite  den  arbeitenden  Klassen, 
uuter  Hinweis  auf  die  stetig  wachsende  Zahl  von  Exekutionen  dar- 
gelegt wurde,  dafs  es  Sache  des  Staates  sei,  diese  Schichten  der  Be- 
völkerung von  dem  Drucke  der  direkten  Steuern  zu  befreien, 
damit  sie  im  Staate  nicht  blos  eine  Anstalt  erblickten,  die  von  ihnen 
unerschwingliche  Opfer  verlangt. 

Diese  Bedenken  traten  naturgemäfs  da  am  lautesten  hervor,  wo 
von  einer  freien  Selbstbestimmung  der  Arbeiter,  einer  Selbstverwaltung 
der  Kassen  durch  ihre  Mitglieder  wenig  oder  gar  nicht  die  Bede  war, 
bei  der  Gemeindekrankenversicherung.  Hier  mufste  vor 
allem  gegen  eine  übermäfsige  Belastung  der  Versicherten 
Vorsorge  getroffen  werden,  die  gar  leicht  bei  unzweckmäfsiger  Ver- 
waltung der  Kasse,  durch  allzureichliche  Bemessung  der  Unterstützungen 
oder  durch  verheerende  Epidemien,  resp.  durch  Massenunglücksfälle, 
endlich  auch  dadurch  entstehen  konnten,  dafs  diese  Gemeindever- 
sicherung gar  oft  der  Ablagerungsort  für  alF  die  schlechten  Risiken 
der  Krankenversicherung,  für  die  Alten  und  Halbinvaliden  werden 
wird,  die  anderswo  ein  Unterkommen  nicht  mehr  finden  ^ ). 

Man  beschlofs  daher,  dafs  die  Gemeinden,  um  möglichste  Billigkeit 
zu  garantieren,  die  Verwaltung  der  Kasse  unentgeltlich  zu 
leisten  haben,  und  dafs  die  Beiträge  zunächst  1 1  Prozent  des  ortsüb- 
lichen Tagelohnes  nicht  übersteigen  sollten,  dann  aber  bei  hervor- 
tretendem Bedarf  nur  bis  2^  erhöht  werden  dürften.  Das  etwaige 
Defizit  soll  dann  die  Gemeinde  aus  eigenen  Mitteln  decken. 

Die  Gründe  für  diese  Beschlüsse  waren  mannigfacher  Art  Man 
hatte  von  Anfang  an  seitens  der  Regierung  die  Gemeindeversicherung 
nur  als  eine  subsidiäreForm  der  Krankenversicherung  hingestellt, 
und  die  Kommission  bemühte  sich,  sie  in  dieser  Stellung  zu  erhalten, 
trotz  ihrer  minimalen  Leistungen,  trotz  ihres  Mangels  an  Selbstver- 
waltung  seitens  der  Mitglieder. 

1)  Vergl.  Scbäffle  ».  a.  O.  S.  118,  wo  er  die  Oemeindekrankenversichernsg  als  „das 
Sammelgef&fs  aUer  widerspenstigen  oder  ausgewiesenen  und  aller  besonders  ris- 
l^anten  Personen'*  bezeichnet 
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Die  Ortskrankenkassen  sollten  soviel  als  möglich  die  Grund- 
lage der  Kassenbildung  sein,  und  man  wollte  die  Gremeinden  möglichst 
zur  Organisierung  solcher  Kassen  veranlassen.  Es  ist  aber  anzuer- 
kennen, dafs  die  Gemeinden  sehr  viel  mehr  Interesse  haben  werden, 
die  Arbeiter  in  Ortskrankenkassen  zu  organisieren,  wenn  ihnen  aus 
der  Gemeindeversicherung  neben  der  Last  und  den  Kosten  der  Ver- 
waltung auch  noch  aus  eigenen  Mitteln  zu  leistende  Zuschüsse  in 
vielleicht  nicht  unbeträchtlicher  Höhe  erwachsen.  Dazu  kommt,  dafs 
Gemeindeverwaltungen,  welche  über  die  Kasseneinnahmen  ohne  Kon- 
trolle der  Beiträge  zahlenden  Mitglieder  frei  zu  disponieren  haben, 
gar  oft  nicht  die  nötige  Sparsamkeit  üben^),  und  Unterstützungen 
mit  freigebiger  Hand  gewähren  werden,  wo  von  Hilfebedürftigkeit 
vielleicht  gar  nicht  die  Rede  ist  Dadurch,  sowie  durch  die  ganze 
Organisation  dieser  Versicherungsart ,  ist  die  Möglichkeit  sehr  nahe 
gelegt,  dafs  die  Beiträge  der  Mitglieder  unverhältnismäfsig 
hoch  gesteigert  werden  und  dadurch  zugleich  ein  freiwilliger  Beitritt 
und  freiwilliges  Verbleiben  wesentlich  erschwert  wird. 

Das  Maximum  der  Beiträge,  wie  es  die  Kommission  einfOhrte, 
schaffte  wenigstens  übersehbare  Leistungen  für  diejenigen  Kassen, 
die  mit  Recht  als  der  schwächste  Teil  der  neuen  Organisationen  be- 
trachtet werden  können,  die  aber  trotzdem  nach  Beseitigung  der  Ver- 
sicherungspflicht der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  für  zahl- 
reiche Gemeinden  und  für  lange  Zeit  die  einzige  Form  der  Versicherung 
sein  werden.  Soll  letztere  aber  nicht  aufhören  eine  Wohlthat  fDr  die 
arbeitenden  Klassen  zu  sein  und  schliefslich  nur  eine  Methode  dar- 
stellen, „wie  den  Gemeinden  die  Armenlast  auf  Kosten  der  Arbeiter 
abgenommen  werden^")  kann,  somufsder  bestimmten  Leistung 
der  Kasse  eine  begrenzte  Gegenleistung  der  Arbeiter  gegen- 
überstehen. 

Dafs  dadurch  den  Gemeinden,  trotz  „der  Versicherung^^  der  Be- 
teiligten, besondere  Opfer  aus  der  Krankenpflege  erwachsen,  erscheint 
uns  am  wenigsten  bedenklich ;  denn  dem  Gemeindesäckel  schafft  die 
ganze  Gesetzgebung  in  erster  Linie  Vorteile  und  erspart  ihm  bedea- 
tende  Ausgaben. 

Endlich  kann  und  wird  allerdings  der  Fall  nicht  selten  eintreten, 


1)  Der  Abgeord.  Dr.  Bohl  behimptete  wiederholt  (u.  A.  S.  2642  der  Vorh.)t  in  diesen 
Haximalbeitrftgen  liege  „die  eiosige  wirkliche  Garantie  daför,  dafs  bei  der  Gemelnde- 
kraDkenverncherang  di^enige  ordnaogsmftrsige  nnd  sparsame  F&hrang  darchgel^hrt  werde. 
die  wir  dnrch  andere  Bestimmnngen  irgend  welcher  Art  nicht  werden  erreichen  kdoDen'\ 

2)  Bede  des  Abgeord.  Dr.  Lasker  S.  2542  der  Verb. 
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dafs  nun  auf  Kosten  aller  Steaerzahler  den  gewerblichen 
Arbeitern  besondere  Vorteile  gewährt  werden,  an  denen  z.  B.  die 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  nicht  ohne  weiteres,  —  nur 
bei  freiwilligem  Beitritt,  —  teilnehmen.  Wo  sich  das  aber  in  grofserem 
Umfange  zeigen  würde,  da  hoffte  man  zugleich  den  Gemeinden  einen 
neuen  Anstofs  zu  geben,  von  ihrem  Rechte  Gebrauch  zu  machen  und 
die  landw.  Arbeiter  unter  den  Yersicherungszwang  zu  stellen  und  da- 
durch zugleich  ihre  Kasse  lebensfähiger  zu  machen. 

Es  waren  also  praktische  Gründe  die  zu  dieser  Durchbrechung 
des  Versicherungsprinzipes  führten,  und  „die  praktischen  Vorzüge, 
welche  aus  dieser  Bestimmung  für  das  Gesetz  folgen*',  sind  in  dritter 
Lesung  auch  noch  ausdrücklich  von  den  Vertretern  der  verbündeten 
Regierungen  anerkannt  worden^). 

Ähnliche  Erwägungen  waren  es,  welche  die  Kommission  auch  fQr 
die  organisierten  Zwangskassen,  Mafsregeln  gegen  eine  ungemessene 
Steigerung  der  Beiträge  einführen  liefsen;  bei  den  mehr  oder  minder 
anabhängigen,  von  den  Arbeitern«  selbst  verwalteten  Ortskrankenkassen 
allerdings  in  beschränkterem  Mafse,  bei  den  Betriebskrankenkassen 
aber  so  weit  gehend,  dafs  der  Betriebsuntemehmer  zur  Deckung  der 
Mindestleistungen  den  Arbeitern  nur  3f  des  durchschnittlichen 
Lohnes  einbehalten  darf;  das  fehlende  aber  aus  eigenen  Mitteln 
zuschiefsen  mufs.  Auch  bei  den  Ortskassen  hat  der  Reichstag 
eine  Maximalgrenze  insofern  festgehalten,  als  jeder  Widerspruch  aus 
der  Mitte  der  Beitragspflichtigen  gegen  eine  weitere  Erhöhung  die 
Auflösung  der  Ka>se  zur  Folge  hat,  wenn  bei  Beiträgen  der 
Versicherten  von  3  %  des  durchschnittlichen  Tagelohnes  die  gesetzlichen 
Mindestleistungen  nicht  gedeckt  werden.  Bei  Betriebskassen,  an  deren 
Verwaltung  die  Arbeiter  thatsächlich  weniger  als  bei  Ortkranken* 
kassen  werden  mitwirken  können,  beschränkte  man  die  Beitragspflicht 
der  Mitglieder  deswegen,  weil  man  glaubte,  dafs  Beiträge  von  4|  Pro- 
zent des  Lohnes  fast  überall  ausreichend  sein  würden  und  dafs,  wo 
dies  nicht  der  Fall,  besondere  Krankheitsgefahren  mit  dem  Betriebe 
verbunden  sein  müssen,  die  thunlichst  zu  beseitigen  der  Fabrikherr 
durch  die  ihm  auferlegte  Verpflichtung  angeregt  werden  würde. 

Eine  Likongruenz  kommt  allerdings  in  das  Gesetz  hinein  dadurch, 
dafs  solch  ein  Betriebsunternehmer  auch  für  die  nicht  mehr  in  dem 
gefährlichen  Betriebe   beschäftigten,   freiwillig  Kassenmitglieder  ver- 


1)  VergL   die   Rede  des  H.  Geb.  ob.  Reg.-Bat  LobmAiiii    un  S6.   ICai  1888.    Ver- 
headlungen  S.  8548. 
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bliebenen  Arbeiter  die  Zoscbüsse  zu  leisten  hat  Derartige  Fülle 
dürften  aber  doch  seltener  vorkommen,  da  wohl  nicht  allzuviel  Ar- 
beiter geneigt  sein  werden,  vier  und  ein  halb  Prozent  ihres  Lohnes 
wöchentlich  an  die  Kasse  abzuführen,  es  sei  denn,  dals  sie  die  Keime 
einer  Erkrankung  aus  der  ungesunden  Beschäftigung  in  eine  andere 
mit  hinübemehmen.  In  letzterem  Falle  wäre  aber  ein  Zuschulis  des 
früheren  Arbeitgebers  nicht  ganz  unberechtigt 

Hat,  wie  eben  dargelegt,  der  Reichstag  durch  seine  Beschlüsse 
das  von  der  Regierung  aufgestellte  Versicherungsprinzip  mehr- 
fach durchbrochen,  so  sei  wenigstens  kurz  erwl^t,  dafsernoch 
in  letzter  Stunde  einen  Antrag,  der  in  der  Kommission  mehrfach  ab- 
gelehnt war,  angenommen  hat,  dahin  gehend,  dafs  die  Gemeindeo 
nicht  blos  das  Recht,  sondern  die  Pflicht  haben  sollen,  von 
denen,  für  welche  die  Gemeindekrankenversicherung  eintritt,  Beiträge 
zu  erheben.  (§5,  Absatz  2.)  Die  Absicht  der  Antragsteller  war 
dabei,  auch  den  aus  der  Gemeindekasse  zu  zahlenden  Krankenunter- 
stützungen  den  Anschein  eines  Almosens  zu  nehmen,  sowie  die  Kassen- 
mitglieder  an  zweckmäfsiger  Verteilung  der  Kassengelder  zu  interes- 
sieren und  deshalb  die  Leistungen  der  Kasse  nur  auf  Grund  von 
Gegenleistungen  der  Versicherten  zu  gewähren. 

Eine  einzige  Ausnahme  von  dieser  Verpflichtung  hat  man  schliefs- 
lich  noch  zugestanden,  indem  in  §  83  ein  Zusatz  eingeschoben  ward, 
wonach  „für  die  einem  Gemeindeverbande  nicht  einverleibten  selb- 
ständigen Gutsbezirke  und  Gemarkungen^  die  Pflicht,  Bei- 
träge zu  erheben,  nicht  besteht.  Nach  der  etwas  eilig  formulierten 
Fassung  des  Beschlusses  könnte  es  zweifelhaft  erscheinen,  ob  den 
Gutsbesitzern  danach  überhaupt  das  Recht  zusteht,  —  falls  sie  nicht 
Betriebskassen  mit  höheren  Unterstützungen,  mit  Sterbegeldern  und 
Mitverwaltung  der  Versicherten  einrichten,  —  Beiträge  zur  Kranken- 
versicherung zu  erheben.  Der  Wille  der  Antragsteller  und  des  Reichs- 
tages war  es  gewifs  nicht,  ihnen  dieses  Recht  zu  entziehen,  aber  nach 
dem  Wortlaut  des  Gesetzes,  wonach  der  §  5,  2  fQr  Gutsbezirke  keine 
Anmeldung  findet,  bleibt  für  den  Gutsbesitzer  aus  §  5  nur  die  Ver- 
pflichtung, im  Falle  der  Erkrankung  eines  versicherungspflichtigen 
Arbeiters  ihm  die  gesetzliche  Unterstützung  zu  gewähren.  Jedenfalls 
sind  die  Besitzer  selbständiger  Gutsbezirke  von  der  Last  befreit, 
Beiträge  erheben  und  verrechnen  zu  müssen,  Reservefonds  zu  bilden 
und  ihre  Krankenkasse  unter  die  Kontrolle  der  höheren  Verwaltungs- 
behörden zu  stellen.  Die  Motivierung  des  Antrages  betonte  allerdings 
in  erster  Linie,  dafs  es  dem  Gutsbesitzer  doch  frei  stehen  müsse,  aus 
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seiner  Tasche  ohne  Belastung  der  Arbeiter  die  Krankenunter- 
stützimg  zu  gewähren. 

Dies  Recht  stand  aber  ihm,  wie  jedem  anderen  Arbeitgeber  bereits 
gesetzlich  frei,  denn  der  §  53  gibt  dem  Arbeitgeber  nicht  die  Pflicht, 
sondern  nur  das  Recht,  die  ausgelegten  Kassenbeiträge  bei  der 
Lohnzahlung  dem  Arbeiter  anzurechnen.  Man  hat  also  thatsächlich 
dem  Gutsbesitzer  nur  die  Unbequemlichkeiten  der  Versicherung 
abgenommen^),  während  sie  den  zur  EassenfÜhrung  oft  sehr  viel 
weniger  geeigneten  Gemeindevorstehern  kleinerer  Dorfgemeinden  ver- 
bleibt 

Das  zusammen  genommen  mit  dem  schliefslich  Gesetz  gewordenen 
Beschlufs,  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  nicht  versicherungspflichtig 
zu  machen,  kann  allerdings  der  Agitation  ein  weites  Feld  eröffnen,  da 
nunmehr  die  Last  des  ganzen  Gesetzes  den  eifrigsten  Verteidigern 
desselben,  den  Grofsgrundbesitzem,  abgenommen  ist,  und  das  Ex- 
periment, wie  weit  sich  die  sozialpolitischen  Pläne  verwirklichen  lassen, 
an  anderen  Gesellschaftsklassen  erprobt  wird. 

Zum  Schlufs  müssen  wir  unter  den  zahlreichen  Veränderungen, 
die  das  Gesetz  durch  die  Beratungen  in  der  Kommission  und  im 
Reichstage  erfahren  hat,  noch  eine  hervorheben,  auf  die  von  Anbeginn 
an  das  Hauptgewicht  gelegt  war,  nämlich  das  Bestreben  dieses  Gesetz 
aus  dem  direkten  Zusammenhange  zu  lösen,  in  den  es  von 
der  Regierung  mit  der  Unfallversicherun|g  gebracht  war. 

Dafs  die  Regierungsvorlage  den  Krankenkassen  den  der  Zahl  nach 
grö&ten  Teil  der  Betriebsunfälle  *)  zur  Entschädigung  überweisen  und 
damit  auf  die  Schultern  der  Arbeiter  eine  Last  abwälzen  wollte ,  die 
nach  der  Auffassung  der  grofsen  Mehrheit  des  Reichstages  ^)  von  den 

1)  Das  Recht  derer,  die  als  Handwerker  oder  auch  nur  fQr  wenige  Wochen  vielleicht 
f,bei  Bauten^'  auf  dem  Oute  beschäftigt  waren  und  dadurch  Mitglieder  der  Gutskranken- 
▼«TBicheruDg  geworden  sind,  auch  ferner  IGtglieder  bleiben  su  können,  kann  bei  Ver- 
sieht, oder  streng  genommen  bei  Beseitigung  de«  Rechtes  auf  Beitragserhebnng  dem  Guts- 
besitser  allerdings  recht  lästig  werden,  da  alsdann  zahlreiche  Bewohner  benachbarter 
Gemeinden,  in  denen  organisierte  Kassen  nicht  bestehen,  noch  nach  Jahren  Ansprüche  als 
Kassenmitglieder  geltend  machen  könnten. 

2)  Nach  der  offizieUen  Statistik  a.  a.  O.  S.  8  haben  von  allen  UnfäUen 

tötlichen  Ausgang 2,2  Prozent 

dauernde  Erwerbsunfahigkeit^zur  Folge       1,9        „ 

vorübergehende  „  „        „        96,9        „ 

Snnmie  100     Prozent. 
S)  Der  Abgeord.  Petersen   behauptete   am   16.  Hai  1882    ohne  Widerspruch:   „dafs 
jetzt  wohl    alle  Parteien    einverstanden   sind  mit   der  Regierung  in  dem  Satze,   dafs  es 
wesentlich  Sache  der  Industrie  ist,  die  Last  zu  tragen,  weiche  durch  UnflUle  entsteht.** 
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Betriebsonternehmern  getragen  werden  mofs,  erregte  den  lebhaften 
Widersprach  der  Majorität  des  Hauses^);  und  liefe  das  Streben  — 
bei  der  damaligen  Geschäftslage  doppelt  begreiflich  ~  in  den  Vorder- 
grund treten,  das  Krankenkassengesetz  allein,  selbständig  zu  gestalten 
und  die  Verbindung  mit  der  Unfällsvorlage,  die  allerdings  in  letzterer 
hauptsächlich  zum  Ausdruck  kam,  auch  äufserlich  zu  beseitigen.  Wenn 
aber  das  Zustandekommen  der  Unfallversicherung  nicht  zu  erhoffen 
war,  konnten  auch  die  wenigen  Beziehungen,  die  in  dem  Kranken- 
kassengesetz  zu  jenem  enthalten  waren ,  z.  B.  dafs  ^bei  Unfallser- 
krankungen die  sonst  geforderte  dreitägige  Karenzzeit  nicht  antreten 
solle,  nur  untergeordnete  Bedeutung  haben,  und  fanden  auch  wenig 
Verteidiger.  Man  hat  demnach  ohne  Widerspruch  im  Plenum  alle  aaf 
Unfallserkrankungen  bezüglichen  Bestimmungen  gestrichen  und  aofser- 
dem  noch  einen  besonderen  Zusatz  beschlossen,  dafs  alle  bisherigen 
Ansprüche  aus  Haftpflicht  der  Unternehmer  „durch  dieses  Gesetz  nicht 
berührt  werden"  und  in  solchem  Falle  die  Entschädigungsansprüche 
in  Höhe  der  geleisteten  Unterstützungen  auf  die  Gemeinde  und  Orts- 
krankenkassen übergehen  sollen. 

Wenigstens  zum  Teil  mit  Rücksicht  auf  die  den  Krankenkassen 
zugedachte  Teilnahme  an  der  Unfallentschädigung  hatte  die  Regierung 
vorgeschlagen,  allgemein,  d.  h.  bei  allen  Zwangskassen  dem  Arbeit- 
geber für  die  bei  ihm  beschäftigten  Unfallsversicherungspflichtigen  Ar- 
beiter die  Pflicht  aufzuerlegen,  ein  Drittel  der  Beiträge  aus 
eigenen  Mitteln  zu  zahlen,  die  übrigen  zwei  Drittel  vorzn- 
schiefsen.  Die  Kommission  hat  diesen,  bereits  im  Hilfskassengesetz 
statutarisch  zulässigen  Zwang  gegen  die  Arbeitgeber  angenommen,  ob- 
wohl von  verschiedenen  Seiten  ausdrücklich  betont  wurde,  dafs  man 
nicht  gewillt  sei,  darin  ein  Äquivalent  für  die  den  Krankenkassen 
etwa  aufzubürdenden  Unfallserkrankungen  zu  schaffen.  Man  beseitigte 
sogar  die  Beschränkung  der  Beitragspflicht  auf  die  unfallsgefahrlichen 
Betriebe  und  dehnte  sie  prinzipiell  auf  alle  Arbeitgeber  aus,  nur 
gestattete  man  den  Gemeinden  für  diejenigen  Handwerker,  die  ohne 
Kraftmaschinen  und  in  der  Regel  mit  nicht  mehr  als  2  Gehilfen  ar- 
beiten, diese  Beitragspflicht  statutarisch  auszuschliefsen,  weil  man  der 
Ansicht  war,  dafs  für  diese  sozial  nicht  besser  und  wirtschaftlich  oft 

1)  Seitens  des  Zentrums  hat  allerdings  in  der  ersten  Beratung  der  beiden  soiisl- 
politischen  Gesetzentwürfe  kein  einziger  Redner  die  Stellung  seiner  Partei  erörtert;  io 
den  Kommisaionsverhandlungen  ist  aber  auch  von  dieser  Fraktion  an  einer  13  wöchigen 
Karenzzeit  zu  Lasten  der  Krankenkassen  nicht  festgehalten  worden. 
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schlechter  als  die  Arbeiter  gestellten  Arbeitgeber  unter  Umstanden 
die  Beitragslast  sehr  drückend  werden  könnte. 

Nur  von  Seiten  der  Fortschrittspartei  wurden  Bedenken  gegen 
diesen  sog.  ,^uschufs"  laut  und  in  der  Kommission  sowohl  als  im 
Plenum  des  Reichstages  lebhaft  gegen  eine  solche  Regelung  der  Kassen- 
beiträge protestiert,  hauptsächlich  weil  die  seitens  der  Arbeitgeber 
geleisteten  Beiträge  diesen  zugleich  das  Recht  auf  Vertretung  im  Vor- 
stande und  in  der  Verwaltung  der  Kassen  gaben,  den  Arbeitern  aber 
eine  möglichst  unabhängige  Verwaltung  ihrer  Kassen  garantiert  werden 
sollte.  Es  wurde  bestritten,  dafs  die  sogenannten  „Zuschüsse"  der 
Arbeitgeber  als  eine  besondere  Wohlthat,  ein  besonderes  Geschenk 
derselben  an  die  Arbeiter  anzusehen  seien.  Der  Lohn  müsse  aus- 
reichen zur  Deckung  der  Versicherungsbeiträge,  und  wenn  der  Betriebs- 
untemehmer  einen  Teil  der  Beiträge  „aus  eigenen  Mitteln"  zahle,  so 
sei  das  nichts  anderes  als  eine  besondere  Art  der  Lohnzahlung,  resp. 
ein  Teil  der  Produktionskosten,  fQr  die  er  im  Preise  seiner  Waren 
sich  entschädigen  lasse. 

Diese  lohntheoretischen  Einwendungen,  die  im  Reichstage  wenig 
Beachtung  fanden,  sind  an  und  für  sich  gewifs  anzuerkennen,  und 
seitens  der  Freunde  eines  allgemeinen  Versicherungszwanges  wird  ja 
besonders  betont,  dafs  die  Allgemeinheit  der  Ausgabe  die  Arbeiter 
am  ehesten  in  den  Stand  setzen  werde,  die  Löhne  so  zu  steigern, 
dafs  sie  die  volle  Versicherungsprämie  enthalten.  Ist  das  aber  der 
Fall,  so  würde  es  theoretisch  durchaus  gleichgültig  sein,  ob  der  Ar- 
beitgeber den  ganzen  Beitrag,  oder  die  Hälfte  resp.  ein  Drittel  „aus 
eigenen  Mitteln"  leistet 

Trotzdem  hat  unseres  Erachtens  die  Mehrheit  des  Reichstages 
mit  Recht  für  die  Beibehaltung  des  Arbeitgeberbeitrages  gestimmt, 
den  die  Regierung  in  zweiter  Lesung  als  die  „conditio  sine  qua  non" 
für  den  „sozialen  Erfolgt'  des  Gesetzes  erklärte^).  Denn  in  der 
Praxis  gestalten  sich  die  Dinge  oft  anders,  als  man  sie  theoretisch 
konstruirt 

Dafs  bei  einer  allgemeinen  Versicherungspflicht  schliefslich  die 
Löhne  auch  die  für  die  Versicherung  nötigen  Beiträge  enthalten  müs- 
sen*), liegt  klar  auf  der  Hand;  denn  diese  Ausgaben  bilden  einen 
Teil  der  notwendigen  Bedürfnisse  des  Lebens,  deren  Befriedigung  der 
Lohn  gestatten  mufs.    Es  ist  aber  ebenso  bekannt,  dafs  die  Löhne 


1)  Vergl.  die  Rede  des  Herrn  Ministerialdirelctor  Bosse.     S.  2146  der  Verh. 

2)  Vergl.  Sehaeffle  a.  a.  O.  S.  26  ff. 
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am  die  Grenze  des  Existenzminimums  schwanken,  dafe  dieses  selW, 
namentlich  bei  besser  bezahlten  „gelernten*^  Arbeitern  nicht  konstant 
ist,  und  weitgehende  Einschränkungen  in  der  Lebenshaltung  ebenso 
möglich  sind,  wie  Erweiterungen  des  für  notwendig  erachteten  Be- 
darfes in  guten  Zeiten  vorkommen.  Es  wird  also  eine  neu  hinzuge- 
kommene notwendige  Ausgabe  nicht  immer  eine  entsprediende  Lohn- 
steigerung zur  Folge  haben  ^). 

Dazu  kommt,  dafs  die  Löhne  ein  gewisses  BeharrungsvenDögen 
zeigen,  nicht  gleich  bei  jeder  Depression  des  Geschäftes  entsprechend 
gedrückt  werden  und  ebenso  wenig  jedem  Aufblühen  des  gewerbUchen 
Lebens  folgen;  steigen  oder  fallen  die  Lohnsätze  aber,  so  schwanken 
sie  gewohnheitsmäfsig  um  runde  Beträge.  Der  Tagelohn  des  gewöhn- 
lichen Handarbeiters  steigt  nicht  in  Zeiten,  wo  dieser  das  Überge- 
wicht hat,  um  2—3  i,  also  von  2  Mk.  auf  2,04  oder  2,06  Mk.  pro 
Tag,  sondern  Mehrforderungen  —  oder  Wenigerangebote  von  25—50  Pf. 
sind  die  Regel.  Bei  Stundenlohn,  wie  er  jetzt  vielfach  im  Bauhand- 
werk  üblich  geworden,  sind  Lohnschwankungen  von  5  Pfennig  and 
nicht  von  ein  oder  ein  halb  Pfennig  pro  Stunde  gebräuchlich.  Weil 
das  aber  der  Fall  ist,  wird  es  schwer  sein,  die  geringen  Ver- 
sicherungsbeiträge stets  zu  einem  Teil  des  Lohnes  zu  machen,  die 
Löhne  diesem  wachsenden  Bedürfnis  entsprechend  zu  steigern,  und 
namentlich  im  Anfange  wird  es  kaum  möglich  sein,  die  Opfer,  die 
das  Gesetz  den  Arbeitern  zwangsweise  auferlegt»  auf  die  Arbeitgeber 
und  damit  auf  die  Produktionskosten  der  Waren  abzuwälzen;  aber 
auch  der  Arbeitgeber  wird  nicht  in  der  Lage  sein,  das  Drittel,  das 
ihm  die  Gesetzgebung  zudiktiert,  dem  Arbeiter  durch  Erniedrigung 
der  Löhne  aufzubürden. 

Hat  beispielsweise  der  Arbeiter  bei  2  Mk.  Tagelohn  äf  seines 
Lohnes  zur  Ortskrankeukasse  zu  zahlen,  so  wird  er  wohl  für  längere 
Zeit  die  ihm  zufallenden  24  Pf.  pro  Woche  von  seinem  bisherigen 
Lohne  entrichten,  und  der  Arbeitgeber  die  12  Pf.  zu  dem  bisherigen 
Wocheulohn  zulegen  müssen ;  denn  letzterer  wird  in  der  Regel  ebenso 
wenig  im  stände  und  gewillt  sein,  den  Lohn  von  2  Bik.  auf  1,98 
herabzudrücken,  als  der  Arbeiter  ihn  auf  2,04  zu  steigern.  Noch 
mehr  tritt  die  praktische  Schwierigkeit  hervor,  wenn  em  Arbeiter  mit 
3  Mark  Tagelohn  zur  Gemeindekrankenversicherung  1\  %  des  ortsüb- 
lichen Lohnes  von  1,60  Mk.,  oder  wenn  jemand,  der  im  Stücklohn 


1)  Es  ist  bekannt,  wie  wenig  die  Löhne  den  oft  recht  erhebliehen  PreissohwAnkniigra 
der  notwendigsten  Lebensmittel  zn  folgen  pflegen. 
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arbeitend  pro  Stück  etwa  60  Pf.  erhält,  dabei  4—5  Mark  verdient, 
nan  pro  Tag  2—3  Pfennige  zur  Kasse  entrichten  soll. 

Der  Versicherungsbeitrag  wird  also  wohl  aus  dem  Lohnfonds  der 
Industrie  gezahlt  werden  müssen,  und  der  Arbeitgeber  wird  versuchen, 
beim  Verkauf  seiner  Waren  die  geringen  Kosten,  die  ihm  aus  der 
Versicherung  erwachsen,  wieder  einzubringen;  aber  wir  glauben  doch, 
dafs  in  der  Praxis  des  Lebens  das  eine  Drittel  der  Beiträge  recht 
oft  auf  dem  Arbeitgeber  wird  haften  bleiben,  weil  er  um 
diesen  geringen  Betrag  die  Löhne  nicht  drücken  kann,  und  weil  er 
es  andererseits  bei  Lohnsteigerungen  auch  noch  aufser  den  50  Pfen- 
nigen, um  die  vielleicht  die  Löhne  in  die  Höhe  getrieben  werden, 
wird  zahlen  müssen.  Er  wird  sich  gewöhnen,  dieses  Drittel,  ähnlich 
wie  die  Fetterversicherungsprämien,  zu  den  Generalunkosten  zu  rech- 
nen und  nicht  als  dem  Lohnfonds  entnommen  betrachten,  demgemäfs 
auch  den  Versuch  der  Überwälzung  auf  den  Arbeiter  bald  aufgeben. 
Dem  Arbeiter  dagegen  wird,  so  lange  das  wahre  Verständnis  für  das 
Wesen  der  Versicherung  sich  nicht  Bahn  gebrochen  hat,  der  Lohn- 
abzug bei  hohem  und  bei  niedrigem  Lohne  als  eine  lästige  und  drük- 
kende  Abgabe  erscheinen,  —  je  niedriger  man  sie  daher  macht, 
je  besser  wird  es  sein  für  den  sozialen  Frieden  und  für  die  ge- 
deihliche Einführung  und  Weiterentwicklung  der  sozialen  Reform. 

Der  Arbeitgeberbeitrag  bestand  aber  schon  bei  der  Mehrzahl  der 
bisher  gegen  Krankheit  versicherten  Personen  ■ ),  ihn  zu  beseitigen, 
würde  eine  ungerechtfertigte  Härte  gegen  die  Arbeiter  gewesen  sein, 
ihn  allgemein  einzuführen,  ist  aber  an  und  für  sich  gewifs  kein  Un- 
recht gegen  die  Arbeitgeber.  Denn  so  wie  man  es  immer  mehr 
und  mehr  als  eine  öffentlich  rechtliche  Pflicht  der  letzteren  anerkennt, 
fär  die  durch  gewaltsame  Unfälle  an  Leben  und  Gesundheit  der  Ar- 
beiter erzeugten  Schäden  einzutreten,  so  wird  man  nicht  minder  den 
Arbeitsherm  haftbar  machen  können  für  die  Folgen  der  Einflüsse,  die 
langsam  und  schleichend  die  Arbeitskraft  bei  angestrengter  Thätigkeit 
in  ungesunden  Räumen  etc.  untergraben. 

Anders  scheint  die  Sache  zu  liegen,  wenn  man  den  Arbeitgeber- 
beitrag als  das  Einkaufsgeld  in  den  Vorstand  und  die  Verwaltung 
der  Kassen  betrachtet. 


1)  Der  Abg.  Dr.  Hirsch  dtierte  am  27.  April  1883  (S.  2144  d.  Verh.)  aas  eioer 
amtlichen  Veröffeotlichung  des  preufsischen  Handeisministerinms  aas  dem  Jahre  1876, 
dafs  von  den  4763  in  Preafsen  bestehenden  Hilfiskassen  mit  776  663  Mitgliedern  2497 
Kassen  mit  297  243  Mitgliedern  ganz  ohne  Arbeiterbeteiligong  waren.  Also  mehr  als 
sechzigProzent  aUer  versicherten  Arbeiter  erhielten  solche  Zosohässe. 
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Möglichste  Freiheit  und  Unabhängigkeit  in  der  Verwaltung,  mög- 
lichst allgemeine  Beteiligung  an  derselben  seitens  der  yersicherten 
Arbeiter  ist  gewifs  dringend  wünschenswert;  denn  „die  Teilnahme  an 
der  Verwaltung  erschliefst  dem  Arbeiter  erst  das  Verständnis  für  die 
Versicherung  als  einen  Akt  der  Selbsthilfe  und  erzieht  ihn  zu  grölse- 
ren  Aufgaben  auf  diesem  Gebiete  ^ )".  Aber  daraus  folgt  unseres  Er- 
achtens  noch  nicht,  dafs  die  Arbeitgeber  mit  peinlicher  Sorgfalt  von 
jeder  Einmischung  in  die  Verwaltung  der  Krankenkassen  als  „der 
eigenen  Angelegenheiten  der  Arbeiter^'  fem  gehalten  werden  müssen. 
Selbstversicherung  und  Selbstverwaltung  sind  keines- 
wegs identisch,  im  Gegenteil  ist  auf  den  meisten  Gebieten  der 
freiwilligen  wie  der  erzwungenen  Versicherung  (LebensversicheruDg, 
Witwenkassen)  von  einer  Mitverwaltung  der  Versicherten  nicht  die 
Rede  und  darum  doch  nicht  minder  eine  Versicherung  vorhanden. 

Dafs  diejenigen,  die  freiwillig  zusammentreten,  um  die  Last, 
die  den  Einzelnen  erdrücken  könnte,  gemeinsam  zu  tragen  und  zu  er- 
tragen, sich  nicht  von  Dritten  Personen  in  die  Verwaltung  ihrer  eige- 
nen Kassen  hineinreden  lassen  wollen,  ist  so  selbstverständlich,  wie 
die  freie  unabhängige  Leitung  des  eigenen  Haushaltes. 

Anders  ist  es  aber,  wenn  durch  das  Gesetz  gezwungen  eine  Bdhe 
einander  fremdartiger  Elemente  mit  verschiedenen  Literessen  in  eine 
Kasse  zusammengethan  werden,  wenn  diejenigen,  die  ursprünglich  die 
Kasse  bilden,  kein  Recht  haben,  andere  Elemente  fem  zu  halten,  and 
eine  wandernde  und  fluktuierende  Arbeiterbevölkemng  ganz  andere 
Interessen  in  der  Kassenleitung  verfolgen  kann  und  wird,  als  die 
ständigen  Mitglieder  derselben.  Da  kann  nicht  ohne  weiteres  von 
„eigenen  Angelegenheiten^'  der  Arbeiter  geredet  werden,  die  sie  unter 
allen  Umständen  selber  zu  leiten  haben,  da  handelt  es  sich  viehnebr 
um  ein  öffentliches  Versicherungsinstitut,  das  deshalb  nicht  blos 
unter  die  Oberaufsicht  der  Behörden  gestellt  wird,  und  dem  gewisse 
öffentlich  rechtliche  Zwangsmittel  zur  Seite  stehen,  sondern  das  vor 
allem  auch  eine  von  periodischem  Wechsel  möglichst  unabhängige 
Kassenleitung  haben  mufs.  Das  dauemdste  Element  in  der  gewerb- 
lichen Bevölkerung  sind  aber  sicherlich  die  Arbeitgeber,  und  deshalb 
kann,  abgesehen  von  der  gröfsereu  Litelligenz,  die  ihnen  in  der  R^el 
zur  Seite  stehen  wird,  eine  Vertretung  der  Interessen  dieses  bestan- 
digeren Teiles  der  Bevölkemng  durchaus  wünschenswert  sein  und 
namentlich  da  segensreich  wirken,  wo  eine  häufig  wechselnde,  wan- 


1)  Hon  ig  mann  a.  a.  O.,  ä.  270. 
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demde  Arbeiterbevölkerung  vorhanden  ist,  der  es  um  eine  möglichste 
Ausbeutung  der  vorübergehend  benutzten  Kasse  zu  thun  ist 

Sonst  aber  in  Kassen,  wo  der  Handwerksmeister  dem  Handwerks- 
gesellen gegenübersteht,  ohne  weiteres  einen  Gegensatz  zwischen  Ar- 
beiter und  Arbeitgeber  vorauszusetzen  und  von  der  schweren  Hand 
zu  reden,  die  letztere  oft  recht  fühlbar  auf  die  Kassen  der  Arbeiter 
legen,  erscheint  uns  wenig  berechtigt.  Denn  wenn  die  Krankenkassen 
keine  anderen  Zwecke  verfolgen,  als  nur  ihre  Mitglieder  möglichst 
vor  Krankheiten  und  deren  Folgen  zu  schützen,  so  kann  hier  von 
einem  Gegensatz  der  Interessen  kaum  die  Rede  sein,  vielmehr  wer- 
den beide  Teile  das  lebhafteste  Bestreben  an  den  Tag  legen,  jedem, 
der  der  Hilfe  bedarf,  schleunig  und  ausgiebig  zu  helfen,  die  Kasse 
aber  auch  zu  schützen  vor  Simulanten  und  Faulenzern.  Wenn  aber 
gemeinsame  Verwaltung  am  Platze  ist,  und  in  ihr  Meister  und  Ge- 
selle neben  einander  thätig  sind,  so  wird  das  hier,  wo  die  soziale 
Stellung  beider  nicht  wesentlich  verschieden  ist,  eher  zu  einer  Ver- 
söhnung als  zu  einer  Verschärfung  der  Gegensätze  führen. 

Bei  Betriebskrankenkassen  liegen  die  Verhältnisse  aller- 
dings anders.  Da  hat  der  Betriebsherr  die  Verwaltung  auf  eigene 
Kosten  zu  führen,  da  ist  er  der  alleinige  Kassierer,  der  die  Gelder 
der  Arbeiter  anzulegen  und  zu  verwalten  hat,  da  ist  er  im  Notfalle 
zu  erheblichen  Zuschüssen  aus  eigenen  Mitteln  verpflichtet,  da  ist  er 
als  der  ständige  und  unabsetzbare  Vorsitzende  in  der  Generalver- 
sammlung im  Stande,  jeden  Widerspruch  durch  Arbeitsentlassung  zu 
strafen  und  dadurch  unmöglich  zu  machen.  Da  wird  freilich  von 
Selbstverwaltung  und  wirklicher  Beteiligung  der  Arbeiter  an  der  Lei- 
tung und  Ausbildung  der  Kassen  nur  da  die  Rede  sein,  wo  ein  hu- 
maner und  wohlmeinender  Arbeitgeber  das  Vertrauen  seiner  Unter- 
gebenen verdient  und  sich  erworben  hat.  Wo  aber  MiXstrauen  und 
Unfriede  herrscht,  da  werden  die  Interessen  der  Arbeiter  weit 
abweichen  von  denen  der  Arbeitgeber,  letztere  werden  die 
Kassen  möglichst  zu  schützen  suchen,  erstere  dagegen  wenig  Neigung 
haben,  die  Kassenvorräte  zu  schonen,  Reservefonds  anzusammeln  und 
Simulation  und  Faulenzerei  zu  hindern.  Welcher  von  beiden  Zustän- 
den die  Regel,  welcher  die  Ausnahme  bilden  wird,  wagen  wir  nicht 
zu  entscheiden ;  dafs  aber  in  den  Fabrikkassen  auch  ohne  die  Arbeit- 
geberbeiträge dem  Fabrikherm,  mehr  als  sonst  den  Arbeitgebern, 
£influfs  auf  die  Kassenverwaltung  zustehen  mufs  und  wird,  das  liegt 
in  dem  Wesen  dieser  Kassen,  deren  Mitglieder  abhängig  sind  von 
dem  Willen  der  einen  Person,  des  Betriebsleiters. 
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Dafs  aber,  wenn  einmal  die  Beiträge  der  Arbeitgeber  beschlossene 
Sache,  letzteren  in  den  organisierten  Kassen  auch  ein  gewisser  Ein- 
flufs  auf  deren  Leitung  zustehen  mufs,  ist  darin  begründet,  dafs  die 
Leistungen  dieser  Kasse  gesetzlich  einer  bedeutenden  Erweiterung 
fähig  sind,  und  dementsprechend  den  Arbeitgebern  ein  Einspruchs- 
recht gegen  ungerechtfertigte  Steigerungen  derselben  und  Erhöhung 
ihrer  Beiträge  zustehen  mufs. 

Nach  alledem  halten  wir,  abgesehen  von  den  Betriebskassen, 
gegen  die  wir  oben  bereits  unsere  Bedenken  ausgesprochen  haben, 
die  Beteiligung  der  Arbeitgeber  an  der  Beitragszahlung  und  Kassen- 
verwaltung, wie  sie  der  Reichstag  im  Anschlufs  an  die  Regierungs- 
vorlage beschlossen  hat,  für  durchaus  berechtigt 

Schlufsbetr  achtun  gen. 

Wir  haben  uns  in  der  obigen  Besprechung  der  Vorlage  und  ihrer 
Veränderungen  auf  das  theoretisch  Wichtigste  beschränkt,  viele  Ein- 
zelheiten, an  welche  die  Kommission  nach  sorgfältiger  Erwägung  ihre 
verbessernde  Hand  gelegt  hat,  übergangen,  weil  ihre  Darlegung  für 
die  Zwecke  dieser  Zeitschrift  zu  weit  führen  würde.  Trotzdem  wird 
man,  wie  wir  glauben,  erkannt  haben,  dafs  diesem  ersten  Versuch, 
nur  ein  bereits  in  grofser  Ausdehnung  bearbeitetes  Gebiet  der  Ver- 
sicherung noch  mehr  zu  erweitem  und  staatliche  Organisationen  zo 
schaffen,  wo  bisher  nur  Freiwilligkeit  geherrscht  hat,  eine  ungeahnte 
Menge  von  praktischen  Schwierigkeiten  entgegentreten,  Schwierig- 
keiten, welche  die  bestgemeinte  Reform  zum  Scheitern  bringen  können. 

Es  ist  leicht,  das  Prinzip  des  allgemeinen  Versicherungszwanges 
als  das  richtigste  und  am  schnellsten  zum  Ziele  führende  hinzustellen 
und  Gesetze  zu  fordern,  die  dieses  theoretisch  als  richtig  angenommene 
Prinzip  in  die  Praxis  des  Lebens  übertragen  sollen,  und  noch  leichter 
ist  es,  dann  diejenigen,  die  mit  Ernst  und  Gewissenhaftigkeit  solche 
Vorlagen  auf  ihren  praktischen  Wert  prüfen  und  Zweifel  und  Be- 
denken äufsern,  als  Feinde  der  Arbeiter,  als  manchesterliche  G^ner 
der  sozialen  Reform  hinzustellen.  Die  jetzige  Vorlage,  die  von  allen 
Parteien  mit  gleichem  Ernst  und  mit  dem  redlichen  Streben,  etwas 
Brauchbares  zum  Segen  für  die  Gesamtheit  der  Nation  zu  schaffen, 
bearbeitet  ist,  wird  auch  denen,  die  gleich  uns  die  Wege  und  Ziele 
der  sozialen  Reform  anerkennen,  gezeigt  haben,  wie  unendlich  schwierig 
es  ist,  ein  scheinbar  einfaches,  theoretisch  richtiges  Prinzip  dem  viel- 
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gestaltigen  Leben  eines  grofsen  Volkes  von  ca.  45  Millionen  Menschen 
anzupassen. 

Die  Zukunft  muTs  lehren,  ob  das,  was  hier  mit  vieler  Mühe  und 
Sorgfalt  geschaffen  ist,  auch  im  Leben  sich  bewähren  wird.  Manche 
theoretische  Bedenken  lassen  sich  gegen  Einzelheiten  des  Gesetzes 
nicht  unterdrücken,  und  wir  wollen  zum  Schlufs  noch  einige  derselben 
einer  kurzen  Betrachtung  unterziehen. 

Man  wird  nicht  umhin  können,  als  erstes  Kriterium  für  eine  er- 
zwungene Arbeiterversicherung  die  Frage  aufzustellen,  ob 
diese  vom  Gesetz  vorgeschriebene  Beteiligung  an  Versichern  ngskassen 
auch  wirklich  zu  einer  Sicherstellung  des  Arbeiters  gegen 
die  Gefahren  führen  wird,  vor  denen  er  sich  schützen  und  sichern  soll. 
Denn  nur  dann  wird  ein  solcher  Zwang  dazu  dienen  können,  den 
Arbeiter  mit  den  bestehenden  Wirtschaftsverhältnissen  auszusöhnen, 
wenn  er  zu  einer  wirksamen  Versicherung  führt,  und  dem  Arbeiter 
damit  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  sich  selbst  vor  den  unberechen- 
baren Zufällen  des  Lebens  zu  schützen,  ihn  der  traurigen  Gewifs- 
heit  zu  entreifsen,  dafs  jede  unvorhergesehene,  vorübergehende  oder 
dauernde  Erwerbsunfähigkeit  ihn  auf  die  Mildthätigkeit  seiner  Mitmen- 
schen anweist.  Zwingt  man  den  Arbeiter  aber  wöchentlich  oder  mo- 
natlich von  seinem  geringen  Einkommen  an  die  gesetzlich  vorgeschrie- 
bene Kasse  seine  mühsam  erworbenen  Beiträge  abzugeben,  ohne  ihm 
die  Sicherheit  bieten  zu  können,  dafs  die  Kasse  dann  in  Zeiten  der 
Not  für  ihn  eintritt,  so  kann,  oder  so  mufs,  wie  Brentano^)  sagt, 
ein  solcher  Versicherungszwang  „die  Arbeiter  der  Sozialdemokratie 
statt  sie  ihr  zu  entreifsen  gradezu  in  die  Arme  treiben^S  Darum 
fordert  Brentano  „eine  derartige  Ordnung  der  Arbeiterversicherung, 
dafs  keinerlei  Verdienstlosigkeit,  ob  mangelnde  Nachfrage  nach  Arbeit 
oder  mangelnde  Übereinstimmung  über  die  Arbeitsbedingungen  ihre 
Ursache  sein  mag'',  die  Ansprüche  der  Arbeiter  gefährde^).  Bei  der 
bestehenden  Erwerbsordnung  glaubt  er  aber  dem  Versicherungszwange 
nicht  die  Garantie  einer  wirksamen  Versicherung  geben  zu  können. 

Sind  nun  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  derart,  dafs  der  darin 
ausgesprochene  Zwang  zu  einer  wirksamen  Versicherung  gegen  die 
Polgen  der  Krankheit  führen  wird? 

Wenn  man  unter  einer  wirksamen  Krankenversicherung  nur 
diejenige  versteht,  die  unter  allen  Umständen  wirksam  wird. 


1)  Brentano,  „Der  ArbeitaryerBicherungBZwang".    Berlin  1881.     S.  66. 
S)  Brentano  a.  a.  O.  S.  78. 
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und  keinen,  der  eine  Zeit  lang  zur  Beitragszahlung  gezwung^  war, 
wider  seinen  Willen  im  Stich  läfst,  so  wird  allerdings  der  durch  das 
gegenwärtige  Gesetz  geschaffene  Zwang  ein  unwirksamer  sein. 

Denn,  wie  wir  oben  gezeigt,  handelt  es  sich  nicht  um  einen  all- 
gemeinen Zwang  gegen  alle  Arbeiter,  vielmehr  unterliegen 
die  Arbeiter  der  Versicherungspflicht  nur,  wenn  sie  in  gewissen  Ka- 
tegorien von  Betrieben  beschäftigt  werden,  so  dafs  viele,  die  eine  Zeit 
lang  zwangsweise  versichert  waren,  und  es  nachher  unterlassen  sich 
freiwillig  weiter  zu  versichern,  trotz  der  zwangsweise  gezahlten  Bei- 
träge unversichert  sind.  Dieser  Theil  der  Arbeiterbevölkerung  würde 
allerdings  nicht  vom  Gesetz  im  Stich  gelassen;  denn  gesetzlich 
steht  ihm  die  Möglichkeit  versichert  zu  bleiben  frei ,  auch  wenn  & 
zu  anderer  Beschäftigung  übergeht,  —  er  würde  also  freiwillig  auf 
die  zeitweilig  zwangsweise  erworbenen  Ansprüche  verzichten,  und  kein 
Recht  haben  die  Zwangsversicherung  anzuklagen,  weil  sie  ihm  keine 
dauernde  Sicherheit  gewährt. 

Anders  liegt  die  Sache,  wenn  er  die  Beschäftigung,  welche  die 
Vorbedingung  zur  Zwangsversicherung  war,  verläfst,  ohne  andere  Ar- 
beit finden  zu  können,  wenn  er  aus  irgend  welchen  Gründen 
verdienst-  und  erwerbslos  wird.  Dann  ist  er  nicht  mehr  gezwungenes 
Mitglied  der  bisherigen  Kasse ,  aber  es  steht  ihm  zunächst  das  llecht 
zu,  durch  Fortzahlung  der  Beiträge  Mitglied  zu  bleiben.  Ist  er  dazu 
aber  nicht  im  Stande,  so  gewährt  ihm,  allerdings  nur  bei  den  orga- 
nisierten Kassen,  das  Gesetz  für  drei  Wochen  Anspruch  auf  die  vollen 
Kassenleistungen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Veranlassung  seiner  Erwerbs- 
losigkeit und  ohne  von  ihm  später  Nachzahlung  der  Beiträge  zu  for- 
dern. Nach  Ablauf  dieser  drei  Wochen  ist  dann  freilich  auch  in  da 
Orts-  und  Betriebskassen  sein  Anrecht  auf  die  Kassen,  denen  er 
jahrelang  vom  Staate  gezwungen  Beiträge  gezahlt  hat,  völlig  verloren, 
und  er  hat,  wenn  krank  und  erwerbsunfähig,  kein  wohlerworbenes 
Recht  auf  Krankenunterstützung  geltend  zu  machen,  sondern  £Ült  nun 
doch  der  Armenpflege,  der  öffentlichen  Mildthätigkeit  anheim. 

Das  scheint  auf  den  ersten  Blick  als  ein  wenig  erfreuliches  Er- 
gebnis der  neuen  Gesetzgebung,  und  könnte  erst  recht  die  Gemüter 
der  Arbeiterbevölkerung  gegen  die  bestehende  Erwerbsordnung  auf- 
regen, den  Versicherungszwang  als  verwerfliches  Prinzip  erscheinen 
lassen. 

Aber  dafs  so  etwas  vorkommen  kann  und  wird,  und  dafs  die 
Arbeiter  dann  in  dem  Staate,  der  sie  zur  Versicherung  zwang  und 
sie  nicht  dauernd  sichern  konnte,  einen  Sündenbock  finden,  gegen  den 
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sich  ihr  Mifsmut  wenden  kann,  während  sie  bei  vergeblicher  frei- 
williger Versicherung  Niemand  haben,  gegen  den  sich  direkt  ihr 
Zorn  richten  könnte,  —  es  sei  denn  wieder  gegen  den  Staat,  als  den  Re- 
präsentanten der  bestehenden  ungenügenden  Verhältnisse,  —  das  spricht 
unseres  Erachtens  noch  nicht  gegen  die  zwangsweise  Versicherung 
und  beseitigt  den  Nutzen  nicht,  den  sie  in  grofsem  Umfange  gewäh- 
ren kann.  Denn  wir  würden  die  zwangsweise  Versicherung  darum 
noch  nicht  für  unwirksam  halten,  weil  sie  in  Ausnahmefällen 
nicht  leistet,  was  der  Arbeiter  von  ihr  fordern  kann.  Für  Ausnahme- 
fälle möchten  wir  aber  die  oben  geschilderten  erklären,  trotz  der  er- 
schreckend grofsen  Zahlen  von  wirkungslosen  Versicherungen,  die 
Brentano  anführt.  Die  Versicherung  erstreckt  sich  ja  nur  auf  die 
Folgen  der  Erkrankung.  Darum  sind  die  Beiträge,  welche  die 
Kassen  erfordern,  minimal,  sie  können  also  leichter  fortgezahlt  werden, 
als  wenn  es  sich  um  gröfsere  Aufgaben  für  die  Versicherung  handelte, 
und  jede  Verdienstlosigkeit  führt  deshalb  noch  nicht  notwendig  zum 
Verlust  der  Ansprüche  an  die  Kasse.  Sodann  wird  von  den  Erwerbs- 
losen doch  nur  ein  kleiner  Prozentsatz  in  Zeiten  der  Erwerbslosigkeit 
erkranken  und  sich  vergeblich  nach  Hülfe  aus  seiner  alten  Kranken- 
kasse umschauen.  Endlich  wird  eine  so  lang  andauernde  und  so  all- 
gemeine Erwerbslosigkeit,  dafs  die  Arbeiter  nicht  im  Stande  wären, 
ihre  Ansprüche  an  die  Kasse  zu  erhalten  oder  durch  Aufnahme  einer 
anderen  Beschäftigung  Mitglieder  einer  anderen  Kasse  zu  werden,  nur 
zu  den  seltenen  Ausnahmen  gehören,  wenn  sie  aber  eintritt,  so  wird 
nicht  erst  Krankheit  und  Erwerbsunfähigkeit  abzuwarten  sein,  bis  die 
Annenunterstützung  Platz  greifen  mufs. 

Absolute  Sicherheit  schafft  also  auch  dieses  Gesetz  nicht,  es  ist 
aber  auch  nie  mit  der  Prätension  aufgetreten,  alle  Not,  die  infolge 
von  Krankheit  entstehen  kann,  und  jede  Krankenpflege  aus  öffentli- 
chen Mitteln  zu  beseitigen.  Wirksam  wird  die  zwangsweise  Versiche- 
rung darum  doch  in  der  grofsen  Mehrzahl  der  Fälle  werden,  und  nur 
ausnahmsweise  wird,  wie  wir  glauben,  der  erzwungenen  Leistung  der 
Arbeiter  keine  Gegenleistung  der  Kassen  gegenüber  stehen ;  abgesehen 
davon,  dafs  freiwilliger  Verzicht  auf  weitere  Versicherung  die  Unter- 
stützung unmöglich  macht. 

Des  Krankenkassenzwanges  wegen  brauchte  also  wohl  keine  Um- 
wandelung  der  bestehenden  Erwerbsordnung  einzutreten,  wie  sie 
Brentano  für  den  allgemeinen  Arbeiterversicherungszwang  mit 
sehr  viel  gröfserem  Rechte  für  notwendig  erachtet  Hat  sich  die  Ver- 
sicherung erst  eingelebt  und  verallgemeinert,  sind  die  neugeschaffenen 

N.  F.  Bd.  vn.  26 
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Organisationen  lebens-  und  cntwickluDgsfäbig  geworden,  so  wird  es 
vielleicht  auch  möglich  sein,  wie  Seh  äff le  andeutet,  durch  Bildung 
von  Reserve-  und  Notstandsfonds  auch  für  Zeiten  länger  dauernder 
Erwerbslosigkeit  die  Ansprüche  aufrecht  zu  erhalten. 

Eine  weitere  Frage,  die  bei  der  allgemeinen  Betrachtung  Ober 
Wert  oder  Unwert  des  Gesetzes  noch  kurz  zu  behandeln  bleibt,  ist 
die,  ob  die  zwangsweise  von  einem  grofsen  Teil  der  Arbeiterbevöllce- 
rung  erhobenen  Beiträge,  —  für  deren  Entrichtung  ja  die  Zahlungs- 
fähigkeit der  Arbeitgeber  bürgt,  —  auch  wirklich  ohne  allzugrolse 
Belastung  getragen  werden  können.  Denn  immer  und  immer  wieder 
taucht  die  Ansicht  auf,  dafs  der  Gesetzgeber,  der  auf  der  einen  Seite 
sich  bemüht,  direkte  Steuern  den  unteren  Schichten  der  Bevölkemog 
abzunehmen,  eben  diesen  Volksklassen  nicht  in  anderer  Form  sehr 
viel  höhere  Lasten  wieder  aufbürden  dürfe. 

Freilich  sind  die  2 — 3®|o,  welche  die  Arbeiter  von  ihrem  Er- 
werbe zu  zahlen  verpflichtet  werden,  keine  Steuern  im  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes;  aber  sie  sind  immerhin  direkte  Geldopfer,  die 
sehr  viel  gröfser  sind,  als  das,  was  Staat  und  Gemeinde  bisher 
sich  vergeblich  bemühten  durch  den  Exekutor  an  direkten  Abgaben 
den  Arbeitern  abzunehmen. 

Die  Beiträge  können  und  werden  in  vielen  Fällen  fast  den  Cha- 
rakter einer  Steuer  annehmen.  Wo  die  Gemeindekrankenversichening 
die  alleinige  Form  ist,  da  werden  die  in  die  Gemeindekasse  zu  zah- 
lenden Beiträge  den  Kommunalsteuem  so  ähnlich  sehen,  wie  ein  Ei 
dem  anderen,  weil  hier  von  Selbstverwaltung  selbst  dotirter  Kassen 
keine  Bede  ist,  und  die  Krankengelder  von  der  Armenunterstützung 
kaum  zu  unterscheiden  sein  werden.  Noch  mehr  wird  das  Steuer- 
prinzip hervortreten,  wenn  gröfsere  Kommunalverbände,  was  wir  aller- 
dings nicht  für  wünschenswert  halten,  gemeinsam  für  eine  Beihe  von 
Ortschaften  oder  für  den  ganzen  Kreis  die  Gemeindeversicberung  re- 
geln. Ob  dann  der  Kreis  für  Chaussee-  und  Wegebauten,  zur  Erhal- 
tung von  Kranken-  und  Heilanstalten  seine  Kreissteuem  erhebt,  oder 
zur  Verpflegung  der  kranken  von  den  gesunden  Arbeitern  BeitrSge 
fordert,  wird  wenig  Unterschied  machen. 

Also  damit,  dafs  man  vornehm  behauptet,  es  bandele  sich  hier 
gar  nicht  um  eine  Steuer,  sondern  um  eine  Leistung,  für  die  der 
Arbeiter  sich  direkt  eine  Gegenleistung  erkaufe,  wird  man  den  inne- 
ren Widerspruch  nicht  aus  der  Welt  schaffen,  der  darin  liegt,  dafs 
man  auf  der  einen  Seite  die  Unmöglichkeit  betont,  selbst  kleine  Stette^ 
betrage  von  der  grofsen  Masse  der  Arbeiterbevölkerung  zu  erheben, 
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dabei  von  der  erdrückenden  Last  der  direkten  Steuern  spricht,  und 
auf  der  anderen  Seite  das  Doppelte  und  Dreifache  als  Kassenbeitrag 
mflhelos  glaubt  eintreiben  zu  können. 

Dafs  die  Arbeiter  keineswegs  immer  im  stände  sein  werden,  diese 
neue  Last  auf  die  Arbeitgeber  und  die  Produktionskosten  der  Waren 
abzuwälzen,  sondern  dafs  vielfach  eine  Einschränkung  des  notwendigen 
Bedarfes,  eine  Verschlechterung  der  Lebenshaltung  die  Folge  dieser 
Zwangsbeiträge  sein  werde,  darauf  haben  wir  oben  bereits  hingedeutet. 
Wäre  es  anders,  und  wäre  stets,  wie  so  oft  behauptet,  die  Allgemein- 
heit des  Zwanges  eine  Garantie  dafür,  dafs  dieses  neue,  notwendige 
Bedürfiiis  im  Lohne  gedeckt  würde,  also  den  Arbeiter  nicht  empfind- 
lich berühre,  so  könnte  man  den  geldbedürftigen  Finanzministern  ja 
gar  keinen  besseren  Rat  geben,  als  alle  anderen  direkten  und  indi- 
rekten Steuern  dem  Arbeiterstande  zu  erlassen,  dafür  aber  je  nach 
Bedarf  die  Arbeitgeber  zu  zwingen,  einen  bald  hohen,  bald  niedrigen 
Prozentsatz  der  Arbeitslöhne  an  die  Staatskasse  abzuführen.  Solches 
Steuersystem  hätte  noch  den  Vorteil,  dafs  die  zahlungsunfähigen  er- 
werbslosen Arbeiter  gar  nicht  vom  Staate  belästigt  würden,  und  der 
Exekutor  nur  an  die  Thür  des  Arbeitgebers,  nicht  an  die  des  Arbeit- 
nehmers pochte.  Es  wird  also  unleugbar  den  Arbeitern  eine  schwere 
Last  aufgebürdet  werden,  eine  Last  die  bei  hohen,  wie  bei  niedrigen 
Lohnen  so  lange  als  eine  drückende  Abgabe  wird  betrachtet  werden, 
bis  das  Verständnis  für  die  Segnungen  der  Versicherung  im  Volke 
sich  Bahn  gebrochen  hat  ^). 

Fragen  wir  schliefslich  noch ,  wie  weit  die  durch  dieses  Gesetz 
geschaffenen  Organisationen  als  Grundlage  für  die  korporative 
Weiterbildung  der  Arbeiterversicherung  dienen  könnenl 

Gewifs  nicht  mit  Unrecht,  wird  ja  von  vielen  die  hauptsächlichste 
Bedeutung  dieses  Gesetzes  darin  gesucht,  dafs  die  Krankenkassen  die 
erste  Etappe  auf  dem  Wege  zu  allgemeinerer  Versicherung  der  Ar- 
beiter gegen  die  Zufälligkeiten  des  Lebens  bilden  sollen.  Die  Haupt- 
bedeutung dieser  Kassen  wird  eben  darin  zu  suchen  sein,  dafs  sie 
der  naturgemäfse  Unterbau  sind,  auf  dem  eine  Unfalls-  und  Invali- 
ditätsversicherung eventuell  aufgebaut  werden  können  ^).  Nicht,  dafs 
wir  es  für  zweckmäfsig  erachteten,  den  aus  Arbeiterbeiträgen  dotirten 

1)  Wir  erinnem  daran,  wie  uoangeDehm  wohl  von  den  meisten  Beamten  die  regel- 
mäßigen Absflge  zu  den  Witwenkassen  empfunden  werden,  obwohl  doch  hier  das  Bewnfst- 
tein  von  dem  Natsen  der  Institution  allgemein  voransgesetst  werden  darf. 

2)  Sehaeffle  verlangt  u.  A.  Seite  117  „die  Krankenkassenorganisation  ist  fundamental 
•0  aualegtD,  da/b  sie  den  Unterbau  lUr  Jede  Art  Yon  InyalidÜätsTersorgnng  bUden  kann.** 
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Krankenkassen  die  materielle  Last  der  Unfallserkrankung  und  -invali- 
dität  au&ubürden;  aber  es  wird  unleugbar  wünschenswert  sein,  der- 
artige Kassen  zu  haben,  in  denen  unter  Kontrolle  der  Genossen  die 
erste  Hilfe  gereicht  werden  kann,  in  denen  der  Simulation  entgegen 
gearbeitet,  aber  auch  rasch  und  ohne  lange  Streitigkeiten  die  not- 
wendige Hilfe  geleistet  wird,  —  Kassen  zu  haben,  die  zugleich  auch 
durch  eine  zweckmäfsige  Zusammenfassung  im  Stande  sein  wQrden, 
sich  allmählig  für  die  gröfsere  Aufgabe  auszubilden,  die  Arbeitsgenossen 
in  den  Tagen  des  Alters  vor  Not  und  Entbehrung  zu  bewahren. 

Die  nunmehr  geschaffene  Organisation  der  Krankenversicherung 
in  Gemeindekassen,  Orts-,  Betriebs-,  Innungs-  etc.  Kassen  ist  für 
einen  solchen  Weiterbau  jedenfalls  noch  wenig  zweck- 
mäfsig.  Die  Innungskassen  und  die  Ortskrankenkassen  können  aller- 
dings durch  Vereinigung  eine  Art  Rückversicherung  gegen  Erwerbs- 
losigkeit etc.  schaffen,  sie  können  eventuell  gemeinsame  Invalidenver- 
bände errichten  und  durch  sie  die  durch  Alter  oder  innere  Gebrechen 
erwerbsunfähig  werdenden  Genossen,  ebenso  wie  die  Kranken  gemein- 
sam versichern  und  auf  die  Weise  vielleicht  in  späterer  Zeit,  wenn  die 
Löhne  sich  dem  Versicherungsbedürfnis  angepasst  haben,  die  grossere 
Aufgabe  der  Alters-  und  Invalidenversorgung  auf  sich  nehmen.  Die 
Gemeindeversicherung,  die  trotz  ihres  subsidiären  Charakters,  wie 
mehrfach  gezeigt,  die  häufigste  Form  der  Versicherung  darstellen  wird, 
kann  wohl  nie  und  nimmer  die  Grundlage  eines  derartigen  Weiter- 
baues mit  genossenschaftlicher  Gliederung  werden.  Ebensowenig  die 
Fabrikkassen,  die  obwohl  Kassen  für  Berufsgenossen,  mit  Teilnahme 
derselben  an  der  Verwaltung,  sehr  wohl  für  eine  Versicherung  gegen 
die  im  Betriebe  sich  ereignenden  Unfälle,  aber  nicht  als  das  Funda- 
ment für  die  weiteren  Formen  der  Versicherung  dienen  können,  weil 
ihnen  z.  B.  für  Invalidenversorgung  die  notwendige  Dauer  fehlt  Für 
die  bereits  vorhandenen  Invaliden  würde  freilich  der  Verband  sorgen 
können  —  wer  übernimmt  aber  die,  welche  jahrelang  Beiträge  znr 
Invalidenversorgung  gezahlt  haben  und  durch  Schliefsung  der  Fabrik 
aus  der  Versicherung  ausfallen? 

Aus  diesen  Mängeln  des  Gesetzes  kann  aber  kein  Vorwurf  fär 
das  Parlament  abgeleitet  werden.  Wäre  es  der  Begierung  möglich 
gewesen,  wenigstens  in  den  Grundzügen  ein  Bild  ihrer  weitergehenden, 
sozialpolitischen  Pläne  zu  entrollen,  so  hätte  auch  bei  der  Kranken- 
kassenberatung für  manche  Einzelgestaltung  ein  anderer  Boden  ge- 
wonnen werden  können.  So  aber  hat  die  Regierung  mit  fast  über- 
triebener Hast  einen  Teil  ihrer  Pläne  vorgelegt,  ohne  f&r  die  sonst 
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noch  angekündigten  auch  nur  die  Richtung  des  Weges  zu  zeigen,  auf 
dem  dies  Ziel  praktisch  zu  erreichen  sein  würde.  Da  nun  die  Vor- 
lage über  die  Unfallversicherung  fast  allseitig  ohne  grofse  Sympathien 
aufgenommen  wurde,  so  konnte  der  Reichstag  nicht  Rücksicht  nehmen 
anf  das,  was  sich  möglicherweise  an  die  hier  zu  schaffenden  Organi- 
sationen anknüpfen  liefs. 

Wenn  er  nun  auch  nichts  Vollkommenes  geschaffen  hat,  wenn, 
um  das  allgemeine  Wohl  zu  fördern,  im  Einzelnen  vielfach  drückende 
Fesseln  angelegt  wurden,  wo  ihr  Nutzen  nicht  zu  Tage  tritt,  nur  ihr 
Druck  empfunden  wird,  wenn  mancher  Wunsch  auf  freiere  Gestaltung 
nicht  Befriedigung  fand,  wenn  Organisationen  ins  Leben  gerufen  oder 
erhalten  werden,  von  denen  es  zweifelhaft  ist,  ob  sie  sich  bewähren, 
so  glauben  wir  doch,  dafs  im  grofsen  und  ganzen  dies  Gesetz  als 
ein  wesentlicher  Fortschritt  zu  betrachten  ist,  dafs  in  der 
Praxis  der  Verwaltung  die  Schwierigkeiten,  welche  die  erste  Ein- 
führung in  grofser  Zahl  bieten  wird,  in  nicht  allzulanger  Zeit  sich  werden 
überwinden  lassen.  Einen  wesentlichen  Fortschritt  nennen  wir  das 
Gesetz  insofern,  als  es  die  Krankenversicherung  mit  all  ihren 
materiellen  und  moralischen  Vorteilen  für  den  Arbeiterstand,  schnell 
verallgemeinem,  vor  allem  durch  die  Lokalisierung  der  Krankenpflege 
an  den  Ort,  wo  der  Arbeiter  beschäftigt  wird,  ein  gut  Teil  der  jetzt 
so  zahlreichen,  lästigen  und  deprimierenden  Streitigkeiten  beseitigen 
wird,  wem  die  Unterstützungspflicht  des  Erkrankten  zufalle.  In  der 
Praxis  des  Lebens  wird  sich  aber  auch  bald  zeigen,  ob  und  welche 
lebensfähigen  Gebilde  man  geschaffen,  und  der  zukünftigen  Gesetz- 
gebung kann  es  dann  überlassen  bleiben,  die  verbessernde  Hand  an- 
zulegen, und  das,  was  sich  bewährt  hat,  auszubilden  zu  einem  Grund- 
und  Eckstein,  auf  dem  das  Gebäude  der  sozialen  Reform  zum  Heile 
unseres  Vaterlandes  fest  und  sicher  erbaut  werden  kann. 
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V. 
Frauenfrage. 

Von  Julius  Pierstorff. 

Unter  den  mannigfachen  wirtschaftlichen  und  BozialpolitiBchen  Fragen, 
welche  unser  Jahrhundert  bewegen,  hat  die  Frauenfrage,  anfangs  weniger 
beachtet,  nach  und  nach  das  volle  Bürgerrecht  sich  zu  erringen  gewufst 
An  jenen  Erwägungen  und  Bestrebungen,  welche  man  unter  diesem  Namen 
zusammenzufassen  pflegt,  hat  auch  Deutschland,  obwohl  erst  spät,  seinen 
redlichen  Anteil  genommen.  Gleich  als  wollte  es  durch  gesteigerte  Reg- 
samkeit seinen  yerspäteten  Eintritt  in  die  Bewegung  wett  machen,  hat 
es  in  kurzer  Zeit  eine  solche  Fülle  yon  Schriften  über  den  beraten 
Gegenstand  henrorgebracht ,  dafs  man  wohl  berechtigt  ist,  Ton  einem 
embarras  de  richesse  zu  reden.  Ergibt  sich  unter  solchen  Umständen 
die  Notwendigkeit,  das  zerstreute  Material  einmal  zur  Orientierung  zu- 
sammenzufassen, so  vermag  der  hierdurch  gewonnene  Überblick  zugleich 
einige  Einsicht  zu  gewähren  in  den  ganzen  inneren  Entwiokelungsgang,  wel- 
chen die  einschlagenden  Ideen  genommen  haben. 

Dafs  die  Schriften,  die  wir  hier  zu  betrachten  haben,  vom  verschieden- 
sten Werte  sind,  ist  von  vornherein  selbstverständlich.  Aber  auch  sonst 
zeigen  sie  einen  höchst  mannigfaltigen  Charakter,  da  das  ganze  Gebiet 
ein  derartiges  ist,  dafs  die  Art  der  Behandlung  in  besonders  hohem 
Grade  von  der  Individualität  der  Verfasser  beeinflufst  wird.  Was 
der  Beobachtung  dieser  Mannigfaltigkeit  ihren  besonderen  Reiz  und  be- 
sonderes Interesse  verleiht,  ist  der  Umstand ,  dafs  wir  es  hier  nicht  nur 
mit  Verfassern,  sondern  vor  allem  auch  mit  Verfasserinnen  zu  thnn  haben. 
Denn  es  ist  natürlich  und  begreiflich,  dals  auch  die  Frauen  dieser  ihrer 
eigensten  Angelegenheit  sich  angenommen  haben.  Nicht  nur  ist  es  dabei 
lehrreich  zu  beobachten,  wie  sie  selbst  in  der  Frage  denken,  sondern 
auch  zu  sehen,  in  welcher  Art  sie  ihre  Ideen  und  Standpunkte  vertreten. 
Darin  liegt  zugleich  schon  eine  kleine  Probe  auf  die  von  den  Einen 
behauptete,  von  den  Anderen  bestrittene  Gleichheit  und  Gleichartigkeit 
der  den  beiden  Geschlechtem  innewohnenden  Befähigung. 
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Die  nachfolgende  Darstellung  beschränkt  sich  in  der  Hauptsache  auf 
die  einheimische  Litteratur.  Von  einer  eingehenden  Berücksichtigung  der 
Litteratur  des  Auslandes  muTste  Abstand  genommen  werden,  da  eine  einiger- 
mafsen  Tollständige  Beschaffung  derselben,  auch  nur  für  die  Hauptkultur- 
länder,  zur  Zeit  nicht  möglich  war.  Doch  werden  einige  der  wichtigsten 
Erscheinungen  ihre  Stelle  finden. 

Eine  Erörterung  der  Litteratur  zur  Frauenfrage,  auch  wenn  sie  in  der 
Hauptsache  auf  Deutschland  sich  beschränken  will,  vermag  keinen  besseren 
Ausgangspunkt  zu  wählen,  als  die  bekannte  Emanzipationsschrift  von 
J.  Stuart  Mill^).  Auf  fremdem  Boden  erwachsen,  hat  sie  —  zwar 
nicht  den  Anstofs  zur  Emanzipationssbewegung  bei  uns  gegeben,  —  wohl 
aber  dieselbe  in  einem  Grade  beeinfluTst  und  befördert,  wie  kein  anderes 
Werk  vor  ihr  und  nach  ihr.  Hier  war  in  einer  dem  vorhandenen  Eman- 
zipationsbedürfoisse  entgegenkommenden,  dem  common  sense  einleuchtenden 
Argumentirung  die  brennende  Frage  erörtert  von  einem  Philosophen  und 
Sozialpolitiker,  dessen  Ansehen  auch  in  Deutschland  ein  bedeutendes  und 
weitverbreitetes  war.  Die  Emancipationssüchtigen  hatten  in  ihm  eine 
willkommene  Autorität  gewonnen,  auf  die  sie  sich  in  dem  Kampfe  mit 
ihren  Gegnern  stützen  konnten. 

Es  kann  hier  nicht  die  Absicht  sein,  das  bekannte  Werk  des  eng- 
lischen Philosophen  eingehend  zu  betrachten.  Es  ist  nur  nötig,  aber 
auch  genügend,  an  den  Kern  seiner  Ausfuhrungen  kurz  zu  erinnern. 

Mill's  Standpunkt  ist  der  des  ausgeprägten  Eadikalismus.  Sein  Ge- 
dankengang ist  einfach.  Ausgehend  von  der  Thatsache,  dafs  das  soziale 
und  politische  Grundprinzip  des  19.  Jahrhunderts,  die  Freiheit  und  Gleich- 
heit aller,  obwohl  überall  sonst  von  der  Gesetzgebung  durchgeführt,  bisher 
auf  das  Verhältnis  der  Geschlechter  keine  Anwendung  gefunden  hat,  hält  er 
es  für  geboten,  demselben  auch  auf  diesem  Gebiete  Geltung  zu  verschaffen. 
Der  soziale  Zustand,  in  dem  gegenwärtig  die  Frauen  sich  befinden,  ist  in 
Beinen  Augen  schlechthin  ein  Zustand  gesetzlicher  Sklaverei,  und  nicht 
nur  ist  derselbe  an  und  für  sich  ein  Unrecht,  er  ist  zugleich  eines  der 
wesentlichsten  Hindernisse  für  eine  höhere  Vervollkommnung  der  Mensch- 
heit Die  Herrschaft  des  Mannes  beruht  einzig  und  allein  auf  dem  Eechte 
des  Stärkeren,  nicht  auf  sittlichen  Gesetzen,  sie  beruht  auf  dem  Gefühle 
und  wird  aufrecht  erhalten  nur  durch  die  Macht  der  Gewohnheit.  Er 
will  nicht  zulassen,  dafs  man  zur  Verteidigung  der  bestehenden  Zustände 
auf  natürliche  Unterschiede  der  Geschlechter  in  sittlicher  und  geistiger 
Beziehung  sich  berufe,  denn  seinem  Urteile  nach  ist  uns  die  eigentliche 
Natur  der  Frauen  unbekannt  Was  sie  jetzt  sind,  ist  nur  ein  erkünsteltes 
Produkt  jahrhundertelanger  Unterdrückung,  und  können  wir  ihr  wahres 
Wesen  erst  kennen  lernen  durch  die  Frauen  selbst,  nachdem  man  diese 
hat  sich  frei  entwickeln  lassen.  Keinenfalls  darf  daher  das  Geschlecht 
im  Voraus  bestimmend   einwirken   auf  die  soziale  Eechtsstellung.      Eine 


1)  John  Stuart  Mill:  The  Subjection  of  Women.  London  1870.  Deutsche  Ober- 
Mtzung  von  Jenny  Hirsch,  erschienen  unter  dem  Titel :  Die  Hörigkeit  der  Frau. 
2.  Aufl.  nebst  einem  Vorbericht,  enthaltend  eine  kurze  Übersicht  über  den  gegenwartigen 
Stand  der  Frauenfrage  yon  der  l^bersetaerin.  Berlin  1872.  Daiu:  Aussug  aus  Tor- 
stehenden  Werke  von  Alex.  Reyer.    Gras  1869. 
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Ungleichheit  des  Rechtes  wird  durch  das  Geschlecht  so  wenig  begründet, 
wie  durch  Rasse,  Farbe,  Stand  etc.,  vielmehr  dürfen  über  die  Stellung  des 
Einzelnen  allein  seine  Fähigkeiten  entscheiden. 

In  den  Mittelpunkt  seiner  Betrachtungen  stellt  Mill  die  Ehe.  Sie 
ist  ihm  rechtlich  und  infolgedessen  für  die  Regel  auch  thatsächlich  die 
schlimmste  Art  der  Sklaverei. 

Das  bisherige  Eheverhältnis  soll  umgewandelt  werden  in  eine  jeder- 
zeit lösbare  Gemeinschaft,  und  die  vermögensrechtliche  Stellung  in  ihr  für 
beide  Geschlechter  die  gleiche  werden.  Man  mufs  dabei  berücksichtigen, 
dafs  Mill's  AngrifTe  vor  allem  den  elier  echt  liehen  Verhältnissen  Englands 
gelten,  die,  von  einseitigen  Übertreibungen  nicht  frei,  bei  rücksichtsloser 
Ausbeutung  die  Frau  gegen  Härte  und  Willkür  des  Mannes  schutzlos  er- 
scheinen  lassen,  wie  es  die  Au&eichnungen  einer  hochstehenden  Dame^) 
seiner  Zeit  an  einem  konkreten  Falle  ergreifend  geschildert  haben.  So 
reformbedürftig  indessen  diese  Zustände  sein  mögen,  verfehlt  erscheint 
es  doch,  daraus  die  herrschende  rechtliche  und  sittliche  Auffassung  der  Ehe 
als  eine  prinzipiell  verwerfliche,  jedes  gesunden  Grundes  entbehrende 
zu  betrachten. 

Wie  für  die  Ehe,  so  fordert  Mill  im  Erwerbs-  und  politischen  Leben 
die  Gleichstellung  der  Geschlechter  und  hier,  insbesondere  hinsichtlich  der 
Berufsthätigkeit,  sind  seine  Lehren  von  gröfserem  Einfluls  auf  die  soziale 
Bewegung  gewesen.  Im  inneren  Zusammenhange  mit  dieser  Forderung 
steht  diejenige  einer  besseren,  der  männlichen  ähnlichen  weiblichen  Er- 
ziehung. Er  verspricht  sich  hiervon  das  Höchste  für  den  Fortschritt  der 
Menschheit,  denn  für  ihn  besteht  kein  Zweifel,  dafs  die  Befähigung  der 
Geschlechter  eine  gleiche,  wenn  auch  nicht  völlig  gleichartige  sei  Es 
ist  aber  dies  erklärtermafsen  für  ihn  nur  ein  Glaube,  ein  Glaube,  dessen 
Bestätigung  er  von  einer  Zukunft  erwartet,  in  der  dem  Weibe  gestattet 
ist,  in  ungehinderter  freier  Selbstbethätigung  alle  ihm  yerliehenen  Gaben 
und  Anlagen  zu  entfalten  und  zu  nützen. 

Gründlicher  und  philosophisch  tiefer  als  Mill,  dessen  positivistischen 
Standpunkt  er  als  flach  und  unwissenschaftlich  verwirft,  hat  Teioh- 
müller')  das  Problem  zu  erfassen  versucht  Indessen  nur  in  der  Me- 
thode der  Behandlung,  nicht  in  den  endlichen  Resultaten  zeigt  sich  ein 
Gegensatz  beider.  Während  Mill  die  Möglichkeit  bestreitet,  die  wahre  Natur 
des  Weibes  zu  erkennen,  auch  diese  Kenntnis  für  entbehrlich  hält,  be- 
trachtet Teichmüller  die  Feststellung  der  weiblichen  Natur  als  unbedingteB 
Erfordernis,  um  eine  gesicherte  Grundlage  für  die  Lösung  des  Problems 
zu  erhalten.  Drei  Standpunkte  erkennt  er  als  möglich  an,  zwei  ideale 
oder  ethische  und  einen  mechanischen.  Nach  dem  einen  der  idealen 
Standpunkte  wird  die  Emanzipation  gefolgert  aus  der  generisohen  oder 
spezifischen  Identität  von  Mann  und  Frau.  Der  Yerfasser  nennt  diesen 
Standpunkt  den  platonischen.  Den  anderen  Standpunkt,  den  aristotelischen, 
vertreten  diejenigen,  welche  ausgehen  von  der  Differenz  der  Geschlechter 


1)  Karoline  Norton:    Die  Fraaen  in  England  unter  dem  Gresetse  unseres  Jahr- 
hunderts.    Aus  den  Englischen.     Berlin  1856. 

2)  Gustav  Teichmüller:  Über  die  Frauenemanzipation.    Dorpat  1877« 
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und  demgemärb  die  kindliche  Sklaverei  der  Frau  fordern.  Der  mechanisohe 
Standpunkt  endlich  behandelt  die  Frauen&age  lediglich  als  Existenzfrage 
und  folgert  die  Befreiung  der  Frau  aus  der  Not  des  Lebens.  Die  Me- 
thode des  Verfassers  ist  die  der  teleologischen  Deduktion,  d.  h.  er  sucht 
nach  dem  von  der  Natur  festbestimmten  Zwecke  des  Weibes,  um  hieraus 
auf  ihre  Kräfte  zu  schliefsen.  Die  Induktion  verwirft  er,  weil  sie  zwar 
eine  Beihe  von  Geisteskräften  in  der  Frau  nachweisen,  niemals  indessen 
behaupten  könne,  dafs  ihr  die  eine  oder  die  andere  Fähigkeit  nicht  zu- 
komme. Ebenso  verwirft  er  die  Deduktion  aus  der  wirkenden  Ursache,  die 
Beweisführung  auf  Grund  der  körperlichen  Beschaffenheit  des  Weibes,  — 
weil  jeder  Unterlage  entbehrend.  Seine  Teleologie  gilt  dem  Verfasser  selbst 
als  die  wissenschaftliche  im  Gegensatz  zu  der  cjnischen,  welche  den  eigent- 
lichen Beruf  der  Frau  in  der  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  als  Hausfrau  und 
Mutter  erblickt,  mithin  den  Zweck  der  schöpferischen  Natur  an  die 
Generationswerkzeuge  anknüpft.  Nach  seinem  eigenen  Ausspruch  unter- 
scheiden sich  deshalb  die  Vertreter  dieser  Richtung  von  den  eigentlichen 
Cynikern  nur  „wie  die  europäisch  zivilisierte  Kleidung  von  dem  Fellum- 
wurf  des  Wilden".  Die  Generationswerkzeuge  rechnet  Teichmüller  gar 
nicht  zu  dem  System  des  Individuums,  ihr  Zweck  liegt  jenseits  des  in- 
dividuellen Lebens.  Um  aber  den  Zweck  des  Menschen  zu  erkennen,  soll 
eben  das  System  des  Individuums  zu  Grunde  gelegt  werden. 

Die  Einheit  und  das  Resultat  des  körperlichen  Lebens  nun  liegt  in 
dem  Nervensystem  und  zwar  in  dem  Zentralorgan.  Das  geistige  Leben 
aber,  in  dem  die  Thätigkeit  des  Gehirns  sich  offenbart,  ist  sich  selbst 
Zweck  und  der  Zweck  der  Menschheit  nur  in  den  wissenschaftlichen, 
ethisch-religiösen  und  künstlerisch- technischen  Thätigkeiten  zu  suchen, 
während  die  Generationswerkzeuge  nur  einem  Nebenzwecke  dienen.  Dies 
gilt  gloichermafsen  für  beide  Geschlechter.  Es  gibt  keinen  Geschlechts- 
unterschied der  Geister.  Aus  allem  diesem  zieht  der  Verfiasser  den  SchluTs, 
dafs  auf  keinem  Gebiete  geistiger  Thätigkeit  der  Frau  geringere  Fähigkeit 
zuerkannt  werden  dürfe,  als  dem  Manne,  indem  er  mit  Mill  sich  beruft 
auf  die  in  allen  Sphären  des  Geistes  erfolgte  Bethätigung  der  Frauen, 
sowie  auf  den  Umstand,  dafs  die  Differenzen  der  Begabung  zwischen  den 
Männern  gröfser  seien,  als  diejenigen  zwischen  Mann  und  Weib. 

Zu  einen  anderen  Resultate  gelangt  er  bezüglich  der  Seele.  Für  das 
niedere  Seelenleben  gibt  er  unbedingt  einen  differenzierenden  Einflufs 
des  Geschlechtes  zu,  jedoch  hält  er  die  seelischen  Kräfte  der  Gattung 
nach  ebenfalls  für  identisch  in  Mann  und  Frau  und  unterschieden  etwa 
nur  wie  verschieden  beanlagte  Augen.  Es  wird  danach  von  ihm  zwar 
die  Möglichkeit  einer  Durchschnittsbestimmung,  nicht  aber  eine  feststehende 
Klassifizierung  der  Arbeiten  nach  der  Verschiedenheit  der  seelischen  An- 
lagen zugegeben. 

Eine  weitergehende  Koordination  mit  der  Geschlechtsdifferenz  als  für 
dos  Seelenleben  räumt  der  Verfasser  für  das  physische  Leben  ein.  Er 
gibt  zu,  daijs  hierdurch  nicht  nur  eine  andere  Sinnesart  bei  dem  Weibe 
bedingt  ist,  sondern  auch  eine  gröfsere  Schwäche  und  Schutzbedürftigkeit, 
welche  ihm  eine  natürlich  abhängige  Stellung  anweist,  den  Mann  zum 
Herrn   bestimmt.     Indessen  betrachtet  er  unter  Hinweis  auf  die  Existenz 
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zahlloser  Männinnen  und  weibischer  Männer  die  yon  der  Natnr  gesogenen 
Grenzen  nicht  für  nnäbertretbar,  sie  sind  ihm  mafsgebend  nur  för  dai 
Durchschnittliche.  Abgesehen  aber  von  der  physischen  Differenz,  welche 
für  die  ethische  Ordnung  bestimmend  ist,  erklätt  er  das  Weib  für  dem 
Manne  durchaus  ähnlich  und  zu  jeder  körperlichen  Arbeit  ebenso  befähigt 
wie  diesen. 

Da  nun  die  Einheit  unserer  menschlichen  Lebensthätigkeit  immer 
nur  in  der  höchsten  Stufe  der  Entwickelung  liegen  kann,  so  erkennt  er 
in  der  Vernunft  den  einzig  möglichen  Mittelpunkt  unseres  Lebens.  Das 
Verhältnis  der  menschlichen  Thätigkeiten  aber  ist  in  beiden  Gesehlechteni 
das  gleiche,  weil  die  Vernunft  beiden  zukommt  und  ihrem  Wesen  nach 
identisch  ist.  Wenn  Teichmüller  nun  auch  zugibt,  dafs  infolge  der  An- 
forderungen, welche  die  Aufgaben  ihres  Oeschlechtes  an  die  Kräfte  und 
Gedanken  der  Frauen  stellen,  diesen  in  stärkerem  Grade  erschwert  ist, 
zu  den  höchsten  Zielen  zu  gelangen,  als  den  Männern,  Ton  denen  übrigens 
auch  nur  der  kleinere  Teil  es  vermag,  so  bestreitet  er  doch  die  Be- 
rechtigung, ihnen  die  stelbstständige  Vernunft  abzusprechen  und  sie  auf 
die  zweite  Stufe  der  Menschheit  zu  stellen. 

Auf  solcher  Grundlage  gelangt  der  Verfasser  zu  dem  Eesultat^  da£s 
zwar  die  idealen  Standpunkte  die  höheren,  mithin  zunächst  mafsgebenden 
sind,  dafs  aber  auch  der  mechanische  Berücksichtigung  yerdient  Seine 
konkreten  Forderungen  sind  in  allem  Wesentlichen  dieselben,  welche  Mill 
aufstellt  Daneben  aber  erscheinen  bei  ihm  andere  Postulate,  —  wir 
nennen  seine  Forderung  eines  allgemeinen  unentgeltlichen  Unterrichte  für 
alle  und  einer  Ernährung  der  lernenden  Jugend  von  Staatswegen,  —  die 
überhaupt  keinen  erkennbaren  Zusammenhang  mit  der  behandelten  Frage 
entdecken  lassen.  Die  Bekämpfung  des  Familiensystems  steht  bei  ihm  mehr 
noch  im  Vordergrunde  als  bei  MilL  Die  Familie  rechnet  er  nicht  za  den 
sittlichen,  sondern  zu  den  Glücksgütem ;  sie  hat  nur  soviel  sittlichen  Wert, 
als  sie  sittliche  Güter  in  sich  aufnimmt  Sie  ist  ihm  das  Bollwerk  des 
Egoismus.  Eine  reinere  Wirksamkeit  in  der  Erziehung  der  Menschheit, 
als  sie  zu  entfalten  vermag,  schreibt  er  der  Freundschaft,  der  Schule,  dem 
Amte  zu.  Und  doch  wieder  verwirft  er  platonische  Staatseinrichtungen, 
weil  sie  das  höchste  Gut,  die  individuelle  Freiheit,  vernichten.  Darin 
aber  liegt  u.  E.  der  verhängnisvolle  Irrtum  des  Verfassen,  dafs  er  den 
hohen  Wert  verkennt,  welchen  festbestimmte  Institutionen,  wie  die  Fa- 
milie, indem  sie  der  individuellen  Willkür  entrückt  sind,  für  die  Erhal- 
tung und  Eegelung  des  sozialen  Lebens  besitzen. 

Beide  aber,  Mill  wie  Teichmüller,  desgleichen  die  übrigen  Anhänger 
der  Emanzipation,  gelangen  zu  einem  ungerechten  Urteile  über  die  be- 
stehenden sozialen  Einrichtungen,  indem  sie  bei  ihren  Betrachtungen  nicht 
vom  Ganzen,  sondern  vom  Individuum  als  solchem  ausgehen.  Für  sie  spitzt 
sich  die  Frauenfrage  völlig  zur  Frage  nach  dem  Verhältnis  der  Geschlechter  in 
Bezug  auf  ihre  individuelle  Befähigung,  vor  allem  der  intellektuellen  zu. 
Gesetzt,  es  bestünde  darin  kein  Unterschied,  so  würde  daraus  die  Not- 
wendigkeit oder  Zulässigkeit  sozialer  Gleichstellung  noch  keineswegs 
schlechthin  gefolgert  werden  können.  Die  sozialen  Aufgaben,  deren  Er- 
füllung den  Geschlechtem  als  solchen  obliegt,  sind  von  Grund  aus  ver- 
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Bcfaieden.  £b  ist  aber  gerade  die  soziale  Fanktion,  zu  welcher  der  Einzelne 
berofen  ist,  dasjenige  Moment,  welches,  soweit  nicht  allgemein  Mensch- 
liches in  Betracht  kommt,  die  Regelnng  seines  Verhältnisses  zur  Gesell- 
schaft bestimmt.  In  dieser  Beziehung  tritt  auch  dann  keine  Änderung 
ein,  wenn,  wie  beim  weiblichen  Geschlechte,  die  soziale  Funktion  eine 
natürlich  bestimmte  ist. 

Überdies  will  es  uns  nicht  nur  durchaus  Terfehlt,  sondern  geradezu 
unmöglich  erscheinen,  das  Wesen  der  weiblichen  Natur  deduktiv  und 
teleologisch  abzuleiten,  wie  es  Teichmüller  thut.  Hält  man  aber  mit 
Hill  die  bisherige  Kenntnis  derselben  für  ungenügend,  so  will  uns  die 
Sammlung  weiterer  Beobachtungen  als  der  einzige  Weg  erscheinen,  um 
zu  einer  sicheren  Unterlage  für  ein  Urteil  über  sie  und  damit  zugleich 
zu  einer  solchen  für  die  Behandlung  der  Frauenfrage  zu  gelangen. 

Zur  richtigen  Würdigung  der  Ausführungen  Teichmüllers  übrigens 
ist  es  notwendig  darauf  hinzuweisen,  daijs  er  seinem  eigenen  Geständnis 
gemäTs  nicht  praktische  Politik  treiben,  sondern  nur  eine  Theorie  ent- 
wickeln will.  Ihm  kommt  es  nur  auf  die  Feststellung  der  letzten  Ziele  an ; 
dem  praktischen  Staatsmann  überläfst  er  es,  die  Mittel  und  Wege,  sowie 
die  Zeit  der  Ausführung  im  Einzelnen  mit  Berücksichtigung  der  histori- 
Bchen  Verhältnisse  des  einzelnen  Staates  zu  wählen. 

In  den  Eeihen  des  Eadikalismus  ist  die  Frauenwelt  vor  allem 
durch  die  in  weiteren  Kreisen  bekannten  Schriftstellerinnen  Hedwig 
Dohm  und  Fanny  Lewald  vertreten.  Während  aber  die  eine  im 
Tone  des  Jakobinertums  das  Emanzipationsprinzip  vertritt,  thut  diese 
es  mit  dem  Ernste,  wie  er  dem  Weibe  besonders  auf  diesem  Gebiete 
wohl  ansteht.  Indem  wir  die  Dohm'schen  Schriften  ^)  hier  erwähnen, 
überkommt  uns  das  Gefühl,  als  bedürfe  es  der  Entschuldigung,  daTs  wir 
ihrer  Besprechung  einen  Platz  in  einer  wissenschaftliohen  Zeitschrift  ein- 
räumen, zumal  neben  Werken  von  Männern  wie  Mill  und  Teichmüller. 
Denn  kaum  ist  ein  schärferer  Kontrast  zu  denken  als  der,  welcher 
zwischen  den  ernsten  Forschungen  dieser  letzteren  und  den  jeder  Ob- 
jektivität baren,  von  unerhörter  Selbstüberschätzung  getragenen  Polemiken 
jener  Frau  zu  Tage  tritt  Aber  es  wird  zur  Notwendigkeit,  wenn  selbst 
Männer  wie  Teichmüller  und  andere  von  dem  selbstbewuTsten  Auftreten 
und  der  Bedefertigkeit  dieser  Frau  über  den  Wert  solcher  Erscheinungen 
sich  haben  täuschen  lassen. 

Die  Schriften  der  Autorin  strotzen  von  Ausdrücken,  wie  „Dummheit", 
1, Albernheit",  „Faselei",  „plumpe  Lüge",  „kindische,  altersschwache  An- 
schauung", „Aschenputteltheorie",  „verlogenes  Geschwätz",  von  Schlim- 
merem ganz  zu  schweigen.  Und  firagen  wir  nach  dem  Inhalte,  so  treffen 
vir  in  solchem  Gewände  zumeist  Phrasen  und  Trivialitäten,  nur  selten 
begegnet  uns  Wertvolleres.  Die  Verfasserin  betrachtet  sich  selbst  als  kühne 
Vorkämpferin  einer  grofsen  Idee,  vor  allem  kündigt  sie  Fehde  an  der 
Heuchelei  unserer  Tage.     Von  einem  Versuche  systematischer,  gründlicher 

1)  Hedwig  Dohm:  Der  Jesaitismus im  Hausstände.  Ein  Beitrag  aar  Frauenfrage. 
Berlin  1873.  —  Der  Franen  Natur  und  Recht.  Zwei  Abhandlungen  über  Eigenschaften 
und  Stimmrecht  der  Frauen.  Berlin  1876.  —  Ferner :  Die  wissenschaftliche  Emanzipation 
der  Frau.     Berlin  1877. 
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Behandlang  der  Frage  ist  nirgends  etwas  zu  spüren  und  konzentriert  sich 
bezeichnender  Weise  ihr  ganzes  Interesse  nnd  Streben  anf  das  weibliche 
Stimmrecht  Hier  eine  Probe  ihrer  Art  und  Auffassung:  „Die  Frauen- 
bewegung^) ist  ihr  ein  Hauptfaktor  in  dem  Kampfe  zwischen  Gott  und 
Mensch,  der  gegenwärtig  die  Grundpfeiler  der  Gesellschaft  erschüttert 
Der  Gott,  der  Hberwunden  werden  soll,  ist  jener  Götze  mit  dem  Medusen- 
haupte, Tor  dessen  Starrblick  der  natürliche  Mensch  zu  einem  Automaten 
einschrumpft,  es  ist  jener  Monopolgott,  aus  dessen  Allmacht  das 
Königtum,  die  Kirche,  die  Klassen  und  die  Geschlechter  ihre  Privil^en 
herleiten,  jener  Gott,  der  stets  hinter  dem  Mächtigen  steht  und  sein  An- 
gesicht leuchten  läfst  über  ihm.  Den  Anfang  der  Aktion  auf  diesem  Ge- 
biete bildet  das  Stimmrecht  der  Frauen''.  In  dem  Königtum  lediglich  ein 
persönliches  Recht,  ein  Monopol  zu  erblicken  und  die  soziale  Stellung  des 
männlichen  Geschlechts  als  Despotismus  in  Parallele  zu  stellen  mit  der 
Herrschaft  des  Königs  und  der  Kirche!  Was  bedarf  es  mehr,  um  die 
Yerwirrung  der  Begriffe  zu  charakterisieren? 

Das  weibliche  Stimmrecht,  dessen  Verteidigung  die  Schrift:  „Der 
Frauen  Natur  und  Recht"  fast  ausschlielslich  gewidmet  ist  und  zu  dessen 
Erringung  die  Gründung  weiblicher  Stimmrechtsyereine  unter  energischer 
Leitung  empfohlen  werden,  betrachtet  Frau  Dohm  als  ein  natürliches 
Recht  und  eine  sittliche  Notwendigkeit,  als  ein  Mittel  zur  Veredelung  der 
Frauen  selbst  wie  des  ganzen  Menschengeschlechtes.  Es  gilt  ihr  als  das 
höchste,  edelste  Ziel  aUes  irdischen  Strebens.  „Die  Frauen,  welche  das 
Stimmrecht  nicht  wollen,  verzichten  damit  auf  die  höchsten  Stufen  mensch- 
licher Entwickelung  und  erklären  sich  für  eine  untergeordnete  Spezies 
der  Gattung  Mensch.''  Man  wähnt  sich  unter  Most'sche  Freiheitsapostel 
versetzt,  wenn  man  eine  an  die  Frauen  gerichtete  Apostrophe,  yne  die 
folgende,  liest:  „Erwachet,  wenn  ihr  Grimm  genug  habt,  eure  Erniedrigung 
zu  fühlen  und  Verstand  genug,  um  die  Quellen  eures  Elends  zu  erkennen. 
Fordert  das  Stimmrecht,  denn  nur  über  dieses  geht  der  Weg  zur  Selbst- 
ständigkeit und  Ebenbürtigkeit,  zur  Freiheit  und  zum  Glück  der  Frau. 
Ohne  politische  Rechte  seid  ihr,  eure  Seelen  mögen  von  Mitleid,  Güte 
und  Edelsinn  überfiiefsen,  den  ungeheuersten  Verbrechen  gegenüber,  die 
an  eueren  Geschlechte  begangen  werden,  machtlos!" 

Im  „Jesuitismus  des  Hausstandes"  will  sie  „von  der  Madonna  Haoa- 
frau's  Haupt  den  heuchlerischen  Heiligenschein  lösen,  den  eine  heuchle- 
rische Gesellschaft  darum  gewoben".  Ein  von  ihr  selbst  gezeichnetes  Zerr- 
bild dient  dazu,  ihr  in  der  Bekämpfung  des  Hausfrauentums  einen  leichten 
Scheinsieg  zu  sichern.  Ihr  Ideal  ist,  wie  das  der  meisten  Emanzipations- 
freunde, die  Ersetzung  des  Familienhaushalts  durch  die  öffentliche  Gemein- 
schaftsküche. Die  Rolle  der  Hausfrau,  wenn  überhaupt  berechtigt,  ist  in 
ihren  Augen  nur  lächerlich  und  verächtlich,  der  weiblichen  Würde  nicht 
entsprechend. 

Die  gleiche  Richtung,  nur  gemäfsigter,  vertritt  die  kritiklose  und 
oberflächliche  Schrift  von   Freimuth*),   Frau  Dohm's  erklärtem  Be- 

1)  Der  Frauen  Natur  etc.  p.  57. 

8)    W.   Freimath:    Die   Frauenbewegang    in   Deatachland    (Streitfragen   Heft  1). 
Minden  1881. 
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wunderer.  Gramer^)  liefert  in  der  Hauptfiaohe  nur  Auszüge  aus  der 
Vorrede  su  einer  russisohen  Übersetzung  von  Mill's  bekanntem  Werke. 
Dais  die  Übersetzerin  und  zugleich  Yerfasserin  der  Vorrede,  Frau  Zebri- 
koDy  Mill's  Ansichten  teilt,  ist  selbstverständlich,  nur  dafs  sie  die  häus- 
lichen Pflichten  der  Gattin  und  Mutter,  abweichend  Ton  diesem,  mit  sel- 
tener Geringschätzung  betrachtet  und  deshalb  auch  von  allen  verheirateten 
Frauen  die  Ausübung  eines  Berufes  auTserhalb  der  Familie  fordert  Die 
Frau  soll  sich  mit  der  obersten  Leitung  des  Hauswesens  begnügen,  im 
übrigen  aber  die  Besorgung  desselben  fremden  Kräften  überlassen.  Die 
Kindererziehung  gedenkt  sie  nach  dem  Muster  der  Kindergärten  zu  einer 
gemeinschaftlichen  und  öffentlichen  zu  machen.  Es  liegt  auf  der  Hand, 
dasB,  was  in  den  gesellschaftlichen  und  ßtandesverhältnissen ,  unter  denen 
die  Verfasserin  lebt,  wenn  auch  nicht  richtig,  doch  wenigstens  möglich 
ist,  nicht  die  Grundlage  für  eine  allgemeine  soziale  (Gestaltung  abgeben 
kann. 

Solchen  Ausschreitungen  eines  extremen  Individualismus  gegenüber, 
wie  wir  ihnen  hier,  vor  allem  bei  Frau  Do  hm,  begegnen,  berühren  An- 
schauungen, wie  sie  Frau  Fanny  Lewald')  vertritt,  geradezu  wohl- 
thuend.  Emanzipationistin  ist  auch  sie.  Mutig  nimmt  sie  den  Kampf 
auf  mit  den  wirklichen  oder  vermeintlichen  Vorurteilen  der  Gegenwart 
Aber  während  wir  sonst  auf  Seiten  der  Emanzipationsfreunde  nur  den  un- 
gestümen und  begehrlichen  Euf  nach  vermehrten  Eechten  vernehmen,  be- 
gegnet uns  hier  zuerst  der  Hinweis  auf  die  Notwendigkeit,  durch  Erfül- 
lung von  Pflichten  Anspruch  auf  weitere  Eechte  zu  verdienen.  Zuerst 
Temehmen  wir  die  Mahnung  an  die  Frauen,  mit  der  Selbstemanzipation 
durch  Änderung  der  herrschenden  seichten  Lebensauffassung,  durch  Selbst- 
erziehung zu  beginnen,  um  so  zur  Erhebung  aus  gedrückter  Lage  den 
Orand  zu  schaffen.  An  dem  dereinstigen  völligen  Siege  des  Emanzipations- 
gedankens zweifelt  F.  Lewald  nicht,  aber  sie  ist  entfernt  davon,  eine 
plötzliche  Bealisierung  für  möglich  oder  auch  nur  für  wünschenswert  zu 
halten,  sie  erkennt,  dafs  es  hier  sich  nur  um  ein  allmähliches  Werden 
bandeln  kann,  sowie  dafs  die  Eeform  nur  von  unten  begonnen  werden  darf. 

Der  Schwerpunkt  liegt  bei  ihr  in  der  Behandlung  der  Erwerbs-  und 
Bildungsfrage.  Gleich  anderen  —  wir  nennen  hier  Luise  Otto')  — 
will  sie  die  Frau  der  mittleren  Stände  durch  hinreichenden  Erwerb  öko- 
nomisch selbständig  gemacht  wissen  und  damit  zugleich  nicht  nur  der  Ab- 
nahme der  Heiratsfrequenz  entgegenwirken,  sondern  auch  der  Ehe  wieder 
den  höheren  sittlichen  Gehalt  geben,  den  diese  ihres  Erachtens  in  dem 
^aise  verloren  hat,  als  sie  zum  Yersorgungsmittel  herabgesunken  ist 
l)abei  verleihen  die  Erfahrungen  ihres  eigenen  Lebens  ihren  Ausführungen 
ein  besonders  warmes  Kolorit  und  ihrer  Sprache  einen  eindringlichen  Cha- 
rter. Sie  streitet  für  die  von  Männern  wie  von  Frauen  gleichmäfsig 
verkannte  Arbeitsehre  des  Weibes.     Die  ersten  unerläfslichen  Anfänge  für 

1)  Nikolai  von  Gramer:  Die  Fraaenfrage.     Riga  1880. 
_,     2)  Fanny   Lewald:   Für   und   wider   die   Fraaen.     Vienehn    Briefe.     2^    Aufl. 
wlin  1876. 

^)  Luise   Otto:   Das   Recht   der  Frauen    auf  Erwerb.    Mit  e.  Vorwort  Ton  Jo- 
seph Heinrichs.    Hambnrg  1860. 
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die  LöBUQg  erblickt  sie  in  den  Gewerbeschulen,  aber  auch  nur  die  An- 
fänge. Dartiber  hinaus  erstrecken  sich  ihre  Wünsche  auf  Einrichtung  weib- 
licher Realschulen  sowie  auf  Gründung  von  Gymnasien  ab  Vorbedingung 
für  weibliches  Studium. 

Es  zeigt  dies,  —  was  sie  auch  sonst  überall  ausspricht,  —  dals  sie 
nicht  geneigt  ist,  irgend  einen  durch  das  Geschlecht  begründeten  Unterschied 
der  Befähigung  anzuerkennen  oder  dem  Geschlechte  irgend  einen  berech- 
tigten EinEufs  auf  die  sozialen  Verhältnisse  einzuräumen.  Ihr  Standpunkt 
ist  in  Allem  derjenige  Mi  11 's,  und  wie  dieser  begeht  sie  den  bedenk- 
lichen Fehler,  die  auf  geistigem  Gebiete  sich  offenbarende  Überlegen- 
heit der  Männer  aus  dem  von  Geschlecht  zu  Geschlecht  gesteigerten 
EinfLuTs  besserer  Bildung  erklären  zu  wollen.  Als  wenn  jedes  Ge- 
schlecht sich  gesondert  fortpflanzte!  Die  Gleichheitsschwärmerei  läTst  sie 
nicht  einmal  die  Verschiedenheit  anerkennen,  welche  zwischen  dem  Ver- 
hältnis des  Mannes  und  dem  der  Frau  zur  Ehe  gegeben  ist  Denn 
daraus,  dafs  Gelehrte,  Beamte  und  alle  gebildeten  Männer  überhaupt,  die 
einen  Beruf  in  der  Welt  erfüllen,  nicht  dadurch  gehindert  würden,  gute 
Gatten,  Väter  und  Haushalter  zu  sein,  zieht  die  Verfasserin  den  seltsamen 
Schlufs,  dals  eine  der  männlichen  gleiche  Bildung  den  Frauen  ebensowenig 
die  Fähigkeit  nehmen  würde,  ihren  einfachen  Beruf  zu  erfüllen! 

Sahen  wir  schon  bei  F.  Lewald  als  Bedingung  jeder  Beform  die 
Vermehrung  der  weiblichen  Tüchtigkeit  betont,  so  erscheint  bei  einer 
Reihe  weiterer  Autoren  dieser  Punkt  noch  ausschliefslicher  als  das  Ziel, 
dem  Sinnen  und  Streben  gewidmet  sind.  Voran  unter  diesen  steht  Luise 
Büchner^).  Jeder  Teil  ihrer  zahlreichen  Schriften  zeigt  uns  die  echt 
deutsche  Frau,  die  ein  warmes  Herz  besitzt  für  die  Menschheit  überhaupt, 
insbesondere  für  ihr  eigenes  Geschlecht  Ihr  weiblicher  Takt  hat  sie 
dayor  bewahrt,  dieses  ihr  Interesse  am  Allgemeinen  durch  Anstellung  yager 
theoretischer  Spekulationen  zu  bethätigen.  Alles  vielmehr  erscheint  bei 
ihr  klar,  gesund,  praktisch  und  nüchtern. 

Während  z.  B.  die  schon  yon  uns  erwähnte  Luise  Otto,  die,  beiläufig 
bemerkt,  sich  mit  ihren  Bestrebungen  irrtümlicherweise  in  sozialistischeB 
Bahnen  wähnt,  in  schwer  begreiflicher  XJnterschätzung  des  weiblichen  Be- 
rufs in  Haus  und  Familie  eine  der  männlichen  gleiche,  allgemeine  ge- 
werbliche Bildung  und  Thätigkeit  der  Frauen,  auch  der  yerheirateten,  als 
das  zu  erstrebende. Ideal  aufstellt,  hat  gerade  in  L.  Büchner  der  mütter- 
liche und  hauswirtschaftliche  Beruf  des  Weibes  einen  beredten  Anwalt  ge- 
funden, der  seine  Bedeutung  und  Schwierigkeit  allen  ins  BewuTstseia 
ruft  Der  Erwerbsthätigkeit,  deren  Erweiterung  auch  von  ihr  befürwortet 
wird,  gibt  sie  nicht  die  Bestimmung,  einen  Ersatz,  sondern  nur  die,  eine 
notwendige  Ergänzung  jenes  weiblichen  Hauptberufes  zu  bilden,  und  soll 


1)  LaUe  Büchner:  Die  Franen  nnd  ihr  Beruf.    6.  Anfl.    LeipsSg  1884. 

Über  weibliche  BernfsBrUn.    Darmstadt  1878. 

Praktische  Venache  cur  Ldsung  der  Frauenfrage.    Berlin  (ohne  Jabresaagabe). 

-—  —  Über  Vorkaafft-  and  Vermittlungsstellen  ftir  weibliche  Handarbeit  Lttpsig 
1878. 

Die  Frau.    Hinterlassene  Aufafttae ,    Abhandlungen  und  Berichte   aar  Fraoea- 

firage.    HaUe  1878. 
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dieselbe  im  wesentlichen  sich  auf  Unverheiratete  beschränken.  Indem 
sie  nur  die  Aussohliefslichkeit  bekämpft,  mit  welcher  bisher  die 
weibliche  Lebensaufgabe  im  häuslichen  Beruf  gesucht  wurde,  und  daneben 
die  Eröffnung  auch  anderer  Bahnen  für  das  Weib  erstrebt,  um  dem  £nt- 
Bchlufs  zur  Ehe  eine  gröfsere  innere  Freiheit  zu  sichern,  ist  sie,  obwohl 
an  der  Forderung  allgemeiner  menschlicher  Gleichstellung  der  Geschlech- 
ter festhaltend,  doch  von  dem  Gedanken  an  die  Möglichkeit  und  Zu- 
läsaigkeit  einer  gleichen  Beschäftigung  weit  entfernt.  Denn  über  eine 
dauernde  Verschiedenheit  der  Geschlechter  in  Beziehung  auf  Mafs  und  Art 
der  natürlichen  Fähigkeiten  entsteht  ihr  kein  Zweifel. 

Aber  welches  ist  das  relative  Mafs  der  Fähigkeiten,  das  die  Frauen 
zur  Ausübung  eines  gewerblichen  Berufes  berechtigt?  In  diesem  Funkte 
konstatieren  wir  eine  Verschiedenheit  der  Ansichten  bei  den  Anhängern 
der  gleichen  Richtung.  In  seinem  an  vortrefflichen  Ausführungen  reichen 
Buche,  das  die  vorliegende  Frage  unter  weiteren  Gesichtspunkten  behan- 
delt, will  Otto  August^)  die  Frau  zur  gewerblichen  Arbeit  nur  soweit 
zugelassen  wissen,  als  sie  Besseres  zu  leisten  vermag  als  der  Mann. 
Denn  überall  da,  wo  ihre  Kraft  und  Thätigkeit  nur  etwa  noch  aus- 
reicht, sieht  er  den  möglichen  Nutzen  der  weiblichen  Arbeit  aufgewogen 
und  überwogen  durch  den  Nachteil,  dafs  die  Männer  verdrängt  werden, 
ohne  die  Frauen  als  Fffegerinnen  des  Hauses  und  Hüterinnen  der  Kinder 
ersetzen  zu  können.  Dem  gegenüber  geht  L.  Büchner  weiter,  insofern 
sie  nur  soweit  eine  thatsächliche  Ausschliefsung  des  Weibes  von  irgend 
welcher  Bemfsart  für  gerechtfertigt  hält,  als  der  Nachweis  minderer  Be* 
fahignng  durch  die  Erfahrung  erbracht  sein  sollte. 

Mit  der  Forderung  einer  Erweiterung  und  Vertiefung  der  weiblichen 
Aufgaben  geht  notwendig  diejenige  einer  gründlichen  Erziehnngsreform 
Hand  in  Hand.  Diese  Folgerung  ist  unabweisbar.  So  besitzt  denn  jene 
im  weiblichen  Erziehungswesen  vorherrschende  Zerfahrenheit  und  Oberfläch- 
lichkeit —  Otto  August  spricht  von  einer  den  Frauen  zur  Zeit 
mangelnden  geistigen  Disziplin  — ,  jene  Halb-  und  Scheinbildung,  welche 
Schwäche  und  Hilflosigkeit,  Unklarheit  und  Unzuverlässigkeit  einerseits, 
auf  der  andern  Seite  aber  oft  Unzufriedenheit  und  Überhebung  erzeugt, 
in  L.  Büchner  eine  unerbittliche  Feindin.  Vor  allem  war  sie  es,  die 
erkannte,  dafs  eine  der  wesentlichsten,  wenn  auch  am  wenigsten  gewür- 
digten Ursachen  des  in  breiten  Schichten  der  weiblichen  Bevölkerung  un- 
streitig herrschenden  Notstandes  in  der  weitverbreiteten  Untüchtigkeit  der 
Frauen  sogar  auf  den  eigentlich  weiblichen  Arbeitsgebieten  liegt,  und  wer- 
den ihre  diesbezüglichen  Beobachtungen  unter  anderen  durch  die  Er- 
fahrungen bestätigt,  welche  Karl  Weifs')  als  Vorsteher  des  berliner 
Viktoriabazars  zu  sammeln  Gelegenheit  hatte  und  in  seiner  den  gleichen 
Standpunkt  vertretenden,  im  Übrigen  bedeutungslosen  Schrift  mitteilt. 
Angesichts  des  im  weiblichen  Erziehungswesen  herrschenden  Zustandes, 
der  ihr  mehr  als  alles  die  Bolle  des  Weibes  so  oft  als  eine  untergeordnete 


1)  Otto  Aagust:  Die  sosiale  Bewegong  snf  dem  Gebiete  der  Frueo.  Hamburg 
1868. 

9)  Karl  Weife,  Der  Notetand  nnter  den  Frauen  mid  die  Abhilfe  desselben.  Ber* 
lin  1870. 
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erscheinen  läfst,  fordert  sie  gleichen  Ernst,  gleiche  Gründlichkeit,  gleiche 
Planmäfsigkeit,  wie  im  Unterricht  der  männlichen  Jugend.  Von  der  Pflege 
eines  strengeren  Pflichtgefähles ,  von  gröfserer  Übung  der  Tugenden  des 
Charakters  erhofft  sie  die  Weckung  der  Energie,  Gewissenhaftigkeit  und 
Tüchtigkeit,  die  sie  mit  Kecht  in  weiten  Kreisen  der  weiblichen  Jagend 
Termifst.  Ernste,  zielbewufste  Arbeit,  aufrichtiges  Ringen  soll  das  Leben 
auch  des  Weibes  mit  wirklichem  Inhalt  erfüllen.  Und  nur  hinsichtlich 
des  Wie,  nicht  auch  des  Was  Terlangt  sie  völlige  Gleichstellung  der 
Frauen,  im  charakteristischen  Gegensatz  zu  F.  Lewald,  die  in  der 
mangelnden  vielseitigen  Fachbildung  den  wesentlichsten  Fehler  des  weib- 
lichen Bildungswesens  suchte. 

Neben  der  Erwerbs-  und  Erziehungsfrage,  für  deren  Lösnng  sie  nicht 
nur  schriftstellerisch,  sondern  auch  handelnd  mit  Unermüdlichkeit  thätig 
gewesen  ist,  widmet  sie  den  anderen  Seiten  des  Gegenstandes  nur  geringe 
Aufmerksamkeit  Für  die  Ehe  fordert  sie  gleiches  Becht  neben  glei- 
cher Verantwortlichkeit.  Völlig  gleichgiltig  verhält  sie  sich  gegen  die 
Frage  der  politischen  Berechtigung  der  Frauen,  deren  Entstehung  sie  auf 
die  langandauemde  Vernachlässigung  der  berechtigten  weiblichen  Interes- 
sen zurückführt,  während  wir  dieselbe  als  ein  notwendiges  Produkt  der 
Herrschaft  eines  übertriebenen  Individualismus  betrachten  und  die  Besei- 
tigung der  Stimmrechtsbewegung  lediglich  von  der  Gewinnung  und  Ver- 
breitung einer  tieferen  Einsicht  in  das  Wesen  der  gesellsohaftlichen  Ein- 
richtungen erwarten. 

Zu  den  eigentlichen  Anhängern  der  Emanzipation  kann  danach 
L.Büchner  nicht  gerechnet  werden.  Aber  während  sie  die  in  Deutsch- 
land vorherrschende  gesundere  Eichtung  in  der  Frauenbewegung  mehr  von 
der  praktischen  Seite  vertritt,  in  echt  weiblicher  Weise  überall  das  Koa- 
krete  beachtend  und  betonend,  so  hat  diese  ihre  prinzipielle,  theore- 
tische Begründung  von  männlicher  Seite  erfahren,  durch  den  Historiker 
von  Sybel^).  Natürlich  vermag  dieser  bei  dem  geringen  Umfange  sei- 
ner Schrift  den  Gegenstand  nicht  nach  allen  Seiten  hin  zu  erschöpfen, 
wohl  aber  hat  er  es  verstanden,  in  dem  engen  Bahmen  eines  Vortrages 
die  allgemeinen  Grundlagen  mit  seltener  Klarheit  zu  behandeln  und  da- 
durch der  auch  bei  uns  drohenden  Verwirrung  der  Anschauungen  wirksam 
zu  begegnen.  Seine  Schrift  gehört  zu  dem  Besten ,  was  wir  auf  diesem 
Gebiete  besitzen. 

Mit  Becht  weist  v.  Sybel  darauf  hin,  dafs  das  entscheidende  Mo- 
ment in  der  Beurteilung  des  Verhältnisses  der  Geschlechter  in  und  zu  der 
Ehe  liegt.  Denn  in  der  That  mufs  nach  der  Auffassung  der  Ehe  im  Übri- 
gen die  soziale  Stellung  und  Aufgabe  des  Weibes  sich  richten.  Vor  allem 
sucht  er  daher  in  diesem  Punkt  sich  mit  seinem  Hauptgegner  Hill  aus- 
einanderzusetzen. Es  liegt  ihm  fern,  die  Härten  des  englischen  Eherechts, 
welche  diesem  vorschwebten,  als  solche  zu  verkennen,  er  bekämpft  jedoch 
das  Verfahren,  darum  die  Ehe  in  ihrer  bisherigen  Form  zu  verwerfen,  die 
Stellung  der  Frau  als  eine  schlimme  Sklaverei,  als  einen  Best  des  Bar- 
barentums  zu   erklären.     Die  angegriffenen   eherechthchen  Bestimmungen 


1)  Heinrich  Ton  Sybel:  tJber  die  EmAniipation  der  Fraaen.    Bonn  1870. 
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sind  in  seinen  Augen  zwar  Übertreibungen,  das  Prinzip  aber,  das  in 
ihnen  Ausdruck  findet,  ein  richtiges,  weil  auf  der  innem  Natur  und  Be- 
stimmung der  Ehe  beruhend.  Die  Ehe  oharaoterisiert  er  als  ein  Verhält- 
nis vollständiger  gegenseitiger  Hingabe  der  Gatten  an  einander,  das,  weil 
es  auf  freier,  tiefer,  inniger  Liebe  beruht,  den  Begriff  der  Knechtschaft 
ausschliefst  und  daiher  auch  rechtlich  nur  als  Tolle,  ganze  und  ewige 
Lebensgemeinschaft  und  nicht  etwa  als  freie  Sozietät  behandelt  werden 
kann.  Gerade  in  dem  bestehenden  Zustande  sieht  er  sonach  den  Schutz 
des  Weibes  gewährleistet  und  durch  eine  Änderung  des  Bestehenden  im 
Sinne  der  Emanzipation  dessen  Würde  und  Glück  tausendfach  mehr  be- 
einträchtigt als  die  Stellung  des  Mannes. 

Was  die  yerschiedenen  Formen  des  ehelichen  Güterrechts  betrifft, 
so  rermag  er  diesen  wegen  der  völligen  Unterordnung  des  pekuniären  Mo- 
ments unter  die  persönlichen  Verhältnisse  während  der  Ehe  überhaupt 
keine  sehr  hohe  Bedeutung  beizulegen.  Wichtiger  erscheint  ihm  die 
Frage  nach  der  Bechtfertigung  der  gesetzlich  anerkannten  Herrschaft  des 
Mannes  in  der  Familie,  besonders  des  überall  giltigen  Beohtsgrundsatzes 
dafs  dem  Manne  die  Verfügung  über  das  gemeinsame  Vermögen  und  die 
Entscheidung  auch  über  das  persönliche  Schicksal  der  Familienglieder 
zosteht  Der  reine  Individualismus,  dessen  notwendige  Frucht  die  Eman- 
lipationsbewegung  ist,  kann  natürlich  bei  konsequenter  Durchführung 
seines  leitenden  Grundsatzes  ein  rechtliches  Herrsohaftsyerhältnis  eines 
der  in  der  Ehe  verbundenen  Personen  niemals  als  gerechtfertigt  aner- 
kennen, weil  es  mit  den  Prinzipien  der  Freiheit  und  Gleichheit  aller 
in  Widerspruch  steht.  Aber  der  reine  Individualismus  beruht  eben  auf 
einseitiger  Anschauung,  auf  unvollkommenem  Verständnis  der  Gesellschaft. 
Es  gilt  ihn  zu  bekämpfen  auf  Grund  einer  richtigeren  Beurteilung  der 
gegenseitigen  Beziehungen  von  Individuum  und  Gesellschaft.  Dies  unter- 
nimmt V.  Sybel,  indem  er  in  vorliegendem  Falle  Stellung  und  Funktion  der 
Frau,  anstatt  aus  einem  absoluten,  willkürlichen  Prinzip,  aus  der  Natur 
der  gesellschaftlichen  Faktoren  ableitet  Das  Besultat,  zu  dem  er  kommt, 
ist  kein  neues,  es  ist  dasselbe,  zu  dem  die  Menschheit  zu  allen  Zeiten  durch 
die  gewöhnliche  praktische  Vernunft  geführt  wurde  und  das  hier  nur 
seine  Begründung  erhält. 

Nicht  also  auf  irgend  einen  aus  der  Individualität  abgeleiteten  Becht- 
fertigungsgrund,  sei  es  gröfsere  Körperkraft,  sei  es  geistiges  Übergewicht  des 
Mannes,  führt  v.  Sybel  die  Notwendigkeit  des  bestehenden  rechtlichen 
Verhältnisses  der  Geschlechter  in  der  Ehe  zurück,  dasselbe  beruht  für 
ihn  auf  dem  grofsen  Gesetze  der  Arbeitsteilung,  dessen  Anwendung 
hier  durch  die  Natur  selbst  erzwungen  wird.  Es  beruht,  wie  er  es  mit 
anderen  Worten  treffend  ausdrückt,  darauf,  dafs  die  Männer  Väter,  die 
Frauen  Mütter  sind.  Der  Umstand,  dafs  die  Frau  in  dem  Hauptabschnitte 
ihres  Daseins  der  Begel  nach  durch  einen  einzigen  grofsen  Beruf,  die 
Pflege  und  Erziehung  der  Kinder,  völlig  absorbiert  und  schutzbedürftig 
wird,  weist  dem  Manne  die  natürliche  Verpflichtung  zu,  für  Unterhalt 
und  Schutz  zu  sorgen,  sowie  die  Vertretung  nach  aufsen  zu  übernehmen. 
Diese  seine  Verantwortlichkeit  bedingt  sein  gesetzliches  Bestimmungsrecht. 

N.  F.  Bd.  Vn.  27 
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Zugleich  ist   es  diese  BerufsstelluDg  der  Frau   in   der  Ehe,  welche  ohne 
Rücksicht  auf  Fähigkeiten  sie  Ton  regelmäfsigem  Erwerbe  aussehliefst 

Ebenfalls  im  Gegensatze  zu  llill  und  seinen  Anhängern  betrachtet  er 
eine  der  Bestimmung  der  Geschlechter  angepafste  natürliche  Yerschieden- 
heit  der  geistigen  Konstitution  als  unumstöfsliche  Thatsaohe,  indem  er 
dem  Manne  die  methodische  Durchbildung  des  Verstandes,  der  Frau  die 
angeborene  Feinheit  und  Schnelligkeit  des  Gesamtempfindens  zuspiicht 
und  diesen  Unterschied  zugleich  zum  Mafsstabe  erhebt,  nach  dem  sich 
die  Teilnahme  der  Frau  an  den  Geschäften  der  Männer  zu  bemessen 
hat.  Auch  hierin  erhält  der  Verfasser  sich  mit  dem  allgemein  herrschen- 
den Gefühlsbewufstsein  in  Übereinstimmung,  das  bis  dahin  einer  weiteren 
Verbreitung  der  Emanzipationsgrundsätze  bei  uns  hinderlich  war.  Als  die 
danach  für  Frauen  sich  eignenden  Beschäftigungen  nennt  er  Detailyor- 
kauf, Gärtnerei,  Krankenpflege,  Medizin,  Diplomatie  (?),  perhorresziert  da- 
gegen weibliche  Fürsten,  Philosophen,  Advokaten,  Politiker,  Litteraten  eto. 

Seine  Stellung  zur  Frage  der  politischen  Berechtigung,  die  er  über- 
haupt nur  für  Witwen  und  UnTorheiratete  gelten  läüst,  ist  somit  Ton 
selbst  gegeben.  Seiner  Meinung  nach  muTs  die  faktische  Eutseheidang 
verschieden  ausfallen,  je  nachdem  das  Stimmrecht  im  Wahlsystem  tU 
wichtiges  politisches  Amt  oder  als  allgemeines  Mensohenreoht  behandelt 
wird.  Im  ersteren  Falle  würde  es  für  das  weibliche  Geschlecht  in  Weg- 
fall kommen  müssen,  weil  nur  in  seltenen  Fällen  Befähigung  und  Be- 
gehren, die  Bedingungen  zu  erfüllen,  auf  Seiten  der  Frauen  vorhanden 
sein  würde.  Im  zweiten  Falle  erkennt  er  es  als  notwendige  Konsequeni 
unumwunden  an.  Diese  Antwort  ist  allerdings  nur  eine  konditionale. 
Indessen  beseitigt  er  jeden  Zweifel  über  seine  eigentliche  Meinung 
durch  die  blofse  Stellung  der  Frage,  ob  der  Staat  besser  thue,  den  züch- 
tigen Jungfrauen  das  Wahlrecht  zu  geben  oder  es  den  dummen  and  rohen 
Männern  zu  beschränken.  Und  in  der  That  ist  u.  £.  nichts  so  sehr 
dazu  angethan,  Zweifel  an  der  Richtigkeit  jener  politisohen  Theorie,  die 
im  allgemeinen,  gleichen  Stimmrecht  zum  Ausdruck  gelangt,  zu  erragcOf 
als  der  Umstand,  dafs  das  Wahlrecht  der  Frauen  ihre  unabweisbare 
Konsequenz  bildet. 

Für  das  Gebiet  privater  Berufs-  und  Erwerbsthätigkeit  will  v.  Sjbel 
Gleichberechtigung,  der  er  indessen  nur  für  die  Unverheirateten  Bedeutong 
beimifst  Im  Unterschiede  aber  von  anderen  erwartet  er  Abhilfe  für  die 
vorhandenen  Übelstände,  die  ihm  nur  bei  den  höheren  Ständen  vorzu- 
liegen scheinen,  weniger  von  einer  Erweiterung  des  weiblichen  Brwerbs- 
gebietes  als  von  einer  Erziehungsreform,  die  er  flüchtig  skizziert  Hin- 
sichtlich der  formalen  Bildung  soll  kein  Unterschied  für  die  Geschlechter 
bestehen,  so  dafs  z.  B.  auch  die  klassischen  Sprachen  aus  dem  weibliehen 
Unterricht  nicht  ausgeschlossen  blieben,  im  Übrigen  jedoch  Vorbildung 
für  den  Beruf  der  Hausfrau  erstrebt  werden.  Nach  Absolviening  der 
Schulzeit,  etwa  vom  15.  oder  16.  Lebensjahre  an,  will  er  die  weitere 
Erziehung  ganz  dem  Eltemhause  anvertraut  und  damit  für  die  künftigen 
Ehefirauen,  die  Mehrzahl,  den  Unterricht  abgeschlossen  wissen.  Daran 
hätten  sich  für  die  Übrigbleibenden  Fachstudien  anzureihen.  Die  Ge- 
legenheit zum  höheren  Studium  wäre  mit  Rücksicht  auf  die  Verschieden- 
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orügkeit  der  Yorbildung  der  Geschleohter  nicht  dnroli  Zulassung  zu  den 
Umyersitäten,  Bondern  durch  Einrichtung  Öffentlicher  YorlesungskurBe  zu 
gewähren.  Auf  diese  Weise  denkt  der  Verfasser  sich  eine  in  den  höheren 
und  mittleren  Ständen  zu  oft  vermifste,  der  männlichen  homogene  Bildung 
der  Pranen  yerwirklicht,  ohne  Beeinträchtigung  der  besonderen  Berufs- 
bildung,  eine   Erziehung  zugleich,  welche  dem  wahren  Bedürfnis  genügt. 

Über  die  Bichtigkeit  und  Zweckmäfsigkeit  der  letzterwähnten  Yor- 
Bchläge  läÜBt  sich  natürlich  mannigfkch  streiten.  So  wird  beispielsweise 
Ton  Tinette  Homberg^),  einer  Sohiiitatellerin,  die  sonst  durchaus 
auf  dem  Boden  (Reicher  Anschauungen  steht^  die  insbesondere  die  strenge 
Trennung  der  allgemeinen  yon  der  speziellen,  fachlichen  Bildung  ebenfalls 
befürwortet,  der  Unterricht  in  den  altklassischen  Sprachen  in  die  Fachschule 
yerwiesen.  Wir  andererseits  möchten  z.  B.  die  Notwendigkeit  einer  alt- 
klassischen Bildung  selbst  für  die  Mädchen  höherer  Stände  bezweifeln. 
Auch  Reu  per*),  der  über  den  Beruf  des  Weibes  ähnlich  denkt  und 
dem  entsprechende,  eingehendere  Yorschläge  für  die  Gestaltung  des  weib- 
lichen Unterrichts  formuliert,  schliefst  die  alten  Sprachen  in  seinem  Plane 
aus.  Indessen,  welche  Wege  hier  einzuschlagen  wären,  das  wird,  glauben 
wir,  einstweilen  eine  offene  Frage  bleiben  müssen,  wohingegen  T.  Hom- 
berg's  Ansicht  Ton  der  Unzweckmäüsigkeit  des  Sybel'Bchen  Yorschlages, 
die  Fachstudien  in  einem  späteren  Zeitpunkte  erst  für  die  unverheiratet 
Bleibenden  beginnen  zu  lassen,  rückhaltlose  Zustimmung  yerdient  Denn 
in  der  That  dürfte  es,  namentlich  für  die  Beteiligten  selbst,  schwer  fallen, 
den  Zeitpunkt  zu  bestimmen,  Ton  welchem  ab  sie  sich  als  übrigbleibend 
SU  betrachten  haben,  und  wäre  er  selbst  bestimmbar,  so  dürfte  es  in  ihm 
oft  zu  spät  sein,  um  eine  gründliche  Berufsbildung  noch  ausführbar  er- 
scheinen zu  lassen. 

Die  erwähnten  Yorschläge  Reuper's,  die  sich  sowohl  auf  die  all- 
gemeine, wie  auf  die  sich  anschliessende  fkchliche  Bildung  der  Frauen 
erstrecken,  müssen  bei  ihrem  detaillierten  Charakter  der  Beurteilung  der 
Pädagogen  überlassen  bleiben.  Yon  allgemeinerem  Interesse  ist  es,  dafs 
er  die  Ordnung  des  höheren  Mädchenschulwesens  dem  Priyatbetriebe 
gänzlich  entziehen  und  wegen  der  grofsen  und  allgemeinen  Bedeutung, 
welche  die  Bildung  der  Mütter  für  die  Gesamtheit  besitzt,  dem  Staate 
überweisen  möchte,  in  der  Weise,  dafs  die  Schulen  zwar  Gemeindeschulen 
würden,  der  Staat  jedoch  ihnen  eine  gemeinsame  gesetzliche  Basis  schüfe 
und  der  Gründung  solcher  seine  Unterstützung  liehe. 

Immer  mehr,  immer  ausschliefslicher  sehen  wir,  indem  wir  un- 
sere Umschau  erweitem,  die  Unterrichts-  und  Erziehungsf^e  sich  auf 
diesem  Gebiete  in  den  Yordergrund  drängen.  Sie  ist  es  auch,  die  den 
Kernpunkt  in  den  Schriften  der  Pinoff,  Beichardt-Stromberg  und  der 
„deutschen  Frau'*  bildet,  nur  läfst  sich  nicht  läugnen,  daCs  die  Blüten, 
welche  hier  zu  Tage  treten,  bisweilen  ein  recht  seltsames  Aussehen  zeigen. 
Oewifs  lautet  es  vernünftig,  wenn  Minna  Pino  ff)  die  geistige,  sittliche 


1)  Tinette  Homberg:   Auch  noch  ein  Bmtrag  znr  heutigen  Franenfrage.     Leip- 
lig  1879. 

Fimaenbeinf  und  Franenbüdung.    Wien  1878. 

Befonn  der   weibliehen   Eriiehung  als   Grandbedingung  tur 
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und  Ökonomische  Befreiung  der  Frau,  aber  nicht  im  Sinne  der  eigent- 
lichen Emanzipation,  basiert  auf  die  Erziehung  der  Frau  snr  Arbeit  donh 
die  Arbeit,  yerwirklichen  will.  Aber  eigentümlich  mutet  es  den  Leser 
an,  wenn  er  sieht»  dafs  dies  geschehen  soll  durch  Erweiterung  des  Kinder- 
gartens in  „Baum,  Ziel  und  Form",  durch  Schaffung  weiblicher  Berofft- 
schulen,  die  zugleich  ünterrichtsanstalten  und  Arbeitsstätten  waren,  zu- 
gleich zum  Lehren  wie  zum  Lernen  dienten.  Die  Ausbildung,  welche 
das  junge  Mädchen  in  diesen  Stätten  empfinge,  ist  als  eine  yorwiegend 
praktische,  sowohl  für  das  Haus  wie  für  den  selbständigen  Erwerb  be- 
rechnete gedacht,  dabei  als  eine  Körper  und  Geist  gleichmälsig  pflegende. 
Ihre  Unterhaltsmittel  sollen  diese  Anstalten,  welche  sich  die  VerfSuaeiin 
noch  mit  Fensionaten  für  Schülerinnen  und  Arbeiterinnen  jeglicher  Art 
verbunden  denkt,  durch  unmittelbare  Herstellung  ihres  gesamten  Lebeus- 
bedarfs,  sowie  durch  Yeraufserung  des  etwaigen  Überschusses  ihrer  Er- 
zeugnisse selbst  erwerben. 

Eine  allgemeine  Franenassociation  hätte  die  Verwertung  der  so  ge- 
wonnenen Arbeitskraft  zu  bewirken.  Insbesondere  sollen  nach  diesem 
Flaue  Verkaufs-  und  Ausstellungs-Zentralstellen  für  den  Verkehr  zwischen 
Froduzenten  und  Konsumenten  unterhalten,  sowie  weibliche  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  aller  Art  geschaffen  werden.  Das  Ziel,  das 
die  Ver&sserin  auf  solchem  Wege  zu  erreichen  hofft,  ist  die  Schaffang 
eines  echt  weiblichen  Selbstbewufstseins,  gleich  entfernt  von  der  Selbst- 
überhebung der  Emanzipationsfr^unde ,  wie  von  der  herrschenden  Halt- 
losigkeit. Auch  soll  die  Erziehung  der  Frau  nicht  blos  auf  praktische, 
sondern  zugleich  auf  allgemeine  soziale  und  humane  Zwecke  gerichtet  sein. 

Der  Geist,  in  dem  die  Finoffsche  Schrift  gehalten  ist,  erscheint  als  ein 
durchaus  idealer,  und  Terdient  ihr  Streben,  das  Weibliche  im  Weibe  durch 
harmonische  Ausbildung  zu  entwickeln,  der  Frau  zu  sittlicher  Kraft,  zu  wah- 
rer Selbständigkeit  und  freier  Selbstbestimmung  zu  verhelfen,  zweifellos  An- 
erkennung; ihre  konkreten  Vorschläge  für  die  Organisation  des  weiblichen 
Bildungswesens  aber  zeigen  Verschwommenheit,  Unbestimmtheit  und  Un- 
klarheit, ja,  wir  möchten  sagen  einen  gewissen  phantastischen  Zug,  so 
dafs  sie  kaum  je  irgend  einen  Wert  für  die  praktische  Lösung  der  Fraaen- 
frage  erlangen  werden.  Überhaupt  läfst  das  Buch,  das  sich  etwa  wie 
eine  Verbindung  FröbeFscher,  Mill'scher  und  Büchner'scher  Vorstellungen 
ausnimmt,  jede  konsequente  Gedankenentwickelung  vermissen,  weshalb  es 
überhaupt  schwer  fällt,  zu  einem  einigermaÜBen  präzisen  Bilde  von  den 
Anschauungen  und  Absichten  der  Verfasserin  zu  gelangen. 

Von  anderen  Gesichtspunkten  ausgehend,  wenn  auch  auf  der  Über- 
zeugung von  der  Notwendigkeit  spezifisch  weiblicher  Bildung  ebenfalls 
ruhend,  erscheint  der  Unterrichtsplan,  wie  ihn  Eeiohardt-Strom- 
b  e  r  g  1 )  in  ihrer  „Staatsbürgerin*'  entwickelt.  Sie  wünscht  eine  bis  zam 
12.  Lebensjahre  obligatorische  Schule,  die,  um  die  Standesuntersohiede  in 
Anschauung,  Bildung,  Streben  und  Charakter  auszugleichen,  für  alle  Stande 

LÖsoDg   der  sozialen  Frage   der  FraacD.     Breslau    1867.     Wir  nennen   eine   andere  ans 
nicht  vorliegende  Schrift  der  Verfasaerinf  betitelt:  Die  Erziehung  lur  Arbeit 

1)  Mathilde  Beichardt-Stromberg:  Frauenrechtund  Franenpfiicht    3.  Aii& 
Leipzig  1888.  —  Die  Staatsbürgerin.    Leipzig  1880. 
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gemeiDBam  und,  um  jede  Beeinträchtigung  des  TJnterrichtszweckes  durch 
fremde  Zwecke,  wie  es  der  Erwerb  bei  der  PriTatschule  ist,  fernzuhalten, 
staatlich  sein  soll.  Der  Unterricht,  der  die  Unterweisung  in  weiblicher 
Handarbeit  sorgfaltig  zu  berücksichtigen  hätte,  soll  unentgeltlich  sein.  Nach 
dem  12.  Lebensjahre  hätte  sich  ein  ebenfalls  obligatorischer  zweijähriger, 
aber  nunmehr  bezahlter  Unterricht  in  Gemeindeschulen  anzusohliefsen, 
welchen  die  Berücksichtigung  der  Bedürfnisse  der  verschiedenen  Stände 
gestattet  wäre,  fortwährend  aber  unter  Anpassung  an  die  allgemeine  weib- 
liche Bestimmung.  So  soll  z.  B.  eine  Mädchenschule  im  Dorfe,  um  eine 
Ausbildung  in  den  Terschiedenen  Zweigen  des  weiblichen  Arbeitsgebietes 
zu  ermöglichen,  mit  Kinderbewahranstalt,  Volks-  oder  Armen-  und  Eranken- 
hausküche,  Waschanstalt  und  Garten  verbunden  werden.  An  die  obliga- 
torische allgemeine  Schule  schliefst  sich  in  dem  Plane  der  Verfasserin,  den 
Hoch-  und  Realschulen  der  männlichen  Jugend  entsprechend,  die  höhere 
fakultative. 

Ihren  allgemeinen  Standpunkt  in  der  Frauenfrage,  aus  dem  diese 
konkreten  Vorschläge  für  den  weiblichen  Unterricht  fliefsen,  hat  die  Ver- 
fasserin ausführlicher,  als  es  in  der  „Staatsbürgerin''  geschieht,  schon  in 
ihrem  früheren,  jetzt  in  neuer  Auflage  erschienenen  Buche  „Frauenrecht 
and  Frauenpflioht"  dargelegt,  einem  Buche,  in  dem  aus  jeder  Zeile  das 
gesunde  Urteil  einer  begabten  und  besonnenen  Frau  spricht  und  das  daher 
die  reiche  Anerkennung,  das  es  gefunden  hat,  wohl  verdient.  Sie  ist 
Gegnerin  der  sogenannten  Emanzipation.  In  eifriger,  oft  von  feiner 
Ironie  erfüllter  Bekämpfung  der  Lewald'schen  Argumentationen,  die  sie 
mit  Glück  und  Geschick  widerlegt,  tritt  sie  für  den  spezifisch  häuslichen 
Beruf  des  Weibes  ein.  Auf  diesen  Beruf,  nicht  auf  die  Erwerbthätigkeit, 
soU  bei  voller  Bechtsgleichheit  auch  in  Zukunft  thatsächlich  die  Existenz 
ihres  Geschlechtes  gegründet  bleiben,  nur  unter  besserer  Berücksichtigung 
der  Schwierigkeit  desselben,  die  eine  gröfsere  Sorgfalt,  als  bisher,  in  der 
Erziehung  für  Haus  und  Familie  erheischt.  Auch  in  der  „Staatsbürgerin'' 
klingt  oft  noch  der  gleiche  Grundton,  wie  in  der  vorerwähnten  Schrift, 
darch ;  so  in  der  Ausführung,  dafs  die  ganzen  Emanzipationsbestrebungen 
aaf  einem  über  sich  Hinauswollen  des  Weibes  beruhen  und  darauf  aus- 
gehen, das  Beste  im  Weibe  zu  ertöten,  um  die  Herrschaft  des  Unan- 
gemessenen herbeizuführen.  Wir  lassen  es  dahingestellt  sein,  ob  die 
VerfSasserin  nicht  zu  weit  geht,  indem  sie  jede  von  den  Frauen  nach  Art 
der  Männer  ausgeübte  Berufsthätigkeit  verdammt.  Im  Übrigen  aber,  welcher 
Abstand  zwischen  beiden  Schriften!  Wir  wollen  ganz  absehen  von  den 
iQehr  als  die  Hälfte  des  Buches  füllenden  Expektorationen  über  Ultramon- 
tanismus und  Sozialdemokratie,  welche  mit  der  Behandlung  der  Fraaen- 
^nge  zu  verbinden  die  Autorin  sich  durch  die  Überzeugung  veranlafst  sieht, 
daXs  der  moderne  Staat  in  einem  Krankheitszustande  sich  befinde,  der  eben 
seine  Symptome,  auTser  im  zunehmenden  Überschusse  lediger  Frauen,  im 
Ultramontanismus  und  in  der  Sozialdemokratie  offenbart,  seine  Ursache 
Aber  im  Nichtvorhandensein  einer  Staatsbürgerin  neben  dem  Bürger  be- 
sitzt, d.  h.  in  einem  Mangel  an  Staatsgesinnung  bei  den  Frauen,  der 
aus  der  Vernachlässigung  des  weiblichen  Geschlechtes  von  Seite  des  Staa- 
ts resultiert!     Nicht  besser   hätte  die  Verfasserin  ihre  Behauptung,  da£B 
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Familie  und  Haus  den  wahren  Beruf  der  Frauen  umschlössen,  belegen 
können,  als  indem  sie  selbst  sich  auf  das  Gebiet  positiver  Sonalpolitik 
begab.  Alles  erwartet  und  fordert  sie  vom  Staate.  Nicht  nur  soll  dieser 
für  die  ledigen  Frauen  Beschäftigungen  und  Anstellungen  reserrieren, 
beziehungsweise  ins  Leben  rufen,  er  soll  sogar  —  horribile  dictu !  —  für 
ihre  Yerminderung  Sorge  tragen,  und  zwar  einerseits  durch  die  enrahnte 
Erziehungsreform,  anderseits  durch  die  Übernahme  der  Einderrersorgung, 
welche  durch  Gewährung  eines  aus  einer  allgemeinen  Mannes-  oder  Kinder- 
Steuer  aufzubringenden  imd  an  jede  Mutter  für  jedes  unter  fünfzehnjährige 
Kind  auszuzahlenden,  jährlichen  Kost-,  Pflege-  und  Erziehungsgeldes  n 
geschehen  hätte!  Es  gibt  Dinge,  die  so  sehr  das  Gepräge  der  Thorheit 
an  der  Stime  tragen,  dafs  jede  Kritik  überflüssig  wird.  Dahin  gehört 
auch  dieser  Yorschlag,  und  man  wird  es  begreiflich  finden,  wenn  wir  be- 
dauern, dafs  die  frühere  Schrift  der  Verfasserin  nicht  ihre  einzige  aof 
diesem  Gebiete  geblieben  ist 

Die  gleiche  Forderung,  wie  wir  sie  Beuper  und  Be  ich  ar  dt- Strom - 
borg  stellen  sehen,  dafs  nämlich  der  Staat  die  Leitung  des  Mädchenschal- 
wesens übernehme,  begegnet  uns  in  der  Schrift  einer  ungenannten  Dame  ^\ 
die  auch  sonst  in  ihren  Anschauungen,  namentlich  in  ihrer  Ansicht  über 
den  notwendigen  Inhalt  der  weiblichen  Erziehung,  mannigfache  Überein- 
stimmung mit  den  Yorgenannten  zeigt.  Und  in  der  That  legt  die  Be- 
obachtung des  mangelhaften  Zustaudes,  in  dem  sich  das  weibliche  Bil- 
dungswesen zur  Zeit  noch  befindet,  den  Wunsch  nahe,  durch  eine  öfTent- 
liche  Organisation  desselben  eine  Garantie  für  seine  zweckentsprechende 
Gestaltung  zu  erlangen,  um  so  mehr,  als  die  allgemeine  Bedeutung,  welche 
der  Bildung  der  Frauen  in  Staat  und  Gesellschaft  zukommt,  sich  nicht 
länger  verkennen  läfst.  In  der  Hebung  der  weiblichen  Erziehung  in- 
dessen sieht  die  letzterwähnte  Autorin  nur  eine,  wenngleich  die  wichtigste 
Mafsregel,  in  welcher  der  Staat  die  geforderte  höhere  Beachtung  der 
weiblichen  Existenz  zum  Ausdruck  zu  bringen  hätte.  Darüber  hinaus 
verlangt  sie  von  ihm,  dafs  er  die  Yerheiratete  vor  MiXshandlung  des 
Mannes  schütze  und  ihr  eine  günstigere  Stellung  im  ehelichen  Güterrecht 
sichere;  er  soll  Schutz  gewähren  gegen  ungerechtfertigte  Herabsetzung 
des  Lohnes,  sowie  für  Anpassung  der  fabrikgesetzlichen  Bestimmungen 
an  die  Bedingungen  des  Frauendaseins;  er  soll  endlich  für  strengere 
Wahrung  der  Sittlichkeit  eintreten  durch  verständige  Zensur,  sowie  dnrch 
Beschränkung  der  Yergnügungslokale,  lauter  Forderungen,  die,  wie  man 
sieht,  mindestens  einen  höchst  ungleichen  Wert  und  dabei  zum  Teil  eine 
sehr  geringe  Ausführbarkeit  besitzen  und  deren  Zusammenstellung  eben 
auch  nur  einer  das  Gebiet  allgemeiner  Sozialpolitik  betretenden  Fran 
verziehen  werden  kann.  Überhaupt  läfst  auch  hier  wieder  einmal  die 
ganze  Gedankenentwickelung  den  erforderlichen  inneren  Zusammenhang 
durchweg  vermissen. 

Originell  aber  unbrauchbar  ist  ihr  Yorschlag  zur  Regelung  des  po- 
litischen Stimmrechts.    Um  der  Frau,  deren  direkte  Beteiligung  am  öifent* 


1)  Zur   LÖsmig   der  soziftlen  Frage   dnrch    die  Fran.     Von   einer   deutschen  Fnn, 
Berlin  1878. 
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liehen  Leben  die  VeifasBerin  mit  Entsohiedenheit  yerwirft,  dennoch  den 
gebührenden  EinflofB  zu  sichern,  verlangt  sie  für  die  Familienväter 
eine  doppelte  Stimme  in  allen  öffentlichen  Angelegenheiten,  eine  Mafs- 
regel,  von  der  sie  eine  Abschwachung  des  bedenklichen  Übergewichts  der 
Junggesellen  bei  den  politischen  Wahlen  und  zugleich  eine  Beförderung 
der  Eamiliengründung  erwartet!  Im  Dienste  der  letzteren  steht  auch  die 
vorgeschlagene  Einführung  einer  Junggesellensteuer. 

Im  Übrigen  steht  die  Verfasserin  auf  dem  Boden  positiv  christlicher 
Anschauungen,  welche  sie  mit  den  nachfolgend  zu  nennenden  Autoren 
aufs  Engste  verbinden.  Mit  der  christlichen  Olaubensüberzeugung  indessen, 
die  sie  vertritt  und  die  ja  auf  die  allgemeine  Stellung  ihrer  Vertreter 
zu  unserer  Frage  stets  bestimmend  einwirkt,  stehen  bei  ihr  so  wenig 
wie  bei  den  anderen  die  einzelnen  konkreten  Vorschläge  —  ausgenommen 
etwa  die  Sonntagsheiligung,  von  der  sie  sich  für  die  Lage  der  Frauen 
seltsamer  Weise  viel  verspricht  —  in  einem  notwendigen  inneren  Zu- 
eammenhange. 

Wie  sie  allein  auf  das  Christentum  die  hohe  Stellung  zurückfuhrt, 
welche  gegenwärtig  die  Frau  einnimmt,  so  erkennt  sie  auch  in  dem  Fest- 
halten am  Glauben  das  einzige  Mittel  zur  Behauptung  einer  würdigen, 
gleichberechtigten  Stellung,  eine  Überzeugung,  die  man  als  eine  der 
ganzen  Bichtung  gemeinsame  betrachten  mufs  und  die  Wiener^) 
durch  eine  Vergleichung  der  Lage  der  Frauen  bei  den  verschiedenen 
Kulturvölkern  und  in  den  verschiedenen  Geschichtsperioden  eingehender 
zu  begründen  versucht  hat  Die  möglichen  Einwände  hat  Wiener  dabei 
nicht  genügend  gewürdigt  und  widerlegt,  wie  denn  überhaupt  das  Wiener' 
sehe  Buch,  mag  es  auch  hier  und  da  Sichtiges  vertreten,  nicht  den 
besseren  Leistungen  zugezählt  werden  kann.  Die  matten  und  trockenen 
Ausführungen,  die  weder  neue  noch  tiefe  Gesichtspunkte  bieten  und 
durchzogen  sind  von  einer  Fülle  von  Beispielen,  die  der  Verfasser  über- 
wiegend der  oberflächlichen  Materialiensammlung  Klemm's*)  entnimmt» 
zeigen  von  einer  gewöhnlichen,  ja  trivialen  Denkweise,  die  jede  höhere 
Schulung  entbehrt. 

Dafs  aber  der  christliche  Standpunkt  eine  Verschiedenheit  in  der 
Anffossung  der  Frauen£rage  nicht  schlechthin  ausschliefst,  zeigen  zwei  so 
entschiedene  Vertreter  desselben,  wie  König  ^)  und  Nathusius^). 
Während  König,  obwohl  er  in  Übereinstimmung  mit  Nathusius  Haus 
und  Familie  als  dauernde  Grundlage  für  die  Existenz  des  Weibes  betrachtet, 
dennoch  die  weibliche  Erwerbsthätigkeit  als  vollberechtigt  anerkennt  und 
xur  Fraaenfinge  im  grofsen  und  ganzen  dieselbe  Stellung  einnimmt  wie 
L.  Büchner  und  andere,  lehnt  dieser  in  seinem  von  frischer  und  oft 
treffender  Polemik  getragenen,  auch  an  geschichtlichen  Mitteilungen  über 
die  Frauenbewegung  reichen  Buche,    von   einer  Frauenfrage,   die   etwas 

1)  Wilhelm  Wiener:  Die  Fniaen,  ihre  Oeschichte,  ihr  Beruf  and  ihre  BUdnng. 
Hi^  1880. 

2)  Klemm:  Die  Frauen.     Dresden  1859.     6.  Bde. 

8)  Robert  König:     Zur   Charakteristik    der  Frauenfrage.     Leipzig    und   Biele- 
feld 1870. 

4)  Philipp  Yon  Nathusius:  Zur  Frauenfrage.    Halle  1871. 
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Wesentliohes   in   der  Stellung   des   ganzen   Oeschleohtes   betreffen  tollte» 
selbst  den  Namen  ab.     'Beruf  nnd  Lebensaufgabe  der  Frauen  gelten  ihm 
als    ein    für  allemal   in    festen  Ordnungen    der  Natur  und  des  göttliohen 
Gebotes    begründet  und   befindet   er   sich  danach,   abgesehen    yon  seiner 
spezifisch    christlichen  Überzeugung,   in   einer   von   ihm   selbst  als  merk- 
würdig konstatierten  Übereinstimmung  mit  y.  Sybel,  dessen  Schrift  ihm  ent 
kurz  vor  Beendigung  seiner  eigenen  zuging,  und  die  daher  keinen  Einftoft 
auf  ihn  hat  ausüben  können.    Er  leugnet  keineswegs  vollständig  das  Vor- 
handensein  eines  Notstandes,    er  bestreitet   nur  seine  Allgemeinheit  und 
Dringlichkeit  und  vertritt  die  Ad  sieht,  dafs  das  Haus  trotz  der  mannich- 
fachen    Änderung    der    sozialen   Verhältnisse   auch   heute   noch  in   weit 
gröfserem   Mafse,    als  angenommen   zu  werden    pfiegt,    den   Frauen  Be- 
schäftigung zu  bieten  vermag,   so  dafs  er  um  so  mehr  im  Gegensatze  zu 
König  einer  veränderten  Anschauung  über  Beruf  und  Lebensaulgabe  des 
Weibes   jede    Berechtigung    glaubt    absprechen   zu  müssen.     Schutz   der 
Frauen    gegen  Ausbeutung   ihrer  Arbeitskraft  scheint  ihm  angesichts  der 
im    Arbeiterstande    herrschenden    Verhältnisse    mehr    geboten,    als    das 
Aufsuchen    von   vermehrter  Arbeitsgelegenheit.     Eine   grundsätzliche  Be- 
rechtigung   spricht   er   der   weiblichen  Arbeit  auTser   dem  Hause  nur  in 
bestimmten    Fällen   zu.      Zu    diesen   zählt   er  die  Thätigkeit  der   Diako- 
nissinnen,   die   er   überall   in  den  Gemeinden   zur  Pflege  der  Armen  und 
Kranken  bestellt  wissen  möchte,  ein  Wunsch,  den  vor  ihm  schon  M.  Pin  off 
äufserte;    ferner   diejenigen  bürgerlichen  Beschäftigungen,  für  welche  be- 
sondere Befähigung  oder  andere  Gründe  gerade  Frauen  begehrt  machen: 
Krankenpflege,  ärztliche  Behandlung  von  Frauen  und  Kindern,  Apotheken- 
betrieb   und   dergl.;    ferner  Kleinkinderunterricht,    nicht   aber    höheren 
Unterricht,  selbst  nicht  in  Töchterschulen,  und  zwar  dies  sowohl  in  An- 
betracht der  weiblichen  Schwäche  im  logischen  Denken  und  systematischer 
Auffassung,    als   auch   der  Töchter  wegen,    da  nur  am  Manne  das  Weib 
gründliche  Bildung  empfangt.    Endlich  will  er,  wie  vor  ihm  0.  August, 
Berufsarten  zulassen,  weiche   bestimmt   sind,   für  entzogenen  Broterwerb 
einen  Ersatz  zu  bieten,  wobei  indefs  nur  ledige  Frauen  für  ihn  in  Frage 
kommen. 

Darüber  hinaus  läfst  er  auch  die  Not  als  einen  Rechtfertigungsgrund 
für  weibliche  Erwerbsarbeit  aufserhalb  der  Familie  gelten,  vorausgesetzt, 
dafs  sie  den  Frauen  zweckmäfsig  und  anständig  sei;  denn  er  bekämpft 
nur  eine  prinzipielle  Gleichstellung  der  Geschlechter.  Schlechthin  ausge- 
schlossen bleiben  nur  alle  diejenigen  Berufsarten,  welche  ein  Preisgeben 
an  die  gröfsere  Ö£Pentlichkeit  oder  eine  unterschiedslose  Vermengung  mit 
dem  andern  Geschlecht  erfordern. 

Am  8chro£p8ten  offenbart  sich  der  Gegensatz  zwischen  christlicher 
und  individualistischer  Lebensanschauung  in  der  verschiedenen  Auffas- 
sung hinsichtlich  der  allgemeinen  Beziehungen  der  Gesohlechter  zu  ein- 
ander. Während  für  die  Emanzipationslehre  das  Abhängigkeitsverhält- 
nis des  Weibes  zum  Manne  als  eine  Unterdrückung,  als  eine  Verletzung 
des  allein  menschenwürdigen  Gleichheitsprinzips  gilt,  ist  den  Vertretern 
der  christlichen  Anschauung  gerade  dieses  die  gottgewollte  Ordnung.  Für 
NathusiuB  ist   daher   überhaupt  ein  Leben   der  Liebe  der  Lebensberuf 
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des  Weib€8  und  damit  xasammenhängend  die  ihm  gestellte  Aufgabe  die, 
sich  anzusehliefBen ,  sich  zu  unterwerfen,  zu  dienen.  Ebenso  bekennt 
8ophie  y.  Hardenberg'),  eine  Frau,  die  Geist  und  Oemüt  in  gleicher 
Weise  als  eine  berufene  Vertreterin  ihres  Geschlechts  erscheinen  lassen: 
„Wir  Frauen  stehen  einmal  erst  in  zweiter  Linie",  worin  ihr  das  Schrift- 
wort zur  Stütze  dient:  Das  Weib  ist  um  des  Mannes  Willen  geschaffen 
als  seine  Gehilfin ,  nicht  der  Mann  um  des  Weibes  Willen.  Denn  auch 
sie  erblickt  in  der  Liebe,  der  treuen,  sorgenden,  barmherzigen,  alle 
Schäden  heilenden  und  tragenden  die  Mission  ihres  Geschlechts,  deren 
Verkennung  für  sie  die  eigentliche  Ursache  der  herrschenden  Mifsstände 
wie  ihres  Kernpunktes,  des  schwindenden  Familiensinnes,  bildet  Aber 
indem  sie  die  Thatsache  behauptet,  erschliefst  sie  zugleich  durch  eine 
Darlegung  der  geistigen  Entwicklung  seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts das  tiefere  Verständnis  für  die  Entstehung  und  das  Wesen  der 
modernen  Anschauungen. 

In  ihren  Ansichten  über  die  Erziehungsfrage  geht  sie  nicht  soweit^ 
mit  NathnsiuB  jede  weibliche  Bildung  für  einen  anderen  Beruf  als  den 
häuslichen  zu  verwerfen;  nur  verweist  sie  diese  in  ein  späteres  Lebens- 
alter. In  der  Verurteilung  des  herrschenden  Erziehungssystems  und  der 
damit  zusammenhängenden  Forderung  einer  Erziehung  zu  ernstlicher 
Arbeit,  zum  Denken  für  das  Wohl  Anderer,  zum  Pflichtbewuftsein  be- 
gegnet sie  sich  ganz  mit  den  Vertretern  der  gemäüsigt  liberalen  Anschau- 
ung und  wie  diese  betont  sie  die  Notwendigkeit,  dem  Unterricht  in 
Zukunft  wieder  mehr  eine  Richtung  auf  das  Praktische  zu  geben.  Im 
Weiteren  scheiden  sich  die  Wege.  Während  jene  alles  von  einer  ent- 
sprechenden Ausbildung  der  Schulerziehung  erwarten,  will  sie  daa 
Mafs  des  weiblichen  Schulunterrichts  beschränken.  Auf  diese  Weise  soll 
das  erreicht  werden,  was  sie  für  eine  Lebensbedingung  ihres  Geschlechts 
hält:  eine  auf  die  Pflege  des  Gemütes  gegründete,  individualisierende  Be- 
handlung, die  eben  nur  das  Haus  zu  gewähren  vermag,  nicht  die  Schule, 
die  an  die  geisttötende  Schablone  gebunden  ist.  In  dieser  Zurückver- 
legung  des  Schwerpunktes  der  weiblichen  Ausbildung  in  das  Haus  sieht 
sie  das  einzige  Mittel,  zu  einer  vernünftigen  Lösung  der  Frauenfrage  zu 
gelangen  und  dadurch  die  Zukunft  der  Nation  zu  sichern. 

Keiner  jedoch  von  allen  jenen,  die,  sei  es  in  positiv  christlicher 
Gesinnung,  sei  es  auf  anderer  Grundlage,  die  Verteidigung  der  bestehen- 
den Ordnung  gegen  eine  grundsätzliche  Bekämpfung  unternahmen,  hat 
mit  gleich   grofsem  Glücke  wie  War  neck*)   diese  Aufgabe  gelöst     Er 


1)  Sophie  von  Hardenberg,  Znr  Franenfirage.    Leipiig  188S. 

S)  F.  8.  War  Beck:  Ehret  die  Frauen.  Beiträge  nun  modernen  Kolturleben  der 
Frauenwelt     St«   Aufl.     Leipzig  1882: 

Art.  1:  Prirogative  der  Frauenwelt 

Art  2:  Kindergärten  u.  Kindersimmer ,  warnt  vor  Übersehltaung  der  enteren  und 
tritt  Ar  die  letzteren  ein ,  weil  nur  hier  dat  Kind  sich  frei  nach  seiner  Individualität 
entfalten  kann. 

Art  8:  Leider  nur  ein  Traum:  entfkitet  ein  ans  der  Phantaiie  geschöpftes  Bild  von 
der  Art,  wie  sich  das  häusliche  Leben  gestalten  wfirde,  wenn  die  Frauen  dem  Ideal 
des  Verikssers  entsprächen. 
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steht  auf  dem  Boden  des  positiven  ChriBtentamB ,  dennoch,  ist  es  nicht 
vorzugsweise  die  Waffe  des  Olauhens,  sondern  die  der  Yemunft,  mit 
der  er  gegen  die  Vertreter  der  Emanzipation  in  seinem  Buche  strei- 
tet. Dasselbe  umfafst  vier  Essays ,  die  mit  Ausnahme  eines  einzigen 
schon  an  anderem  Orte  veröfiPentlicht  wurden,  hier  aber  auf  Grund  der 
einheitlichen  Tendenz,  die  sie  innerlich  verbindet,  auch  äuTserlich  zu  einem 
Ganzen  vereinigt  wurden.  Yon  diesen  Aufsätzen  kommt  für  unsere  Auf- 
gabe nur  der  erste  Artikel  in  Betracht.  Was  in  diesem  der  VerfaBser 
gibt  und  geben  will,  ist  nicht  eine  erschöpfende  Behandlung  der  Frauen- 
frage  nach  allen  ihren  mannigfachen  Beziehungen,  sein  Zweck  beschränkt 
sich  darauf,  die  Naturwidrigkeit  und  damit  die  IJnhaltbarkeit  der  Eman- 
zipationsideen zu  beweisen,  insbesondere  die  Absurditiit,  welche  in  der 
Forderung  der  politischen  und  staatsbürgerlichen  Gleichstellung  liegt 
Dabei  ist  sein  Hauptangri£P  naturgemäfs  gegen  J.  Stuart  Mi  11,  als  den 
Hauptrepräsentanten  der  Gleichheitsidee  gerichtet  Indem  er  dessen  logische 
Argumentationen  eingehend  analysiert,  weifs  er  in  einer  Weise,  die  ihre 
überzeugende  Wirkung  nicht  verfehlt,  die  ganze  innere  Schwäche  und 
Haltlosigkeit  aufzudecken,  welche  der  Beweisführung  des  britischen  Phi- 
losophen innewohnt  Seine  Kritik  ist  schlagend,  aber  erbarmungslos,  da- 
bei die  Sprache  von  edler  Wärme,  das  Ganze  in  bestem  Sinne  geistreich 
und  original,  auf  tiefere,  historisch  wie  psychologisch  begründete  und 
von  reicher  Lebenserfahrung  getragene  Auffassung  gestützt  Die  Ordnuog 
des  sozialen  Verhältnisses  der  Geschlechter  ist  ihm  eine  von  der  Vorseh- 
ung gewiesene  und  danach  die  Lebensaufgabe  der  Frau  eine  nur  be- 
dingte, ihre  Weltstellnng  eine  mittelbare.  Nicht  der  Frau,  sondern  dem 
Manne  gebührt  auf  Grund  der  Individualität  der  Geschlechter  die  eigent- 
liche Arbeit,  die  Arbeit,  welche  der  AuTsenwelt  d.  h.  dem  Vaterlande, 
dem  Gewein wesen,  den  äufseren  Existenzbedingungen  des  Hauses  gilt,  ihr 
hingegen  die  Thätigkeit  des  Schaltens  und  Waltens,  die  Sorge  für  die 
Dinge,  deren  der  innere  Mensch,  die  Heimstätte  und  deren  Glück  be- 
darf. Demgemäfs  ist  die  Grundidee,  von  der  das  Ganze  getragen  ist,  die, 
dafs  in  der  hierauf  gegründeten  Besonderheit  der  weiblichen  Stellung 
nicht  etwa  eine  Zurücksetzung,  eine  Unterdrückung,  vielmehr  eine  Prä- 
rogative zu  erblicken  ist,  die  allein  der  Frau  eine  dominierende  Stellung 
zu  sichern  vermag,  und  dafs  es  die  Wahrung  dieser  Prärogative  ist,  des- 
sen die  Frauen  würde  bedarf,  nicht  die  Gleichstellung,  die,  wie  Warneok 
durch  die  vortreffliche  Ausmalung  der  Eonsequenzen  zeigt,  anstatt  zu  der 
beabsichtigten  Erhebung  mit  Notwendigkeit  zu  einer  wahrhaft  verderbeo- 
bringenden  Erniedrigung  des  weiblichen  Geschlechtes  führen  würde. 

In  manchen  der  vorerwähnten  Anschauungen  sehen  wir  Laas^)  mit 
den  Vertretern  der  letztbesprochenen  Richtung  sich  begegnen,  nur  ist  sein 
Ausgangspunkt  ein  völlig  anderer.  So  wenig  er  eine  ursprünglich  ethische 
Bestimmung  des  Weibes  gelten  lassen  will,  so  wenig  erkennt  er  eine  auf 
Grund  der  Bibel  aus  dem  Willen  Gottes  deduzierte  an,  vielmehr  gilt  ihm 


Art  4:  Oewiti  kein  Traum:  handelt  von  dem  Haue  vnd  seiner  Bedentang  Ar  du 
weibliche  Glfick  und  für  die  WelUnfgabe  sittlicher  Ideen. 
1)  Lsas:  Zar  Franenfrage.   Berlin  1883. 
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die  Oeflchechtsdifferenz,  die  er  in  phjBiologiacher  und  psychischer,  qnanti« 
tativer  und  qualitativer  Beziehung  als  gegeben  betrachtet,  lediglich  als  ein 
Ausflufs  der  natürlichen  Ordnung  und  läTst  er  für  die  hieraus  abzuleiten- 
den normatiTen  und  organisatorischen  Bestimmungen  lediglich  den  Qe- 
samtnntzen,  das  Glück  des  Ganzen  mafsgebend  sein,  nicht  etwa  das  be« 
sondere  Glück  des  Weibes,  soweit  es  nicht  in  jenem  mit  enthalten  ist. 
Wie  y.  Sybel  und  yiele  andere  erblickt  er  in  der  Verschiedenheit 
der  Geschlechter  die  notwendige  und  natürliche  Grundlage  einer  gesell- 
schaftlichen Arbeitsteilung,  die  auch  dann,  wenn  die  einzelne  Frau  der 
aus  ihrer  natürlichsten  Bestimmung,  der  Mutterschaft,  sich  ergebenden 
Funktionen  der  Ernährung,  Pflege  und  Erziehung  der  Kinder,  sowie  der 
hauswirtsohaftlichen  Sorgen  sich  entschlägt,  um  nur  Geliebte  und  Gesell- 
schafterin des  Mannes  zu  sein,  bestehen  bleibt,  weil  eben  zwar  die  Ein- 
zelne, nicht  aber  das  Geschlecht  dadurch  entlastet  wird.  Für  die  mono- 
gamische Ehe,  die  er  als  zuträglichste  Form  der  Kindererzielung,  sowie  zu- 
gleich als  einfachsten  Wirtschaftsorganismus  eingehend  würdigt,  scheint 
es  ihm  geboten,  Sinn  und  Neigung  zu  vermehren  teils  durch  das  auch 
von  der  „deutschen  Frau''  genannte  Mittel  einer  Hagestolzensteuer  von 
einem  gewissen  Alter  und  Einkommen  ab,  teils  durch  eine  Erleichterung 
der  Ehescheidung,  über  deren  nähere  Bedingungen  und  Eautelen  er  sich 
des  Weiteren  verbreitet.  Was  das  erstgenannte  Mittel  betrifft,  so  halten 
wir  die  Berücksichtigung  des  ledigen  Standes  in  einer  höher  entwickel- 
ten Einkommensteuer  sehr  wohl  für  möglich,  aber  nur  unter  dem  Ge- 
sichtspunkte seiner  höheren  Leistungsfähigkeit  Als  Zwangsmittel  hin- 
gegen können  wir  eine  besondere  Besteuerung  der  Hagestolzen  weder 
für  zulässig  noch  für  wirksam  erachten.  Eine  rationellere  .und  zweck- 
mäfsigere  Eegelung  der  Ehescheidung  im  angegebenen  Sinne  ferner  scheint 
uns  nicht  nur  möglich,  sondern  im  Interesse  des  Familienlebens  sogar  ge- 
boten. Indessen  glauben  wir,  dafs  Laas  sich  täuscht,  wenn  er  von  einer 
solchen  Reform  eine  irgend  erhebliche  Beförderung  der  Eheschliefsungen 
erwartet,  da  wir  überzeugt  sind,  dafs  nur  in  höchst  seltenen  Fällen  der 
Gedanke  an  die  gesetzlichen  Schwierigkeiten  einer  eventuellen  Scheidung 
von  der  Eingehung  einer  Ehe  abhält. 

In  der  Überzeugung,  dafs  trotz  aller  Ehebeförderungsmittel  es  stets 
ledige  Jungfrauen  und  Frauen  geben  werde,  stellt  Laas  bei  der  Erörterung 
der  Mädchenerziehungsfrage  den  theoretisch  richtigen  Satz  an  die  Spitze, 
dafs  dieselbe  sowohl  für  den  Ehefall,  wie  für  den  Fall  notwendiger  Selbst- 
Btändigkeit  gleich  ausreichend  vorbereiten  solle.  Den  erforderlichen  Grund- 
gedanken sieht  er  im  jetzigen  Mädchenschulwesen  bereits  verwirklicht, 
nur  wünscht  er  eine  konsequentere  und  systematischere  Ausgestaltung  des- 
selben, worüber  er  nähere  Vorschläge  bringt  Der  Unterschied  von  allge- 
mein bildenden  und  Fachschulen  wäre  danach  aufrecht  zu  erhalten  und 
hätten  letztere  sich  an  die  einzelnen  Arten  der  ersteren,  Yolksschule, 
Stadt-  oder  Mittelschule  und  Realgymnasium  (höhere  Töchterschule),  ent- 
Bprechend  anzuschliefsen.  Eine  besondere  Organisation  der  Mädchen- 
schulen hält  er  mit  vorwiegender  Bücksicht  auf  die  weibliche  Haupt- 
bestimmung ,  wie  auf  die  schnellere  Entwickelung  der  Mädchen  für 
^uemd  geboten   und  deshalb  eine  Vermischung  der  Gesohlechter  bei  den 
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allgemein  bildenden  Schalen  8o  wenig  wie  bei  den  Fachbildungsanstalten, 
bei  denen  er  einer  Bevorzugung  der  Beziehung  auf  das  Haus  ebenfalls  du 
Wort  redet,  fdr  zulässig.  Im  übrigen  gehört  er  zu  denen,  welche  die 
Aufgabe,  für  die  Hebung  des  weiblichen  Geschlechtes  zu  sorgen,  vor  allem 
den  Frauen  selbst  zuweisen.  Das  passive  Wahlrocht  lehnt  er  völlig  ab, 
die  £rteilung  des  Stimmrechts  hält  er  beschränkt  auf  die  YöUig  Selbstän- 
digen für  durchaus  gerechtfertigt,  ohne  dufs  er  überzeugende  Gründe  f&r 
diesen  Standpunkt  anfuhrt. 

Wir  gelangen  nunmehr  zu  einer  Gruppe  von  Autoren,  die  von  Yom- 
herein  in  der  Frauenfrage  nur  eine  Erwerbsftrage  für  einen  Teil  des 
weiblichen  Geschlechtes  erblicken  oder  doch  wenigstens  fast  ganz  sich  auf 
die  Behandlung  ihrer  wirtschaftlichen  Seite,  als  dem  nach  ihrem  Urteil  We- 
sentlichsten, beschränken.  Yen  den  hierhergehörigen  Schriften  steht  die- 
jenige^) Eichter's  insofern  den  Anhängern  der  Emanzipation  nahe,  als 
der  Autor  auf  dem  Gebiete  der  wirtschaftlichen  Arbeit,  fUr  das  er  die 
Existenz  der  Frauenfrage  anerkennt,  ebenso  unumschränkt  und  in  glei- 
chem Sinne,  wie  jene,  die  rechtliche  und  soziale  Gleichstellung  der  Frauen 
verficht.  Seine  Richtung  mufs  als  eine  rein  ökonomistische  bezeichnet  wer- 
den, die,  wie  schon  der  Titel  des  Buches  zeigt,  ihre  Schlagwörter  —  und  an 
solchen  ist  die  Schrift  überreich  —  mit  Vorliebe  der  sozialistischen  Rüstkam- 
mer entlehnt.  Die  Arbeit  allein  bildet  für  ihn  die  Grundlage  der  Sittlichkeit. 
Also,  so  lautet  sein  naiver  Schlufs,  ist  nur  durch  die  wirtschaftliche  Frei- 
heit des  Weibes  seine  sittliche  Freiheit  gewährleistet  Und  doch  ist  ihm 
die  Familienwirtschaft  die  höchste  Erfüllung  des  weiblichen  Berufs !  Trotz 
der  Einseitigkeit  seiner  historischen  Auffassung,  die  aus  der  Einseitigkeit 
seines  allgemeinen  Standpunktes  von  selbst  sich  ergibt,  bilden  seine  ge- 
schichtlichen Ausführungen  den  interessanteren  und  gelungeneren  Teil. 

Es  entspricht  vollkommen  seinen  ganzen  Grundanschauungen,  wenn 
er  den  Irrtum  der  Frauenbewegung  zur  Zeit  der  grofsen  französischen 
Revolution  nur  darin  sieht,  dafs  sie  zugleich  eine  politische  war,  anstatt 
sich  auf  die  berechtigte  Forderung  der  wirtschaftlichen  Emanzipation 
zu  beschränken.  Die  letztere  ist  ihm  ein  notwendiges,  von  jeder 
menschlichen  Willkür  anabhängiges  Produkt  aus  der  Verdrängung  der 
naturalwirtschaftlichen  Zustände  durch  die  geldwirtschaftlichen.  Ohne  die 
grofse  Bedeutung  dieses  Faktors  für  die  Lage  der  Frauen  leugnen  zu 
wollen,  müssen  wir  es  doch  als  eine  Überschätzung  seines  Einflusses  be- 
trachten, wenn  man  daraus  eine  prinzipielle  Veränderung  in  der  sozialen 
Stellung  der  Frau  ableiten  will.  Schwerer  indessen  fallt  der  Umstand  in  die 
Wagschale,  dafs  Richter  den  Einflufs  völlig  verkennt,  welchen  die  Entwick- 
lung des  geistigen  Lebens  auf  die  Frauenbewegung  ausgeübt  hat,  und  der 
ofPenbar  ein  mächtigerer,  tiefergehender  war,  als  derjenige  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse.  Weil  aber  dies  der  Fall  war,  kann  denn  auch  zu 
einer  endgiltigen  Lösung  der  Frauenfrage  nicht,  wie  Richter  meint, 
eine  Organisation  der  Frauenarbeit  auf  dem  Boden  absoluter  Freiheit  ge- 


1)  Karl  Thomas  Biehter:  Das  Recht  der  Frauen  anf  Arbeit  und  die  Orzaai- 
sation  der  Fraaenarbeit.  Mit  einem  Anhange:  Über  Ansstellangen  der  Franeoarbeit. 
2te  Anfl.     Wien  1869. 
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Dügen.  Als  Mittel  hierfür  empfiehlt  er  Assoziationen  und  hehufs  Pörde- 
rung  der  Arbeitshildung  —  in  einem  besonderen  Anhange  —  Ausstellun- 
gen Yon  Erauenarbeiten,  von  deren  Wirksamkeit  der  Verfasser  wohl  etwas 
übertriebene  £rwartungen  hegt.  Warum  übrigens,  wie  Bichter  meint, 
nur  unter  der  Demokratie  im  freien  Staate  das  Weib  die  Preiheit  seiner 
wirtschaftlichen  Kräfte  sollte  wieder  erwerben  und  seine  Würde  wieder 
finden  können,  entzieht  sich  unserem  Verständnis  völlig. 

Hier  endlich  kommen  wir  zur  Betonung  eines  Punktes,  dessen  Be- 
rücksichtigung die  Erörterungen  der  bisher  erwähnten  Autoren,  soweit  sie 
der  Erwerbsfrage  gewidmet  sind,  leicht  einer  falschen  Beurteilung  aus- 
setzen würde.  Die  Voraussetzungen,  von  denen  sie  auszugehen  pflegen, 
fiuden  in  der  Wirklichkeit  keineswegs  eine  allgemeine,  ja  kaum  eine 
überwiegende  Bestätigung.  Was  berechtigt  sie,  yon  einer  Arbeitsnot  der 
weiblichen  Bevölkerung  zu  reden ,  während  man  im  Arbeiterstande ,  der 
zahlreichsten  Klasse,  Frauen,  verheiratete  so  gut  wie  unverheiratete,  in 
immer  wachsender  Menge,  in  dem  Mafse  vor  allem,  wie  die  industrielle 
Arbeit  an  Ausdehnung  zunimmt,  den  Fabriken  und  Werkstätten  zuströ- 
men oder  am  eigenen  Herde  dem  regelmäfsigon  Erwerbe  nachgehen  sieht  ? 
Die  Fi-auenfrage  in  der  Gestalt,  in  der  sie  uns  bei  fast  allen  jenen  Auto- 
ren ausschliefslich  entgegentrat,  ist  das  eigenste  Produkt  der  sozialen  Ent- 
wicklung in  den  mittleren  Ständen ;  und  die  Verhältnisse  der  sogenannten 
bürgerlichen  Stände  sind  es,  die  überall  in  den  Schriften  die  Voraussetz- 
ung bilden.  Die  meisten  Autoren  geben  sich  oder  doch  wenigstens  ihren 
Lesern  über  diese  Bedingtheit  ihrer  Erörterungen  keine  genügende  Eechen- 
Bchaft  und  behandeln  die  Frauenfrage,  als  wären  ihre  Voraussetzungen 
allgemeingiltige.  Nur  wenige,  unter  ihnen  Bichter  und  Nathusius, 
berühren  diese  Sachlage  und  dann  nur  in  kurzen  Andeutungen.  Im  Ge- 
gensatz hierzu  gelangt  in  den  Schriften  von  v.  Holtzendorff's^), 
Schönberg's  ^),  sowie  in  dem  vom  Verfasser')  seiner  Zeit  veröf- 
fentlichten Vortrage  dieser  der  Frage  innewohnende  zwiespältige  Charak- 
ter in  erster  Linie  und  aller  Schärfe  zum  Ausdrucke.  Worauf  es  in  bei- 
den Fällen  ankommt,  ist,  die  Erfüllung  der  weiblichen  Aufgaben  in  Haus 
und  Familie  mit  der  öffentlichen  Berufsthätigkeit  in  das  richtige  Verhält- 
nis zu  setzen.  Die  Aufgaben,  die  sich  daraus  ergeben,  sind,  wie  die  Ver- 
fasser zeigen,  verschieden,  dort  angemessene  Beschränkung  der  Arbeit, 
namentlich  für  Mütter,  hier  dagegen  Erweiterung  des  weiblichen  Berufs- 
kreises und  der  Fachbildung,  vorzugweise  für  Ledige  in  bestimmten  Be- 
Tölkerungsklassen  und  Lebenskreisen.  Allgemein  aber  besteht  für  sie  die 
^Notwendigkeit,  den  Ertrag  der  weiblichen  Arbeit  zu  steigern.  Dabei 
bleibt  die  allgemeine  Grundlage  der  sozialen  Beziehungen  der  Geschlech- 
ter zu  einander  unangetastet,  auch  die  Annahme  gleichartiger  Befähigung 
völlig  ausgeschlossen.  Die  rechtliche  Gleichstellung,  welche  für  das  Ge- 
biet des  Erwerbes  gefordert  wird,  soll  nicht  zugleich  zur  sozialen  Gleich- 
stellung werden,  sondern  nur  der  wirklichen  Befähigung  überall  die  freie 

l)Fr.  V.  Holtiendorff:  Die  Verbesseniiigeii  in  der  geselltchaftlichen  und  wiri- 
•chaftUchen  Stellung  der  Fnaen.     Sta  Aofl.    Berlin  1877. 

2)  OnetAT  ScbSnberg:  Die  Franenfrage.     Basel  187S. 

8)  Julius  Pierstorf f:  Fraaenbewegnng  und  Franenfrage.    GNSttlngen  1879. 
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Bethätigung  Bichern,    wie  denn  Schönberg  sieh  auf  das  EntschiedeDste 
dagegen  verwahrt,  eine  yöllige  Emanzipation  zu  erstreben. 

Die  Aufgabe,  die  notwendigen  Eeformen  auf  diesem  Gebiete  ins 
Werk  zu  setzen,  weisen  y.  Holtzendorff  und  Schönberg  im 
wesentlichen  der  freien  Vereinsthätigkeit  zu.  Sie  fordern  von  den  besser 
situierten  Klassen,  dafs  sie  auf  diesem  Wege  in  Erfüllung  ihrer  sozialen 
Pflichten  neben  dem  Staate  zum  Schutze  der  Frau  in  den  unteren  Stän- 
den thätig  werden.  Ebenso  sollen  Vereine  zur  Förderung  der  weiblichen 
Erwerbsthätigkeit  wirken.  Im  Einzelnen  bezeichnet  Schönberg  als  Auf- 
gaben solcher  Yereine :  Beseitigung  der  Yorurteile  und  gesetzlichen  Hinder- 
nisse, Gründung  und  Förderung  von  Lehranstalten,  Arbeitsnachweisang 
und  -yermittiung ,  Verkauf  und  Ausstellung  yon  weiblichen  Arbeiten, 
eyentuell  Errichtung  yon  Froduktiygenossenschaften,  endlich  Fürsorge  und 
Schutz  in  sittlicher  und  wirtschaftlicher  Hinsicht 

Das  Hauptgewicht  legen  auch  diese  Schriften  auf  die  Beform  der  Er- 
ziehung. Während  in  dieser  Hinsicht  die  anderen  nur  die  heirsebenden 
wirtschaftlichen  Mifsstände  berücksichtigen  und  mehr  eine  Veryollkomm- 
nung  der  sozusagen  technischen  Ausbildung  erstreben,  betont  y.  Holtzen- 
dorff die  höhere  Eulturmission,  welche  er  für  die  Frauen  auf  dem  Ge- 
biete der  Erziehung  aus  der  einseitigeren  Berufsbildung  der  Männer  und 
der  daraus  resultierenden  Schwächung  des  yäterliohen  Einflusses  in  neuerer 
Zeit  ableitet  Er  yerlangt  daher,  dafs  den  Frauen  das  Verständnis  für 
die  Mannigfaltigkeit  des  menschlichen  Lebens,  für  die  einfachsten  Grund- 
beziehungen  yon  Staat  und  Gesellschaft  zur  erfolgreichen  Ausübung  ihres 
häuslichen  Erziehungsamtes  yermittelt  werde. 

Somit  hätten  wir  diejenige  Litteratur,  welche  die  Frauenfirage  der 
Gegenwart  als  ein  Ganzes  zusammenfassend  zu  behandeln  yersudht,  im 
Wesentlichen  für  Deutsehland  erschöpft  Was  durchweg  alle  diese  Schrif- 
ten charakterisiert,  ist  der  Umstand,  dafs  sie  der  Hauptsache  nach  nur  die 
prinzipielle  und  theoretische  Seite  der  Frage  erörtern,  dagegen  nur  wenig 
thatsäohUohes  Material  beizubringen  pflegen.  Im  Anhange  seiner  oben 
genannten  Schrift  weist  bereits  Schönberg  angesichts  der  Berichte  ans 
englischen  und  belgischen  Industriebezirken  darauf  hin,  dafs  wir  in 
Deutschland  nicht  wissen,  wie  die  Verhältnisse  thatsachlich  sind,  sie  aber 
auch  nicht  wissen  können,  weil  bei  uns  die  Staaten  ihre  Pflicht,  diese 
Verhältnisse  klar  zu  legen,  bisher  nicht  erfüllt  haben.  Mag  Schön- 
berg dabei  zunächst  an  die  Verhältnisse  der  Fabrikarbeit  denken,  so 
treffen  doch  seine  Worte,  wenn  auch  Einzelnes  inzwischen  geschehen  ist, 
—  wir  erinnern  beispielsweise  an  die  Berufsstatistik  und  Anderes  —  is 
der  Hauptsache  für  die  Verhältnisse  der  weiblichen  Beyölkemng  su. 
Trotzdem  hätte  sich  manches  Licht  über  die  Lage  der  Dinge  yerbreiten 
lassen,  wenn  jemand  sich  der  schwierigen  Aufgabe  hätte  unterziehen  wol- 
len, das  zerstreute  Material  zusammenzustellen. 

Weniger  als  in  Deutschland  wird  in  Frankreich  dieser  Mangel  fühl- 
bar. Schon  das  bekannte  Buch,  in  welchem  Jules  Simou^)  seiner 
Zeit   über  die  Lage    der   französischen   Arbeiterinnen    in    den    wichtige- 


1)  Jnles  Simon:  L'oayri^re.    S^bm  Mition.    Paris  1861. 
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reo  IndaBtriezweigen  mofiEissendere  Mitteilungeu  machte,  kann  als  Beleg 
dafür  gelten.  Die  Darstellung  des  Verfassers,  welche  zumeist  auf  Unter- 
suchungen beruht,  die  derselbe  an  Ort  und  Stelle  persönlich  anstellte, 
verbreitet  sich  über  die  Art  der  Beschäftigung,  über  den  Einflnis  dersel- 
ben auf  das  Leben  der  Arbeitenden,  auf  die  allgemeine  ökonomische  und 
soziale  Lage  der  Letzteren,  insbesondere  über  die  Höhe  der  Löhne.  Über 
die  Lage  des  gesamten  weiblichen  Geschlechts  gibt  sie  uns  kein  hinrei- 
chendes Bild,  indem  sie  doch  nur  einer,  wenngleich  der  zahlreichsten 
Klasse,  ihre  Aufmerksamkeit  widmet,  die  Frauen  der  mittleren  und  höhe- 
ren Stände  hingegen,  diejenigen,  welche  gerade  sonst  in  den  Vordergrund 
gestellt  zu  werden  pflegen,  ausschliefst.  Wollen  wir  klassifizieren,  so  sind 
wir  berechtigt,  Jules  Simon  zu  den  Gegnern  der  Emanzipation,  soweit 
diese  sozial  und  nicht  blos  rechtlich  gemeint  ist,  zu  zählen.  Denn  so 
sehr  ist  er  erfüllt  von  der  Bedeutung  der  Familie  und  der  Wichtigkeit 
der  Aufgabe,  welche  die  Frau  in  derselben  zu  lösen  hat,  dals  er  in  der 
Hebung  und  Stärkung  des  Familienlebens  den  einzigen  Weg  erblickt,  auf 
dem  der  Arbeiterin  und  mit  ihr  dem  Arbeiter  aus  dem  Elende  empor- 
zuhelfen ist. 

Die  Mittel  aber,  um  ans  Ziel  zu  gelangen,  sind  für  ihn  nicht  die 
unmittelbar  eingreifenden,  denn  er  gehört  zu  den  überzeugten  Anhängern 
der  individuellen  Freiheit  und  der  bestehenden  Industrieorganisation, 
welche  dadurch  in  Frage  gestellt  würden.  Vielmehr  hält  er  nur  die 
indirekten  Mittel  als  zweckentsprechend  und  dringt,  da  er  weder  eine 
planmäTsige  Einwirkung  auf  den  Lohn  der  arbeitenden  Klassen  für  mög- 
lich hält,  noch  auch  in  der  Niedrigkeit  des  Einkommens  an  sich  den  Sitz 
des  Übels  erkennt,  vor  allem  auf  die  Hebung  des  Familiensinnes,  und,  um 
das  zu  erreichen,  auf  die  Verbesserung  der  Erziehung  sowie  auf  fireie 
Veranstaltungen,  welche  dem  Arbeiter  ermöglichen,  mit  dem  gegebenen 
Lohne  für  sich  und  die  Seinen  eine  vermehrte  und  verbesserte  Lebens- 
haltung, sowie  eine  Sicherung  gegen  die  Wechselfälle  des  Lebens  zu  ge- 
winnen. 

.  Auf  weiterer  Basis  als  das  Werk  Jules  Simon's  ruht  das  in- 
haltreiohe  Buch,  in  dessen  Verfasser,  Danbi^^),  wir  abermals  eine 
Dame  erkennen.  Dasselbe  wurde  von  der  kaiserlichen  Akademie  zu  Lyon, 
welche  die  Aufgabe  gestellt  hatte,  im  Jahre  1859  mit  dem  Preise  ge- 
krönt und  im  Jahre  1870  in  einer  zweiten,  durch  Berücksichtigung  alles 
desjenigen,  was  zur  Verbesserung  der  Lage  der  Frauen  inzwischen  unter- 
nommen oder  versucht  worden  war,  erweiterten  Auflage  neu  herausge- 
geben. Umfassend  angelegt,  zeigt  das  Buch  doch  eine  in  den  einzelnen 
Teilen  ungleichmäfsige  Ausführung  und  ist  fast  aussohlielslich  unter  Vor- 
aussetzung firanzösischer  Verhältnisse  geschrieben,  für  welche  es  aller- 
dings in  einzelnen  Zweigen  eine  höchst  willkommene  Orientierung  bietet, 
so  über  die  Sitteuzustände,  die  neben  den  Verhältnissen  weiblicher  Er- 
werbsarbeit eine  eingehende  Darlegung  erfahren.  Die  Verfasserin  vertritt 
dabei   den   Standpunkt   der  Emanzipation.     Das  Werk,   das  in  der  den 


1)  J.-V.  Danbi^!  La  femme  pavvre  an   dix-neayi^e   siide.     8.  Bde.    S.  Aufl. 
ParU  1870. 
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Eranzosen  eigentümliohen  rhetoriBchen  Mftnier  gesohrieben  ist»  stellt  sich 
vorzugsweise  dar  als  eio  Yersaohy  die  Benachteilignog  vor  Augen  za 
führen,  welche  Gesetz  und  Sitte  im  Widersprach  mit  dem  anerkannten 
Grundsätze  der  bürgerlichen  Gleichheit  überall  den  Frauen  angedeiheu 
lassen.  Als  die  wesentlichen  Ursachen  der  bestehenden  Zustände  be- 
trachtet sie  die  Zentralisation  der  Verwaltung,  welche  die  Erauen  Ton 
den  öffentlichen  Schulen  und  Ämtern  fem  hält,  sowie  in  dem  von  Gesetz 
und  Sitte  sanktionierten  Grundsatze,  die  Yerantwortlichkeit  für  die  Folgen 
auf  serehelichen  Umgangs  allein  dem  weiblichen  Teile  aufzuerlegen.  Wie 
ein  roter  Faden  durchzieht  die  gesamten  Ausführungen  der  Verfasserin 
die  Polemik  gegen  das  in  Frankreich  geltende  Verbot,  der  Vaterschaft 
nachzuforschen,  und  der  mit  ihm  zusammenhängenden  Maisnahmen.  Es  ui 
ihr  ceterum  censeo,  dafs  dieser  Grundsatz  zu  beseitigt  werden  müsse  uod 
ohne  seine  Beseitigung  alle  Beformen  zu  Gunsten  der  Frauen  wirkungslos 
bleiben  würden.  Mag  die  Ver&sserin  hie  und  da  zu  weit  gehen  und  mit 
jener  Bestimmung  Erscheinungen  in  innere  Verbindung  bringen,  die  un- 
abhängig Ton  ihr  sich  geltend  machen,  mag  sie  daher  auch  in  ihrer 
Aufhebung  zu  sehr  die  Fanacee  erblicken,  das  wird  sich  in  keinem  Falle 
leugnen  lassen,  dafs  in  ihr  eine  unvergleichliche  Härte,  ein  schweres  Un- 
recht gegen  das  andere  Geschlecht  liegt,  yon  der  nicht  eine  Verminderung, 
sondern  nur  eine  Steigerung  der  ünsittlichkeit  erwartet  werden  kann,  und 
über  die  man  nur  im  Zweifel  sein  kann,  ob  sie  mehr  als  die  Ursache 
oder   als   die  Folge   einer  Geringschätzung   der  Frauen  zu  betrachten  ist 

Eine  besondere  und  eigentümliche  Stellung  nehmen  die  SchiiAea 
yon  Stein^s^)  ein.  Keine  derselben  befafst  sich  unmittelbar  mit  dem, 
was  wir  als  Frauenfrage  bezeichnen,  dennoch  läfst  sich  ein  Zuaammea- 
hang  mit  dieser  unmöglich  yerkennen.  Beide  sind  bestimmt»  sich  gegeo- 
seitig  zu  ergänzen.  Erörtert  die  jüngere  der  beiden  Schriften  die  StelluBg 
und  Aufgabe  der  Frau  im  weiteren  Kreise  der  Menschheit,  so  zeigt 
die  andere,  was  sie  als  Haus£rau  dem  Manne  ist  und  was  sie  als  solche 
ihm  sein  solL  Der  Zweck  aber,  den  der  Verfewser  yerfolgt,  ist  nicht 
der,  den  Frauen,  an  die  er  sich  wendet,  abstrakte  nationalökonomische 
Wissenschaft  zu  lehren;  was  er  bezweckt,  ist  vielmehr,  angesichts  der 
Geringschätzung,  der  die  häuslichen  Aufgaben  der  Frau  so  oft  begegnen, 
das  yolle  Bewufstsein  yon  dem  inneren  Wesen  und  der  grofsen  Bedeutung 
derselben,  yon  der  Stellung  der  Frau  zum  Güterleben,  zu  entwickeln,  in- 
dem er  zu  zeigen  unternimmt,  worin  diese  ihren  besonderen  Inhalt  haben 
und  wie  auch  das  Haus  gleich  allem  Übrigen  unter  der  Herrschaft  der 
im  ökonomischen  Lebensprozesse  waltenden,  unbeugsamen  Gesetze  steht, 
deren  Beachtung  daher  die  erste  Grundlage  eines  dauernden  häuslichen 
Glücks  bildet. 

Wie  hier  für  das  Gebiet  der  Hauswirtschaft,  ist  in  der  „Frau  auf 
dem  sozialen  Gebiete''  für  das  Gebiet  der  sozialen  Frage  Art  und  MsCi 
der  weiblichen  Pflichten  bestimmt.  Diejenigen,  zu  denen  der  Verfasser 
hier  redet,   sind   die  Frauen   der  höheren    besitzenden  Blassen,  denen  er 


1)  Lorens  von  Stein:  Die  Frau  saf  dem  Gteblete  der  NationalSkonomie.    S.  An^ 
Stuttgart  1875.  —  Die  Fraa  ftof  dem  sozialen  Gebiete.     Stattgart  1880. 
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die  Erweiterung  zam  BewoTstsein  bringen  will,  welche  ihr  weiblicher 
Beruf  ans  der  sozialen  Not,  wie  die  Umwandlung  der  gesellschaftlicheu 
Verhältnisse  sie  herbeiführte,  erfahren  hat.  Und  wie  er  auf  dem  Gebiete 
der  Nationalökonomie  dem  Manne  die  Erzeugung,  der  Frau  die  Yerzehrung, 
beiden  aber  die  Wiedererzeugung  als  Lebensaufgabe  stellte,  so  sehen  wir 
ihn  hier  für  das  soziale  Gebiet  ebenfiftlls  bemüht,  eine  Verschiedenartig- 
keit  des  männlichen  und  des  weiblichen  Berufes  zu  begründen.  Der 
Mann  soll  den  allgemeinen  sozialen  Kampf  führen,  mit  der  Kraft  des 
Verstandes  soll  er  systematisch  die  bestehenden  Leiden  bekämpfen,  indem 
er  ihren  Ursachen  nachspürt  und  mit  organischen  Mitteln  denselben  be- 
gegnet. Die  Frau  hingegen  soll  nur  an  dem  individuellen  Kampfe  teil- 
nehmen, wie  ihn  die  gegenwärtige  Not  erheischt,  nur  vermittelst  ihres 
mitleidenden  Herzens  soll  sie  die  herrschenden  Übel  lindern  helfen,  und 
zwar  weist  der  Verfasser,  in  weiterer  Verfolgung  des  Gesetzes  der  Arbeits- 
teilung, der  Frau  die  Fürsorge  für  die  leidenden  Gesohlechtsgenossinnen 
als  ihre  spezifische  Aufgabe  zu,  dem  Manne  es  überlassend,  dem  Manne 
zu  helfen. 

Das  ist  die  Grundidee  der  Stein^schen  Ausführungen,  die  aber  bei 
ihm  nicht  so  einfach  sich  darstellt,  wie  sie  hier  gegeben  wurde.  Die 
Klarheit  und  Bestimmtheit,  welche  auf  den  ersten  Blick  vorhanden  zu 
sein  scheint,  verschwindet  mehr  und  mehr  in  dem  Mafse,  wie  man  die 
Gedanken  des  Verfassers  einer  genaueren  Ajialyse  unterwirft.  Und  da 
gerade,  wo  er  darlegen  will,  wie  sich  die  von  ihm  bezeichnete  Aufgabe 
der  Frau  im  Einzelnen  gestaltet,  wo  er  scheinbar  konkreter  wird,  zeigt 
er  sich  teilweise  so  unbestimmt  und  vage  in  seinen  Auslassungen,  dafs 
alles  vor  dem  geistigen  Auge  zerfiiefst  und  eine  Wiedergabe  seiner  Ge- 
danken sich  als  nahezu  unmöglich  erweist  Auch  im  Übrigen  offenbaren 
diese  Schriften  alle  Mängel  wie  alle  Vorzüge  die  von  Stein  eigentümlich 
sind !  Geistvolle,  tiefe  Auffassung  der  sozialen  Lebensprozesse,  aber  auch 
gewaltsame  Einordnung  der  lebendigen  Verhältnisse  in  ein  bestimmtes 
starres  Schema  abstrakter  Begriffe;  Lebendigkeit  und  Originalität  der 
Darstellung,  dabei  jedoch  Schwerfälligkeit  in  der  Wiedergabe  des  Einfachen. 
Aber  wertvoll  vor  allem  bleibt  es,  dafs  auch  Stein,  die  Emanzipation  im 
üblichen  Sinne  als  unorganisch  verwirft,  vielmehr,  wie  er  in  dem  Unter- 
schiede, nicht  in  der  Gleichheit,  die  ewige  Quelle  alles  Lebendigen  er- 
blickt, so  auch  an  der  Besonderheit  der  weiblichen  Pflichten  festhält  und 
die  verständnisvolle,  gewissenhafte  Erfüllung  dieser  letzteren  als  den 
einzigen  Weg  betrachtet,  aiif  dem  die  Frauen  zur  wahren  Freiheit  und 
Selbständigkeit  zu  gelangen  vermögen. 

Die  sonst  noch  vorliegenden  Schriften  behandeln  nur  einzelne  Seiten 
der  Frage.  Besonders  hat  das  weibliche  Studium,  wie  es  in  den  allge- 
mein gehaltenen  Erörterungen  einen  wichtigen  Platz  einzunehmen  pflegt, 
auch  das  Erscheinen  einer  Reihe  selbständiger  Abhandlungen  veranlafst. 
Die  hervorragende  Bolle,  welche  das  weibliche  Studium  in  der  Frauen- 
bewegung spielt,  erklärt  sich  wohl  zum  Teil  daraus,  dafs  diese  zunächst 
ans  dem  Verhältnisse  des  gebildeten  Mittelstandes  emporgewachsen  ist, 
zum  Teil  aber  aus  der  natürlichen  Thatsache,  daüs  man  für  die  Befähig- 
ungsfrage, von   deren  Beantwortung  die  Ordnung   der  sozialen  Beziehun- 
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gen  der  Geschlechter  vorwiegend  abhängig  gemacht  wurde,  gerade  das- 
jenige Gebiet  als  entscheidend  betrachten  mufste,  das  man  als  die  höchste 
menschliche  Thätigkeitsänfserung  aufzufassen  gewohnt  war,  —  das  Ge- 
biet der  geistigen  Arbeit. 

Die  wertvollste  unter  den  hierher  gehörigen  Ersoheinungen  ist  £W6i- 
fellos  das  Buch  von  Bisch  off  ^)y  eines  entschiedenen  Gegners  der  £mau- 
zipation.  Gilt  auch  sein  Widerstand  zunächst  dem  Eindringen  der  Fraaen 
in  das  Gebiet  der  Medizin,  worin  er  so  weit  geht»  den  Frauen  nicht  ein- 
mal den  Beruf  zur  Behandlung  weiblicher  Patienten  oder  sum  Betriebe 
untergeordneter  Zweige,  wie  der  Zahnheilkunde  zuzugestehen,  so  richtet 
sich  doch  im  weiteren  sein  Einspruch  gegen  die  Beschäftigung  der  Fraueo 
mit  den  Wissenschaften  überhaupt,  für  die  er  ihnen  jede  Beföhiguug  ab- 
spridit  Den  Beweis  führt  er  zunächst  aus  der  Beschaffenheit  des  weib- 
lichen Körpers,  auf  die  er  im  Anhange  ausführlich  eingeht  und  über  welche 
ihm  als  Anatom  das  Urteil  des  Fachmannes  zu  Gebote  steht,  dann  aber 
auch  aus  den  beobachteten  psychisehen  und  geistigen  Eigensehaften  des 
Geschlechtes.  Wenn  es  ihm  nun  nicht  hinreichend  erscheint,  den  bestäti- 
genden Entscheid  der  Thatsachen  abzuwarten,  er  vielmehr  an  der  Notwen- 
digkeit des  Studienverbotes  festhält,  so  bestimmt  ihn  in  erster  Linie  da^ 
Interesse  der  Wissenschaft,  deren  ungestörte  Fortbildung  er  durch  die  sa 
erwartende  Überladung  des  ärztlichen  Standes  mit  unfähigen ,  halbgebil- 
deten, weiblichen  Handwerkern  bedroht  sieht.  Einen  anderen  Grund,  dem 
weibliehen  Studium  sich  zu  widersetzen,  giebt  ihm  die  Verletzung,  welche 
die  Sittsam keit  und  Bchamhaftigkeit ,  das  Mitgefühl  und  die  Barmherzig- 
keit durch  die  ärztliche  Beschäftigung  erfahren  müTsten.  Von  einer  ein- 
fachen Teilnahme  der  Frauen  an  dem  medizinischen  Unterricht  der  llSa- 
ner  besorgt  er  geradezu  Gefahr  für  beide  Teile. 

So  sehr  wir  dem  Standpunkte  v.  Bischoffe  in  dieser  Frage  d- 
neigen,  so  halten  wir  es  doch  für  gewagt,  so  ausschliefslioh ,  wie  er  » 
thut,  den  Beweis  auf  die  Individualität  des  weiblichen  Geschlechtes, 
namentlich  die  physische ,  zu  stützen  und  daneben  dessen  positive  soziale 
Bestimmung  in  den  Hintergrund  treten  zu  lassen.  Auf  solchem  Wege 
läfst  sich  schwerlich  je  ein  solcher  Beweis  führen,  dafs  der  Einwand 
ungenügender  Erfahrung  hinsichtlich  der  weiblichen  Befähigung  allgemein 
als  völlig  beseitigt  gelten  würde. 

Die  übrigen  Schriften  treten  ausnahmslos  für  das  weibliche  Studium 
ein.  Naturgemäfs  richten  sie  ihre  Augriffe  zunächst  gegen  Bise  hoff 's 
Ausführungeu,  die  allerdings  durch  manche  Übertreibungen  besonders  daeu 
reizen.  Hedwig  Dohm')  findet  sich  mit  der  Frage  in  der  oben  ge- 
kennzeichneten Weise  ab.  Sie  begnügt  sich  nicht  mit  dem  Versuche, 
nach  der  üblichen  Methode  die  Befähigung  wie  das  Becht  der  Fraueo  m 
erweisen,  ihr  gilt  das  Studium  zugleich  als  weibliche  Pflicht,  die  sich  aus 
dem  Interesse  des  wissenschaftlichen  Fortschritts  sowie  aus  der  Aufgabe 
der  Frauen,    nach  dem  Höchsten  zu  streben,   mit  Notwendigkeit  ergiebt 


1)  Theodor  L.  W.  von  Bischoff:  Das  Studinm  und  die  Ausübang  der  Medi- 
sin  durch  Kranen.     München  1872. 

2}  Hedwig  Do  hm:  Die  wissenschaftliche  £iiuuuiipatioB  ier  VwaxL     Bcrlli  18T4. 


Die  Opp<Msitioa  der  Männer  yerni«^  sie  nur  aua  K/onkarrenzfureht  zu  be- 
greifen» wofür  die  psychologische  Erklärung  nahe  liegt,  Böhmert^) 
sucht  seine  Argumentationen,  die  im  übrigen  nichts  Bemerkenswertes  bie- 
ten, durch  die  naeh  dem  Zeugnis  der  Lehrer  yorwiegend  güQstigen  Er- 
gebnisse des  Frauenstodiums  in  Zürich  zu  stütsen,  vau  dem  er  zugleich 
eine  kurze  Gesöhichte  giebt  Ertblge,  wie  die  dort  erzielten,  sind  indcti- 
sen  kaum  imstande,  dos  Wesentliche  an  t.  Bischoffs  Bebauptungen  zu 
entkräften.  Denn  die  Möglichkeit,  Frauen  überhaupt  zu  praktischen  jixit- 
ten  auszubilden,  hat  dieser  nirgends  bestritten.  Überdies  sin^  manch«  der 
mitgeteilten  Erfahrungen  mehr  geeignet,  y.  Bischoffs  Ansichten  zu 
bestätigen^  ab  sie  mvl  widerlegen. 

Das  Bedürfnis,  die  Züricher  Hochschule  gegen  v.  Bischoffs  An- 
grifife  zu  rechtfertigen,  hat  auch  die  kleine  Schrift  des  dortigen  Physiolo- 
gen Hermann')  yeranlafst.  Der  Verfasser  befindet  sich  in  der  eigen- 
tümlichen Lage,  selbst  kein  Freund  des  Fraueastudiums  zu  sein,  wiewohl 
er  gewillt  ist,  der  Krfabrung  die  definitiye  Entscheidung  über  dessen  Be- 
rechtigung zu  überlassen.  Seine  Abwehr  ist  daher  keine  prinzipielle, 
sondern  wendet  sich  uur  gegen  einige  vou  y.  B isohoff  yorgebrachten 
Punkte,  um  dadurch  Angriffen,  welche  sich  gegen  die  Tendenz  der  yon 
letzterem  yerfafsten  Schrift  richten  sollten,  den  Schdn  der  Berechtigung  zu 
rauben.  Obwohl  Hermann  übereinstimmend  mit  y«  Bischoff  weib- 
liche Gymnasien  und  Uniyersitäten  als  die  unerläfsliche  Bedingung  eines 
regulären  Frauenstudiums  betrachtet^  will  er  doch,  so  lange  man  sich  im 
'Stadium  des  Experimentes  befindet»  die  bestehenden  Hochschulen  —  nioht 
jedoch  die  Gymnasien  —  den  Frau^i  geöffnet  wissen,  nur  da£s  er  dabei 
eine  Beschränkung  der  Aufnahme  durch  Anordnung  yon  Prüfungen  oder 
Forderung  äquivalenter  Zeugnisse  für  erforderlich  hält,  um  die  Gefahr  zu 
Termeiden,  die  aus  übermäfsigem  Zudrange  ungenügend  yorgebildeter  Stu- 
dentinnen erwachsen  könnte. 

Das  Schauspiel,  dafs  ein  prinzipieller  Gegner  der  Emanzipation  für 
das  weibliche  Studium  eintritt,  bietet  sich  in  der  ziemlich  oberflächlichen 
^brift  Schwerin's^)  abermals.  Die  Befürwortung  des  Veif assers  be- 
schränkt sich  alWdings  auf  das  Studium  der  Medizin  und  wird  einesteils 
durch  seinen  Wunsch  bestimmt,  den  leidenden  Teil  des  weiblichen  Ge- 
schlechtes yoQ  dem  Zwange  zu  befreien,  sich  männlichen  Ärzten  anzuver- 
trauen, auderenteils  durch  das  Bestreben,  dem  Mangel  an  Ärzten  auf  dem 
Lande  abzuhelfen.  Was  den  Verfasser  berechtigt,  um  das  ersterwähnte 
Motiv  ein  ideales,  das  andere  ein  wirtschaftliches  zu  nennen,  vermögen 
wir  nicht  einzusehen. 

In  naher  Beziehung  zur  Studienfrage  steht  die  Frage  der  Verwendung 
und  Ausbildung  von  Lehrerinnen,  welche  Gau  er  ^)  zum  Gegenstand  einer 

1)  Victor  Böhmert:  Das  Stadieren  der  Frauen  mit  besonderer  RQcksicht  auf 
<las  Stadium  der  Mediain.     Leipaig  1872. 

8)  Hermann:  Das  Prauenstadinm  and  die  Interessen  der  Hochschole  Zttrich. 
Zürich  1872. 

3)  Ludwig  Schwerin:  Die  Zulassung  der  Frauen  zur  Ausübung  des  ärstlichen 
Herafes.     Berlin  1880.    (Deatsohe  Zeit-  und  Streitfragen.     Heft  131.) 

^)  Eduard  Caaer:  Die  höhere  Mädchepschale  und  die  Lehrerinnenfrage.  Ber- 
lin 1878. 
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selbständigen  Untersuchung  gemacht  hat  Aus  allgemeinen  pädagogischen 
£rwägungen  wie  mit  Rücksicht  auf  die  weibliche  Natur  plaidiert  seine 
Schrift,  die  überall  von  der  ruhigen  Objektivität  des  gewiegten  Fachman- 
nes zeugt,  für  die  Heranziehung  weiblicher  Lehrkräfte  zum  wissenschaft- 
lichen und  Sprachunterricht  auch  in  den  oberen  Klassen  der  höheren 
Mädchenschule,  jedoch  unter  Wahrung  des  numerischen  Übergewichts  der 
männlichen  Lehrer.  Diese  „Oberlehrerinnen"  sind  indes  nicht  als  Kopieen 
männlicher  Lehrer  gedacht,  vielmehr  hält  es  der  Verfasser  für  durchaus 
geboten,  dafs  der  von  ihnen  zu  fordernde  höhere  Bildungsgang,  der  weib- 
lichen Natur  entsprechend,  nach  anderer  Methode  und  anderem  Tempo 
erfolge  als  der  männliche,  damit  den  Frauen  ihre  wertvollsten  Vorzüge, 
die  sie  andernfalls  einbüfsen  würden,  bewahrt  bleiben.  Cauer's  Vor- 
schlag geht  deshalb  dahin,  dafs  man  den  künftigen  Oberlehrerinnen  nur 
das  erforderliche  Mafs  wissenschaftlicher  Ausbildung  bestimme  und  ihnen 
Gelegenheit  gebe,  nach  Ablauf  einer  gesetzlichen  Frist  durch  eine  zweite 
Prüfung  den  Nachweis  seines  Vorhandenseins  zu  führen,  die  Wahl  der 
Mittel  und  Wege  jedoch,  um  zu  der  geforderten  Ausbildung  zu  gelan- 
gen, den  Aspirantinnen  völlig  selbst  überlasse.  Die  bisher  übliche  Vei^ 
bindung  von  Lehrerinnenbildungsanstalt  und  höherer  Töchterschule  will 
er  der  Unvereinbarkeit  ihrer  Zwecke  wegen  gänzlich  aufheben ,  und  wie 
alles  Fachbildungswesen,  auch  die  Berufsbildung  der  Lehrerinnen  von  der 
Kommune  auf  den  Staat  übertragen.  So  ist  die  Schrift  Gauer 's,  so  spe- 
ziell ihr  Charakter  zunächst  erscheint,  geeignet  zur  Klärung  der  Ansich- 
ten nicht  blos  auf  dem  von  ihm  behandelten  engen  Gebiete  beizutragen, 
sondern  auch  darüber  hinaus  auf  dem  gröfseren  Gebiete,  von  dem  jenes 
einen  Teil  bildet. 

Wachler^)  bietet  eine  Zusammenstellung  derjenigen  Bestimmungen 
des  gemeinen  und  preufsischen  Privatrechts,  welche  den  Frauen  die 
Gleichstellung  versagen,  indem  er  sich  zugleich  bemüht,  ihre  Unhaltbar- 
keit  zu  beweisen.  Die  Geringfügigkeit  dessen,  was  er  an  derartigen  Be- 
stimmungen anfuhren  kann,  zeigt  nur,  dafs  im  Privatrecht  kein  AnlaTs 
zu  einer  Frauenbewegung  liegt. 

Gröfseres  Interesse,  wenn  auch  in  völlig  anderer  Richtung,  bean- 
sprucht die  Schrift  von  Hirt^).  Der  durch  seine  umfassenden  Unter- 
suchungen über  die  Krankheiten  der  Arbeiter  bekannte  Verfiasser  giebt 
hier  ein  getreues  auf  eigenen  Beobachtungen  ruhendes  Bild  der  speziell 
dem  weiblichen  Organismus  in  den  einzelnen  Beschäftigungszweigen  drohen- 
den Gefahren,  um  angesichts  derselben  auf  eine  Erweiterung  des  bisher 
ungenügenden  staatlichen  Schutzes  zu  dringen.  Dieser  Schutz  soll  aller- 
dings die  bisherige  Beschränkung  auf  die  Fabrikarbeit  auch  femer  bei- 
behalten, mehr  jedoch  als  bisher  die  individuellen  Verhältnisse  der  Arbei- 
terinnen berücksichtigen.  Eine  vollständige  Ausschliefsung  der  Frauen 
von  der  Fabrikarbeit  hält  der  Verfasser  im  allgemeinen  nicht  für  geboten, 
ausgenommen    bei   allen  unter   Tage   vorzunehmenden  Bergwerksarbeiten. 


1)  Ludwig  Wachler:  Zur  rechtlichen  Stellung  der  Frauen.     Breslau  1869. 

2)  Ludwig   Hirt:     Die   gewerbliche    Th&tigkeit   der   Frauen    ¥001    hygieniscbea 
Standpunkte  aus.     Breslau  und  Leipaig  1873. 
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Im  übrigen  wünsoht  er  nur  ftir  bestimmte  Betriebe  und  Manipulationen 
—  er  macht  deren  13  namhaft  —  welche  bei  noch  nicht  beendeter  Ent- 
wicklung und  noch  nicht  hinreichend  erstarkten  Organen  auf  den  weib- 
lichen Organismus  zerstörend  wirken,  die  nicht  über  18  Jahre  zählenden 
Arbeiterinnen  femgehalten  zu  sehen.  Bei  Schwangeren  hält  er  bei  9  be- 
nannten Beschäftigungen  gänzlichen  Ausschlufs  von  der  20sten  Woche 
der  Gravidität  ab  für  ebenso  notwendig  wie  ausführbar.  Wöchnerinnen 
soll  vor  dem  9ten  Tag  die  Wiederaufiiahme  der  Arbeit  nicht  gestattet 
sein,  in  denjenigen  Betrieben  jedoch,  welche  ihnen  auch  yor  der  Entbin- 
dung verboten  waren,  nicht  vor  dem  42sten  Tage. 

Allgemein  verlangt  er,  dafs  die  Aufnahme  eines  jeden  weiblichen 
Individuums  in  eine  Fabrik  von  der  Beibringung  eines  ärztlichen  Qe- 
Bundheitsattestes  abhängig  gemacht  und  eine  fortlaufende  Eontrolle  von 
Seiten  der  Ortspolizeibehörde  ausgeübt  werde.  Für  junge  Mädchen,  die 
bisher  vom  16.  Jahre  ab  keinen  Beschränkungen  bei  uns  unterliegen,  soll 
fortan  bis  zur  Vollendung  des  18ten  Lebensjahres,  ebenso  für  alle  ver- 
heirateten Arbeiterinnen  schlechthin  und  für  die  Witwen,  soweit  sie  Ein- 
der  besitzen,  der  für  junge  Leute  geltende  lOstündige  Arbeitstag  einge- 
führt werden,  für  die  Unverheirateten  im  Alter  von  über  1 8  Jahren  ^  so- 
wie für  die  kinderlosen  Witwen  der  llstündige.  Den  Verheirateten  wäre 
überdies  auf  Wunsch  anstatt  der  einstündigen  Mittagspause  eine  andert- 
halbstündige  zu  gewähren  unter  entsprechender  Verlängerung  der  Arbeits- 
zeit am  Abend.  Nachtarbeit  wäre  allen  zu  verbieten.  Man  erkennt 
hieraus  deutlich  die  Tendenz,  auf  solche  Weise  die  Rücksichten  auf  Ge- 
sundheit und  Familienpflichten  zur  Geltung  zu  bringen,  und  sicherlich  ge- 
bührt diesem  Bestreben  Sympathie  und  Zustimmung.  Wie  viel  aber  von 
den  Hirt'schen  Vorschlägen  sich  mit  den  Existenzbedingungen  der  Indu- 
strie in  Einklang  bringen  lasse,  das  freilich  vermag  lediglich  auf  Grund 
spezieller  Ermittelungen  in  den  einzelnen  Industriezweigen  zuverlässig  be- 
urteilt zu  werden.  Manche  dieser  Forderungen  hat  inzwischen  in  Deutsch- 
land bereits  ihre  Erfüllung  gefunden.  Die  Gewerbeordnungsnovelle  von 
1878  hat  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  unter  Tage  in  den  Berg- 
werken verboten,  den  Wöchnerinnen  einen  dreiwöchentlichen  Schutz  ge- 
währt, dem  Bundesrate  die  Befugnis  erteilt,  unter  Vorbehalt  der  nachträg- 
lichen veifjassungsmäfsigen  Genehmigung  die  Verwendung  von  jugendlichen 
Arbeitern  und  von  Arbeiterinnen  oder  die  Nachtarbeit  der  Arbeiterinnen 
in  gewissen  Fabrikationszweigen  zu  untersagen.  Mögen  die  Meinungen 
über  die  Zweckmäfsigkeit  der  einzelnen  von  Hirt  genannten  Malsregeln 
geteilt  sein,  die  Fortentwickelung  der  Fabrikgesetzgebung  kann  nur  im 
Wege  der  hier  im  allgemeinen  gekennzeichneten,  weiteren  Spezialisierung 
sich  vollziehen. 

Auf  ein  zwar  heikles,  aber  darum  nicht  minder  wichtiges  Gebiet 
werden  wir  von  zwei  Schriften  geführt,  deren  relative  Stellung  in  der 
diesem  Gebiete  angehörenden  Gesamtliteratnr  zu  würdigen  wir  uns  an 
dieser  Stelle  leider  versagen  müssen.  Der  Wert  der  beiden  Schriften  ist 
bei  verwandter  Tendenz  ein  sehr  ungleicher.     Obwohl  Hupp^^)  in  sei- 

1)  S.  E.  Hupp^:  Das  sociale  Defisit  von  Berlin  in  seinem  Hauptbestandteil.     Ber- 
Un  1870. 
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nen  tbafsfiehlichen  Scbild^ningen  sich  auf  die  SitienzuKtätfde  einer 
Stadt,  Berlifis,  beschränkt,  darf  doch  ihr  reicher  Ttthalt  mehr  aA«  lokale 
Bedeutung  in  Anspruch  nehmen.  I>2e  Bohrift  begiftnt  mit  einer  Bar- 
legung  der  gesellschaftlichen  Elemente,  welche  die  Prostitution  bilden, 
ihrer  Geschichte  und  Statistik,  sowie  ihrer  physischen  Wirkungen.  Daran 
sehliefst  sich  eine  Untersuchung  über  die  einfiufiiffibenden  Faktoren,  aber 
die  Entstehungsgrtinde  der  Prostitution  und  Qber  die  Art  und  &it  For- 
men dieses  Oewerbebetriebes ,  um  endlich  in  eine  Erörterung  der  Stel- 
lung überzuleiten,  welehe  der  Staat  der  Sache  gegenüber  einnimmt,  sowie 
der  Aufgaben,  welche  der  Gesellschaft  hiei^n  irtifitllen.  Wir  müssen  hier 
darauf  Terzichlem,  auf  die  Fülle  des  Gebotenen  einzugehen,  nur  das  Wich- 
tigste sei  kurz  hervorgehoben.  Als  wesentliche  Ursachen  der  Entstehong 
und  Verbreitung  des  Übels  erkennt  der  Yerfosser  die  unsichere  Lage  und 
den  unzulänglichen  Verdienst  der  Frauen  in  den  unteren  Klassen  be- 
reitwilligst an,  gröfserM  Gewicht  jedoch  legt  er  auf  die  Vetbin^ng  jener 
Erscheinungen  mit  der  atomrisierenden  Bichtung  sowie  ulit  dem  prakti- 
schen MaterialismuB ,  wozu  der  Einflufz  fifani^sischer  Sitten  und  Littera- 
tur  verstärkend  hinzutritt,  und  sind  wir  durchaus  geneigt,  einer  Anschau- 
ungariohtung  zuzustimmen,  Welche  bei  sozialen  Krankheitserscheinungen 
neben  materiellen  Ursachen  auch  geistigen  und  sittlichen  Eitiflüssen  wieder 
mehr  zu  Geltung  yerhilft.  Der  Verf  bekämpft  das  System  der  dffentlichen 
fiäuser,  dem  er  —  abgesehen  davon,  dafs  er  seine  ausschlief  suche  Durch- 
führung für  unmöglich  hält,  —  die  Wirkung  zuschreibt,  das  Übel  zu  ver- 
schlimmem, anstatt  es  zu  vermindern.  Während  Frau  Guillaume- 
Sehack^),  welche  die  Grundsätze  des  „Deutschen  Kulturbundes*'  ver- 
tritt, nach  weiblicher  Art  die  Angelegenheit  mehr  mit  dem  Gefühle  als 
mit  dem  Verstände  erfassend,  jede  BeaufiBichtigung  der  sittlich  Ge- 
fallenen durch  den  Staat  von  der  Hand  weist,  weil  sie  in  dieser  ver- 
meintlichen Anerkennung  des  Lasters  eine  Herabwürdigung  der  Franen, 
eine  durch  Nichts  gerechtfertigte,  ungleiche  Behandlung  der  Geöchlechter 
erblickt  und  davon  eine  Verschlimmeruug  der  Zustände  befürchtet,  halt 
Hupp^  die  Kontrolle  für  unvermeidlioh  und  zählt  sie  den  PaBiativinit- 
mitteln  zu,  auf  die  äet  Staat,  ohne  je  die  Prostitution  anzuerkennen,  sieh 
zu  beschränken  hat,  zu  deren  Anwendung  ihm  aber  auch  die  Verpflich- 
tung obliegt  Beide  weisen  die  Hauptaufgabe  in  der  BckSmpfimg  der 
Prostitution  der  Gesellschaft  zu.  Als  Mittel  für  diesen  Zweck  nennt 
Hupp^  Reform  des  Vormundschaftswesens,  freie  Beschäfügungsanstdteo 
für  Arbeiterinnen,  Gesindeherbergen  und  Unterkunftshäuser,  sowie  endlich 
Frauenvereine  zur  Ermahnung  und  Unterstützung,  vor  allem  aber  Ver^ 
sittliehung  des  männlichen  Geschlechts,  Guillaume-Schack  hingegen 
Beseitigung  aller  schädlichen  Einflüsse  in  Sitten,  Moden,  Kunst  und  Lit- 
teratttr,  alsdann  aber  ebenfalls  Gründung  von  Zufluchtsstätten  mit  mög- 
lichst erleichtertem  Ein-  und  Austritt.  Wir  haben  hinreichende  Beweise 
erfahren,  dafs  die  Oes^schaft  auf  ihre  Pflichten  gegen  die  Schwachen 
und  Schutzbedürftigen  in  der  letzten  Zeit  mehr  und   mehr   sich   besiimt, 


1)   Oertrod   aaillanme-Scbaek:   Bis  Werl  snr  SittUohksitffrage.    B«rlio 
1881. 
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$heT  6B  fehlt  noch  viel,  bis  sie  diejenfige  Energie  ^otfoltete,  welche  die 
Erftiilaiig  ihrer  Aufgerben  auf  einem  Gebiete,  wie  dem  hier  erwähntes, 
erfaeieeht. 

Zum  Sohlafs  erübrigt  ein  Bltek  auf  diejenige  Litteratnr,  welche  die 
gedefaiohtliche  Seite  der  Frage  behandelt  Sie  ist  ron  geringem  Umfange. 
Kur  im  Vor  übergehen  sei  So  her  r' 8  Werk  >)  erwähnt,  da  man  nach 
einer  Darlegung  der  i#irtsohaftliohen  und  allgemein  sosialen  Yerh^Utniftse, 
unter  denen  in  den  Tersohiedenei)  Zeitaltem  die  Frauen  lebten,  vergebens 
in  demselben  sacht.  Und  doch  giebt  der  allgemeine  Titel  ein  Anrecht 
darauf,  derartiges  au  erwArten.  Der  Inhalt  ^s  Buches  beschränkt  sich 
indessen  fast  ganz  auf  Sittengeschiehtliches ,  so  dafs  es  sich  unserer  Be- 
urteilnng  entzieht,  wie  weit  das  gegebene  Kulturbild  ein  getreues  ist 

Das  hier  Yermifste  bietet  uns  Bücher'),  allerdings  nur  fihr  eine 
begrenzte  Periode,  vom  XIII.  bis  XV.  Jahrhundert  Wir  halten  es  zwar, 
streng  genommen,  nicht  fVr  berechtigt,  von  einsr  ,.FratfeilfragS''  im  Mit- 
telalter Btt  sprechen,  da  eine  solche  unseres  Erachtens  nur  dann  besteht, 
wenn,  was  vom  Mittelalter  nicht  behauptet  werden  kann,  ein  Widerspruch 
zwischen  dem,  was  »t  und  dem,  was  sein  sollte,  der  Zeit  allgemein  zum 
Bewafstsein  kommt  und  hieraus  sich  das  Bestreben  erzeugt,  diesen  Wi- 
derspruch planmäfsig  zu  beseitigen.  Wir  wollen  jedoch  auf  diesen  Punkt 
kein  allzngrofses  Gewicht  legen  und  für  die  anziehende  und  eingehende 
Schilderung  der  sozialen  Zustände  des  Mittelalters,  welche  uns  Bücher, 
gsstütBt  auf  ein  reiches,  zum  Teil  von  ihm  selbst  ans  ursprünglichen 
Uueilen  geschöpftes  Material,  in  seinem  Boche  gibt,  darum  nicht  weni« 
ger  dankbar  sein.  Dieselbe  beschränkt  sich  auf  die  deutschen  Städte, 
weil  für  diese  allein  die  Quellen  zu  Oebote  stehen  und  gilt  lediglieh  den 
Yerhältnissen  des  wcibKchen  Erwerbes.  Seiner  Behauptung  nach  war 
bei  der  städtischen  Bevölkerung  zu  jener  Zeit  der  Übersohufs  der  er- 
wachsenen w^bHchen  Bevölkerung  über  die  männlidie  ein  nnvergleiöh- 
Heh  bedeutenderer,  als  gegenwärtig,  wsm  von  ihm  vorzugsweise  durch 
die  Resultate  von  Zählungen,  die  in  Kümberg  und  Basel  um  die  Mitte 
des  15  ,  in  Frankfort  a.  M.  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  stattftmden, 
belegt  auch  durch  Paaisehe's  Untersttchtingen  >)  über  did  Bostocker  Be- 
völkerung des  16.  Jahrhunderts  bestätigt  wird,  und  somit  vorläufig  als  That- 
Sache  betrachtet  Werden  mufs,  so  auf&Uend  es  sein  mag.  Die  Ursachen 
dieser  merkwürdigen  Erscheinung  sticht  dcor  Verfasser  zunächst  in  den 
zahlreichen  Bedrohungen,  welchen  das  männliche  Leben  durch  Fehden, 
Bürgerzwiste  und  Handelsreisen  ausgeeetzt  war,  in  d^  gröfsaren  Sterb- 
lichkeit der  Männer  bei  den  oft  sich  wiederholenden  pestartigen  Erank- 
hoiten,  in  der  Unmäfsigkeit  der  Männer  in  jeder  Art  von  Gcnufs,  endlich 
in  dem  Oölibat  der  zahlreichen  in  den  angeführten  Zahlen  nicht  einbe- 
griffenen Geistlichkeit,  Yenhutungen,  tön  denen  uns  nur  die  erste  einen 
allenfalls   brauchbaren  Srklärungsgrund   zu   enthalten  scheint,   die  letzte 

S)  Joksnaes  Scherr:  Geschichte  der  doataoheD  Fraaenwelt-     8  Bde.    4^  Aafl. 
Uipiig  1879. 

3)  Carl  Bücher:  Die  Franenfrage  im  Mittelalter.    Tübingen  tS82. 
S)   H.  Paasche:    Die   stSdtiBche    Bevölkerung   Mherer   Jahrhunderte.     Band    39 
dieser  2^t«chrilt,  p.  847  ff. 
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sogar  nur  beweist,  dafs  in  Wirklichkeit  der  Oberschufs  kleiner  war,  als 
er  in  den  Listen  sich  zeigte,  und  die  um  so  unsicherer  werden,  wenn 
wir  berücksichtigen,  dafs  im  16.  Jahrhundert,  also  zu  einer  Zeit,  in  der 
ihre  Voraussetzungen  fehlen,  die  gleiche  Erscheinung  wiederkehrt.  Über 
die  Frage,  welchen  Charakter  der  yon  ihm  konstatierte  FrauenübersohuTs 
hat,  geht  Bücher  gänzlich  hinweg.  Es  ist  aber  klar,  dafs  die  soziale 
Bedeutung  des  überschüssigen  weiblichen  Elements  eine  andere  wäre, 
falls  dasselbe  überall,  wie  Paasch e  es  für  Bestock  nach  den  Steuerliaten 
glaubhaft  macht,  im  wesentlichen  aus  Witwen  sich  zusammensetzte,  eine 
andere,  wenn  er  sich  aus  Unverheirateten  bildete.  Daraus,  dafs  der  Ver- 
fasser an  die  Feststellung  des  zahlenmäfsigen  Überschusses  sogleich  die 
Frage  anschliefst,  was  im  Mittelalter  aus  den  zahlreichen  Frauen  wurde, 
die  ihren  „natürlichen  Beruf  zu  erfüllen  verhindert  waren,  gewinnt  es 
den  Anschein,  als  ob  er  den  Frauenüberschufs  als  in  der  Hauptsache  mit 
den  Unverheirateten  identisch  betrachte.  Als  Mittel ,  durch  welches  den 
Alleinstehenden,  die  in  den  umfassenderen  Hauswirtschaften  jener  Zeit 
keine  Verwendung  fanden,  die  Existenzmöglichkeit  gewährt  wurde,  be- 
zeichnet der  Verfasser  zunächst  das  Gewerbe,  das  trotz  prinzipieller  Aus- 
schliefsung  der  Frauen  vom  zünftigen  Gewerbebetriebe,  dennoch  thatsäch- 
lieh  in  weit  ausgedehnterem  Mafse  als  man  anzunehmen  pflegt,  den 
Frauen,  sei  es  als  selbständige  Unternehmerinnen,  sei  es  als  abhängige 
Arbeiterinnen,  Beruf  und  Beschäftigung  bot.  Neben  der  Erwerbsthätig- 
keit,  die  allein  nicht  ausreichend  war,  werden  wir  hingewiesen  auf  die 
Bedeutung,  welche  den  Klöstern  in  der  hier  fraglichen  Bichtung  zukam, 
auf  den  Leibrentenkauf,  welcher  oft  den  Vermögenden  die  Existeox 
sicherte,  auf  die  gemeinsamen  Haushaltungen,  vor  allem  aber  auf  die  un- 
ter dem  Namen  „Samenungen"  bekannten,  von  vermögenden  Frauen  be- 
hufs gemeinsamen  Lebens  gebildeten  Vereine.  Den  geradezu  ausschlag- 
gebenden Beweis  eines  weitverbreiteten  Frauennotstandes  indessen  erblickt 
Bücher  in  der  seit  dem  13.  Jahrhundert  beginnenden  Gründung  und  Ver- 
breitung der  sogenannten  Gotteshäuser  oder  Bekinenanstalten,  Korporatio- 
nen weltlichen  Charakters,  aber  mit  gewissen  religiösen  Verpflichtungen,  in 
denen  durch  Stiftungen  und  Vermächtnisse  nicht  anderweitig  versorgte 
ärmere  Frauen  Aufnahme  fanden  und  soweit,  die  Rente  des  Stiftungsver- 
mögens, auf  die  sie  zunächst  angewiesen  waren,  nicht  ausreichte,  sich 
durch  Gewerbsarbeit  ernährten,  auch  wohl  Liebeswerke,  zu  denen  man 
sie  verpflichtete,  verrichteten.  Von  diesen  Anstalten,  ihrer  Entstehung, 
Einrichtung  und  allmählichen  Entartung  erhalten  wir  eine  anschauliche 
Vorstellung.  Eine  Schilderung  des  Lebens  und  Treibens  der  fahrenden 
Frauen,  welche,  wie  die  fahrenden  Leute  überhaupt,  in  jenen  Zeiten  mas- 
senhaft auftreten,  dazu  eine  Erörterung  der  Verhältnisse  der  öffentlichen 
Frauen  und  der  Frauenhäuser,  sowie  der  Anstalten,  welche,  wie  vorzugs- 
weise die  Beuerinnenklöster ,  der  Bettung  der  ersteren  dienten  ,  vervoll- 
ständigen das  Bild,  welches  uns  die  mannigfache  und  eigentümliche  Art 
vorführt,  in  der  für  den  alleinstehenden  Teil  des  weiblichen  Geschlechts 
im  Mittelalter  sich  das  Dasein  gestaltete. 

Das  Resultat,  zu  welchem  den  Verfasser  die  angeführten  Thatsacben 
führen,  ist,  dafs  das  Mittelalter  mit  gröfseren  Notständen  im  Frauenleben 
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ZQ  kämpfen  hatte,  als  die  Gegenwart,  und  die  Aufgabe,  welche  ihm  dar- 
aus erwnohB,  in  befriedigender  Weise  löste.  Für  unsere  Zeit  vermag  er 
nicht  darin  das  Heil  zu  erblicken,  dafs  man  die  Frau  zur  Konkurren- 
tin des  Mannes  macht;  als  Aufgabe  einer  gesunden,  historisch  aufbauen- 
den Sozialpolitik  gilt  ihm  yielmehr,  den  Zug  auf  Entlastung  des  Weibes 
Ton  der  aufreibenden  Mühsal  des  £rwerbes,  der  trotz  mancher  Büok- 
sohläge,  wie  jetzt  im  Fabriksystem,  durch  die  ganze  Geschichte,  beson- 
ders des  deutschen  Volkes  geht,  nach  Möglichkeit  zu  fordern.  Insbe- 
sondere gilt  es  ihm  festzuhalten  an  dem  Frauenideal  der  Reformation. 

Das  Gegenstück  hierzu  bildet  Norrenberg's  Schrift^),  welche 
ganz  der  Richtung  angehört,  die  durch  den  Namen  Janssen  gekenn- 
zeichnet ist.  Sie  will  die  Überzeugung  erwecken,  dafs  die  katholische 
Kirche,  wie  sie  die  Arbeiterin  aus  tiefster  Erniedrigung  zu  erheben 
gewuTst  hat,  allein  auch  gegenwärtig  der  Frau  wiederum  eine  würdigere 
Existenz  zu  verschaffen  vermag.  Aber  nicht  soll  dies  geschehen,  indem 
die  Kirche  etwa  die  Frau  lediglich  zum  häuslichen  Beruf  zurückleitete, 
oder  überhaupt  irgend  ein  anderes  Ideal  des  weiblichen  Berufes  anstrebte, 
sie  soll  vielmehr,  da  es  keine  Stellung  der  Frau  giebt,  die  als  absolut  beste 
bezeichnet  werden  könnte,  nur  überhaupt  das  Weib  in  seinen  religiösen, 
sittlichen  und  materiellen  Interessen  schützen.  Leider  nur  ist  dieser  neu- 
trale Gesichtspunkt  vom  Yerfasser  nicht  durchgeführt.  Denn  die  Ten- 
deoz  der  Darstellung  läuft  thatsächlich  darauf  hinaus,  die  Verwerflichkeit 
des  reformatorischen  Frauenideals  darzuthun,  dasselbe  als  den  Feind  der 
weiblichen  Berufsarbeit  hinzustellen,  um  die  Kirche  als  den  Hort  der 
letzteren  zu  preisen.  Indem  nun  der  Verfasser  Frauenarbeit  und  Arbei- 
terinnenerziehung schildert,  wie  sie  sich  sowohl  unter  der  Hofverfassung 
wie  unter  dem  Zunftregiment  gestaltet  haben,  sucht  er  den  Nachweis  zu 
führen,  dafs  der  Einflufs  des  Bürgertums,  da  es  dem  Prinzip  des  Egois- 
mus zur  Herrschaft  verhalf  und  die  alterprobten  Grundsätze  der  Kirche 
über  Bord  warf,  ein  ausschliefslioh  ungünstiger  war.  Es  verdrängte  die 
Arbeiterin  aus  ihren  früheren  Arbeitsgebieten,  um  es  in  späterer  Zeit 
wiederum,  durch  das  Fabriksystem,  in  schamlosester  Weise  auszubeuten. 
In  dem  Bürgertum  will  jedoch  der  Verfasser  die  Reformation  treffen,  die 
ihm  nicht  eine  Blütezeit,  sondern  nur  ein  Glied  ist  in  den  Erscheinungen, 
welche  den  Verfedl  des  deutschen  Lebens  herbeiführten.  Die  Verherr- 
lichung des  ehelichen  und  Familienlebens,  durch  welche  sie,  ähnlich  wie 
das  Zunfttnm,  auf  die  Gestaltung  des  Frauenlebens  einwirkte,  erklärt  er 
sich  lediglich  aus  ihrer  Abneigung  gegen  das  Cölibat.  Denn  für  ihn 
entbehrt  nicht  nur  die  Beschränkung  der  Frauenarbeit  auf  die  Haus- 
haltsgeschäfte, die  Neigung,  der  Frau  die  Pflege  der  Häuslichkeit  als 
einzigen  Beruf  zuzuweisen,  jeder  sittigenden  Wirkung,  in  der  Zersplit- 
terung der  Nation  in  viele  kleine  Haushaltungen  erkennt  er  zugleich 
eine  Verminderung  der  Froduktionskraft.  Es  fehlt  ihm  eben  die  Fähig- 
keit, die  immateriellen  Werte  zu  würdigen,  auf  deren  Bedeutung  Bücher 
i&it  Recht  verweist,   und  bestätigt  sich  hier  aufs  neue  die  Wahrheit  des 

1)  Dr.  P.  Norrenborg:   Frauenarbeit   und   Arbeiterinneneraiehang  in  dentscher 
Voraeit     Köln  1880. 
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Satzes,  dafs  dte  Extreme  sich  berühren.  Denn  wie  er,  dto  ültrmnos- 
tan 6,  denkt,  wie  wir  dahetf,  auch  der  BädikatKrams. 

Dasu  kottttit,  dafs  für  ihn  die  Entwioklang  der  Qeldwirtochaft  und  des 
Bürgertams  aas  der  urspriingHohen  Nataralwirtsohalt  und  Hafrerfnsaoi; 
nicht  ein  iswar  für  die  Kirche  nachteiliger,  aber  iM  übrigen  doch  nator- 
notwendiger  Prozefs  ist,  ihm  erscheint  diese  ganae  Entwi^kelmigspenode, 
die  auch  die  Gegenwart  noofa  tfmsehliefet,  nur  als  ein  einaiger  venneid- 
barer  Irrweg.  In  der  mittelalterlichen  Hofrerfossüng ,  als  dem  Typus 
einer  befHedigenden  Sozialordnung ,  hingegen  sieht  er  amch  die  meisten 
Forderungen,  welche  Christentum  und  Humimität  an  die  FrAuefliurbeit- 
frage  su  stellen  haben,  erfüllt.  Sie  nahm  in  der  Hörigen  und  Friftnenn 
die  weibliche  Arbeitskraft  in  Anspruch,  wi6  die  Gegenwart  in  der 
Arbeiterin,  sie  übernahm  aber  zugleich  im  Gegensafa  zur  modernen  Ord- 
nung die  Fürsorge  für  diejenigen  Bedürfnisse  des  Weibes,  füt  die  selbst 
zu  sorgen  dasselbe  durch  seine  Arbeitssteliuixg  -rerhindert  war. 

80  spiegelt  sich  die  Welt  in  einem  Kopfe,  füi^  den  es  ,^niir  in  eng- 
ster Verbindung  mit  Papst  und  römisdi^r  Kirdie  eine  gedeihliidie  Ent- 
wicklung für  Deutschland'^  giebt.  I^oherlich  wird  die  Bedeutung,  wdche 
die  Kirche  fär  die  soziale  Entfaltung  besessen  hat  und  noch  bentft,  oft 
unterschätzt  und  gewifs  hat  daher  das  Bemühen,  diese  Bedeutung  zur  Gel- 
tung zu  bringen,  seine  Berechtigung.  Aber  es  kann  diese  Aufgäbet  nicht 
gelöst  werden  durch  geschichtliche  Darstellungen,  in  denen,  wie  hier  der 
Fall,  auf  Beibringung  thatsäeblieher  Belege  für  die  angestellten  Behaup- 
tungen ganz  verzichtet  wird,  oder  mit  roUkommener  WiUktLr  die  rorhan- 
denen  Thatsacheu  nur  herangezogen  werden,  um  einem  einseitigen,  lüoken- 
haften  Bilde  und  einer  willkürliehen  Geschichtskonstruktion  den  Sehein 
historischer  Wahrheit  zu  y^leihen.  Was  insliiesondere  dve  Geachichts- 
yerbesserung  des  Verfossers  betrifft,  so  wSren  wir  ihm  dankbar  gewesen, 
hätte  er  uns,  wenn  auch  nur  in  Umrissen,  gezeigt,  wie  die  bdee  geld- 
wirtschaftliche Entwicklung  yermieden  werden  konnte.  Bin'  paar  Phra- 
sen, auch  wenn  sie  katholisch-kirchlich  gefUrbt  sind,  kimnen  in  soldien 
Fällen  nicht  genügen. 

Wir  stehen  am  Schlüsse.  Die  Übersieht,  welche  wir  in  Yoiatolien- 
dem  geboten  haben,  darf,  was  Deutschland  betiHfft  und  das  Gebiet  der 
selbständigen  Litteratut,  einigermafsen  auf  Vollständigkeit  Anspraek 
machen.  Freilich  fehlt  sowohl  die  in  Zeitschriften  versdtiedanster  Ali 
enthaltene  Littetatur,  als  aruch  dasjenige,  was  in  umfiassendereu  Werkea, 
namentlich  philosophischen,  über  die  soziale  Stellung  des  weiblichen  Ge- 
schlechtes ausgeführt  wotden  ist.  Schwerlich  jedoch  dürfte  dort  ein 
Standpunkt  vertreten  sein,  dem  wir  nicht  auch  in  der  selbständigen  Lü- 
teratur  begegnen ,  so  dafs  das  Bild  der  geistigen  Bewegung ,  das  ans  ans 
dieser  entgegentritt,  daraus  keiue  wesentliche  Berichtigung  er&hren  könnte. 
Dieses  Bild  zeigt  uns  eine  Entwicklung,  in  welcher  die  Ton  aufaen  her 
auf  deutschen  Boden  verpflanzte,  obschon  nie  bfoher  in  die  Massen  gedrun- 
gene Emanzipationsbewegung  allmählich  geistig  besiegt  und  durch  eins 
dem  deutschen  Geiste  mehr  entsprechende  Auffassung  wiederum  V6^ 
drängt  wurde.  Dennoch  wäre  es  verfehlt,  wollte  man  das  Auftreten  des 
Emanzipationsgedankens  beklagen.     Denn  derselbe  wirkte  segeiuteiohi  ia- 
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dem  er  der  Anlafs  wurde,  dafs  man  sich  wieder  auf  die  wesentlichen 
Grundlagen  unserer  Kultur  besann  und  zu  einem  besseren,  tieferen  Ver- 
ständnis der  in  Frage  stehenden  sozialen  Verhältnisse  und  Gesetze  durch- 
drang. Anstatt  dels  bl^erfge  Ideal  de«  w^blichen  Berufes  zu  verdrän- 
gen ,  hat  die  £manzipationsidee  bewirkt ,  dafs  planmäfsiger  und  bewufs- 
ter  dessen  Erfüllung  erstrebt  wird.  Dies  schliefst  die  Anerkennung  be- 
stehender Notstände,  sowie  das  Bemühen,  diesen  durch  angemessene 
Erweiterung  des  weiblichen  Berufsk^eises  zu  begegnen,  keineswegs  aus. 
Wie  diese  Notstande  keine  allgemeinen,  sondern  partielle  sind,  so  bedarf 
es  weder  einer  prinzipiellen  Änderung  des  Verhältnisses ,  in  welchem  die 
Geschlechter  zu  einander  st^en,  noch.  Wäre  eine  thatsächliche  Gleichstel- 
lung beider,  wenn  sie  selbst  möglich  wäre,  das  geeignete  Mittel  Der 
häusliche  fieru^  wie  er  die  Aufgabe  der  Meisten  und  zwar  nicht  blos  der 
Verheirateten  bildet,  wird  stets  auch  der  mafsgebende  Gesichtspunkt  für 
die  Gestaltung  der  weibtiehen  Eririehang,  wie  für  die  Regelung  der  sozia- 
len Stellung  d^  Weibes  sein  und  bleiben,  und  die  notwendige  Rücksicht- 
nahme, welche  er  beansprucht,  stets  verhindern,  dafs  die  Frau  in  der 
allgemeinen  Produktion  ein  mit  dem  Manne  gleichwertiger  Faktor  werdu. 
Dazu  kommt,  dafs  die  Verschiedenheit  der  weibliehen  und  der  mäimliehcn 
Beunlagutrg  in  gleicher  Richtung  wirkt.  In  körperlicher  Beziehung  liegt 
sie  zu  Tage,  in  seelischer  Beziehung  ist  sie  von  ernsthaften  Beobach- 
tern zu  keiner  Zeit  bezweifelt  worden,  was  endlich  die  geistige  Befähigung 
der  Frauen  betrifft,  mag  gerade  auf  das  verwiesen  werden,  was  sie  ge- 
leistet haben,  auf  dem  Gebiete,  wo  es  galt,  die  eigene  Sache  zu  führen. 
^0  ansehnlich  die  Zahl  der  Schriftstellerinnen  ist,  welche  die  Frauen  frage 
behandelten,  nur  dort  und  nur  soweit  haben  sie  Wertvolleres  hervorge- 
bracht, als  sie  sich  ihrem  Gefühle,  ihrem  unmittelbaren  Empfinden  hinge- 
geben haben.  Wo  sie  sich  rein  verstandesmäfsigen  Erwägungen  überlas- 
sen, gelingt  es  ihnen  nirgends  zu  tieferen,  systematischen  Gesichtspunkten 
vorzudringen.  Sie  roden,  aber  sie  erörtern  nicht,  und  schwer  fällt  es, 
wie  der  Verfasser  aus  mühselig  gewonnener  Erfahrung  bezeugen  kann, 
über  ihr6n  spri&gonden,  überall  abschweifenden,  auf  kein  festes  Ziel  ge- 
richteten Gedankengang  Rechenschaft  zu  geben.  Möchten  die  Frauen 
mehr  und  mehr  davon  abkommen,  in  gleicher  Art  den  gleichen  Wert 
der  Geeobleehier  za  sehen,  und  dort,  wo  die  Wurzeln  ihrer  Eratt  sind, 
auch  die  Quellen  ihrer  sozialen  Geltung  suchen. 


436  Nationaldkonomiftche  Geaetsgebnog. 


Nationalökonomische  Gesetzgebung. 


m. 

Gesetz,   betreffland  die  KrankenTersioherung   der   Arbeitier. 

Vom  15.  Juni   1883. 

Wir  Wilhelm,  von  Oottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  Prealsen  ete.  ver- 
ordnen im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrats  nnd  des  Reichs- 
tags, was  folgt: 

A.     Versicherungsswang. 

§  1.     Personen,  welche  gegen  Gehalt  oder  Lohn  beschfiftigt  sind: 

1.  in  Bergwerken,  Salinen,  Aufbereitongsanstalten,  Brüchen  und  Graben,  in  Fabriken 
und  Hüttenwerken,  beim  Eisenbahn-  and  BinnendampfschiffTahrtsbetriebe,  auf  Werflea 
und  bei  Bauten, 

2.  im  Handwerk  nnd  in  sonstigen   stehenden  Gewerbebetrieben, 

3.  in  Betrieben ,  in  denen  Dampfkessel  oder  durch  elementare  Kraft  (Wind ,  Wasser, 
Dampf,  Gas,  heiP^e  Luft  etc.)  bewegte  Triebwerke  snr  Verwendang  kommen,  sofern 
diese  Verwendung  nicht  ausschliefslich  in  voräbergehender  Benntaung  einer  nicht 
zur  Betriebsanlage  gehörenden  Kraftmaschine  besteht, 

sind  mit  Ausnahme  der  im  §  2  unter  Ziffer  2  bis  6  aufgeführten  Personen,  sofern  nicht 
die  Beschäftigung  ihrer  Natur  nach  eine  vorübergehende  oder  durch  den  Arbeitsverlng 
im  Voraus  auf  einen  Zeitraum  von  weniger  als  einer  Woche  beschränkt  ist,  nach  Msfs- 
gäbe  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  gegen  Krankheit  sn  versichern. 

Betriebsbeamte  unterliegen  der  Versicherungspflicht  nur,  wenn  ihr  Arbeitsverdienst 
an  Lohn  oder  Gehalt  sechssweidrittel  Mark  für  den  Arbeitstag  nicht  Übersteigt. 

Als  Gehalt  oder  Lohn  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelton  auch  Tantiemen  and  Natnnl- 
bezüge.     Der  Wert  der  letzteren  ist  nach  Ortsdnrchschnittspreisen  in  Ansatz  sn  bringen. 

§  2.     Durch  statutarische  Bestimmung  einer  Gemeinde  für  ihren  Bezirk,  oder  eine» 
weiteren  Kommunalverbandes  für  seinen  Bezirk  oder  Teile  desselben,   kann  die  Anwen- 
dung der  Vorschriften  des  §  1  erstreckt  werden : 
1.  auf  diejenigen  in  §  1  bezeichneten  Personen,  deren  Beschäftigung  ihrer  Nator  nach 

eine    vorübergehende  oder  durch  den  Arbeitsvertrag   im  voraas  auf  einen  Zeitraon 

von  weniger  als  einer  Woche  beschränkt  ist, 
2    auf  Handlungsgehilfen  und  -Lehrlinge,  Gehilfen  und  Lehrlinge  in  Apotheken, 

3.  auf  Personen ,  welche  in  anderen  als  den  in  §  1  bezeichneten  Transportgewerben 
beschäftigt  werden, 

4.  auf  Personen ,  welche  von  Gewerbetreibenden  aufserhalb  ihrer  Betriebsstätten  be- 
schäftigt werden, 

6.  auf  selbständige  Gewerbetreibende,    welche  in    eigenen  Betriebsstätten  im  Auftrage 

und  für  Rechnung  anderer  Gewerbetreibender  mit  der  Herstellung  oder  Bearbeitung 

gewerblicher  Erzeugnisse  beschäftigt  werden  (Hausindustrie), 
6.  auf  die  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft  beschäftigten  Arbeiter. 

Die  auf  Grund  dieser  Vorschrift  ergehenden  statutarischen  Bestimmungen  müssen 
neben  genauer  Bezeichnung  derjenigen  Klassen  von  Personen,  auf  welche  die  Anwendnng 
der  Vorschriften  des  §  1  erstreckt  werden  soll,  Bestimmungen  über  die  Verpflichtung 
zur  An-  und  Abmeldung,  sowie  über  die  V^erpflichtung  zur  Einzahlung  der  Beitrige 
enthalten. 

Sie  bedürfen  der  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  und  sind  in  der 
für  Bekanntmachungen  der  Gemeindebehörden  vorgeschriebenen  oder  üblichen  Form  ii 
veröffentlichen. 

§  3.    Auf  Beamte,  welche  in  Betriebsverwaltungen  des  Reichs,  eines  Bandesstiates 
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oder    eines  KommiinalTerbandes    mit    festem  Gehalt  angestellt   sind,    finden  die  Bestim- 
mnngen  der  §§  1,  2  dieses  Gesetses  keine  Anwendung. 

Auf  ihren  Antrag  sind  von  der  Versicherungspflicbt  su  befreien  ,  Personen ,  welche 
im  Krankheitsfalle  mindestens  für  dreisehn  Wochen  auf  Verpflegung  in  der  Familie  des 
Arbeitsgebers  oder  auf  Fortsablung  des  Gehaltes  oder  des  Lohnes  Anspruch  haben. 

B.     Gemeinde-Krankenversicherung. 

§  4.     Für  alle  versicherungspflichtigen  Personen,  welche  nicht 
einer  Ortskrankenkasse  (§  16), 
einer  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkasse  (g  59), 
einer  Baukrankenkasse  (§  69), 
einer  Innungskrankenkasse  (§  73), 

einer  eingeschriebenen   oder   auf  Grund   landesrechtlicher  Vorschriften    errichteten 
Hilfskasse  (§  75). 
angehören,  tritt  die  Gemeinde-Krankenversicherung  ein. 

Personen  der  in  §§  1,  2,  8  beaeichneten  Art,  welche  der  Versicherungspflicht  nicht 
unterliegen  ,  sowie  Dienstboten  sind  berechtigt,  der  Gemeinde-Krankenversicherung  der 
Gemeinde,  in  deren  Bezirk  sie  beschäftigt  sind,  beizutreten.  Der  Beitritt  erfolgt  durch 
schriftliche  oder  mfindliche  Erklärung  beim  Gemeinde  vorstände ,  gewährt  aber  keinen 
Anspruch  auf  Unterstützung  im  Falle  einer  bereits  zur  Zeit  dieser  Erklärung  einge- 
tretenen Erkrankung.  Beigetretene,  welche  die  Versicherungsbeiträge  (§  6)  an  zwei 
aufeinanderfolgenden  Zahlungsterminen  nicht  geleistet  haben ,  scheiden  damit  aus  der 
Gemeinde-Krankenversicherung  aus. 

g  5.  Denjenigen  Personen ,  fQr  welche  die  Gemeinde-Krankenversicherung  eintritt, 
ist  von  der  Gemeinde,  in  deren  Bezirk  sie  beschäftigt  sind,  im  Falle  einer  Krankheit 
oder  durch  Krankheit  herbeigeführten  Erwerbsunfähigkeit  Krankenunterstützung  su  ge- 
währen. 

Von  denselben  hat  die  Gemeinde  Krankenversicherungsbeiträge  (§  9)  zu  erheben. 
§.  6.     Als  Krankennnterstützung  ist  zu  gewähren: 

1.  vom  Beginn  der  Krankheit  ab  freie  ärztliche  Behandlung,  Arznei ,  sowie  Brillen, 
Bruchbänder  und  ähnliche  Heilmittel; 

2.  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit,  vom  dritten  Tage  nach  dem  Tage  der  Erkrankung 
ab  für  jeden  Arbeitstag  ein  Krankengeld  in  Höhe  der  Hälfte  des  ortsüblichen  Tage- 
lohnes gewöhnlicher  Tagearbeiter. 

Die  Krankenunterstützung  endet  spätestens  mit  dem  Ablauf  der  dreizehnten  Woche 
uach  Beginn  der  Krankheit. 

Die  Gemeinden  sind  ermächtigt ,  zu  beschliefsen ,  dafs  bei  Krankheiten,  welche  die 
Beteiligten  sich  vorsätzlich  oder  durch  schuldhafte  Beteiligung  bei  Schlägereien  oder 
Raufhändeln ,  durch  Trunkfälligkeit  oder  geschlechtliche  Ausschweifungen  zugezogen 
haben,  das  Krankengeld  gar  nicht  oder  nur  teilweise  gewährt  wird,  sowie  dafs  Personen, 
welche  der  Versicherungspflicht  nicht  unterliegen  und  freiwillig  der  Gemeinde-Kranken- 
versicherung beitreten,  erst  nach  Ablauf  einer  auf  höchstens  sechs  Wochen  vom  Beitritte 
sb  zu  bemessenden  Frut  Krankenunterstützung  erhalten. 

Das  Krankengeld  ist  wöchentlich  postnumerando  zu  zahlen. 

§  7.  An  Stelle  der  in  §  6  vorgeschriebenen  Leistungen  kann  freie  Kur  und  Ver- 
pflegung in  einem  Krankenhause  gewährt  werden,  und  zwar: 

1 .  für  diejenigen ,  welche  verheiratet  oder  Glieder  einer  Familie  sind ,  mit  ihrer  Zu- 
stimmung ,  oder  unabhängig  von  derselben ,  wenn  die  Art  der  Krankheit  Anforde- 
rungen an  die  Behandlung  oder  Verpflegung  stellt,  welchen  in  der  Familie  des  Er- 
krankten nicht  genügt  werden  kann, 

2.  für  sonstige  Erkrankte  unbedingt. 

Hat  der  in  einem  Krankenhause  Untergebrachte  Angehörige,  deren  Unterhalt  er  bis- 
her aus  seinem  Arbeitsverdienste  bestritten  hat,  so  ist  neben  der  freien  Kur  und  Ver- 
pflegung die  Hälfte  des  in  g  6  festgesetzten  Krankengeldes  zu  leisten. 

§  8.  Der  Betrag  des  ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher  Tagearbeiter  wird  von 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  nach  Anhörung  der  Gemeindebehörde  festgesetzt. 

Die  Festsetzung  flndet  für  männliche  und  weibliche,  für  jugendliche  und  erwachsene 
Arbeiter  besonders  statt.  Für  Lehrlinge  gilt  die  für  jugendliche  Arbeiter  getroffene 
^'•»tstellung. 

$  9.     Die  von  der  Gemeinde  zu  erhebenden  Versicherungsbeiträge  sollen ,  so  lange 
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nlcbt  nucfa  Marsgab«  des  f  10  etwas  aaderes  feitgeaetst  Ut »  einiiadAiiihalbet  Proient 
des  ortsüblichen  Tagelohnes  (Tergl.  §  8)  nicht  übersteigen  und  sind  mangels  besondere 
Beschlafsnahnie  in  dieser  Höhe  zu  erheben. 

Dieselben  fliefsen  in  eine  besondere  Kasse ,  ans  welcher  auch  die  Krankenwiter- 
stütsongen  au  bestreiten  sind. 

Die  Einnahmen  und  Aasgaben  dieser  Kasse  sind  getrennt  von  den  sonstigen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  der  Gemeinde  festaostellcn  und  sa  Terrechnen.  Die  Verwaltuig 
der  Kasse  hat  die  Clem«inde  oaenfigeltlich  su  illhren.  Kin  Jahresabschlnis  der  Kasse 
nebst  einer  Uebersicht  über  die  Versicherten  und  die  Krankheitsverhältniase  ist  alljihr- 
lich  der  höheren  Verwaltungsbehörde  einsureichen« 

Beichen  die  Bestände  der  KranlLenversicherungskaase  nicht  aus,  um  die  ßihg 
werdenden  Ausgaben  derselben  zu  deckeu ,  so  sind  aus  der  Gemeindekasse  die  erforder- 
liehen Vorschibse  zu  leisten,  welche  ihr,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  §  10«  dem- 
nächst aus  der  Krankenversicherungskasse  mit  ihrem  Reservefonds  zu  erstatten  sind. 

§  10.  Krgiebt  sich  aus  den  Jahresabschlüssen,  da(a  die  gesetzlichen  KraLkenver- 
sicherungsbeiträge  zur  Deckung  der  gesetzlichen  Krankenunterstützuj^en  nicht  Aus- 
reichen, so  können  mit  QeneJimigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  die  Beitrige  bis 
zu  zwei  Prozent  des  ortsüblichen  Tagelohnes  (§  8)  erhöht  werden. 

ÜbersohUsse  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben,  welche  nicht  zur  Deckung  etvtiger 
Vorsehüase  der  Gemeinde  in  Ansprach  genommen  werden,  sind  zur  Ansammlting  eines 
Reservefonds  zu  verwenden. 

Ergeben  sich  aus  den  Jahresabschlüssen  dauernd  Überschüsse  der  Einnahmen  ans 
Beiträgen  über  die  Ausgaben,  so  sind  nach  Ansammlung  eines  Ueservefonds  im  Bernde 
einer  durchschnittlichen  Jabreseinnahme  zunächst  die  Beiträge  bis  zu  einundeinbslb 
Prozent  des  ortsüblichen  Tagelohnes  (§  8)  zu  ermäfsigen.  Verbleiben  alsdann  oock 
ÜberschUase,  so  hat  die  Gemeinde  zu  beschliefsen ,  ob  eine  weitere  Uerahsetzaug  der 
Beiträge  oder  eine  Erhöhung  der  Unterstützungen  eintreten  soll.  Erfolgt  eine  Beschlag- 
nahme nicht,  so  kann  die  höhere  Verwaltungsbehörde  die  Herabsetzung  der  Beitritt 
verfügen. 

§  11.  Personen,  für  welche  die  Gemeinde-Krankenvorsioherung  eingetreteu  ist, 
behalten ,  wenn  sie  ans  der  dieselbe  begründenden  Beachäftigang  ausscheiden  und  oicht 
an  einer  Beschäftigang  übergehen,  vermöge  welcher  sie  nach  Vorschrift  dieses  Gesetoes 
Mitglieder  einer  Krankenkasse  werden,  den  Anspruch  auf  Krankenunterstutzu^g,  so  Uu^c 
sie  die  Versicherungsbeiträge  fortzahlen  und  entweder  im  Gemeindebezirke  ihres  bis- 
herigen Aufenthaltes  verbleiben,  oder  in  dem  Gemeindebezirke  ihren  Aul'enthalt  nebmen, 
in  welchem  sie  zuletzt  beschäftigt  wurden. 

§  IS.  Hehrere  Gemeinden  können  sich  durch  Übereinstimmende  Beschlüsse  so 
gemeinsamer  Gemeinde*Krankenversicherang  vereinigen. 

Durch  Beschlnfs  eines  weiteren  Konmiunalverbandes  kann  dieser  für  die  Geueiud«- 
Krankenversicherung  an  die  Stelle  der  demselben  angehörenden  einzelnen  Gemeiodefi 
gesetzt  oder  die  Vereinigung  mehrarer  ihm  angehörender  Gemeinden  zu  gemeinsamer 
Gemeinde-Krankenversieherung  angeordnet  werden. 

Wo  weitere  Kommunalverbände  nicht  bestehen,  kann  die  Vereinigung  mehrerer 
benachbarter  Gemeinden  au  gemeinsamer  Gemeinde  Krankenversicherung  durch  Ver- 
fügung der  höheren  VerwaltongebehÖrde  angeordnet  werden. 

Derartige  Beschlüsse  und  Verfugungen  müssen  über  die  Verwaltung  der  gemtiti- 
samen  Gemeinde-Krankenversieherung  Bestimmung  treffen. 

Die  Beschlüsse  bedürfen  der  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde;  gegen 
die  Verfügung  der  letzteren,  durch  welche  die  Genehmigung  versagt  oder  erteilt  oder 
die  Vereinigung  mehrerer  Gemeinden  angeordnet  wird,  steht  den  beteiligten  GemeiDden 
und  Kommunalverbänden  innerhalb  vier  Wochen  die  Beschwerde  an  die  Zeatral- 
behördo  zn. 

§  13.  Sind  in  einer  Gemeinde  nicht  mindestens  llinfzig  Personen  vorhanden,  Ar 
welche  die  Gemeinde-Krankenversicherung  einzutreten  hat,  oder  ergiebt  sich  aus  des 
Jahresabschlttssan  (§  9  Absatz  8)  einer  Gemeinde,  dafs  auch  nach  Erhöhung  der  Ver- 
sicherungsbeiträge aof  zwei  Prozent  des  ortsflbUchen  Tagelohnes  ({  8)  die  Deekaai 
der  gesetzlichen  Krankenunterstützung  fortlaufend  Vorschüsse  der  Geneindekaase  er- 
fordert, so  kann  auf  Antrag  der  Gemeinde  deren  Vereinigung  mit  einer  oder  mehrercs 
benachbarten  Gemeinden  zu  gemeinsamer  Krankenversicherung  durch  die  höhere  Ver- 
waltungsbehörde angeordnet  werden. 
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Trifft  diese  VoranMctaaag  für  die  Mehrsahl  der  einem  weiteren  KomaniiialYerbftade 
angehörenden  Gemeinden  sa,  so  kann  die  höhere  Venraltungsbehörde  anordnen,  dafe 
der  weitere  Kommanalvorhand  fUr  die  Oemeinde-Krankenversicherung  der  ihm  ange- 
hSrenden  Gemeinden  an  die  Stelle  der  einselneu  Gemeinden  zu  treten  hat. 

Über  die  Verwaltang  der  6emeinde*KraakenTeraiohemng  sind  in  diesen  Fällen 
die  erforderlichen  Vorschriften  nach  Anhörung  der  beteiligten  Gemeinden  und  Verbfiade 
SU  erlassen. 

Gegen  die  auf  Gmnd  der  vorstehenden  Bestinmungen  von  der  höheren  Verwaltnngs- 
behörde  erlassenen  Anordnungen  und  Voischriften  steht  den  beteiligten  Gemeinden  und 
KonMDunalverbftaden   innerhalb  vier  Wochen    die  Beschwerde  an  die  Zentralbehörde  an. 

Gemeinden  von  mehr  als  sehntansend  Einwohnern  können  ohne  ihre  Einwilligung 
nur  dann  mit  kleineren  Gemeinden  vereinigt  werden,  wenn  ihnen  die  Verwaltang  der 
gemeinsamen  Gemeinde-Krankenversicherung  fibertragen  wird. 

§  14.  Eine  auf  Grund  des  §  IS  oder  des  §  13  herbeigeführte  Vereinigung  kann 
auf  demaelben  Wege  wieder  aufgelöst  werden,   auf  welchem  sie  herbeigelührt  ist. 

Durch  Beschlufs  des  weiteren  Kommunalverbandes  oder  Verfügung  der  höheren 
Verwaltnagsbehörde  kann  die  Auflösung  nur  auf  Antrag  einer  der  beteiligten  Gemeinden 
herbeigefiUirt  werden. 

Über  die  Verteilung  eines  etwa  vorhandenen  Beservefunds  ist,  falls  die  Auflösung 
durch  Beechlois  erfolgt,  durch  diesen,  falls  sie  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
angeordnet  wird,   in  der  die  Auflösung   anordnenden  Verfugung  Bestimmung  zu  traffim. 

Gegen  die  VerfQgung  der  höheren  Verwaltungsbehörde,  durch  welche  die  Ge- 
Dehmlgang  su  einer  beschlossenen  Auflösung  erteilt  oder  versagt  wird,  oder  durch 
welche  die  Auflösung  angeordnet  wird,  steht  den  beteiligten  Gemeinden  und  Kommunal- 
verbänden  innerhalb  vier  Wochen  die  Beschwerde  an  die  Zentralbehörde  zu. 

§  15.  Für  Gemeinden,  welche  nach  den  Landesgesetsen  den  nach  Vorschrift  dieses 
Gesetzes  venioherungspHiohtigen  Personen  KrankenunterstUtaung  gewähren  und  dagegen 
xar  Erbebung  bestimmter  Beiträge  berechtigt  sind,  gilt  die  landesgesetzlich  goregelte 
Krankenversicherung  als  Gemeinde-Krankenversicherung  im  Sinne  dieses  Gesetzes»  sofern 
die  Unterstützung  den  Anforderungen  dieses  Gesetzes  genügt  und  höhere  Beiträge,  als 
nach  demaelben  znlässsg  sind,  nicht  erhoben  werden.  Eine  hiemach  etwa  erforderliche 
Erhöhung  der  Untersfitsung ,  oder  Ermäfsigung  der  Beiträge  mufs  spätestens  bis  zum 
Abknf  eines  Jahres  nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetaes  herbeigeführt  werden. 

C.     Ortskrankenkassen. 

§  16.  Die  Gemeinden  sind  berechtigt,  für  die  in  ihrem  Bezirke  beschäftigten  Ver- 
sicherungspflichtigen Ortskrankenkassen  su  errichten ,  sofern  die  Zahl  der  in  der  Kasse 
zu  versichernden  Personen  mindestens  einhundert  beträgt. 

Die  Ortskrankenkassen  sollen  in  der  Begel  für  die  in  einem  Gewerbssweige  oder 
in  einer  Betriebsart  beschäftigten  Personen   errichtet  werden. 

Die  Errichtung  gemeinsamer  Ortskrankenkassen  für  mehrere  Gewerbsaweige  oder 
Betriebeaiten  ist  zulässig,  wenn  die  Zahl  der  in  den  einzelnen  Ctewerbszwoigen  und 
Betriebsarten  beschäftigten  Personen  weniger  als  einhundert  beträgt. 

Gewerbssweige  oder  Betriebsarten ,  in  welchen  einhundert  Personen  oder  mehr  be- 
schäftigt werden ,  können  mit  anderen  Gewerbszweigen  oder  Betriebsarten  zu  einer  ge- 
DteiDsamen  Ortskrankenkasse  nur  vereinigt  werden,  nachdem  den  in  ihnen  beschäftigten 
Personen  Gelegenheit  zu  einer  Äufserung  Über  die  Errichtung  der  gemeinsamen  Kasse 
gegeben  worden  iat.  Wird  in  diesem  Falle  Widerspruch  erhoben,  so  entscheidet  über 
die  Zulässigkeit  der  Errichtung  die  höhere  Verwaltungsbehörde. 

f  17.  Durch  Anordnung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  kann  die  Gemeinde  ver- 
pflichtet werden,  für  die  in  einem  Gewerbszweige  oder  in  einer  Betriebsart  beschäftigteu 
Personen  eine  Ortskrankenkasse  zu  errichten,  wenn  dies  von  Beteiligten  beantragt  wird 
ttud  diesem  Antrage,  nachdem  sämtlichen  Beteiligten  zu  einer  Äufserung  darüber  Ge- 
legenheit gegeben  ist,  mehr  alz  die  Hälfte  derselben  und  mindestens  einhundert  beitreten. 

Dasselbe  gilt  von  der  Errichtung  einer  gemeinsamen  Ortlurankenkasse  für  mehrere 
Gewerbsaweige  oder  Betriebsarten,  wenn  dem  Antrage  mehr  als  die  Hälfte  der  in  jedem 
Gewerbssweige  oder  in  Jeder  Betriebsart  beschäftigten  Personen  und  im  ganzen  min- 
destens einhundert  beitreten. 

Gegen    die    Verfügung   der   höheren   Verwaltungsbehörde,    durch   welche   die   Er- 
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richtung    einer   gemeinMunen   OrtskrankeDkasse   angeordnet   wird ,   steht    der   Gemeinde 
innerhalb  vier  Wochen  die  Beschwerde  an  die  Zentralbehörde  an. 

Gemeinden,  welche  dieser  Verpflichtung  innerhalb  der  von  der  höheren  Verwaltungii- 
behörde  2u  bestimmenden  Frist  nicht  nachkommen,  dürfen  von  demjenigen  Personen,  fiir 
welche  die  Errichtung  einer  Ortskrankenkasse  angeordnet  ist,  Versicherangsbeitrige  znr 
6emeinde>Krankenversicherung  (§  5  Absatz  2)  nicht  erheben. 

§  18.  Beträgt  die  Zahl  der  in  einem  Gewerbszweige  oder  einer  Betriebsart  be- 
schäftigten Personen  weniger  als  eiDhundert,  so  kann  die  Errichtung  einer  Ortskranken- 
kasse gestattet  werden,  wenn  die  dauernde  Leistungsfähigkeit  der  Kasse  in  einer  von 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  für  ausreichend  erachteten  Weise  sichergestellt  ist. 

§  19.  Die  GewerbsBweige  und  Betriebsarten,  für  welche  eine  Ortskrankenkaasc 
errichtet  wird,  sind  in  dem  Kassenstatut  (§  8S>  zu  bezeichnen. 

Die  in  diesen  Gewerbszweigen  und  Betriebsarten  beschäftigten  Personen  werden, 
soweit  sie  versicherungspflichtig  sind,  mit  dem  Tage,  an  welchem  sie  in  die  Besehafti^ang 
eintreten ,  Mitglieder  der  Kasse,  sofern  sie  nicht  nachweislich  einer  der  übrigen  in  §  4 
benannten  Kassen  angehören. 

Soweit  sie  nicht  versicherungspflichtig  sind,    haben  sie  das  Becht,  der  Kasse  beisn- 
treten.      Der   Beitritt   erfolgt   durch    schriftliche   oder    mündliche   Anmeldung    bei   dem 
Kassenvorstande  oder  der  auf  Grund  des  g  49  Absatz  3  errichteten  Meldestelle,  gewährt 
aber    keinen  Anspruch    auf  Unterstützung   im  Falle    einer   bereits   zur  Zeit    dieser   An 
meidung  eingetretenen  Erkrankung. 

Der  Austritt  ist  versicherungspflichtigen  Personen  mit  dem  Schlüsse  des  Rechnungs- 
jahres zu  gestatten ,  wenn  sie  denselben  spätestens  drei  Monate  zuvor  bei  dem  Vor- 
stande beantragen  und  vor  dem  Austritte  nachweisen,  dafs  sie  Mitglieder  einer  der 
übrigen  in  §  4  bezeichneten  Kassen  geworden  sind. 

Die  Mitgliedschaft  nichtversicherungspflichtiger  Personen  erlischt,  wenn  sie  die 
Beiträge  an  zwei  aufeinanderfolgenden  Zahlungsterminen  nicht  geleistet  haben. 

§  80.     Die  Ortskrankenkassen  sollen  mindestens  gewähren : 

1 .  eine  Krankenunterstützung,  welche  nach  §§6,7,8  mit  der  Ma&gabe  zu  bemessen 
ist,  dafs  der  durciischnittliche  Tagelohn  derjenigen  Klassen  der  Versicherten,  far 
welche  die  Kasse  errichtet  wird,  soweit  er  drei  Mark  für  den  Arbeitstag  nicht  über- 
schreitet, an  die  Stelle  des  ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher  Tagearbeiter  triu; 

2.  eine  gleiche  Unterstützung  an  Wöchnerinnen  auf  die  Dauer  von  drei  Wochen  nadi 
ihrer  Niederkunft; 

3.  für  den  Todesfall  eines  Mitgliedes  ein  Sterbegeld  im  awanzigfachen  Betrage  des  orts- 
üblichen Tagelohnes  (§  8). 

Die  Feststellung  des  durchschnittlichen  Tagelohnes  kann  auch  unter  Berücksichtigung 
der  zwischen  den  Kassenmitgliedern  hinsichtlich  der  Lohnhöhe  bestehenden  Verschieden- 
heiten klassenweise  erfolgen.  Der  durchschnittliche  Tagelohn  einer  Klasse  darf  in  die- 
sem Falle  nicht  über  den  Betrag  von  vier  Mark  und  nicht  unter  den  Betrag  des  orts- 
üblichen Tagelohnes  (§  8)  festgestellt  werden. 

§  21.  Eine  Erhöhung  und  Erweiterung  der  Leistungen  der  Ortskrankenkasten  ist 
in  folgendem  Umfange  zulässig: 

1.  Die  Dauer  der  Krankenunterstützung  kann  auf  einen  längeren  Zeitraum  ab  dreizehn 
Wochen  bis  zu  einem  Jahre  festgesetzt  werden. 

2.  Das  Krankengeld  kann  auf  einen  höheren  Betrag  und  zwar  bis  zu  drei  Viertel  des 
durchschnittlichen  Tagelohnes  (§  20)  festgesetzt  werden;  neben  freier  ärztlicher  Be> 
handlung  und  Arznei  können  auch  andere  als  die  im  §  6  bezeichneten  Heilmittel 
gewährt  werden. 

3.  Neben  freier  Kur  und  Verpflegung  in  einem  Krankenhause  kann  Krankengeld  bis 
zu  einem  Achtel  des  durchschnittlichen  Tagelohnes  (§  20)  auch  solchen  bewilligt 
werden ,  welche  nicht  den  Unterhalt  von  Angehörigen  aus  ihrem  Lohne  bestritten 
haben. 

4.  Wöchnerinnen  kann  die  Krankenunterstützung  bis  zur  Dauer  von  sechs  Wochen 
nach  ihrer  Niederkunft  gewährt  werden. 

5.  Freie  ärztliche  Behandlung,  freie  Arznei  und  sonstige  Heilmittel  können  für  erkrankte 
Familienangehörige  der  Kassenmitglieder,  sofern  sie  nicht  selbst  dem  Kraokeover- 
sicherungszwange  unterliegen,  gewährt  werden.  Unter  derselben  Voraussetzung  kann 
für  Ehefrauen  der  Kassenmitglieder  im  Falle  der  Entbindung  die  nach  Nr.  4  zuläs- 
sige Krankenuiiteratutzung  gewährt  werden. 
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6.  Das  Sterbegeld  kann  auf  einen  höheren  ab  den  zwansigfachen  Betrag  und  zwar  bis 
zum  vierzigfachen  Betrage  des  ortsüblichen  Tagelohnes  (§  8)  erhöht  werden. 

7.  Beim  Tode  der  Ehefrau  oder  eines  Kindes  eines  Kassenmitgliedes  kann»  sofern  diese 
Personen  nicht  selbst  dem  Versicherungszwange  unterliegen,  ein  Sterbegeld  und  zwar 
fOr  erstere  im  Betrage  bis  zu  zwei  Dritteln,  fär  letztere  bis  zur  Hälfte  des  für  das 
Mitglied  festgestellten  Sterbegeldes  gewährt  werden. 

Auf  weitere  Unterstützungen ,  namentlich  auf  Invaliden",  Witwen-  und  Waisennnter- 
stfitzungen,  dürfen  die  Leistungen  der  Ortskrankenkasse  nicht  ausgedehnt  werden. 

§  22.  Die  Beiträge  zu  den  Ortskrankenkassen  sind  in  Prozenten  des  durchschnitt- 
lichen Tagelohnes  (§  20)  so  zu  bemessen,  dafs  sie  unter  Einrechnung  der  etwaigen  son- 
atigen Einnahmen  der  Kasse  ausreichen ,  um  die  statutenmäßigen  Unterstützungen ,  die 
Verwaltungskosten  und  die  zur  Ansammlung  oder  Ergänzung  des  Beservefonds  (§  32) 
erforderlichen  Bücklagen  zu  decken. 

§  23.  Für  jede  Ortskrankenkasse  bt  von  der  Gemeindebehörde  nach  Anhörung  der 
Beteiligten  oder  Ton  Vertretern  derselben  ein  Kassenstatnt  zu  errichten. 

Dasselbe  muTs  Bestimmung  treffen: 

1.  über  die  Klassen  der  dem  Krankenversichemngszwange  unterliegenden  Personen, 
welche  der  Kasse  ab  Mitglieder  angehören  sollen; 

2.  über  Art  und  Umfang  der  Unterstützungen; 

3.  über  die  Höhe  der  Beiträge; 

4.  über  die  Bildung  des  Vorstandes  und  den  Umfang  seiner  Befognbse; 

5.  über  die  Zusammensetzung  und  Berufung  der  Generalrersammlung  und  Über  die 
Art  ihrer  Beschlufsfassung ; 

6.  über  die  Abänderung  des  Statuts; 

7.  über  die  Aufstellung  und  Prüfung  der  Jahresrechnung. 

Das  Statut  darf  keine  Bestimmung  enthalten,  welche  mit  dem  Zweck  der  Kasse  nicht 
in  Verbindung  steht  oder  gesetzlichen  Vorschriften  zuwiderläuft. 

8  24.  Das  Kassenstatut  bedarf  der  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde. 
Bescheid  bt  innerhalb  sechs  Wochen  zu  erteilen.  Die  Genehmigung  darf  nur  versagt 
werden,  wenn  das  Statut  den  Anforderungen  dieses  Gesetzes  nicht  genügt.  Wird  die  Ge- 
nehmigung versagt,  so  sind  die  Gründe  mitzuteilen.  Der  versagende  Bescheid  kann  im 
Wege  des  Verwaltungsstreitverfahrens,  wo  ein  solches  nicht  besteht,  im  Wege  des  Re- 
kurses nach  MaTsgabe  der  Vorschriften  der  §§  20, 21  der  Gewerbeordnung  angefochten  werden. 

Abänderungen  des  Statuts  unterliegen  der  gleichen  Vorschrift. 

8  26.  Die  Ortskrankenkasse  kann  unter  ihrem  Namen  Rechte  erwerben  and  Ver- 
bindlichkeiten eingehen,  vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden* 

Für  alle  Verbindlichkeiten  der  Kasse  haftet  den  Kassenglänbigem  nur  das  Vermögen 
der  Kasse. 

§  26.  Für  sämtliche  Kassenmitglieder  beginnt  das  Recht  auf  die  Unterstützungen 
der  Kasse  zum  Betrage  der  gesetzlichen  Mindestlebtungen  der  Kasse  (§  20)  mit  dem 
Zeitpunkte,  in  welchem  sie  Mitglieder  der  Kasse  geworden  sind  (§  19).  Von  Kassenmit- 
gliedem,  welche  nachweisen ,  dafs  sie  bereits  einer  anderen  Krankenkasse  angehört  oder 
Beiträge  zur  Gemeindekrankenversicherung  geleistet  haben,  und  dafs  zwbchen  dem  Zeit- 
punkte, mit  welchem  sie  aufgehört  haben,  einer  solchen  ELrankenkasse  anzugehören  oder 
Beiträge  zur  Gemeindekrankenversicherung  zu  Idsten,  und  dem  Zeitpunkte,  in  welchem 
sie  Mitglieder  der  Ortskrankenkasse  geworden  sind ,  nicht  mehr  ab  dreizehn  Wochen 
liegen,  darf  ein  Eintrittsgeld  nicht  erhoben  werden. 

Soweit  die  vorstehenden  Bestimmungen  nicht  entgegenstehen,  kann  durch  Kassenstatnt 
bestimmt  werden ,  dafs  das  Recht  auf  die  Unterstützungen  der  Kasse  erst  nach  Ablauf 
einer  Karrenzzeit  beginnt,  und  dafs  neu  eintretende  Kassenmitglieder  ein  Eintrittsgeld  zu 
zahlen  haben.  Die  Karrenzzeit  darf  den  Zeitraum  von  sechs  Wochen ,  das  Eintrittsgeld 
darf  den  Betrag  des  für  sechs  Wochen   zu  lebtenden  Kassenbeitrages  nicht  übersteigen. 

Kassenmitgliedern,  welche  gleichzeitig  anderweitig  gegen  Eorankheit  versichert  sind, 
ist  die  statntenmäbige  Krankenunterstützung  soweit  zu  kürzen ,  ab  sie ,  zusammen  mit 
der  aus  anderweiter  Versicherung  bezogenen  Krankenunterstützung ,  den  vollen  Betrag 
ihres  durchschnittlichen  Tagelohnes  übersteigen  würde.  Durch  das  Kassenstatnt  kann 
diese  Kürzung  ganz  oder  teilweise  ausgeschlossen  werden. 

Durch  das  Kassenstatut  kann  femer  bestimmt  werden : 
1.  dafs  Kassenmitglieder,  welche  die  Kasse  wiederholt  durch  Betrug  geschädigt  haben, 

von  der  Mitgliedachaft  anszuschliefsen  sind ; 

N.  F.  Bd.  Vn.  29 


442  NationAlökonomiflche  OesetEgpebung. 

8.  daftt  Mitgliedern,  welche  aich  die  Krankheit  vors&tslich,  oder  dnreh  schaldhafte  Be- 
teiligung bei  Schl&gereien  oder  Ranfhändeln,  durch  TrunkfllUigkeit  oder  geschlecht- 
liche Ausschweifungen  sugesogen  haben,  das  statutenmäfsige  Krankengeld  gar  nicht, 
oder  nur  teilweise  au  gew&hren  ist; 

3.  dafs  einem  Mitgliede,  welches  die  statutenm&Tsige  Krankenunterstütsong  UDonter- 
brochen  oder  im  Laufe  eines  Kalenderjahres  für  dreizehn  Wochen  besogen  hat»  bei 
Eintritt  einer  neuen  Krankheit  nur  der  gesetzliche  Mindestbetrag  der  Kranken- 
Unterstützung  erst  wieder  gewährt  wird  ,  wenn  zwischen  der  letzten  Unterstfitsang 
und  dem  Eintritte  der  neuen  Krankheit  ein  Zeitraum  von  dreizehn  Wochen  oder 
mehr  liegt; 

4.  dafs  Personen,  welche  der  Versicherungspflicht  nicht  unterliegen  und  freiwillig  der 
Kasse  beitreten,  erst  nach  Ablauf  einer  auf  höchstens  sechs  Wochen  Tom  Beitritte 
ab  zu  bemessenden  Frist  Krankenunterstützung  erhalten; 

5.  dafs  auch  andere  als  die  in  den  §§.  1  bis  S  genannten  Personen  als  Mitglieder  der 
Kasse  aufgenommen  werden  können. 

Abänderungen  des  Statuts ,  durch  welche  die  bisherigen  Kassenleistungen  herab- 
gesetzt werden ,  finden  auf  solche  Mitglieder ,  welchen  bereits  zur  Zeit  der  Abändemng 
ein  Unterstützungsanspruch  wegen  eingetretener  Krankheit  zusteht,  für  die  Dauer  dieser 
Krankheit  keine  Anwendung. 

§  27.  Kassenmitglieder,  welche  ans  der  die  Mitgliedschaft  begründenden  Beschlf- 
tigung  ausscheiden  ,  und  nicht  zu  einer  Beschäftigung  übergehen  ,  vermöge  welcher  aie 
Mitglieder  einer  anderen  der  in  den  §§16,  59,  69,  73,  74  bezeichneten  Krankenkassen 
werden,  bleiben  so  lange  Mitglieder,  als  sie  sich  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  auf- 
halten, sofern  sie  ihre  dahin  gehende  Absicht  binnen  einer  Woche  dem  Kassenvorstande 
anzeigen.  Die  Zahlung  der  vollen  statutenmäßigen  Kasseubeiträge  zum  ersten  Fällig- 
keitstermine ist  der  ausdrücklichen  Anzeige  gleich  zu  erachten. 

Die  Mitgliedschaft  erlischt,  wenn  die  Beiträgt  an  zwei  auf  einander  folgenden  Zah- 
lungsterminen nicht  geleistet  werden. 

Durch  Kassenstatut  kann  bestimmt  werden,  dafs  fiir  nicht  im  Bezirke  der  Gemeinde 
sich  aufhaltende  Mitglieder  der  im  ersten  Absätze  bezeichneten  Art  an  die  Stelle  der 
im  §  6  Absatz  1  Nr.  1  bezeichneten  Leistungen  eine  Erhöhung  des  Krankengeldes  um 
die  Hälfte  seines  Betraget  tritt 

Ueber  die  Einsendung  der  Beiträge ,  die  Auszahlung  der  Unterstützungen  und  die 
Krankenkontrole  für  die  nicht  im  Bezirke  der  Gemeinde  sich  aufhaltenden  Personen  h*t 
das  Kassenstatut  Bestimmung  zu  treffen. 

§  28.  Kassenmitglieder,  welche  erwerbslos  werden,  behalten  für  die  Dauer  der  Er- 
werbslosigkeit, jedoch  nicht  für  einen  längeren  Zeitraum,  als  sie  der  Kasse  angehört 
haben,  und  höchstens  für  drei  Wochen  ihre  Ansprüche  auf  die  gesetzlichen  Mindest- 
leistungen der  Kasse. 

§  29.  Die  Mitglieder  sind  der  Kasse  gegenüber  lediglich  za  den  anf  Grand  diese« 
Gesetzes  und  des  Kassenstatuts  festgestellten  Beiträgen  verpflichtet 

Zu  anderen  Zwecken  als  den  statutenmäfsigen  Unterstützungen,  der  statutenmäisigen 
Ansammlung  und  Ergänzung  des  Reservefonds  und  der  Deckung  der  Verwaltungskosteii 
dürfen  weder  Beiträge  von  Mitgliedern  erhoben  werden,  noch  Verwendungen  aus  dem 
Vermögen  der  Kasse  erfolgen. 

§  SO.  Entstehen  Zweifel  darüber,  ob  die  im  Kassenstatut  vorgenommene  Bemessung 
der  Beiträge  der  Anforderung  des  §  22  entspricht,  so  hat  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
vor  der  Erteilung  der  Genehmigung  eine  sachverständige  Prüfung  herbei zuführsA  und, 
falls  diese  die  Unzulänglichkeit  der  Beiträge  ergiebt,  die  Erteilung  der  Genehmigung 
von  einer  Erhöhung  der  Beiträge  oder  einer  Minderung  der  Unterstützungen  bis  auf  den 
gesetzlichen  Mindestbetrag  (§  20)  abhängig  zu  machen. 

(  31.  Bei  der  Errichtung  der  Kasse  dürfen  die  Beiträge,  soweit  sie  den  Kasseo- 
mitgliedem  selbst  zur  Last  fallen  (vergl.  §  52),  nicht  über  zwei  Prozent  des  durch- 
schnittlichen Tagelohnes  (§  20)  festgesetzt  werden,  sofern  solches  nicht  zur  Deckung  der 
Mindestleistungen  der  Kasse  (§20)  erforderlich  ist. 

Eine  spätere  Erhöhung  der  Beiträge  über  diesen  Betrag,  welche  nicht  zur  Deckung 
der  Mindestleistungen  erforderlich  wird,  ist  nur  bis  zur  Höhe  von  drei  Prozent  des 
durchschnittlichen  Tagelohnes  und  nur  dann  zulässig,  wenn  dieselbe  sowohl  von  der 
Vertretung  der  zu  Beiträgen  verpflichteten  Arbeitgeber  (vergl.  §  88)  ab  von  de^enigen 
der  Kassenmitglieder  beschlossen  wird. 
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§  32.  Die  Orts  >  Krankenkasse  hat  einen  Reservefonds  im  Mindestbetrage  einer 
darchscfanittlichen  Jahresausgabe  anzusammeln  und  erforderlichenfalls  bis  zu  dieser  Höhe 
SU  ergänzen. 

So  lange  der  Reservefonds  diesen  Betrag  nicht  erreicht,  ist  demselben  mindestens 
ein  Zehntel  des  Jahresbetrages  der  Kassenbeitrftge  zuzuführen. 

§  SS.  Ergiebt  sich  aus  den  Jahresabschlüssen  der  Kasse,  da(s  die  Einnahmen  der- 
selben zur  Deckung  ihrer  Ausgaben  einschliefslich  der  RQcklagen  zur  Ansammlung  und 
Ergftnzung  des  Reservetonds  nicht  ausreichen ,  so  ist  entweder  unter  Berflcksiehtigung 
der  Vorschriften  des  §  81  eine  Erhöhung  der  Beiträge  oder  eine  Minderung  der  Kassen« 
leistungen  herbeizuführen. 

Ergiebt  sich  dagegen  aus  den  Jahresabschlüssen ,  dafs  die  Jahreseinnahmen  die 
Jahresausgaben  übersteigen,  so  ist,  falls  der  Reservefonds  das  Doppelte  des  gesetzlichen 
Mindestbetrages  erreicht  hat,  entweder  eine  ErmäTsigung  der  Beiträge  oder  unter  Be- 
rücksichtigung der  Vorschriften  der  §§21  und  31  eine  Erhöhung  der  Kassanleistungen 
herbeizuführen. 

Unterläfst  die  Vertretung  der  Kasse,  diese  Abänderungen  zu  beschliefsen,  so  hat  die 
höhere  Verwaltungsbehörde  die  Beschlnfsfassung  anzuordnen,  und  falb  dieser  Anordnung 
keine  Folge  gegeben  wird,  ihrerseits  die  erforderliche  Abänderung  des  Kassenstaiuts  von 
Amtswegen  mit  rechtsverbindlicher  V^irkung  zu  vollziehen. 

§  34.  Die  Kasse  mufs  einen  von  der  Generalversammlung  (§  87)  gewählten  Vor- 
stsnd  haben.  Die  Wahl,  welche,  abgesehen  von  der  den  Arbeitgebern  nach  §  38  zu* 
stehenden  Vertretung,  aus  der  Mitte  der  Kassenmitglieder  erfolgt,  findet  unter  Leitung 
des  Vorstandes  statt.  Nur  die  erste  Wahl  nach  Errichtung  der  Kasse,  sowie  spätere 
Wahlen,  bei  welchen  ein  Vorstand  nicht  vorhanden  ist,  werden  von  einem  Vertreter  der 
Aufsichtsbehörde   geleitet.     Ueber  die  Wahlverhandlung    ist  ein  Protokoll  aufzunehmen. 

Der  Vorstand  hat  über  jede  Änderung  in  seiner  Zusammensetzung  und  über  das 
Krgebnifs  jeder  Wahl  der  Aufsichtsbehörde  binnen  einer  Woche  Anzeige  zu  erstatten, 
ist  die  Anzeige  nicht  erfolgt,  so  kann  die  Änderung  dritten  Personen  nur  dann  ent- 
gegengesetzt werden,  wenn  bewiesen  wird,  dais  sie  letzteren  bekannt  war. 

§  35.  Der  Vorstand  vertritt  die  Kasse  gerichtlich  und  aufsergerichtlieh  und  führt 
nach  Mafsgftbe  des  Kassenstatuts  die  laufende  Verwaltung  derselben.  Die  Vertretung 
entreckt  sich  auch  auf  diejenigen  Geschäfte  und  Rechtshandlungen,  fUr  welche  nach 
den  Gesetzen  eine  Spezialvollmacht  erforderlich  ist.  Durch  das  Statut  kann  einem  Mit- 
glieds oder  mehreren  Mitgliedern  des  Vorstandes  die  Vertretung  nach  aulsen  über- 
tragen werden. 

Zur  Legitimation  des  Vorstandes  bei  allen  Rechtsgeschäften  genügt  die  Bescheinigung 
der  Aufsichtsbehörde,  dafs  die  darin  bezeichneten  Personen  zur  Zeit  den  Vorstand  bilden. 

§  36.  Soweit  die  Wahrnehmung  der  Angelegenheiten  der  Kasse  nicht  nach  Vor- 
schrift des  Gesetzes  oder  des  Statuts  dem  Vorstande  obliegt,  steht  die  Beschlufsnahme 
darüber  der  Generalversammlung  zu.     Derselben  mufs  vorbehalten  bleiben: 

1.  die  Abnahme  der  Jahresrechnung  und  die  Befugnis,  dieselbe  vorgängig  durch  einen 
besonderen  Ausschufs  prüfen  zu  lassen; 

2.  die  Verfolgung  von  Ansprüchen,  welche   der  Kasse   gegen  Vorstandsmitglieder  aus 
deren  Amtsführnng  erwachsen,  durch  Beauftragte; 

3.  die  Beschlufsnahme  über  Abänderung  der  Statuten. 

§  37.  Die  Generalversammlung  besteht  nach  Bestimmung  des  Statuts  entweder  ans 
sämtlichen  Kassenmitgliedem ,  welche  grofsjährig  und  im  Besitze  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  sind ,  oder  aus  Vertretern ,  welche  von  den  bezeichneten  Mitgliedern  aus 
ihrer  Mitte  gewählt  werden. 

Die  Generalversanunlung  mufs  aus  Vertretern  bestehen,  wenn  die  Kasse  fünfhundert 
oder  mehr  Mitglieder  zählt. 

Besteht  die  Generalversammlung  aus  Vertretern,  so  findet  die  Wahl  derselben  unter 
Leitung  des  Vorstandes  statt.  Nur  die  erstmalige  Wahl  nach  Errichtung  der  Kasse, 
sowie  spätere  Wahlen,  bei  welchen  ein  Vorstand  nicht  vorhanden  ist,  werden  von  einem 
Vertreter  der  Aufsichtsbehörde  geleitet. 

§  38.  Arbeitgeber,  welche  für  die  von  ihnen  beschäftigten  Mitglieder  einer  Orts- 
Krankenkasse  an  diese  Beiträge  aus  eigenen  Mitteln  zu  zahlen  verpflichtet  sind  (§  62), 
haben  Anspruch  auf  Vertretung  im  Vorstande   und  der  Generalversammlung  der  Kaase. 

Die  Vertretung  ist  nach  dem  Verhältnisse  der  von  den  Arbeitgebern  ans  eigenen 
Mitteln  zu  zahlenden  Beiträge   zu  dem  Gesamtbetrage  der  Beiträge  zu  bemessen.    Mehr 
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als   ein  Drittel   der  Stimmen  darf  den  Arbeitgebern  weder   in   der  GeneralTenammlnng 
noch  im  Vorstande  eingerlomt  werden. 

Die  Wahlen  der  OeneralTersammlnng  snm  Vontande  werden  getrennt  von  Arbdt* 
gebern  und  Kassenmitgliedem  vorgenommen. 

Dnrch  das  Statut  kann  bestimmt  werden,  dafs  Arbeitgeber,  welche  mit  Zahlung  der 
Beiträge  im  Rfickstande  sind,  von  der  Vertretung  und  der  Wahlberechtigung  aiusa- 
schliefsen  sind. 

§  89.  Wird  die  Wahl  des  Vorstandes  von  der  Oeneralversammlnng  oder  die  Wahl 
der  Vertretung  sur  Oeneralversammlnng  durch  die  Wahlberechtigten  verweigert,  so  tritt 
an  ihre  Stelle  Ernennung  der  Mitglieder  des  Vorstandes  oder  der  Gteneralvenammliuig 
durch  die  Aufsichtsbehörde. 

§  40.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Kasse  sind  von  allen  den  Zwecken  der 
Kasse  fremden  Vereinnahmungen  und  Verausgabungen  getrennt  festausteilen ;  ihre  Bestinde 
sind  gesondert  au  verwahren. 

Werthpapiere ,  welche  aum  Vermögen  der  Kasse  gehören  und  nicht  lediglich  snr 
vorübergehenden  Anlegung  aeitweilig  verfügbarer  Betriebsgelder  für  die  Kasse  erworben 
sind,  sind  bei  der  Aufsichtsbehörde  oder  nach  deren  Anweisung  verwahrlich  nieder- 
anlegen. 

Verfügbare  Qelder  dürfen  nur  in  Öffentlichen  Sparkassen  oder  wie  die  Oelder  Be- 
vormundeter angelegt  werden. 

Sofern  besondere  gesetaliche  Vorschriften  über  die  Anlegung  der  Oelder  Bevor- 
mundeter nicht  bestehen,  kann  die  Anlegung  der  verfügbaren  Oelder  in  ScholdTer- 
schreibungen,  welche  von  dem  Deutschen  Reich,  von  einem  deutschen  Bundesstaate  oder 
dem  Reichslande  Elsafs-Lothringen  mit  gesetslicher  Ermftchtigung  ausgestellt  sind,  oder 
in  Schuldverschreibungen,  deren  Verzinsung  von  dem  Deutschen  Reich,  von  einem 
deutschen  Bundesstaate  oder  dem  Reichslande  Elsafs-Lothringen  gesetzlich  garantirt  ist, 
oder  in  Schuldverschreibungen ,  welche  von  deutschen  kommunalen  Korporationen 
(Provinzen ,  Kreisen ,  Oemeinden  etc.)  oder  von  deren  Kreditanstalten  ausgestellt  und 
entweder  seitens  der  Inhaber  kündbar  sind,  oder  einer  regelmftfsigen  Amortisation  unter- 
liegen, erfolgen.    Auch  können  die  Oelder  bei  der  Reichsbank  verzinslich  angelegt  werden. 

§  41.  Die  Kasse  ist  verpflichtet,  in  den  vorgeschriebenen  Fristen  und  nach  den 
vorgeschriebenen  Formularen  Uebersichten  über  die  Mitglieder,  über  die  Krankheits- 
und SterbefUle,  über  die  vereinnahmten  Beitriige  und  die  geleisteten  Unterstütsnngea, 
sowie  einen  Rechnungsabschlufs  der  Aufsichtsbehörde  einzureichen. 

Die  höhere  Verwaltungsbehörde  ist  befugt ,  über  Art  und  Form  der  Rechnungs- 
führung Vorschriften  zu  erlassen. 

(  42.  Die  Mitglieder  des  Vorstandes,  sowie  Rechnungs-  und  KaasenfÜhrer  haflea 
der  Kasse  für  pflichtmäfsige  Verwaltung  wie  Vormünder  ihren  Mündeln. 

Verwenden  sie  verfügbare  Oelder  der  Kasse  in  ihrem  Nutzen,  so  können  sie  nn- 
beschadet  der  strafrechtlichen  Verfolgung  durch  die  Aufsichtsbehörde  angehalten  werd», 
das  in  ihrem  Nutzen  verwendete  Oeld  von  Beginn  der  Verwendung  an  zu  verzinsen. 
Den  Zinsfufs  bestimmt  die  Aufsichtsbehörde  nach  ihrem  Ermessen  auf  acht  bis  zwsasi; 
vom  Hundert. 

Handeln  sie  absichtlich  zum  Nachteile  der  Kasse,  so  unterliegen  sie  der  Bestimmiinf 
des  §  266  des  Strafgesetzbuches. 

§  48.  Mehrere  Oemeinden  können  sich  durch  übereinstimmende  Beschlüsse  zur  Er- 
richtung gemeinsamer  Orts-Krankenkassen  für  ihre  Bezirke  vereinigen. 

Durch  BeschluTs  eines  weiteren  Kommunalverbandes  kann  für  dessen  Bezirk  oder 
für  Teile  desselben  die  Errichtung  gemeinsamer  Orts-Krankenkassen  angeordnet  werden. 

Wo  weitere  Kommunalverb&nde  nicht  bestehen ,  kann  die  Errichtung  gemeinssmer 
Orts-Krankenkaasen  durch  Verfügung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  für  einzelne  Teile 
ihres  Verwaltungsbezirks  angeordnet  werden. 

Derartige  Beschlüsse  und  Verfügungen  müssen  zugleich  Bestimmungen  darüber 
treffen,  für  welche  Oewerbszweige  oder  Betriebsarten  die  gemeinsamen  Orts-Knnken- 
kaasen  errichtet  und  von  welcher  Behörde  für  die  letzteren  die  den  Oemeindebehördea 
Übertragenen  Obliegenheiten  wahrgenommen  werden  sollen. 

Die  Beschlüsse  bedürfen  der  Oenehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde.  Di^e 
kann  vor  Erteilung  der  Oenehmigung  den  bei  der  Errichtung  der  gemeinsamen  Kranken- 
kassen beteiligten  Personen  zu  einer  Äufkerung  darüber  Oelegenheit  geben  und  die  Ge- 
nehmigung versagen,  wenn  aus  der  Mitte  der  Beteiligten  Widerspruch  dagegen  er- 
hoben wird. 
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OegBn  die  Verfflgimg  der  hSheren  VerwaltongsbeliSrde,  dnrcli  welche  die  Geneh- 
mignDg  versagt  oder  erteilt  oder  die  Errichtung  einer  gemeinsamen  Orts-Krankenkasse 
angeordnet  wird  ,  steht  den  beteiligten  Gemeinden  und  Kommunalverbfinden  innerhalb 
Tier  Wochen  die  Beschwerde  an  die  Zentralbehörde  in. 

§  44.  Die  Aufsicht  über  die  Orts  -  Krankenkassen  wird  unter  Oberaufsicht  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  in  Gemeinden  Ton  mehr  als  sehntausend  Einwohnern  von 
den  Gemeindebehörden,  übrigens  von  den  seitens  der  Landesregierungen  su  bestimmen- 
den Behörden  wahrgenommen. 

§  46.  Die  Aufsichtsbehörde  fiberwacht  die  Befolgung  der  gesetzlichen  und  statu- 
tarisdien  Vorschriften  und  kann  dieselbe  durch  Androhung,  Festsetsung  und  Vollstreckung 
von  Ordnungsstrafen  gegen  die  Mitglieder  des  Kassenvorstandes  erzwingen . 

Sie  ist  befugt,  von  allen  Verhandlungen,  Büchern  und  Rechnungen  der  Kasse  Ein- 
sicht au  nehmen  und  die  Rasse  su  revidieren. 

Sie  kann  die  Berufung  der  Kassenorgane  zu  Sitzungen  verlangen  und,  falls  diesem 
Verlangen  nicht  entsprochen  wird,  die  Sitzungen  selbst  anberaumen. 

In  den  auf  ihren  Anlafs  anberaumten  Sitzungen  kann  sie  die  Leitung  der  Ver- 
handlungen Übernehmen. 

So  lange  der  Vorstand  oder  die  Generalversammlung  nicht  zustande  kommt  oder 
die  Organe  der  Kasse  die  Erfüllung  ihrer  gesetzlichen  oder  statutenmftGiigen  Obliegen- 
heiten verweigern,  kann  die  Aufsichtsbehörde  die  Befugnisse  und  Obliegenheiten  der 
Ksssenorgane  selbst  oder  durch  von  ihr  zu  bestellende  Vertreter  auf  Kosten  der  Kasse 
wahrnehmen. 

§  46.      S&mtliche     oder  mehrere   Orts-Krankenkassen  innerhalb   des  Bezirks   einer 
Aufsichtsbehörde  können  durch  übereinstimmende  Beschlüsse  ihrer  Generalversammlungen 
zu  einem  Verbände  zum  Zweck : 
!•  der  Anstellung  eines  gemeinsamen  Rechnungs-  und  Kassenführers, 
8<  der  Abschliefsung    gemeinsamer   Verträge    mit   Ärzten,   Apotheken    und   Kranken- 
häusern, 
8.  der  Anlage  und  des  Betriebes  gemeinsamer  Anstalten  zur  Heilung  und  Verpflegung 

erkrankter  Mitglieder 
»ich  vereinigen. 

Die  Vertretung  des  Kassenverbandes  und  die  Geschäftsführung  ffir  denselben  wird 
nzch  Mafsgabe  eines  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zu  genehmigenden  Statuts 
dorch  einen  von  den  Vorständen  der  beteiligten  Kassen  zu  wählenden  oder,  so  lange 
eine  Wahl  nicht  zustande  kommt,  von  der  Aufsichtsbehörde  zu  ernennenden  Vorstand 
wahrgenommen . 

Die  Ausgaben  des  Verbandes  werden  durch  Beiträge  der  beteiligten  Kassen  gedeckt, 
welche  in  Ermangelung  anderweiter  durch  Uebereinkommen  derselben  getroffener  Regelung 
nach  der  Zahl  der  Kassenmitglieder  umgelegt  werden. 

§  47.     Die  Schliefsung  einer  Orts-Krankeukasse  mufs  erfolgen : 
1.  wenn  die  Zahl  der  Mitglieder  dauernd  unter  fünfzig  sinkt, 

3.  wenn  sich  aus  den  Jahresabschlüssen  der  Kasse  ergiebt,  dafe  die  gesetzlichen  Mindest- 
leistungen   auch    nach    erfolgter  Erhöhung   der  Beiträge   der  Versicherten    auf  drei 

Prozent   des   durchschnittlichen   Tagelohnes   (§   80)   nicht    gedeckt   werden   können, 

und   gegen  die  weitere  Erhöhung   der  Beiträge  aus  der  Mitte  der  Beitragspflichtigen 

Widerspruch  erhoben  wird. 

Die  Auflösung  kann  erfolgen,  wenn  sie  von  der  Gemeindebehörde  unter  Zustimmung 
^er  Generalversanmilung  beantragt  wird. 

Die  Schliefsung  oder  Auflösung  erfolgt  durch  Verfügung  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde, welche  nach  Mafsgabe  des  §  24  angefochten  werden  kann. 

^rd  eine  Orts-Krankenkasse  geschlossen  oder  aufgelöst,  so  sind  die  versicherungs- 
pflichtigen Personen,  für  welche  sie  errichtet  war,  anderen  Orts-Krankenkassen  und,  so- 
weit dies  nicht  ohne  Benachteiligung  anderer  Orts-Krankenkassen  geschehen  kann,  der 
Gemeinde-Krankenversicherung  zu  Überweisen. 

Das  etwa  vorhandene  Vermögen  der  Kasse  ist  in  diesem  Falle  zunächst  zur  Be- 
nchtigung  der  etwa  vorhandenen  Schulden  und  zur  Deckung  der  vor  der  Schliefsung 
oder  Auflösung  bereits  entstandenen  Untersützungsansprüche  zu  verwenden.  Der  Rest 
^It  nach  Entscheidung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  denjenigen  Orts-Krankenkassen, 
•oiHe  der  Gemeinde-Krankenversicherung  zu,  welchen  die  der  geschlossenen  oder  auf- 
gelösten Kasse  angehörenden  Personen  Überwiesen  werden. 
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Die  Vorsclinft  des  ersten  Absaties  findet  keine  Anwendung,  wenn  nacb  dem  Urteile 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  die  Gewährung  der  gesetzlichen  Mindestleistungen  durch 
vorhandenes  Vermögen  oder  durch  andere  aufserordentliche  Hilfsquellen  gesichert  ist. 

§  48.  OrtS'Krankenkassen ,  welche  auf  Grund  der  §§  16,  17  für  yersicherungs- 
Pflichtige  Personen  yerschiedener  Gewerbszweige  oder  Betriebsarten  errichtet  und,  können 
nach  Anhörung  der  Gemeinde  aufgelöst  werden,  wenn  die  Generalversammlung  der  Ka«se 
dies  beantragt. 

Unter  der  gleichen  Voraussetzung  kann  die  Ausscheidung  der  demselben  Gewerbs- 
zweige oder  derselben  Betriebsart  angehörenden  Kassenmitglieder  aus  der  gemeinsameD 
Kasse  erfolgen,  wenn  die  Mehrzahl  dieser  Kassenmitglieder  zustimmt. 

Für  Orts-Krankenkassen,  welche  auf  Grund  des  §  48  gemeinsam  für  mehrere  Ge- 
meinden oder  für  einen  weiteren  Kommunalverband  errichtet  sind,  kann  auf  Antrag 
einer  der  beteiligten  Gemeinden  oder  der  Generalversammlung  der  beteiligten  Kasse  die 
Auflösung  oder  die  Ausscheidung  der  in  einer  oder  mehreren  der  beteiligten  Gemeinden 
beschftftigten  Kassenmitglieder  erfolgen. 

Die  Auflösung  oder  Ausscheidung  erfolgt  durch  Verfügung  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde, in  welcher  nach  Mafsgabe  des  §  47,  Absatz  4,  5  über  die  Verwendung  und 
Verteilung  des  Vermögens,  sowie  über  die  anderweitige  Versicherung  der  versicherungs- 
pflichtigen Personen  Bestimmung  zu  treffen  ist  Gegen  die  Verfügung,  durch  welche  die 
Auflösung  oder  Ausscheidung  angeordnet  oder  versagt  wird,  steht  den  Beteiligten  inner- 
halb vier  Wochen  die  Beschwerde  an  die  Zentralbehörde  zu. 

D.   Gemeinsame   B  estimmun  gen  für   die   Gemeinde-Kranken- 
Versicherung   und    für   die    Orts-Krankenkassen. 

§  49.  Die  Arbeitgeber  haben  jede  von  ihnen  beschSftigte  versicherungspflichtige 
Person,  fßr  welche  die  Gemeinde-Krankenversicherung  eintritt,  oder  welche  einer  Orts- 
Krankenkasse  angehört,  spätestens  am  dritten  Tage  nach  Beginn  der  Beschäftigung  An- 
zumelden und  spätestens  am  dritten  Tage  nach  Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses 
wieder  abzumelden. 

Die  Anmeldungen  und  Abmeldungen  erfolgen  für  die  Gemeinde-Krankenversicherung 
bei  der  Gemeindebehörde  oder  einer  von  dieser  zu  bestimmenden  Meldestelle ,  für  die 
Orts-Krankenkassen  bei  den  durch  das  Statut  bestimmten  Stellen. 

Die  Aufsichtsbehörde  kann  eine  gemeinsame  Meldestelle  für  die  Gemeinde-Krankeo- 
Versicherung  und  sämtliche  Orts  -  Krankenkassen  eines  Bezirks  errichten.  Die  Kosten 
derselben  sind  von  der  Gemeinde  und  den  Orts-Krankenkassen  nach  Mafsgabe  der  Zahl 
der  im  Jahresdurchschnitt  bei  ihnen  versicherten  Personen  zu  bestreiten. 

§.  60.  Arbeitgeber ,  welche  ihrer  Anmeldepflicht  nicht  genfigen ,  sind  verpflichtet, 
alle  Aufwendungen  zu  erstatten,  welche  die  Gemeinde  -  Krankenversicherung  öder  eine 
Orts-Krankenkasse  auf  Gh-und  gesetzlicher  oder  statutarischer  Vorschrift  zur  Uaterstfitsoiig 
einer  vor  der  Anmeldung  erkrankten  Person  gemacht  haben. 

§.  51.  Die  Arbeitgeber  sind  verpflichtet,  die  Beiträge,  welche  nach  gesetzlicher  oder 
statutarischer  Vorschrift  ftlr  die  von  ihnen  beschäftigten  Personen  zur  Gemeinde  -  Kraa- 
kenversicherung  oder  zu  einer  Orts-Krankenkasse  zu  entrichten  sind ,  im  voraus ,  and 
zwar  für  die  erstere  t  sofern  nicht  durch  Gemeindebeschlufs  andere  Zahlungstermine  fest- 
gesetzt sind,  wöchentlich ,  für  die  letztere  zu  den  durch  Statut  festgesetzten  Zahlungster- 
minen einzuzahlen.  Die  Beiträge  sind  so  lange  fortzuzahlen ,  bis  die  vorschriftamäfsigt 
Abmeldung  (§.  49)  erfolgt  ist,  und  fBr  den  betreffenden  Zeitteil  zurückzuerstatten,  wenn 
die  abgemeldete  Person  innerhalb  der  Zahlungsperiode  aus  der  bisherigen  VersieheruDg 
ausscheidet 

§.  62.  Die  Arbeitgeber  haben  ein  Drittel  der  Beiträge ,  welche  auf  die  von  ihneo 
beschäftigten  versicherungspflichtigen  Personen  entfallen,  aus  eigenen  Mitteln  zu  leisten. 

Durch  statutarische  Regelung  (g.  8)  kann  bestimmt  werden,  dafs  Arbeitgeber,  in 
deren  Betrieben  Dampfkessel  oder  durch  elementare  Kraft  bewegte  Triebwerke  nicht  ver- 
wendet und  mehr  als  zwei  dem  Krankenversicheruogszwange  nuterliegende  Personen 
nicht  beschäftigt  werden,  von  der  Verpflichtung  zur  Leistung  von  Beiträgen  aus  eigenen 
Mitteln  befreit  sind. 

§.  69.  Die  Arbeitgeber  sind  berechtigt,  den  von  ihnen  beschäftigten  Personen  die 
Beiträge,  welche  sie  fQr  dieselben  einzahlen,  soweit  sie  solche  nicht  nach  §.  5S  aus  eige- 
nen Mitteln  zu  leisten  haben,  bei  jeder  regelmäfaigen  Lohnzahlung  in  Abzug  zu  bringen, 
soweit  sie  auf  diese  Lohnzahlungsperiode  anthellsweise  entfallen. 
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Aof  Streitigkeiten  swiscben  dem  Arbeitgeber  und  den  von  ibm  bescbftftigten  Per- 
sonen über  die  Berechnung  und  Anrechoung  der  von  diesen  za  leistenden  Beiträge  fin- 
det §.  120^  der  Oewerbeordnung  Anweiidang. 

§.  64.  Ob  und  inwieweit  die  Vorschriften  der  §§.  49  bis  63  aaf  die  Arbeitgeber 
der  im  §.  8  unter  1  bis  6  beseichneten  Personen  Anwendung  finden ,  ist  durch  statuta- 
rische Bestimmung  zu  regeln ;  dieselbe  bedarf  der  Genehmigung  der  höheren  Verwal- 
tungsbehörde. 

§.  66.  BÜckst&ndige  Beitr&ge  werden  in  derselben  Weise  beigetrieben,  wie  Ge- 
meindeabgaben. Dieselben  haben  das  Vorzugsrecht  des  (.  64  Nr.  1  der  Reichs-Konkurs- 
ordnung  Tom  10.  Februar  1877. 

§.  66.  Die  dem  UnterstOtzungsberechtigten  auf  Orund  dieses  Gesetzes  zustehenden 
Forderungen  können  mit  rechtlicher  Wirkung  weder  verpfändet,  noch  fibertragen,  noch 
gepf&ndet  und  dürfen  nur  auf  geschuldete  Beiträge  aufgerechnet  werden. 

§.  67.  Die  auf  gesetzlicher  Vorschrift  beruhende  Verpflichtung  von  Gemeinden  oder 
Armen  verbinden  zur  Unterstützung  hfilfsbedürftiger  Personen,  sowie  die  auf  Gesetz  oder 
Vertrag  beruhenden  Ansprüche  der  Versicherten  gegen  Dritte  werden  durch  dieses  Gesetz 
nicht  berührL 

Soweit  auf  Grund  dieser  Verpflichtung  Unterstützungen  für  einen  Zeitraum  geleistet 
61  nd ,  für  welchen  dem  Unterstützten  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ein  Unterstützungsan- 
spruch zusteht,  geht  der  letztere  im  Betrage  der  geleisteten  Unterstützung  auf  die  Ge- 
meinde oder  den  Armenverband  über,  von  welchen  die  Unterstützung  geleistet  ist. 

Das  Gleiche  gilt  von  den  Betriebsunternehmern  und  Kassen,  welche  die  den  bezeich- 
neten Gemeinden  und  Armenverbftnden  obliegende  Verpflichtung  zur  Unterstützung  auf 
Grund  gesetzlicher  Vorschrift  erfüllt  haben. 

Ist  von  der  Gemeinde-Krankenversicherung  oder  von  der  Orts-Krankenkasse  Unter- 
stützung in  einem  Krankheitsfalle  geleistet,  für  welchen  dem  Versicherten  ein  gesetz- 
licher Entschädigungsanspruch  gegen  Dritte  zusteht,  so  geht  dieser  Anspruch  in  Höhe  der 
geleisteten  Unterstützung  auf  die  Gemeinde-Krankenversicherung  oder  die  Orts-Kranken- 
kasse über. 

In  Fällen  dieser  Art  gilt  als  Ersatz  der  im  §.  6  Absatz  1  Nr.  1  bezeichneten  Lei- 
stungen die  Hälfte  des  gesetzlichen  Mindestbetrages  des  Krankengeldes. 

§.  68.  Streitigkeiten,  welche  zwischen  den  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu  versichern- 
den Personen  oder  ihren  Arbeitgebern  einerseits  und  der  Gemeinde-Krankenversicherung 
oder  der  Orts-Krankenkasse  andererseits  über  die  Verpflichtung  zur  Leistung  oder  Ein- 
zahlung von  Beiträgen  oder  über  Unterstützungsansprüche  entstehen ,  werden  von  der 
Auf  stich  tsbehörde  entschieden.  Gegen  deren  Entscheidung  findet  binnen  zwei  Wochen 
nach  Zustellung  derselben  die  Berufung  auf  den  Rechteweg  mittelst  Erhebung  der  Klage 
sUtt.  Die  Entscheidung  ist  vorläufig  vollstreckbar,  soweit  es  sieh  um  Streitigkeiten  han- 
delt, welche  UnterstütenngsansprÜche  betreffen. 

Streitigkeiten  über  die  im  §.  67  Absatz  2  bis  4  bezeichneten  Ansprüche  werden  im 
Verwaltungsstreitverfahren  entschieden.  Wo  ein  solches  nicht  besteht,  findet  die  Vor- 
schrift des  Absatzes  1  mit  der  Mafsgabe  Anwendung,  dafs  die  vorläufige  Vollstreckbar- 
keit der  Entecheidung  der  Aufsichtsbehörde  ausgeschlossen  ist. 

E.     Betriebs-    (Fabrik-)    Krankenkassen. 

§.  69.  Krankenkassen,  welche  für  einen  der  im  §.  1  bezeichneten  Betriebe  oder  für 
mehrere  dieser  Betriebe  gemeinsam  in  der  Weise  errichtet  werden ,  dafs  auf  dem  Wege 
des  Arbeitsvertrages  (durch  Fabrikordnung,  Reglement  u.  s.  w.)  die  in  dem  Betriebe 
beschäftigten  Personen  zum  Beitritte  verpflichtet  werden ,  unterliegen  den  nachfolgenden 
Vorschriften. 

§.  60.  Ein  Unternehmer,  welcher  in  einem  Betriebe  oder  in  mehreren  Betrieben 
fünfzig  oder  mehr  dem  Kranken  Versicherungszwange  unterliegende  Personen  beschäftigt, 
ist  berechtigt,  eine  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkasse  zu  errichten. 

Er  kann  dazu  durch  Anordnung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  verpflichtet  wer- 
den ,  wenn  dies  von  der  Gemeinde  ,  in  welcher  die  Beschäftigung  stettfindet ,  oder  von 
der  Krankenkasse ,  welcher  die  beschäftigten  Personen  angehören,  beantragt  wird.  Vor 
der  Anordnung  ist  dem  Unternehmer,  sowie  den  von  ihm  beschäftigten  Personen  oder 
von  diesen  gewählten  Vertretern  und,  falls  der  Antrag  von  einer  Orto-Krankenkasse  aus- 
gegangen ist,  auch  der  Gemeinde  zu  einer  Aeufserung  darüber  Gelegenheit  zu  geben. 

§.  61.     Unternehmer  eines  Betriebes,    welcher  für  die  darin  beschäftigten  Personen 
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mit  besonderer  KrankbeitsgefSahr  verbunden  ist,  können  aach  dann,  wenn  sie  weniger 
als  fünfzig  Personen  bescbäftigen,  zur  Erricbtung  einer  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkasse 
angehalten  werden. 

Unternehmern  eines  Betriebes,  in  welchem  weniger  als  fünfzig  Personen  beschäftigt 
werden,  kann  die  Errichtung  einer  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkasse  gestattet  werden, 
wenn  die  nachhaltige  Leistungsfähigkeit  der  Kasse  in  einer  von  der  höheren  Verwal- 
tungsbehörde für  ausreichend  erachteten  Weise  sichergestellt  ist. 

§.  62.  Unternehmer ,  welche  der  Verpflichtung ,  eine  Betriebs-  (Fabrik-)  Kranken- 
kasse zu  errichten,  innerhalb  der  yon  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zu  bestimmenden 
Frist  nicht  nachkommen,  sind  -verpflichtet ,  für  jede  in  ihrem  Betriebe  beschäftigte ,  dem 
Veraicherungszwange  unterliegende  Person  Beitrfige  bis  zu  fnnf  Prozent  des  yerdienten 
Lohnes  ans  eigenen  Mitteln  zur  Gemeinde  -  Krankenyersicherung  oder  zur  Orts-Kranken- 
kasse zu  leisten. 

Die  Höhe  der  zu  leistenden  Beiträge  wird  nach  Anhörung  der  Gemeindebehörde  ron 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  endgültig  festgesetzt. 

§.  68.  Versicherungspflichtige  Personen,  welche  in  dem  Betriebe,  für  welchen  eine 
Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkasse  errichtet  ist,  beschäftigt  werden,  gehören  mit  dem  Tage 
des  Eintritts  in  die  Beschäftigung  der  Kasse  als  Mitglieder  an,  sofern  sie  nicht  nach- 
weislich Mitglieder  einer  der  in  den  §§.  73,  74,  75  bezeichneten  Kassen  sind. 

Nichtversicherungspflichtige  in  dem  Betriebe  beschäftigte  Personen  haben  das  Recht, 
der  Kasse  beizutreten.  Der  Beitritt  erfolgt  durch  schriftliche  oder  mündliche  Anmeldung 
bei  dem  Kassenvorstande ,  gewährt  aber  keinen  Anspruch  auf  Unterstützung  im  Falle 
einer  bereits  zur  Zeit  dieser  Anmeldung  eingetretenen  Erkrankung. 

Versicherungspflichtigen  Personen  ist  der  Austritt  mit  dem  Schluas  des  Bechnong»- 
jahres  zu  gestatten ,  wenn  sie  denselben  mindestens  drei  Monate  vorher  bei  dem  Vor- 
stände beantragen  und  vor  dem  Austritte  nachweisen,  dafs  sie  einer  der  in  §.  75  bezeich- 
neten Kassen  angehören. 

Nichtversicherungspflichtige  Personen,  welche  die  Beiträge  an  zwei  auf  einander  fol- 
genden Zahlungsterminen  nicht  geleistet  haben,  scheiden  damit  aus  der  Kasse  ans. 

§.  64.  Die  §§.  20  bis  42  finden  auf  die  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkassen  mit  fol- 
genden Abänderungen  Anwendung: 

1.  Durch  Bestimmung  des  Statuts  können  die  Beiträge  und  Unterstützungen  statt  nach 
durchschnittlichen  Tagelöhnen  (§.  20)  in  Prozenten  des  wirklichen  Arbeitsverdienstes 
der  einzelnen  Versicherten  festgesetzt  werden,  soweit  dieser  vier  Mark  für  den  Tag 
nicht  fibersteigt 

2.  Das  Kassenstatut  (§.  23)  ist  durch  den  Betriebsunternehmer  in  Person  oder  dnrch 
einen  Beauftragten  nach  Anhörung  der  beschäftigten  Personen  oder  der  von  densel- 
ben gewählten  Vertreter  au  errichten. 

3.  Durch  das  Kassenstatut  kann  dem  Betriebsunternehmer  oder  einem  Vertreter  des- 
selben der  Vorsitz  im  Vorstande  und  in  der  Generalversammlung  übertragen  werden. 

4.  Die  Rechnungs-  und  Kassenführung  ist  unter  Verantwortlichkeit  und  auf  Kosten  des 
Betriebsuntemehmers  durch  einen  von  demselben  zu  bestellenden  Rechnungs-  and 
Kassenführer  wahrzunehmen.  Verwendungen  von  Kassengeldem  in  den  Nutzen  der 
Betriebsuntemehmer  fallen  unter  die  Vorschrift  des  §.  42  Absatz  2. 

6.  Reichen  die  Bestände  einer  auf  Grund  der  Vorschrift  des  §.61  errichteten  Betriebs- 
(Fabrik-)  Krankenkasse  nicht  aus,  um  die  laufenden  Ausgaben  derselben  zu  decken, 
so  sind  von  dem  Betriebsunternehmer  die  erforderlichen  Vorschüsse  zu  leisten. 
6.  Die  aus  dem  Betriebe  ausgeschiedenen  Personen,  welche  auf  Grund  der  Vorschrift 
des  §.  27  Mitglieder  der  Kasse  bleiben,  können  Stimmrechte  nicht  atuüben  und  Kas- 
senämter nicht  bekleiden. 

§.  66.  Die  Betriebsuntemehmer  sind  verpflichtet,  die  statutenmäfsigen  Beiträge  far 
die  von  ihnen  beschäftigten  versicherungspflichtigen  Kassenmitglieder  zu  den  durch  das 
Kassenstatut  festgesetzten  Zahlungsterminen  in  die  Kasse  einzuzahlen  und  zu  einem  Drit- 
tel aus  eigenen  Mitteln  zu  leisten. 

Sie  sind  berechtigt,  diese  Beiträge  zu  zwei  Dritteln  den  Kassenmitgliedem,  für  wel* 
che  sie  dieselben  einzahlen,  bei  jeder  regelmäfsigen  Lohnzahlung  in  Abzug  zu  bringen, 
soweit  sie  auf  die  Lohnzahlungsperiode  antheilsweise  entfallen. 

Werden  die  gesetzlichen  Mindestleistungen  der  Kasse  (§.  20)  durch  die  Beitrage, 
nachdem  diese  für  die  Versicherten  drei  Prozent  der  durchschnittlichen  Tagelöhne  oder 
des  Arbeitsdienstes  erreicht  haben,  nicht  gedeckt,  so  hat  der  Betriebsuntemehmer  die  zv 
Deckung  derselben  erforderlichen  Zuschüsse  aus  eigenen  Mitteln  zu  leisten. 
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Anf  Streitigkeiten  zwischen  dem  Betriebsnntemehmer  nnd  den  von  ihm  beschfiftig- 
ten  Personen  über  die  Berechnang  und  Anrechnung  der  Beiträge  der  letzteren  findet 
§.  1S0>  der  Gewerbeordnang  Anwendung. 

I>io  §§.  55  bis  58  finden  aach  anf  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenltassen  Anwendung. 

§.  66.  Anf  die  Beaufsichtigung  der  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkassen  finden  die 
§§.  44,  45  Absatz  1  bis  4  Anwendung. 

Die  Anfaichtsbehörde  ist  befagt ,  Ansprflche ,  welche  der  Kasse  gegen  den  Betriebs- 
unternehmer aus  der  Rechnungs-  nnd  Kassenführung  erwachsen  (yergl.  §.  64  Nr.  4) ,  in 
Vertretung  der  Kasse  entweder  selbst  oder  durch  einen  von  ihr  zu  bestellenden  Vertre- 
ter geltend  zu  machen. 

§.  67.  Wird  der  Betrieb  oder  werden  die  Betriebe,  für  welche  die  Kasse  errichtet 
ist,  zeitweilig  eingestellt  oder  soweit  eingeschrfinkt,  dafs  die  Zahl  der  darin  beschfiftigten 
versicherungspflichtigen  Personen  unter  die  doppelte  Zahl  der  statutenmftfsigen  Vorstands- 
mitglieder sinkt,  so  kann  die  Verwaltung  von  der  Aufsichtsbehörde  übernommen  werden, 
welche  dieaelbe  durch  einen  von  ihr  zu  bestellenden  Vertreter  wahrzunehmen  hat. 

Das  Torhandene  Kassenvermögen,  die  Rechnungen,  Bücher  nnd  sonstigen  Akten- 
stücke der  Kasse  sind  in  diesem  Falle  der  Aufsichtsbehörde  auszuliefern. 

Vorstehende  Bestimmungen  finden  keine  Anwendung,  wenn  die  zeitweilige  Einstel- 
lung oder  Einschrfinkung  eine  durch  die  Art  des  Betriebes  bedingte  periodisch  wieder- 
kehrende ist. 

§.  68.     Die  Kasse  ist  zu  schliefsen: 

1.  wenn  der  Betrieb  oder  die  Betriebe,  für  welche  sie  errichtet  ist,  aufgelöst  werden  ; 

2.  soweit  nicht  auf  den  Betrieb,  für  welchen  die  Kasse  errichtet  bt,  die  Vorschrift  des 
§.61  Absatz  1  Anwendung  findet,  wenn  die  Zahl  der  in  dem  Betriebe  beschäftigten 
versicherungspflichtigen  Personen  dauernd  unter  die  gesetzliche  Mindestzahl  (§.  60) 
sinkt  und  die  dauernde  Leistungsföhigkeit  der  Kasse  nicht  genügend  sichergestellt 
wird  (§.   61    Absatz  2); 

3)  wenn  der  Betriebsnntemehmer  es  unterlftfst,  für  ordnungsmftfsige  Kassen-  nnd  Rech- 
nungsführung Sorge  zu  tragen. 
In  dem  Falle  zu  8  kann  gleichzeitig  mit  der  Schliefsung  der  Kasse  dem  Betriebs- 
nntemehmer die  in    §.62   vorgesehene  Verpflichtung  auferlegt  und  die  Errichtung  einer 
neuen  Betriebs-  (Fabrik-)  Slrankenkssse  versagt  werden. 

Die  Kasse  kann  nach  Anhörung  der  beteiligten  Gemeinden  aufgelöst  werden,  wenn 
der  Betriebsnntemehmer  unter  Zustimmung  der  Generalversammlung  die  Auhösung 
beantragt. 

Die  Schliefsung  oder  Auflösung  erfolgt  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde.  Ge- 
gen den  dieselbe  aussprechenden  oder  ablehnenden  Bescheid,  in  welchem  die  Gründe 
anzugeben  sind,  kann  binnen  zwei  Wochen  nach  der  Zustellung  Beschwerde  an  die  ver- 
gesetzte Behörde  erhoben  werden. 

Auf  das  Vermögen  der  geschlossenen  oder  aufgelösten  Kasse  finden  die  Vorschriften 
<ies  §.47  Absatz  5  mit  der  Mafsgabe  Anwendung,  dafs  der  Rest  des  Vermögens,  sofern 
Rassenmitglieder,  welche  einer  Orts  -  Krankenkasse  überwiesen  werden,  nicht  vorhanden 
sind,  der  Gemeinde-Krankenversicherang  zufällt  Sind  die  zur  Deckung  bereits  entstan- 
dener Unterstützungsansprüche  erforderlichen  Mittel  nicht  vorhanden,  so  sind  die  letzte- 
ren vor  Schliefsung  oder  Auflösung  der  Kasse  aufzubringen.  Die  Haftung  für  dieselben 
liegt  dem  Betriebsnntemehmer  ob. 

F.     Bau -Krankenkassen. 

§.  69.  Für  die  bei  Eisenbahn-,  Kanal-,  Wege-,  Strom-,  Deich-  und  Festungsbauten, 
sowie  in  anderen  vorübergehenden  Baubetrieben  beschäftigten  Personen  haben  die  Ban- 
berren  anf  Anordnung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  Bau-Krankenkassen  zu  errichten, 
wenn  sie  zeitweilig  eine  gröfsere  Zahl  von  Arbeitern  beschäftigen. 

%'  70.  Die  den  Bauherren  obliegende  Verpflichtung  kann  mit  Genehmigung  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  auf  einen  oder  mehrere  Unternehmer,  welche  die  Ausfüh- 
rnog  des  Baues  oder  eines  Teiles  desselben  für  eigene  Rechnung  übernommen  haben, 
übertragen  werden,  wenn  dieselben  für  die  Erfüllung  der  Verpflichtung  eine  nach  dem 
Urteile  der  höheren  Verwaltungsbehörde  ausreichende  Sicherheit  bestellen. 

§.71.  Bauherren,  welche  der  ihnen  nach  §.69  auferlegten  Verpflichtung  nicht  nach- 
kommen, haben  den  von  ihnen  beschäftigten  Personen  für  den  Fall  einer  Krankheit  nnd 
im  Falle  des  Todes  derselben  ihren  Hinterbliebenen  die  im  §.  20  vorgeschriebenen  Un- 
terstützungen aus  eigenen  Mitteln  zu  leisten. 
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§.  72.     Die  in  Oemfifsheit  des  §.  69  errichteten  Krankenkassen  sind  so  schliefseD: 

1.  wenn  der  Betrieb ,  für  welchen  sie  errichtet  sind,  aufgelöst  wird; 

2.  wenn  der  Bauherr  oder  Unternehmer  es  unterläTst,  für  ordnungsmftfsige  Kassen-  uod 
Rechnungsführung  Sorge  zu  tragen. 

In  dem  Falle  au  2   trifft  den  Bauherrn  oder  Unternehmer  die  im  §.  71  ausgespro- 
chene Verpflichtung. 

Im  übrigen  finden  auf  die  in  Oem&fsheit  des  §.  69  errichteten  Krankenkassen  die 
Vorschriften  der  §§.  63  bis  68  mit  der  Mafsgabe  Anwendung,  dafs  über  die  Anwend- 
barkeit der  Vorschrift  des  §.  32  die  höhere  Verwaltungsbehörde  bei  Genehmigung  des 
Kassenstatuts,  über  die  Verwendung  des  bei  Schliefsung  oder  Auflösung  einer  Kasse  rer- 
bleibenden  Restes  des  Kassen  Vermögens  das  Kassenstatut  Bestimmung  treffen  mnCs.  Eine 
Verwendung  zu  Gunsten  des  Bauherrn  oder  Unternehmers  ist  ausgeschlossen. 

Auf  Streitigkeiten  über  Unterstützungsansprüche,  welche  auf  Grand  des  §.71  gegca 
den  Bauherrn  erhoben  werden  ,  findet  die  Vorschrift  des  §.  58  Absatz  1  Anwendung; 
auf  Streitigkeiten  über  Ersatzansprüche,  welche  auf  Grund  des  §.71  und  des  §.  57  Ab- 
satz 2  gegen  den  Bauherrn  erhoben  werden,  findet  die  Vorschrift  des  §.  58  Absatz  2 
Anwendung. 

G.     Innungs  -  Kr  anke  nkassen. 

§.  73.  Auf  Krankenkassen ,  welche  auf  Grund  der  Vorschriften  des  Titels  VI  der 
Gewerbeordnung  von  Innungen  für  die  Gesellen  und  Lehrlinge  ihrer  Mitglieder  errichtet 
werden  ,  finden  die  Vorschriften  der  §§.  19  Absatz  4,  20  bis  22,  27  bis  33,  89  bis  42, 
51  bis  63,  55  bis  58,  65  Absatz  3  Anwendung. 

Im  Übrigen  bleiben  für  diese  Kassen  die  Vorschriften  des  Titels  VI  der  C^werbe- 
ordnung  in  Kraft. 

H.     V  er  h  &ltni  fs  der  Kn  appschaftskassen   und   der   eingeschriebenes 
und    anderen   Hülfskassen    zur    Krankenversicherung. 

§.  74.  Für  die  Mitglieder  der  auf  Grund  berggesetzlicher  Vorschriften  errichtetes 
Krankenkassen  (Knappschaftskassen)  tritt  weder  die  Gemeinde-Krankenversicherung  noch 
die  Verpflichtung,  einer  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  errichteten  Kran- 
kenkasse anzugehören,  ein. 

Die  statutenmäfsigen  Leistungen  dieser  Kassen  in  KrankheitsfÜUen  müssen  ,  sofern 
sie  den  Betrag  der  für  die  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkassen  vorgeschriebenen  Mindest- 
leistungen nicht  erreichen,  spätestens  bis  zum  Ablauf  des  Jahres  1886  für  sämtliche  Mit- 
glieder auf  diesen  Betrag  erhöht  werden. 

Die  dazu  erforderliche  Abänderung  der  Statuten  der  Knappschaftskassen  ist,  soweit 
sie  nicht  innerhalb  der  gedachten  Frist  auf  dem  durch  die  Landesgesetze  oder  die  Sta- 
tuten vorgeschriebenen  Wege  erfolgt,  durch  die  Aufsichtsbehörden  mit  rechtsverbindlicher 
Wirkung  vorzunehmen. 

Die  Vorschriften  des  §.  26  Absatz  1  finden  auch  auf  Knappschaftskassen  Anwendung 

Im  übrigen  bleiben  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  Über  die  Knappschaftskassea 
unberührt. 

§.  75.  Für  Mitglieder  der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  7.  April  1876  (Beichs-Ge- 
setzbl.  S.  125)  errichteten  eingeschriebenen  Hülfskassen ,  sowie  der  auf  Grund  landes- 
rechtlicher Vorschriften  errichteten  Hülfskassen,  für  welche  ein  Zwang  zum  Beitritte  nicht 
besteht,  tritt  weder  die  Gemeinde-Krankenversicherung  noch  die  Verpflichtung,  einer  nach 
Mafsgabe  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  errichteten  Krankenkasse  beizutreten,  ein,  wenn 
die  Hülf:»kasse,  welcher  sie  angehören,  ihren  Mitgliedern  mindestens  diejenigen  Leistun- 
gen gewährt,  welche  in  der  Gemeinde,  in  deren  Bezirk  die  Kasse  ihren  Sitz  hat,  nach 
Mafsgabe  des  §.  6  von  der  Gemeinde-Krankenversicherung  zu  gewähren  sind.  Kassen, 
welche  freie  ärztliche  Behandlung  und  Arznei  nicht  gewähren,  genügen  dieser  Bedingung 
durch   Gewährung   eines   Krankengeldes   von   drei  Vierteln   des   ortsüblichen  Tagelobn«a 

J.    Schlnfs-,   Straf-   und   Übergangsbestimmungen. 

§  76.  Ist  für  einen  Bezirk  eine  gemeinssme  Meldestelle  nach  Mafsgabe  des  §  49. 
Absatz  3  errichtet,  so  kann  die  Aufsichtsbehörde  anordnen,  dafs  die  Krankenkassen  des 
Bezirks,  deren  Mitgliedschaft  von  der  Verpflichtung,  der  Gemeinde-Krankenversicheranfr 
oder  einer  Orts-Krankenkasse  anzugehören,  befreit,  jeden  Austritt  eines  Mitgliedes  binnen 
einer  Woche  bei  der  Meldestelle  zur  Anzeige  bringen. 

Die  Anordnung  ist  in  der  für  Bekanntmachungen  der  Gemeindebehörden  vorge- 
schriebenen oder  üblichen  Form  zu  veröffentlichen. 
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Zur  EnUttung  der  Anseige  ist  fltr  jede  Kasse,  sofern  deren  Vorstand  nicht  eine 
floidera  Person  benennt,  der  Kassen-  und  Rechnungsführer  derselben  Terpflichtet. 

§  77.  Die  auf  Omnd  dieses  Gesetzes  gewährten  Leistungen,  sowie  die  Unter- 
stutsungen,  welche  nach  Mafsgabe  des  §  57,  Absats  2  und  3  ersetzt  sind,  gelten  nicht 
Als  Öffentliche  Armenunterstütsnngen. 

§  78.  Die  auf  Grand  dieses  Gesetzes  sn  versichernden  Personen  sind  in  Streitig- 
keiten fiber  Untersützangsansprttche  Yom  KostenTorschufs  befreit. 

Amtliche  Bescheinigungen,  welche  zur  Legitimation  von  Kassen-  und  Verbandsvor- 
■Ubiden  oder  zur  Führung  der  den  Versicherungspflichtigen  nach  Vorschriften  dieses 
Gesetzes  obliegenden  Nachweise  erforderlich  werden,  sind  gebflhren-  und  stempelfrei. 

§  79.  Die  Fristen  und  Formulare  f&r  die  in  den  §§  9,  41  vorgeschriebenen  Ueber- 
sichten  und  Bochnnngsabschlüsse  werden  vom  Bundesrat  festgestellt.  Mindestens  von 
fOnf  zu  fünf  Jahren  findet  eine  einheitliche  Zusammenstellung  und  Verarbeitung  für  das 
Reich  statt. 

i  80.  Den  Arbeitgebern  ist  untersagt,  die  Anwendung  der  Bestimmungen  dieses 
Oesetses  zum  Nachteile  der  Versicherten  durch  Vertrttge  (mittelst  Reglements  oder  be- 
sonderer Uebereinknnft)  auszuschliefsen  oder  zu  beschränken.  Vertragsbestimmungen, 
welche  diesem  Verbote  zuwiderlaufen,  haben  keine  rechtliche  Wirkung. 

§  81.  Wer  der  ihm  nach  §  49  oder  nach  den  auf  Grund  des  §  2,  Absatz  2  er- 
lassenen Bestimmungen  obliegenden  Verpflichtung  zur  An-  oder  Abmeldung  oder  der 
ihm  Dach  §  76  obliegenden  Anzeigepflicht  nicht  nachkommt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu 
zvranzig  Mark  bestraft 

§  82.  Arbeitgeber,  welche  den  von  ihnen  beschäftigten,  dem  Krankenversicherungs- 
swange  unterliegenden  Personen  bei  der  Lohnzahlung  vorsätzlich  höhere  als  die  nach 
§§  53,  65  zulässigen  Beträge  in  Anrechnung  bringen,  oder  dem  Verbote  des  §  80  ent- 
gegenhandeln, werden,  sofern  nicht  nach  anderen  gesetzlichen  Bestimmungen  eine  härtere 
Strafe  eintritt,  mit  Geldstrafe  bis  zu  dreihundert  Mark  bestraft. 

§  88.  Die  in  diesem  Gesetze  für  Gemeinden  getroffenen  Bestimmungen  gelten  auch 
für  die  einem  Gemeindeverbande  nicht  einverleibten  selbständigen  Gutsbezirke  und  Ge- 
markungen mit  Ausnahme  des  §  5,  Absatz  2  und  des  §  18  Soweit  aus  denselben  der 
Gemeinde  Rechte  und  Pflichten  erwachsen,  tritt  an  ihre  Stelle  der  Gutsherr  oder  der 
Gemarkungsberechtigte. 

§  84.  Die  Bestinmiungen  darüber ,  welche  Behörden  in  jedem  Bundesstaate  unter 
Gemeindebehörde,  höhere  Verwaltungsbehörde,  und  welche  Verbände  als  weitere  Kommunal- 
▼erbände  im  Sinne  dieses  Gesetzes  zu  verstehen  sind,  bleibt  den  Landesregierungen  mit 
der  Mafsgabe  überlassen,  dafs  mit  den  von  den  höheren  Verwaltungsbehörden  wahrzu- 
nehmenden Geschäften  diejenigen  höheren  Verwaltungsbehörden  au  betrauen  sind,  welche 
nach  Landesrecht  die  Aufsicht  oder  Oberaufsicht  in  Gemeindeangelegenheiten  wahrzu- 
nehmen haben. 

Die  auf  Grund  dieser  Vorschrift  erlassenen  Bestimmungen  sind  bekannt  zu  machen. 

Bei  Betriebs-  (Fabrik-)  und  Bau-Krankenkassen,  welche  ausschliefslich  für  Betriebe 
des  Reichs  oder  des  Staates  errichtet  werden,  können  die  Befugnisse  und  Obliegenheiten 
der  Aufsichtsbehörde  und  der  höheren  Verwaltungsbehörde  den  den  Verwaltungen  dieser 
Betriebe  vorgesetzten  Dienstbehörden  übertragen  werden. 

§  85.  Bestehende  Krankenkassen  ,  in  Ansehung  deren  nach  den  bisher  geltenden 
Vorschriften  für  Personen,  welche  unter  die  Vorschrift  des  §  1  fallen,  eine  Beitritts- 
pflicht begründet  war,  unterliegen  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes. 

Die  Statuten  dieser  Kassen  sind,  soweit  sie  hinsichtlich  der  Bestimmungen  über  die 
Kassenleistnngen  und  Kassenbeiträge,  über  die  Vertretung  und  Verwaltung  der  Kasse 
den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  nicht  genügen,  bis  zum  1.  Januar  1885  der  dazu  er- 
forderlichen Abänderung  au  unterziehen. 

Wird  die  erforderliche  Abänderung  nicht  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  auf  dem  durch 
die  bisher  geltenden  Vorschriften  vorgesehenen  Wege  vorgenommen ,  so  wird  dieselbe 
von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  mit  rechtsverbindlicher  Wirkung  vollzogen. 

Bisherige  Leistungen  dieser  Kassen,  welche  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
von  den  Krankenkassen  nicht  übernommen  werden  dürfen,  können,  soweit  sie  nicht  in 
Invaliden-,  Witwen-  und  Waisenpensionen  bestehen,  beibehalten  werden,  sofern  die  bis- 
herigen statutenmäfsigen  Kassenboiträge  mit  Hilfe  der  Einkünfte  des  etwa  vorhandenen 
Vermögens  nach  dem  Urteile  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zur  dauernden  Deckung 
der  Kassenleistungen    ausreichend   sind,   oder  auf  dem  für  die  Abänderung  des  Statuts 
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Torgescbriebenen  Wege  und  nnter  Berficksichtignng  der  Vonclirilt  des  §  31,  AbeaU  2 
erhdht  werden. 

Im  übrigen  finden  auf  die  Ab&ndemDg  des  Statuts  die  Vorscbrifien  der  §§  24,  30 
Anwendung. 

§  86.  Für  Kassen  der  in  §  85  beseicbneten  Art,  welche  neben  den  nach  den  Vor- 
schriften dieses  Gesetses  sulissigen  Leistungen  Invaliden-,  Witwen-  oder  Waisenpensionea 
gew&hren,  treten  folgende  Bestinunungen  in  Kraft: 

1.  Die  bisherige  Kasse  bleibt  als  Krankenkasse  bestehen.  Auf  dieselbe  finden  die 
Vorschriften  des  §  85  Anwendung. 

2.  Der  statutenrnfttsigen  Vertretung  der  bisherigen  Kasse,  bei  Betriebs-  (Fabrik-) 
Krankenkassen  (§  59)  jedoch  nur  nnter  Zustimmung  des  Betriebsunternehmers,  ist 
gestattet,  eine  besondere  Pensionskasse  mit  Beitrittsswang  für  di^enigen  Klassen 
von  Personen ,  welche  der  bbherigen  Kasse  beisutreten  yerpfiichtet  waren ,  su 
errichten. 

8.  Für  die  neue  Pensionskasse  ist  durch  Beschlufs  der  Vertretung  der  bisherigen 
Kasse,  bei  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkassen  durch  den  Betriebsuntemehmer,  nach 
Anhörung  der  Vertreter  der  bisherigen  Kasse  ein  Kassenstatut  au  errichten. 

4.  Findet  die  Errichtung  einer  besonderen  Pensionskasse  statt,  so  erfolgt  die  Ver- 
wendung des  Vermögens  der  bisherigen  Kasse  nach  Anordnung  der  höheren  Ver- 
waltuDgsbehorde  in  der  Weise,  dafs  zunSchst  derjenige  Betrag,  welcher  snr  Deckung 
der  bereits  entstandenen  Pensionsansprüche  erforderlich  ist,  ausgeschieden  und  der 
Pensionskasse  mit  der  Verpfiichtung ,  diese  Ansprüche  au  befriedigen ,  Überwiesen 
wird.  Der  Rest  des  Vermögens  wird  s wischen  der  Krankenkasse  und  der  Pensions- 
kasse mit  der  Mafsgabe  verteilt,  dafs  der  Krankenkasse  höchstens  der  zweijährige 
Betrag  der  nach  Vorschrift  des  neuen  Kassenstatuts  für  die  derzeitigen  Kassen- 
mitglieder zu  erhebenden  Beitrftge  überwiesen  wird. 

5.  Wird  eine  besondere  Pensionskasse  nicht  errichtet,  so  ist  nach  Anordnung  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  aus  dem  Vermögen  der  bisherigen  Kasse  derjenige 
Betrag  ausauscheiden,  welcher  erforderlich  ist,  um  die  bereits  entstandenen  Pensions- 
ansprüche zu  decken. 

Für  den  ausgeschiedenen  Vermögensteil  ist  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
eine  besondere  Verwaltung  zu  bestellen,  auf  welche  die  Verpfiichtung  zur  Befriedigung 
der  Pensionsansprüche  übergeht. 

Reicht  das  Vermögen  der  bisherigen  Kasse  nicht  aus,  um  die  bereits  entstandenen 
Pensionsansprüche  zu  decken ,  so  werden  die  letzteren  um  den  nicht  gedeckten  Betrag 
pro  rata  ermifsigt. 

Der  nach  der  Ausscheidung  verbleibende  Rest  des  Vermögens  der  bisherigen  Kasse 
und  der  nach  Befriedigung  sämmtlicher  auf  den  ausgeschiedenen  Vermögensteil  ange- 
wiesenen Ansprüche  von  diesem  verbleibende  Rest  fallen  der  Krankenkasse  zu. 

§  87.  Das  Gesetz,  betreffend  die  Abänderung  des  Titel  VIII  der  Gewerbeordnung 
vom  8.  April  1876  (Reichsgesetzbl.  S.  134),  wird  aufgehoben.  Die  auf  Grund  des  Ar- 
tikels 1,  §§  141  a,  141c,  141  e  desselben  getroffenen  statutarischen  Bestimmungen  treten, 
soweit  sie  den  Vorschriften  dieses  Qetzes  zuwiderlaufen,  aufser  Kraft. 

Das  Gesetz  Über  eingeschriebene  Hilfskassen  vom  7.  April  1876  (Reichsgesetzbl. 
8.  125)  findet  in  Zukunft  auf  die  unter  die  Vorschriften  der  Abschnitte  C  bis  G  dieses 
Gesetzes  fallenden  Kassen  keine  Anwendung  mehr.  Auf  bestehende  Kassen  dieser  Art, 
welche  als  eingeschriebene  Hilfslcassen  zugelassen  sind,  finden  die  Vorschriften  des  §  $6, 
Absatz  1,  2,  3,  5  Anwendung. 

§  88.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  treten,  soweit  sie  die  Beschlafsfassung 
über  die  statutarische  Einführung  des  Versicherungszwanges,  sowie  die  Herstellung  der 
zur  Durchführung  des  Versicherungsxwanges  dienenden  Einrichtungen  betreffen,  mit  dem 
1.  Dezember  1883,   die  übrigen  mit  dem  1.  Dezember  1884  in  Kraft 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhilndigen  Unterschrift  und  beigedruckteoi 
Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  15.  Juni  1883. 

(L.  8.)  Wilhelm. 

Fürst  ▼.  Bismarck. 
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IV. 
Umfang  und  Verteilung  des  preuTsisohen  Volkaeinkommena. 

Id  diesen  Jahrbüchern  sind  früher  (N.  F.  Y,  229  ff.) ,  im  Anschlufs 
an  eine  i.  J.  1879  besonders  veröffentlichte  Untersuchung ,  einige  sum- 
marische Übersichten  über  vorgenannten  Gegenstand  mi^eteilt  worden. 
Es  geschah  dies  selbstverständlich  unter  dem  ursprünglichen  Vorbehalt, 
„dafs  es  sich  lediglich  um  ungefähre  und  annähernde  Schätzungen  han- 
deln könne,  deren  Brauchbarkeit  hauptsächlich  davon  abhängt,  dafs  die- 
selbe nicht  ohne  Sachkenntnis,  aber  ohne  vorgefafste  Meinung  und  Ab- 
sicht, auf  der  Grundlage  eines  gleichartigen  Materials  und  nach  gleich- 
mäfsiger  Methode  veranstaltet  wird".  Indem  wir,  um  Wiederholungen 
zu  vermeiden,  rücksichtlich  der  erforderlichen  Begründung  und  Erläute- 
rung auf  die  früheren  Veröffentlichungen  Bezug  nehmen,  wird  nachste- 
hend nur  eine  entsprechende  Übersicht  auf  Grund  desjenigen  Materials 
vorgelegt,  welches  sich  im  Aktenstück  Nr.  9  der  Session  des  Hauses 
der  Abgeordneten  1882{88  vorfindet  und  die  Überschrift  fuhrt:  „Nach- 
weisung über  die  Anzahl  der  für  das  Jahr  vom  1.  April  1882|83  A.  zur 
Klassensteuer,  B.  zur  klassifizierten  Einkommensteuer  veranlagten  Perso- 
nen und  den  Betrag  der  für  dasselbe  Jahr  veranlagten  S teuer''.  Ver- 
gleichungen  mit  den  Ergebnissen  der  vergangenen  Jahre  muTsten  na- 
türlich auch  hier  beigefügt  werden,  allein  sie  sind  wesentlich  beschränkt 
worden,  um  nicht  zu  viel  Baum  in  Anspruch  zu  nehmen;  dieselben  kön- 
nen von  dem  Leser  aus  den  angeführten  Aufsätzen  in  diesen  „Jahrbü- 
chern'' mit  Leichtigkeit  vervollständigt  werden. 

Das  Verhältnis  der  in  den  Jahren  1876,  1881  und  1882  überhaupt 
zur  Klassen-  und  Einkommensteuer  im  proufsischen  Staate  (ohne  Hohen- 
zollem)  veranlagten  Personen  war  wie  folgt: 

1876      1881      1882 

EinkommenstenerpflichÜg  (incl.  Angehörige)    .     .  571*975  645>9I9  ^5719^5 

Klassensteaerpflichtig  (incl.  Angehdrige)      .     .     .     17)890,953       18,245,001       18,126,216 
Von  der  Klassensteaer  befreit  (incl.  Angehörige)      6,369,856        7,825,781         8,035,831 

Zasammen     24,832,784       26,716,701       26,820,012 

Einkommenstener :  HaoshAltangen 130,747  I47i703  151*393 

„               :  Einselerwerbende      ....  26,349  30,286  31(212 

KlAssensteaer :  Haushaitangen 3*809,485  31863,313  31844,658 

„            :  Einselerwerbende 1,188,743  11X83,352  1,201,254 

Steuerfrei:  Haoshaltangen 1,133,946  1,372,899  1,388,198 

„        :  Einselerwerbende 2,177,806  2,558,332  2,588,490 

Auf  je  100  Haushaltungen  kamen  Personen : 

1876         1881         1882 

bei  den  EinkommensteuerpflichUgen     417  426  427 

„      „    Elassensteuerpflichtigen      .    438  442  440 

„      „    Stenerfireien 369  384  392 
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1872 

1879/80 

1880/81 

1881/82 

1882/83 


Der  Voranschlag  der  yeranlagten  (Brutto-)  Klassensteuer  und  Ein- 
kommensteuer betrug  nach  den  dem  Landtage  vorgelegten  Nachweisen: 

Klasscnsteaer  EiDkommensteuer 

M.  40,989,931  M.  21,634,686 

„  44,660,013  „  32,538,816 

„  44.156,127  „  33,560,676 

„  43,904,061  „  34,451,388 

„  43,922,238  „  35,537,346 

In  Betreff  der  jetzt  folgenden  Berechnungen  und  Schätzungen  ist  zn 
erinnern:  Klasse  A  begreift  als  „dürftige  Einkommen"  die  steuerfreieo 
Einkommen  bis  M.  420;  —  Klasse  B  als  „kleine  Einkommen"  1.— 7. 
Stufe  der  Klassensteuer;  —  Klasse  C  als  „mäfsige  Einkommen"  8. — 12. 
Stufe  der  Kl.-St.  und  1. — 3.  Stufe  der  Eink.-St;  —  Klasse  D  als  „mitt- 
lere Einkommen"  4.— 12.  Stufe  der  Eink.-St.;  —  Klasse  E  als  „groüse 
Einkommen"  13. — 24.  Stufe  der  Eink.-St. ;  —  Klasse  F  als  „sehr  grodse 
Einkommen"  die  höheren  Stufen  der  Eink.-St.  —  Als  präsumtives  durch- 
schnittliches Einkommen  dieser  Klassen  sind  wie  früher  angenommen: 
A.  Haushaltungen  M.  500  und  Einzelnerwerbende  M.  350;  —  B.  M.  526 
bis  2000;  —  C.  M.  2001  bis  6000;  —  D.  M.  6001  bis  20,000;  — 
E.  M.  20,001  bis  100,000;  —  F.  über  M.  100,000.  — 

1876 


Einkommen- 
klassen 

Zahl  der  Zensiten 

Betrag  des  Einkommens 

■ 

ohne  Angehörige 

mit  Angehörigen 

im  Ganzen 

pro  Zeu>it 

Personen 

•1« 

Personen 

% 

M. 

"lo 

11. 

i 

I,I33»945 

4,192,050 

A.    { 

2,177,806 

2,177,806 

l 

3»3"752 

39," 

6.369,856 

25,65 

1,324,701,000 

16,86 

400 

B. 

4,704.757 

55'57 

16,840.444 

67,82 

4,354.426,600 

55.42 

926 

C. 

384.248 

4,53 

1,381,044 

5,56 

1,219,543,600 

15.52 

3,174 

D. 

58,286 

0,69 

2x2,200 

0,85 

559,639,100 

7,12 

9,601 

£. 

7,500 

0,10 

27,300^ 

0,12 

285,736,000 

364 

38,093 

F. 

532/ 

1.940/ 

103,146,000 

1,44 

212,681 

Zasammen 

8,467,076     100,00  24,832,784 

100,00 

7,857,192,300  100,00           928 

1881 

EiDkommen- 
klaueo 

Zahl  der  Zensiten 

Betrag  des  Einkommens 

ohne  Angehörige 

mit  Angehörigen 

im  Ganzen 

pro  Zenait 

Personen 

0 

e 

Personen 

M. 

*^le 

M. 

( 

1.372,899 

5,267,449 

686,449,500 

A      { 

2,558.332 

2,558,332 

895,416,200 

l 

3931, 231 

42,94 

7825,781 

29.29 

1,581,865,700 

19,22 

402 

B. 

4751,744 

51,89 

17,178,786 

64.30 

4.320,735,094 

52.51             909 

C. 

397,190 

4-34 

1437,347 

5^38 

1,262.826,896 

15,35 

3,>79 

D. 

66,935 

0,73 

242,906 

0,91 

640,667,625 

7,79 

9.57J 

£. 

8,242\ 

0,10 

29,9  io\ 

0,12 

311,267,250 

3,78 

37.766 

F. 

543/ 

1,971/ 

110,817,300 

1,35 

204,083 

Zasammen 

9,155,885 

100,00 

26,716,701 

100,00 

8,228,179,815 

100,00 

899 
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1883 


Einkommen- 
klmssen 

Zahl  der  Zensiten 

Betrag  des  Einkommens 

, 

ohne  Angehörige 

mit  Angehörigen 

im  Ganzen 

pro  Zensit 

Personen 

0 

u 

Personen 

0 
0 

M. 

•1« 

M. 

( 

I,3«8,I98 

5,447,341^ 

694,099,000 

A  ; 

2,588,490 

2,588,490 

905,971,500 

i 

3.976,688 

43,20 

8,035,831 

29,96 

1,600,070,500 

19,28 

402 

B. 

4,748,363 

51,58 

17,057,365 

63,60 

4,312,870,819 

51,95 

908 

0. 

402,230 

4.37 

1,446,039 

5,39 

1,290,803,720 

15,55 

3,209 

I). 

68,809 

0,75 

247,934 

0,93 

658,980,375 

7,94 

9,577 

£. 

8*540^ 

0,10 

30,771) 

0,12 

322,928,250 

3,89 

37,814 

F. 

575/ 

2,072/ 

115,856,400 

1-39 

201.489 

Zusammen 

9,205,205    1 

100,00 

26,820,012 

100,00 

8,301,510,064 

100,00 

902 

Durch  Gesetz  Yom  26.  März  1883  sind  die  beiden  untersten  Stufen 
der  Elassensteuer  aufgehoben  und  die  Entrichtung  der  Klassensteuer  be- 
ginnt erst  bei  einem  Jahreseinkommen  von  mehr  als  M.  900.  Die  Ver- 
anlagung der  beiden  untersten  Stufen  soll  indes  nach  bisheriger  Weise 
fortdauern.  Nach  der  Vorlage  der  Regierung  (Aktenstück  Nr.  25)  werden 
hierdurch  Yon  der  Klassensteuer  befreit:  1.  Stufe  2,718,659  Personen 
mit  M.  8,155,977  Jahresbetrag  und  2.  Stufe  1,022,959  Personen  mit 
M.  6,137,754  Jahresbetrag.  —  Die  Zahl  der  in  den  Jahren  1879  bis 
1881  vorgenommenen  Pfändungen  wegen  Elassensteuerrückständen  hatte 
durchschnittlich  pro  Jahr  betragen: 

für  die  erste    Stufe  659,886  (24,6  i)  und 
für  die  zweite  Stufe  276,868  (25,8  {}). 


Um  das  sehr  verschiedene  Verhältnis  der  unbesteuert  gebliebenen 
und  der  mit  einem  Einkommen  über  M.  420  eingeschätzten  Erwerbsthä- 
tigen  in  den  einzelnen  Begierungsbezirken  zu  veranschaulichen,  sind  frü- 
her vier  dieser  Bezirke  vergleichsweise  zusammengestellt  worden.  Wir 
ergänzen  diese  Vergleichung  durch  Hinzufügung  der  Ergebnisse  für  1882 
(Voranschlag  1882—83): 


Unbesteuert  geblieben       im  «1 

rabr  1876 

1881 

1882 

Beg.-Bez.  Düsseldorf 

14,62  i 

16,68  % 

16,82  i 

„        „     Hannover 

24,29  „ 

24,82  „ 

25,11  „ 

„        „     Liegnitz 

38,45  „ 

42,32  „ 

42,44  „ 

„        „     Königsberg 

50,18  „ 

58,96  „ 

58,66  ,1 
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Das  Verhältnis  der  grofsen  und  sehr  grofsen  Einkommen  (über  prä- 
sumtiv M.  20,000)  war  seit  1873  wie  folgt: 


Zahl  der 

Präsamtives  EinkommeD 

Zenstten 

im  Ganzen 

pro  Zensit 

MUlionen  M. 

H. 

1873 

:  7646 

384,7 

50,300 

1874 

:  7616 

410,8 

53,800 

1875 

:  7910 

398,4 

50,300 

1876 

:  8033 

398,8 

49,600 

1877 

:  8107 

393,7 

48,600 

1878 

:  8162 

391,2 

47,900 

1879 

:  8212 

378,7 

46,100 

1880 

:  8542 

409,8 

47,800 

1881 

:  8785 

422,1 

48,000 

1882 

:  9115 

438,8 

48,100 

Aus  der  yorstehenden  Übersicht  wird  man  eine  Bestätigung  der  be- 
ständig wiederkehrenden  Behauptung,  dafs  in  neuerer  Zeit  eine  progressive 
Anhäufung  des  Keichtums  bei  einzelnen  Familien  auf  Kosten  des  allge- 
meinen Wohlstandes  stattfinde,  nicht  ableiten  können,  sondern  in  derselbea 
eher  Anzeichen  einer  allmälichen  Ausdehnung  gröfsereu  Wohlstandes  in 
den  Kreisen  des  sogenannten  Mittelstandes  erkennen  ^). 


Wir  fügen  den  obigen  Nachweisen  aus  den  uns  vorliegenden  Akten- 
stücken noch  einige  zu  dem  Volkseinkommen  in  gewissen  Beziehuagen 
stehende  Notizen  hinzu.     Es  betrugen  im  preufsischen  Staat: 


die  Zahl 

die  Zahl 

im 

der  Spar- 

der Betrag  der 

im 

der  Spar- 

der Betrag  der 

Jahre 

kassenbücher 

Einlagen 
M 

Jahre 

kassenbücher 

Einlagen 
M 

1871 

1,551,539 

ämmm 

505,437,978 

1876 

2,371,632 

1,120,445,330 

1872 

1,706,111 

578,802,801 

1877 

2,512,019 

1,227,947,027 

1873 

1,907,914 

689,465,121 

1878 

2,661,382 

1,324,000,999 

1874 

2,061,199 

836,627,289 

1879 

2,760,302 

1,385,338,084 

1875 

2,209,101 

887,856,613 

1880 

2,936,055 

1,476,961,861 

1881 

3,091,584 

1,707,459,964 

1)  Im  Königreich  Sachsen  betrug  nach  der  dortigen  Einkommenstatistik  för  dss 
Jahr  1882  die  Zahl  der  Zensiten  (nach  Abzug  der  dort  auch  eingeschJUaten  „joristi- 
sehen  Personen")  1,083,248  and  deren  beitragspflichtiges  Einkommen  1,008,968,153  H., 
mithin  darchschnittlich  pro  Zensit  932  M.  und  pro  Kopf  der  Bevölkerung  339  M.  — 
Im  preufsischen  Staate  war  im  Jahre  1882  nach  unserer  obigen  Schfitzung  das  dareb* 
schnittliche  Einkommen  pro  Zensit  902  M.  und  pro  Kopf  der  Bevölkerung  310  M.  Be- 
rechnet man  dasselbe,  ohne  allen  Zuschlag,  unmittelbar  nach  den  amtlichen  Einkommen* 
Steuer-Kachweisungen,  so  stellt  sich  das  durchschnittliche  Einkommen  pro  Zensit  auf 
sirka  720  M.  und  pro  Kopf  auf  260  M. 
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Die  darchaohnittliohe  jährliche  Kapitalansammlung,  welche  den  Spar- 
kassen anvertraut  ward,  betrag  hiernach  in  den  11  Jahren  1871  bis  1881 
nahezu  110  Millionen  Mark. 

Die  jetzige  jährliche  Verausgabung  der  Berölkerung  in  Preufsen  für 
Branntwein,  Bier  und  Tabak  ist  in  der  Begründung  zum  betreffenden 
Gesetzentwurf  (1882)  wie  folgt  veranschlagt: 

Mutmafslicher  Branntweinverbrauch  110,719,800  Liter  zu  100  Pro- 
zent Tralles  (ausschliefslich  des  Verbrauchs  zu  technischen  Zwecken). 
Der  Marktpreis  stellt  sich  im  Engroshandel  auf  etwa  50  bis  55  M.  Da 
der  zum  Ausschank  kommende  Branntwein  einen  Alkoholgehalt  von  25 
bis  höchstens  40  Prozent  hat  und  derselbe  durch  Zusatz  von  ätherischen 
ölen  oder  anderen  Geschmack  gebenden  Essenzen  noch  erheblich  ver- 
teuert wird,  so  kann  der  beim  Detailverkauf  erlöste  Preis  für  den  aus 
einem  Liter  Sprit  a  100  Prozent  erzeugten  Branntwein  unbedenklich  auf 
2  M.  per  Liter  angenommen  werden.  Mithin  dürfte  der  Verkaufswert 
des  jährlichen  Gesamtumsatzes  auf  M.  221,439,600  zu  schätzen  sein. 

Der  mutmafsliche  Bierverbrauch  beträgt  etwa  2,291,210,000  Liter 
und  der  Verkaufspreis  ist  durchschnittlich  auf  0,25  Mark  anzunehmen, 
also  der  Verkaufswert  des  Gesamtumsatzes  auf  M.  572,802,500. 

Der  jährliche  Gesamtabsatz  von  Tabaksfabrikaten  bedäuft  sich  auf 
ungefähr  M.  215,000,000. 

Die  präsumtive  jährliche  Verausgabung  für  Branntwein,  Bier  und 
Tabak  in  Preufsen  würde  hiemach  zusammen  auf  etwa  1009  Millionen 
Mark  zu  schätzen  sein,  oder  auf  mehr  als  12  Prozent  des  gesamten 
Volkseinkommens.  S. 


V. 

GtormaniBienmg  oder  FolonlBierong? 

(Ein   Beitrag   zur  Nationalitäts-  und  Grundeigentumsstatistik   der  Provinz 

Posen). 

Von  Fr.  J.  Neamann. 

Gegenüber  der  noch  immer  sehr  verbreiteten  Annahme,  dafs  in  den 
früher  polnischen  Teilen  Preufsens  das  Deutschtum  in  stetigem  Vordringen 
begriffen  sei ,  ist  es  vielleicht  nicht  ganz  unangezeigt  in  Kürze  darauf  zu 
verweisen,  dafs  unsere  allerdings  sehr  unvollkommenen  statistischen 
Nachrichten  hierüber  für  die  neuere  Zeit  eine  Entwickelung  in  entge- 
gengesetzter Richtung  wahrscheinlich  machen. 

Für  die  Katholiken  der  Provinz  Posen  ist  dies  kürzlich  bereits 
von  dem  preuf siechen  Kultusminister  dargethan,  der  im  Abgeordneten- 
hause (vgl.  sten.  Ber.  1883,  1271  ff.)  darauf  verwies,  dafs  dort  schon 
seit  den  40er  Jahren  „in  steigender  Progression''  deutsche  Katholiken  „in 
das  nationalpolnische  Lager  übergeführt"  sind,  so  dafs  sich  heute  „ein 
grofser  Teil  Derjenigen,  welche  vor  einigen  Jahrzehnten  sich  als  Leute  von 
ausgeprägter  und  zweifelloser  deutscher  Nationalität  darstellten,  zur  polnischen 
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NatioDalität  rechnet".  Im  ganzen  gab  es  nach  y.  QoeslerB  Angaben  deut- 
sche Katholiken  z.  B.  im  R.-B.  Posen  1861  noch  67906»  dagegen  1872  nnr 
58  299,  femer  in  demselben  Bezirk  mit  AusschlnTs  der  vier  vorwiegend  deut- 
schen Kreise  Birnbaum,  Bomst,  Fraustadt  und  Meseritz  1861  noch  22970, 
dagegen  1872  nicht  mehr  halb  so  viel,  nämlich  10,320,  und  im  einzelnen, 
z.  B.  in  der  Stadt  Opalenitza  (Kreis  Buk)  1862  noch  554,  1872  aber 
nur  23,  in  Lubosch  (Kreis  Birnbaum)  1862  noch  103,  1872  nur  6,  in 
Murowana-Goslin  (Kreis  Obomik)  1862  noch  686,  1872  nur  7  (!) 
n.  s.  w.  ^).  Nun  ist  ja  freilich  zu  beachten,  dafs  die  —  vorwiegend  pol- 
nische —  katholische  Geistlichkeit  der  Provinz,  unter  deren  Mitwir- 
kung diese  Zahlen  gewonnen  zu  sein  scheinen,  den  letzteren  nicht  ganz 
uninteressiert  gegenübersteht,  da  je  kleiner  die  Zahl  der  deutschen  Katho- 
liken dort  ist,  um  so  weniger  deutscher  katholischer  Gottesdienst  neben 
dem  polnischen  als  Bedürfnis  angesehen  werden  kann.  Auch  läfst  bei  bo 
gemischter  Bevölkerung  wie  der  posener  die  Beantwortung  der  Frage,  wer 
deutsch,  wer  polnisch  ist  —  subjektivem  Ermessen  natürlich  einen  grofsen 
Spielraum.  Und  so  mögen  jene  Zahlen ,  die  in  den  Publikationen  des 
preuTs.  statistischen  Bureau  nicht  Aufnahme  gefunden  haben,  an  sich  nicht 
ganz  und  gar  zweifelloser  Natur  sein. 

Um  so  bedeutungsvoller  ist,  dals  auch  die  relativ  zuverlässigen  (von 
jenem  Bureau  geleiteten)  konfessionsstatis tischen  An&ahmen  für 
die  letzten  Jahrzehnte  eine  Ausbreitung  des  Polentums  in  Pooen  wie  in 
Westpreufsen  wahrscheinlich  machen.  Auf  direkt  die  Nationalität  betref- 
fende Erhebungen  ist  wie  bekannt  nicht  mehr  zurückzugehen.  Denn  Er- 
hebungen dieser  Art  sind  um  ihrer  Unzuverlässigkeit  willen  seit  1861  ein- 
gestellt '),  und  es  bleiben  uns  also  zur  ErfeuMung  dieser  Dinge  nur  jene  kon- 
fessionsstatistischen Aufoahmen,  die,  obwohl  zwischen  katholischer  und 
polnischer  resp.  evangelischer  und  deutscher  Bevölkerung  keineswegs  Über- 
einstimmung besteht,  dennoch  auch  zur  Erkenntnis  der  Nationalitatsver- 
hältnisse  einen  nicht  zu  unterschätzenden  Anhalt  gewähren. 

Zweifellos  zeigen  sie  zunächst,  dafs,  während  bis  Anfang  der  sechziger 
Jahre  der  Katholizismus  in  Posen  stetig  an  Terrain  verlor,  es  sich  seit 
dieser  Zeit  gerade  umgekehrt  verhält,  und  das  nicht  allein  im  Durch- 
schnitte der  Provinz  oder  der  beiden  Bezirke  derselben,  sondern  fast  aus- 
nahmslos in  allen  Kreisen. 

Nach  Zahlen,  die  zu  anderem  Zwecke  vom  Verfasser  zusammenge- 
stellt und  soweit  sie  nicht  Zählungsjahre  betreffen,  in  bekannter  Weise 
(durch  Addition   resp.  Subtraktion   der  inzwischen   Mehr- Gebomen  resp. 


1)  Über  eine  ähnliche  Entwickelang  in  einigen  bei  der  Stadt  Posen  gelegenen  Laad- 
gemeinden  vgl.  auch  z.  B.  die  eingehende  Darlegung  Ton  M.  Bir:  Die  „Bambergff^ 
in  Posen.  1882,  wonach  z.  B.  das  Dorf  Demsen  1861  nur  22,  dagegen  1880  27S  pol- 
nische Einwohner  hatte,  während  sich  zu  gleicher  Zeit,  insbesondere  durch  t^bergssg 
aller  katholischen  Deutschen  zur  polnischen  Nationalitat  die  Zahl  der  Deutschen  dort 
Ton  219  auf  56  Terringerte.  Aus  gleicher  Ursache  sank  im  benachbarten  Luban  dii 
Zahl  der  Deutschen  von  176  auf  9,  während  die  der  Polen  von  26  auf  246  stieg  u.  s.  v. 

2)  Vgl.  insbesondere  Brämer:  Versuch  einer  Statistik  der  Nationalitäten  i>  Pr. 
(Zeitschr.  d.  k.  pr.  stat.  Bur.  1871  p.  869  ff)  u.  v.  Bergmann:  Zur  Oesch.  der  Ent- 
wickelung  deutscher,  polnischer  u.  jfld.  Bev.  in  der  Prov.  Posen.     Tflb.  1888  p.  29  ff* 
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•Gestorbenen  sowie  der  wahrscheinlich  mehr  Zu-  resp.  mehr  Abgezogenen) 
berechnet  ^)  sind,  waren  im  R.-B.  Bromberg 


Ende 


dagegen 


1823 

1833 

1843 

1853 
1863 

i8;i 
1880 


katholisch 


(absolut) 
59»oJ  (183.004) 
57,0  „  (197.102) 

56.4  „  (243.045) 
55,3,,  (262.814) 

54.5  „  (290  399) 


evangelisch 


(absolut) 
35ti  *  (109.000) 
36,9  n  (127.646) 
37,»»  (163.140) 
39,7  M  (188.690) 
40,9,,   (217.814)1 


Juden 


55i4*  (3".i45)|40,8f  (230.049) 
56,0,,  (339  "&)|  40,7,,  (247.058) 

Und  ähnlich  im  R.-B.  Posen.     Dort  waren 


(absolut) 
5,9*  (18.286) 

6,1  »,  (21.263) 

5,8  „  (24.788) 
5,1  „  (24.210) 
4,6  „  (24.260) 

3,8  %  (21.651) 
3,8  „  (20.039) 


Ende 


katholisch 


dagegen 


(absolut) 

1823  68,6  J  (457.963) 

1833  67,6  „  (497363) 

1843  67,4,,  (57x817) 

1853  67,3  „  (607.403) 

1863  I  67,2  „  (645.027) 

1871  168,4*  (688.316) 

1880  170,6,,   (772187) 


evangelisch 


(absolut) 
24,9*  (166.089) 
25,7  „  (188.898) 
26,1  „  (221.798) 
27,1  ,1  (244-614) 
27,9,,   (268.038) 


Juden 


(absolut) 
6,6  t  (44.055) 

6.8  „  (49-918) 

6.5  „  (54-'87) 

5.6  „  (50.094) 

4.9  „  (47.044) 


27,««  (278.012}!   4,0  f  (39-786) 

>)I 


26,1,,  (285.950)1  3,3  „  (36.670) 

Danach  hätten  also  die  Katholiken,  und  insofern  man  Katholiken  und 
Polen  als  sich  deckende  GrÖfsen  ansehen  dürfte,  auch  diese  Letzteren  im 
Lanfe  der  letzten  Jahrzehnte  im  R.-B.  Bromherg  anteilig  und  im  E.- 
B.  Posen  sogar  vollständig  wieder  eingebracht,  was  sie  bis  zu  den 
sechsziger  Jahren  verloren  hatten,  ja  im  letzteren  Bezirk  sich  bereits  ein 
recht  erhebliches  Mehr  selbst  gegenüber  dem  Bestände  der  zwanziger 
Jahre  errungen.  Nun  ist  ja  freilich,  wie  schon  berührt  wurde,  festzuhal- 
ten, dafs  jene  Voraussetzung  sich  deckender  Gröfsen  katholischer  und 
polnischer  Bevölkerung  etc.  im  Grunde  nicht  zutrifft,  da  es  von  jeher 
sowohl  evangelische  Polen  als  auch  deutsche  Katholiken  in  Posen  gegeben 
hat  Indessen  ist  die  Zahl  der  der  ersteren  Kategorie  Angehörigen  in 
Posen  so  gering,  dafs  sie  wenig  ins  Gewicht  fällt  (von  Schubert  auf 
2 — 3000  d.  h.  ca.  ^|g  Proz.  der  Bevölkerung  angenommen,  jetzt  höher, 
auf  ca.  15000).  Und  von  den  deutschen  Katholiken  ist  ja  oben 
schon  mitgeteilt,  dafs  gerade  sie  in  neuerer  Zeit  zum  groÜBcn  Teil  pol- 
nisch geworden  sind,  also  ihrerseits  beigetragen  haben,  das  Überge- 
wicht der  Polen  noch  zu  steigern,  so  dafs  dieses  thatsächlich  in  noch 


1)  Für  1873  (statt  1871)  waren  ähnliche  Berechnungen  nicht  möglich,  da  seither 
die  Geborenen  und  Gestorbenen  nicht  nach  Konfessionen  ausgezählt  sind.  Die  gegebe- 
nen Zahlen  beliehen  sich  fibrigens  bis  1871  nur  auf  die  Z  i  v  i  1  beTÖlkerung  (in  der  die 
„natfirliche  Entwickelung**  der  Dinge  besser  lu  Tage  tritt,  als  in  der  durch  Garnison- 
Wechsel  bestUnmten  MilitärbeTÖlkernng).  Für  spätere  Zeit  waren  analoge  Ausscheidun- 
gen leider  nnthunlieh.     Unter  den  ETangelischen  sind  die  Dissidenten  inbegriffen. 

30* 
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höherem  Mafse  gewachsen  ist,  als  es  jene  allein  die  Konfessionen  be- 
treffenden Zahlen  znm  Ausdruck  bringen.  Auch  sind  wir  in  der  Lage, 
die  hier  in  Kede  stehenden  Differenzmomente  im  einzelnen  fast  ganz  zu 
eliminieren ,  indem  wir  einzelne  Kreise  ins  Auge  fassen ,  in  welchen 
wie  in  Fleschen,  Wreschen,  Schrimm,  Samter,  Mogilno,  Schubin,  Inowraz- 
law,  Gnesen,  Wongrowitz  etc.  evangelische  Polen  oder  deutsche  Katholi- 
ken entweder  gar  nicht  oder  nur  in  verschwindend  kleiner  Zahl  zu  finden 
sind.  Und  thun  wir  das,  so  finden  wir  gerade  auch  für  diese  Kreise  den- 
selben Entwickelungsgang  abnehmender  Katholiken- (resp.  Polen-)  Zahl 
bis  1861  und  zunehmender  seit  1861.  So  betrug  z.  B.  nach  an- 
deren Orts  näher  darzulegenden  Prozentrechnungen^)  die  Zahl  der  Katho- 
liken in  Prozenten  der  Gesamtbevölkerung  am  Ende  der 


Zählangs- 
Jahre 

Pleschen 

1 
Schrimm 

n     den 
Sftmter 

Kreise 
Mogilno 

Q 

Schabin 

Inowraslaw 

1822 
1831 
1840 
1849 

86.9» 
86,8  „ 

84.6  „ 

82.7  „ 

77,8» 
76,8  „ 
76,1  „ 
75.9»* 

70,6« 
67,7  „ 
66,7  „ 
64,8,, 

76.1» 
72,7  „ 

73,0  „ 
71,4,, 

61,8» 

57,8  „ 
57,0  „ 
59,4  „ 

69,7» 
68,6  „ 

69,4  „ 
68,7., 

1861 

80,9  „ 

75.«  ,• 

62,9,, 

71.0,. 

56»ö  „ 

66,6,, 

1871 
1880 

82,ß  „ 
83,9  „ 

78,8  „ 
80,7  „ 

65,8  „ 
69,5  ,1 

73»«  n 

73»«  »1 

58|7 », 
60,0,, 

68,4  „ 
69,0,, 

Und  ähnlich  steht  es  in  fast  allen  Kreisen  der  Provinz.  Eine  re- 
lative Abnahme  katholischer  Bevölkerung  bis  1861  (resp.  geringe  Zeit  vor- 
her) ist,  wenn  wir  sämtliche  27  resp.  28  Kreise  der  Provinz  durch- 
mustern, nur  in  7 — 8  nicht  zu  finden,  und  eine  Zunahme  seit  1861 
nur  in  einem  (dem  Kreise  Wirsitz)  nicht  Gerade  dieses  Gleich- 
mäfsige  der  Zunahme  scheint  nun  aber  zugleich  die  Annahme  anszn- 
schliefsen,  dafs  das  hiebei  wirkende  ursächliche  Moment  (wie  man  viel- 
leicht annehmen  könnte)  in  neuerer  stärkerer  Auswanderung  deutscher 
Elemente  zu  finden  sei.  Und  ebenso  steht  der  Annahme,  dafs  jene  Zu- 
nahme etwa  auf  gröfseres  „natürliches  Wachstum"  der  polnischen  Bevöl- 
kerung (gröfseren  Überschuls  der  Zahl  der  Geborenen  über  die  der  Ge- 
storbenen) zurückzufuhren  sei,  unsere  Kenntnis  von  der  bisherigen  Ge- 
staltung des  „natürlichen  Wachstums"  polnischer  und  deutscher  Bevölkerung 
in  Posen  durchaus  entgegen  «).  Es  scheint  demnach  kaum  eine  andere 
Annahme  übrig  zu  bleiben  als  die,  dafs  jene  Entwickelung  ebenso  wie 
die  vorhin  erwähnte  umfassende  Wandelung  deutscher  Katholiken  in 
polnische  planmäfsigem  Vorgehen  im  Interesse  polnischer  Nationalität  und 
katholischen  Glaubens  zuzuschreiben  ist  —  einem  Vorgehen,  dessen  Ziele 
ja  bekannt  sind. 

Anders  als  mit  der  Bevölkerung   steht  es  nun   freilich  mit  einem 


1)  Hier  murste  auf  dieZIhlnngsjahre  zurückgegriffen  werden.  Weiteres  a.  a.  0. 

8)  Vgl.  V.  Bergmann  p.  183  ff.  u.  p.  235.  Danach  hatten  1884—73  die  Po]«n 
(auf  je  10000  Köpfe)  swar  mehr  Gebarten  als  die  Deutschen  (460  gegen  419),  aber  ge- 
ringeren Überschars  der  Zahl  der  Geborenen  aber  die  der  Gestorbenen  (97  gegen  105). 
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Faktor,  der  dem  Einflufs  der  Leiter  jener  Bewegung  mehr  entzogen  ist. 
Dalb  Yom  Grundeigentum  fast  jährlich  beträchtliche  Teile  aus  polni- 
schen in  deutsche  Hände  übergehen ,  wird  in  den  Öffentlichen  Blättern 
regelmäfsig  registriert  Es  haben  auch  über  die  Gesamterfolge  dieser 
Bewegung  in  letzter  Zeit  seitens  der  Oberpräsidien  Posens  und  West- 
preufsens  Erhebungen  stattgefunden,  welche  eine  weitere  Erörterung  die- 
ses Gegenstandes  hier  überflüssig  machen  würden,  wenn  sie  publiziert 
worden  wären.  So  lange  dies  indessen  nicht  geschehen  ^) ,  könnte 
es  von  Interesse  sein,  dafs  nach  Ermittelungen  des  Unterzeichneten, 
welche  an  der  Hand  des  Eilerholz 'sehen  Handbuchs  des  Grundbesitzes 
der  ProY.  Posen  (1881)  teils  nach  den  Namen  der  Besitzer,  teils  (wo 
Zweifel  waren)  im  Wege  mannigfacher  direkt  eingezogener  Erkundigungen 
angestellt  sind,  von  ca.  1  692  500  Hektaren  *),  welche  die  „selbständigen" 
Güter  der  Provinz  1880  umfafsten,  nur  ca.  717  900  oder  etwa  *\^  in 
den  Händen  von  Polen  oder  katholischen  Pfarren,  dagegen  974  600  oder 
^/g  in  anderen,  vorzugsweise  deutschen  Händen  waren,  und  zwar  im 
einzelnen  (vgl.  für  die  Zeit  nach  1880  auch  Anmerkung   11): 

(Siehe  Tabelle  auf  S.  462.) 

Natürlich  ist  in  diesen  Zahlen  nur  ein  ungefährer  Anhalt  zu  suchen. 
Denn  einmal  ist,  wie  dem  Unterzeichneten  durch  vielfach  sich  wider- 
sprechende Nachrichten  über  dieselben  Grofsgrundbesitzer  besonders  nahe 
gelegt  ist,  die  Frage,  ob  jemand  polnisch  oder  deutsch  sei,  bei  sorgsamer 
Prüfung  oft  sehr  schwer  zu  beantworten.  Und  es  können  sich  zweitens 
auch  trotz  aller  Nachfragen  hie  und  da  gröbere  Irrtümer  eingeschlichen 
haben.  Yor  allem  ist  aber  zu  beachten ,  dafs  jene  Zahlen  nur  den 
Grofsbesitz,  oder,  genauer  gesagt,  nicht  das  aufserhalb  „selbstän- 
diger Güter'*  befindliche  ländliche  Grundeigentum  betreffen ,  welches 
letztere  etwa  1055  200  h.  (629  100  im  posener,  426  100  im  bromberger 
Bezirk)  umfafst').     Über  die  Nationalität  der  Eigentümer  dieser  Terrains 


1)  In  die  Öffentlichkeit  traten  bisher  nur  sporadische  Notisen  fiber  das  Gesamtresnl- 
Ut.  Danach  (z.  B.  Frankf.  Zeitg.  v.  18.  Hai  1883)  befinden  sich  von  2002  874  h.,  die 
„der  gröfsere  Grandbesitz"  in  den  polnischen  resp.  gemischt  nationalen  Gebieten  des 
Ostens  umfassen  soll,  1  243  847  h.  in  deutschen  und  484  784  (?)  in  polnischen  Hfinden, 
nnd  der  deutsche  Besitz  war  in  den  letzten  25  Jahren  um  234861  h.  oder  9^  gestiegen. 
Auf  die  Gesamtheit  des  Grofsgrundbesitzes  in  den  beiden  genannten  Provinzen  beziehen 
sich  diese  Zahlen  offenbar  nicht.  Und  so  lange  nicht  ersichtlich  ist,  auf  welche  Gebiete 
sie  sich  beziehen,  sind  sie  von  geringem  Werte. 

2)  Nach  der  Grundsteueraufnahme  umfafsten  die  ,, selbständigen  Gutsbezirke* ^  Posens 

3  861  961  Morgen  im  B.>B.  Posen 
2  456  974         „        „       „      Bromberg 

zusammen   6  317  935  Morgen  =  1612  969  h. 
Die  Differenz   gegen    1  692  500   hat  ihren  Grund  teils  in  inzwischen  erfolgten  Besitzes- 
▼eränderungen.     Andererseits   ist    zu    beachten ,    dafs   in    dem   den   Rechnungen  hier  zu 
Grunde  gelegten  Eilerholz 'sehen  Handbuche    neben    den  Gütern   selbst   auch  der  zu 
manchen  derselben  gehörige  „Rustikalbesitz"  als  Gutsbestandteil  aufgeführt  ist. 

8)  Nftmlich  im  R.-B.  Posen  1658  781  h.  (»  6  497  880  Morgen  nach  der  Grund- 
steueraufnahme) —  1  029  700  h.  (vgl.  die  vorhergehende  Seite)  und  im  R.-B.  Bromberg 
1  088  853  h  (4  264  993  M.)  —  662  800  h. 
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im  Eigentum  von  Polen  und 
kathol.  Pfarren 

%   der  Ge- 
samtflftche 

im  Eigentum 
von  Ande- 
ren (insbe- 
sondere von 
Deutschen) 

%  der  6e- 

samtfliche 

susammen 

im  Kreise  Adelnau      .     .     .     c.     38  lOO 
„         yy      Bimbanm  .     .     .     „        7  lOO 
„        „      Bomst   .     .    .     .     „      15400 
u         »,      Buk „      23500 

65.« 

9.8 

33,7 

44.« 

c.      20  300 
„      69 100 

„      30  300 
„      29  700 

34,8 
90,7 

66.S 
55,8 

e.  58400  h 
,.  76  200 ,. 
„  45700,, 
„       53200,, 

„         „      PrausUdt  .     .     .     „      30800 
„        „      Kosten  .    .    .     .    „     43  700 
„         „      Kröben       .     .     .     „      38000 
p         ,f      Krotoschin      .     .     „      14000 

54i5 
62,6 

64,0 

20,6 

„     »5  700 
„     26 100 
„      21 400 
,.      54000 

45,* 
37,4 
36,0 

79,4 

n  56500,, 
„       69800,, 

,.  59400,, 
„       68  000  „ 

1,         ,,     Meseriti     ,     .     .     y,        3  900 
„         „      Obomik     .     .     .     „      22300 
„         „      Pleschen     .     .     .     „      41 000 
1,         p      Posen  (Land)      .     ^      23600 

9.0 
32.0 

55.9 
35,6 

,.     39  300 
M     47  500 
„     32  400 
..     42  700 

91,0 
68,1 

44,1 
64.4 

„  43  200  „ 
„       69800,. 

„  73400,, 
„       66300,, 

„         „      Samter       .     .     .     „      53  600 
„         p      Schildberg      .     .    ,,      26200 
„         „      Schrimm    .     .     .     „     47600 
„         y,      Schroda      .     .     .     „      40000 
„         p      Wreschen  .     .     .     ,,      29  loo 

72.3 

54.d 
77,9 
65,0 

64,1 

1,     ao  500 
n     21 500 
„     13  500 
,.     21 500 
„      16  300 

27.7 

45,1 
22,1 

35.0 

35.» 

„      74 '00., 

.,  47  700 ., 
„  61 100,. 
„  61500,. 
„      45  400 .. 

im  R.-Bes.  Posen    .     .     .     .     „    497  900 

48.4 

,.   531^00 

51,6 

„1029700  h 

im  Kreise  Bromberg  .     .     .     „        9  500 
„         p      Czarnikau       •     .     „      II  lOO 
„         ,,      Qnesen       .     .     .     „      35  600 

12,7 

14.5 
49,9 

„     65600 
„     65  700 
„     35  800 

87,4 

85,6 
50,1 

,1  75 100,. 
,.  76800,, 
„      71400,. 

„         „      Inowrazlaw     .     .     „      38  900 
y,         yy      Kolmar       .     .     .     „        8  500 
„         „      Mogilno      .     .     .     „      II 900 

36,0 
16,0 
24,5 

yy               69     200 

,1    44700 
„    36600 

64,0 
84,0 

75,6 

„  108  100  „ 
„      53200,, 

„         48  500  V 

„         „      Schubin     .     .     .     „      33700 
„         „      Wirsit«       .     .     .     „      17300 
„         „       WongrowiU    .     .     „      53  500 

45.0 
26,3 

60,0 

p     41 200 
„    48  400 
,.    35600 

55,0 
73,7 
40,0 

„  74900,' 
„  65700,, 
„    89100,, 

im  B.-Bez.  Bromberg  .     .     .     „    220  OOO 

33,a 

„  442800 

66,8 

„  662800h 

also  in  der  Prov.  Posen           ,,    717900 

42,4 

„  974600 

57,8 

„  1 692  500h 

(also  der  Bauern,  Kätner  eto.)  wisBen  wir  nichts.  Und  fiEdls  bezüglich 
ihrer  überhaupt  Schätzungen  Platz  greifen  sollten,  bliebe  als  Hilfsmit- 
tel nur  die  Annahme,  dafs  die  Nationalität  dieser  Besitzer  durchschnitt- 
lich etwa  der  Nationalität  der  Bevölkerung  der  bezüglichen  Gebiete 
entsprechen  möchte,  eine  Annahme,  die,  wenn  wir  den  letzten  Nationa- 
litätsaufnahmen entsprechend,  für  den  K.-B.  Posen  das  Verhältnis  von 
69  zu  31  und  für  den  Reg.-Bez.  Bromberg  das  Ton  52  zu  48  zu  Grunde 
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legen  ^%  im  vorliegenden  Falle  zu  dem  Resultate  führen  würde,  dafs  von 
jenem  ländlichen  Besitze  im  R.-B.  Posen  434  100  h.  polnisch  und  195  000 
deutsch  und  im  E.-B.  Bromberg  ca.  221600  h.  polnisch  und  204  500 
deutsch  wären,  so  dafs  also  1880  überhaupt  polnisches  Eigentum  ge- 
wesen wären  im  R.-B.  Posen:  434100  und  497  900'),  zus.  932  000  h. 
und  im  R.-B.  Bromberg  221600  und  220  000,  zus.  441600  h.  (in  der 
Provinz  überhaupt  also  1373  600  oder  ca.  ^\^)f  dagegen  deutsches  im 
Beg.-Bez.  Posen:  195  000  +  531800,  zus.  726  800,  und  im  Reg.-Bezirk 
Bromberg  204  500  +  442  800 ,  zus.  647  300  h.  (in  der  Provinz  über- 
haupt also  1  374  100  oder  ca.  ^l^). 

Indessen  sind  diese  Schätzungen,  wie  hier  noch  einmal  betont 
sei,  sehr  unzuverlässige.  Denn  erstens  ist  die  Sprache  und  Nationalität 
des  platten  Landes  nicht  ganz  und  gar  auch  die  der  Landgemeinden, 
zweitens  die  Sprache  der  Landgemeindebewohner  nicht  auch  die  der 
dortigen  Besitzer,  und  drittens  ist  die  Sprachstatistik ,  der  jene  Ver- 
hältniszahlen entlehnt  sind,  wie  bemerkt,  wenig  zuverlässig.  Mehr  Ver- 
trauen verdient  jene  andere  Annahme,  dafs  vom  Grofs besitz  etwa  'I5 
in  deutschen  Händen  sitfd.  Nur  hüte  man  sich  vor  der  Folgerung,  dai^ 
dementsprechend  auch  deutsches  Leben  sich  auf  jenen  Gütern  verbreitet 
habe.  Zum  groXsen  Teile  setzen  sich  jene  ^\^  aus  grofsen  Herrschaften 
insbesondere  fürstlicher  Häuser  zusammen,  deren  Angehörige  ihren 
Aufenthalt  wenig  oder  gar  nicht  auf  ihren  „polnischen"  Besitzungen  neh- 
men und  deren  Administratoren  oder  Pächter  es  keineswegs  immer  in 
ihrem  üiteresse  fjiden,  die  relativ  arbeitsamen  und  jedenfalls  besonders 
anspruchslosen  und  (eventuell  mit  Hilfe  ihrer  geistlichen  Oberen)  leicht  zu 
leitenden  polnischen  Leute  durch  Deutsche  zu  ersetzen.  Es  ist  deshalb 
auch  die  Zunahme^)  deutschen  Grundbesitzes  in  der  Provinz  nicht 
von  der  Bedeutung,  die  ihr  vielfach  beigelegt  wird. 
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Bemerkungen  von  ProUBssor  George  H.  F.  Ulrich  in  Dunedin  (Neu- 
seeland) über  die  australisohe  Gtoldproduktion. 

Mitgeteilt  von  Ad.  Soetbeer. 

Professor  Ulrich  hat  vor  einigen  Jahren  in  den  neuen  Jahrbüchern 
für  Mineralogie  und  Geologie  (1878)  einen  Aufsatz  über  die  Goldpro- 
duktion in  Australien  veröffentlicht,  welcher  den  von  Professor  Suess 
in  Wien  geäufserten  Aosichten  über  die  bevorstehende  Erschöpfung  der 
dortigen  Goldfelder  und  Goldminen  entgegentrat     In  bimetallistischen  Or- 

1)  Vgl.  Brimer  a.  a.  O.  p.  364. 

%)  Bea.  dieser  497  900  und  der  folg.  220  000  Tgl.  die  Aa&tellung  der  Seite  vorher. 

S)  Für  einzelne  Kreise  an  der  Hand  der  Kreisstatistiken  nachweisbar,  2.  B.  (Ür 
Flaschen  dahin,  dafs  1861  von  ca.  278  300  Morgen  „Rittergüter^'  nur  ca.  81200  in  deut- 
schen Händen  waren,  1881  aber  von  293  600  M.  „selbständiger  Gfiter^*  ca.  129  600  M. 
Vgl.  auch  Anm.  6.  tl^berhaupt  hat  der  deutsche  Grofsgrundbesitz  in  Posen  z.  B.  1881 
und  1882  nach  Zeitungsnachrichten  ca.  25  000  h.  und  in  den  ersten  8  Quartalen  1888 
ca.  2600  h.  mehr  gewonnen  als  verloren. 
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ganen  ist  dieser  Aufsatz  mehrÜEtch  angefochten  worden,  was  Yeranlassiuig 
gegeben  hat,  den  Verfasser  um  weitere  Mitteilungen  zu  ersuchen.  Solcher 
Aufforderung  ist  derselbe  freundlichst  nachgekommen.  Die  rein  mineralogi- 
schen oder  geologischen  Abschnitte  seines  neuesten  Schreibens  vom  17.  März 
d.  J.  werden  den  Fachgelehrten  wiederum  in  den  erwähnten  Jahrbüchern 
zur  Kenntnis  gebracht  werden;  die  statistischen  Bemerkungen  hingegen, 
welche  als  Material  für  die  Währungsfrage  von  einigem  Interesse  sein 
dürften,  mögen  hier  eine  Stelle  finden.  —  Professor  Ulrich  giebt  fol- 
gende Auskunft. 

Was  die  regelmäfsigen  amtlichen  Publikationen  über  die  Goldgewin- 
nung in  den  australischen  Kolonien  betrifft,  so  yeröffentlicht  das  Mining 
Departement  von  Victoria  vierteljährlich  „Reports  of  the  Mining  Snr- 
yeyors  and  Eegistrars''  und  zweierlei  jährliche  Berichte  „Report  of  the 
Chief  Inspector  of  Mines"  und  „Mineral  Statistics  of  Victoria''.  —  Das 
Mining  Departement  von  Neusüdwales  gibt  nur  einen  „Annual  Report^ 
heraus.  —  Desgleichen  veröffentlicht  das  Gouvernement  von  Neusee- 
land einen  jährlichen  Bericht,  „The  Gold  Pields  of  New  Zealand''.  — 
In  Queensland,  Südaustralien  und  Tasmanien  erscheinen  keine  amtliche 
Berichte  über  die  dortige  Goldproduktion,  aber  die  Zeitungen  bringen 
hierüber  mehr  oder  minder  vollständige  statistische  Nachweise.  —  Von 
Büchern  sind  zu  erwähnen  „Australian  Handbook"  herausgegeben  von 
Gordon  und  Gotsoh  in  Melbourne,  und  „The  Viotorian  Year  Book''  aus- 
gearbeitet von  dem  Regierungs-Statistiker  Henry  H.  Hayter.  — 

Ich  hätte  in  meinen  früheren  Notizen  von  1878  über  die  Aussichten 
der  australischen  Goldproduktion  schärfer  betonen  sollen,  dafs  die  Gold- 
gewinnung in  Neusüdwales,  Tasmanien,  Queensland,  Südaustralien  und 
Neuseeland,  abgesehen  von  unverhofften  reichen  Entdeckungen,  nur  dann 
steigen  könne,  wenn  mehr  Hände  sich  denselben  zuwenden  und  die  für 
Entwicklung  des  Goldbergbaues  erforderlichen  Kapitalien  für  Maschinen, 
Wasserzuleitung  u.  a.  nicht  ausbleiben  würden,  und  dafs  die  Goldprodnk- 
tion  sich  selbstverständlich  vermindern  müsse,  wenn  diese  Bedingungen 
nicht  erfüllt  und  die  Arbeiterzahl  sich  vermindern  würde.  Sicher  ist,  dafs 
der  Rückgang  in  der  Goldausbeute  in  Queensland  und  Neuseeland  nicht 
einer  Erschöpfung  der  Goldfelder,  sondern  den  vorhingenannten  Ursachen 
sowie  noch  anderen  Umständen,  die  im  folgenden  Berichte  Erklärung 
finden  werden,  zuzuschreiben  ist. 

Victoria.  Gegen  meine  Erwartung  hat  in  dieser  Kolonie  seit  1880 
die  Goldausbeute  wieder  zugenommen,  was  hauptsächlich  der  durch  die 
ausgedehnte  Anwendung  des  Diamantbohrers  gemachten  Entdeckung  des 
Laufs  mehrerer,  unter  starken  Basaltdecken  verborgenen  reichen  alten 
Seifen  („leads"  mit  Golddrift  gefüllte  Flufsthaler)  und  energischer  Inan- 
griffnahme derselben  zuzuschreiben  ist.  Aufserdem  haben  einige  neu- 
entdeckte Quarzgänge,  reiche  Anbrüche  in  alten  Gängen  und  eine  nicht 
unbeträchtliche  Vermehrung  der  Arbeiterzahl  dazu  beigetragen.  Nach 
den  amtlichen  Berichten  betrug  letztere  i.  J.  1878:  366S6;  i.  J.  1879: 
87553;  i.  J.  1880:  38568;  i.  J.  1881:  38136;  und  im  Durchschnitt  der 
neun  ersten  Monate  von  1882:  37681.  —  Die  Verminderung  in  1881; 
gegen  1880  wird  durch  den  Abgang  von  545  Chinesen  erklärt,  wogegen 
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nur  118  Europäer  neu  hinznkameD.     Gegen  Ende  1881  waren  beschäftigt 
in  den  Quarzgruben  16188  Europäer  und       74  Chinesen. 
„     „     Seifenwerken  14007         „  „      7867         „ 

Auch  eine  Vermehrung  der  Anzahl  der  Maschinen  jeder  Art  hat 
die  Produktion  gefördert.  In  1880  war  dieselbe  4281;  in  1881  4415; 
approximativer  Wert  resp.  X  1891658  und  X  1860577.  Für  das  3. 
Quartal  1882  wird  der  Werth  angegeben  zu  £  1946434. 

Der  Ooldertrag  nach  den  Schätzungen  der  Bergregistrare  (allgemein 
fiir  am  zuyerlässigsten  gehalten)  war  für  1880  829121  Unzen,  für  1881 
858850  ünz.y  und  yon  diesem  letztem  Ertrage  sollen  519550  TJnz.  oder 
62  ^Iq  von  der  Bearbeitung  von  Quarzgängen  und  313828  Unz.  oder 
38  ^/q  von  Seifenwerken  erhalten  sein,  während  von  25472  Unz.,  welche 
in  Melbourne,  als  sicher  nachgewiesen,  von  Goldgräbern  an  Juweliere 
etc.  verkauft  worden,  der  Ursprung  nicht  ausgefiinden  werden  konnte. 
Der  Vergleich  der  Zahlen  von  1880  mit  denen  von  1881  zeigt  einen 
Zuwachs  für  das  letztere  Jahr  von  13902  Unz.  in  dem  Ertrage  der 
Seifenwerke,  aber  eine  Abnahme  von  9643  Unzen  in  dem  der  Quarzgänge. 
Zufolge  eines  kürzlich  erschienenen  Berichtes  im  Argus  (Melbourner  Haupt- 
zeituog)  wird  der  Goldertrag  Victorias  für  1882  auf  1066538  Unz.  ge- 
schätzt, was  über  200000  Unz.  Steigerung  im  Vergleich  mit  1881  ergiebt. 
Die  Schätzung  ist  ausgeführt  wie  folgt: 

Victorianisches  Gold  exportiert     358738  Unz.   18  dwts. 
Gemünzt  in  Melbourne     688437      „     —      „ 
In  den  Händen  der  Banken       84795      „      18      „       13  gr. 

Zusammen  1126971  Unz.  16  dwts.  13  gr. 
Abzug   in  den  Händen  der  Banken 
am  31.  Dezbr.   1881       60338      „ 

Bleibt  1066533  Unzen. 
Wie  schon  anfangs  bemerkt,  ist  die  durch  obige  Werte  konstatierte 
nicht  unbedeutende  Steigerung  der  Ausbeute  während  der  letzten  Jahre 
haupteächÜch  durch  die  Auffindung  und  Bearbeitung  alter  reicher  „leads" 
erzielt,  welche  unter  mehreren  100  Fuss  starken  Basaltdecken  versteckt 
liegen.  Ich  erwähnte  die  sichere  Existenz  alter  subbasaltischer  Seifen  in 
mehreren  Distrikten  in  meinem  früheren  Aufsatze,  aber  die  Schwierig- 
keiten und  Kosten  in  Betracht  ziehend,  die  nach  Beispielen  in  Ballarat 
und  andern  Plätzen  mit  der  Aufsuchung  und  Bearbeitung  derselben  ver- 
bunden sind,  glaubte  ich  nicht,  dafs  die  Inangriffnahme  so  schnell  und 
energisch  stattfinden  würde.  Mein  kürzlicher  Besuch  Victorias  hat  mich 
belehrt,  dafa  der  neueröffnete  Seifen-Distrikt  unzweifelhaft  der  reichste 
von  denen  ist,  welche  ich  nach  eigener  früherer  Untersuchang  kenne.  Er 
stellt  eine  gegen  30  engl.  Meilen  lange  und  bis  20  Meilen  breite  basaltische 
Hochebene  dar,  deren  Lava  von  über  einem  Dutzend  grösserer  und  klei- 
nerer EruptioQskegel  im  höhern  Teile  der  Ebene  herstammt;  und  das 
unter  der  Lava  versteckte  Terrain,  zum  Gebiet  des  Flusses  Lodden  ge- 
hörend, ist  ohne  Zweifel  von  einer  Anzahl  gröfserer  und  kleinerer  Thäler 
—  Creeks  u.  Gallies  —  durchschnitten,  die  mit  goldhaltigem  drift  gefüllt 
sind  und  eben  die  „old  leads"  repräsentieren.  Die  Entdeckung  der  ersten 
und  sehr  reichen  dieser  leads  wurde  von  dem  Creswick's  Greek  Goldfelde 
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aas  gemacht,  das  in  einem  andern  Flofsgebiet  liegt  Wie  ich  eifohr, 
geschah  diesdbe  aof  folgende  Weise.  Yen  einer  Aktiengesellschaft,  welche 
dort  eine,  auch  unter  Basalt  versteckte  lead  bearbeitet,  wurde  die  letztere 
höher  und  höher  ansteigend  verfolgt,  bis  man  zuletst  während  der  drifl 
dünn  auslief,  in  einen  Sattel  des  Höhensuges  kam,  welcher  die  Wasser- 
scheide der  beiden  Flulsgebiete  bildet.  Über  den  Sattel  hinweg,  fing  so- 
gleich wieder  reicher  drift  an  und  nahm,  nach  entgegengesetster  Seite 
abfallend,  schnell  an  Mächtigkeit  und  Breite  su  und  stellte  sich  somit  sli 
der  Anfang  einer  neuen  lead  heraus.  Nach  Bekanntwerden  der  Ent- 
deckung &nd  gewissermafsen  ein  kleiner  BuBh  statt  Der  Grund  woide 
von  schnell  gebildeten  Aktiengesellschaften  für  mehrere  Meilen  yorwiiti 
erworben  und  da  zur  selben  Zeit  das  Oonremement  die  Beachaffdng  Ton 
Diamantbohrer  (amerikanisches  Patent)  in  die  Hand  nahm  und  die  Bohr- 
arbeiten von  praktisch  damit  yertrauten  Leuten  für  die  Kompagnien  aus- 
fuhren liefs,  so  wurde  bald  der  Lauf  der  lead  auf  eine  grofse  Distsni 
bestimmt,  nebenbei  andere  leads  entdeckt  und  ein  Schacht  nach  dem 
andern  konnte  mit  Sicherheit  auf  die  reichen  Seifen  abgesenkt  werden. 
Wie  ausgedehnt  die  Bohrarbeiten  betrieben  wurden  bezeugt  die  Thatsaohe, 
dafs  bis  Ende  Juni  1881  schon  £  19106  für  Ankauf  und  Gebrauch  der 
Bohrer  verausgabt  wurden.  Gegenwärtig  sind  1 1  derselben  im  Gange,  von 
denen  die  Mehrzahl  für  die  Aufsuchung  der  leads,  die  andern  für  Boh- 
rungen auf  Quarzgänge  und  Kohlen  verwandt  werden.  Die  Kosten  fnr 
Diamanten  belaufen  sich  auf  nahe  £  3000  jährlich,  und  es  sollen  schon 
soviel  Löcher  abgebohrt  sein,  dafs  deren  Gesamttiefe  sich  auf  nahe  8 
engl.  Meilen  beläuft.  Der  Goldreichtum  der  alten  Seifen ,  soweit  diesel- 
ben aufgeschlossen,  ist  ein  so  unerwartet  grofser,  (mehrere  der  Aktien- 
gesellschaften haben  schon  Tausende  von  £  Dividenden  gezahlt),  dafs  in 
Anbetracht  des  ausgedehnten  noch  unexplorierten  Terrains,  des  durch  die 
bisherigen  Erfolge  besonders  angespornten  Unternehmungsgeistes  und  der 
wertvollen  Hülfeleistung  des  Gouvernements  die  jährliche  Goldproduktion 
der  Kolonie  sehr  wahrscheinlich  für  die  nächsten  Jahre  nicht  &llen,  son- 
dern nach  Ansicht  vieler  vielleicht  noch  steigen  wird.  Ein  Grund  fnr 
diese  letztere  Annahme  ist,  dafs  in  der  Nähe  der  alten  Seifen  zweifeU- 
ohne  reiche  Quarzgänge  anstehen,  die  durch  Denudation  das  Gold  für 
den  drift  geliefert  haben  und  für  deren  Entdeckung  durch  Yersuchsörter 
mehrere  erfolgreiche  Unternehmungen,  unter  ähnlichen  Verhältnissen  im 
Ballarat-Goldfelde  ausgeführt,  die  beste  Hoffnung  geben.  — 

Neusüdwales.  In  dieser  Kolonie  sind  seit  1878  mehrere  neae 
Goldfelder  entdeckt  worden  und  einige  der  alten  Felder  versprechen  für 
die  Zukunft  erhöhte  Ausbeute  in  Folge  mehr  systematischer  Bearbeitung 
und  Errichtung  von  Maschinerie.  Die  erste  Entdeckung  war  Mitte  1880 
das  Temora  Goldfeld  —  reiche  alte  Seifen  und  in  deren  Nähe  anstehend 
reiche  Quarzgänge.  Die  ersteren  wurden  sofort  in  ausgedehntem  Maafse 
in  Angriff  genommen,  die  Gänge  jedoch  sind  bis  jetzt  nur  oberflächlich 
aufgeschlossen  und  harren  der  Errichtung  von  Pochwerken.  Nach  dem 
Berichte  des  Departement  of  Mines  für  1881  wurde  im  Oktober  1880 
am  Mount  Poole  Gold  in  zahlbarer  Quantität  gefunden,  aber  bevor  dss 
Feld  ordentlich  in  Arbeit  genommen  war,  verlor  es  den  grölzten  Teil  der 
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Arbeiter  dnroh  einen  Bush  nach  Mount  Browne,  woselbst  reiche  allavial 
drifta  im  Febraar  1831  entdeckt  worden.  Dieser  Bush  hatte  die  Auffin* 
dang  anderer  reicher  Allavial  Plätze  wie  „Good  Friday",  „Easter  Monday'' 
,,lÜlparinke" »  sowie  die  einer  Anzahl  goldhaltiger  Quarzgänge  in  der 
Wamberiga  Bergkette  im  Gefolge  und  in  ungefähr  S  Monaten  nach  der 
Entdeckung  yon  Mount  Browne  wurde  die  Goldhaltigkeit  eines  Landstrichs 
TOn  50  engl.  Meilen  Länge  und  10  Meilen  Breite  erwiesen.  Die  über 
diesen  Distrikt  während  der  letzten  6  Monate  von  1881  zerstreute  Be* 
TÖlkerang  wurde  auf  nahe  2000  Seelen  geschätzt.  Der  Distrikt  hat  jetzt 
den  Namen  Albert  Goldfield  erhalten  und  der  Begierungs-Geologe  be- 
richtet über  denselben,  dafs  sehr  wahrscheinlich  aufser  flachen  alluvial 
drifte  auch  zahlbare  „deep  leads''  dort  existieren,  und  dafs  überhaupt  zahl- 
bares Gold  über  einen  viel  gröfseren  Landstrich  gefunden  werden  wird, 
als  gegenwärtig  der  Fall  ist.  Seiner  Ansicht  nach  wird  sich  das  Feld 
als  ein  permanentes  und  gut  bezahlendes  erweisen.  —  Eine  andere  neue 
Entdeckung  war  das  Mount  M'Donald  Goldfeld  im  Juni  1880.  Dasselbe 
ist  Yorzugsweise  durch  Quarzgänge  ausgezeichnet,  welche  mit  einer  Aus- 
beute Ton  2701  Unz.  Gold  aus  1713  Tonnen  Quarz  schon  Beweis  ihrer 
Zahlbarkeit  gegeben  haben,  obgleich  nur  einige  kleine  Pochwerke  bis  jetzt 
errichtet  worden  sind.  Im  Mai  1881  wurde  das  Nana-Creek  Goldfeld 
aufgefunden  und  Sachverständige  halten  es  für  sehr  wahrscheinlich,  dafs 
sich  dasselbe  als  ein  ausgedehnter  und  wichtiger  Qnarz-Bergbau-Distrikt 
bewähren  wird.  Der  Fortschritt  in  Bearbeitung  der  zahlreichen  dort 
entdeckten  goldhaltigen  Gänge  ist  bis  jetzt  jedoch  nur  ein  langsamer  ge- 
wesen, wofür  als  Hauptursache  der  Mangel  an  Pochwerken  anzusehen 
ist»  indem  Ende  1881  noch  nicht  ein  einziges  derselben  errichtet  war. 
Aufser  den  bisher  erwähnten,  wirklich  neuen  Goldfeldern  ist  eine  nicht 
unbeträchtliche  Anzahl  zahlbarer  und  theilweise  reicher  Quarzgänge  so- 
wie guter  Seifen-Plätze  an  verschiedenen  der  altem  Goldfelder  entdeckt 
worden.  —  In  dem  Berichte  des  Departement  of  Mines  wird  die  jähr- 
liche Goldausbeute  wie  folgt  angegeben:  für  1879  106899,88  TJnzen, 
für  1880  in  die  königL  Münze  eingeliefert  116669,52  TJnzen 
„    1881    »     „         M  „  „  146478,06       „     . 

Der  Bergsekretär  schätzt  den  wirklichen  Ertrag  für  1880  auf  118600 
Unz.,  für  1881  auf  149627,06  Unzen,  indem  er  den  Überschufs  im  Ver- 
gleich mit  den  in  die  Münze  eingelieferten  Quantitäten  resp.  1331  Unz. 
und  4109  Unz.  als  (vorzüglich  von  dem  Albert  Goldfelde)  über  die  nahe- 
gelegenen Grenzen  nach  Victoria  und  Südaustralien  ausgeführt  ansieht. 
Die  Bergregistrare  geben  noch  höhere  Erträge  an,  nämlich  für  1880 
121072  Unz.,  für  1881  154006  Unzen.  Über  die  Produktion  von  1882 
ist  noch  nichts  Sicheres  bekannt  geworden.  Nach  des  Regierungs-Geolo- 
gen Ansicht  wird  sich  dieselbe  jedenfalls  höher  als  für  1881  herausstellen. 
Die  Anzahl  der  Arbeiter  auf  allen  Goldfeldern  war  in  1881  9056,  worin 
1343  Chinesen  eingeschlossen;  1947  waren  in  Quarzgängen,  7109  in  Sei- 
fenwerken beschäftigt.  Für  das  Jahr  1880  war  die  Arbeiterzahl  13430, 
also  bedeutend,  höher  und  da  trotzdem  sich  während  1881  der  Goldertrag 
gesteigert  hat,  so  bezeugt  das  einen  nicht  unerheblichen  Fortschritt,  der 
teilweise  einer  mehr  systematischen  Bearbeitung,  hauptsächlich  aber  guten 
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Fanden  auf  den  neaen  Feldern  zuzuscbreiben  ist.  Der  approzimatiTe 
Wert  der  in  1881  benatzten  Maschinerie  wird  auf  i?  885115  geschätst 
Zieht  man  die  Entdeckang  der  verschiedenen  yorhinerwähnten  neaen 
Goldfelder  in  Betracht,  so  moTs  es  aufifollen,  dafs  der  Goldertrag  für 
1880  und  1881  nicht  höher  ausgefallen  ist.  Die  Hauptursache  für  die  ge- 
ringe Steigerung  war  Mangel  an  Wasser,  in  Folge  anhaltender  Trooknii. 
Das  Albert  Goldfeld  2.  B.,  welches  am  meisten  hierdurch  gelitten  hat, 
produzierte  in  1880  nur  7288  Unzen,  welche  beinahe  ausschliefslich  dorch 
trocknes  Ausblasen  erzielt  wurden.  Da  dieses  Feld  ungefähr  900  engl. 
Meilen  ron  Sydney  und  200  Meilen  von  Wilcannia  —  dem  nächsten 
Städtchen,  wo  Provisionen,  Gezähe  u.  dgl.  erhalten  werden  können  — 
gelegen  ist  und  der  Landstrich  zwischen  Wilcannia  und  dem  Goldfelde 
eine  wasserlose,  mit  Pferden  nicht  zu  passierende  Wüste  ist,  so  ist  leicht 
zu  begreifen,  weshalb,  trotz  der  gemachten  reichen  Funde,  kein  gröfserer 
Bush  dorthin  stattfand.  Wahrscheinlich  wird  man  in  Zukunft  für  Trans- 
port durch  die  Wüste  Kameele  verwenden,  indem  sich  dieselben  für  die- 
sen Zweck  durch  ähnliche  Landstriche  in  Südaustralien  sehr  gut  bewahrt 
haben.  —  Alle  Entdeckungen  und  Verhältnisse  in  Betracht  gezogen,  ist 
es  nach  Ansicht  des  Bergsekretärs  leicht  möglich,  dafs  sich  die  Ausbeate 
der  Goldfelder  in  Zukunft  beträchtlich  vergröfsem  wird,  vorausgesetzt,  dafs 
kein  Wassermangel  eintritt  und  die  notwendigen  Maschinen  errichtet 
werden.  — 

Queensland.  Über  die  Goldproduktion  dieser  Kolonie  ist  es  schwie 
rig,  verläf Bliche  Nachrichten  zu  erhalten,  da  die  Berichte  des  Gouvernements 
ans  Parlament  nur  in  geringer  Anzahl  gedruckt  werden  und  deshalb  auTser- 
halb  der  Kolonie  kaum  zu  erlangen  sind.  AuTserdem  variieren  die  ZahleOt 
welche  die  Zeitungen  bringen  so  bedeutend,  dafs  man  genötigt  ist,  die 
Methode  der  Bestimmung  des  jährlichen  Ertrages  der  über  mehr  als 
100  000  QMeilen  zerstreuten  Goldfelder  für  sehr  mangelhaft  zu  halten. 
Das  „Australia  Handbook  for  1882",  welches  nach  Regierungsberichten  aus- 
gearbeitet ist,  giebt  die  Produktion  für  1880  zu  267  236  Unzen  an  und 
die  Arbeiterzahl  zu  8322,  wovon  3591  Europäer  und  4731  Giineßen. 
Ein  Zeitungsartikel  giebt  den  Ertrag  für  1880  nur  zu  238  120  Unzen 
an  und  das  „Yictorian  Yearbook  for  1881 — 82"  geht  sogar  herunter  bis 
auf  203  469  Unzen.  Für  1881  schätzt  eine  Zeitung  den  Goldertrag  zu 
270  955  Unzen  und  bemerkt,  derselbe  würde  sicher  höher  ausgefallen 
sein,  wären  nicht  viele  Goldgräber  nach  den  neuentdeckten  Zinnfeldem 
bei  Herberton,  North  Queensland,  gegangen;  auch  werde  die  Aosbente 
an  Waschgold  durch  die  den  Chinesen  auferlegte  hohe  Kopftaxe,  resp.  Hem- 
mung der  Einwanderung  dieser  Leute,  wahrscheinlich  noch  tiefer  fallen, 
da  eine  gröfsere  Anzahl  derselben  die  Kolonie  verliefscn  als  einwan- 
derten. Ein  Korrespondent  schreibt  mir  mit  Bezug  hierauf,  dafs  an  den 
Palmer  und  Hodgldneon  Goldfeldern,  wo  beinahe  ausschliefslich  Seifen, 
und  meistens  von  Chinesen  bearbeitet  werden,  der  Rückgang  in  der  Aus- 
beute von  1880—81  sich  aof  über  20000  Unzen  belief.  Er  schätzt  die 
Totalproduktion  der  Kolonie  indessen  bedeutend  höher,  als  in  den 
Zeitungen  und  jährlichen  Regierungsberichten  angegeben  sei,  indem  er  die 
bekannte   Thatsache   in  Betracht  zieht,    dafs    die   Chinesen   meistens  nur 
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soTiel  Gold  verkaufen  als  für  ihren  sehr  billigen  LebenBontcrhalt  notwen- 
dig ist,  während  sie  den  ÜberBohuss  aufsparen  und  damit  früher  oder 
später,  je  nachdem  sie  glückliche  Funde  machen ,  nach  China  zurückkeh- 
ren. (Ich  machte  auf  diesen  Punkt  in  meinem  Yorigen  Aufsatze  aufmerk- 
sam.) Über  die  Aussichten  der  Goldfelder  für  die  Zukunft  denkt  mein 
Korrespondent  sehr  günstig  und,  indem  er  sich  auf  die  Berichte  des  Ee- 
gierungsgeologen  bezieht,  erwartet  er  noch  viele  neue  Entdeckungen; 
natürlich  müsse  der  Ertrag  der  älteren  Goldfelder  leiden,  wenn  die  Leute 
zu  Hunderten  nach  einem  neuen  Bush  zögen,  wie  z.  B.  nach  Herberton 
in  die  Zinnfelder.  Nach  seiner  Meinung  ist  Charters  Tower  das  best- 
Tersprechende  Feld  für  die  Zukunft,  da  seine  Goldausbeute  auf  die  Be- 
arbeitung von  Quarzgängen  basiert  ist.  In  1874  produzierte  dasselbe 
52872  Unzen,  in  1881  69  268  Unzen;  den  letztem  Ertrag  mit  einer 
Arbeiterzahl  von  1110  Mann.  Bis  jetzt  sei  nur  wenig  Kapital  von  aus- 
wärts für  Aufschliefsung  der  Gänge  verwandt,  beinahe  alle  Kosten  für 
Maschinerie  etc.  seien  aus  dem  Ertrage  der  Gänge  selbst  gedeckt  worden. 
Ein  anderes  Goldfeld  von  dem  mein  Korrespondent  eine  sehr  gute  Mei- 
nung hat  ist  Bavenswood.  Dasselbe  enthält  ebenfalls  sehr  reiche  Quarz- 
gänge, die  von  7  bis  10  Unzen  Gold  pro  Tonne  nahe  der  Oberfläche  lie- 
ferten, aus  denen  aber  nach  der  Tiefe  zu,  wo  sich  das  Gold  in  Kiesen 
eingesprengt  fand,  nur  ungefähr  1  Unze  pro  Tonne  durch  die  angewandte 
rohe  Extraktionsmethode  gewonnen  werden  konnte.  Die  Folge  hiervon 
war,  dafs,  sobald  die  Entdeckung  von  Charters  Towers  bekannt  wurde, 
die  meisten  Leute  ihre  Minen  aufgaben  und  dorthin  eilten.  Seit  einiger 
Zeit  jedoch,  so  fährt  mein  Korrespondent  fort,  ist  man  durch  einen  neuen 
GoldeztraktionsprozeXs  aus  Kiesen  wieder  auf  Bavenswood  aufmerksam 
geworden,  und  es  existieren  viele  Anzeichen,  dafs  das  Feld  aus  seinem 
langen  Schlummer  aufwachen  und  den  unzweifelhaft  grofsen  Goldreichtum, 
den  es  besitzt,  der  Gewinnung  darbieten  wird.  — 

Süd-Australien.  —  South  Australia  proper.  In  diesem 
Teile  wird  die  Goldgewinnung  zu  Gunsten  der  Landwirtschaft  und  des 
Knpferbergbaues  mehr  vernachlässigt  als  sie  verdient,  und  von  Seite  der 
Regierung  sind  bis  jetzt  noch  keine  Beamte  angestellt,  um  über  die  jähr- 
liche Produktion  speziell  zu  berichten.  i,The  Australian  Handbook  for 
1882''  sagt,  dafs  in  1880  Waschgold  gewonnen  sei  an  den  Goldfeldern 
Japiter  Creek,  Echunga,  Hahndorf  und  Parawirra,  und  Quarzgänge  seien 
bearbeitet  bei  Woodside,  Hahndorf,  Hambug  Scrub,  Barossa,  Waukaringa 
und  Ontalpe.  Über  die  Aussichten  der  Gänge  von  Woodside  berichtet  der 
vor  Kurzem  ernannte  Regierungsgeologe  ziemlich  günstig  und  erklärt  die 
Felsarten,  welche  in  dem  Distrikte  anstehen,  als  identisch  mit  denen  der 
Goldfelder  von  Yictoria.  Er  giebt  die  Ausbeuten  einiger  der  Minen,  die 
er  inspiziert  wie  folgt: 

Bird  in  Hand  Goldmine     2400  Tonnen     2109  Unzen 
Two  in  the  Bush     „  1254         „  218       „ 

Ridge     ...     '    tf  ^^^         ft  ^^       9f 

Nach  dem  Viotorian  Tear-Book  1881 — 82  war  die  jährliche  Gold- 
produktion in  1880  13246  Unzen;  Gesamtproduktion  vor  dem  Jahre 
1880  71354    Unzen.     Die   allgemeine  Ansicht  ist,   dafs  die  älteren  Gold- 
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felder  Biofaer  nicht  erschöpft  sind  und  dafs  noch  neae  Felder  ihrer  £r- 
Bchliefsung  entgegensehen;  es  mangelt  nur  an  unternehmenden  Lenten, 
welche  sich  der  Goldgewinnung  zuwenden. 

The  Northern  Territory  (Alexandra  Land).  Dieser  aus- 
gedehnte Teil  des  australischen  Festlandes,  welcher  zur  Kolonie  Süd- 
Australien  gehört  und  das  Städtchen  Palmerston  hei  Port-Darwin,  nahe 
am  Golf  von  Carpentaria,  als  Hafenplatz  hat,  ist  his  jetzt  nicht  den  grofsen 
Erwartungen  in  Bezug  auf  Goldausheute  nachgekommen,  die  man  anfänglich 
darüber  hegte.  Der  Grund  hierfür  liegt  jedoch  nach  allen  Nachrichten, 
welche  die  Zeitungen  bringen,  nicht  im  Mangel  an  Gold,  sondern  in  dem 
tropischen  Klima,  welches  nur  Chinesen,  Malayen  oder  anderen  farbigen 
Rassen  mit  Energie  zu  arbeiten  erlaubt,  und  da  diese,  wie  bekannt,  nur 
wenig  Gold  verkaufen,  so  erscheint  die  Ausbeute  in  den  statistischen  Be- 
richten nur  klein.  Die  eingehendsten  Nachrichten  über  den  Stand  der 
Goldfelder  und  die  Produktion  giebt  „The  Australian  Handbook'',  1882,  wie 
folgt:  „Die  Mineralschätze  bedürfen  farbiger  Arbeiter  zur  ErschHefsuDg. 
Gold  wurde  zuerst  entdeckt  im  September  1869;  seitdem  sind  sehr  yiele 
goldhaltige  Quarzgänge  gefunden  worden,  deren  Erträge  zur  Fortsetzung 
der  weiteren  Eröffnung  ermutigten  und  bedeutenden  Fortschritt  in  der 
Bearbeitung  derselben  zur  Folge  hatten.  Die  besten  Gänge,  welche  bis 
jetzt  erschlossen  worden,  sind:  Stapelton  Creek  Reef,  John  BulL,  Yam 
Creek  Reef,  Union,  Extended  Union  und  Pine  Creek  Reef.  Der  Haopt- 
golddistrikt  liegt  im  Süden  der  Adelaide  plains,  Niederungen,  welche  in 
der  nassen  Jahreszeit  unter  Wasser  stehen.  Von  einigen  der  Gänge  sind 
im  Durchschnitt  gute  Resultate  erhalten,  d.h.  bis  1  Unz.  12  dwts.  per 
Tonne;  einige  ausgesuchte  Werke  haben  viel  besser  bezahlt  Im  Mai  1881 
erhielt  man  z.  B.  aus  40  Tonnen  Quarz  aus  der  Extended  Union  Mine 
über  200  Unzen.  —  Seifenarbeit  ist  an  vielen  Plätzen  mit  Eifolg  im 
Gange  gewesen.  Ein  Goldklumpen,  22  Unzen  schwer,  wurde  in  Stewarts 
Gully,  ein  anderer  von  60  Unzen  in  Gravieson's  Gully,  ungefähr  1  FoTb 
unter  der  Oberfläche,  gefunden.  Im  Jahre  1878  wurden  3  Klumpen  Ton 
resp.  24,  15  und  3^/j|  Unzen  Gewicht  gefunden;  aufserdem  hat  aber 
in  diesem  Jahre,  nach  offiziellen  Berichten,  die  Seifenarbeit  nur  geringen 
Erfolg  gehabt  Im  Juli  1880  fand  man  2  Klumpen,  zusammen  70  Unzen 
schwer,  am  Margaret  River  Rush.  Gegen  die  Mitte  von  1881  wurden 
mehrere  vielversprechende  Goldentdeckungen  gemacht  So  wurde  z.  B. 
ein  neues  und  scheinbar  reiches  Goldfeld  an  der  Bridge  Creek,  22  Meilen 
im  Norden  von  Tam  Creek,  erschlossen  und  im  Juli  des  Jahres  waren 
dort  100  Europäer  und  gegen  1500  Chinesen  in  einträglicher  Arbeit  be- 
griffen.  Aus  der  Nachbarschaft  der  Seifen  wurde  im  Juni  1881  eine  halbe 
Tonne  Quarz  mittelst  Handarbeit  gepocht  und  ergab  581  Unzen  Gold. 
Ein  anderes,  mit  Wasser  wohlversehenes  Goldfeld  wurde  in  1881  45  Meilen 
im  Osten  von  der  Pine  Creek  aufgefunden.  Die  Goldausfuhr  für  das  Jahr 
vom  1.  Juli  1880  bis  30.  Juni  1881  belief  sich  auf  28471  Unzen.  Von 
2500  bis  3500  Unzen  werden  ungefähr  5mal  im  Jahre  exportiert  Der 
Gesamtgoldertrag  seit  Entdeckung  1879  war  ungefähr  68000  Unzen.  TroU- 
dem  die  Goldbergbauresultate  den  gehegten  Erwartungen  bisher  nicht  ent- 
sprochen haben,   so  ist  es  doch  die  Ansicht  aller  Sachverständigen,  dafs 
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sich  nach  allen  Anzeichen  das  Land  als  ein  auBgedehntea  und  prodokÜTeB 
Goldfeld  bewähren  wird.  — 

Weat-AuBtralien.  Auch  in  dieser  Kolonie  ist  Oold  an  einigen 
Plätzen  entdeckt  worden,  bis  jetzt  jedoch  noch  nicht  in  rentabler  Quan- 
tität. Mehrere  Distrikte  des  ausgedehnten  Territoriams  sind  von  kom- 
petenten Lenten  einschliefslich  des  Gonvernements  Geologen  für  reich- 
goldhaltig erklärt  worden.  Es  ist  Thatsache»  dals  in  mehreren  Teilen 
der  Kolonie  Quarzgänge  anstehen,  die,  wie  die  Mehrzahl  in  Victoria,  N. 
und  8.  streichen  und  von  denen  Proben,  nach  Melbourne  und  Sydney  ge- 
sandt, günstige  Eesultate,  nämUch  im  Durchschnitt  1  Unze  Gold  per 
Tonne,  ergeben  haben.  — 

Tasmanien.  Zeitungsberichte  geben  die  Goldausfuhr  wie  folgt: 
1880  50  999  Unz.  1881  54  348  Unzen.  „The  Australian  Handbook" 
giebt  für  1880  die  Ausbeute  zu  52  595  Unzen  (18  250  aus  Seifenwerken, 
34  845  Unz.  aus  Quarzgängen),  für  1881  zu  56  693  Unzen  an  (10  917  aus 
Seifenwerken,  45  776  Uoz.  aus  Quarzgängen)  und  die  Zahl  der  Arbeiter 
in  1880  zu  1653  (794  in  Seifenwerken,  859  in  Quarzgängen).  Ange- 
eichts  dieser  Zahlen  ist  die  Zunahme  in  der  Goldproduktion  eine  so  ge- 
ringe, dafs  mein  früherer  Bericht  über  den  Goldreichtum  der  Insel  etwas 
extravagant  erscheinen  muls.  Dafs  ich  indessen  nicht  im  Unrechte  war,  ist 
klar  bewiesen  durch  den  grofsartigen  Aufschwung,  den  der  Bergbau,  haupt- 
sächlich auf  Gold,  nebenbei  Zinn  und  andere  Metalle,  seit  1880  genommen 
hat  Es  herrschte  dort  und  herrscht  noch  gegenwärtig  im  geringerem 
Grade  eine  sogenannte  „Mining  Mania''  und  Aktiengesellschaften  wurden 
zu  Duzenden  in  der  kürzesten  Zeit  gebildet,  um  neuentdeckte  Goldquarz- 
gänge und  teilweise  auch  Seifen  zu  bearbeiten.  Den  Anetofs  für  diese 
Aufregung  gab  die  in  meinem  ersten  Berichte  erwähnte  Tasmania  Com- 
pany am  Brandy  Oreek  (jetzt  Beayonsfield  Goldfield  genannt),  eine  Aktienge- 
sellschaft, die  seit  der  Zeit  schon  über  SB  200  000  Dividenden  gezahlt  hat 
Die  Errichtung  der  notwendigen  Maschinerie,  Zuleitung  von  Betriebswassern, 
Konstruktion  von  FuTs-  und  Fahrwegen  durch  die  wilden,  meietens 
mit  dichtem  Busch  bewachsenen  Gegenden  sind  für  das  Steigen  der  Pro- 
duktion bisher  grofse  praktische  Hindemisse  gewesen  und  an  vielen  Plätzen 
noch  nicht  überwunden.  Inwiefern  schon  die  Anlegung  eines  einzigen 
engen  Saump&des  (track)  durch  wilden  Busch  von  Seite  der  Regierung 
den  Goldreichtum  eines  bisher  unezplorierten  Teiles  der  Insel  dargethan 
hat,  ist  bewiesen  durch  den  am  23.  Januar  dieses  Jahres  (1883)  am  Zu- 
sammenflufs  des  Pieman  und  Whyte  Eiver  gemachten  Fund  eines  Gold- 
klumpens von  267  Unz.  Gewicht,  nebst  einem  kleineren  von  20  Unzen. 
Wären  die  Schwierigkeiten,  Provisionen  u.  dgl  nach  dem  Platze  zu  trans- 
portieren, nicht  so  aufserordentlich  grois,  würde  sicher  ein  grofser  Bush 
dorthin  stattfinden.  Sehr  günstige  Anzeichen  der  Existenz  reicher  alter  Seifen 
(deep  leads)  sind  auch  kürzlich  in  der  Nachbarschaft  des  alten  Goldfeldes  Fin- 
gal  durch  Bohrlöcher  erhalten  worden ;  Sachverständige  von  Victoria  halten 
in  der  That  die  Aussichten  dort  für  so  günstig,  wie  die  irgend  eines 
Goldfeldes  in  letzterer  Kolonie.  —  Aufser  den  erwähnten  Hindernissen 
für  den  Aufschwung  der  Goldproduktion,  insofern  man  für  letztere  die 
vom  Gouvernement  publizierten  Werte  als  Ausgang  annimmt,  kommt  je- 
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doch  ein  anderer  Umstand  in  Betracht,  dessen  Tragweite  ans  dem  folgen- 
den Auszüge  aus    einem  Briefe    meines  Korrespondenten   ersehen    werden 
wird.     Derselbe  schreibt:    y,der  wahre  Stand  der  Goldproduktion  der  Ko- 
lonie für  einen  definitiven  Zeitranm  ist  unbestimmbar,  weil  es  eine  unbe- 
zweifelte    Thatsache   ist,   dafs   beträchtliche  Quantitäten    des   Metalles   in 
Privathänden    die    Kolonie    verlassen,     um    in    benachbarten    Märkten  — 
hauptsächlich  Melbourne  —  zu  höheren  Preisen   verkauft  zu  werden,   als 
jn  Tasmanien  selbst  dafür   erlangt   werden  kann.     Deshalb  sind  auch  die 
von  der  Eegierung  publizierten  Produktionsangaben,  die  vom  Steuerdepar- 
tement gesammelt  werden,  unverläfelich,   weil  viel  zu  niedrig.     Von  den 
neuen    Alluvialgoldfeldern    Long    Plains    und   Mount   Heemskirk    wurden 
schöne   Proben   groben    Goldes   an  die   Banken   in   Lannveston   verkauft, 
aber  ich  bin  auch  verschiedene  Male  Augenzeuge  gewesen,  dafs  auf  den- 
selben Goldfeldern  gewonneoe  Quantitäten,  jede  mehr  als  SB  1000  im  Wert, 
aus  der  Kolonie  nach  Melbourne  zum  Verkauf  genommen  sind.*'  —  Nach 
Aufzählung  einer  Anzahl  neuer  Entdeckungen,  vornehmlich  an  den  Gold- 
feldern Lefroy   und  Beavonsfield,    schliefst   mein  Korrespondent  mit  den 
folgenden   Worten :   „Gegenwärtig  leidet  der  Goldbergbau   hier   an    einer 
seiner  periodischen  Depressionen  —  die  Folge  der  Bildung  zu  vieler  neuer 
Aktiengesellschaften,  welche  unwillkommene  hohe  Zubufsen  beanspruchen« 
Minen  •  Spekulanten  wollen   niemals  lernen ,  dafs  die   letzteren   immer  die 
sichere  Folge  wahnsinniger  Überhäufung  neuer  Unternehmungen  sind,  and 
so   veranlassen    sie   temporäre  Stockungen  im   Fortschritt  des  Bergbaues. 
Ich  bin  ziemlich  sicher,  dafs   aus  diesem  Grunde  der  Goldertrag  für  das 
letzte  Quartal  von  1882  so  sehr  gelitten  hat,  dafs,  trotz  aller  neuen  Ent- 
deckungen, die  jährliche  Gesamtausbeute  in  dem   bald  erscheinenden  offi- 
ziellen Berichte  geringer  ausfallen  wird  als  für  1881.     Sind  die  auf  wirk- 
lich gute  Indikationen  basierten  Aktiengesellschaften  jedoch  einmal  ordent- 
lich im  Gange,  so  wird  meiner  Ansicht  nach  der  jährliche  Goldertrag  der 
Kolonie  unzweifelhaft  steigen  und  möchte  für  eine  oder  zwei  neue  Generatio- 
nen vorhalten."  —  Vor  einigen  Wochen  brachte  eine  tasmanische  Zeitung 
folgende  Nachricht,   welche   der  Aussage  meines  Korrespondenten  betrefb 
heimlichen  Goldezportes  nach  Victoria  beistimmt:   „Im  Januar  wurden  an 
die  Kommerzial  Bank  ungefähr  25  SB  Gewicht  Gold  verkauft,  welche  am 
Whyte  Biver  gefunden  waren,   in  der  Nähe  des  Platzes,  wo  man  später 
die  Goldklumpen   auffand.     Wir  sind  nicht   im  Stande  die  Resultate  der 
dort  arbeitenden  Goldgräber   auch   nur   annähernd  zu   bestimmen,  da  die 
letzteren   in   vielen  Fällen  ihr  gefundenes  Gold  für   günstigeren  Verkauf 
nach  Melbourne  tragen,  aber  so  heimlich  als  möglich,   weil  sie  ( —  ohne 
Zweifel  in  der  Absicht  nach   ihren  Fundplätzen  zurückzukehren  — )  ver- 
hindern  wollen,   daüs   Eindringlinge   während    ihrer  Abwesenheit  Besitz 
davon  nehmen."  — 

Neu  Seeland.  Da  ich  1878  für  diese  Kolonie  eine  Zunahme  der  Gold- 
produktion und  neue  Goldentdeckungen  voraussagte,  will  ich  sogleich  an- 
fiings  bemerken,  dafs  hinsichtlich  der  Produktion  in  1879  und  1880  sogar 
ein  Rückgang  stattgefunden  hat,  der  sich  aber  seitdem  verringerte  nnd 
zu  verschwinden  verspricht  Mit  Bezug  auf  neue  Entdeckungen  hat  sieh 
indessen  meine  Voraussagung  als  zutreffend  erwiesen.     Nach  den  Berichten 
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des  Bergsekretärs  war  die  Goldproduktion  wie  folgt:  für  1878  314  730  Unz.; 
1879  284  100  Unzen;  1880  276  587  Unz.;  1881—82  293  229  Unzen. 
(Das  finanzielle  Jahr  läuft  vom  1.  April  bis  31.  März.)  Die  Hauptur- 
sache obiger  Abnahme  war,  daTs  in  1879  die  unterstützte  Einwanderung 
aufhörte  und  nicht  nur  keine  neuen  Kräfte  sich  dem  Goldbergbau  zuwand- 
ten ,  sondern  ihm  zu  Gunsten  des  Ackerbaues  sogar  alte  entzogen  wurden. 
Zu  Anfang  dieses  Jahres  ist  unterstützte  Einwanderung  wieder  gefördert. 
Dafs  der  eigentliche  Goldertrag  sich  seit  1881  beträchtlich  verbessert  hat, 
iat  daraus  zu  entnehmen ,  dafs  nach  obigem  Berichte  die  Arbeiterzahl,  in 
1880—81  15  063,  in  1881—82  nur  14  714  war,  folglich  mit  349  Mann 
weniger  16  642  Unzen  mehr  produziert  wurden.  Manche  sind  der  An- 
sicht, dafs  der  Goldertrag  Neu  Seelands  in  Wirklichkeit  viel  höher  ist, 
als  in  den  offiziellen  Berichten  angegeben,  aus  dem  Grunde,  weil  die  hier 
eingeführte  Exporttaxe  von  2  b.  per  Unze  (die  in  keiner  der  andern  Ko- 
lonien existiert)  starke  YerBuchung  zur  heimlichen  Goldausfuhr  bietet. 
Von  den  seit  1878  gemachten  neuen  Entdeckungen  primärer  Lagerstätten 
verdienen  in  der  Provinsa  Otago  besonders  erwähnt  zu  werden  meh- 
rere reiche  Quarzgänge,  welche  nahe  Macetown  in  Gebirgen  entdeckt  sind, 
die  von  2500  bis  über  4000  Fufs  Höhe  ansteigen.  Selbstverständlich  ist 
die  Entwicklung  des  Gangbergbaues  dort  der  Schwierigkeiten  und  Kosten 
halber,  die  nötigen  Maschinen  hinzubringen  und  Betriebswasser  zu  er- 
langen, nur  eine  langsame;  allen  Nachrichten  über  das  Goldfeld  zufolge, 
unterliegt  es  aber  keinem  Zweifel,  dafs  die  Goldausbeute  desselben  sich 
stetig  heben  wird.  In  einem  anderen  Teile  der  Südinsel  —  in  den  Pro- 
vinzen Nelson  und  Westland  —  ist  während  der  letzten  3  Jahre,  nahe 
den  Bergstädten  Reefton,  Lyell  und  Boatmans  ebenfalls  eine  grofse  An- 
zahl reicher  Quarzgänge  entdeckt  worden,  welche  eine  kleine  „Mining 
mania''  hervorgerufen  haben,  aus  der  die  Bildung  von  gegen  20  neuen 
Aktiengesellschaften  hervorging.  Nach  dem  Berichte  des  Bergsekretärs 
für  1881 — 82  wurden  aus  den  Eeeftongängen  während  des  Jahres  vom 
1.  April  1880  bis  31.  März  1881,  14  894  Tonnen  Quarz  gestampft 
mit  einem  Resultate  von  20154  Unzen  Gold.  Um  den  verhältnissmässig 
hohen  Durchschnittsgehalt  an  Gold  der  Neu  Seeland  Quarzgänge  darzu- 
legen, ist  in  dem  Berichte  folgender  Vergleich  angestellt:  In  Neu  Seeland 
wurden  in  1880 — 1881  65  712  Tonnen  Quarz  gepocht  und  ergaben 
84  792  Unzen  Gold,  also  1  Unz.  5  dwts  19  grs.  per  Tonne;  in  der  Ko- 
lonie Victoria  belief  sich  die  behandelte  Quantität  Quarz  während  des- 
selben Zeitraumes  auf  1041212  Tonnen,  mit  einem  Ertrage  von  455969 
Unzen  oder  nur  8  dwts  18  grs.  Gold  per  Tonne. 
Universität  Dunedin,  den  17.  März  1883. 

George  H.  F.  Ulrich. 


Zur  Kontrolle  und  Vervollständigung  der  vorstehenden  speziellen 
statistischen  Nachweise  über  die  australische  Goldgewinnung  in  den  letzten 
Jahren  lassen  wir  noch  einige  summarische  Übersichten  folgen,  welche 
den  konsularischen  Berichten  im  Deutschen  Handelsarchiv  und  den  briti- 
schen Parlamentspapieren  entnommen  sind. 

N.  F.  Bd.  VIL  31 
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Goldausfiibr  ans  8äDatlichen  australischen  Kolonien,  nach  Abcng  der 

Einfahr  im  interkolonialen  Verkehr. 

(StatisticAl  Abstract  for  the  several  colonial  possessions.     XIX.  Namber.  1883). 

i.  J.  1873:    9369130  ^  >•  J    1876:    5  793  374  ^  i.  J    1879:    «403302  £ 

„   „    1874:    7662925»  »»  »»    ^^77'    7*95868  „  „   „   1880:    4170749,. 

„   „    1875:    6949516,,  „   „    1878:    5567084,,  „   „   1881:    6461158,, 

In  denselben  Jahren  betrag  die  Goldeinfdhr  aus  Australien  im  Yei^ 
einigten  Königreich: 

i.  J.  1873 :    9  444  495  ^  >•  J    1876 :    4  956  777  ^  »•  J-  x«79  ••    3  184  562  « 

„  „   1874:    6720878,,  „   „   1877:    6655438,,  „   „   1880:    3612344,. 

„   „   1875:    6640881  „  „   „    1878:    5680591  „  „  „    1881:    4470186  „ 

Die  direkte  Qoldeinfiihr   aus  Australien    in  British  Indien    betrug  in 
den  mit  dem  31.  März  endenden  Rechnungsjahren  nach  den  Zollregistem : 
1873I74  bis  1877I78  durchschnittlich  60  502£;  —  1878I79:  28  937£;  —  1879  80: 
8041  £;  —  i88o|81:    291  212  £;  —  l88i|82:    i  321  860  £.  — 

Nach  Berichten  im  Deutschen  Handelsarchiy  ward  die  Goldprodnktion 
in  den  verschiedenen  australischen  Kolonien  wie  folgt  geschätzt  Für 
Queensland  und  Neuseeland  sind  die  Ausführbeträge  nach  dem  Werte  ein- 
gestellt. Die  Unze  Qold  wird  in  den  verschiedenen  Jahren  und  für  die 
verschiedenen  Kolonien  nicht  gleichmäfsig  berechnet,  bezw.  zu  3  i?  10  s., 
zu  Z  £  17|  s.  und  zn  4  SS 


Kolonien 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880 

1881 

Victoria  .     . 

Unzen 

I  095  787 

809653 

758  040 

758  947 

829  121 

858  850 

NeusQd  Wales 

Unzen 

126788 

97582 

"9655 

109650 

118  600 

149627 

Qaeensland  . 

£ 

1448  731 

13*5  544 

I  100  384 

1  048  587 

830  252 

930  219 

Measeeland  . 

£ 

I  333  666 

1642  115 

I  359  497 

I  215  235 

I  345  067 

I  166  8si 

Tasmanien    . 

Unzen 

10278 

6729 

»5305 

38895 

51695 

56693 

Bechnen  wir  die  vorstehenden  Angaben  der  präsumtiven  Goldpro- 
duktion in  den  einzelnen  australischen  Kolonien  zusammen  und  berechnen 
den  Wert  derselben  summarisch  nach  deutschem  Gelde,  so  erhalten  wir, 
im  Vergleich    mit   der   doi-tigen  Goldgewinnung    in  den  vorangegangenen 


ährigen  Durchschnitten  folgendes  Ergebnis: 
M.  188883000 
241  893  000 
216783000 
196  416  000 
167  121 000 


»I 


»» 


j» 


1876: 

M. 

148  112  000 

1877  • 

127  701  000 

1878: 

116  173000 

1879: 

113  340«» 

1880: 

118  500000 

1881  : 

121  800000 

25  Jahren»  nach  füuQ 
1851—1855 
1856— 1860 
i86i->i865 
1866— 1870 
1871—1875 

(Nach  diesen  Ermittelungen  werden  frühere,  etwas  abweichende  Schätz- 
ungen in  Betreff  der  Jahre  1876 — 1881,  bei  denen  einige  der  jetzt  zu  Rat 
gezogenen  Nachweise  noch  nicht  benutzt  werden  konnten,  zu  berichtigen 
sein.) 

Die  gesamte  australische  Goldgewinnung  in  dem  31  jährigen  Zeitraum 
von  1851 — 1881  hat  demnach  nach  annähernder  Schätzung  den  kolos- 
salen Betrag  von  etwa  5800  Millionen  M.  erreicht.  Die  australische 
Goldproduktion  hat  in  den   letzten  Jahren  im  Vergleich  mit  der  Periode 
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von  1856 — 1870  sehr  bedeutend  abgenommen,  allein  seit  1878  hat  sich 
keine  weitere  progressive  Abnahme,  sondern  gewissermafsen  ein  stationärer 
Zustand  der  jährlichen  Goldgewinnung  herausgestellt.  —  Nach  den  oben 
mitgeteilten  Bemerkungen  des  Herrn  Professor  Ulrich  würde  zu  den 
hier  aufgeführten  Schätzungen  noch  ein  gewisser  Zuschlag  angezeigt  er- 
BcheineUy  nämlich  für  das  von  den  chinesischen  fiergwerksarbeitern  ohne 
Deklaration  mitgenommene  Gold  und  für  die  Goldgewinnung  in  Süd- 
anstraHen.  

Eine  Zusammenstellung  in  dem  letzthin  veröffentlichten  Werke  „Qold : 
its  occorrence  and  eztraction.  By  Alfred  Q.  Lock.  London  1882"  (1229 
Seiten)  gibt  die  gesamte  Goldgewinnung  bis  Ende  1878  in  Anstralasia 
wie  folgt  an: 

48  058  649  Unzen  oder  193  234  596  £ 
8811346       „         „        32616375  „ 


Victoria 

Neusüdwales 

Queensland 

Südauütralien 

Tasmania    . 

Neuseeland 


2901  092 

57103 
71000 

8  959  482 


„  10  727  909  .» 

„  227417  „ 

,,  280600  „ 

1»  35  005  273  T, 


sosammen     68858672  Unzen  oder    271  092  170  £ 

Rechnet  man  hierzu  nach  Schätzungen  in  australischen  Berichten  die 
Produktion  der  genannten  Kolonien  für  das  Jahr  1879  mit  5  666  917  £; 
—  für  1880  mit  6  011  632  £  —  und  für  1881  mit  6  091457  £,  so  er- 
hält man  als  gesamte  Goldgewinnung  in  Australasien  für  den  Zeitraum 
Ton  1851  bis  1881  einen  Betrag  von  rund  288  860  000  ^  oder  2  115  000 
Kg  f.  Gold  (».  ca.  5900  Millionen.) 

Diese  Schätzung  stimmt  wesentlich  überein  mit  unseren  vorher  mit- 
geteilten Nachweisen.  — 

Zur  Yergleichung  bemerken  wir  noch,  dafs  während  des  genannten 
Zeitraums  (1851  bis  1881  incl.)  die  gesamte  Goldgewinnung  für  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  auf  2  273  000  Kg  f.  Gold  (=  6342  Millionen 
Mark)  und  für  das  russische  Reich  auf  939  800  Kg  f.  Gold  (=  2620 
Millionen  M.)  veranschlagt  wird.  Die  Goldproduktion  aller  übrigen  Länder 
(unter  welchen  hauptsächlich  Colombia,  Guiana,  Britisch  Nordamerika  und 
Ungarn  in  Betracht  kommen),  dürfte  1851 — 1881  zusammen  420  000  Kg 
f.  Gold  (=  1170  Millionen  M.)  wohl  nicht  übersteigen,  also  kaum  etwa 
7,5  Prozent  der  gesamten  Goldgewinnung  geliefert  haben,  welche,  alles 
zusamm enger ecbnet,  für  den  genannten  Zeitraum  auf  die  Summe  von  etwa 
16  Milliarden  Mark  zu  veranschlagen  sein  dürfte.  S. 


81 


476     fibendcht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschland«  und  des  Auslandes. 


Übersicht  über   die  neuesten  Publikationen  Deutschlands 

und  des  Auslandes. 

1.    Gesehiclite.    Bneyklopidisehei.    Lehrbftcher.    Spesielle  theoretisolie 

Untersuchungen. 

Leone  Wollemborg:  Intorno  al  costo  relative  di  prodaiione 
come  norma  per  la  determ  inasione  del  valore.  Belogt,  Nicola Zsnickelli 
1882;  pag.  93. 

Der  Zweck   dieses  Schriftchens,   den    der  H.  Verf.  ^  nach   einer   kurzen   methodolo- 
gischen Einleitung  (8.  3 — 10)  darlegt,    besteht   in  der  Überprüfung   und  Richtigstellani^ 
der  Ricardo 'sehen  Produktionskostentheorie;   diese  Theorie  wird   in  Kurse   (S.   11—17) 
dahin    zusammengefafst,   dafs   der   Tauschwert    der  Güter  auf  die  Dauer    yon   den  Pro- 
duktionskosten nicht  abweichen  kann.    In  engstem  Anschlüsse  an  Caimes  (Some  lesdiog 
principles  of  pol.  economy  newly  expounded  1874)   und  unter   kritischer  Beachtnog  der 
einschlägigen  Literatur   entwickelt  H.  W.  den  Begriff  der  Produktionskosten    und  ihrer 
Elemente  (Arbeit,  Enthaltung   und  Risiko  (S.  21 — 35) ;    hier  wftre  eine  konkretere  Dar- 
legung des  „Elementes**:   Enthaltung  (astinenza)  sowie   eine  Beachtung  der  Definitioiien 
von  Ran  und  Hermann  vielleicht  nicht  verfehlt  gewesen.     Sodann  schreite  der  H.  Verf. 
zur  Untersuchung,  ob  die  Produktionskostentheorie  auch  in  dem  Falle  standhalte,  weno 
die   bei   ihrer  Konstruktion   prfisupponierte  Gleichheit  der   persönlichen   und  sachliches 
Bedingungen  der  Produktion  nicht  vorhanden  ist  (S.  37 — 64):  das  Ergebnis  lautet,  dsfs 
es  auf  jedem  Gebiete  der  Produktion  Produzenten  mit  verschiedenen  Produktionskosten- 
sStzen  gftbe,    dafs  für  den  Tauschwert  die  Kosten    der  ungünstig  situierten  Prodasenten 
mafsgebend    werden   und   dafs   bei   diesen   Produzenten   die   eventuell   notwendige  Ein- 
schränkung  des  Angebots  (der   Produktion)    ihren  Ausgangspunkt   nähme.      Die  saf  S. 
54    und  55    entwickelte  Behauptung,    dafs   der  Produzent   a   massimo  costo  die  minima 
speciale    capacitk   für   sein  Fach  aber  die  minima  relativa  inferioritk  für  andere  Gebiete 
der  Produktion  besitze,  mag  richtig  sein,  wenn  damit  gesagt  werden  soU,    dals  besagter 
Produzent   in   seiner   ungünstigen,    vielleicht    verzweifelten  Lage  einen  Stellungswechziel 
gegebenen  Falles  am  ehesten  riskieren  kann,   aber  vielleicht  nur  aus  dem  Regen  in  die 
Traufe   kommt ;   sonst   bleibt   die  Behauptung   unverständlich ;    die  Schwierigkeiten  und 
Kosten    derartiger  wirtschaftlicher   Stellungswechsel    (trasmutamento) ,   welche    die  durch 
höhere  Preise  in  dem  neuen  Produktionszweige  erzielten  Vorteile  mannigfach  aufwiegen 
können ,    hätten   näheres  Eingehen   oder  wenigstens   nachdrücklicheres  Hervorheben  ver- 
dient.     Zum  Schlüsse    analysiert  H.  Verf.   die   bei  Konstruktion   der  Produktionskosten- 
theorie  schlechthin   als    einheitlich    gesetzte   Person    des   Produzenten   (S    65 — 75)  und 
setzt  entsprechend  den  wirklichen  Verhältnissen  unserer  volkwirtschaftlichen  Organisation 
an  Stelle  dieses  Figuranten  den  kapitalistischen  Unternehmer ;  die  Formel  der  Prodoktions- 
kostentheorie   lautet  sohin :    „il  rapporto  che  da  norma  allo  scambio  h  il  rapporto  fra  i 
mazzimi  costi  degF  intraprenditori  capitalisti**. 

Einen  Anhang  (S.  79 — 93)  bilden  die  Betrachtungen  über  die  mit  der  Prodoktions- 
kostentheorie  eng  zusammenhängende  Bentenlehre;  die  Ausführungen  sind  klar  und 
treffend,  ganz  im  Sinne  der  Schäffleschen  Verallgemeinerung  der  Rentenerscheinung  ge- 
fafst;  das  Carey's  Einwendungen  gegen  Ricardo  den  Kern  der  Sache  unberührt  lassen, 
wird  besonders  einleuchtend  dargethan.  Nur  am  Schlüsse  tritt  ein  wenig  Verwirrung 
ein,  indem  wohl  die  Ausscheidung  der  Konjunkturgewinne,  keineswegs  aber  die  der  Mo- 
nopolgewinne aus  der  Kategorie  der  Reuten,  gelingt.  Hören  denn  Renten  bei  patentierten 
und  priviligierten  Produktionen  —  und  diese  werden  unter  monopolistischen  offenbar 
gemeint  —  auf? 

Das  Endurteil  über  die  Schrift  kann  ungeachtet  der  hervorgehobenen  Mängel  nor 
günstig  lauten ;  nicht  dafs  neues  geboten  wäre ,  aber  die  ziemlich  verworrene  Theorie 
ist   klar   und    von  Stufe  zu  Stufe  fortschreitend  gefafst  und  in  Einzelnheiten  verbessert- 

Prag.  Josef  Kaizl. 

Scherzer,  Dr.  Karl  von,  Die  Anfänge  menschlicher  Industrie.  (Sammlung,  Heft4l9>) 
(C.  G.  Lüderitzsche  Verlagsbuchh.  in  BerUn.)     60  Pf. 
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cial and  Political  Evils  proposed  by  H.  George  and  others.  Golumbus  (U.  St.).  86 
pp.     2|6. 

Ward,  L.  F.,  Dynamic  Sociology;  or,  applied  Social  Science,  as  based  upon  Sta- 
tical  Sociology  and  the  less  complex  sciences.  8  vols.  New  York  1883.  18.  XX — 
1666  pp.     86|.— 

Tedeschi,  A.,  Teoria  fllosofico-eoonomica  della  produsione.  Catania,  tip.  G.  Pastore, 
1883.     8. 

S.    Oeiehiehte  und  DaritaUung  der  wirttehaftliehen  Kultur. 

Paul  Dehn,  das  neue  Nürnberg  und  seine  internationale  Be- 
deutung. Hünchen  1888.  G.  Frans'sche  h.  b.  Hof-,  Buch-  und  Kunsthandlung. 
8«.    61  8. 

Anknüpfend  an  den  glfinaenden  Erfolg  der  bayrischen  Landes-,  Kunst-  und  Gewerbe- 
Aussteilung  8U  Nürnberg  (Mai — Okt.  1888)  sucht  der  Verf.  die  hohe  Bedeutung  des  neu 
aufblühenden  Nürnberg  in's  rechte  Licht  zu  stellen.  Auf  knappem  Baume  schildert  er 
sowohl  die  Entwickelung  der  alten  freien  Reichsstadt  von  ihren  in  Dunkel  gehüllten 
Anfangen  an  bis  aum  Niedergang  ihrer  ersten  Blüteperiode  als  auch  den  besonders  auf 
freie  individuelle  Thätigkeit  zurückzuführenden  Aufschwung  in  den  letzten  fünfzig  Jahren. 
Kurz,  aber  deutlich  skizziert  er  alle  die  Industriezweige,  mit  denen  Nürnberg  bez.  Bayern 
auf  dem  internationalen  Markt  von  Bedeutung  ist,  wobei  er  auch  auf  den  Einflufs  der 
neueren  Schutzzollpolitik  in  den  einzelnen  Absatzlfindem  wiederholentlich  zu  sprechen 
kommt,  so  dafs  die  kleine  Schrift  auf  allgemeineres  Interesse  wohl  Anspruch  machen  darf. 

B.  ▼.  d.  B. 

August  Meitzen,  das  deutsche  Haus  in  seinen  volkstümlichen 
Formen.  Berlin  1888.  Verlag  von  Dietrich  Reimer.  8«.  84  S.  Mit  einer  Karten- 
skizze und  6  Tafeln  Abbildungen. 

Der  Verf.  veröffentlicht  in  dem  genannten  Schriftchen  seine  Besprechung  über  die 
geographische  und  geschichtliche  Verbreitung  der  volkstümlichen 
Formen  des  deutschen  Hauses  auf  dem  Geographentage  in  Berlin  am  7. — 9. 
Juni  1881. 

Das  „Frfinkisohe*S  <iM  „Friesische**  und  „Silchsische**,  das  „Schweizer-**  und  das 
«»Nordische**  Haus  werden  uns  durch  Wort  und  Bild  in  ihren  Eigentümlichkeiten  veran- 
schaulicht; ihre  allmähliche  Verbreitung  und  ihr  gegenwärtiges  Herrschaftsgebiet  wird 
mit  Meisterhand  dargestellt  und  auch  den  Beziehungen  der  Germanen  zu  den  Griechen 
und  Kelten,  wie  sie  sich  aus  den  Hausformen  ergeben,  nachgegangen.  Manches  freilich 
ist  dabei  noch  Hypothese  und  kann  erst  durch  weitere  Untersuchungen  aufgeklärt  werden, 
zu  denen  anzuregen  zugleich  der  Zweck  des  Verfassers  ist.  Das  Schriftchen  ist  ein  her- 
vorragender Beitrag  zur  vaterländischen  Kulturgeschichte,  der  nicht  blos  Fachmänner, 
sondern  auch  weitere  Kreise  zu  fesseln  geeignet  sein  dürfte.  R.  v.  d.  B. 

*  H.  N  .  .  .  .  r.  Das  Rufsland  der  Gegenwart  und  Zukunft.  (Franz  Duncker  in  Leip- 
zig.)    6  M. 

Giraud,  J.  B. ,  Les  origines  de  la  soie,  son  histoire  chez  les  peuples  de  l'Orient. 
Lyon,  impr.  Perrin,  1888.     8.     76  pag. 
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Connellf  A.  K.,  The  Economic  Revolution  of  India  and  tbe  Public  Works Policy. 
London,  Paul,  Trench  &  Co,  1883.     8.     818  pp.     4|6. 

Republic,  the,  of  Uruguay,  Bouth  America:  its  geography,  histoiy,  Bursl 
Industries,  Commerce  etc.   London,  Stanford,  1883.    8.   XII — 168  pp.    With  maps.  6|.— 

Bofs,  D.  W. ,  Tbe  early  Kstory  of  Landholding  among  the  Oermans.  Boston, 
Soule  &  Bugbee,  1883.     8.     VIII— S74  pp.     cloth.     |  3.-» 

Bowe,  J.  C. ,  Bonds  of  Disunion;  or,  English  Misrule  in  the  Coloniee.  London, 
LoDgmans,  1883.     8.     356  pp.     5|. — 

Seebohm,  F.,  The  English  ViUage  Community  examined  in  its  relations  to  the 
manorial  and  tribal  Systems  and  to  the  common  or  open-field  System  of  Husbandry:  in 
essay  on  Economic  History.     London,  Longmans,  1883.     8.     460  pp.     16|. — 

8.   BeTftUcenmgilefare  und  Berölkenmgfpolitik. 

Ayalie,  E. ,  Notices  sur  les  colonies  anglaises:  gtographie,  histoire,  popnlation, 
gonvemement,  justice  etc.     Nancy,  Berger-Levrault  &,  Ce,  1883.     8.     VIII— 696  png. 

Broockhnrst,  H.  V.  P.,  The  Colony  of  British  Onyana  and  its  Labonring  Po- 
palation  etc.     London,  Woolmer,  1883.     8.     486  pp.     10|6. 

Cot  ton  and  Payne,  Colonies  and  Dependendes.  Part  I:  India  (by  J.  S.  Co(- 
ton).  Part  II:  The  Colonies  (by  E.  J.  Payne).  London,  Macmillan,  1888.  8.  VIII- 
164  pp.     3|6. 

Statistica  della  emigrasione  italiana  nel  1888.  Roma  1888.  gr.  in-8. 
(Pubblicasione  del  Ministero  di  agricoltura,  industria  e  conunerdo.) 

4.    BaxgbftU,  Land-  und  Fontwirtfohaft.    Fiachereiwoien. 

Adolf  Krämer,  Beiträge  zur  Wirtschaftslehre  des  Landbaues.  Eine  Sammlug 
von  Vorträgen  und  Abhandlungen  aus  den  Jahren  1870 — 80.  In  neuer  Bearbeitong. 
Aarau,  J.  J.  Christen,  1883.     480  8.     Prds  6  M. 

Vorliegendes  Buch  besteht  aus  10  selbständigen  Abhandlungen  aus  dem  Gebiete 
der  Betriebslehre ,  welche  vom  Verf.  nach  4  Gruppen  geordnet  sind :  Betriebsbedingun- 
gen nnd  Ziele,  Betriebseinrichtungen ,  wirtschaftliche  Hilf»-  und  Förderungsmittel ,  Be- 
triebsergebnisse und  endlich  einen  Anhang.  Eine  zusammenhängende  Besprechung  oder 
auch  nur  kurze  Wiedergabe  des  Inhaltes  ist  selbstverständlich  nicht  möglich;  wir  wol- 
len nur  bekennen,  dafs  die  Aufsätze  als  höchst  wertvolle  Beiträge  zur  Wirtschaltslehre 
des  Landbaues  anzusehen  sind  und ,  wenn  auch  teilweise  zunächst  fär  schweizerische 
Verhältnisse  geschrieben,  doch  bei  den  vielen  Gemeinsamkeiten  nicht  nur  der  dortigen 
und  der  deutschen  Landwirtschaft,  sondern  der  der  ganzen  Welt,  auch  filr  niclit- 
schwei serische  Wirte  von  grofsem  Nutzen  sind.  Vorwiegend  haben  uns  die  Auslassan- 
gen über  extensiven  und  intensiven  Betrieb,  Aber  Kraftfutter  oder  Kraftdfinger?  aoge* 
sprechen.     Wir  wünschen  dem  Werke  einen  recht  weiten  Leserkreis.         Kirchner. 

Carl  von  Kayser,  Die  wirtschaftlichen  Gesetze  in  der  landwirtschaftlichen  Be- 
triebsfOhrung.     Breslau,  Verlag  von  Wilh.  Gottl.  Korn.     818  S. 

Der  Verfasser,  dessen  Buch  bereits  als  eine  Reihe  einzelner  Aufsätze  in  der  sehle- 
sischen  landwirtsch.  Zeitung  „Der  Landwirt**  erschienen  ist,  will  die  „Wirtschaftlich- 
keit** in  der  Landwirtschaft  mehr  beachtet  sehen  und  bezweckt,  durch  den  Inhalt  des 
vorliegenden  Werkes  die  Bedeutung  und  den  Wert  der  ersteren  den  Landwirten  snr 
Erkenntnis  zu  bringen,  was  der  Autor  unter  den  jetzigen  ungünstigen  Verhältnbsen  fUr  be- 
sonders notwendig  hält.  Nachdem  im  1.  Kapitel  der  Begriff  der  Wirtschaftlichkdt  dahin 
definiert  ist,  dafs  die  Einnahmen  und  Ausgaben  in  einem  dem  Betriebszwecke  entsprechen- 
den Verhältnisse  zu  einander  stehen  sollten,  werden  weiter  die  3  Faktoren,  welche  vaS 
die  landwirtschaftliche  Produktion  von  Einflufs  sind,  der  Boden,  das  Kapital  (Gebäode, 
Vieh,  Geräte)  nur  die  Arbeit  der  wirtschaftlichen  Analyse  unterzogen,  während  mit  Aus- 
einandersetzungen über  die  Betriebsrechnnng  nur  die  Wertsbemessung  der  einzelnen 
Konti  abgeschlossen  wird. 

Wenn  wir  auch  zugeben  wollten ,  dafs  der  Verf.  die  einzelnen  wirtschaftliohen  Ge- 
setze in  der  Hauptsache  richtig  erläutert  hat,  so  könnte  man  dessen  Buch  doch  ebenso- 
gut einen  Teil  der  Betriebslehre  nennen,  soweit  dieselbe  den  Einflufs  der  einzelnen  Be- 
sUndteile  der  Wirtschaft  auf  den  Reinertrag  (das  Ziel  der  Wirtschaftlichkeit)  kennen 
lehrt.  Dabei  ist  diese  Betriebslehre  untermischt  mit  Lehren  aus  der  Acker-  und  Pflsa* 
zenban«,  sowie  der  Tierzuchtlehre  und  der  Lehre  von  den  technbchen  Gewerben.  Die 
grofse  Allgemeinheit,  in  welcher  vide  Auseinandersetzungen  gehalten  sind,  dürfte  kaum 
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geeignet  sein,  den  Landwirt  über  die  (^esetee  der  Betriebsftthmng  aofzaklären;  so  sagt 
der  Verf.  >.  B.  über  die  Haltung  der  Pferde  u.  a. :  „Welcher  Richtung  eine  Pferdesacht 
dienen  soll,  welche  Basse  gew&hlt  werden  kann ,  darüber  entscheiden  suerst  die  natür- 
lichen Verhältnisse  des  Standortes,  die  Weide,  der  Wassergehalt  des  Fatters  und  der 
Laft,  die  Temperatur  u.  s.  w.  Diese  bilden  die  Bässen  und  begünstigen  ihre  Erhaltung, 
und  von  der  Oeeignetheit  der  Bässen  hftngt  minder  die  Geeignetheit  su  den  gewünsch- 
ten Oebrauchseigensehaften  ab."  An  anderen  Stellen  werden  gans  einfache  Vorgänge 
kompliaiert  aufgefafst  und  behandelt,  s.  B.  auf  S.  99  bei  der  wirtschaftlichen  Analyse 
der  technischen  Betriebe:  das  Entstehen  einer  Wirkungseinheit  setst  —  immer  das 
rfiamliche  und  seitliche  Zusammentreffen  von  mindestens  einer  Einheit  je  alier  Faktoren 
voraus.  So  mufs  s.  B.  das  Diasta  im  Mala  mit  dem  ungemalaten  Getreide  in  Beruh» 
rung  kommen ,  um  die  gewünschte  Wirkung ,  den  Maischproaels ,  in  der  ganaen  Masse 
hervorsurufen  und  durchsuführen.'* 

Wir  glauben  nicht,  dafs  der  Verf.  in  seinem  Buche  den  richtigen  Ton  getroffen 
hat,  um  die  Landwirte  für  die  Gesetae  der  Wirtschaftlichkeit  su  interessieren. 

Kirchner. 

Doumenjon,  H.,  Etudes  sur  la  revision  du  code  forestier,  les  reboisements  en 
France  et  en  Algörie.     Paris,  Baudry,  1883.     16.     VIII— 407  pag.     8  Ir.  60  c. 

Saffray,  Tableauz  de  la  composition  cbimique  des  r^coltes  et  engrais,  prMd^ 
d'une  ^tude  sur  les  amendements  et  engrais.  Cambrai,  impr.  Bögnier-Fares,  1888.  8. 
39  pag.     8  fr.  50  c. 

S^ance  publique  annuelle  de  la  Sociötö  nationale  d'agriculture  de 
France,  tenne  le  87  juin  1883.     Par.,  impr.  Tremblay.     8.     160  pag. 

British  Fisheries  Directory,  1888.    London,  Low.     18.     864  pp.     8|6. 

P  a  y  s  o  n ,  F.,  Manual  of  Agriculture  for  India.  Volume  II.  London ,  Thacker, 
1883.     8.     7|6. 

At ti  della  Giunta  per  la  inchiesta  agraria  e  sulle  condisioni  della  dasse 
agricola.  Volume  IX ,  fasc.  1 :  Belasione  del  Commissario  A.  Branca  sulla  seconda 
cireoserisione  (Provincie  di  Potensa,  Cosenaa,  Gatanaaro  e  Beggio-Calabria).  Borna  1888. 
4.     LVI--344  pp. 

6.    Gewerbe  und  Indiutrie. 

Dr.Max  Sering,  Geschichte  der  preufsisch-deutschen  Eisensölle 
von  1818  bis  sur  Gegenwart.  Staats-  und  sosialwissenschaftliche  Forschungen 
herausgegeben  von  G.  Schmoller  IIL  4.  Leipzig,  Duncker  &  Hnmblot  1888  S.  XV 
und  313. 

Indem  der  Verfasser  suchte ,  „den  Einflufb ,  welchen  die  Zollpolitik  auf  die  Ent- 
wicklung der  deutschen  Eisenindustrie  g^abt  hat,  in  exakter  Weise  festausteilen,  er- 
weiterte sich  seine  Aufgabe  su  einer  vollstILndigen  Geschiehte  dieser  Industrie 
nuter  besonderer  Hervorhebung  der  handelspolitischen  Gesichts- 
punkte**. In  einem  „Bückblick*'  am  Schlüsse  des  Buches  bemerkt  er,  dafs  „das  Ganae 
als  die  Durchführung  eines  grofsen  Ersiehungsprozesses  erscheine,  vergleichbar  dem  eines 
einaelnen  Menschen*'.  Wenn  wir  an  Stelle  „Ersiehungsprozefs**  „EntwicklungsproseA** 
aetsen,  so  haben  wir  eine  richtigere  Charakterisierung  des  Buches  und  wir  müssen  ge- 
steben, dafs  als  Schilderung  eines  solchen  das  Werk  auf  uns  vollkommen  den  fesselnden 
Reiz  ausübt,  wie  die  Biographie  eines  grofsen  Mannes. 

Der  Verfasser  bespricht  einleitungsweise  die  Handelspolitik  Preufsens  im  18.  Jahr- 
hundert und  im  Besonderen  auch  den  Stand  der  preufsischen  Eisenindustrie  am  Ende  des  18. 
Jahrhunderts  und  das  Gesets  vom  26.  Mai  1818  und  zeigt,  dafs,  wenn  auch  dies  Gesetz 
einigermafsen  den  Zweck  verfolge,  der  inländischen  Industrie  gegen  fremde  Konkurrenz 
Schutz  zu  verleihen,  es  im  Grunde  von  freihändlerischer  Tendenz  getragen  sei,  dab  aber 
von  viel  gröfserer  Bedeutung  für  die  preufsische  Industrie,  als  der  erleichterte  Verkehr 
mit  dem  Auslande,  die  Entfesselung  der  inneren  Konkurrenz  war.  Er  teilt  sodann  sein 
Werk  in  folgende  Kapitel:  1.  die  preufsischen  EisenzSUe  1818^1833,  8.  die  deutschen 
Eisenzölle  von  der  Entstehung  des  Zollvereins  bis  zum  Inkrafttreten  des  deutsch- öster- 
reichischon  Handelsvertrages  1884 — 1863,  3.  die  Eisensölle  vom  Inkrafttreten  des  öster- 
reichischen bis  zum  Inkrafttreten  des  französischen  Handelsvertrages,  1  Januar  1864  bis 
1  Juli  1866,  4.  die  deutschen  Eisensölle  vom  Inkrafttreten  des  fransösisch  -  deutschen 
Handelsvertrages  bis  zur  neuesten  Tarifreform,  1  Juli  1866  bis  84.  Juli  1879,  6.  die 
Tarifreform    von  1879.      Diese  Überschriften,   sowie   die  in  der  Inhaltsübersicht  für  die 
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einselnen  Abteilungen  der  Kapitel  klingen  so,  als  ob  der  Verfasser  die  Handels-  und  Zoll- 
politik als  Haaptfaktor  der  Entwicklung  der  Industrie  ansehe.  Es  »t  dies  aber  durehsas 
nicht  der  Fall,  er  untersucht  sehr  gewissenhaft  wie  Tiel  der  Zollpolitik  und  wie  viel  all* 
gemeinen  Einwirkungen  und  dem  natürlichen  Fortschritt  aususchreiben  sei  und  wenn  er 
auch  hie  und  da  uns  der  Wirkung  der  Zollpolitik  eine  etwas  an  hohe  Bedeutung  soxii* 
messen  scheint,  so  beeinträchtigt  dies  den  Wert  der  Arbeit  nicht  im  Geringsten.  Denu 
die  allgemeinen  wirtschaftlichen  Handels-  und  GewerbeverhUtnisse,  die  natfirlichen  Ornnd- 
lagen  und  die  technische  Entwicklung  aller  Branchen  der  Eisenindustrie  in  den  ver- 
schiedenen Landesteilen  Preufsens  und  Deutschlands  werden  so  eingehend  behandelt,  die 
Ein-  und  Ansftihr  und  der  inländische  Verbrauch  so  sorgfältig  berechnet,  es  werden 
nicht  nur  die  Eisensdlle  Deutschlands  mit  denen  der  anderen  Knlturstaaten  Terglicbea 
sondern  auch  die  Grundlagen  und  Entwicklung  der  verschiedenen  Branchen  der  Eisen- 
industrie in  den  anderen  Ländern  verfolgt,  so  dafs  jedem  das  Material  geboten  ist,  ud 
sich  eine  eigene  Meinung  Aber  den  Grad  der  Wirkung  der  deutschen  Zollpolitik  bilden 
zu  können.  Die  Untersuchungen  sind  mit  so  strenger  wissenschaftlicher  Wahrheitsliebe 
geführt,  dafs  sie  von  etwa  vorgefafsten  Ansichten  des  Verf.  gänslich  unbeeinflufst  gebliebeo 
sind.  Man  hat  vielfach  den  Eindruck,  daf^  der  Verf.  zu  Resultaten  gekommen  ist,  die 
ihm  sehr  unerwartet  waren,  wie  er  als  Schüler  Schmoller's  gewifs  nicht  mit  dem  Ge- 
danken an  die  Untersuchung  ging,  dafs  die  Boheisenzdlle  von  1879  unnötig  gewesen 
seien,  und  dafs  er  zu  dem  Ei^ebnis  kommen  werde,  dafs  „die  Aufhebung  des  Roheisen- 
Zolls  als  ohne  jede  Schädigung  der  Hochofenindustrie  möglich  und  daher  wünschenswert 
erachtet  werden  mnfs^^  Er  fQhrt  allerdings  aus,  dafs  die  Einführung  des  Roheisensolls 
in  1879  „nach  der  damaligen  Sachlage  für  erforderlich  gehalten  werden  konnte*'  nnd 
sich  dieselbe  als  unnötig  erst  herausgestellt  habe,  nachdem  der  Entphosphorungsprosef» 
zu  Horde  geglückt  sei. 

In  technischen  Kreisen  bestand  zur  Zeit  der  dritten  Lesung  des  Gesetzes  kein 
Zweifel  mehr  an  dem  Erfolg  des  Verfahrens.  Die  Eisenenqnete  erfährt  durch  den  Verf. 
die  schneidendste  Verurteilung,  die  alles  bestätigt,  was  in  Parteischriften  und  im  Reichstig 
gegen  sie  vorgebracht  wurde  und  was  damals  vielfach  als  eine  Verdächtigung  zurück- 
gewiesen wurde. 

Der  Wert  des  letzten,  die  Tarifreform  von  1879  behandelnden  Kapitels  gewinnt  da- 
durch dafs  man  den  Verfasser  gewifs  nicht  als  Freihändler  oder  gar  als  Manchestermsnn 
und  seine  Darstellung  daher  als  eine  parteiliche  verdächtigen  kann. 

Dafs  lokale  Spezialforschungen  die  Geschichte  der  einzelnen  Zweige  der  deutschen 
Eisenindustrie  noch  bereichem  und  hie  und  da  nebensächliche  Irrthümer  richtig  zu  stellen 
vermögen  (so  sind  die  von  dem  Königl.  Sächsischen  Statist.  Bureau  als  in  der  Zeit  von 
1822 — 1835  angeblich  von  Kinne  in  Halle  a.|S.  gebauten  zwei  Dampftaiaachinen  höchst 
wahrscheinlich  von  England  bezogen  und  von  K.  nur  montiert  worden)  unterliegt  wohl 
keinem  Zweifel,  im  grofsen  und  ganzen  ist  jedoch  die  Geschichte  der  deutschen  Eisen- 
industrie, wie  sie  uns  der  Verfasser  unter  Berücksichtigung  aller  Momente,  die  auf  ihre  Ent- 
wicklung Einflufs  gehabt  haben ,  bietet ,  ein  abschliefsendes  Werk ,  eine  durchaus  snf 
exakter  Methode  beruhende  äufserst  mühsame  Forschung,  die,  wie  wir  schon  olwo  be- 
merkt ,  einen  besonderen  Reiz  dadurch  ausübt ,  dafs  der  Verf.  verstanden  hat ,  dem  in 
Folge  der  unumgänglichen  vielen  Zahlenangaben  spröden  Stoffe  so  viel  Leben  einsn- 
hauchen,  dafs  wir  die  Entwicklungsgeschichte  einer  bedeutenden  Persönlichkeit  zu  lesen 
glauben. 

Halle  a.|S.  F.    Ritschi. 

Die  Jahresberichte  der  königl.  bayerischen  Fabriken-Inspek- 
toren für  das  Jahr  188  2.     München  1883.     Theod.  Ackermann.     8«.     132  S& 

Die  Berichte  der  drei  bayerischen  Fabriken- Inspektoren  kommen  darin  überein,  daü 
im  Berichtsjahre  die  Industrie  z.  T.  einen  gröfseren  z.  T.  einen  neuen  Aufiichwung  ge- 
nommen kat,  das  GesamtresulUt  mithin  ein  Fortschritt  ist.  Die  Geschäftsthätigkeit  ist 
reger  und  stetiger  geworden ;  aber  die  niedrigen  Preise  beeinträchtigen  vielfach  den 
Geschäftsgewinn  und  geben  zu  Klagen  AnUfs. 

Die  Vorschriften  über  jugendliche  und  weibliche  Arbeiter,  über  Arbeitskarten  und 
Arbeitsbücher  etc.,  besonders  aber  über  Scbutzmafsregeln  gegen  Unfälle  werden  noch 
nicht  immer  innegehalten,  was  zahlreiche  Unglücksfälle  zur  Folge  gehabt  hat  Lader 
erschweren  die  Arbeiter  selbst,  wie  die  Berichte  mehrfach  bemerken,  öfters  die  DoKh- 
führung  der  zu  ihrem  Besten  erlassenen  Vorschriften  und  kommen  Oberhaupt  den  von 
den  Arbeitgebern  beabsichtigten  Wohlfahrtseinrichtungen  mit  unbegründetem  Mifstraaen 
entgegen.  R.  v.  d.  B. 
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Association  Alsacienne  des  proprietaires  d*appareils  k  vapeur. 
£xercic6  1888.    Malhonse  1883.     gr.  in-8.     64  pag.  et  4  plancbes. 

Cochin,  D. ,  La  compagnie  du  gas  et  la  ville  de  Paris;  traitö,  nögociations,  rap- 
ports.     Paris,  Doin,  1888.     18.     lU— 173  pag. 

Pariset,  Note  sur  la  fabrique  lyonnaise.     Lyon,  impr.  Plan,  1883.     8.     20  pag. 

Permesel,  L.,  L'indostrie  lyonnaise  de  la  soie,  son  ^tat  actael,  son  avenir. 
X>yoDy  impr.     Perrin  1888.     4.     71  pag.  avec  tableaux. 

Ashenhurst,  T.  B. ,  Design  in  Textile  Fabrics.  London,  Cassell,  1883.  8. 
256  pp.  with  10  coloored  plates  and  106  diagrams.     4|6. 

R  a  n  k  i  n  e  ,  W.  J.  M.,  A  manual  of  Machinery  and  Millwork.  5^^  edition,  revisod 
by  W.  J.  MUlar.     London,  Griffin,  1883.     8.     612  pp.     12|6. 

Routledge,  B.,  Discoveries  ard  Inventions  of  the  XIXtli  Century.  London, 
Routledge,  1888.     8.     7|6. 

6.    Handel  und  Verkolir. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerb  ekammer  suChemnits 
1882.     Ghemnita,  1883.     8«.     VUl  und  171  88. 

Der  Bericht  konstatiert  eine  andauernde  Besserung  des  Geschäftsganges  im  Jahre 
1882  und  eine  lebhaftere  Th&tigkeit  in  fast  allen  Branchen ,  wobei  freilich  noch  oft 
über  niedrige  Gesch&ftsgewinne  geklagt  wird.  Der  deutsche  Zolltarif  und  ein  allgemein 
grofseres  Vertrauen  im  Publikum  werden  unter  den  Ursachen  der  Besserung  hervor- 
gehoben. Als  ungünstig  beseichnet  der  Bericht  die  Verhältnisse  der  Flachsgamspinnereien, 
die  scliatzlos  der  auswärtigen  Konknrrena  preisgegeben  seien.  Besondere  Erwähnung 
verdient  die  dem  Bericht  beigegebene  graphische  Darstellung  der  Bewegung  des  Liver- 
pooler Baumwollenmarktes  im  Jahre  1882.  R.  ▼.  d.  B. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Karlsruhe  für 
188  2.     Karlsruhe  1883.     8».     VU,  142  und  XXVI  SS. 

In  dem  vorliegenden  Bericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Karlsruhe,  dem 
dritten,  den  dieselbe  veröffentlicht,  ist  vor  allem  die  No*  1  des  Anhanges:  „zur  Frage 
über  den  Einflufs  der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  auf  das  Tarifwesen'*,  beachtens- 
wert. Die  Handebkammer  vertritt  hier  in  längerer  Ausführung  den  Standpunkt:  Nicht 
billige  Ansnahmetarife,  sondern  allgemeine  Verbilligung  der  Tarife,  nach 
Ma£agabe  der  Betriebskosten,  d.  h.  gleiche  Behandlung  aller  Transportnehmer. 

R.  V.  d.  B. 

Gustav  Schöttle,  der  Telegraph  in  administrativer  und  finansi- 
eller  Hinsicht     Stuttgart  1883.     Verlag  von  W.  Kohlhammer.     8».     327  S. 

In  20  Kapiteln  behandelt  der  „allgemeine  Teil**  des  erwähnten  Buches  wohl 
alles,  was  bei  dem  Telegraphen,  diesem  „bescheidensten**,  aber  zugleich  „idealsten**  der 
heutigen  Verkehrsmittel  für  den  Volkswirt  von  Interesse  sein  kann.  Dem  sehr  inhalt- 
reichen allgemeinen  folgt  ein  „besonderer  Teil'*  (Kap.  21 — 36),  der  einen  „Abrifs 
einer  Geschichte  des  Ursprunges  der  wichtigeren  staatlichen  Telegraphenanstalten**  ent- 
hält, eine  Arbeit,  die  um  so  dankenswerter  erscheint,  als  für  die  ältere  Zeit  das  Material 
mühsam  aus  zerstreuten  Zeitungsnotizen  zusammengetragen  werden  mufste. 

Einer  besonderen  Behandlung  unterzieht  der  Verf.  die  Telegraphen  in  seinem  Heimat - 
lande  Württemberg  (Kap.  36—47),  was  vollkommen  berechUgt  erscheint,  nicht  nur, 
weil  für  Württemberg  der  geschichtliche  Stoff  reichlicher  fliefst  und  die  thatsächlichen 
Verhältnisse,  sowie  deren  Ursachen  und  Wirkungen  klarer  zu  Tage  liegen  als  sonst  wo, 
sondern  auch,  weil  das  württembergische  Telegrapbenwesen  sich  vor  dem  aller  anderen 
Länder  auszeichnet  durch  eine  drei  Jahrzehnte  lang  konsequent  durchgeführte,  den  in- 
ländischen Verkehr  ganz  aufserordentlich  begünstigende  Tarifpolitik  und  durch  die  von 
Anfang  an  bestehende  enge  Verbindung  der  Telegraphen  mit  den  anderen  Verkehrsan- 
stalten, wodurch  eine  ungemein  billige  Verwaltung  und  eine  rasche  Ausbreitung  der 
Telegraphen  Über  das  Land  hin  ermöglicht  wurde. 

Im  vierten  Abschnitt  seines  Buches  (Kap.  48 — 54)  beschäftigt  sich  der  Verf.  mit 
der  wichtigen  Frage  des  Tarifwesens  der  Telegraphenanstalten ,  wobei  er  mit  grofser 
Sorgfalt  alle  die  Momente  untersucht,  die  auf  die  Höhe  des  Tarifes  von  Einflufs  sein 
können. 

Die  dem  Buche  beigegebenen  Tabellen  enthalten  eine  Übersicht  der  jährlichen  Finanz- 
ergebbisse  der  Telegraphen  seit  1849  in  fast  allen  Ländern  Europa's  und  eine  Statistik 
des  württembergischen  Telegraphenwesens  seit  1851. 
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In  stilistischer  Hinsicht  fallen  dem  Norddeatschen  Ausdrücke  wie  „nieder**  statt 
niedrig  (s.  B.  S.  44,  51,  291,  284,  862  etc.)  und  „Manehf  al  tigkeit**  and 
„manchfach**  statt  Mannichfaltigkeit  und  mannichfach  (a.  B.  S.  66,  187,  887  etc.) 
auf;  inkorrekt  dürfte  die  Wendung  „die  bestandenen  Gesellschaften**  (S.  91)  sein.  Im 
übrigen  hat  der  Verf. ,  selbst  Beamter  der  köngl.  Württemberg.  G^eraldirektion  der 
Posten  und  Telegraphen ,  die  Aufgabe ,  die  er  sich  gestellt,  in  sachlicher  und  fonneller 
Beziehung  vortrefflieh  gelöst  B.  v.  d.  B. 

Dr.  L.  Goldschmidt,  Geh.  Justizrat  und  Prof.  d.  Univ.  Berlin:  Handbuch  des 
Handelsrechts.  Zweiter  Band.  Zweite  yöUig  umgearbeitete  Auflage.  Erste  LieCaniBg 
(Bogen  1—8).     Stuttgart,  Ferd.  Enke,  1883. 

Die  vorliegend  begonnene  8.  Auflage  des  aweiten  Bandes  von  Goldschmidt's 
Handbuch  entspricht  der  1868  erschienenen  aweiten  Abteilung  des  ersten  Bandes.  Die 
erste  Lieferung  enthält  den  Beginn  des  „Die  Ware"  überschriebenen  dritten  Buches  sei> 
nes  Systems,  d.  h.  aufser  der  Übersicht  (§  60)  die  beiden  ersten  Kapitel  des  ersten  von 
den  Sachen  handelnden  Abschnittes,  Kap.  I  die  Lehre  von  den  Eigenschaften  der  Sacbea^ 
§  61:  Qualität,  §  68:  Quantität,  insbesondere  Mafs  und  Gewicht;  Kap.  U  Wert  nnd 
Preis ,  darin  §  64  Grundlegung ,  §  64«  gemeiner  Wert ,  Marktpreis ,  Wertvermittelaag, 
§  64^  Preisbestimmung.  Es  bedarf  kaum  der  Hervorhebung,  dafs  der  Verf.  das  seit  Er- 
scheinen der  ersten  Auflage  aufserordentlich  vermehrte  Material,  welches  die  Gesets- 
gebung,  Litteratur  und  Rechtsprechung  des  In-  und  Auslandes  darbietet,  in  denkbarster 
Vollständigkeit  benutzt  und  gewürdigt  hat,  dafs  er  neben  der  juristischen  auch  die  volks* 
wirtschaftliche  Litteratur  eingehend  berücksichtigt  hat.  Die  Neubearbeitung,  die  im  Ver- 
gleich zur  ersten  Auflage  um  mehr  als  das  Doppelte  angewachsen  ist,  wird  daher  aach 
von  Nationalökonomen  dankbar  begrüfst  werden  und  sie  werden  sich  mit  den  Jniisteo 
vereinigen ,  dem  Verf.  zu  der  in  sichere  Aussicht  gestellten  baldigen  Fortsetzung  and 
Vollendung  dieses  Bandes  ein  frohes  Glückauf  zuzurufen.  Wir  kommen  nach  dar  Voll 
endung  auf  den  Inhalt  zurück.  B ehrend. 

Bayles,  W.  E.,  Les  produits  commerciauz  et  industriels.  8^0  partie:  noraeocls- 
turo  de  ohaque  produit  en  fran^ais,  en  anglais,  en  allemand,  en  Italien  et  en  espagnol. 
Paris  1883.     8.     833  pag.     5  fr. 

deBeaurepaire,  C,  Les  ponts  et  chauss4es  dans  la  g4ndralit4  de  Bouen 
avant  1789.     Bouen,  impr.  Cagniard,  1883.     8.     32  pag. 

Code  de  commerce  du  royaume  d'Italie,  promulguä  par  la  loi  du  2  avni 
1882,  mis  en  vigueur  le  l^^janvier  1883,  etc.  Traduit  avec  les  lög^slations  commer- 
ciales  de  France  et  des  principales  nations  europ^ennes,  ainsi  que  Ttitude  de  l*orgs* 
nisation  des  tribunaux  de  commerce  en  Europe,  par  H.  Maroy.  Nice,  libr.  Cauvin- 
Emperenr,  1883.     8      430  pag. 

Compte  rendu  des  travauz  de  la  Chambre  de  commerce  de  Mar- 
seille pendant  l'annöe  1882.     Marseille.     4.     363  pag. 

Expos4  des  travaux  de  la  chambre  de  commerce  de  Nantes,  suiri 
d'un  rapport  sur  la  Situation  commerclale  et  industrielle  pendant  Tann^e  1882.  Nantes, 
impr.  Forest  &  Grimaud,  1883.     4.     184  pag. 

P  i  ca  r  d ,  A.  (Ingenieur  en  chef  des  ponts  ot  chauss^es),  Les  chemins  de  fer  fran^s, 
ätude  historique  sur  la  Constitution  et  le  regime  du  r^seau,  d^bats  parlementaires,  acte» 
l^gislatifs,  r<^glementaires,  administratifs,  etc.  4  vols.  (I. :  P^iode  ant^rieure  an  8  de- 
cembre  1851,  VII—  796  pag.  II.:  Periode  du  2  d^c.  1861  au  4  sept.  1870,  588  pag. 
III.:  Pdriode  du  4  sept.  1870  au  31  d^c.  1876,  766  pag.  IV.:  Lois,  r&glements,  Con- 
ventions, tableaux  statistique«,  723  pag.)     Par.,  Bothschild«   1883.    8.   av.  cartes.    60  fr. 

Seris,  H.  L.  L.,  Le  cheinin  de  fer  du  Pacifique  et  la  Californie,  d'apr^  ses  ex- 
plorateurs  et  ses  göographes.     Limoges,  Barbou  &  O,    1883.     8.     168  pag. 

Annual  Statement  of  the  Trade  of  the  United  Kingdom  with  foreign 
countrles  and  british  possessions  for  the  year  1888.  (Compiled  in  the  Custom  Honse.) 
London,  Spottiswoode,  1883.     Folio.     (Biue  book,  paper  by  eommand.)     284  pp. 

Poor,  H.  V.,  Annual  of  the  Railroads  of  the  United  States  for  1888.  Showiog 
their  Mileage,  Stocks,  Bonds,  Cost,  Traffic,  Earning,  Expenses  and  Organiaations ,  with 
a  sketch  of  their  rise,  progress,  etc.  New-Tork,  V.  H.  and  H.  W.  Poor,  1883.  3. 
CVm— 1066-215  pp. 

Ravenna,  E,  Le  Societä  mercantili  considerate  sotto  l'aspetto  giuridioo  e  coo- 
tabile  secondo  11  nuovo  Godice  di  commercio:  studio  teorico-pratico.  Navara,  tip.  delia 
„Rivista  di  conUbilitä" ,   1883.     8.     VIII— 200  pp.     1.  6. 
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Handel,  scheepvaart  en  nijyerbeid  te  Amsterdam.  Verslag  over  den 
toestand  van  —  in  1888.  Opgemaakt  door  de  Kamer  van  koophandel  en  fabrieken 
aldaar.    Amsterd.,  J.  Müller,  1888,  Boy -8.     fl.  i,  60. 

7.    FinaoiwaMii. 

A.  F.  Steilberg,  Daa  System  der  direkten  Steuern.  Beiträge  siir 
Preufsiscben  Steaer-Reform.     Berlin  1882,  Pnttkammer  &  Mühlbrecbt.     96  SS. 

Der  Verf.  giebt  in  einem  ersten  Absebnitte  die  obersten  Gmndsfttse  der  Besteuerung, 
die  nach  ihm  in  der  £rfas8ung  des  reinen  Einkommens  au  suchen  sind.  Er  plaidiert 
dabei  für  die  Nichtberficksichtignng  des  Unterschiedes  von  fundiertem  und  unfundiertem 
Einkommen,  wohl  aber  fBr  Freilassung  des  Existenzbedarfes  sowie  für  Verschonung  des 
standesgenüUsen  Bedarfes  mit  Ertragsstenem.  Im  sweiten  Abschnitt  tritt  er  hauptsäch- 
lich für  die  Beibehaltung  der  Quellen*  (vulgo  Ertrags-)  Steuern  neben  der  Einkommen- 
steuer ein.  Er  begründet  diese  Ansicht  mit  der  Ungenauigkeit  der  Einkommensteuer- 
veranlagung, gegen  welche  die  nach  anderen  Grundsätzen  veranlagten  Quellensteuem  ein 
wohlthätiges  Korrektiv  bilden.  Doch  will  er  die  letzteren  ihres  Charakters  als  Real- 
steuem  entkleiden,  d.  h.  durch  Berücksichtigung  der  persönlichen  Verhältnisse,  na- 
mentlich der  Schulden,  zu  Ertragseinkommensteuem  machen.  Er  wendet  dann  diesen 
Grundsatz  anf  die  einzelnen  Ertragsstenem  an ,  wobei  er  besonders  die  Notwendigkeit 
der  Einführung  einer  Kapitalrentensteuer  in  Prenfsen  betont  Man  sieht  aus  dieser 
kurzen  Übersicht,  dafs  der  Verf.  keinen  einzigen  wesentlich  neuen  Gedanken  aufzu- 
weisen hat ,  und  dafii  daher  der  Titel  des  Buches ,  der  Beiträge  zur  Frage  der  Steuer- 
reform in  Aussicht  stellt,  etwas  zu  anspruchsvoll  gewählt  ist.  Wohl  aber  wird  Bekanntes 
in  klarer,  leicht  verständlicher  Form  geboten,  und  es  mag  daher  die  Steilbergsche 
Schrift  den  Nicht-Fachleuten  ab  lesenswert  empfohlen  werden.  R.  F. 

Maffeo  Pantaleoni:  Teoria  della  traslazione  dei  tributi.  Roma 
1882.     80.     pp.  863. 

Das  Jahr  1883  brachte  drei  Monographien  über  die  für  die  gesamte  Steuerlehre 
gmndwichtige  Lehre  von  der  StenerüberwiUzung,  welche  in  früheren  Zeiten  seitens  der 
Fiuanzwissenschaft  in  erster  Linie  in  Betracht  gezogen  zu  werden  pflegte,  in  neuester 
Zeit  jedoch  erst  durch  Schäffle  und  Wagner  wieder  eingehender  behandelt  wurde;  als 
erste  dieser  Monographien  erschien  des  Referenten  „Lehre  von  der  Überwälzung  der 
Steuern",  sodann  folgten  G.  von  Falck's  „Kritische  Rückblicke  auf  die  Entwickelung 
der  Lehre  von  der  Steuerüberwälzung  seit  Adam  Smith"  (diese  beiden  Werke  besprochen 
in  diesen  Jahrbüchern  N.  F.  V.  B.  2.  Heft,  S.  193  f.  1882);  ab  letzte  erschien  die 
oben  angeführte  Schrift  Pantaleonis ;  sie  ist  die  umfangreichstet  denn  schon  der  vor- 
liegende Band  zählt  an  Seiten  mehr  ab  die  zwei  erstgenannten  zusammen  und  nach 
dem  vom  H.  Verfasser  auf  S.  62  und  63  entwickelten  Programme  erscheint  sie  blofs 
als  ein  Teil,  vielleicht  kaum  die  Hälfte  eines  gröfseren  Werkes. 

Eine  Theorie  der  Überwälzung  wird  nach  der  Meinung  des  H.  Verfs.  von  den 
kompetenten  Fachgenossen  ohne  Zweifel  mit  dem  grofsten  Mifstrauen  aufgenommen 
werden,  denn  die  Mehrzahl  derselben  hält  die  Frage  nach  der  endgiltigen  Verteilung 
der  Steuerlast  für  durchaus  unlösbar.  Allein  die  Schwierigkeiten,  welche  sich  der  Lösung 
entgegenstellen,  sind  schliefslich  denn  doch  nur  die  folgenden  zwei :  Zunächst  der  Mangel 
sichergestellter  und  auf  ihre  Ursachen  zurückgeführter  Thatsachen,  und  sodann  die  Ver- 
quickung  des  Phänomens  der  Überwälzung  mit  anderen  Wirkungen  der  Steuern  und 
mit  anderen  Äufserungen  des  wirtschaftlichen  Lebens.  Was  die  erstbenannte  Schwierig- 
keit betrifft,  so  hafte  ja  dieselbe  dem  gesamten  Studium  der  politischen  Ökonomie  an; 
„die  Ökonomie  ist  ja  nicht  weiter  als  bei  ihren  ersten  Anfängen  und  die  Werkzeuge 
der  Untersuchung,  die  Statistik  und  die  sogenannte  historische  Beobachtung  sind  noch 
äofserst  unvollkommen  und  die  Theorie  der  Überwälzung  ab  einer  Erscheinung,  welche 
sich  nach  ihrer  inneren  Beschaff  enh  eit  in  dem  Werte  offenbart,  hat 
sor  Grundlage  alles  das,  was  der  Preistheorie  dermalen  zur  Stütze  dient".  Hin- 
sichtlich der  zweitgedachten  Schwierigkeit  —  der  Verquickung  der  Überwälzung  mit 
anderen  ökonomischen  Erscheinungen  —  darf  man  denn  doch  nicht  an  der  Möglichkeit 
der  Bewältigung  verzweifeln,  znmal  die  wissenschaftliche  Behandlung  der  Frage  bisher 
nur  allzuspärlich  gewesen;  (dem  H.  Verf.  war  es  leider,  wie  er  in  der  Vorrede  zu  be- 
merken Gelegenheit  findet,  nicht  mehr  möglich,  die  eingangs  erwähnten  vorerschienenen 
Monographien  in  betracht  zu  ziehen).  Eine  klargefafste  Definition  der  Überwälzung  und 
eine  scharfe  Unterscheidung  und  Ausscheidung  der  übrigen  Wirkungen  der  Besteuerung 
nmls  doch  endlich  gelingen  und  die  Untersuchung  in  die  richtige  Bahn  leiten. 
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Aus  dieser  Auffassung  ontspnngt  der  ganie  Plan  des  Werkes;  das  erste  Kapitel 
befafst  sich  mit  der  Definition  der  Überwälaung  und  der  praktischen  Bedeutung  derselben ; 
das  aweite  Kapitel  erörtert  im  allgemeinen  die  Möglichkeit  von  Preiszuschllgen  im  pri- 
vatwirtschaftlichen Tauschverkehr  (es  hat  die  Überschrift:  Legge  diuamica  della  transU- 
zione)  und  giebt  am  Schlüsse  eine  ,fOeschichte**  der  Überwftlzungslehre ,  welche  freilidi 
nur  einige  wichtigere  Momente  der  Entwickelung  herausgreift  (Canard  wird  z.  B.  nicht 
beachtet) ;  das  dritte  Kapitel  befafst  sich  eingangs  mit  der  Amortisation  der  Steuern  ond 
verliert  sich  sodann  in  einer  endlosen  Überwälzungskasuistik  hinsichtlich  der  «melnsD 
Steuerarten.  (Es  hat  die  Überschrift :  Legge  della  ubiquitk  della  tranalazione  d.  i.  Ge- 
setz   der   Allgegenwart  f    Allgemeinheit    der    Überwälzung.) 

Eine  scharfe  Begriffsbestimmung  der  Überwälaung,  sowie  die  Prisisierang  der 
Stellung  des  Begriffes  der  Überwälzung  zu  der  fibergeordneten  Gattung  und  zu  den 
verwandten  Spezies  ergiebt  sich  angesichts  der  vielfach  vorkommenden  MifsrerständnisM 
und  Verwirrungen  als  notwendiger  erster  Schritt  einem  jeden,  der  ein  wenig  Ordnanf 
in  die  ganze  Lehre  bringen  will.  Dieser  Schritt  ist  dem  H.  Verf.  ins  ersten  Kapitel 
wohl  gelungen.  In  der  Definition  vermissen  wir  zwar  das  Merkmal  „Übertragung  im 
Wege  des  privatwirtschaftlichen  Tauschverkehres' S  allein  dafs  dies  gemeint  ist,  erhellt 
aus  den  folgenden  Ausflihrungeu  (z.  B.  8.  12  und  64).  Die  Besteuerung  ftlhrt  bei  dem 
besteuerten  Wirtschafter  dahin,  dafs  er  sich  entweder  der  Steuer  entzieht  (evasione^ 
oder  dafs  er  sie  endgiltig  behält  (incidenza),  oder  dafs  er  sie  flberw&lzt  (traoslazioiie). 
Dafs  die  sg.  ..Abwälzung*'  zur  Überwälzung  nicht  gehört,  liegt  klar  am  Tage  and 
H.  Pantaleoni  weist  dies  in  einer  gelungenen  Polemik  gegen  Wagner  genügend  nacb; 
dafür  sind  die  Anwürfe,  welche  hinsichtiich  der  Einteilung  der  verschiedenartigen  Steuer- 
entiastungskämpfe  wider  Schäffie   gemacht  werden,   allzu  trichotomischer  Natur. 

Mit  der  Auffassung  aller  Steuern  als  Produktionskostenbestandteil  stehen  wir  im 
prinzipiellen  Widerspruche ;  sofern  aber  an  dieser  Auffassung  festgehalten  wird,  erscheint 
die  Überwälzungslehre  allezeit  nur  als  eine  angewandte  Preistheorie  und  dann  mufs  sich 
jede  wissenschaftliche  Untersuchung,  welche  nur  deduktiv  vorgeht  und  dermalen  aar  so 
vorgehen  kann,  in  eine  Reihe  von  Lösungen  so  oder  so  gesetzter  praktischer  Bei^iele 
(preistheoretische  Kasuistik)  zersplittern,  ohne  jedoch  über  die  sg.  allgemeinen  Prei;»- 
gesetze  weiter  führen  zu  können.  Dieses  Ergebnis,  zu  welchem  Referent  gelangt  ist, 
als  er  den  Plan  zu  seiner  obenangefQhrten  Monographie  entwarf  und  langwierige  Vor* 
arbeiten  machte,  liegt  im  zweiten  und  dritten  Kapitel  der  Schrift  des  H.  Pantaleoai 
klar  am  Tage.  Was  sich  thun  liefs,  bat  H.  Pantaleoni  wohl  gethan,  vielleicht  nur  n 
breit  und  ausführlich,  und  seine  Darstellung  bekundet  überall  den  belesenen  National- 
ökonomen und  gewandten  Dialektiker.  Die  allgemeinen  nationalökonomischen  Erörte- 
rungen sind  mitunter  so  ausführlich,  dafs  man  schier  vergifst,  dafs  es  sich  eigentlich 
nur  um  die  Überwälzung  handelt  (vgl.  z.  B.  die  Lohnsteuer  und  die  Verteidigung  der 
Lohnfondstheorie  S.  256 — 809).  Für  verfehlt  halten  wir  jedenfalls  die  Auascheidung  der 
Steueramortisation  aus  dem  Begriffe  der  Überwälzung,  welche  zu  beweisen  H.  Pantaleoni 
auf  S.  169 — 183  nicht  gelungen  ist  und  sodann  die  konsequente  Opposition  gegen  die 
Allgemeinheit  der  Rentenerscheinung,  deren  schiefe  Folgerungen  ganz  besonders  bei  der 
Darstellung  der  Überwälzung  der  Haussteuer  (S.  203—289)  au  Tage  treten.  —  Der 
Druckfehler  ist  eine  endlose  Reihe  angeführt,  aber  sie  erschöpft  bei  weitem  nidit  die 
Fülle  des  gegebenen  (Tipographia  Adolfe  Paolini,  Roma). 

Wir  sind  gespannt  auf  den  zu  erwartenden  zweiten  Teil  des  Werkes ;  sein  Programm 
ist  zwar  S.  52  und  53  skizziert,  allein  trotzdem  leuchtet  uns  nicht  ganz  ein,  was  an- 
gesichts der  bereits  vorliegenden  weitgreifenden  Erörterungen  noch  folgen  dürfte.  Jeden- 
falls ist  das  Buch  nicht  nur  als  Versuch  der  Lösung  der  Überwälzungsfrage,  sondern 
auch  als  eine  Reihe  wertvoller  Untersuchungen  aus  dem  Gebiete  der  allgemeinen  Theorie 
der  Nationalökonomie,  insbesondere  der  Wert-  und  Preislehre  bestens  anauempfehlea. 

Prag.  Josef  Kaisl. 

Giulio  Alessio,  Saggio  sul  Sistema  Tributario  In  Italia  e  sai 
suoi  effetti  economic!  e  sociali.  Parte  prima.  Torino ,  Fratelli  Bocca  1883.  Vlll. 
391   SS. 

Der  vorliegende  Band  ist  nur  ein  kleiner  Teil  eines  sehr  umfassenden  Werkes,  das 
uns  der  Verf.  in  Aussicht  stellt  Er  will  die  italienischen  Finanzen  nicht  in  ihrer  jn- 
ristischen  und  administrativen  Bedeutung  würdigen,  sondern  ihre  Einwirkungen  aaf  dai 
wirtschaftliche  und  soziale  Leben  des  italienischen  Volkes  nachweisen.  Zu  diesem  Bebif 
teilt   er   seine  Arbeit   in    zwei   grofse  Teile,    deren   erster   lediglich   die   Skononüscbea 
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Grandlagen  der  Besteuerung  darstellon  soll.  £r  meint  damit  hauptsächlich  die  histori- 
sche und  Ökonomische  Ableitung  der  einseinen  Steuerarten,  sowie  die  Messung  des 
durch  sie  heryorgebrachten  Druckes.  Der  zweite  Teil  soll  dann  die  Wirkungen  der 
Besteuerung  auf  die  Lage  der  Theilnehmer  am  volkswirtschaftlichen  Beinertrag  (Grund- 
beaitser,  Kapitalisten,  Unternehmer.  Arbeiter)  darlegen.  Der  gegenwärtige  Band  gehört 
dem  ersten  Teile  an  und  awar  umfafst  er  nur  die  direkten  Steuern.  Nach  einer  Ein- 
leitung über  den  Begriff  und  die  Klassifikation  der  Steuern  werden  der  Reihe  nach  die 
Grandsteuer,  die  Gebäudesteuer  und  die  Mobiliarbesitzsteuer  einer  Betrachtung  unter- 
■ogen  und  das  Endresultat  an  dem  Ende  eines  jeden  Kapitels  in  eine  Anzahl  von 
Fundamentalsätzen  zusammengefafst.  Die  Methode,  deren  sich  der  Verf.  zur  Erreichung 
seiner  Besnltate  bedient,  ist  die  der  historisch-statistischen  Beobachtung,  als  deren  war- 
mer Verehrer  er  sich  bekennt.  Dafs  es  ihm  mittelst  derselben  nicht  gelingt,  alle  von 
ihm  aufgeworfenon  Probleme  exakt  zu  lösen,  ist  begreiflich.  Trotzdem  bietet  sein 
Buch  gerade  wegen  des  reichlich  beigebrachten  Materials  eine  Fülle  von  Belehrung, 
die  es  zu  einem  höchst  wertvollen  macht.  Eine  Inkonsequenz  scheint  uns  nur  zu  sein, 
dafs  der  Verf.  die  Überwälzungsfrage  bereits  in  diesem  Bande  erörtert ,  während  sie 
doch  in  der  Hauptsache  gerade  mit  dei^jenigen  Untersuchungen  zusammenfällt,  die  dem 
zweiten  Bande  vorbehalten  bleiben  sollen.  R.  F. 

Gustav  Sandow:  Steuer  oder  Reform?  Ein  aufrichtiges  Wort  über  die 
Börse.     Stuttgart  1888.     Druckerei  von  A.  Bonz'  Erben.     8«.     28  SS. 

Der  Verfasser  bekämpft  unbedingt  die  prozentuale  Börsensteuer  als  vollkommen 
wirkungslos  gegenüber  dem  Unfug  des  Konsortialwesens  an  unseren  Börsen.  Eine  Re- 
form des  Aktiengesetzes  und  ein  Gesetz  zur  Regulierung  der  Emissionen  seien  die 
einzigen  Mittel,  die  der  Gesetzgebung  dagegen  zu  Gebote  ständen.  R.  v.  d.  B. 

Dictionnaire  des  Finances,  publiö  sous  la  dlrection  de  M.  Läon  Say 
par  MM.  Louis  Foyot  et  A.  Lanjellay.  Paris  1883,  Berger-Levrault  et  Cie  1«"  Fa- 
scieule. 

Jeder,  der  sich  mit  vergleichendem  Finanzrecht  beschäftigt,  wird  es  dankbar 
anerkennen,  eine  wie  grofoe  Hilfe  für  die  Kenntnis  der  französischen  Finanzen  ihm 
der  treffliche  dictionnaire  de  l'administration  fran9aise  von  Block  gewährt.  Da  dieses 
Werk  aber  die  ganze  französische  Verwaltung  encyclopädisch  umfafst,  so  mufs  es  sich 
hinsichtlich  der  Finanzen  auf  die  Angabe  des  Wesentlichsten  beschränken  und  alle 
finanztechnischen  Spezialitäten  unberücksichtigt  lassen.  Aus  diesem  Grunde  ist  es  ein 
dankenswertes  Unternehmen,  wenn  ein  dem  Blockschen  in  der  Anlage  und  der  äufseren 
Ausstattung  ähnlicher  dictionnaire  herausgegeben  wird ,  der  sich  lediglich  auf  die  Dar- 
stellung der  Finanzen  beschränkt.  Dieser  Aufgabe  haben  sich  unter  der  Aegide  Leon 
Say 's  die  Herren  Foyot  und  Lai^jalley,  beide  hohe  Beamte  im  Finanzministerium,  unter- 
zogen. Ihr  Mitarbeiterkreis  setzt  aus  sich  den  berühmtesten  Namen  der  französischen 
Beamten-  und  Gelehrtenwelt  zusammen,  und  es  läfst  sich  daher  hoffen,  dafs  sie  ihr 
Ziel  in  befriedigender  Weise  erreichen  werden.  Ein  Blick  in  die  erste  uns  vorliegende 
Lieferung  rechtfertigt  diese  Erwartung  vollkommen«  Die  darin  enthaltenen  Artikel  zeich- 
nen sich  durch  Sachkenntnis  und  sorgfältiges  Eingehen  in  das  Detail  aus,  Eigenschaften, 
die  das  Werk  nach  seiner  Vollendung  dem  Finanztheoriker  als  Hilfsmittel  unentbehr- 
lich machen  werden.  Um  einen  Begriff  davon  zu  geben,  was  die  einzelnen  Artikel 
bieten ,  wählen  wir  den  umfangreichsten  in  der  Lieferung  aus ,  den  über  das  Wort 
„alcool*'.  Hier  wird  zuerst  eine  Geschichte  der  französischen  Alkoholbesteuerung  ge- 
geben ,  der  dann  die  ausführliche  Darstellung  der  gegenwärtigen  Steuer  folgt.  Bei  der 
letzteren  werden  auch  die  Einflüsse,  die  sie  auf  die  Industrie  und  auf  das  Mittliche  Leben 
der  Bevölkerung  übt,  unter  Zuhilfenahme  statistischer  Daten  nachzuweisen  gesucht.  Es 
folgt  dann  die  Schilderung  der  Alkoholbesteuerung  in  den  auswärtigen  Ländern,  wobei 
besonders  England ,  die  Vereinigten  Staaten  und  Deutschland  sich  einer  eingehenden 
Berücksichtigung  erfreuen.  Sehr  anerkennenswert  ist  es  auch,  dafs  der  dictionnaire  die 
nicht  direkt  den  Finanzen  angehörigen,  aber  sich  vielfach  mit  ihnen  berührenden  Gegen- 
stände aus  dem  Gebiete  der  Verwaltung  und  des  wirtschaftlichen  Lebens  mit  in  den 
Kreis  seiner  Betrachtung  zieht,  denn  Artikel  wie  die  über  „acte'S  „agents  de  change", 
„aliönation^'  sind,  wenn  auch  nicht  rein  finanz wissenschaftlich,  so  doch  zum  Verständnis 
der  finanziellen  Einrichtungen  unerläfslich.  Mögen  die  folgenden  Lieferungen  nicht 
lange  auf  sich  warten  lassen.  R.  F. 

Die  Steuergesetzgebung  des  Grofshrz.  Baden .  Nachtrag.  (G.  Braunsche 
Hofbuohh.  Verlag.)    2  M. 
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8  a  m  m  1  a  n  g  der  WÜrttemb.  Staatssteuergesetse.  2.  (Sehlnfe-)  Lieferung.  (W.  Kohl- 
hammer  in  Stuttgart) 

Weiubeimer,  C. ,  Die  Strafgesetse  in  Zoll-  und  Stouersacben  u.  das  Verfüino 
der  Verwaltungsbehörden  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Zoll-  und  Stouergesetze.  (yfH- 
nerscho  Verlagsb.  in  Ulm.)     8  M. 

Hagedorn,  C.y  Die  preufsische  Rlassenstouer  unter  Berficksichtigung  des  neoeatn 
Oesetses  v.  26.  MXrz  1888.     (L.  Schwann  in  Dfisseldorf.)     60  Pf. 

Jacho,  W.,  Das  Reichsstompelgesets  y.  1.  Juli  1881  nebst  Ausfiihrungsvorsehrifteo. 
(L.  Schwann  in  Düsseldorf.)     1  M.  25  Pf. 

Staatsstener-Gesetsgebung  d.  Grofiiberz.  Baden.  Nachtrag,  die  seit  Erschei- 
nen der  Sammig.  v.  1878  erlass.  Stonergesetae  etc.  (Brannsche  Hofbuehh.  in  Kirlt- 
ruhe.)     2  M. 

Bigot,  0.|  Les  grandes  catastrophes  financi^res,  ötudes  historiqnes  et  eompara- 
tives.     Le  Mans,  impr.  Monnoyer,  1883.     8.     64  pag. 

Leroy-Beaulieu,  P.,  Traitd  de  la  science  des  finances.  8  Mition.  2  vols.  (L:  Des 
revenus  publics,  XX — 791  pag.  II:  Le  budget  et  le  credit  public,  742  pag.)  Pv., 
Quillaumin  &  Ce,  1883.     8.     26  fr. 

East  India  financial  Statement  (by  Miyor  Baring)  for  1883.  London, 
Parliam.  paper,  1888.     Folio.     106  pp. 

Societk  anonima  italiana  per  la  Regia  co  interessata  dei  T»- 
bacchi.  Assemblea  generale  ordinaria  de  30  Aprile  1888.  Belasioni  e  bilanct  deir 
eserclzio  1882.    Roma,  tipogr.  Bodoniana,  1888.     4.     Con  66  tavol.    g^raf. 

8.    Geld-,  Bank-  und  Kreditweien.    VenielieniiigfwaMii. 

B.  Ehrenberg,  Die  Fondsspekulation  und  die  Gesetsgebsog. 
Berlin  1883,  Julius  Springer,  XII,  232  SS. 

Diese  vorwiegend  historische  Arbeit  schildert  den  Aufschwung  und  die  Tersehiede- 
nen  Krisen  der  Fondsspekulation  vom  siebzehnten  Jahrhundert  bis  sur  Gegenwart,  so- 
wie die  Stellung,  welche  die  Gesetzgebung  der  verschiedenen  Linder  ihr  gegeofiber 
eingenommen  hat.  Der  Verf.  hat  die  vorhandene  Litteratur  fletfsig  benutzt  und  ist 
teilweise  auch  auf  die  Originalquellen  zurückgegangen,  jedenfalls  hat  er  das  ihm  to- 
gänglichc  Material  zweckmfifsig  gruppiert  und  zu  einem  anschaulichen  Gesamtbilde  rtr- 
arbeitet.  Mit  besonderem  €kschick  hat  er  es  verstanden,  den  charakteristischen  Gnandtoj 
einer  jeden  Spekulationsperiode  in  den  Vordergrund  zu  stellen  und  es  dadurch  vermie- 
den, den  Leser  mit  unübersehbarem  Deteil  zu  überhäufen ,  ein  Vorwurf,  der  gegen  m 
viele  Darstellungen  wirtschaftlicher  Krisen  erhoben  werden  mufs.  Auch  fehlt  es  io  der 
K  'sehen  Schrift  nicht  an  dogmatischen  Untersuchungen.  So  wird  beim  Beginn  de» 
19.  Jahrhunderts  ein  Blick  auf  die  juristische  Auffassung  des  Differenzgeschaftes  ge- 
worfen und  die  darauf  bezügliche  Gesetzgebung  ziemlich  vollständig  vorgeführt.  Is 
der  Sache  selbst  kommt  der  Verf.  zu  dem  Schlüsse,  unbedingt  für  die  Legalisieroog 
und  Klagbarkeit  der  Zeitgeschäfte  einzutreten.  In  einem  Schlufskapitel  sucht  E.  die 
Resultate  seiner  Darstellung  zu  ziehen  und  die  Wege  der  Reform  anzudeuten.  Dtt 
Wesen  der  spekulativen  Ausschreitungen  findet  er  in  der  Hauptsache  darin ,  dafii  jeder 
spekulative  Aufschwung  der  so  leicht  zugänglichen  Fondsspekniation  eine  Menge  urteil»- 
unfähiger  Personen  zuführt,  die  die  herrschende  Tendenz  dann  in's  Ungemessene  steigern 
und  dadurch  den  verderblichen  Zusammenbruch  herbeiführen.  Die  Reform  hat  erstens 
in  einer  mehr  korporativen  Gestaltung  der  Börse  zu  bestehen,  zweitens  in  einem  Qe- 
setz,  welches  dem  Staate  das  Recht  giebt,  bei  Beginn  der  Überspekulation  die  Emiuion 
neuer  Wertpapiere  zu  verbieten.  Dieses  Resultat  ist  nicht  gerade  grofs  zu  nennen,  ds 
die  erste  Forderung  bereits  von  sämtlichen  Schriftstellern  Über  das  Bdrsenwesen  nrgiert 
worden  ist,  während  die  zweite  wegen  der  dem  Staate  zugemuteten  Intelligens  und 
Voraussicht  schwerlich  praktisch  sein  dürfte ;  immerhin  aber  ist  die  E.'sche  Schrift  *b 
eine  höchst  wertvolle  Bereicherung  der  noch  so  spärlichen  Börsenlitteratur  au  betrachten. 

B.  P. 

Jahrbuch  der  Berliner  Börse  1883 — 1884.  Herausgeg.  von  der  Redsktios 
des  „Berliner  Aktionär"*,  J.  Neumann,  E.  Freystadt.  Berlin  1888.  E.  S.  Mittler  k  Sohn. 
Kl.  8«.     432  SS. 

Was  wir  an  dem  vorigen  Jahrgange  dieses  Jahrbuches  als  Vorzüge  gerühmt  beben 
(ef.  M.  F.  Bd.  VI,  181 — 183),  gilt  auch  von  dem  vorliegenden  Jahrgange,  und  twir 
in   erhöhtem  Mafse :   Die  Vollständigkeit   der  in  Berlin   gehandelten  Eifokten ,   die  ICt- 


Übernefat  ttber  di«  neuesten  PnblikAtionen  DentochUnds  and  des  Avskndes.        487 

teilnng  des  Spielplanes  im  I  und  II.  Teil,  die  AossQge  ans  den  Oesch&ftsberichten  der 
Banken,  die  ErÖiterung  über  die  Eigentümlicbkeiton  der  Versicherungsaktien,  die  yer- 
gleichende  Zusammenstellung  der  Durcbscbnittopreise  und  Arbeitolöhne  für  die  leteten 
1 1  Jahre  in  Westphalen ,  sowie  der  Preise  fSr  melierte  Förderkoblen  im  Ob.  Berg- 
amtabes.  Dortmund  pro  1881  und  82,  die  Auszfige  aus  den  Statuten  und  die  Angabe 
des  Ankaufspreises  bei  den  Bergwerks-  und  Industrie-Gesellschaften,  die  Anführung  der 
Makler  bei  den  meisten  Aktiengesellschaften  verleihen  dem  Buche  einen  hohen  Wert. 
I>en  Preis  mOssen  wir  auch  diesmal  dem  Abschnitt  über  die  Berg-  und  Hüttenwerke 
anerkennen. 

Wenngleich  die  Wünsche,  die  wir  beim  vorigen  Jahrgange  aassprachen,  noch  nicht 
berücksichtigt  sind,  so  können  wir  doch  nicht  umhin,  auch  den  vorliegenden  Jahrgang 
beatena  au  empfehlen.  R.  v.  d.  B. 

Armand  Sassen:  Memoire  sur  la  caisse  d*epargne  postale  des 
Pays-Bas  (Nederland 'sehe  Bijk  spostspaarbank).  Amsterdam  1888. 
P.  C.  J.  Faddegon  &  Co.     Gr.  8*'.     16  SS. 

Dies  kurse  „Memoire**  enth&lt  eine  Vorgeschichte  der  „Nederland'schen  Bgkspost- 
spaarbank*'  und  eine  Darstellung  der  Organisation  derselben.  Beides  ist  bereits  in 
Elster,  „die  Postsparkassen**,  Seite  21 — 25,  angeführt  Der  Hauptwert  des  Memoire 
liegt  daher  in  der  auf  der  leisten  Seite  befindlichen  tebellarischen  Darstellung,  betr.  die 
Bewegnng  an  der  genannten  Spsrkasse  vom  1.  April  1881  bis  31.  M&rs  1888  von 
Monat  SU  Monat.  R.  v.  d.  B. 

Oermanicus,  der  zweite  Pariser  Krach.  Leipsig  1888.  Verlag  von 
Fr.  Wilh.  Grunow.     8«.     76  8. 

Von  den  17  Kapiteln  dieses  Büchelchens  beschäftigt  sich  das  zwölfte  mit  dem 
Thenoa,  welches  der  Titel  angiebt,  mit  dem  „zweiten  Pariser  Krach*'  im  November  1882  ; 
die  5  letzten  Kapitel  stehen  nur  noch  in  losem  Zusammenhang  damit,  während  die  11 
ersten  Kapitel  keine  rechte  Besiehung  zu  dem  folgenden  haben.  Der  eigentliche  Zweck 
des  Gänsen  ist,  den  Einflufs  des  Hauses  Rothschild  zu  bekämpfen.  Selbstverstäudlich 
kann  es  unsere  Aufgabe  nicht  sein,  die  vielen  Angriffe  des  Verfassers  gegen  Personen 
und  Zustände  aaf  das  Mafs  des  Berechtigten  zurückzuführen,  zumal  da  die  Form  der- 
selben derartig  ist,  dafs  sie  auch  die  Wirkung  begründeter  Ausstellungen  des  Verfassers 
beeinträchtigen  mufs.  R.  v.  d.  B. 

Betenkning  over  Tarifen  og  andre  dermed  i  Forbiudelse  staaende  Forhuld 
i  den  almindelige  Brandforsikringsforening  for  Landbygniuger,  stöttet  paa  statistiske 
Undersögelser  for  Tidsrummet  l«t«  April  1874  til  Sl^e  Marts  1882. 

(Gntaohten  über  den  Tarif  und  andere  damit  in  Verbindung  stehende  Ver- 
hältnisse in  dem  allgemeinen  Feuerversicherungsverein  für  Gebäude  auf  dem  platten 
Liande ,  gestfitst  auf  stotistische  Untersuchungen  für  den  Zeitraum  vom  1.  April  1874 
bis  31.  Mära  1882.  Ausgearbeitet  von  Direktor  Toermoes  mit  Hilfe  des  Rezensenten, 
antographiert  und  gedruckt  im  Verlage  des  Vereins,  Kopenhagen  1882;  78  Seiten  und 
11   beigefügte  Tabellen.) 

Indem  die  Feuerversicherungs-Qesellschaft  der  Gebäude  auf  dem  Lande  iu  der  vor- 
liegenden Arbeit  ausführliche  Daten  hinsichtlich  der  Brandschadenverhältnisse  mitteilt, 
liefert  sie  zugleich  Nachrichten  von  sozial- statistischer  Bedeutung,  mit  Rücksicht  auf  die 
Baaverhältnisse  und  das  Nationalvermögen  Dänemarks.  Der  Verein  war  ursprünglich 
Begieningsinstitution  und  er  umfafst  noch  die  Hauptmasse  (über  250,000)  von  allen 
Gebäuden  auf  dem  Lande  in  Dänemark  mit  einer  Gesamtversicherungssumme  von 
12—1300  MiU.  Kronen.  (8  Kr.  «  9  R.-M)  Da  in  Dänemark  ungefähr  800,000  Fa- 
milien auf  dem  Lande  leben,  ist  es  klar,  dafs  die  allermeisten  der  Gebäude  auf  dem 
Lande  bei  dieser  G^ellschaft  versichert  sind. 

Das  Strohdach  ist  charakteristisch  für  die  dänischen  Gebäude  auf  dem  Lande.  Das 
Strohdach  bietet  zweifelsohne  sehr  viele  Vorteile ;  im  Winter  ist  es  warm  und  im  Sommer 
kftbl  unter  einem  solchen  Dache ,  und  wäre  es  nicht  so  feuergefährlich ,  so  wäre  es 
sweckmäfsiger  als  jedes  andere  Dach.  Wenn  es  sich  aber  um  die  Feuersgefahr  handelt, 
treten  die  Übrigen  baulichen  Verhältnisse  vollständig  in  den  Hintergrund ,  und  der  Ver- 
ein hat  daher  s.  B.  keine  Veranlafsung  daau  gefunden ,  einen  Unterschied  im  Tarif  fest- 
zostellen,    ob  die  Mauern  massiv  oder  nur  Bindwerk  sind. 

Von  den  kleinen  Gebäuden  auf  dem  Lande  bis  zum  Werte  von  4000  Kr.  hatten 
nur  7  Proz.  Dächer  aus  Ziegeln,  Schiefer,  Schindeln  oder  anderen  weniger  feuergeßUir* 
liehen  Materialen ;  doch  ist  eine  starke  Bewegung  in  der  Richtung  vorhanden,  das  Stroh- 
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dach  mit  einem  sichereren  zu  yertanschen,  und  an  vielen  Orten  bindet  man  das  Stroh- 
dach mit  Draht  auf,  wodurch  das  Dach  bei  Penersbrünsten  am  Niederfallen  ▼erhindert 
wird,  so  dafs  man  mit  gröfserem  Erfolg  Menschen  und  Sachen  retten  kann,  während 
ein  mit  brennbarem  Material  aufgebundenes  Dach  schnell  herabstürzt  und  alles  mit 
Flammen  umgiebt.  Besonders  grofs  ist  die  Gefahr,  wo  mit  Stroh  bedeckte  Gebinde 
dicht  bei  einander  liegen ;  Gebäude  mit  Strohdach  in  einer  Entfernung  von  weniger 
als  50  Ellen  (1  Elle  =  0,627  Meter)  vom  Nachbarhaus,  geben  durchschnittlich  50  Proz. 
gröfsere  Verluste  als  isoliertere  Gebäude,  während  die  Ausbreitung  des  Feuers  bei  Ge- 
bäuden mit  feuerfestem  Dach  wenig  zu  flirchten  ist  Jedoch  auch  in  diesem  Punkt 
macht  sich  eine  Verbesserung  bemerkbar ,  indem  die  Bevölkerung ,  obgleich  mehr  and 
mehr  Bauten  aufgeführt  werden,  doch  in  immer  gröfseren  Entfernungen  baut. 

Am  1.  April  1881  waren  für  ungefähr  1200  Mill.  Kr.  in  der  Fenerversieherangs- 
gesellschaft  für  Gebäude  auf  dem  Lande  versichert.  Hiervon  fielen  auf  Kirchen  er. 
40  Mill.  Kr.,  auf  gewöhnliche  Häuser  und  Höfe  etwas  über  1000  Mill.  Kr.,  wovon  140 
Mill.  Kr.  in  den  Vorstädten  Kopenhagens  und  in  Frederiksberg,  welches  mit  Kopenhagen 
verwachsen  ist.  Auf  Fabriken ,  Armenhäuser  ,  Wirtshäuser ,  Mühlen  und  andere  feaer- 
geiahrlichere  Gebäude  fielen  er.  115  Mill.  Kr.,  al^esehen  von  10  Mill.,  welche  aaf 
Maschinen  kamen.  Von  den  250,000  Gebäuden  waren  nicht  weniger  als  240,000  ge- 
wöhnliche Häuser  und  Höfe  auf  dem  Lande ;  der  durchaus  überwiegende  Teil  derselben 
waren  Gebäude  von  aufserordentlich  geringem  Werte. 

Unter  1000  Kr.  Versicherungswert  hatten  83000  Güter. 

Zwischen     1000  und     4000     „  „  „       98000       „ 

„  4000     „    16000     „  „  „       50000       „ 

„  16000     „    30000     „  „  „         4000       „ 

Über  80000     „  „  „         2000       „ 

Die  durchschnittliche  Versicherungssumme  war  in  Jütland,  welches  durchweg  der 
ärmste  Teil  des  Landes  ist,  nur  3200  Kr.,  auf  den  Inseln  hingegen  4200  Kr.,  während 
die  Wohnhäuser  in  den  Vorstädten  Kopenhagens  durchschnittlich  mit  44000  Kr.  ver- 
sichert waren.  Während  die  Bevölkerung  sowohl  als  auch  die  Anzahl  der  Gebäude  tob 
1874 — 1881  nur  um  er.  7  Proz.  gestiegen  ist,  i»t  dagegen  die  Versicherungssumme  sehr 
stark  gewachsen,  (für  alle  Klassen  zusammen  um  40  Proz.),  welches  zum  grofsen  Teil 
der  Verbesserung  in  den  baulichen  Verhältnissen  und  der  vermehrten  Produktion  znsu- 
schreiben  ist.  Ein  Teil  des  Zuwachses  der  Bevölkerung  wird  jedoch  durch  ziemlich  unpn>- 
dtiktiven  Erwerb  absorbiert,  besonders  ist  die  Zahl  der  ländlichen  Kleinhändler,  welche  De- 
tailhandel mit  allerlei  Waren,  besonders  mit  Bier  und  Branntwein  treiben,  von  3  auf  4000 
gestiegen,  und  da  diese  Art  Handel  überdies  oft  in  Verbindung  mit  anderen  Erwerbs- 
zweigen getrieben  wird,  z.  B.  mit  Gastwirtschaft,  kann  man  rechnen,  dafs  auf  60  Fa- 
milien 1  Kleinhandiung  kommt.  Noch  stärker  ist  jedoch  diese  Bewegung  in  Kopenhagen, 
welches  einen  grofsen  Teil  des  Überschusses  der  Bevölkerung  an  sich  zieht,  ohne  hin- 
längliche Arbeit  zu  gewähren,  ein  Übelstaod,  welchen  man  in  vielen  Grofsstädten  £a- 
ropa's  unter  dem  jetzigen  ungesunden  Zuwachs  der  Bevölkerung  wiederfindet. 

Die  Bestimmungen  betreflTend  den  Sicherheitsfond  des  Vereins  sind  im  letzten  Ab- 
schnitt des  Gutachtens  einer  eingehenden  Behandlung  auf  mathematischer  Grundlage 
uuterworfen,  wovon  das  Resultat  ist,  dafs  der  Sicherheitsfond  augenblicklich  zu  er.  1} 
mal  die  Jahresprämie  berechnet  werden  kann,  während  er  für  kleine  Vereine  oft  viele 
Male  gröfser  sein  mufs.  Wenn  der  Verein  sich  nach  den  Hauptgruppen  des  Tarifs  in 
einzelne  Vereine  teilte,  mufste  der  Sicherheitsfond  für  die  einzelnen  Vereine  zusammen 
2  ä  8  mal  so  grofs  sein,  als  für  den  gesamten  Verein;  es  ist  daher  eine  unrichtige  An- 
schauung, wenn  man  meint,  dafs  verschiedenartige  Versicherungen  einander  zum  Schaden 
gereichen,  wenn  sie  in  einem  Verein  zusammen  vereinigt  sind;  sie  sind  im  Gegenteil 
einander  eine  Stütze,  wenn  nur  die  Prämie,   der  Erfahrung  zufolge,   richtig  bestimmt  i&L 

Harald  Westergaard. 

Baiffeisen,  F.  W.,  Die  Darlehnskassenvereine  in  Verbindg.  mit  Konsum«,  Ver- 
kaufs- ,  Winzer- ,  Molkerei- ,  Viehversicherungs-  etc.  Genossenschaften  etc.  (H.  Haessel 
in  Leipzig.)     8  M. 

Baiffeisen,  F.  W. ,  Instruktion  zur  Geschäfts-  u.  Buchführung  der  Darlehn^kas- 
sen-Vereine  etc.     (H.  Haessel  in  Leipzig.)     2  M. 

Salings  Börsen  •  Papiere.  2.  Tl.  7.  Aufl.  Salings  Börsen  -  Jahrbuch  f.  1883|84 
Bearb.  v.  W.  L.  Hertslet.     (Haude  &  Spenersche  Buchb.  in  Berlin.)     9  M. ,  geb.  10   M 

Zell  er,  G.,  Des  Ersstifts  Salzburg  Münzrecht  u.  Münzwesen,  nebst  Veraeieha.  d. 
Salzburgischen  Münzen  u.  Medaillen.    (Dieter  in  Salzburg.)    8  M. 
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Hntchison,  J.,  The  Practice  of  Banking,  embracing  the  cases  at  law  and  in 
eqnity  bearing  npon  all  branches  of  the  subject.  Volome  II.  London,  Effingham  Wil- 
äOD,  1883.     8.     Xyi^752  pp. 

Legal,  Bank,  and  Re  porting  Directory,  the.  A  digest  of  the  coUec- 
tion  laws,  and  record  of  the  names  of  practising  attomeys;  also,  Banks  and  Bankers  of 
the  United  SUtes  and  Canada.    Chicago,  Bond  &  Weigley,  1883.    8.    258  pp.    $  25.  — 

Macleod,  H.  D.,  The  theory  and  practice  of  Banking.  Volume  I.  i^li  edition. 
London,  Longmans,  1883.    8.     12|.  — 

Morrell,  C.  F.,  A  populär  Statement  of  the  Law  of  Insurance.  London,  Sweet, 
1883.    8.     5/.  — 

9.    Soiiale  Frage. 

Paul  Dehn,  die  katholischen  Geselle  n  vereine  in  Deutschland. 
Berlin  1882.      Verl.    v.   Karl  Habel   (C.  G.  Lüderitz'sche  Verlagsbuchh.).     8<».     48  SS. 

Die  kleine  Schrift  ist  ihres  Gegenstandes  wegen  wohl  der  Beachtung  wert.  Sie 
schildert  die  katholischen  Gesellenvereine  von  ihrer  Begrändung  durch  Kolping  an  bis 
Jetzt,  fuhrt  das  wichtigste  aus  den  Satzungen  und  der  Statistik  derselben  vor,  aeichnet 
das  Leben  in  denselben,  ihre  Nebenbestrebungen  sowie  ihre  Stellung  zu  Kirche  und 
Staat.  Mit  Recht  hebt  der  Verf.  in  seiner  Kritik  hervor,  dafs  die  konfessionelle  Be- 
schrankung die  katholischen  Gesellenvereine  ebenso  wie  die  evangelischen  Jünglings- 
vereine  hindere,  ihre  eigentlichen  sehr  anzuerkennenden  Zwecke  in  wünschenswertem 
Umfange  zu  verwirklichen.  R.  v.  d.  B. 

1.  Dr.  Wilhelm  Angerstein:  Die  Stellung  der  Bahnmeister  an 
den    preufs.   Staatseisenbahnen.     8<^.     8  SS. 

2.  Derselbe:  Zur  Geschichte  einer  Beamtenpetition.  8®.  32  SS. 
Beides  Berlin  1883.     Verlag  von  W.  £.  Angerstein. 

Die  oft  erwähnte  Petition  vom  29.  Novbr.  1882,  welche  auf  eine  Verbesserung  der 
Stellung  der  preufs.  Bahnmeister  abzielt,  ist  mit  einigen  einleitenden  Bemerkungen  in 
dem  zuerst  genannten  Heftchen  abgedruckt,  w&hrend  in  dem  anderen  die  Vorgeschichte 
und  das  Schicksal  dieser  Petition,  ihre  Beurteilung  in  der  Presse  und  die  desbezügliche 
Debatte  im  Abgeordnetenhause  nach  den  stenographischen  Berichten  mitgeteilt  wird. 
Beide  Hefte  haben  nur  insofern  Wert,  als  sie  zur  Orientierung  Über  den  betreffenden 
Gegenstand  dienen   können,   und    etwas  anderes  bezweckte  der  Herausgeber  auch  nicht. 

R.  V.  d.  B. 

Graf  Posado  wsky-Wehner:  Über  die  Altersversorgung  der 
Arbeiter.     Rawitsch  1883.     Verlag  von  R.  F.  Frank.     (G.  Beran).     8«.     22  SS. 

Der  genannte  Vortrag  will  das  Interesse  für  die  Altersversorgung  der  Arbeiter  in 
landwirtschaftlichen  Kreisen  erwecken.  Nene  Vorschläge  enthält  derselbe  zwar  nicht, 
empfiehlt  sich  aber  durch  die  im  allgemeinen  gesunde  und  sachgemäfse  Beurteilung 
seines  Gegenstandes.  R.  v.  d.  B. 

P.  Chr.  Hansen,  die  Wohnungsverhältnisse  in  den  gröfseren 
Städten.    Heidelberg  1883.     Karl  Winter's  Universitätsbuchhandlung.    S^.     24  S. 

Die  kleine,  fliefsend  geschriebene  Abhandlung  geht  aus  von  der  in  allen  groCseren 
Städten  beobachteten  Erscheinung,  dafs  die  Bevölkerung  schneller  gewachsen  ist  als  die 
Wohngelegenheit,  und  dafs  infolgedessen  ein  ungesundes  Znsammendrängen  der  unbe- 
mittelten Leute  in  kleinere  Räumlichkeiten  stattgefunden  hat.  Den  vielen  GFefahren,  die 
sich  hieraus  ergeben,  soll  nach  der  Ansicht  des  Verfassers  zunächst  durch  ein  er- 
weitertes Baupolizei wesen  entgegengewirkt  werden,  das  besonders  auf  gänz- 
liche Beseitigung  der  Kellerwohnungen  gerichtet  sein  müfste,  ein  Vorschlag, 
der  schon  oft  gemacht  ist,  ohne  in  Deutschland  bis  jetzt  zur  AusfElhmng  gelangt  zu  sein. 
Als  zweites  Heilmittel  empfiehlt  der  Verf.  die  „gesellschaftliche  Selbsthilfe**, 
wobei  ihm  besonders  das  Beispiel  der  Arbeiterbauvereine  in  Kopenhagen  und  Flensburg 
nachahmungswert  erscheint,  die  eine  nicht  unbeträchtliche  Anzahl  von  Familienhäusern 
nach  dem  Kottagesystem  aus  eigenen  Mitteln  erbaut  haben. 

Die  Bedenken  übrigens,  die  man  gegen  dies  System  mit  gutem  Grunde  anführen 
kann,  Übergeht  der  Verf.  und  unterläfst  es  auch  öfters»  seine  Behauptungen  durch  sta- 
tistische Daten  zu  stützen,  was  sich  daraus  erklären  läfet,  dafs  die  kleine  Schrift  aus 
einem  in  Altona  gehaltenen  Vortrage  entstanden  ist.  R.  v.  d.  B. 

Die  Ackerbankolonie  „Wilhelmsdorf**  nach  ihren  bisherigen 
Erfahrungen.    Im  Auftrage  des  Vorstandes  mitgeteilt  von  Fr.  v.  Bodelschwingh. 

N.  F.  Bd.  VIL  32 
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II.   Auflage.      Bielefeld    1883.      Verlag    der    Schriftenniederlage    der   Anstalt  „Bethel^. 
8«.     32  S. 

Die  kleine  Schrift  stellt  die  Erfahrungen,  welche  man  bisher  in  der  Ackerbaukolooie 
Wilhemsdorf  gemacht  hat,  als  im  allgemeinen  günstige  dar  und  spricht  sich  mit  grofser 
Wärme  für  die  Einrichtung  gleicher  Kolonien  in  allen  Provinzen  aus.  Mit  je  einer  Ko- 
lonie in  jeder  ProvinZf  die  viermal  im  Jahre  ihre  Kolonisten  wechselte  wie  Wilhelmdorf. 
könnten  nach  den  Ausftlhrungen  des  Verfassers  jährlich  8000  Menschen  vor  dem  Ver- 
sinken bewahrt  werden,  und  zwar  mit  weit  geringeren  Kosten,  als  jetzt  die  Vagabonden 
verursachen.  Die  Schrift  entwickelt  zugleich  einen  Plan,  nach  welchem  die  Arbeiter- 
kolonien mit  einem  Netz  von  festen  Natural- Verpflegungs-Stationen  in  Stadt  und  Land 
in  Verbindung  gesetzt  werden  könnten,  ein  Plan,  der  in  seinen  Grundzügen  gewiis  be- 
achtenswert ist. 

Bei  dem  allgemeinen  Interesse,  welches  die  Vagabondenfrage  heut  beansprucht,  dürfte 
die  Schrift  sehr  vielen  willkommen  sein.  B.  v.  d.  B. 

Jean  Loesewitz,  L'organisation  corporative  du  travail  national;  expos^  des 
idöes  de  M.  J-P.  Mazaroz.     Paris,  Aug.  Ohio,  1883.     kl.  8«.     SS.  84. 

Der  Zweck  dieses  interessanten  Büchleins  besteht  in  der  populären  Darstellung  der 
sozialpolitischen  Beformideen ,  welche  der  durch  seine  gewerbegeschichtlichen  Arbeiten 
auch  in  Deutschland  bekannte  J.  P.  Mazaroz  in  seinen  vielen  Schriften  entwickelt 
Während  anderwärts  der  Liberalismus  arg  in  Verruf  geraten  ist  und  gewaltige  Beform- 
bestrebungen  rege  werden «  scheint  Frankreich  allein  die  Fahne  des  liberalen  Systems 
hochzuhalten ,  welches  doch  nur  ein  Gewebe  von  Irrtümern  und  Lügen  ist ;  die  ausge- 
zeichneten Gedanken  und  Vorschläge  Mazaroz*  werden  einerseits  von  der  herrschen- 
den Schule  in  Frankreich  totgeschwiegen,  andererseits  sind  sie  in  seinen  Schriften  selbst 
durch  metaphysisches  Beiwerk  dem  allgemeinen  Verständnis  entrückt.  —  Die  Einleitung 
und  der  erste  Abschnitt  enthalten  eine  Kritik  des  liberalen  Systems  in  der  Art,  wie  sie 
der  Sozialismus  und  der  Kathedersozialismus  üben.  Der  zweite  Abschnitt  giebt  das 
Programm  der  volksvrirtschaftlichen  Beform:  korporative  Vereinigung  der  Produzenten 
jeder  Art  nach  dem  Muster  der  alten  Zünfte ;  der  Befflbigungsnachweis  ,  als  Bedingung 
des  selbständigen  Gewerbebetriebes,  wird  z.  B.  mit  denselben  Argumenten  gestuzt,  welch« 
bei  Beratung  der  nunmehr  in  Österreich  in  Wirksamkeit  getretenen  Gewerbenovelle  im 
Parlamente  vorgebracht  wurden. 

Die  Korporationen,  deren  Keime  und  Anfänge  Mazaroz  und  der  H.  Verf.  in  den 
chambres  syndicales  erblickt,  sollen  auch,  wie  im  dritten  Abschnitte  dargestellt  wird,  die 
Grundlage  des  politischen  Aufbaues  der  Gesellschaft  bilden,  über  den  selbstverwaltendeo 
Korporationen  stehen  die  Kolonial-  und  Departemental  verbände,  und  diese  entsenden  ihre 
Vertreter  in  die  gesetzgebende  Versammlung;  der  moderne  Parlamentarismus  und  die 
bureaukratische  Zentralisation  sollen  verschwinden  und  an  ihre  Stelle  die  Interesseaver- 
tretung  und  Selbstverwaltung  treten.  Im  vierten  und  fünften  Abschnitt  befürwortet  der 
Hr.  Verf.  im  Gegensatze  zu  Mazaroz  die  legislative  Anbahnung  dieser  Beform. 

Die  Schrift  ist  klar,  kurz  und  übersichtlich  gefafst  und  verdient  wohl  darum,  weil 
sie  aus  Kreisen  stammt,  welche  dem  französischen  Gewerbe  am  nächsten  stehen,  bedeu- 
tendes Interesse. 

Prag.  Josef  Kaizl. 

A.  H.  van  NieropenMr  E.  Baak,  De  Neederlandsche  naamlooze  Vennoot- 
schappen.     Zwolle,  Verl.  v.  W.  E.  J.  Tjeeok  Willink.     Gr.  8«.     XLIII  u.  494  SS. 

Das  genannte  Werk,  welches  in  der  bei  den  Börsenjahrbüchem  üblichen  Weise  ein- 
gerichtet und  wohl  als  periodisch  anzusehen  ist,  giebt  eine  vollständige  Übersicht 
iiber  die  niederländischen  Aktiengesellschaften,  die  in  den  meisten  Fällen  vollkommen 
ausreicht,  ein  richtiges  Urteil  über  die  einzelnen  Unternehmungen  zu  ermöglichen.  Neben 
der  Vollständigkeit  zeichnet  sich  das  Werk  durch  eine  grofse  Übersichtlichkeit 
des  reichen  Materiales  aus.  An  die  Spitze  des  Buches  ist  eine  summarische  Darstellung 
der  683  am  1.  Dez.  1882  noch  bestehenden,  auf  18  Gruppen  verteilten  Aktiengesellschaf- 
ten gesetzt.  Dieser  folgt  ein  alphabetisches  und  weiter  ein  systematisches  Begister,  so 
dafs  es  sowohl  für  den  Kapitalisten  als  auch  für  den ,  der  das  Material  wissenschaft- 
lich verarbeiten  will,  leicht  ist,  sich  sofort  zu  orientieren. 

T^eider  kann  hier  auf  den  reichen  Inhalt  des  trefflichen  Buches  nicht  näher  einge- 
gangen werden;  wir  heben  daher  nur  als  charakteristisches  Moment  hervor,  dafs  der 
korporative  Charakter  der  Aktiengesellschaft  in  den  Niederlanden  fast  durchgängig 
gewahrt  ist,    und    zwar  durch  eine  in  Deutschland    nur  selten  zu  findende  Begeinng  des 
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Stimmrechts.  Nor  bei  einer  unbedeutenden  Zahl  von  Gesellschaften  berechtigt  jede 
Aktie  ohne  weitere  EinschrKnkung  su  einet  Stimme.  Bei  den  meisten  kann  auf  eine 
Person  nur  eine  beschränkte  Stimmzahl  (gewöhnlich  6,  oft  genug  aber  auch  nur  3  oder  %) 
vereinigt  werden ,  wobei  fast  nie  das  Stimmrecht  an  den  Besitz  mehrerer  Aktien  gebun- 
den ist.  Mitunter  wird  überhaupt  von  der  Zahl  der  in  Besitz  befindlichen  Aktien  ab- 
strahiert und  jedem  Mitglied,  so  viel  Aktien  es  auch  besitzen  mag,  nur 
e  i  n  e  8 1  i  m m  e  z u g e s  p  r  o  c  h en.  So  ist  es  z.  B.  bei  der  ^«Dryversvereeniging** ,  der 
Mittelburg'schen  „Bau-  und  Vermietgesellschaft"  und  den  „Rekken'schen  DampfmehlmÜh- 
len*^  Die  niederländische  Geschäftswelt  hat  al«o  den  ursprünglichen  Charakter  der 
Aktiengesellschaft  als  einer  Personen  gesamtheit  festgehalten  und  das  Überwuchern  des 
kapitalistischen  Elementes,  woran  die  deutschen  Aktiengesellschaften  vielfach  kranken, 
vermieden.  Dadurch  wird  ein  grofseres  Interesse  der  Aktionäre  für  das  Unternehmen 
geweckt,  welches  auf  den  Geschäftsgang  von  durchaus  wohlthätigem  Einflufs  ist. 

Wir  wünschen  dem  Werke  weite  Verbreitung  und  Fortsetzung. 

Dr.  R.  van  der  Borght. 

H.  Schumacher-Zarchlin.  Johann  Heinrich  von  Thfinen,  Ein  Forscherleben. 
Zweite  Auflage.  Mit  dem  Portrait  von  Thünens  nach  einem  Ctomälde  von  Temite. 
Rostock  und  Ludwigslust,  Verlag  von  C.  Hinstorff,  1883.     X  u.  383  SS. 

Diese  dem  Andenken  des  verstorbenen  Grofsherzogs  Friedrich  Franz  II.  von  Meck- 
lenburg-Schwerin im  Gedächtnis  Seiner  Teilnahme  an  Jobann  Heinrich  von  Thü- 
nens Forschungen  und  Erfolge  gewidmete  und  zum  hunder^ährigen  Geburtstage  (24.  Juni 
1788)  unseres  Geistesheros  erschienene  Gabe  seines  dankbaren  Schülers  würden  wir 
treudigst  begrüfst  haben,  selbst  wenn  die  neue  Auflage  nicht  als  vermehrte  zu  bezeich- 
nen wäre.  —  Es  mag  Sache,  es  wird  sogar  Pflicht  berufener  Federn  sein,  von  Zeit  zu 
Zeit,  besonders  aber  in  gewissen  Phasen  unserer  sozialen  Entwicklung,  in  würdiger  Weise 
einen  der  Würdigsten  zu  feiern.  Wir  aber  begnügen  uns  mit  dem  Hinweis  darauf,  dafs 
es  dem  in  pietätsvoller  Fürsorge  thätigen  Verfasser  unzweifelhaft  gelungen  ist,  die  For- 
scherwege und  Lebensziele  seines  Meisters  ins  klare  Licht  zu  stellen  und  unverfälscht 
darin  auch  zu  erhalten.  Dem  Wunsche,  dafs  unserer  heranwachsenden  Jugend  „dies  Le- 
bensbild von  Thünens  als  Merkstein  an  ihren  Lebensweg  gestellt*'  gelten  möge,  müs- 
sen wir  wärmstens  beipflichten.  Wir  können  nicht  umhin,  Schumachers  Arbeit  die 
weiteste  Verbreitung  zu  wünschen.  K. 

Wohlfahrtseinrichtungen  der  Friedr.  Krupp'schen  Gufsstahl- 
fabrik    zu  Essen  zum  Besten  ihrer  Arbeiter  und  Beamten.     152  SS. 

Unter  diesem  Titel  hat  die  Firma  Friedr.  Krupp  in  diesem  Jahre,  veranlafst  durch 
die  Hygiene- Ausstellung  zu  Berlin,  eine  Schrift  veröffentlicht,  welche  die  Aufmerksamkeit 
weiterer  Kreise  erregen  mufs.  Es  wird  uns  damit  eine  Beschreibung  sämtlicher  Ein- 
richtungen gegeben ,  welche  Krupp  für  das  Wohl  seiner  Arbeiter  getroffen  hat ,  und  da 
es  sich  hier  um  eine  sehr  grofse  Arbeiterzahl  handelt  (im  Septb.  1881  waren  19,606 
Personen  beschäftigt  und  die  Zahl  der  Familienglieder  betrog  45,776 ,  zusammen  also 
65,381),  und  da  femer  die  Einrichtungen  sehr  mannigfaltig  sind  und  der  Zweck  der- 
selben, Hebung  der  Arbeiter  in  leiblicher  und  sittlicher  Beziehung ,  wohl  auch  erreicht 
worden  ist,  so  dürfte  jene  Schrift  gerade  jetzt  von  Interesse  sein  und  als  Material  dienen 
können  bei  der  Beantwortung  der  Frage,  ob  und  wie  weit  die  Sorge  für  die  Arbeiter 
auf  den  Staat  übertragen  werden  kann. 

Einen  wesentlichen  Gegenstand  der  Fürsorge  bilden  die  Wohnungsverhältnisse. 
Essen  hatte  im  Jahre  1830  5,457  Einwohner,  1881  59,169;  die  Krupp'sche  Fabrik  be- 
schäftigte 1832  10  Arbeiter,  1882  in  Essen  11,011.  Die  Ausdehnung  der  Sudt  ist  also 
zum  grofsen  Teile  durch  das  Wachsen  des  Krupp'schen  Etablissements  hervorgebracht, 
und  es  ist  erklärlich ,  dafs  durch  die  schnelle  Zunahme  grofse  Mifsstände  herbeigeführt 
wurden.  Das  enge  Zusammenwohnen  beeinflufste  die  Gksundheitsverhältnisse  und  die 
Moralität.  Die  Mietspreise  stiegen  bedeutend  (von  24  —  30  Thlr.  in  der  Mitte  der 
50er  Jahre  auf  36 — 50  Thlr.).  Krupp  war  daher  schon  früh  darauf  bedacht,  diesen 
Übelständen  entgegen  zu  wirken;  1863  wurde  eine  Kolonie  mit  40  Wohnhäusern  und 
140  Wohnungen  erbaut,  und  jetzt  besitzt  die  Fabrik  3,208  Wohnungen,  in  welchen 
16,200  Personen  leben.  —  Das  Kottagesystem  (für  jede  Familie  ein  besonderes  Wohn- 
haus) liefs  sich  leider  hier  nicht  anwenden,  da  gerade  in  den  Jahren  der  gröfsten  Aus- 
dehnung —  1871  bis  1878  ^-  das  Terrain  dafQr  nicht  zu  erwerben  war.  Es  wurden 
daher  gröfsere  Häuser  gebaut,  jedoch  immer  so,  dafs  jede  Wohnung  möglichst  von  der 
Nachbarwohnung  abgesondert   ist ;   alle   haben    gesunde   Lage ,    Luft ,    Licht    und   gutes 

32* 
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Wasser,  und,  wenn  irgend  möglich,   auch  ein  G&rtchen.      Die  durchschnittliche  jährliche 
niete  betrfigt: 

fUr  eine  Barackenwohnung  (2  Säume)  .     .     .  Mk.     60 —  90. 

„       „    Wohnung  von  8  Räumen  mit  Keller     „       90 — 108. 

«         tt  >»  II      8  „  y,  „  ,y       120 — 162. 

II   II     II     II  •    >i     II    ti    II  loO. 
II   II     II     II  "    II     »I    II    II  210. 

Für  Arbeiter  ohne  Familie  hat  die  Fabrik  schon  1856  eine  Menage  errichtet.  Da- 
mals wurde  pro  Tag  für  Logis ,  Blittagessen  (4  mal  wöchentlich  Fleisch) ,  Abendesseo, 
Butter ,  Kaffee ,  Wäsche  etc.  6  Silbergr.  berechnet ,  1862  erhöhte  man  diesen  Sats  um 
8  Pf.,  1869  um  weitere  4  Pf.,  jedoch  wurde  nun  jeden  Tag  Fleisch  gegeben;  1874 
machte  die  Steigerung  der  Lebensmittelpreise  üne  Erhöhung  auf  8  Silbergr.  nötig. 

Ein  grofsartiger  Konsumverein  sucht  den  Arbeitern  die  Nahrungsmittel  und  andere 
notwendige  Gegenstände  billig  zu  verschaffen.  Der  Verein  hat  eine  Schneider-  and 
Schuhmacherwerkstatt,  eine  Verkaufsstelle  für  Eisenwaren  und  Hausgeräte,  eine  Schlächterei, 
Bäckerei,  Dampfmühle,  Restanrationen,  eine  Selterwasser-,  Bürsten-  und  Dütenfabrik,  and 
überall  ist  darauf  Bedacht  genommen,  dafs  in  diesen  Anlagen  die  invaliden  Arbeiter, 
sowie  die  Witwen  und  Töchter  von  Arbeitern  Beschäftigung  finden. 

Die  Kranken-  und  Sterbekasse  besteht  seit  1853.  Unsere  Schrift  enthält  das  voll- 
ständige Statut  dieser  Kasse,  sowie  eine  Tabelle  über  die  Entwickelung  derselben  seit 
1856.  Aus  dieser  Tabelle  wollen  wir  nur  erwähnen,  dafs  i.  J.  1882  die  Beiträge  der 
Mitglieder  257,000  M.,  die  der  Firma  128,000  M.  betragen  haben.  —  Damit  auch  dann 
Unterstütaungen  gewährt  werden  können,  wenn  das  FamiUenhaupt  gesund  ist,  Krank- 
heiten in  der  Familie  aber  Not  und  Sorge  erzeugt  haben,  ist  i.  J.  1879  von  dem  Chef 
der  Firma  der  Krankenkasse  ein  Geschenk  von  6000  M.  gemacht  und  nach  Verwendung 
dieser  Summe  i.  J.  1881  zu  demselben  Zwecke  ein  Kredit  von  3000  M.  pr.  Jahr  k  conto 
der  Geschäftskasse  bewilligt  worden. 

Pensionen  werden  an  Arbeiter  und  deren  Witwen  gezahlt,  wenn  Erstere  mindestens 
20  Jahre  im  Dienste  der  Fabrik  gewesen  oder  in  diesem  Dienste  verunglückt  sind.  Die 
Zahl  der  Pensionäre  betrug  Ende  1882  76  mit  einem  durchschnittlichen  Pensionsbetrage 
von  M.  51  pr.  Kopf  und  Monat.  —  An  91  Witwen  werden  durchschnittlich  M.  29  pr. 
Kopf  monatlich  bezahlt  — 

Für  die  G^undheit  der  Arbeiter  ist  ebenfalls  in  ausgedehntem  Mafse  gesorgt.  Es 
wird  eine  Statistik  über  alle  epidemischen  und  endemischen  Krankheiten  geführt,  nnd 
diese  Statistik  erstreckt  sich  über  alle  Angehörigen  der  Fabrik,  soweit  sie  zur  Kranken- 
kasse gehören,  zusammen  über  ca.  30,000  Menschen.  Die  Fabrik  besitzt  dadurch  eio 
Mittel,  den  Gesundheitszustand  zu  Überwachen.  Ferner  ist  eine  Sanitätskommission  vor- 
handen, die  sofort  zusammentritt,  wenn  es  nötig  erscheint,  irgend  welche  Mafsregeln  u 
ergreifen.  —  Zur  Desiufizierung  von  Betten,  Wäsche,  Kleidern  etc.  ist  1874  ein  Des- 
infektionsapparat erbaut  worden;  zur  Abholung  der  infizierten  Gegenstände  dient  ein  lo 
diesem  Zwecke  angefertigter,  hermetisch  verschliefsbarer  Wagen;  für  den  Betrieb  des 
Desinfektionsapparats  ist  ein  besonderes  Reglement  erlassen. 

Die  Kranken  werden  in  einem  der  Firma  gehörigen  Krankenhause  untergebracht, 
welches  auf  sehr  günstigem  Terrain  erbaut  ist 

Im  Jahre  1877  wurde  von  Krupp  ein  Lebensversicherungs verein  gegründet,  welcher 
nach  den  Statuten  den  Zweck  hat,  einmal  die  Ausbreitung  des  Versicherungswesens 
unter  den  Angehörigen  der  Fabrik  zu  fördern,  dann  den  letzteren  vorteilhafte  Bedingungen 
durch  Verträge  mit  Lebensversicherungs  -  Gesellschaften  zu  sichern ,  die  Vermittelnng 
zwischen  Versicherten  und  den  Versicherungs  -  Gesellschaften  zu  Übernehmen ,  so  dais 
also  die  Agentenprovisionen  zu  Gunsten  der  Versicherten  fortfallen  und  endlich  eise 
Kasse  zu  bilden,  aus  welcher  unter  Umständen  den  Mitgliedern  aufserordentliche  Unter- 
stützungen gewährt  werden  sollen.  —  Bei  der  Gründung  des  Vereins  hat  Krupp  dem- 
selben ein  Geschenk  von  50,000  M.  und  i.  J.  1879  abermals  ein  solches  von  4000  M. 
gemacht ;  aufserdem  gewährt  die  Firma  dem  Vereine  regelmäfsige  vierte^ährliche  Beiträge 
in  der  halben  Höhe  der  von  den  Gesellschaften  bewilligten  Bonifikationen  und  hat  die 
Geschäftsführung  übernommen,  so  dafs  die  Verwaltung  dem  Vereine  keine  Kosten  ver- 
ursacht. 

Was  nun  die  Einrichtungen  im  Betriebe  der  Fabrik  betrifft,  so  ist  hier  ebenfiUs 
Alles  gethan,  was  möglich  ist,  um  die  Arbeiter  vor  Unfällen  zu  bewahren  und  gesund 
zu  erhalten. 
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Unsere  Schrift  ffihrt  noch  mancherlei  auf,  was  von  Interesse  ist ;  wir  müssen  uns 
hier  aber  darauf  beschränken,  nur  das  Wichtigste  herronsuheben.  Es  geht  auch  daraus 
schon  herror,  dafs  die  Inhaber  der  Firma  Fr.  Krupp  eifrig  bemüht  sind,  die  Lage  ihrer 
Arbeiter  nach  allen  Richtungen  hin  mit  grofsen  Opfern  zu  heben,  und  wenn  am  Schlüsse 
der  Schrift  gesagt  wird,  dafs  die  Firma  auch  femer  denselben  Weg  unverrückt  verfolgen 
wird,  so  ist  das  mit  Freuden  zu  begrüfsen  und  nur  zu  wünschen,  daA  ein  solches  Bei- 
spiel Nachahmung  finden  möge.  Die  Jahresberichte  der  Fabrikinspektoren  zeigen  uns 
z.  T.  ganz  andere  Bilder.  A.   Bayerddr  ff  er. 

Arine,  J.,  La  Chine  famili&re.  2«  Edition.  Paris,  Charpentier,  1888.  8.  VIII— 
294  pag.     8  fr,  50  c. 

Gaillardet,  F.,  L'Aristocratie  en  Am^rique.   Par.,  Dentu,  1888.    12.    879  pag. 

G  0  d  e  f r  o  7 ,  A.,  La  question  ouvri^re,  ^tude  sociale.  Le  Havre,  impr.  Bfaudet  & 
Godefroy,  1888.    8.    XXVUI— 61  pag. 

Guimet,  E.,  Note  sur  la  röunion  des  ouvriers  de  l'ameublement  k  Paris  (18  mars 
1888).  Lyon,  impr.  Plan,  1888.  8.  8  pag.  (Eztrait  des  M^moires  de  TAcadimie  des 
Sciences  etc.  de  Lyon.) 

M  e  m  o  r ,  Questions  du  Jour.  Le  cat^chisme  au  point  de  vue  philosophique  et  so- 
cial.     Par.,  Palm«,  1883.    12.    71  pag.     —  50  c 

Pourret,  L.,  Lectures  familiäres  sur  le  travail  industriel,  divis^es  en  8  parties : 
1)  la  force,  on  la  physique  industrielle;  2)  la  matiire,  ou  l'histoire  naturelle,  indu- 
strielle ;  8)  le  travail,  ou  l'industrie.  2«  Edition.  Par.,  Fouraut  &  fils,  12.  VUI— 
291  pag.     Avec  55  flgures. 

T  h  i  e  r  r  y ,  A.,  Essai  sur  Thistoire  de  la  formation  et  des  progris  du  tiers  ätat, 
saivi  de  fragments  du  recueil  des  monuments  inödits  de  eette  histoire.  Paris,  Firmin- 
Didot,  1883.    12.     562  pag. 
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land, Rnfsland.     (Cottasche  Buchh.  in  Stuttg.)    8  M. 
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to  contracts,  rights,  and  remedies,  and  especially  in  regard  to  Harriages,  Divorces,  WUls, 
SuGcessions  and  Judgments.  8th  edition,  edited  by  Melville  M.  Bigelow.  Boston,  Little, 
Brown  &  Co,  1888.     8.     XXXIX— 901  pp.     $  6.— 

Triaca,  Fr.,  Elementi  di  diritto  civile  e  commerdale.  2  vols.  (270  e  834  pp.) 
Hilano,  tip.  Manini,  1888.     8.     1.  6,50. 

Boas,  L.  S. ,  Verzameling  van  rechterlgke  beslissingen  in  handelssaken ,  hier  tc 
land  gewesen  in  de  jaren  1876 — 1881.  Amsterdam,  Gebr.  Schröder,  1883.  Boy-8.  VIII 
—224  bi.     fl.  8,40. 

11.    Staati-  n.  Verwaltiuigsreeht  «te. 

Mittenawey,  L. ,  Gesetseskonde.  Die  Verfassg. ,  Gesetzgebg.  u.  Verwsltg.  d. 
deutsch.  Reichs  n,  Einzelstaates.     (Hahnsche  Buchh.  in  Hannover.)    4  M. 

Hartmann,  Landgüter-Ordnung  f.  d.  Prov.  Brandenburg.  (Karl  Heymanns  Ver- 
lag in  Berlin.)     1  M.  50  Pf. 

Bonnassieuz,  P. ,  Les  assemblees  repräsentatives  du  commerce  sous  rancien 
regime.     Nancy,  Berger-Levrault  &  G«,  1883.     8.     28  pag.  avec  fignre  et  carte. 

Dufour,  G. ,  L'administration  fran9aise  en  1888.  Par.,  Chevalier-Maresoq,  1883. 
18.     69  pag.     2  fr. 

W  e  i  f 8 ,  A.,  Le  droit  f^tial  et  les  fStiaux  k  Rome :  ätude  de  droit  international.  Par , 
Pedone-Lauriel,  1888.     8.     47  pag. 

Demombynes,  G. ,  Les  constitutions  europ^ennes ;  Parlements,  conseils  proTiB- 
ciauz  et  communaux  et  Organisation  judiciaire  dans  les  divers  Etats  de  TEurope.  2«  edi- 
tion. 2  vols.  (L  XXXIX— 892  pag.,  IL  915  pag.).  Par.,  Larose  &  Forcel,  1883.  8. 
24  fr. 

12.     Statiitik. 

Generalbericht  Aber  das  Medisinai-  und  Sanit&ts wesen  der 
Stadt  Berlin  im  Jahre  1881.  ErsUttet  (in  Vertretung)  von  Dr.  A.  MTernick. 
Berlin  1883.     Druck  und  Verlag  von  A.  W.  Hayn's  Erben.     8<>.     314  S. 

Zum  zweiten  Male  veröffentlicht  das  Berliner  köngl.  Polizeipräsidium  seinen  Bericht 
über  das  Medizinal-  und  Sanitfttswesen  der  Stadt  Berlin  (pro  1881),  eine  Pnblikatioii, 
die  des  Interessanten  viel  bietet.  In  dem  I.  Abschnitt  (Gebnrts-,  Qesnnd- 
heits-  und  Sterblichkeitsverhältnisse  Berlins  i.  J.  1881)  werden  m- 
nächst  die  Allgemeinen  Geburts-  und  S  terblichkei  ts  verhältniste 
dargelegt,  die  einen  Überschufs  von  12,420  Geborenen  und  von  20,354  ZugezogeseB 
ergeben,  so  dafs  eine  Gesamtbevölkerung  von  1,156,882  Einw.  folgt.  Weiter  werden 
die  S  te  r  blichkei  ts-  und  G  esundheits  verhäl  tnisse  im  besonderes 
ausgeführt,  zuforderst  die  Kindersterblichkeit  mit  Beziehung  auf  eheliche  ssd 
uneheliche  Gkburt,  Lebensalter,  Todesursache,  wobei  auch  die  Ernährung  der  Kinder  in 
Rücksicht  gezogen  wird.  Der  zweite  Punkt  dieses  besonderen  Teiles  betrifft  die  In- 
fektionskrankheiten, von  denen  besonders  der  Typhus  mit  Beziehung  anf  die 
Grundwasserstände  und  die  öffentlichen  Wasserläufe  Berlins,  Kirchhöfe,  AbladesteilcQ 
für  Strafsenkehricht  u.  s.  w.  ausführlich  besprochen  wird. 

Der  II.  Abschnitt  (Sanitätspolizei)  belehrt  in  dem  ersten  Teile  (Beiz- 
haltnng  des  Bodens,  Entwässerung)  über  die  Kanalisation,  Beseitigung  der  AbCsUstoff« 
in  den  nicht  kanalisierten  Stadtteilen,  Strafsenkehricht  und  feste  Abfiülstoffe  der  Hsns- 
haltungen,  Strafsenreinigung  und  Pflasterung,  während  in  dem  zweiten  Teile  (WohoaogeD) 
der  Entwurf  einer  neuen  Baupolizeiordnung  und  Daten  über  allgemeine  WohnnngsTer- 
hältnisse,  Schlafstellen-  und  Asylwesen,  über  die  „Pennen''  genannten  Nachtherbeigea 
und  sanitätspolizeiliche  Untersuchungen  einzelner  Wohnungen  mitgeteilt  werden.  D^ 
dritte  Teil  dieses  Abschnittes  behandelt  die  Wasserversorgung  sowohl  durch  Wasser- 
werke als  auch  durch  Brunnen,  der  vierte  die  sanitätspolizeilichen  Mafsnahmen  besfigUcli 
des  Verkehrs  mit  Nahrungs-  und  Genufsmitteln.  Der  fünfte  und  sechste  Teil  bespricht 
die  sanitätspolizeilichen  Mafsregeln  gegen  die  abnorme  Höhe  der  Kindersterblichkeit  nad 
gegen  Infektionskrankheiten  aller  Art,  wobei  namentlich  der  Abschnitt  über  die  Aus- 
breitung der  Syphilis  und  über  die  Überwachung  der  Prostitution  oft  recht  traurige  Ver 
faältnisse  aufdeckt,  wenn  auch  eine  kleine  Wendung  zum  Bessern  nicht  zu  verkennen 
ist.      Im  siebenten  Teil   werden   die  Mafsnahmen   betreffend  den  Verkehr  mit  Giften  nnd 
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die  Verwendung  von  Giften  zur  Herstellung  von  Qebrauchsgegenständen,  im  achten  die 
in  Bezug  auf  gewerbliche  Anlagen  und  Oewerbebetriebe  aufgeführt. 

Der  III.  Abschnitt  (Medizinalpolizei)  handelt  von  den  Medizinalpersonen, 
Apotheken  und  Droguenhandlungen,  Krankenhäusern  und  Krankentransporten,  vom  Leichen- 
wesen und  endlich  von  den  „Rettungskasten",  den  Vereinen  für  ärztliche  Hilfe  bei  Nacht 
und  den  Sanitätswachen,  wobei  auf  manche  Mänt^el  hingewiesen  wird. 

Der  reiche  Inhalt  des  Textes  wird  ergänzt  durch  12  Anlagen  (S.  257—314), 
zum  grösseren  Teile  graphische  und  tabellarische  Darstellungen,  welche  das  statistische 
Material  für  die  vorangegangenen  Ausführungen  in  übersichtlicher  und  handlicher  Form 
vorführen.  R.  v.  d.  B. 

Th.  Sörensen:  BÖr nedödeligheden  i  forskjellige  Samfnndslag 
i  Dan  mark.     Kjobenhavn  1883. 

(Th.  Sörensen:  Kindersterblichkeit  in  verschiedenen  Gesellschaftsschichten  in  Däne- 
mark.    Kopenhagen  1883,  110  Seiten  8o.) 

Diese  Arbeit  liefert  uns  einige  neue  Mitteilungen  über  die  Sterblichkeit  von  unehe- 
lichen Kindern,  deren  Geschichte  die  offizielle  dänische  Statistik  nur  den  ersten  Monat 
ihres  Lebens  hindurch  verfolgen  kann.  Besonderes  Interesse  bieten  die  Mitteilungen 
über  die  Anzahl  unehelicher  Kinder,  welche  durch  die  spätere  Ehe  der  Eltern  legitimiert 
werden.  10  bis  24}  der  unehelichen  Kinder  werden  auf  diese  Weise  legitimiert,  während 
auf  dem  Lande  auTserdem  eine  grofse  Anzahl  unehelicher  Kinder  dadurch  versorgt 
werden,    dafs   die  Mutter   sich  mit  einem  anderen  als  dem  Vater  ihrer  Kinder  vermählt. 

Die  Bevölkerung  Dänemarks  ist  wesentlich  eine  ackerbautreibende;  es  ist  deshalb 
von  nicht  geringer  Bedeutung,  Klarheit  über  den  Gesundheitszustand  der  Kinder  in  den 
verschiedenen  Gesellschaftsschichten  auf  dem  Lande  zu  erlangen ,  eine  Frage ,  welche 
weder  in  Dänemark  noch  wo  anders  Gegenstand  sonderlicher  Aufmerksamkeit  gewesen 
ist.  Was  uns  hier  mitgeteilt  wird,  scheint  besonders  darauf  hinzudeuten,  dafs  die  Bauern 
nicht  verstehen,  Vorteil  aus  den  günstigeren  Verhältnissen  zu  ziehen,  unter  denen  sie 
leben,  so  dafs  die  Sterblichkeit  der  Kinder  bei  den  Bauern  ungefähr  ebenso  grofs  ist 
als  bei  den  Feldarbeitem ;  weder  hinsichtlich  der  Reinlichkeit,  Hautpflege  noch  Ernährung 
der  Kinder  zeichnen  sich  die  Banergutsbesitser  vor  den  Häuslern  aus  und  wenn  auch 
die  Wohnungen  ersterer  gröfser  sind,  so  benützen  sie  doch  nur  wenige  Zimmer,  wo  die 
Luft  zumal  nicht  besser  ist,  als  in  denen  der  Arbeiterklasse.  Unzweifelhaft  würde  es  sich 
für  Sozialstatistiker  lohnen,  zu  untersuchen,  wie  es  sich  in  diesem  Punkt  in  den  Acker- 
baudistrikten  Deutschlands  verhält.  Harald  Westergaar d. 

O.  Elb,  „Über  Gebändestatistik.'«  Dresden,  Schönfeldts  Verlag,  1882.  gr.  8. 
30  S. 

Der  Verfasser,  von  Beruf  Zivilingenieur,  vertritt  das  statistische  Interesse  des  Tech- 
nikers,  welches  mehr  auf  die  „Bewegung«'  als  den  „Stand««  des  in  den  Bauten  aller 
Art  angelegten  Nationalkapitals  gerichtet  ist ,  und  darum  stets  mehr  eine  „Bau-««  als 
weniger  eine  „Gebäudestatistik««  zu  gewinnen  sucht.  Immerhin  ist  Jeder  in  dieser  Rich- 
tung arbeitende  Techniker  als  ein  hochwillkommener  Bundesgenosse  der  Statistik  über- 
haupt zu  begrüfsen  und  darum  mit  dem  Verfasser  die  Thatsache  zu  beklagen ,  dafs  aus 
dem  Schofs  der  hieher  gehörigen  technischen  Berufskreise  selbst  bisher  „nur  wenig  po- 
sitive Vorschläge  einer  vollkommneren  gebäudestatistischen  Erhebung  hervorgegangen 
sind.**  Als  den  jüngsten  Beitrag  hiefür  zitiert  der  Verf.  selbst  die  Denkschrift  des  Bau- 
inspektors  Housselle,  d.  i.  das  Referat  des  Berliner  Architektenvereins,  ausgearbeitet 
nach  einem  diesbezüglichen  BeschluTs,  welchen  der  „Verband  deutscher  Ingenieure  und 
Architektenvereine««  bereits  i.  J.  1876  gefafst  hatte.  In  dieser  Denkschrift  fehlt  das 
erschöpfende  Bild  des  bisher  in  der  Gebäudestatistik  Geleisteten,  sowie  eine  Klarlegung 
der  Aufgaben  und  Mittel  derselben. 

Beide  dieser  Lücken  sucht  Hr.  Elb  in  seiner  Schrift  auszufüllen  in  dem  Räume 
von  kaum  17  Seiten  Text,  wovon  noch  5  Seiten  auf  die  Einleitungsworte  entfallen, 
allerdings  eine  schwierige,  kaum  zu  bewältigende  Aufgabe.  So  kann  denn  auch  dieser 
neueste  Beitrag  zur  Gebäudestatistik  nur  als  eine  Skizze  angesehen  werden,  welche  nach 
Erwähnung  der  von  Altmeister  Engel  dem  internationalen  Statist  Kongrefs  von  1863 
unterbreiteten  umfassenden  Vorschläge  und  Formularien  wie  deren  Kondensierung  im 
Kongrefs  von  1876  bei  den  Vorschlägen  des  Stadtbaurats  Blankenstein  („Wochenblatt 
Hir  Architekten  und  Ingenieure««  Jahrgang  1879|80)  stehen  bleibt;  diese,  von  Elb  in  der  An- 
lage R  abgedruckt,  berücksichtigen  vorzüglich  die  „Kostenfrage««  aller  Bauten  und  dürf- 
ten ihrer  ins  einzelne  eindringenden  Formulare  wegen   höchstens   bei   den  Baubehörden 
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oder  Fachtechnikem  Anfiiahme  finden ,  einer  allgemeinen  gebiudestatistischen  Er* 
hebong  dagegen  wenig  nützen  könnten.  Aach  die  Fixiemng  des  Begrub  der  Gebiode* 
einheit  ist  von  Blankenstein  wie  seitens  des  Hm.  £  1  b  noch  den  Nachfolgern ober- 
lassen.  Die  von  dem  Letstem  aufgestellten  Fragen  nach  dem  Verhältnis  der  gesamten 
AuTsenfläche  des  Oebfindes  zur  Lichtfläche  an  Stelle  der  bisher  fiblichen  Frage  nach  der 
Zahl  der  Fenster ,  sowie  jene  nach  Lage ,  System  und  ,, Hygiene"  der  Graben  wSren 
ein  bedeutender  Fortschritt,  wenn  sie  nicht  ebenfalls  an  den  Fachmann  als  Beantworter 
appellieren  würden ;  diese  fachmännische,  technische  Beantwortung  vorausgesetzt,  ist  du 
von  dem  Verfasser  in  Anlage  C  aufgestellte  Fragenschema  mindestens  ein  sehr  braaeh- 
bares  und  wertvolles  Substrat  weiterer  Beratungen  der  statistischen  und  technischen  In- 
teressenten dieser  schwierigen  Frage.  Dafs  für  den  Statistiker  und  Nationaldkonomeo 
die  Gebäudestatistik  vomemlich  ihrer  sozialökonomischen  Auskünfte  wegen  von  wissen- 
schaftlichem Interesse  ist  und  darum  vor  allem  in  dieser  Bichtuug  ihre  möglichste 
Fortbildung  erstreben  sollte,  haben  wir  bei  Besprechung  der  bisherigen  Versuche  einer 
„internationalen  Gebäudestatistik"  („Österr.  Statist.  Monatsschrift**  Jahrg*  1877) 
des  Näheren  angedeutet.  John. 

Deutschland. 

1 1 1  i  n  g ,  Handbuch  für  preufs.  Verwaltungsbeamte.    Nachtrag.     (A.  Haack  in  Berlin.) 

Mucke,  J.  R. ,  Deutschlands  Getreide-Ertrag.  Agrarstatist.  Untersuchung.  (Abel 
in  Greifswald.)     15  M. 

Jahrbücher,  württembergische,  l.  Statistik  u.  Landeskunde.  Jahrg.  188S.  1.  Bd. 
1.  Hälfte.     (Kohlhammer  in  Stuttgart.)     pro  kplt.  5  M. 

Matthäi,  F.,  Die  Wirtschaft!.  Hilfsquellen  Rufslands  u.  deren  Bedentg.  f.  d.  Ge- 
genwart u.  Zukunft     11.  u.  12.  Lfrg.     (Baensch  in  Dresden.)     k  1  M. 

Statistik,  Breslauer.  Hrsg.  v.  städt.  stat  Bureau.  8.  Serie  1.  u.  S.  Hft.  (Mor- 
genstern Verlagskonto  in  Breslau.)     4  M.  80  Pf. 

Frankreich. 

Annuaire  statistique  de  la  France  (6«  ann^e)  1888.  Par.,  impr.  nation.,  1889. 
gr.  in-8.     XXIV-.680  pag. 

Resultats  statistiques  du  dönombrement  de  1881 .  France  et  Alg^e.  Par.,  impr. 
nation.,  1888.     LXIV — 291  pag.     (Publication  du  Ministtoe  du  commerce.) 

£n  gland. 

Miscellaneous  SUtistics  of  the  United  Kingdom.  (Part  XI.)  London  1883. 
Folio.     VIII — 508  pp.    (Parliam.  paper  by  command,  blne  book.) 

Italien. 

Censimento  della  popolazione  del  Begno  dltalia  al  31  dicembre  1881.  Volnme 
II:  (Popolazione  dassificata  per  etä,  sesso,  stato  civile  e  istruzione  elementare.)  Borns 
1888.     Imp.-in-8.     VIU— 606  pp. 

Statistica  delle  cause  di  morte.  Morti  awenute  nei  oomuni  capoluof^  di  pro- 
vincia  o  di  circondario  (durante  l'anno  1882).  Roma  1883.  Boy.  in-8.  LH — 127  pp 
(Pubblicazione  del  Ißnistero  di  agricoltnra,  industria  etc.,  Direzione  della  statistica.) 

Statistica  giudiziaria  degli  affari  penali  per  Tanno  1880,  confrontata  con  quUs 
degli  anni  precedenti.  Pubblicazione  della  Direzione  generale  di  statistica.)  Roma  1883- 
gr.  in-8.     CI — 527  pp. 

Statistica  dell'  istruzione  per  l'anno  scolastico  1880—81.  Roma  1883.  gr.  in-8. 
LIX— 291  pp. 

Spanien. 

C  e  n  8  o  de  la  Poblaciön  de  Espana ,  segdn  el  empadronamiento  hecho  en  SI  de 
Diciembre  de  1877  por  la  Direcciön  general  del  Instituto  geogräfico  y  estadistieo.  Tomo 
I.  Madrid,  imprenta  de  la  Direcciön  general  del  Instituto  geogräfico  y  estadistieo,  188S 
Imp.-Fol.     XXXV— 840  pp. 

Niederlande. 

Statistiek  van  het  loop  der  bevolking  van  Nederland  over  1880.  's  Chaven- 
hage  1883.     8.     (Uitgegeven  door  het  Departement  van  binnenlandsche  zaken.)     123  pp» 

Statistische  bescheiden  vor  het  Koningrgk  der  Nederlanden.  Sterfte  nsv 
de  oorzaken  van  den  dood  in  1873  en  1874.  2  vols.  's  Gravenhage  1883.  4.  368 
en  368  pp.  (Todesursachen  der  in  den  Jahren  1878  und  1874  im  K5nigr.  der  Nieder 
lande  Gestorbenen.) 
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Mexiko. 

Ley  de  26  de  Mayo  de  1882  que  criö  la  Direccion  general  de  Estadistica  y  regla- 
mento  de  la  misma  ley.     Mexico  1888.     8.     br.     i4  pp. 

18.  Versohiedenes. 

S.  A.  Byk,  Rechtsphilosophie.  Der  letzte  Grund  des  Rechts  und  seine 
praktischen  Konsequenzen,  bearbeitet  unter  Berücksichtigung  der  Möglichkeit  ihrer  Ver> 
wirklicbung.     Lupsig,  Verlag  von  Moritz  Schäfer,  1888.     8^.     XU  und  244  S. 

Der  Verfasser  hat  sich  schon  in  einer  Reihe  anderer  Schriften  als  ein  vielseitig 
unterrichteter  und  eigentttmlich  denkender  Forscher  kundgegeben.  Aber  es  wfire  von 
keiner  leicht  zu  sagen,  worin  ihr  wissenschaftlicher  Gewinn  bestünde.  Als  ein  nach  Wahrheit 
suchender,  scharfblickender  Laie  hat  er  den  Stoff  seiner  wechselnden  Betrachtung  mehr 
nach  persönlichem  Bedürfnis  als  nach  den  Bichtnngsmafsstäben  der  gegenwärtigen 
Forschung  disponiert.  Man  vermifst  den  Zusammenhang  seiner  Ideen  mit  der  konkreten 
Gestalt,  welche  die  Gesamtarbeit  des  Jahrhunderts  angenommen  hat.  Darin  könnte  nur 
ein  erspriefsliches  Moment  des  Gedankenfortschritts  liegen,  insofern  die  Eigentümlichkeit 
der  Behandlung  den  wissenschaftlichen  Problemen  eine  neue  Seite  abzusehen  verstünde. 
I>och  dies  kann  trotz  der  vielen  guten  Gedanken,  über  die  der  Verf.  gebietet,  nicht  wohl 
sugegeben  werden.  Er  ist  eine  zu  dispersive  Matur,  die  defshalb  zu  einer  wirklichen  Be- 
herrschung der  Materien  nicht  gelangen  kann.  Weder  die  Angriffspunkte  noch  die  Losungs> 
mittel  noch  die  Ziele  seiner  Forschung  sind  deutlich  erkannt  und  bestimmt  formuliert,  so 
dafs  man  am  Schlufs  seiner  Bücher  sich  zu  dem  Zeugnis  gezwungen  fühlt,  mit  einem 
ernst  denkenden  aber  nicht  richtig  forschenden  Autor  Bekanntschaft  gemacht  zu  haben. 

Es  wäre  eine  mifsUche  Aufgabe,  den  Beweis  für  diese  Behauptungen  gegenüber  seiner 
Rechtsphilosophie  anzutreten,  denn  wir  müfsten  fürchten,  von  den  Interessen  unseres 
Leserkreises  allzuweit  abzuirren.  Die  Neigung  des  Verfassers  zur  Diskussion  philoso- 
phischer Gtesichtspunkte  hat  Über  die  Würdigung  der  realen  Kräfte,  welche  der  Rechts- 
bildung  zu  Grunde  liegen,  den  Sieg  davongetragen.  Wir  sind  nicht  im  Stande,  den  all- 
gemeinen Auffassungen,  die  der  Verfasser  mit  vielfachen  sachlichen  und  historischen 
Irrtümern  entwickelt,  beizustimmen  und  bedauern  insbesondere  —  was  an  dieser  Stelle 
das  wichtigste  zu  bemerken  ist  —  dafo  er  der  Bedeutung  des  ökonomischen  Prozesses 
für  die  Fundamentiemng  seiner  Disziplin  gar  keine  Rechnung  tragen  mochte.         Z. 

S  c  h  m  i  d  ,  Fernando,  Rückblicke  auf  verunglückte  Kolonisatiousversuche  in  Brasilien. 
(F.  H.  NesÜer  &  MeUe  in  Hamburg.)     1  M. 

Mayer,  A. ,  Wiens  Bnchdruckergeschichte.  1482—1882.  1.  Bd.  1482  —  1682. 
(Frick  in  Wien.)     24  M. 

König,  IVofessor  Dr.  J.,  Die  Wichtigkeit  der  Lebensmittel-Kontrole  u.  ihre  Aus- 
führung in  Deutschland  u.  aufserdeutschen  Staaten.  (Max  Pasih,  Verlagsbuchh.  in  Ber- 
lin.)    1  M. 

Langelütke,  A.,  u.  J.  Doerenberger,  Leitfaden  f.  d.  Handarbeit- Unterricht 
in  Volksschulen.     (F.  Bagel  in  Düsseldorf.)     1  M.  20  Pf. 


Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 

A.     Frankreich. 

Annales  de  dimographie  internationale,  dirig.  par  J.  Bertillon.  VI.  Ann^e 
No  24  (döcembre  1882)  [publik  aoüt  1888] :  Etüde  d^mographique  du  divorce  et  de  la 
Separation  de  corps  dans  les  diffärents  pays  de  l'Europe,  par  J.  Bertillon,  Il^e  partie : 
des  circonstances  qui  accompagnent  le  divorce.  —  Du  mouvement  de  la  population  dans 
plusieurs  viUages  des  cantons  de  Champagney  et  de  Giromagny  pendent  la  seconde  moi- 
tiä  du  XVn«  sitele,  par  V.  Poulet.  —  Note  sur  les  mouvements  de  population  k  Prague, 
par  J.  Erben.  —  L'identit^  des  röcidlvistes  et  la  loi  de  rel^gation,  par  A.  Bertillon 
(chapitre  1  k  8).  —  Nouvelles  applications  du  calcul  des  probabilit^s  k  Tötude  des  ph^- 
nom^nes  statistiques  et  distribution  des  mariages  suivant  Tftge  des  ^poux,  par  Perozzo. 
Accomp.  par  tables  numiriques  et  tables  graph.  —  etc. 
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Bulletin  du  Minist^rede  l'agriculture.  II«  Ann^e,  188S:  No4:  L 
France:  Rapport  sur  les  travaux  administratifs  entrepris  contre  le  phylloxera  et  sar 
la  Situation  du  vignoble  fran9ais  pendant  I'ann^e  1882,  par  Tisserand.  —  Rapport  sor 
la  campagno  sericicole  en  1882,  par  Max.  Cornu.  —  Rapport  sur  le  mildew,  par  Pril- 
leuz.  —  Extrait  du  rapport  sur  l'analyse  des  vins  ^prösent^  k  TExposition  unirers.  de 
1878,  avec  tableaux ,  par  J.  Üoussingault  —  B.  Etranger.  Rapport  sur  la  r^H}It« 
de  la  Prusse  en  1882,  par  A.  de  Piua.  —  La  r^colte  de  la  Hongrie  en  1882.  —  La 
crise  agricole  dans  le  royaume-uni  de  la  Orande-Bretagne.  —  Rapport  sur  la  p^che  es 
Hollande,  par  H.  E.  Sauvage.  —  etc. 

Journal  des  Economistes.  Aoüt  1888:  La  mission  de  la  Commission  du  budget 
de  1884,  par  Mathieu-Bodet.  —  L'^volution  politique  du  XIX«  si^le,  8«  article:  la  poli- 
tlque  iutärieure  des  gouvernemeuts  modernes,  par  G.  de  HolinarL  —  Revue  critiqne  des 
publications  ^couomiques  en  langue  fran^aise,  par  Rouxel  —  Le  Congr^s  international 
scientifique  des  Institution»  de  pr^voyance,  par  E.  Fournier  de  Flaix.  —  Le  demier  ban- 
quet  du  Cobden-Clnb ,  par  A.  F.  de  Fontpertuis.  —  La  question  du  canal  de  Sues  sp- 
pr^ci^e  par  L.  Say.  —  Sociöt^  d'öconomie  politique.  Röunion  du  4  aoüt  1888.  Discos- 
sion :  de  Tapplication,  en  France,  de  l'Acte  Torrens  sur  la  propriät^  fonci^re.  —  Sociäte 
de  statistique  de  Paris.  —  Comptes  rendus.  —  Chronique.  —  etc.  —  Septembre  1883: 
Le  positivisme  devant  la  morale,  le  droit  et  l'öconomie  politique,  par  H.  C.  Mailfar.  — 
Etat  actuel  de  l'öconomie  politique  en  Allemagne  (Si^^^  article) ,  par  M.  Block.  —  Les 
finances  des  communes  en  Prusse,  par  P.  Muller.  —  Revue  de  rAcad^mie  des  sciences 
morales  et  politiques  (du  1«^  jain  au  31  aoüt  1888),  par  J.  Lefort.  —  Le  royaume  de 
Portugal,  ses  ressources,  ses  colonies  et  son  ätat  äconomique,    par  A.  F.  de  Fontpertuis. 

—  Pensöes  et  xnaximes  öconomiques,  par  M.  R.  —  Publications  du  Journal  officiel.  — 
L 'Industrie  auriAre  en  Rnssie.  —  Les  politiciens  et  bureaucrates  grecs.  —  Les  lignes 
tdl^graphiques  en  Europe.  —  Soci^t4  d'iconomie  politique.  R^union  du  5  septembre 
1883.  Discussion :  Quels  avantages,  en  France  et  en  Angleterre,  le  commerce  retirerait- 
il  de  Tonverture  d'un  tunnel  sous-marin?  —  Comptes  rendus.  —  Chronique.  —  etc. 

Journal  dela  Sociötö  de  statistique  de  Paris.  XXIVe  Ann^,  No  8  k  9  (aoüt  i 
septembre  1883):  Procto-verbal  de  la  s^nce  du  18  juillet  1883.  —  La  statistique  de 
la  navigation  intörieure,  par  Beaurin-Gressier.  —  Quelques  curiosit^  de  la  d^mographie 
parisienne,  par  T.  Loua.  —    Les  transports  en  oommun  h  Paris  (omnibus  et  tramways). 

—  La  Population  de  Monaco  en  1881.  —  Du  rang  de  l'Espagne  en  Enrope  d'apr^  Is 
statistique,  par  P.  A.  Delboy.  —  L'industrie  de  la  soie  k  Lyon,  par  T.  Loua.  —  Les 
banques  fran9aises  et  la  crise  de  1882.  —  L'horlogerie  de  Besannen.  —  Les  Clesriog- 
Houses  aux  Etats- Unis.  —  etc. 

Moniteur  des  assurances.  Revue  mensuelle.  Tome  XV,  No  178  k  179  (15  juillet 
k  Ifi  aoüt  1883):  Situation  et  progrto  des  assurances  sur  la  vie  en  France.  —  Statistiqne 
des  Operations  des  compagnies  d*assurances,  en  1882,  par  P.  Moulin.  —  Actif  des  eom- 
pagnies  au  31  däcembre  1882.  —  Comptes  rendus  des  (22)  compagnies  d'assnrances  nr 
la  vie.  —  R^sumä  des  Operations  des  compagnies  d'assurances  contre  l'incendie  pendsnt 
Tezercice  1882,  par  A.  Thomereau.  —  Comptes  rendus  des  (19)  compagnies  d'assurances 
(fran^ais)  contre  l'incendie.  —  Comptes  rendus  des  principales  compagnies  itrang^res: 
Assurances  gön^rales  de  Trieste  et  Venise;  Riunione  adriatica  di  sicurta;  1^  Compsgoie 
hongroise  d'assurances  gän^rales;  Sociöte  anonyme  d'assurances  franco-hongroise;  North 
british  and  mercanüle  Insurance  Co .  —  Les  assurances  contre  l'incendie  en  Belgiqoe 
(1859—1882).  — 

Revue  gön^rale  d'administration.  VI«  Ann^e,  juin  1883;  L'Ecole  libre  de» 
sciences  politiques ,  par  A.  Lavall^e ;  —  Caractfere  obligatoire  des  subveations 
allou^os  sur  l'octroi  aux  hospices  et  auz  bureaux  de  bienfaisance ,  par  A.  Chevalier.  — 
Du  caract^re  du  droit  k  l'indemnite  en  mntiöre  de  dommages  suite  de  travaux  pablic». 
Recevabilitff  de  l'ezpertise ,  par  Garnot  —  Chronique  de  Tadministration  fran^aise :  Chro- 
nique parlementaire ;  Projet  de  cr^ation  du  chambres  de  commerce  k  l'^tranger.  Forets  commu- 
nales,  ötudes  de  chemins  vicinauz.  —  etc.  —  Livraisons  de  juillet  et  aoüt  1883  :  Projet  de 
re Vision  de  la  loi  sur  les  logements  insalubres,  par  G.  Jourdan.  Article  1  et  2.  —  De 
la  demissiou  des  maire»  et  des  adjoints,  par  Marcel  J.  Saint-Lager.  —  L'administratioa 
des  beaux  arts,  4«  et  5®  article,  par  H.  Murgaud.  —  Les  travaux  des  consdls  de  pr^- 
fecture  en  1881  et  en  1882.  —  Chronique  de  Tadministration  fran^aise:  Indes  fran^aises. 
Promulgation    du  code   d'instruction   criminelle.     Projet  de  rdorganisation    des  chambres 
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coDsulUtives  d'agricultare.  Loi  du  29  nivose  au  XIII :  Pöres  de  famille  ayant  7  enfanis 
vivants.  Caisses  d'^par((ne,  Operations  en  1888  —  Des  testaments  solenneis  des  Fran- 
9ais  k  rätranger  1090«  par  les  chanceliers  des  consulats,  par  F.  Sanlaville.  —  etc. 

ReToe  maritime  et  coloniale.  Livraison  263  k  264,  Aoüt  et  Septembre  1888:  Re- 
lation d*an  voyage  k  pied  du  Remboe  au  lac  Ashingo  et  k  l'Ogöou^,  septembre  1883, 
par  Tenaille  d'Estais  et  S.  Lota.  —  L'avancement  dans  la  marine  italienne.  —  Progrös 
de  la  m^anique  en  Chine.  —  La  guerre  maritime  dans  Tlnde  sous  le  Consnlat  et  TEm- 
pire  (fin),  par  E.  Fahre.  —  Voyages  d'ezploration  de  M.  Savorgnan  de  Brazza :  Ogoouc 
et  Congo  (snites).  —  Souvenirs  d'une  campagne  dans  le  Levant.  L'Egypte  en  1882 
(suite)  par  B.  Oirard.  —  Abordages  et  cloisons  ^  ötanches ,  par  L.  de  Maupeou.  — 
Organisaüoii  de  TEcole  nayale  des  ^tats-Unis.  —  Edairage  tiectrique  du  steamer^^Hima- 
laya**.  —  Memoire  du  capitaine  de  vaisseau  de  Flotte-Beuzidou,  directeur  de  l'Ecole  de 
Brest,  relatif  aus  salles  d'^tudes  des  ilhves  (fin  du  XVIIIe  siöde),  par  A.  Doneaud  du 
Plan.  —  Exploitation  des  mines  du  Laurium,  par  E.  Watbled.  —  Annales  lorientaises. 
Lorient,  arsenal  royal  (1704—1720)  3«  partie  (fin),  par  F.  Jdgou.  —  Expdriences  de  tir 
de  la  fiabrique  d'acier  fondu  de  Krupp  (1882).  —  etc. 

B.    England. 

Contemporary  Review,  the,  for  August  and  September  1888.  The  Suez  Ca- 
nal  Qnestion,  by  R.  T.  Reid.  —  The  Punishment  of  Penal  Servitude,  by  M.  Davitt.  — 
Luther,  by  J.  A.  Fronde  (2nd  artide).  —  The  analogies  of  Sailing,  by  P.  O.  Hamerton.  — 
The  Monconformists  and  Church  Reform,  by  H.  Richard.  —  Europeans  and  Natives  in 
India,  by  A.  H.  Haggard.  —  Contemporary  Life  and  Tought  in  Oermany,  by  F.  H. 
Geffcken.  —  Russia  after  the  Coronation ,  by  Stepniak.  —  The  Work  of  Trade  Unions, 
by  6.  Howell.  —  Poachers  and  Poaching,  by  I.  Purves.  —  The  Origin  of  Tithes,  by 
E.  Hatch.  —  The  Gods  of  Canaan,  by  Sayce.  —  Last  words  on  Mr.  Ilbert's  Bill,  by 
A.  Hobhoose.  —  The  early  History  of  the  Family,  by  A.  Lang.  —  Colours  and  cloths 
of  the  Middle  Ages,  by  Mrs.  Haweis.  —  Toung  Serbia  —  1888,  by  E.  Jenkins.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the,  for  August  and  September  1883:  France  and  Eng- 
land in  Egypt,  by  L.  Say.  —  The  Negotiations  with  M.  de  Lesseps,  by  O.  C.  Water- 
field.  —  The  Importation  of  Disease,  by  C.  Creighton.  —  Criminal  Jurisdiction  over 
Englishmen  in  India,  by  C.  C.  Macrae.  —  France  and  Syria,  by  (Captain)  C.  R.  Con- 
der.  —  Medical  Family  Registers,  by  Fr.  Oalton.  —  New  Guinea  and  Annexation,  by 
J-  Vogel.  —  Our  Beer  Policy,  by  C.  B.  Clark.  —  The  Radical  Programme  I.  Machinery. 
II.  Measures.  —  Politics  in  the  Lebanon,  by  an  English  Resident.  —  Yachting.  I.  Cruis- 
ing,  by  Th.  Brassey.  II.  Racing,  by  Dixon  Kemp.  —  Egypt  for  the  Egyptians,  by 
(the  Baron)  de  Malortie.  —  Modern  Dress,  by  Mrs.  Armytage.  —  Twelve  Months  of 
Travel,  by  R.  Brown.  —  Forty  Tears  in  the  Desert,  by  E.  Hart.  —  Anglo-Indian  Com- 
plications,  and  thdr  Cause,  by  A.  P.  Sinnett.  —  etc. 

Journal  of  the  Institute  of  Actuaries  and  Assurance  Magazine.  No  CXXIX,  April 
1883 :  On  the  subject  of  Extra  Risks,  considered  in  relation  to  a  hypothetical  Table  of 
Mortality  based  on  the  HM  Table,  by  G.  Ryan.  —  On  the  A^justment  of  Mortality  Tab- 
les,  by  J.  A.  Higham.  —  American  Life  Insurance  Dividends  (from  the  „Spectator  of 
New  York  and  Chicago**).  —  The  condition  and  progress  of  German  Life  Insurance 
Companies  in  the  year  1881,  by  A.  Emminghaus.  — 

Nineteenth  Century,  the.  A  monthly  Review  edited  by  I.  K n  o w  1  e s.  No  77, 
Jnly  1883:  The  Spoliation  of  India,  by  J.  Seymour  Keay.  —  The  Whigs:  a  rejoinder,  by 
(the  Earl)  Cowper.  —  Housc-lighting  by  Electricity,  by  (the  Viscount)  Bury.  —  Whitcr 
shall  I  send  my  son  ?  by  W.  Fielding  (über  Kolonisation).  —  New  Guinea ,  by  C. 
Trotter.  —  Why  send  morc  Irish  out  of  Ireland  ?  by  A.  M.  Sullivan.  —  Cheap  Fish 
for  London ,  by  Sam.  Plimsoll.  —  The  critical  condition  of  the  Army  ,  by  (General) 
L.  Simmons.  —  etc.  —  No  79,  September  1883:  Ireland  and  the  Empire,  by  £.  Grey. 
—  The  liberal  idea  and  the  Colonies,  by  H.  O.  Arnold-Forster.  —  Salmon  Fishing, 
by  W.  Bromley-Davenport  —  Clergymen  as  Head-Masters ,  by  C.  Kegan  Paul.  —  The 
MLife-Problem  of  Bengal",  by  Ameer  Ali.  —  Memories  of  Ischia,  by  W.  H.  Russell.  — 
Have  we  an  Army  ?  by  (Lieut.<General)  Patrick  L.  Mac  Dougall.  —  Ineqnality  in  Pu- 
uifthment,  by  (Lord)  J.  Fry.  —  Republican  Prospects  in  France,  by  J.  Reinach.  —  etc. 


500  ^>^  periodische  Presse  des  Auslandes. 

Qnarterly  Review,  the.  NoSll,  (pnblished  Jnly  1883):  Deta 
Swift  in  Ireland.  —  Progress  of  Medicine.  —  Modern  Farming.  —  The  Races  of  Euro- 
pean Rusbia.  —  The  Indian  Crisis.  —  The  Fntnre  of  Parties  and  Politics.  —  etc. 

Westminster  Review,  the.  Jnly  1883:  Lord  Chancellor  Hatherley.  — 
Young  Ireland  :  four  years  of  Irish  History.  —  Charles  Pelham  Villiers  and  the  Bepeal 
of  the  Com  Laws.  —  Compulsory  compensation  for  Agricnltural  Improvements.  — 
Pajrment  of  Members  and  Colonial  Corrnption.  —  India  and  onr  Colonial  Empires:  a 
critical  sunrey.  —  etc. 

C.     Österreich. 

Österreichische  Monatsschrift  für  Gesellschaftswissenschaft,  von  Frh.  C. 
V.  Vogel  sang.  V.  Jahrg.  (1883)  Heft  7,  8  a.  9.  Juli,  August  und  September:  Eid« 
sozialpolitische  Debatte  I  u.  II.  —  Die  Gewerbeezpertise  im  Österreich.  Abgeordoeteo- 
hause  (Schlufs).  —  Naturalwirtschaft  und  Geldwirtschaft  (SchluTs).  —  Die  Macbtfrage 
im  Eisenbahnwesen  1  u.  II.  —  Die  sozialpolitischen  Beschlfisse  von  Haid  und  die  ,,Eol- 
nische  Volkszeitung*'.  Verkehr  und  Handel.  —  Soziale  Chronik.  —  Die  Arbeit  aad  ihr 
Recht  —  Die  Bestrebungen  des  Landesausschusses  des  Henogtums  Salzburg  zur  Kon- 
statierung der  Lage  des  Kleingewerbes  und  zur  Abhilfe  der  dasselbe  drückenden  Be- 
schwerden. —  Die  Zust&nde  der  Landbevölkerung  Venetiens.  —  Das  Atzungsrecbt  — 
Die  Tauembahn.  — 

Statistische  Monatsschrift.  Redigiert  von  der  k.  k.  Direktion  der  admi- 
nistrat.  Statistik.  IX.  Jahrg.  August-Septemberheft :  Die  Ehetrennungen  in  katholischea 
Lftndern,  von  K.  Hugelmann.  —  Der  Einflufs  der  Ernten  und  Pruchtpreise  auf  die  Volks- 
bewegung in  Österreich ,  1872 — 1881 ,  von  Fr.  v.  Juraschek.  —  Die  Irrsinnigen  Öster- 
reichs im  Jahre  1880,  von  J.  Mottl.  —  Bewegung  der  Bevölkerung  von  Wien  und  des- 
sen Umgebung  im  Jahre  1882,  von  V.  Kitz.  —  Die  AufoahmeprflAingen  in  den  Österreich. 
Mittelschulen  fQr  1888 — 83.  —  Die  Kinderbewahranstalten  in  Österreich  wahrend  des 
letzten  Dezenniums ,  von  Bratassevfc.  —  Zur  vergleichenden  Statistik  der  wichtigsteii 
Todesursachen  während  der  Jahre  1873 — 80,  von  Bratassevic.  —  Vorläufige  Ergebnisse 
der  österreichischen  Sparkassen  im  Jahre  1882,  von  H.  Ehrenberger.  —  etc. 

D.     Rufsland. 

Russische  Revue,  hrsg.  von  C.  RÖttger.  XII.  Jahrg.  (1883)  Heft  5,  6,  7 
und  8 :  Auf-  und  Zugang  der  Gewässer  im  europäischen  RuDsland,  von  E.  Leyst.  —  Die 
Verhandlungen  der  „grofsen  Kommission*'  in  Moskau  und  St.  Petersburg  1767 — 1768. 
von  A.  Brückner  (Fortsetzung  und  Schlufs).  —  Der  auswärtige  Handel  Rnfslands  im 
Jahre  1881,  von  Fr.  Matthäi  (Fortsetzung  und  Schlufs).  —  Die  Operationen  der  Reichs- 
kreditanstalten  im  Jahre  1880.  —  Die  russische  Armee  im  Jahre  1881.  —  Ausländer 
in  Rufsland.  —  Schifiahrtsverkehr  über  die  russischen  Häfen  während  der  Jahre  187S— 
1881.  —  Zur  Geschichte  der  Juden  in  Lithauen  im  XIV.  bis  XVI.  Jahrhundert.  —  Länge 
der  Flüsse  des  europäischen  Rufsland.  —  Flachs-  und  Hanfbau  in  Rufsland ,  nach  A. 
Schoultz  bearbeitet  von  G.  Blau.  —  Reise  nach  Sarakhs,  von  P.  M.  Lessar.  —  Zv 
Geschichte  des  Bojarenrats,  von  W.  Sokolsky.  —  Kurze  historische  Skizze  des  Beicfas- 
titels.  —  Die  Universitäten  des  russischen  Reiches.  —  Der  Fischfang  in  dem  Moskws- 
flufs.  —  Rufslands  Goldproduktion ,  von  A.  Striedter.  —  Zur  Geschichte  der  Juden  in 
Lithauen  im  XIV.  bis  XVI.  Jahrhundert  —  Das  Telegraphenwesen  in  Rußland.  —  Sta- 
tistik der  periodischen  Presse  in  Rußland.  —  Branntweinbrennerei  in  Rufsland.  —  Naphti- 
Industrie  Rufslands.  —  etc. 

E.     Italien. 

Annali  di  sUÜstica.  Serie  lU.  Vol.  4—7:  Saggio  di  bibUografia  sUtistica  its- 
liana.  —  Studio  comparativo  sopra  alcune  formole  proposte  per  la  determinasione  delU 
mortalitä  nel  caso  di  emigrazione,  per  G.  B.  Favero.  —  Nuove  applicazioni  del  calcolo 
deile  probabilitk  allo  studio  dei  fenomeni  statistici  e  distribuzione  dei  medesimi  seoondo 
Tetä  degli  sposi,  per  L.  Perozzo.  —  Relazione  al  Ministro  Guardasigilli  suir  ordinameoto 
della  statistica  penale  e  della  statistica  civile.  —  Atti  del  Consiglio  superiore  di  statistiea' 
Sessione  dell'  anno  1882 :  Relazione  e  discussione  del  programma  di  una  statistica  in- 
dustriale  e  dei  salari.  —  Relazione  sulla  statistica  del  bestiame.  —  Programma  d'uoc 
statistica  del  movimento  dei  metalli  preciosi  fira  Tltalia  e  Testero.  —  Relazione  e  dis- 
cussione del  programma  di  une  statistica  delle  finanze  comunali  e  provinctali.   —  Bisal- 
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tat!  sommari  del  censimento  della  popolaxione  esegnito  il  81  dicembre  1881.  —  StatisticA 
dei  sordo-mnti,  dei  eiechi  e  degll  idioti.  —  Statistica  dei  protestanti   (con  cartogramma). 

—  etc. 

ArchiTio  di  statistica.  Anno  VII  (1888)  fasc.  8  e  4:  La  moneta  e  il  sistema 
monetario  in  generale  (continuasione  e  flne),  per  A.  Messedaglia.  —  Le  pensioni  dl  vec- 
chiaia  presso  le  societk  di  mutno  soccorso  italianef  per  S.  Pipemo.  —  La  posta  e  la 
vita  sociale,  per  E.  Morpurgo.  —  II  (Dott.)  Bertillon  e  la  scienza  demografica  secondo 
la  scnola  firancese,  per  L.  Bodio.  —  Statistica  giudiziaria  civile  e  commerciale  per  l'anno 
1880  (Ausführlicher  bibliographischer  Bericht  nebst  Auszügen  von  G.  Curcio).  —  etc. 

F.     Dftnemark. 

M  atioalokonomisk  Tidsskrift,  udgivet  af  W.  Scharling  og  A.  Peter- 
sen-Studnits.  1883«  Hefte  4de:  Versicherung  gegen  Oebftudc-Brandschäden  auf  dem 
Land  ,  yon  H.  Westergaard.  —  Ausführt.  Besprechung  des  Buches :  ««F.  Kleinwächter, 
die  Kartelle.  Innsbruck  1883.**  —  Die  Ernten  in  Dfinemark.  —  AusfQhrl.  Besprechung 
der  Schrift:  „Danske  Fonds  og  Actier  etc.:  Dänische  Staatspapiere  u.  Effekten  nebst 
den  auf  der  Kopenhagener  Börse  gehandelten  ausländ.  Papieren,  von  Th.  Green,  Heft  1.** 

—  Kindersterblichkeit  In  Form  einer  Besprechung  der  Schrift  von  Th.  Sorensen :  ,,B0rnc- 
dfldeligheden  i  forkjellige  samfnndslag  i  Danmark,  Kjebenhavn  1888",  von  H.  Wester- 
gaard.  —  Selbstmorde  in  Norwegen.  —  Island,  Grönland  und  die  dänisch-westindische 
Bevölkerung.  —  etc. 

G.     Belgien  und  Holland. 

De  Economist  Tijdschrift  voor  Staathuishoudkuude ,  onder  redactie  van  J.  L* 
de  BruynKops.  XXXU.  Jaargang  (1883)  Maart — Juni :  Die  Wohlfahrt  unseres  Volks, 
von  A.  D.  van  Assendelft  de  Coningh.  —  Unfallversicherung,  von  M.  H.  Pimentel.  — 
Der  modifizierte  Anleihentwurf  und  der  Mfinzgesetzentwurf.  —  Einige  Wahrnehmungen 
betreffend  den  Alkoholverbrauch  in  England.  —  Das  Telegraphennetz  von  Amerika,  von 
A.  Jansen.  —  Die  AnsgangszöUe   in  Niederländisch-Indien.  —  Gegenwärtige  Fischzucht. 

—  Die  Münsfrage.  —  Übersicht  Üb.  den  Grundkredit  in  Holland.  —  Verbindung  gegen  die 
Quacksalberei  —  Die  Eisenbahn-Enquete  und  der  Personenverkehr,  von  I.  van  Wicke- 
voort  Crommelin.  —  Klagen  Über  Handelsfreiheit,  von  G.  Bosch.  —  Der  Panamakanal 
und  der  Welthandel,  von  A.  Jansen.  —  Eine  Agrar-Enqudte  in  England.  Die  Ensilage : 
(das  Einbringen  in  unterirdische  Korngruben),  von  J.  K.  W.  Quarles  van  (Jfford.  —  Etwas 
über  Prämien  und  Reserve  bei  der  Lebensversicherung,  von  C.  L.  Landrä.  —  Ein  neues 
Kompendium.  (Ausführliche  Besprechung  des  Buches :  Elements  d'öconomie  politique, 
par  £.  de  Laveleye.)  —  Die  belgischen  Postsparkassen.  —  Die  Grundlagen  der  Eisen- 
bahntarife, von  J.  Th.  Gerlings.  —  Etwas  über  den  neuesten  ministeriellen  Unterrichts- 
berieht,  von  J.  Beelaerts  van  Blokland.  —  Statistischer  Verein  der  Miederlande.  An- 
sprache des  Präsidenten  am  Versammlungstage  den  14.  April  1883  zu  Rotterdam.  — 
Zwei  Handelsberichte,  von  P.  M.  Müller.  —  Vergleichende  Übersicht  der  holländischen 
Schiffahrt  und  des  holländischen  Schiffsbaues  in  den  letzten  Jahren  (1873—82).  —  Die 
niederländische  Bank  im  Jahre  1888.  —  Schulze-Delitzsch ,  der  Arbeiterfreund,  von  J. 
K.  W.  Quarles  van  Ufford.  —  Koloniale  Ausstellung  (zu  Amsterdam  1883).  Vorträge 
und  Kongresse.  —  etc. 

Re  V  ne  de  droit  intemaüonal  et  de  lögislation  comparöe.  Tome  XV  (Bruzelles  1883) 
No  4 :  Les  rapports  de  la  Chine  et  de  TAnnam  (l^r  article),   par  H.  Castonnet  Desfosses. 

—  La  qnestion  du  Danube  apr^  la  Conference  de  Londres,  par  E.  Engelhardt.  —  La 
r4forme  du  droit  civil  au  Japon,  par  J.  Lefort.  —  Du  mariage  en  droit  international  priv^, 
par  L.  Olivi  (2«  article).  —  Les  barbares  et  le  rebroussement  de  la  civilisation,  par  Bro- 
cher  de  la  Fl^ch&re.  —  Chronique  des  faits  intemationauz :  Amörique  espagnole,  par 
Pradier-Fod^ri ;  France,  par  L.  Renault.  —  etc. 

H.     Schweiz. 

rUnion  postale.  (Beme)  Vol.  VHI.  No  8— 9,  sept.— aoüt  1888:  HIstoire  du 
d^veloppement  des  postes  dans  la  Grande-Bretagne.  —  Commencements  des  postes  en 
Snisae  (suite  et  fin).  —  Organisation  des  anciennes  postes  japonaises.  — 
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A  n  n  a  1  e  n  des  deutschen  Reichs  fär  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Statistik,  hrsg. 
von  6.  Hirth  und  M.  Seyde].  Jahrg.  188S  Nr.  7:  Der  Briefpostrerkebr  der  Erde 
im  Jahre  1881,  von  W.  Schulze.  I.  Übersicht  des  Briefpostverkehrs  der  bedeutender» 
Länder  des  Weltpostvereins  für  das  Jahr  1881.  II.  Übersicht  des  intemation.  Brief- 
und  Postkartenverkehrs^  der  bedeutenderen  Länder  des  Weltpostvereins  in  den  Jahren 
1881  und  1876.  III.  Übersicht  des  Postanweisungsverkehrs  in  den  Ländern  des  Welt- 
postvereins in  den  Jahren  1881  und  1878.  —  Sparkassen wesen  und  Volksbanken.  Aus- 
züge aus  einem  Namens  der  Finanzkommission  an  den  Landesausschufs  von  Elsafs-Loth- 
ringen  erstatteten  Bericht,  von  Ch.  Grad  (nebst  einer  Statistik  der  Sparkassen  in  Elsaf$- 
Lothringen,  nach  dem  Status  vom  31.  März  1882).  —  IHe  armenreehtliche  Familien- 
einheit.  — 

Annalen  fiir  Gewerbe-  und  Bauwesen ,  hrsg.  von  F.  C.  Glaser.  Band  XU 
Heft  11  bis  Band  XIII  Heft  5,  Nr.  148—149,  1.  Juni  bis  1.  Sept.  1888:  Yerein  deutscher 
Maschineningenieure.  Entwurf  von  Normen  für  die  Untersuchungen  an  Dampfkesseln 
und  Dampfmaschinen,  aufgestellt  von  der  gemeinsamen  Kommission  des  Vereins  deutscher 
Ingenieure  und  des  Verbandes  der  Dampfkessel-Überwachungsvereine.  —  Über  die  Fabri- 
kation des  sogen.  Kleineisenzeuges,  von  Mehrtens.  —  Die  Schnellbremse  fBr  Eisenbalin- 
fahrzeuge,  von  Gassebner.  —  Zur  Verhütung  von  Dampfkessel-Explosionen,  von  H.  de 
Parville.  —  Bericht  über  Bergbau  und  Hüttenwesen,  von  (Bergrat)  Hasslacher.  —  Das 
Wasserwerk  der  Stadt  Henley  a.  d.  Themse,  von  Ingenieur  Jabez  Church.  —  Die  nord- 
franz5sischen  Eisenhütten.  —  Zur  Turbinentheorie,  von  Lüders.  —  Über  die  Konstrsktioin 
der  Herzstücke.  —  Apparate  zur  Kontrole  der  Fahrgeschwindigkeiten  der  Eisenbahn- 
züge.  —  Die  Schiffsmaschine ,  ihre  Konstruktion  ,  Wirkungsweise  und  Bedienung ,  von 
Busley.  —  Über  Förderung  beim  Bau  des  Arlberg-Tunnels,  von  G.  Plate.  —  Lilientbars 
gefahrloser  Dampfmotor  für  Kleingewerbe.  —  Das  Braunkohlenbergwerk  zu  Bauen  bei 
Fürstenwalde.  —  Über  Stahl  für  Konstruktionszwecke,  von  A  F.  Hill.  —  Schweizerischer 
Eisenbahnverkehr  1878—1882,  von  Abt.  —  etc. 

Arbeiter  freund,  der,  hrsg.  von  V.  Böhmert  und  R.  Gneis  t.  XXI.  Jahrg. 
8.  Vierte^ahrsheft :  Schulze-Delitzsch  als  Arbeiterfreund  und  Sozialreformer,  von  V.  Böh- 
mert —  Wohlfahrtseinrichtnngen  für  die  Fabrikarbeiter  im  Handelskammer-Bezirk  Leip- 
zig, von  H.  Fränkel.  —  Über  die  Zukunft  der  Handwerksarbeit.  U.  Artikel,  von  E. 
Steglich.  —  Arbeitsgelegenheit  durch  Wald-,  Moor-  und  Haidekultur,  von  A.  GnmprMht. 
—  Die  Arbeitsschulen  des  „Vereins  zur  Förderung  des  Wohls  der  arbeitenden  Klassen" 
im  Kreise  Waidenburg  in  Schlesien,  von  P.  Schmidt.  —  Neuere  Litteratur  betr.  Hand- 
fertigkeit, Hausfleifs,  Hausindustrie,  Kinderbeschäftigung.  —  Reglement  für  die  Bewohner 
der  Logirhäuser  für  unverheiratete  Arbeiter  der  „Society  for  improving  the  Dwellings  of 
the  Labouriug  Classes'*  in  London.  —  Statuten  des  „Arbeitervereins",  gestiftet  von  Bor- 
meister und  Wains  Arbeitern  am  20.  November  1866  in  Kopenhagen.  —  Berichte  an» 
den  wirtschaftlich-sozialen  Becbachtungsstationen.  Aus  Schleswig-Holstein,  von  P.  Chr. 
Hansen.  —  Wirtschaftlich-soziale  Umschau  für  April  bis  Juni  1888«  —  etc. 

Archiv  fUr  Eisenbahnwesen,  hrsg.  im  Ministerium  für  offentl.  Arbeiten.  Jahrg.  1883, 
Heft  4,  Juli  und  August:  Der  Warenverkehr  auf  den  Eisenbahnen  und  WasseistraCsen 
Rufslands  im  Jahre  1878.  —  Die  englische  Eisenbahnpolitik  der  letzten  sehn  Jahre,  von 
G.  Cohn,  (Fortsetzung).  —  Die  Eisenbahnen  in  Britisch- Ostindien.  —  Die  baTerischen 
Staatsbahnen  im  Jahre  1881.  —  Die  Eisenbahnen  im  Grhzth.  Baden  im  Jahre  1881-  — 
Die  belgischen  Eisenbahnen  im  Jahre  1881.  —  Die  Eisenbahnen  Schwedens  im  Jahre 
1881.  —  Die  Eisenbahnen  in  den  Kolonien  Neu-Südwales  und  Queensland  im  Jahre 
1881.  —  Eisenbahnunf&lle  in  Grofsbritannien  und  Irland.  —  etc.  —  Heft  5,  September 
und  Oktober:  Die  englische  Eisenbahnpolitik  der  letzten  zehn  Jahre,  von  G.  Cobn 
(Schlufs).  —  Die  Ergebnisse  des  Betriebes  der  Reichseisenbahnen  in  Elsafs-Lothringeo 
und  der  Wilhelm-Luxemburg-Eisenbahn  in  1878 — 1881 188.  —  Die  Simplonbahn.  ^  Eii»^ 
offizielle  Statistik  der  Eisenbahnen  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  —  sta- 
tistisches von  den  deutschen  Eisenbahnen.  Rechtsprechung  und  Gesetzgebung:  Strafseo- 
recht,  Enteignungsrecht  etc.  — 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie.  Nr.  14—17,  Juli  bis  September  1883:  Stö- 
rungen im  Postbetriebe  durch  die  Überschwemmungen    im  Rheinstromgebiete  im  Novem- 
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her  und  Dezember  1882 ,  bezw.  Jan  aar  1888.  —  Der  Baarverlcehr  der  Postkassen  in 
Verbindung  mit  dem  Post-Giroverfahren.  —  Die  erste  Telegraphenlinie  der  Welt.  — 
Jaliresbericht  der  japanischen  Postverwaltung.  —  Die  Beziehungen  der  preufsischen  Post 
zu  den  Eisenbahnen  bis  zum  Erlasse  des  Eisenbahngesetzes  vom  3.  November  1838  — 
Die  Postanweisungsbestellung  im  Auslande.  —  Die  Rhein-Telegraphenlinie  im  Elsafs.  — 
Eine  Forschungsreise  in  Sibirien.  —  Die  Post-  und  Telegraphenverwaltung  von  Queens- 
land im  Jahre  1881.  —  Die  Postverwaltung  von  Guatemala  im  Jahre  1882  —  Tele- 
graphenbeschldigungen  durch  atmosphär.  Elektrizität.  —  Die  Packetpost  in  England.  — 
Verkehrswege  zwischen  dem  Innern  von  Persien  und  dem  Meere.  —  etc. 

Journal  fQr  Landwirtschaft,  hrsg.  von  W.  Henneberg  und  G.  Drechsler. 
Band  XXXI  (1883)  Heft  2:  Düngungs versuche  mit  Seeschlick  und  Meerkompost,  von 
Enckhausen.  —  Gewichtsverhftitnis  der  Körner  zum  Stroh  bei  gesundem  Getreide,  von 
G.  Drechsler.  —  Die  Lupinenwiesen  in  Lupitz.  —  Die  Entwickelung  der  mechanischen 
Bodenanalyse,  von  W.  Edler.  —  etc. 

Landwirtschaftliche  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.Thiel.  Band  XU,  Supp- 
lement 1  und  2  :  Verhandlungen  der  lU.  Session  der  H.  Sitzungsperiode  des  kgl.  Lan- 
des-Ökonomie-Kolleginms  vom  14.  bis  17.  Februar  1883.  Nebst  Repertoriam  der  perio- 
dischen landwirtsch.  Litteratur  1882.  —  Beiträge  zur  landwirtschaftl.  Statistik  von  Preufsen 
für  das  Jahr  1882.  I.  Teil.  Bearbeitet  im  Kgl.  preu(^.  Ministerium  für  Landwirtschaft, 
Domänen  und  Forsten.  — 

Monatshefte  zur  SUtistik  des  deutschen  Reichs  für  1883.  Juliheft:  Erntesta- 
tistik des  deutschen  Reichs  für  1882—83.  —  Die  Straffälle  In  Bezug  auf  die  Zölle  und 
Steuern  des  deutschen  Reichs  bezw.  Zollgebiets  im  Etatsjahre  1882|83.  —  Die  den  Wein- 
händlem  im  deutschen  Zollgebiet  gewährten  Zollbegünstigungen  für  das  Etatsjahr  1882 {83. 
—  Menge  und  Werth  der  Waren-Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  des  deutschen  Zollgebiets  im 
Jahre  1888.  —  Überseeische  Auswanderung  aus  dem  deutschen  Reich  über  deutsche 
Häfen  und  Antwerpen  in  der  Zeit  von  Anfang  Januar  bis  Ende  Juli  1883  und  Vergleich 
mit  dem  entsprechenden  Zeitraum  der  vorhergehenden  Jahre.  —  Die  im  Jahre  1882  von 
deutschen  Gerichten  abgeurteilten  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Rcichsgesetze.  —  Die 
Berufsstellung  innerhalb  der  Berufsgruppen  der  Bevölkerung  des  deutschen  Reichs  nach 
den  vorläufigen  Ergebnissen  der  Aufnahme  vom  5.  Juni  1882.  —  Durchschnittspreise 
wichtiger  Waren  im  Grofshandel.  Juli  1883.  —  Ein-  und  Ausfuhr  der  wichtigeren  Wa- 
renartikel im  deutschen  Zollgebiet  für  den  Monat  Juli  1883  und  fUr  die  Zeit  vom  1.  Ja- 
nuar bis  Ende  Juli  1883.  —  Übersicht  über  die  von  den  Rübenzuckerfabrikanten  des 
deutschen  Zollgebiets  versteuerten  Rübenmengen ,  sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker 
im  Juli  1883.  — 

Preufsische  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  von  Treitschke  und  H.  Del- 
brück. Band  LH,  Heft  2  u.  3  (August  und  September  1888):  Die  Umwandlung  des 
deutschen  Rechtslebens  durch  die  Aufnahme  des  römischen  Rechts  ,  von  A.  Boretius.  — 
Positivistische  Regungen  in  Deutschland,  von  H.  Sommer.  —  Der  Kaidon atsch-See  und 
seine  Umgebung.  Ein  Ausflug  ins  SÜdtirol,  von  Mupperg.  —  Reichszuständigkeit  und 
Verordnungsgewalt,  von  Klöppel.  —  Arbeiterkolonien,  von  Th.  v.  Flottwell.  —  Der  Staat 
und  die  Eisenbahnen;  der  spanische  Handelsvertrag,  von  H.  Delbrück.  —  Die  letzten 
Reformen  des  Staatskanzlers,  von  H.  v.  Treitschke.  —  Eine  Betrachtung  am  Sedantage, 
von  H.  Corvinus.  —  Der  Handelsvertrag  mit  Spanien  und  die  Reichsverfassung ,  von 
Klöppel.  —  etc. 

Rundschau  der  Versicherungen,  hrsg.  von  H.  Oesterley.  Jahrg.  XXXU,  Lie- 
fer. 15 — 17:  Das  italienische  Haftpflichtgesetz.  —  Die  mit  der  I.  Österreich.  Sparkasse 
verbundene  allgemeine  Versorgungsanstalt.  —  etc. 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen ,  redig.  von  J.  Neumann. 
XI.  Jahrg.  1883  Nr.  7 — 9:  Das  Reichsversicherungsgesetz  und  die  öffentl.  Feuerversiche- 
rungsanstalten. —  Zur  Rechnungslegung  der  öffentl.  Sozietäten.  —  Zur  Besteuerung  der 
Feuerversicherungsgesellschaften.  —  Zur  Statistik  der  Brandursachen  im  Jahre  1882.  — 
Einführung  einer  Präventivkontrole  in  Schleswig,  Holstein  und  Lauenburg.  —  etc. 

Viertel  Jahrschrift  für  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kulturgeschichte,  hrsg.  von 
E.  Wiss.  XX.  Jahrg.  (1883)  III.  Band,  2.  Hälfte:  Die  Internat.  Spiritusproduktion, 
Spiritussteuer-Gesetzgebung  u.  Spiritushandel.  Abteil.  III,  von  E.  Meyer.  —  Ein  Blick 
auf  die  Bevölkerungsstatistik  in  Frankreich,  von  W.  Gossrau.  —  Die  ökonomisch-sozial- 
politische Seite  der  Emährungsfrage ,  von  Th.  Schönborn.  —  Volkswirtschaftliche  Kor- 
respondenz aus  Wien,  von  E.  Blau.  —  etc. 
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Zeitschrift  iHr  Bergrecht,  redigiert  von  H.  Brassert.  XXIV.  Jahrg.  (188S) 
Heft  3:  Gesetz  vom  4.  April  1883,  betr.  AbfiDdemng  des  §  1  des  herz.  anhAltischeB 
Berggesetzes  v.  30.  April  1875  nebst  Motiven  u.,_  Kommissionsbericfat.  —  Zar  Bergge- 
setzgebung  in  Luxembnrg,  von  Wandesieben.  —  Ober  Verzichtleistang  zun  Zwecke  der 
Nenmutung,  von  R.  Klostermann.  —  Die  oberbergamtl.  Genehmigong  der  von  den  Knapp- 
schaftsvereinen abgeschlossenen  Verträge  üb.  anbewegliche  Sachen  im  Geltangsbereichc 
des  allgem.  Landrechts,  von  Fürst.  —  etc. 

Zeitschrift  des  königl.  bayerischen  statistischen  Boreaa,  redigiert  von  L.  tod 
Müller.  XV.  Jahrg.,  1883,  Nr.  2:  Beiträge  zor  SUtistik  der  Gemeindebesteoening  b 
Bayern  (Fortsetz.),  von  L.  v.  Maller.  —  Die  zwangsweise  VeräoTserang  landwirtschaiV 
lieber  Anwesen  in  Bayern.  Nach  dem  Stande  des  Jahres  1882.  —  Die  Ernte  des  Jah- 
res 1882  in  Bayern.  —  Sammarische  Übersicht  der  in  Bayern  bestehenden  landwirtsehsft- 
liehen  Spezialvereine  nach  dem  Stande  des  Jahres  1882,  zasammeiigestellt  im  k.  Staats- 
ministeriam  des  Innern,  Abteilang  für  Landwirtschaft,  Gewerbe  and  HandeL  — 

Zeitschrift  für  Forst-  nnd  Jagdwesen,  hrsg.  von  B.  Danckelmann.  XV. 
Jahrg.  (1883)  Heft  7,  Jali :  Über  Benntzang  der  Moore,  von  Oberforstmstr.  Müller. 
—  Regeln  der  Waldwertberecfanang  mit  Hilfstabellen ,  von  Forstmeister  Wagener.  - 
XI.  Versammlung  des  m&rkiscfaen  Forst^ereins  za  Peita  am  15.  u.  16.  Jani  1883,  von 
Forstassessor  Danckelbeck.  —  Lohrindenverkäafe  1883,  von  v.  Alten.  —  etc.  ^ 
Heft  8  —  9,  Angast  and  September:  Waram  misslingen  ansere  Kaltaren?  Vom 
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VII. 

Zur  Kritik  der  Moralstatistik. 

Von 

Karl  Theodor  von  Inama-Sternegg. 

Bekanntlich  wird  von  „Moralstatistik^^  gesprochen,  seit 
Guerry  im  Jahre  1834  für  eine  Reihe  statistischer  Untersuchungen, 
die  sich  gleichmäfsig  auf  sittlich  bedeutsame  Lebensäufserungen  des 
franzosischen  Volkes  bezogen,  diese  zusammenfassende  Bezeichnung  er- 
fand. Untersuchungen  über  diese  Gegenstände  sind  ja  bei  verschie- 
denen Völkern  schon  seit  lange  gemacht  worden;  aber  doch  erst  mit 
der  Loslösung  dieser  statistischen  Probleme  aus  dem  Ganzen  der  Sta- 
tistik und  mit  dem  Versuche,  alle  Probleme  dieser  Art  unter  sich 
durch  den  Hinweis  auf  die  Einheit  des  Untersuchungsgebiets  in  eine 
engere  wissenschaftliche  Verbindung  zu  setzen,  ist  die  Prätension  einer 
eignen  statistischen  Disziplin  entstanden,  für  welche  dann  die  Bezeich- 
nung „Moralstatistik"  eben  als  der  adäquate  Ausdruck  nicht  blos  des 
wissenschaftlichen  Objekts,  sondern  auch  des  erwachten  Bewufstseins 
von  der  relativen  Selbständigkeit  dieser  Disziplin  angesehen  und  an- 
gewendet wurde.  Bald  war  diese  „Moralstatistik^'  das  interessanteste, 
um  nicht  zu  sagen  das  Modegebiet  der  Statistik  überhaupt;  und  ge- 
wils  verdankt  sie  diese  Bevorzugung  zunächst  dem  Gegenstande,  der 
wie  kein  anderer  innerhalb  des  weiten  Bereichs  statistischer  Erkennt- 
nis die  gröfsten  Lebensinteressen  des  Volkes,  die  stärksten  Neigungen 
und  Abneigungen,  die  höchsten  Gedanken  der  Menschheit  berührt. 
Daneben  ist  dann  aber  auch  gewifs  der  Umstand  für  die  rasch  ge- 
wonnene Popularität  von  Einflufs  gewesen,  dafs  sich  die  Spekulation, 
die  metaphysische  sowohl  als  die  naturalistische,  gerade  dieses  Gebie- 
tes bemächtigten  und  es  so  rasch  zuwege  brachte,  wovor  die  berufs- 
mäfsigen  Statistiker  instinktiv  zurückschreckten,  ein  ganzes  in  sich 
abgeschlossenes  Gedankensystem  auf  dem  „moralstatistischen"  Material 
N.  F.  Bd.  vn.  33 
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aufzubauen  und  so  mit  festen,  fertigen  Ergebnissen,  mit  einem  zahleD- 
mäfsig  belegten  System  sittlicher  Lebensbethätigung  der  Menschheit 
vor  das  erstaunte  Publikum  zu  treten.  Gerade  das  aber  ¥rar  es,  was 
die  durch  die  zerstreuten  Hinweise  auf  eine  mögliche  exakt  statistische 
Beweisführung  auf  dem  Gebiet  der  Moral  begierig  gemachte  greise 
Masse  der  Gebildeten  verlangte.  Die  unfertige,  Schritt  für  Schritt 
ihrem  Ziele  sich  nähernde  Forschung  überläfst  man  nur  zu  gerne 
sich  selbst,  will  nicht  Teil  haben  an  den  mühevollen  Versuchen,  an 
den  tausendfältigen  Berichtigungen  und  Irrtümern ,  welche  der  For- 
schung nirgends  erspart  bleiben.  Resultate  will  die  Menge,  die  wo- 
möglich einen  liebgewordnen  Glauben  mit  wissenschaftlicher  Beweis- 
kraft stützen  oder  einen  mifsliebig  gewordnen  ersetzen  sollen;  die, 
wenn  auch  nicht  gerade  das  Nachdenken  ersparen,  so  doch  der  Denk- 
arbeit der  Menge  ein  festes  Fundament  geben  sollen,  von  welchem 
aus  sich  auch  eine  weniger  geschulte  Logik  doch  nicht  mehr  weit  vom 
Ziele  entfernen  kann. 

Gegen  eine  Verwertung  moralstatistischer  Daten  für  ein  System 
der  Moral  oder  der  Sozialethik  ist  nun  im  Grunde  freilich  nicht  das 
Mindeste  einzuwenden.  Wir  haben  kein  Recht,  am  wenigsten  in  dem 
gegenwärtigen  Stadium  der  induktiven  Sozialforschung,  eine  Alleio- 
berechtigung  des  statistischen  Verfahrens  zur  Elarlegung  geistiger  Zu- 
sammenhänge des  Gesellschaftslebens  zu  behaupten.  Die  Metaphysik 
mag  ihr  Recht  ebenso  wie  die  positive  Philosophie  auch  fernerhin  gel- 
tend machen ;  und  wir  werden  uns  ebenso  aufrichtig  zu  freuen  haben, 
wenn  sie  uns  Gebiete  erschliefsen,  zu  welchen  die  schwache  Kraft  der 
exakten  induktiven  Forschung  noch  nicht  hinreicht,  wie  wenn  sie  die 
Statistik  zu  Hilfe  rufen ,  um  das  methodische  Induktionsverfahren  an 
die  Stelle  reiner  Gedankenevolution  oder  auch  unbewufster  und  un- 
methodischer  Induktion  zu  setzen.  Beides  ist  in  ausgedehntem  Mafse 
in  neuerer  2^it  in  Öttingens  viel  verdientem  Werke  über  die  Mo- 
ralstatistik der  Fall.  Er  hat  der  philosophischen  Ethik  oder  besser 
der  christlichen  Sittenlehre  in  seiner  überaus  reichen  und  sorgsamen 
Sammlung  moralstatistischer  Daten  einen  Boden  bereitet,  der  für  ein- 
zelne Fragen  schon  genügend  sicher  sein  mag,  um  die  Spekulation 
überhaupt  entbehrlich  zu  machen,  für  manche  andere  Fragen  aber 
wenigstens  den  Wert  eines  in  das  flutende  Meer  der  Erscheinungen 
geschlagenen  Pfahlbaues  hat,  der  nun  den  Brückenschlag  der  Speku- 
lation erleichtert. 

Aber  je  rückhaltloser  wir  das  anerkennen,  um  so  notwendiger  ist 
es,  dafs  wir  uns  zunächst   mit  dem  doppelten  Milsverständnis  aus- 
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einandersetzeD,  welches  sich  durch  das  ganze  Werk  hindurchzieht,  als 
kämen  die  Besultate,  welchen  die  Formel  sozialethischer  Gesetze  ge- 
geben ist,  wirklich  auf  Rechnung  der  „Moralstatistik^%  und  als  wäre 
es  gleichsam  etwas  Selbstverständliches,  dafs  auch  das  moralstatistische 
Verfahren  auf  unbewiesenen  oder  unbeweisbaren  Voraussetzungen,  auf 
unerschütterlichen  Glaubenssätzen  oder  Weltanschauungen  sich  bewege. 
Es  liegt  schon  ein  gewisser  innerer  Widerspruch  in  diesen  beiden  An- 
nahmen; während  der  „Moralstatistik**  nach  der  ersteren  doch  die 
Kraft  eines  selbständigen  Erkenntnismittels  beigelegt  wird,  kann  ihr 
nach  der  zweiten  nur  die  Qualität  eines  ergänzenden  Beweismittels 
zugeschrieben  werden. 

Diese  Mifsverständnisse  bestimmen  aber  auch  in  hohem  Grade 
den  ganzen  Charakter  und  Wert  des  Werkes  und  sind  andrerseits 
dazu  angethan,  der  Moralstatistik  fernerhin  falsche  Bahnen  zu  weisen ; 
sie  sind  eben  deshalb  auch  geeignet,  insofern  sie  unaufgeklärt  blei- 
ben, als  eigentliche  Fehler  des  Buches  genommen  zu  werden  und  dann 
zu  einer  abfälligen  Beurteilung  desselben  zu  führen,  die  es  als  Ganzes 
wohl  nicht  verdient ;  und  sie  sind  endlich  auch  im  Stande,  eine  irrige 
Beurteilung  des  Wertes  der  „Moralstatistik**  überhaupt  wenigstens  in 
nicht  fachmännischen  Kreisen  zu  erzeugen,  indem  ihr  bald  eine  Schlüs- 
sigkeit ihrer  Thatsachenreihen  zugeschrieben  wird,  welche  sie  nicht 
oder  wenigstens  noch  nicht  besitzt,  und  bald  wieder  mit  Hinweis  auf 
die  ihr  zugemutete  Rolle  im  Dienste  einer  theologischen  Weltanschau- 
ung eine  weitgehende  Skepsis  entgegengebracht  wird,  die  ihrer  wah- 
ren Beweiskraft  doch  auch  wieder  nicht  gerecht  wird. 

Wir  wollen  im  folgenden  versuchen,  diese  beiden,  wie  uns  scheint, 
kardinalen  Mifsverständnisse  genauer  zu  formulieren.  Dabei  gehen 
wir  zwar  zunächst  von  öttingen  aus;  wir  haben  aber  keineswegs 
ihn  allein  im  Auge,  sondern  die  ganze  Richtung,  deren  bedeutendster 
Repräsentant  er  allerdings  gegenwärtig  ist;  ja  es  läfst  sich  unschwer 
darthun,  dafs  auch  die  dem  öttingen  sehen  Standpunkte  scheinbar 
diametral  entgegengesetzte  naturalistische  Richtung  in  bezug  auf  die 
methodische  Verwertung  moralstatistischer  Daten  unter  der  Herrschaft 
derselben  Mifsverständnisse  steht. 

Das  Werk  von  Öttingen  ist  zunächst  beeinflufst  von  seinem 
religiösen  Standpunkt.  Bekanntlich  ist  dies  ein  Haupteinwand,  der 
gegen  dasselbe  seit  seinem  ersten  Erscheinen  immer  wieder  erhoben 
wurde.  Man  ist  aber  dabei  selbst  nicht  unbefangen  genug  zu  Werke 
gegangen,  und  hat  dem  Buche  und  seinem  Autor  mehr  als  nur  be- 
gründeten Tadel  widerfahren  lassen:   man  ist  ungerecht  gegen   ihn 
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geworden,  indem  man  bei  der  Beurteilung  des  Werkes  von  eiDem 
Standpunkte  ausging,  den  der  Verfasser  selbst  seinerseits  nicht  akzep- 
tieren zu  können  erklärte;  der  Standpunkt  der  Personalethik  steht 
hier  ebenso  wie  der  Standpunkt  der  Sozialphysik  und  Anthropologie 
dem  theologisch-teleologischen  gleichermafsen  unbewiesen  entgegen, 
während  doch  eine  gerechte  Kritik  der  Resultate  Öttingeo scher 
„Moralstatistik^^  dieselben  auf  ihre  eignen  Prämissen  zu  untersachen 
hatte. 

In  der  Vorrede  zu  seinem  Werke  hat  Öttingen  das  Bekenntnis 
seines  Standpunkts  abgelegt.  „Ich  gestehe  noch  heute,  nicht  „voraus- 
setzungslos^^  an  das  mir  vorliegende  Untersuchungsfeld  herangetreten 
zu  sein.  Mir  scheint,  dafs  alle  diejenigen,  welche  wirklich  ohne  be- 
stimmte Weltansicht  an  derartige  Forschungen  zu  gehen  meinen,  im 
besten  Fall  sich  selbst  täuschen.^^  „Jedenfalls  liegt  mir  die  Absicht 
fern ,  durch  moralstatistische  Daten  die  christliche  Sittenlehre  zu  be- 
gründen oder  die  wahren  Gesetze  des  Guten  zu  beweisen.  Ich  liebe 
es  nicht,  fremdes  Feuer  auf  meinen  Altar  zu  tragen  und  hasse  jeden 
Versuch  durch  Trugschlüsse  und  Scheinbeweise  die  Glaubenswahrheit 
zu  erhärten.  Das  ist  nur  ein  Geschäft  für  die  „Kuppler  der  Wahr- 
heit^', wie  L  es  sing  sie  nannte.  Der  ehrliche  Forscher  verzichtet 
von  vornherein  darauf,  aus  der  blos  äufseren  Firfahrung  die  sittlichen 
Prinzipien,  die  die  Welt  erhalten,  abzuleiten.'^ 

Von  diesem  Standpunkt  aus  also  will  das  Werk  beurteilt  sein; 
von  diesem  Standpunkt  aus  ist  zuzusehen,  wie  er  die  Moral-„Stati- 
stik''  handhabt  und  wie  die  Resultate  beschaffen  sind ,  welche  er  aus 
derselben  gewinnt.  Dabei  ist  es  freilich  nicht  entbehrlich,  diesen 
Standpunkt  selbst  noch  näher  zu  prüfen. 

Es  muTs  zunächst  unbedingt  zugestanden  werden,  was  Öttingen 
von  der  Undenkbarkeit  sagt,  ohne  bestimmte  Weltansicht  an  die  Mo- 
ralstatistik heranzutreten.  Gewifs  wird  sich  jeder  denkende  Mensch, 
gestützt  auf  die  anerzogenen  und  durch  eigene  Beobachtung  und  eige- 
nes Nachdenken  (Selbstbesinnung)  gewonnenen  Vorstellungen  eine 
Weltansicht  gebildet  haben ,  und ,  erfüllt  von  ihr ,  tritt  er  an  jedes 
neue  Problem,  das  ihm  das  Leben  stellt,  und  sucht  jedes  neue  Ergeb- 
nis der  Forschung  mit  derselben  in  Einklang  zu  bringen.  Aber  die- 
ser geistige  Prozefs  vollzieht  sich  doch  in  sehr  verschiedener  Weise, 
je  nachdem  diese  Weltansicht  der  Ausgangspunkt  oder  der  Endpunkt 
der  wissenschaftlichen  Forschung  ist.  Jede  Forschung,  die  an  die  Le- 
bensprinzipien  heranreicht,  ist  an  sich  geeignet,  sofern  sie  ein  festes 
Ergebnis  hat,  unsre  Weltansicht  zu  modifizieren,  und  wahrlich,  ohne 
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dafs  wir  dabei  Gefahr  laafen  müfsten,  das  sittliche  Fundament  unsres 
Lebens  darüber  zu  verlieren.  Öttingen  selbst  sagt,  dafs  „die  Be- 
obachtung der  uns  umgebenden  Thatsachen  menschlichen  Gemeinlebens 
von  tiefgreifender  Wichtigkeit  sei,  wie  für  die  Theologen,  so  für  jeden 
Menschenkenner  und  Menschenfreund.  Er  mufs  seine  Weltanschau- 
ung mit  denselben  in  Einklang  zu  bringen  suchen^S  Es  liegt  aber 
zunächst  gewifs  tief  in  der  menschlichen  Natur  begründet  und  ist 
vollständig  berechtigt,  ja  wohl  selbstverständlich,  dals  wir  zuerst  ver- 
suchen, das  eine  Resultat  der  Forschung  unseren  bisherigen  Vorstellun- 
gen einzureihen,  und  nicht  sofort  eine  Korrektur  unsrer  Vorstellungen 
eintreten  zu  lassen.  Will  das  aber  nicht  gelingen,  bleibt  eine  unlös- 
liche Diskordanz  von  in  uns  herrschenden  Vorstellungen  mit  den  For- 
schungsergebnissen bestehen,  so  mag  vorerst  ein  Zweifel  an  der  Rich- 
tigkeit der  letzteren  mindestens  ebenso  berechtigt  sein,  als  an  der 
Haltbarkeit  der  ersteren.  Soviel  aber  dann  im  Verlaufe  der  Forschung 
und  unter  Anwendung  aller  Eautelen  des  wissenschaftlichen  Verfahrens 
die  Forschungsergebnisse  den  Charakter  unerschütterlich  festgestellter 
Realitäten  des  gesellschaftlichen  Lebens  annehmen,  als  ein  Bestandteil 
des  objektiven  Thatbestandes  der  Geschichte  anerkannt  werden  müs- 
sen, soweit  tritt  dann  erst,  aber  dann  auch  unabweislich  die  Korrek- 
tur unsrer  bisherigen  Vorstellungen  als  eine  Konsequenz  des  rückhalt- 
losen Strebens  nach  Wahrheit  auf. 

Ebensowenig  aber  wie  ein  Bestand  fester  Vorstellungen,  ja  selbst 
eine  ganze  Weltanschauung,  mit  der  wir  an  moralstatistische  Probleme 
herantreten,  die  Reinheit  und  Freiheit  der  Forschung  irgendwie  zu 
beeinträchtigen  brauchen,  ebensowenig  ist  die  Wirksamkeit  derselben 
beeinträchtigt,  wenn  diese  Weltanschauung  zur  Geltung  gebracht  wird 
jenseits  des  Gebietes,  welches  der  exakten  Feststellung  der  geschicht- 
lichen Wirklichkeit  überhaupt  oder  nach  dem  jeweiligen  Stand  der 
Forschungsmittel  unterworfen  werden  kann.  Alle  exakte  Forschung 
und  speziell  auch  die  statistische  ist  vorerst  nur  bruchstückweises 
Erkennen  realer  Phänomen  des  Gesellschaftslebens;  die  Zusammen- 
hänge, die  Kausalitäten  werden  vielfach  und  notwendigerweise  von 
der  Spekulation  hergestellt  Diese  aber  beruht  auf  der  innem  Erfah- 
rung und  auf  den  Denkgesetzen.  Mögen  letztere  dieselben  sein  für 
alle  (was  aber  noch  zu  beweisen  wäre) ,  erstere  ist  jedenfalls  ganz 
verschieden  für  jeden,  denn  immer  erfolgt  dabei  eine  Assimilierung 
des  aus  der  Aufsenwelt  Abstrahierten  mit  dem,  was  wir  als  feste  Vor- 
stellung ererbt,  anerzogen  oder  uns  selbst  erworben  haben. 

Zu  diesen  festen  Vorstellungen  vom  sittlichen  Gemeinschaftsleben, 
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ZU  diesen  Weltanschauungen  zahlen  nun  die  religiösen  Ideen  und  Satze 
des  positiven  Bekenntnisses  ebenso  wie  die  Dogmen  einer  naturalisti- 
schen Philosophie,  welche  die  zwingende  Gewalt  der  elementaren  Na- 
turgesetze  auch  im  Gesellschaftsleben  als  eine  nicht  weiter  zu  bewei- 
sende Vorstellung  in  die  Sozialforschung  hineinträgt  Keiner  dieser 
Standpunkte  scheint  uns  einer  wissenschaftlichen  Moralstatistik  zu 
präjudizieren ,  sofern  diese  eben  nur  ihren  Ausgangspunkt  hiervon 
nimmt;  keiner  aber  auch  scheint  uns  unzulässig,  sofern  es  sich  am 
Spekulation  über  das  Gesellschaftsleben  handelt,  mögen  sie  sich  auch 
immerhin  an  statistische  Forschung  anlehnen  oder  auf  ihr  weiter 
bauen  wollen. 

Denn  da  es  an  einem  wissenschaftlich  haltbaren  Grunde  fehlt, 
ihre  Berechtigung  tLberhaupt  zu  bestreiten ,  so  kann  auch  ihrer  Gel- 
tendmachung überall  da  die  Berechtigung  nicht  versagt  werden,  wo 
eben  die  exakte  Forschung  einen  nicht  weiter  zu  bezweifelnden  That- 
bestand  nicht  vorzuweisen  vermag. 

Ein  wissenschaftliches  Unrecht  entsteht  durch  Geltendmachung 
solcher  Standpunkte  nur  dann ,  wenn  1)  religiöse  Vorstellungen  oder 
Glaubenssätze,  philosophische  oder  naturwissenschaftliche  Hypothesoi 
als  unüberschreitbare  Grenzen  der  Forschung  aufgerichtet  werden 
sollen,  wenn  also  diese  ausgeschlossen  wifd  v  wo  immer  sie  mit  jenen 
in  Kollision  gerät;  2)  aber  auch  da,  wo  die  Alleinberechtigung  dieses 
Standpunktes  für  alle  Stadien  des  wissenschaftlichen  Prozesses  be- 
hauptet und  auf  dieser  Grundlage  eine  speculative  Sozialethik  ange- 
führt wird,  welche  die  von  der  Forschung  festgestellten  sozialethischen 
Thatsachen  grundsätzlich  ignoriert 

Spricht  sich  in  diesen  beiden  Formen  des  wissenschaftlichen  Un- 
rechts eine  ungerechtfertigte  Verachtung  der  exakten  Forschung  oder 
wenigstens  ein  vollständiges  Verkennen  ihrer  grundsätzlichen  Bedeutung 
für  alle  Probleme  des  Gesellschaftslebens  aus,  so  handelt  es  sich  bei 
der  dritten  Form,  in  welcher  durch  Geltendmachung  der  oben  be- 
zeichneten Standpunkte  ein  Unrecht  an  der  Forschung  geübt  wird, 
vielmehr  um  eine  mifsbräuchliche  Geltendmachung  derselben  innerhalb 
der  in  ihrer  Bedeutung  anerkannten  Forschung.  Das  ist  der  Fall, 
wenn  die  thatsächlichen  Ergebnisse  der  Forschung  entweder,  bewulst 
oder  unbewufst,  in  unkritischer  Weise  zu  Induktionsschlüssen  ver- 
wendet werden,  um  damit  vorgefafste  Meinungen,  Glaubenssätze  oder 
Hypothesen  zu  stützen,  anstatt  durch  eine  sorgfältige  Analyse  dieser 
Thatsachen  sie  vorerst  auf  ihre  Beweiskraft  zu  untersuchen;  oder 
wenn  die  einzelnen  von   der  Forschung  ermittelten  Thatsacbenreihen 
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ZU  Schlüssen  verwendet  werden,  welche  durch  Einschiebung  eines  dem 
Glauben,  der  Weltanschauung,  oder  dem  philosophischen  System  ent- 
nommenen Zwischengliedes  entstehen,  wo  die  Natur  der  exakt  fest- 
gestellten Thatsachen  selbst  schon  einen  bündigen  Induktionsschlufs 
gestattet 

Es  wird  sich  nicht  sagen  lassen,  dals  bei  Öttingen  alle  drei 
Formen  wissenschaftlichen  Unrechts  gegen  die  Forschung  sich  ausge- 
sprochenermafsen  finden;  er  will  kein  Feind  der  freien  Forschung  sein; 
er  hält  sogar,  wenigstens  in  der  Vorrede  dafür,  dass  wir  unsere  Welt- 
anschauung mit  den  beobachteten  Thatsachen  menschlichen  Gemein- 
lebens in  Einklang  zu  bringen  suchen,  sie  also  unter  Umständen  auch 
modifizieren  müssen.  Aber  es  verträgt  sich  schlecht  damit,  wenn  er 
als  „ehrlicher  Forscher^^  von  vornherein  darauf  verzichtet,  aus  der 
blos  äufseren  Erfahrung  die  sittlichen  Prinzipien  abzuleiten,  welche 
die  Welt  erhalten,  und  dafs  ihm  die  Absicht  ferne  liegt,  durch  moral- 
statistische Daten  die  christliche  Sittenlehre  zu  begründen  oder  die 
wahren  Gesetze  des  Guten  zu  beweisen.  Er  verfällt  damit  ausge- 
sprochenermafsen  in  die  zweite  Form  des  wissenschaftlichen  Unrechts 
gegen  die  Forschung,  und  unwillkürlich  drängt  sich  die  Frage  auf, 
wozu  denn  dann  die  sog.  Moralstatistik  dient,  wenn  es  möglich  ist, 
ohne  sie  und  unmöglich  mit  ihr  die  ganze  christliche  Sittenlehre  zu 
begründen  und  die  wahren  Gesetze  des  Guten  zu  beweisen.  Aber 
auch  gegen  die  freie  Forschung  verstöfst  er  damit,  wenn  er  ihr  schlank- 
weg die  Fähigkeit  abspricht,  zu  sicheren  Urteilen  auf  dem  Gebiete 
der  Sozialethik  zu  gelangen,  noch  bevor  nur  der  Versuch  gemacht  ist, 
ihre  Qualifikation  hierfür  zu  erweisen;  von  diesem  Standpunkte  aus 
läfst  sich  eben  an  jedem  Punkte  der  Forschung  ein  Halt  zurufen, 
sobald  sie  in  die  Domäne  des  Glaubens  oder  der  metaphysischen  Vor- 
stellungen einzubrechen  sich  anschickt;  selbst  die  strengsten  Gegner 
der  freien  Forschung  argumentieren  nicht  anders,  wenn  sie  derselben 
vorschreiben  wollen,  ihre  Hand  von  Dingen  zu  lassen,  die  sie  doch 
nie  zu  ergründen  im  Stande  sein  werde.  Öttingens  ganze  Durch- 
führung seiner  „Moralstatistik^^  steht  freilich  in  einem  gewissen  Wider- 
spruch zu  diesen  glaubenstarken  Sätzen  seiner  Vorrede.  Er  selbst 
formuliert  eine  Reihe  allgemeiner  Gesetze  sittlicher  Lebensbewegung, 
die  „auf  dem  Wege  der  Induktion^'  gefunden  sind.  Doch  ist  eben 
die  Art,  wie  er  zu  diesen  Gesetzen  gelangt,  geeignet,  diesen  schein- 
baren Widerspruch  aufzulösen.  Für  ihn  gilt  keineswegs  ausnahmslos, 
was  für  den  Statistiker  das  erste  Erfordernis  für  die  Gewinnung  ge- 
sicherter SchluTsfolgerungen  aus  den  einzelnen  Thatsachenreihen  er- 
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scheint:  die  umständliche  Analyse  komplexer  Erscheinungen,  um  da- 
durch ihre  Beweiskraft  zu  ermitteln;  wohl  weiTs  Öttingen  unter 
Umständen  die  kritische  Sonde  wohl  zu  handhaben ;  aber  nicht  seltner 
sind  die  Fälle  einer  fast  blinden  Benutzung  ganz  verschieden  kon- 
struierter Zahlen  zur  Herstellung  einer  in  seinem  Sinne  beweiskraftigen 
Entwickelungsreihe.  Wenn  er  z.  B.  ein  Gesetz  der  Kompensation  bei 
gestörtem  numerischen  Verhältnisse  der  beiden  Geschlechter  au&tellt, 
so  ist  doch  leicht  zu  sehen,  dafs  dasselbe  nicht  aus  den  statistischen 
Daten  der  Volkszählungen  und  der  Zivilstandsregister  sich  ergiebt, 
sondern  trotz  derselben  aus  apriorischen  teleologischen  Vorstellungen 
abgeleitet  ist.  Denn  selbst  zugegeben,  dafs  die  Berechnung  eines 
grofsen  Durchschnittes  aus  den  Zahlenreihen  vei'schiedener  Völker 
für  einen  längeren  Zeitraum  einen  Anhalt  für  die  Annahme  einer 
solchen  Kompensation  geben  würde,  so  ist  es  doch  ganz  unstatthaft 
die  grossen  Untei*schiede  der  einzelnen  Entwickelungsreihen  in  einem 
solchen  Durchschnitte  zu  verwischen,  wo  gerade  die  ausnahmslose 
Konstanz  der  Erscheinung  als  wesentliches  Erfordernis  eines  „Gesetzes"' 
angesprochen  werden  mufs.  Dafs  aber  gerade  diese  Unterschiede  in 
der  Entwickelung  des  numerischen  Verhältnisses  der  Geschlechter  ein 
solches  „Kompensationsgesetz^^  ausschliefsen ,  läfst  sich  zUr  Evidenz 
darthun  ^).  Der  Versuch  ein  „Kompensationsgesetz^  trotz  des  in  den 
Zahlen  liegenden  Widerspruchs  aufrecht  zu  erhalten,  ist  aber  hier  um 
so  mifslicher,  wo  es  sich  nicht  nur  um  einen  mifslungenen  oder  einen 
statistischen  Scheinbeweis  handelt,  sondern  eben  die  Statistik  direkt 
und  ausreichend  beweist,  dafs  die  Unterschiede  im  numerischen  Ver- 
hältnisse der  Geschlechter  bei  den  einzelnen  Völkern  sehr  konstant 
sind  und  in  derselben  Weise  wie  gegenwärtig  ohne  irgend  eine  Ten- 
denz zu  einer  „gesetzmäfsigen  Ausgleichung'^  jedenfedls  schon  viel 
länger  bestehen  als  wir  das  statistisch  nachzuweisen  vermögen.  Und 
nicht  minder  bezeichnend  ist  für  sein  Verfahren  die  Eile,  mit  welcher 
er  so  oft  den  Thatsachen  das  Wort  entzieht,  um  sofort  an  ihrer  Stelle 
den  Faden  des  Syllogismus  weiter  zu  spinnen ,  bis  er  glücklich  am 
Ende  mit  seiner  „Weltanschauung**  verknüpft  werden  kann.  Gerade 
darin  aber  zeigt  es  sich,  wie  wenig  für  Öttingen  die  Statistik  rein 
als  Forschungsmittel  in  Betracht  kömmt  Er,  der  es  nicht  liebt, 
fremdes  Feuer  auf  seinen  Altar  zu  tragen,  der  jeden  Versuch  hafet, 
durch  Trugschlüsse  und  Scheinbeweise  die  Glaubenswahrheiten  zu  er- 
härten,   imputiert   den  Thatsachen  der  Statistik  durch   von  aofsen 


1)  Vergl.  Plattar  in  der  „SUtistbcfaen  Monatsschrift*«  1888.  8.  Heft. 
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MneiDgetragene  Ideen  eine  Schlüssigkeit,  die  sie  nicht  haben,  und 
will  es  nicht  Wort  haben,  wenn  nicht  blos  Thatsachen  sondern  auch 
viele  Wirkungen  dieser  Thatsachen  auf  exakt  statistischem  Wege  kon- 
statierbar sind,  und  insoweit  auch  ein  sittliches  Urteil  über  dieselben 
als  reiner  Induktionsschluüs  möglich  ist.  A.uch  hierfür  können  Öt- 
tingens  Ausführungen  über  die  Polarität  der  Geschlechter  als  Illu- 
stration dienen.  Warum  verfolgt  er  die  statistisch  doch  schon  ganz 
sicher  gestellte  Thatsache  nicht  weiter,  dafs  au  die  Stelle  des  in 
Westeuropa  fast  ausnahmslosen  Weiberüberschusses  bei  Italienern, 
Südslaven,  Griechen,  noch  mehr  bei  den  Orientvölkern  (Indern!) 
ein  Männerüberschufs  als  konstante  populatiouistische  Erscheinung 
tritt?  Wird  uns  damit  ein  Fingerzeig  gegeben,  dafs  nationale  Ver- 
schiedenheiten (Bace,  Kulturstufe)  auf  das  Verhältnis  einwirken,  so 
könnte  die  historische  Bevölkerungsstatistik  doch  auch  ihrerseits 
bereits  statistische  Beweise  dafür  beibringen,  dass  die  heutzutage 
cum  grano  salis  vorhandene  Polarität  bei  den  Kulturvölkern  mehr 
ein  Kultur-  als  ein  Naturphänomen  ist.  Aber  bevor  noch  solche  aus 
dem  statistischen  Material  selbst  sich  ergebende  Folgerungen  zum 
Worte  kommen,  ist  bei  Öttingen  schon  die  kausale  Verknüpfung 
des  als  „empirisches  Gesetz^'  formulierten  Phänomens  mit  der  Be- 
stimmung der  Menschen  zur  monogamen  Ehe  und  mit  den  höchsten 
Problemen  der  Ethik  fertig.  Kompensationsgesetz  und  Gesetz  der 
Polarität  sind  eben  wichtige  Elemente  im  System  seiner  theologischen 
Ethik,  welche  nicht  erst  aus  der  äusseren  Erfahrung  zu  beweisen  sind. 
Er  glaubt  ein  Übriges  zu  thun,  indem  er  seine  Zahlenreihen  auch  noch 
für  die  Richtigkeit  dieser  Gesetze  sprechen  läfst.  Eben  das  ist  aber 
die  dritte  Form  des  wissenschaftlichen  Unrechts  an  der  Forschung, 
der  Mifsbrauch  derselben  in  fremdem  Dienste.  Mag  auch  immerhin 
Öttingen  aufrichtig  von  sich  aussagen,  dass  er  als  ehrlicher  Mann  der 
Wissenschaft  nie  die  Absicht  habe,  den  Thatsachen  Gewalt  anzuthun  oder 
sie  im  Dienste  der  Tendenz  umzubiegen ;  aber  er  bricht  durch  sein  Ver- 
fahren die  Keime  der  durch  die  statistische  Forschung  zu  gewinnenden 
Erkenntnis  ab  und  hindert  sie  an  ihrer  natürlichen  Entwickelung. 

Die  Induktionsschlüsse,  welche  nach  den  allgemeinen  Gesetzen 
des  Denkens  sich  aus  den  festgestellten  Thatsachenreihen  ergeben, 
sind  die  letzte  Phase  auch  der  moralstatistischen  Arbeit;  denn  die 
Statistik  geht  nicht  weiter  als  eben  ihr  wissenschaftliches  Verfahren 
anwendbar  ist,  und  dieses  beschränkt  sich  auf  die  systematische  Be- 
obachtung von  Massenerscheinungen  und  auf  die  Klarlegung  ihrer 
inneren  Struktur  und  ihrer  Zusammenhänge. 
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Mag  immerhin  der  Glaube,  die  Metaphysik,  die  Naturwissenschaft 
auch  fernerhin  den  Boden  bilden,  auf  dem  sich  die  Wissenschaft  der 
Sozialethik  zu  eiitwickuln  strebt ;  mögen  sie  immerhin  Ideen  der  Ethik 
in  systematischem  Zusammenhange  oder  zur  Ausftillung  der  von  der 
Moralstatistik  gelassenen  Lücken  ausbilden;  in  das  unbestreitbare 
Feld  der  statistischen  Forschung  sollen  sie  nicht  eindringen.  Gerade 
je  mehr  wir  ihre  Berechtigung  anerkennen,  um  so  berechtigter  wird 
es  auch  erscheinen,  wenn  wir  eine  reinliche  Abgrenzung  verlangeD 
zwischen  der  Spekulation  und  der  Forschung.  Die  sozialethischen 
Gesetze  Öttingens  aber  sind  keine  Resultate  der  Forschung  —  der 
Moralstatistik. 


An  der  Hand  dieser  Ausftihrungen  läfst  es  sich  wohl  rechtfertigen, 
wenn  wir  jenen  Partien  des  Öttingen'schen  Werkes,  welche  der 
Formulierung  sozialethischer  Gesetze  gewidmet  sind,  den  Charakter 
einer  statistischen  Leistung  absprechen,  und  sie  in  das  Gebiet  der 
SpekuUtion  verweisen.  Aber  es  bleibt  doch  auch  dann  noch  ein  reicher 
Inhalt  rein  statistischer  Ausführungen  bestehen,  welche  ebenso  durch 
die  Fülle  des  gesammelten  Materials  wie  durch  die  Vielseitigkeit  der 
Gesichtspunkte,  welche  dabei  eröffnet  werden,  anregend  und  belehrend 
genug  wirkt,  um  für  sich  noch  eine  wertvolle  Bereicherung  der 
statistischen  Litteratur  zu  bilden.  Ja  wir  glauben  mit  der  Annahme 
nicht  fehl  zu  gehen,  dafs  der  bedeutende  Erfolg  des  Werkes  mindestens 
ebensosehr  darin  zu  suchen  ist,  dafs  die  Statistiker  dankbar  die  gelei- 
stete Herkulesarbeit  einer  ziemlich  vollständigen  Sammlung  und  Anar 
lyse  des  massenhaften  und  zerstreuten  moralstatistischen  Materials 
benutzen,  wenn  sie  auch  achtungsvoll  an  den  theologischen  und  meta- 
physischen Diatriben  des  Autors  vorübergehen,  als  darin,  daüs  das  Buch 
den  Anhängern  ö  1 1  i  n  g  e  n  'scher  Weltanschauung  eine  breite  Unterlage 
bietet  für  den  Ausbau  einer  praktischen  Ethik  und  eine  unerschöpfliche 
Fundgrube  sogenannt  exakter  Beweise  für  den  Kampf  mit  dem  In- 
dififerentismus  und  Determinismus,  dem  sozialistischen  Atomismus  und 
Naturalismus,  dem  Subjektivismus  und  Objektivismus,  den  von  Ot- 
tingen selbst  so  gekennzeichneten  Feinden  einer  auf  der  christlichen 
Sittenlehre  fufsenden  Sozialethik. 

Für  eine  gerechte  Würdigung  dieses  statistischen  Teils  des  Werkes 
wird  es  also  unabweislich  sein,  das  Material  näher  zu  untersuchen, 
welches  Öttingen  herangezogen  hat  und  die  Art  und  Weise  zo 
prüfen,  in  welcher  er  dasselbe  methodisch  verarbeitet  hat 
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Öttingen  wendet  darchgehends  ein  international  vergleichendes 
Verfahren,  wenn  auch  in  sehr  verschiedener  Weise  an;  er  verschmilzt 
entweder  die  aus  der  Statistik  der  verschiedenen  Staaten  (auch  Staats- 
teile) gewonnenen  Reihen  in  eine  Reihe  oder  zieht  einen  Gesamt- 
durchschnitt und  nimmt  die  so  gewonnenen  Massenverhältnisse  als 
eine  einheitliche  Manifestation  gewisser  allgemeiner  gesellschaftlicher 
Kräfte  in  Betrachtung,  oder  er  stellt  sie  nebeneinander  und  schliesst 
aus  der  Gleichförmigkeit  oder  Ähnlichkeit  der  Bewegung  in  den  Zahlen 
auf  eine  derselben  innewohnende  Gesetzmäfsigkeit.  Daneben  aber 
werden  auch  wohl  die  statistischen  Daten  tLber  irgend  eine  sozial- 
ethische Erscheinung  in  einem  Lande  gleichsam  als  Typus  vieler  gleich- 
artiger Vorkommnisse  aufgefafst  und  ähnliche  Angaben  aus  andern 
Ländern  nur  als  Bestätigung  des  schon  durch  die  eine  Thatsachen- 
reihe  festgestellten  Ergebnisses  herangezogen. 

Es  ist  im  allgemeinen  schwer  zu  sagen,  welches  von  diesen  Ver- 
fahren für  die  Erkenntnis  der  den  Erscheinungen  innewohnenden  Ge- 
setzmäfsigkeit bessere  Gewähr  oder  gröfsere  Gefahren  in  sich  schliefse. 
Es  giebt  ja  zweifellos  Erscheinungen  des  Gesellschaf tslebeus ,  welche 
die  Statistik  wenigstens  für  die  zivilisirten  Staaten  bereits  mit  hin- 
länglicher Genauigkeit  zu  erfassen  und  darzustellen  vermag,  und 
welche  auch  einen  genügend  gleichmäfsigen  gesellschaftlichen  Ursprung 
haben,  um  wirklich  als  Äufserungen  eines  einheitlichen  Volksgeistes 
angesehen  werden  zu  können.  Damit  ist  dann  für  die  politische 
Arithmetik  gleichsam  der  gemeinschaftliche  Nenner  gegeben,  mit  dem 
sie  ihre  Rechnungen  anstellen  kann. 

Andererseits  mag  wohl  auch  zugegeben  werden,  dafs  die  Ent- 
wickelung  gewisser  gesellschaftlicher  Erscheinungen  wenigstens  inner- 
halb unsrer  Kulturwelt  einen  geradezu  typischen  Verlauf  hat,  so  dafs 
aus  der  exakten  Feststellung  desselben  mittelst  der  Statistik  eines 
Staates  eine  bestimmte  empirische  Gesetzmäfsigkeit  abstrahiert  werden 
kann.  Aber  ebenso  selten  wie  jener  erste  ist  auch  dieser  zweite  Fall 
gegenüber  der  unübersehbaren  Fülle  von  gesellschaftlichen  Zuständen 
und  Entwickelungsthatsachen ,  in  welchen  die  Sicherheit  der  gleich- 
mäfsigen Feststellung  durch  das  statistische  Verfahren  ebenso  zweifel- 
haft oder  positiv  ausgeschlossen  ist,  wie  die  Gleichheit  der  Verur- 
sachung oder  gar  der  typische  Verlauf  der  Entwickelung. 

Und  jedenfalls  geht  es  weit  über  die  von  der  Statistik  sicher 
hergestellten  Thatsachenreihen  hinaus,  wenn  Öttingen  das  ganze 
System  einer  sozialen  Ethik,  Lebeuserzeugung,  Lebensbethätigung  und 
Tod  im  Organismus  der  Menschheit  (!)  mit  einer  international  ver- 
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vergleichenden  Moralstatistik  beleuchten  und  zum  guten  Teil  doch 
auch  beweisen  will.  Ist  ja  doch  schon  jenes  Gebiet,  auf  welchem 
wir  die  Feststellung  der  elementarsten  Thatsachen  der  Gesellschaft 
versuchen,  das  Gebiet  der  Volkszählungen,  noch  keineswegs  zu  einer 
solchen  Einheitlichkeit  der  statistischen  Durchbildung  gekommen,  dafs 
auch  nur  die  blose  Volkszahl  absolut  vergleichbar  wäre.  Wur  brauchen 
dabei  keineswegs  jenem  Hyperkritizismus  zu  huldigen,  welcher  die 
natürlich  überall,  auch  bei  Anwendung  aller  Kautelen  der  administra- 
tiven Statistik,  vorkommenden  kleinen  Ungenauigkeiten  bei  AusführuDg 
der  Zählungen  und  in  der  Aufbereitung  des  Materials  als  Hindemisse 
einer  internationalen  Vergleichung  geltend  machen  will.  Aber  doch 
schon  die  noch  immer  sehr  verschiedene  Art  des  Depouillements,  die 
differente  Behandlung  der  Zivil-  und  Militärbevölkerung,  der  faktischen, 
Wohn-  und  rechtlichen  Bevölkerung,  dann  der  Gemeinden  und  der 
Ortschaften  und  Ortsbestandteile  ist  eine  so  reiche  Quelle  von  Un- 
gleichheiten,  dafs  schon  hier  der  berechtigte  Zweifel  wenigstens  über 
die  Genauigkeit  der  Ergebnisse  entsteht,  sofern  eben  mit  Volks- 
zählungsresultaten schlechthin,  ohne  genauere  Bezeichnung  der  Be- 
schaffenheit dieser  Ziffern  operiert  wird.  Dieser  Umstand  ist  aber  um 
so  wichtiger  als  eben  die  Volkszahl  mit  den  meisten  Verhältnissen 
des  Gesellschaftslebens  in  Relation  gesetzt,  eine  Inkongruenz  jener 
also  auf  alle  Gebiete  der  Statistik  übertragen  wird.  Und  von  beson- 
derem Belang  werden  diese  Bedenken,  wo  es  sich  einerseits  um  gröfsere 
historische  Rückblicke  handelt,  da  erfahrungsgemäfs  die  Genauigkdt 
der  Zählungen  mit  der  Zunahme  ihres  Alters  sehr  abnimmt,  und 
andrerseits  um  die  ferneren  Untersuchungen  der  Bewegung  sozialer  Er- 
scheinungen in  den  Zwischenjahren  zweier  Zählungen,  wo  vielfach 
nicht  nur  überhaupt  eine  berechnete  Bevölkerung  anstatt  der  Zählbe- 
völkerung zur  Gewinnung  richtiger  Verhältniszahlen  angewendet  wer- 
den mufs,  sondern  es  nun  doch  auch  schon  auf  das  Verfahren  an- 
kommt, nach  welchem  in  den>erschiedenen  Staaten  diese  Berechnung 
ausgeführt  worden  ist. 

Immerhin  aber  mögen  die  neueren  Volkszählungsdaten  der  zivili- 
sierten Staaten  im  ganzen  genügende  Vergleichbarkeit  haben;  die  Ge- 
sichtspunkte,  unter  welchen  eine  solche  Vergleichung  mit  Erfolg  an- 
zuwenden ist,  bleiben  nichtsdestoweniger  sehr  beschränkt.  Behalten 
wir  zunächst  das  eine  Verfahren  im  Auge,  wornach  die  Resultate  d^ 
Volkszählung  in  den  verschiedenen  Staaten  zu  einer  Reihe  zusammen- 
gefafst  werden,  um  nun  an  dem  grofsen  europäischen  Durchschnitte 
(wenn  nicht  sogar  noch  darüber  hinausgegriffen  wird)  Anhaltspunkte 
für  den  Beweis  gewisser  sozialethischer  Grundverhältnisse  zu  gewinnen. 
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In  ihren  beiden  Hauptrelationen  zur  Fläche  als  Bevölkerungsdichte 
und  zur  letzten  Zählung  als  Zuwachs  oder  Verminderung  der  Bevöl- 
kerung sagen  die  Volkszählungsdaten  allerdings  etwas  ganz  Positives, 
überall  gleich  Wichtiges  und  gleicher  Beurteilung  Unterliegendes  über 
die  eine  Grundmacht  der  Staaten,  das  Volk,  aus;  für  die  Fragen 
einer  allgemeinen  Übervölkerung,  der  möglichen  Vermehrung  des  Be- 
yölkerungsstandes  von  Europa  u.  dgl.  können  solche  Durchschnitte 
einen  gewissen  Wert  haben ;  mögen  die  Ursachen  der  differenten  Dich- 
tigkeit und  des  ungleichmäfsigen  Wachstums  der  Bevölkerungen  auch 
noch  so  verschieden  gelagert  sein;  aber  doch  wie  nahe  drängen  sich 
schon  hier  die  Bedenken  heran,  welche  aus  der  praktischen  Unmög- 
lichkeit einer  allgemeinen  Bevölkerungsausgleichung  geschöpft  sindl 
Und  schon  wenn  wir  einen  Schritt  weiter  gehen,  hört  dieser  Stand- 
punkt auf,  zum  mindesten  für  moralstatistische  Untersuchungen  Gel- 
tung zu  haben.  Was  soll  es  für  die  Beurteilung  der  moralischen 
Weltordnung  bedeuten,  zu  wissen,  wieviel  Weiber  im  grofsen  Durch- 
schnitte der  europäischen  oder  gar  der  Weltbevölkerung  auf  100  Män- 
ner kommen ,  wo  uns  doch  ein  einfacher  Blick  auf  die  ganze  Beihe 
belehrt,  dafs  eben  die  Unterschiede  herrschen  und  nicht  die  Überein- 
stimmung. Ebenso  aber  beim  Altersaufbau  der  Bevölkerung,  der  noch 
dazu  von  der  Bevölkerungsbewegung  so  aufserordentlich  beeinflufst 
ist;  bei  der  Statistik  des  Zivilstands  mit  seiner  Abhängigkeit  vom 
Altersaufbau  und  den  differenten  Lebensbedingungen  der  Gesellschaft ; 
bei  der  Berufsstatistik  mit  ihrem  aufserordentlich  weiten  Spielraum 
subjektiven  Urteils  schon  bei  der  Aufnahme  und  der  weitgehenden 
Abhängigkeit  ihrer  Resultate  von  der  natürlichen  Beschaffenheit  der 
einzelnen  Länder  und  der  ökonomischen  Gesamtlage  der  einzelnen 
Völker.  Wie  die  Bekenntnisse,  die  Nationalitäten  in  ganz  Europa  ver- 
teilt sind,  das  mag  als  Gegenstand  der  eigentlichen  Demographie,  mit 
einem  solchen  einheitlichen  Ausdrucke  gesagt,  von  Wert  sein;  aber 
auf  allen  Gebieten,  die  mit  der  Moralstatistik  zu  thun  haben,  ist  die 
Betonung  der  Unterschiede  und  Gegensätze  wichtiger  als  die  Ver- 
mischung derselben  in  der  „grofsen  Zahl." 

Fast  noch  schlimmer  verhält  es  sich  mit  dem  zweiten  Teil  der 
Bevölkerungsstatistik,  der  Bewegung  der  Bevölkerung,  obgleich  auch 
sie  gewifs  zu  den  bestgepflegten  Gebieten  der  Statistik  gehört  und 
gewifs  auch  nicht  minder  allgemeinste,  elementare  Verhältnisse  des 
Gesellschaftslebens  berührt 

In  gewissen  Partien  ist  auch  in  der  That  die  Statistik  der  Be- 
völkerungsbewegung mindestens  ebenso  verläfslich  und  internationaler 
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Vergleichung  zugänglich  wie  die  Resultate  der  Volkszählungen  selbst. 
Die  Statistik  der  Geburten  und  Sterbefälle  im  allgemeinen  rechnen 
wir  hierher ;  die  einzige  gröfsere  Unsicherheit,  welche  hier  durch  Ein- 
beziehung oder  Weglassung  der  Totgeburten  entsteht,  ist  an  der  Hand 
der  meisten  modernen  offiziellen  Publikationen  wenigstens  in  der 
Hauptsache  zu  überwinden.  Wie  aufserordentlich  yerschieden  ist  aber 
schon  die  Beurteilung  dieser  Thatsachen  vom  Standpunkte  der  sozia- 
len Ethik  I 

Wir  alle  wissen,  wie  schon  die  Zififer  der  allgemeinen  Sterblichkeit 
beeinflufst  wird  von  der  Intensität  der  Kindersterblichkeit,  die  spe- 
zielle SterblichkeitszifFer  der  gröfseren  Städte  durch  Anhäufung  von 
Kranken  (Spitäler  I)  u.  dgl.  Ohne  fortwährende  Rücksichtnahme  auf 
diese  besonderen  Verhältnisse  ist  die  allgemeine  Zififer  zu  internatio- 
nalen Vergleichen  gar  nicht  verwertbar.  Bei  der  Geburtenziffer  ist 
nicht  nur  der  Unterschied  der  ehelichen  zur  unehelichen  Progenitar 
immer  von  grofsem  Belange  für  die  Beurteilung  des  sozialen  Wertes; 
fast  mehr  noch  sind  hier  die  besonderen  Ursachen  der  Frequenz  aus- 
schlaggebend ;  hier  handelt  es  sich  nicht  mehr  blos  darum,  ob  die  Ge- 
samterscheinung mit  Rücksicht  auf  die  sittliche  Zweckbestimmung  des 
Volkes  gut  oder  schlecht  zu  qualifizieren  ist,  sondern  wie  sie  zustande 
kommt,  als  Frucht  sittlichen  oder  unsittlichen  Verhaltens.-  Dafs  die 
Beurteilung  der  unehelichen  Progenitur  ganz  ähnlichen  Erwägungen 
unterliegt,  ist  wiederholt  schon  hervorgehoben  worden.  Und  was  die 
Trauungsziffer  als  Ausdruck  der  allgemeinen  „Matrimonialität*^  betrifft, 
so  gelten  nicht  blos  ähnliche  Gesichtspunkte,  sondern  ist  auch  noch 
auf  besondre  Störungen  in  einzelnen  Ländern  wohl  Bedacht  zu  neh- 
men, wie  sie  z.  B.  aus  Italien  nach  Einführung  der  Zivilehe  bekannt 
geworden  sind ,  wo  massenhaft  rein  kirchliche  Trauungen  nicht  regi- 
striert wurden,  und,  weniger  bekannt,  z.  B.  in  Galizien  vorkommen, 
wo  die  blos  rituellen  Judenehen  auch  eine  erstaunliche  Depression  der 
offiziell  festgestellten  Trauungsziffern  im  Gefolge  haben.  Bei  Betrach- 
tung der  getrennten  Ehen  aber  ist  nicht  blos  auf  den  ungeheuren 
Unterschied  der  eigentlichen  Lösung  des  Ehebandes  (divorce)  und  der 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  (Separation  du  corps)  gerade  für  sozial- 
ethische Folgerungen  zu  achten ,  sondern  es  ist  hier  auch  wohl  zu 
prüfen,  ob  die  aus  den  Zahlen  sich  ergebende  Trennungstendenz  als 
eine  Folge  gelockerter  Anschauungen  über  das  Eheband  oder  einfach 
als  die  beabsichtigte  Wirkung  einer  veränderten  Gesetzgebung  sich 
darstellt,  welche  die  Trennung  unter  Umständen  als  ein  Heilmittel  be- 
stehender sozialer  Schäden  zuläfst,  wo  früher  um  eines  Prinzips  wil* 
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len  die  gleicherweise  vorhandene  Trennungstendenz  starr  zurflckgehal- 
ten  wurde. 

Wir  berühren  damit  auch  schon  jenes  weite  Gebiet  der  Moral- 
statistik, auf  welchem  die  internationalen  Vergleiche  wegen  der  wechseln- 
den Bestimmungen  des  positiven  Rechts,  dessen  Verletzung  in  den 
Zahlenreihen  der  Moralstatistik  zum  Ausdrucke  kOmmt,  sich  von 
selbst  verbieten.  Auch  Öttingen  erkennt  das  an  und  hat  es  in 
Bezug  auf  Kriminalstatistik  wiederholt  ausgesprochen.  Ähnlich  aber 
verhält  es  sich  mit  all  jenen  Zahlenreihen,  deren  Entwicklung  von 
den  jeweiligen  Veranstaltungen  der  öfifentlichen  Verwaltung  wesentlich 
beeinflufst  wird,  wie  z.  B.  mit  der  Statistik  der  Krankenanstalten, 
Irren-  und  Gebärhäuser,  Findol-  und  Armenanstalten;  aber  auch  mit 
dem  weiten  Gebiete  der  polizeilichen  Thätigkeit,  wo  die  grossen  Zahlen 
ebensowohl  für  gefährliches  Verhalten  der  Bevölkerung  wie  für  gute 
Polizei  sprechen  können. 

Unter  allen  diesen  Verhältnissen  wird  sich  die  Aufstellung  grofser 
Zahlenreihen,  welche  sich  aus  den  differenten  Angaben  der  einzelnen 
Staaten  zusammensetzen,  um  nun  gleichsam  ein  Gesamtbild  einer 
sozialethischen  Erscheinung  zu  geben,  als  der  Weg  erweisen,  welcher 
zu  Schein  Wahrheiten  und  Trugschlüssen  führt  Der  Glaube  an  das 
„Gesetz  der  grofsen  Zahl^^  ist  da  ein  Aberglaube  und  was  ein  exakt 
gefQhrter  Induktionsbeweis  zu  sein  scheint,  ist  in  Wahrheit  die  voll- 
ständige Verwischung  des  realen  Untergrundes  der  Beweisführung,  um 
aus  dem  Chaos  unvermerkt  die  Syllogismen  apriorischer  Logik  empor- 
schiefsen  zu  lassen. 

So  zeigt  sich  denn,  dass  die  international  vergleichende  Statistik 
als  systematisches  Induktionsverfahren  eine  allgemeine  Anwendung 
nicht  verträgt;  trotz  des  scheinbaren  Vorteils  für  die  wissenschaft- 
liche Erkenntnis,  welcher  aus  der  ungeheuren  Ausdehnung  des  Be- 
obachtuDgsfeldes  über  Hunderte  von  Millionen  Menschen  sich  zu  er- 
geben scheint,  bleibt  doch  das  Gebiet,  auf  welchem  sich  wertvolle 
Durchschnitte  und  Mittelwerte  der  international  vergleichenden  Statistik 
gewinnen  lassen,  ein  sehr  beschränktes. 

Aber  auch  die  vergleichsweise  Gegenüberstellung  moralstatistischer 
Daten  aus  den  verschiedenen  Ländern  verträgt  nicht  die  umfassende 
Anwendung  und  noch  weniger  Verwertung,  welche  ihr  Öttingen 
gegeben  hat.  Nicht  als  ob  wir  damit  die  internationale  Statistik 
schlechthin  über  Bord  werfen  wollten.  Die  vielfachen  Bemühungen 
der  statistischen  Kongresse  und  der  amtlichen  wie  privaten  Statistiker 
zunächst  haben  eine  volle  Berechtigung  und  verfolgen  ein  methodo- 
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logisch  höchst  wichtiges  Ziel,  nämlich  die  allinahliche  Gewinnung 
wirklich  vergleichbarer  Daten  auf  Grund  der  Gleichartigkeit  der  Er- 
hebungen, der  Aufbereitung  des  Materials  mit  Zuhilfenahme  der  Er- 
gebnisse vergleichender  Gesestzgebung  und  gesellschaftlicher  Eio- 
richtungen.  Aber  doch  zeigt  sc^on  das  noch  sehr  geringe  Ergebnis, 
welches  sich  als  Ausführung  des  weitausgehenden  und  lange  vorbereite- 
ten internationalen  Programms  des  statistischen  Kongresses  darstellt, 
welche  Schwierigkeiten  demselben  nicht  blos  von  Anfang  an  bewufst 
waren,  sondern  wie  sie  sich  im  Verlaufe  der  Arbeit  noch  überdies 
gehäuft  haben. 

Die  vergleichsweise  Gegenüberstellung  internationaler  statistischer 
Daten  sodann,  wie  sie  regelmäfsig  in  den  analytischen  Arbeiten  der 
Landesstatistik  angewendet  werden,  tragen  gleichfalls  einen  ganz 
anderen  Charakter  an  sich,  als  sie  in  dem  Verfahren  von  Öttingen 
gewinnen;  sie  haben  zunächst  wenigstens,  und  wohl  noch  für  lange 
Zeit,  nur  den  Wert  vorläufiger  Orientierung;  sie  wollen  und  solleo 
nicht  mehr  aussagen,  als  sie  können,  nämlich  über  die  absoluten 
Gröfsen Verhältnisse  einer  Erscheinung  und  ihre  Relation  zu  den  ele- 
mentarsten statistisch  genau  mefsbaren  Momenten  des  Volkslebens 
(zur  Fläche,  Bevölkerungszahl,  Steuerleistung  u.  dgl.)  In  ihrer  Ver- 
wertung bei  Öttingen  erscheinen  sie  aber  zumeist  mit  der  Präten- 
sion einer  vollständigen  Orientierung  über  das  Gewicht  der  Zahlen, 
wobei  die  Relationen  derselben  zu  den  verschiedenen  gar  nicht  oder 
nur  ungenau  mefsbaren  Lebensverhältnissen  der  Gresellschaft  entweder 
ganz  ignoriert  oder  als  allenthalben  gleich  und  gleichbleibend  ange- 
nommen werden.  Was  soll  uns  z.  B.  die  vergleichende  Betrachtung 
des  Berufs  ohne  die  genaue  Kenntnis  der  Bildung  der  Berufsgruppen, 
die  Vergleichung  der  Sparkasseneinlagen  ohne  Gruppierung  der  Ein- 
leger nach  der  Höhe  ihrer  Einlagen?  Die  Alternative,  welche  hier 
gestellt  ist ,  wird  immer  dazu  führen ,  entweder  die  Vergleichung  der 
aufgestellten '  Reihen  wegen  Incompatibilität  doch  nicht  durchzufUren, 
oder  trotz  der  besseren  Einsicht  mit  Durchbrechung  der  der  statisti- 
schen Beweisführung  gezogenen  Grenzen  doch  zu  unternehmen.  Im 
ersten  Fall  bleibt  denn  der  Vergleich,  wie  wir  schon  oben  sagten, 
eine  vorläufige  Orientierung,  im  zweiten  Falle  aber  führt  die  Speku- 
lation oder  besser  gesagt  das  Vorurteil,  das  grofse  Wort. 

Noch  schlimmer  aber  steht  es  mit  jener  Art  internationaler  Sta- 
tistik, welche  Lebensgesetze  der  Gesellschaft  aus  den  Erscheinungen 
einzelner  Völker  oder  Volkskreise  ableiten  zu  können  glaubt  Bald 
dieses,   bald   jenes  Volk    als  Beweisstück    eines  allgemeinen  Satzes 
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heranziehend,  zeigt  dieses  Verfahren  zunächst  von  einer  gänzlich  un- 
historischen Auffassung  des  Gesellschaftslebens,  welche  vergifst,  dafs 
jedes  Volk  eine  ausgeprägte  Individualität  ist,  und  unterliegt  über- 
dies allen  Gefahren  einer  vorschnellen  Generalisierung.  Man  unter- 
schätzt oder  ignoriert  vollkommen  die  entgegenstehenden  Beobachtungen 
bei  anderen  Völkern,  wenn  die  Entwickelung  bei  dem  einen  ausge- 
wählten (eben  wegen  der  historischen  Individualität)  einen  typischen 
Verlauf  anzuzeigen  scheint.  Oder  man  unterstüzt  wohl  auch  gelegent- 
lich die  aus  solch  einseitiger  Beobachtung  gewonnenen  allgemeinen 
Sätze  durch  statistische  Ergebnisse  der  Beobachtung  anderer  Völker, 
welche  vielleicht  ein  ähnliches  aber  unter  ganz  anderen  Umständen  zu 
Stande  gekommenes  Resultat  zeigen.  Die  Mahnungen  der  statistischen 
Methode  werden  dabei  ebenso  in  den  Wind  geschlagen  wie  die  Gründe, 
welche  gegen  Determinismus  des  Menschengeschlechts  und  die  sozial- 
physische Weltanschauung  sprechen,  —  denen  doch  gerade  ein  Öt- 
tingen  am  wenigsten  'durch  die  thatsächliche  Aufstellung  solcher 
Typen  hätte  den  Rücken  kehren  sollen.  Das  „Generelle*'  oder  „Typische** 
vermögen  wir  doch  erst  zu  erkennen,  wenn  wir  das  Spezielle,  das 
Mannigfaltige,  erkannt  haben;  sonst  präsumieren  wir  das  Generelle, 
oder,  mit  anderen  Worten,  wir  bauen  auf  einer  Hypothese,  was  unter 
keinen  Umständen  Sache  der  Statistik  sein  darf. 

Die  Fehler,  welche  solcherart  durch  Anwendung  des  international 
vei^leichenden  Verfahrens  erzeugt  werden,  sind  vielleicht  bei  Öttingen 
weniger  zahlreich  als  bei  anderen  Schriftstellern;  aber  freigehalten 
hat  er  sich  doch  nicht  von  denselben,  wenngleich  sein  geschärfter 
Blick  für  den  Wert  der  Daten  ihn  vorsichtiger  macht. 

Es  hängt  das  eben  aufs  innigste  zusammen  mit  einem  andern 
prinzipiellen  Fehler  der  Verwertung  moralstatistischer  Daten,  den  Öt- 
tingen gleichfalls  mit  der  Mehrzahl  der  „Moralstatistiker'*  teilt, 
nämlich  mit  der  Losreifsung  der  statistisch  dargestellten  Thatsachen 
aus  ihrem  natürlichen  Zusammenhang.  Es  wird  dabei  präsumiert,  dafs 
sich  die  einzelnen  Lebensäufserungen  der  Völker,  welche  einer  sozial- 
ethischen Würdigung  unterliegen,  nach  feststehenden  Axiomen  der 
Sozialethik  beurteilen  lassen ;  und  es  läuft  der  Irrthum  mit  unter,  als 
ob  jedes  dieser  sozialethischen  Phänomene  einer  sicheren  Beurteilung 
für  sich  ohne  Rücksicht  auf  den  Zusammenhang  mit  anderen  Seiten 
des  Gesellschaftslebens  zugänglich  sei.  Für  die  Moralstatistik  als 
exactes  Verfahren  der  induktiven  Sozialwissenschaft  ist  aber  jene 
Präsumtion  ebenso  unzulässig  wie  dieser  Irrtum  verhängnisvoll.  Es  soll 
sich  ja  aus  dem  Studium  der  Thatsachen  erst  ergeben,  was  als  Maxime 
N.  F.  Bd.  Vn.  34 


522  Karl   Theodor    von   Inama- Sternegg^, 

einer  praktischen  d.  h.  historisch  gerechtfertigten  Sozialethik  ange- 
sehen werden  kann;  und  andererseits  ist  das  moralstatistische  Ver- 
fahren insolange  nicht  exakt,  als  es  die  einzelnen  statistisch  erfafs- 
baren  Phänomene  des  Volkslebens  nicht  in  ihrer  vollen  empirischen  Wirk- 
lichkeit d.  h.  in  ihrem  ganzen  realen  Zusammenbang  dieses  Lebens 
zu  begreifen  vermag.  Dieselbe  Lebenserscheinung  kann  aber  für  jedes 
Volk  etwas  ganz  verschiedenes  bedeuten;  vorab  aus  den  Wirkungen, 
welche  von  jeder  solchen  Thatsache  des  Gresellschaftslebens  auf  streng 
statistischem  Wege  nachweisbar  auf  andre  Seiten  dieses  Lebens  aas- 
gehen, ist  eine  sozialethische  Würdigung  derselben  zu  versuchen.  Denn 
die  Moralstatistik  muTs  ja  zur  Kritik  unsrer  apriorischen  sozialethischen 
Urteile  ebenso  wie  zur  Aufstellung  induktiv  gewonnener  Gesetze  der 
sittlichen  Lebensbethätigung  führen  können,  wenn  sie  überhaupt  etwas 
für  die  Wissenschaft  vom  Volksleben  bedeuten  soll  Wir  gelangen 
aber  zu  solchen  Urteilen  nur,  wenn  wir  die  einzelnen  statistisch  be- 
obachteten sozialen  Phänomene  im  Zusammenhang  aller  begleitenden 
Umstände  betrachten;  jede  solche  Lebensäufserung  eines  Volkes  ist 
aber  nur  ein  Teil  der  ganzen  sittlichen  Lebensführung  eines  Volkes 
und  kann  aufserhalb  dieses  Zusammenhanges  gar  nicht  gewürdigt 
werden.  Eine  Moralstatistik,  die  ihre  Materie  nach  Begrififen  oder 
einzelnen  sozialethischen  Phänomenen  anordnet  und  nun  jede  einzdne 
mit  international  vergleichendem  Verfahren  für  sich  abhandelt,  erzeugt 
die  Gefahr  einer  Schablone,  der  sich  das  Volksleben  nicht  unterwerfen 
läfst,  und  führt  fast  notwendig  zu  gezwungener  oder  gar  tendenziöser 
Interpretation.  Gerade  die  auch  von  Öttingen  in  dem  Abschnitt 
über  die  moralstatistische  Methode  betonte  „Moralanalytik"  verlangt 
ein  solch  umsichtiges  Verfahren ;  eine  solche ,  jeweilig  nur  auf  eine 
Seite  der  Sozialethik  angewendet,  würde,  um  die  Parallele  mit  der 
chemischen  Analyse  auch  hier  zu  gebrauchen,  eine  Menge  ungelösten 
Bückstandes  hinterlassen,  welche  einer  genauen  Bestimmung  der  unter- 
suchten Substanz  doch  entgegenstände.  Jedes  Volk  ist  eben  eine  aus- 
geprägte Individualität  für  sich;  die  Bande  gemeinsamer  Entstehung, 
gleicher  Geschichte  und  Lebensschicksale,  gleicher  Traditionen  und  An- 
schauungen halten  es  zusammen;  die  Gesetze  der  sozialen  Organisation 
und  der  politischen  Verwaltung  treten  als  verstärkende  Momente  hinzu, 
um  die  Vorstellung  von  den  Lebenszwecken  der  Gesellschaft,  von 
Macht,  Becht  und  Kultur  bei  jedem  Volke  in  eigentümlicher  Weise 
zu  entwickeln. 

So  ergeht  es  der  Statistik  schliefslich  ähnlich  wie  der  Geschichte 
des  Volkslebens,  von  der  sie  am  Ende  doch  nur  ein  Teil  ist;  sie  wird 
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um  SO  geDauer,  um  so  mehr  der  vollen  Realität  des  Volkslebens  in 
seinen  verschiedenen  Entwickelungsstadien  gerecht,  je  mehr  sie  sich 
auf  die  allseitige  Erforschung  eines  bestimmten  einzelnen  Volkes  be- 
schränkt. Erst  auf  der  Basis  solcher  Specialforschung  vermag  sich 
die  historische  wie  die  statistische  Parallele  mit  Erfolg  zu  bewähren. 
Der  Weg  ist  freilich  unendlich  viel  mühsamer  als  der,  welchen  die 
„Philosophie  der  Geschichte^'  mit  kühnen  Gedankensprüngen  zurück- 
legt Aber  er  verliert  doch  nie  mehr  seinen  Ausgangspunkt,  und 
alle  weitere  Forschung  kann  beruhigt  ihn  weiter  verfolgen,  wirrend 
die  Philosophie  der  Geschichte  das  betrübende  Schauspiel  zeigt,  dafs 
ihre  Wege  immer  wieder  für  die  Nachfolger  ungangbar  sind.  Und 
der  international  vergleichenden  Statistik,  wie  sie  zumeist  geübt  wird, 
kann  es  nicht  besser  ergehen.  Sie  mufs  sich  das  ungestüme  Drängen 
nach  festen  Ergebnissen  abgewöhnen;  jene  Hast,  mit  der  auf  diesem 
Gebiete  aus  einer  Summe  abgerifsner  Thatsachen  gleich  ein  System 
aufgebaut  wird,  ist  eine  Kinderkrankheit  der  Sozialwissenschaft  über- 
haupt. Diejenigen,  welche  noch  immer  gegen  ein  exaktes  Verfahren 
der  induktiven  Forschung  den  Vorwurf  erheben,  dafs  es  sich  auf  dem 
Gebiete  der  Sozialwissenschaft  unfruchtbar  erwiesen  habe,  überschätzen 
aber  doch  ebensosehr  die  dogmatischen  Ergebnisse  des  einseitig  de- 
duktiven Verfahrens,  wie  sie  die  wissenschaftliche  Aufgabe  der  Sozial- 
wissenschaft und  die  Schwierigkeiten  derselben  unterschätzen.  Die 
dogmatische  Formulierung  von  allgemeinen  Sätzen  der  Sozialwissen- 
schaft —  und  auch  von  Öttingens  „auf  induktivem  Wege  ge- 
fundenen Gesetzen  der  sittlichen  Lebensbethätigung^'  kann  das  gelten 
—  ist  ja  keineswegs  unbrauchbar,  in  mancher  Hinsicht  wohl  auch 
feststehend,  aber  dürftig  im  Inhalte;  jede  Erweiterung  der  Lehrsätze 
ist  fortan  von  der  exakten  Erforschung  der  vollen  empirischen  Wirk- 
lichkeit zu  erwarten;  nur  müssen  wir  von  den  Naturwissenschaften 
jene  Bescheidenheit  lernen,  mit  der  jedes  Ergebnis  der  Forschung 
zwar  als  ein  Schritt  zum  Ziele  gilt,  aber  doch  auch  das  Bewuüst- 
sein  lebendig  ist,  dafs  es  vieler  Tausend  solcher  Schritte  bedarf,  bis 
die  Wissenschaft  wieder  zu  einer  allgemeinen  Wahrheit  vorzudringen 
vermag. 

Versuchen  wir  nun  zum  Schlüsse  die  Postulate  zu  formulieren, 
welche  an  die  Moralstatistik  zu  stellen  sind,  so  werden  sich  ungefähr 
folgende  Sätze  ergeben. 

1.  Die  Moralstatistik  ist  keine  besondere,  selbständig  zu  be- 
handelnde Disziplin  der  allgemeinen  Statistik;  alle  Gebiete  der  Sta- 
tistik tragen  zur  Erkenntnis  des  sittlichen  Zustands  und  der  sittlichen 
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BewegUDgstcndeDzen  des  Volkes,  der  Gesellschaft,  bei.  Eine  Loa- 
reifsung  aus  diesem  Zasainmenbange  schliefst  die  Gefahr  einer  ein- 
seitigen und  darum  unrichtigen  Beurteilung  der  Thatsachen  und  ihrer 
Verumständung  in  sich. 

2.  Die  Statistik  überhaupt,  also  auch  die  Statistik  jener  Probleme 
derselben,  welche  unter  dem  Namen  der  Moralstatistik  zusammcnge- 
fafst  werden,  ist  eine  historische  Disziplin ;  ihre  Aufgabe  ist  die  prag- 
matische Darlegung  des  Entwickelungsganges ,  welcher  zu  den  gegeo- 
wärtigeu  Verhältnissen  und  Zustanden  des  Gesellschaftslebens  geführt 
hat.  In  dieser  Erkenntnis  liegen  die  Wurzeln  der  sozialethischen  Ur- 
teile, welche  allein  als  Resultate  exakter  induktiver  Forschung  gelten 
können. 

3.  Die  moralstatistische  Untersuchung  kann  sich  in  erster  Linie 
immer  nur  mit  den  sozialethischen  Zuständen  eines  Volkes  befassen, 
welche  sie  aber  in  ihrer  vollen  historischen  Realität,  in  ihrem  ganzen 
Zusammenhang  mit  der  Geschichte  und  dem  aktuellen  Charakter  des 
Volks-  und  Staatslebens  zum  Ausgangspunkt  ihrer  Urteile  zu  neh- 
men hat 

4.  Die  internationale  Vergleichung  statistischer  Daten  hat  zu- 
nächst nur  den  Wert  vorläufiger  Orientierung  über  die  relative  Be- 
deutung und  das  Gewicht,  welches  einzelnen  gesellschaftlichen  Erschei- 
nungen des  systematisch  beobachteten  Volkslebens  zukommt. 

5.  Eine  weitergehende  Anwendung  verträgt  das  international 
vergleichende  Verfahren  nur  auf  jenen  Gebieten  der  gesellschaftlichen 
Lebensäufserungen ,  auf  welchen  die  allgemeine  Menschennatur  oder 
wenigstens  die  gleichförmigen  Anlagen  und  Strebungen  der  Kultur- 
menschen in  möglichst  elementarer  Weise  zum  Ausdrucke  kommen. 
Zur  Gewinnung  sozialethischer  Urteile  von  allgemeiner  Geltung  sind 
solche  Vergleiche  aber  auch  unter  diesen  Voraussetzungen  doch  nnr 
dann  brauchbar,  wenn  sich  zugleich  konstante  und  gleichförmige  Wir- 
kungen auf  den  gesellschaftlichen  Zustand  von  den  beobachteten  That- 
sachen aussagen  lassen. 

6.  Die  Vermengung  des  Standpunktes  der  theologischen,  natur- 
philosophischen  und  überhaupt  metaphysischen  Ethik  mit  der  Statistik 
der  sittlichen  Erscheinungen  kann  zwar  der  Spekulation  durch  Zufüh- 
rung gesicherter  Elemente  der  Erkenntnis  zu  gute  kommen:  fQr  die 
Erkenntnis  der  spezifischen  Leistungsfähigkeit  der  Statistik  und  die 
ungestörte  Entwickelung  ihrer  Ergebnisse  ist  es  wichtig,  dafs  mit  Ein- 
fügung spekulativer  Elemente  in  die  induktive  Beweisführung  mög- 
lichst sparsam  und  vorsichtig  zu  Werke  gegangen  werde. 
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Eine  „Moralstatistik'S  welche  von  diesen  kritischen  Gesichtspunk- 
ten geleitet  ist,  wird  freilich  ein  wesentlich  andres  Ansehen  zeigen 
als  alle  die  bisherigen  Leistungen  vom  Geiste  ö  1 1  i  n  g  e  u  s.  Sie  wird 
yieles  in  Zweifel  ziehen,  was  schon  festzustehen  scheint  und  vieles 
wieder  aufgeben,  was  als  Errungenschaft  betrachtet  wird:  sie  wird 
aber  doch  nicht  an  sich  selbst  verzweifeln  und  sich  nicht  selbst  auf- 
geben; auf  kleinerem  Gebiete  wird  sie  sich  bewegen,  aber  hier  auch 
eine  festere  Herrschaft  begründen  als  sie  auf  dem  schwanken  Boden 
apriorischer  sozialethischer  Vorstellungen  möglich  ist  Sie  wird  trotz- 
dem nicht  im  Gegensatz  stehen  zu  der  Moralstatistik  Öttingens  so 
wenig  wie  zu  der  „göttlichen  Ordnung'S  Die  mannigfach  fruchtbaren 
Anregungen,  welche  durch  diese  geboten  sind,  die  Fülle  des  Posi- 
tiven, das  sie  herbeigebracht  haben,  wird  sie  aufnehmen  und  syste- 
matisch weiterbilden ;  und  dankbar  wird  sie  stets  anzuerkennen  haben, 
dafs  die  naive  Periode  der  Moralstatistik,  welche  mit  Süfs milch 
begann  und  mit  Öttingen  schliefst,  die  notwendige  Vorstufe  für  die 
beginnende  Periode  des  statistischen  Kritizismus  war. 
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IV. 

Das  eagliflohe  Patent-,  Muster-  und  ICarkensohutsgesets 

vom  25.  August  1888. 

ErUatert  Yon 
B.  Elostermann,  Geh.  Bergrat  nnd  Professor  der  Rechte  in  Bonn. 

Die  Beform  der  englischen  Patenigesetzgebungy  welche  seit  zwanzig 
Jahren  fast  ununterbrochen  Gegenstand  der  parlamentarischen  Erörterung 
gewesen  ist,  hat  durch  das  neue  Patent-,  Muster-  und  Markenachutzgesetx 
vom  25.  August  1883  ihre  Lösung  durch  eine  Kodifizierung  der  gesamten 
Gesetzgebung  zum  Schutze  des  gewerblichen  Urheberrechts  erhalten,  welche 
nicht  blos  in  formaler  Beziehung,  sondern  auch  durch  wichtige  materielle 
Verbesserungen  einen  erheblichen  Fortschritt  gegenüber  dem  früheren  Zq- 
stande  der  Gesetzgebung  darstellt.  Das  Becht  des  Erfinders  beruhte  bis  in 
die  Mitte  dieses  Jahrhunderts  auf  der  Monopolakte  Jakobs  I.  von  1623, 
welche  im  §  12  nur  den  Grundsatz  und  die  Dauer  des  Erfindungsschatzes 
feststellte,  während  die  Bedingungen  und  das  Verfahren  lediglich  durch 
Gewohnheitsrecht  und  durch  den  Gebrauch  der  Behörden  festgestellt  waren. 
Nach  einigen  Versuchen  zur  Verbesserung  dieses  Bechtszustandes  durch  die 
Gesetze  von  1835,  1839  und  1844,  welche  nur  einzelne  Theile  des  Ver- 
fahrens regelten,  folgte  am  l.  Juli  1852  das  Gesetz  zur  Verbesserung 
des  Patentwesens,  welches  zwar  die  früheren  Patentgesetze  nicht  aufhob, 
aber  doch  das  hauptsächlich  nur  auf  Gewohnheitsrecht  beruhende  Ver- 
fahren bei  der  Patenterteilung  durch  erschöpfende  gesetzliche  Bestim- 
mungen ordnete  und  zugleich  erheblich  verbesserte.  Auch  dieses  Geseti 
wurde  in  einzelnen  Bestimmungen  durch  spätere  Gesetze  von  1853,  1859 
und  1870  abgeändert.  Durch  die  Antipatentbewegung  veranlafst,  wurden 
in  den  Jahren  1862  und  1871  Ausschüsse  zur  Untersuchung  und  Bericht- 
erstattung über  die  Wirkungen  der  Patentgesetzgebung  von  der  Begiemng 
und  vom  Parlament  eingesetzt ,  welche  sich  übereinstimmend  für  die  Bei- 
behaltung des  Patentschutzes,  zugleich  aber  für  durchgreifende  Beformen, 
namentlich  im  Sinne  der  Vorprüfung  des  Licenzzwanges  und  der  Herab- 
setzung der  Gebühren  aussprachen.  Unter  Berücksichtigung  dieser  Vor- 
schläge wurde  dann  zuerst  im  Februar  1875  von  der  Begierung  eineBiU 
zur  Verbesserung  der  Patentgesetzgebung  eingebracht,  und  diese  Vorlage 
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wurde  in  den  folgenden  Sessionen  teils  von  Mitgliedern  der  Regierung, 
teils  von  andern  Parlamentsmitgliedern  sechsmal  wiederholt,  ohne  dafs  es 
gelang  ein  Einverständnis  zwischen  den  beiden  Häusern  des  Parlamentes 
über  die  vorzunehmende  Reform  zu  erzielen.  Erst  in  der  letzten  Parla- 
mentssession gelangte  die  von  dem  Handelsminister  Chamberlain  einge- 
brachte Bill  zur  Annahme,  welche  aufser  dem  Patentschutz  auch  den  Muster- 
schutz und  den  Markenschutz  umfaist. 

Auch  der  Musterschutz  beruhte  in  England  auf  zwei  von  einander 
unabhängigen  Gesetzen,  von  welchen  die  Akte  5  und  6  1842  Viktoria 
Kap.  100  die  Muster  zur  Verzierung  und  die  Akte  6  und  7  Viktoria 
Kap.  65  1843  die  zu  Nützlichkeitszwecken  dienenden  Warenmuster  zum 
Gegenstand  hatte.  AuTserdem  wurde  ein  vorläufiger  Schutz  für  Muster 
aller  Art,  solange  sie  nur  zur  Ausstellung  bestimmt  sind,  durch  die  Akte  13 
und  14  Viktoria  Kap.  104  (1850)  eingeführt  Weitere  Abänderungen  er- 
folgten durch  Gesetze  von  1858  und  1861.  Das  Gesetz  vom  13.  August 
1875  übertrug  die  Führung  der  Musterreg^ster  dem  Patentamte.  Es  wurde 
jedoch  die  Trennung  der  Formmuster  und  der  Nützlichkeitsmuster  bei- 
behalten. Der  Registrierung  der  letzteren  ging  eine  Vorprüfung  der  Neu- 
heit voraus.  Das  Verfahren  sowohl  wie  die  Wirkungen  und  die  Dauer 
der  Eintragung  waren  für  beide  Gbtttungen  von  Mustern  verschieden. 

In  Bezug  auf  den  Schutz  der  Warenbezeichnungen  bestand  bis  zu 
dem  Gesetze  vom  13.  August  1875,  38  und  39  Viktoria  Kap.  91  der 
Grundsatz,  dafs  von  der  Eintragung  ganz  abgesehen  wurde,  und  nur  die 
Nachahmung  der  Warenzeichen  in  der  Absicht  der  Täuschung  verboten 
war.  Durch  das  erwähnte  Gesetz  wurde  dagegen  ein  Register  zur  Ein- 
tragung der  Warenzeichen  bei  dem  Patentamte  eingerichtet.  Abänderungen 
des  Markenschutzgesetzes  erfolgten  durch  zwei  weitere  Gesetze  von  1876 
und  1877  (39  und  40  Viktoria  Kap.  33,  41  und  41  Viktoria  Kap.  37). 

Alle  diese  Gesetze  sind  durch  das  Patent-,  Muster-  und  Markenschutz- 
gesetz von  1883  aufgehoben.  Während  aber  das  neue  Gesetz  in  Bezug  auf 
die  Warenzeichen  im  wesentlichen  nur  eine  Kodifizierung  des  bisher  gel- 
tenden Rechtes  enthält,  gestaltet  dasselbe  den  Musterschutz  vollständig  um 
und  regelt  denselben  einheitlich  für  alle  Arten  von  Warenmustern  im 
engen  Anschlüsse  an  die  deutsche  und  Österreichische  Gesetzgebung.  Vor 
allem  aber  führt  das  Gesetz  auf  dem  Gebiete  der  Patentgesetzgebung  wichtige 
und  fruchtbare  Neuerungen  ein.  Es  sind  dabei  insbesondere  die  Resultate 
der  deutschen  und  nordamerikanischen  Patentgesetzgebung  benutzt  worden, 
andererseits  aber  bricht  das  Gesetz  neuen  Reformen  Bahn,  welche  seit 
einem  Jahrzehnt  vielfach  diskutiert,  aber  noch  nicht  zur  praktischen  Aus- 
führung gelangt  waren,  wie  der  Lizenzzwang  und  das  Kartell  mit  andern 
Staaten  zur  gegenseitigen  Anerkennung  der  Priorität  für  die  in  jedem  der 
Staaten  erfolgenden  Anmeldungen.  Die  englische  Patentgesetzgebung  be- 
sitzt daher  gegenwärtig  nicht  nur  den  Vorzug  einer  einheitlichen,  ein- 
gehenden und  sorgfältigen  Redaktion,  sondern  sie  mufs  auch  in  ihren 
materiellen  Bestimmungen,  wenn  auch  nicht  in  allen,  so  doch  in  vielen 
Beziehungen  für  das  beste  der  bestehenden  Patentgesetze  erklärt  werden. 
Dabei  mufs  übrigens  bemerkt  werden,  dafs  die  gesetzlichen  Bestimmungen 
in  vielen  Punkten  noch  der  Ergänzung  durch  die  Ausführungsvorschriften 
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bedürfen,  zu  deren  Erlafs  das  Handelsamt  zum  Teil  in  Konkurrenz  mit 
dem  Schatzamt  ermächtigt  ist  (§§  5.  24.  25.  38.  101).  Sogar  Abände- 
rungen der  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Bezug  auf  die  Gebühren  und  die 
Formulare  können  durch  diese  Vorschriften  erfolgen,  über  welche  das 
Parlament  eine  unmittelbare  Kontrole  ausübt.  Diese  Vorschriften  sind 
zur  Zeit  noch  nicht  erlassen.  Zur  Erläuterung  und  Kritik  des  in  der 
Übersetzung  beifolgenden  Gesetzes  mögen  folgende   Bemerkungen  dienen. 

A.     Erfindungspatente. 

I.  Behörden.  Die  Verwaltung  des  Patent-,  Muster-  und  Marken- 
schutzes steht  unter  dem  Patentamte,  welches  aus  dem  Vorsteher  (compt- 
roller  general),  seinem  Stellvertreter  und  der  erforderlichen  Anzahl  von 
Examinatoren,  sonstigen  Beamten  und  Sekretären  besteht  (§§  82.  83).  Ge- 
genüber der  bisherigen  Zusammensetzung  des  Patentamtes  aus  dem  Lord- 
Kanzler,  dem  Master  of  de  Bolb  und  den  Kronanwalten  ist  die  jetzige 
Einrichtung  wesentlich  vereinfacht.  Dagegen  wirken  in  dem  Verfahren 
vor  dem  Patentamte  Behörden  der  verschiedensten  Art  als  AufSsichts-  und 
Berufungsinstanzen  mit,  das  Handelsamt,  das  Schatzamt,  die  Kronanwalte, 
der  Königliche  Geheime  Bat  und  das  Departement  für  Wissenschaft  und 
Kunst.  Die  Aufsicht  über  das  Patentamt  wird  von  dem  Handelsamt  ge- 
fuhrt, welches  die  Beamten  anstellt  und  berechtigt  ist,  allgemeine  Vor- 
schriften über  das  Verfahren  und  den  Geschäftsgang  zu  erlassen,  welche 
gleiche  Kraft  mit  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  haben  (§§  5.  82.  101). 
Die  Vorschriften  über  Gebührenzahlungen  bedürfen  der  Genehmigung  des 
Schatzamtes  (§  24).  Alle  allgemeinen  Vorschriften  müssen  beiden  Häusern 
des  Parlaments  vorgelegt  werden  und  können  von  jedem  Hause  durch  Be- 
schlufs  annuliert  werden  (§§  101.  485).  Das  Handelsamt  entscheidet  ferner 
über  die  Erteilung  von  Zwangslizenzen  (§§  22.  27)  und  über  den  Charakter 
gewerblicher  und  internationaler  Ausstellungen  (§  39). 

Die  Kronanwalte  (der  Attorney-general  und  der  Solicitor-general)  ent- 
scheiden über  die  Berufung  gegen  die  Verfügungen  des  Vorstehers,  durch 
welche  das  Patentgesuch,  die  vollständige  Beschreibung,  die  Abändemng 
derselben  zurückgewiesen  oder  die  Erteilung  des  Patents  versagt  wird, 
ferner  über  die  erhobenen  Einsprüche  (§§  7.  9.  11.  18  und  117).  Über 
die  Verlängerung  der  Patentdauer  befindet  die  richterliche  Abteilung  des 
Geheimen  Rats  (§  25).  Für  die  Prozesse  betreffend  die  Zurücknahme  oder 
die  Verletzung  eines  Patentes,  sowie  über  die  Löschung  eines  eingetrage- 
nen Musters  oder  Warenzeichens,  ist  ausschliefslich  der  hohe  Königliche 
Gerichtshof  für  England  resp.  Irland  und  in  zweiter  Instanz  der  König- 
liche Appellationsgerichtshof  für  England  resp.  Irland  zuständig;  für  Schott- 
land besteht  kein  besonderer  Gerichtsstand  in  Patentsaohen  (§§  26.  28  t 
90.  111.  117).  Endlich  ist  auch  noch  das  Departement  für  Wissenschaft 
und  Kunst  zuständig  für  die  Verwaltung  des  Museums  der  Patentmodelle 
und  kann  dem  Patentinhaber  zur  Lieferung  des  Modells  gegen  Ersatz  der 
Kosten  anhalten  (§§  41.  42).  Die  Kronanwalte  und  die  richterliche  Ab- 
teilung des  Geheimen  Bats  können  Zeugen  verhören,  Eide  abnehmen,  Ko- 
sten festsetzen  und  Vorschriften  über  das  vor  ihnen  stattfindende  Ver- 
fahren erlassen  (§  25,  6.  §  38). 
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2)  PatentgeBUch.  Berechtigt  zur  Erlangung  eines  Patentes  sind 
nach  §  4  sowohl  Ausländer  wie  Inländer,  und  zwar  unter  gleichen  Voraus- 
setzungen, während  nach  dem  früheren  Rechte  der  ausländische  Erfinder 
dem  Inländer  gegenüber,  welcher  sich  seine  Erfindung  anmafste  und  die- 
selbe zur  Patentierung  zuerst  anmeldete,  keinen  Bechtsschutz  genofs.  Die 
Zahl  der  Beteiligten  bei  einem  gemeinschaftlichen  Patentgesuch  ist  nach 
§  42  nicht  beschränkt;  auch  Korporationen  können  nach  §  117  sich  be- 
teiligen. Unter  den  Teilhabern  mufs  sich  aber  stets  der  erste  and  wahre 
Erfinder  befinden,  welcher  als  solcher  in  dem  Patentgesuoh  bezeichnet 
werden  muls.  Nur,  wenn  der  Erfinder  gestorben  ist,  ehe  er  ein  Patent- 
gesuch eingelegt  hatte,  können  die  Erben  binnen  6  Monaten  nach  seinem 
Tode  ein  Patent  auf  ihren  Namen  nachsuchen  (§  34). 

Das  Patentgesnch  muXs  nach  dem  in  der  Beilage  I.  znm  Gesetze  ent- 
haltenen Formular  A.  abgefafst  sein,  in  Form  einer  Erklärung  vor  dem 
Friedensrichter,  an  dessen  Stelle  bei  Patentgesuchen  aus  dem  Auslande 
jeder  britische  Eonsulatbeamte,  und  wo  ein  solcher  nicht  zu  erreichen  ist, 
der  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  zuständige  Beamte  tritt  (§  5). 

Das  Patentgesuch  datiert  nach  dem  Zeitpunkte  der  Eingabe  bei  dem 
Patentamte,  und  wenn  die  Einsendung  mit  der  Post  erfolgte  nach  der  er- 
folgten Aufgabe  zur  Post  mit  Zurechnung  der  zur  Bestellung  ordnungs- 
mäfsig  erforderlichen  Zeit  (§§  18.  97).  Bei  den  Postämtern  sind  ge- 
stempelte Formulare  käuflich  zu  erhalten.  Das  Gesuch  muTs  entweder  von 
einer  einstweiligen  Beschreibung  oder  von  einer  vollständigen  Beschreibung 
begleitet  sein ;  erstere  legt  das  Wesen  der  Erfindung  dar,  letztere  auch  die 
Einzelheiten  und  die  Art  der  Ausführung.  Die  Beschreibung  beginnt  mit 
dem  Titel,  d.  h.  einer  kurzen  Bezeichnung  der  Erfindung,  die  vollständige 
Beschreibung  schliefst  mit  den  formulierten  Ansprüchen  (§  5,  2  u.  6).  Die 
vollständige  Beschreibung  kann   binnen  9  Monaten   nachgeliefert   werden 

(§  8). 

3)  Vorprüfung.  Das  Patentgesuch,  sowie  die  etwa  später  ein- 
gehende, vollständige  Beschreibung,  wird  einem  Examinator  zur  Prüfung 
überwiesen.  Diese  erstreckt  sich  auf  die  vorsohriftsmäfsige  Einrichtung 
derselben  auf  die  Übereinstimmung  der  vollständigen  mit  der  einstweiligen 
Beschreibung  und  auf  die  deutliche  Bezeichnung  der  Erfindung  im  Titel 
(§§  ^ — ^)'  -^^^  Einführung  einer  materiellen  Vorprüfung  war  in  den 
Eegierungsentwürfen  von  1876  und  1877  vorgeschlagen  und  insbesondre 
von  Wilhelm  Siemens  befürwortet,  welcher  die  Vorzüge  der  deutschen 
Einrichtung  lebhaft  hervorhob.  Auch  er  sprach  sich  indels  nur  für  die 
sogenannte  konsultative  Vorprüfung  aus,  so  dafs  dem  Patentsucher  auf 
Verlangen  auch  gegen  die  Entscheidung  des  Patentamtes  auf  seine  Gefahr 
und  Kosten  das  Patent  erteilt  werden  sollte^).  Auch  diese  Vorschläge 
fanden  im  Parlament  keine  Annahme.  Selbst  die  Kollision  des  Patent- 
gesuchs mit  früher  erteilten  Patenten  wird  nur  durch  erhobenen  Einspruch 
zum  Gegenstand  der  Vorprüfung  (s.  u.).  Nur,  wenn  sich  ergiebt,  dafs 
das  Gesuch  nach  Inhalt  seines  Titels  mit  einem  andern  noch  schwebenden 


1)  Franz  Wirth,   Die  Beform   der  PatentgesetsgebuDg   in   der  Nenseit  (Frank- 
furt a/M.  1888)  8.  190. 
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PatentgeBuche  kollidiert,  findet  nach  §§  7,  5  und  6  eine  materielle  Pröfdng 
in  Bezug  darauf  statt,  ob  beide  Beschreibungen  dieselbe  Erfindung  zum 
Gegenstände  haben,  und  es  wird,  wenn  dies  der  Fall  ist,  das  jüngere 
Patentgesuch  zurückgewiesen.  Aulser  diesem  Falle  findet  eine  materielle 
Vorprüfung  von  Amtswegen  nicht  statt.  Ergeben  sich  Erinnerungen  gegen 
die  Form  des  Gesuchs  und  gegen  die  Fassung  der  Beschreibungen,  so  schreibt 
der  Vorsteher  die  erforderlichen  Abänderungen  vor,  unter  Vorbehalt  der 
Berufung  an  den  Kronanwalt,  welcher  endgültig  über  die  Zulassung  ent- 
scheidet. Das  Patentgesuch  erlischt,  falls  nicht  binnen  12  Monaten  die 
endgültige  Beschreibung  zugelassen  ist,  sofern  nicht  noch  die  Berufung 
bei  dem  Eronanwalt  schwebt  (§  7,  1 — 3;  §  9,  4). 

4)  Vorläufiger  Schutz.  Sobald  das  Patentgesuch  zugelassen  ist, 
kann  der  Gebrauch  und  die  Veröffentlichung  der  Erfindung  ohne  Nachteil 
für  die  Gültigkeit  des  Patentes  stattfinden,  aber  erst  mit  der  Zulassung 
der  vollständigen  Beschreibung  erlangt  der  Patentsucher  Schutz  gegen  die 
Verletzung  seines  Patentrechtes  durch  unbefugte  Anwendung  der  Erfindung. 
Die  Klage  kann  erst  angestellt  werden,  wenn  das  Erfindungspatent  aus- 
gefertigt ist. 

5)  Aufgebot  und  Einspruch.  Nach  der  Zulassung  der  toII* 
ständigen  Beschreibung  wird  das  Patentgesuch  öffentlich  angezeigt  und 
mit  den  Beschreibungen  und  Zeichnungen  zur  Einsicht  offen  gelegt  Bin- 
nen zwei  Monaten  nach  erfolgter  Bekanntmachung  kann  jeder  gegen  das 
Patentgesuch  Einspruch  erheben,  jedoch  nur  auf  den  Grund  der  Entlehnung 
oder  der  früheren  Patentierung  hin.  Letzterem  gilt  der  Fall  gleich,  wenn 
ein  älteres  Patentgesuch  über  denselben  Gegenstand  beim  Patentamte  schwebt 
(§  11).  Der  Grund  der  mangelnden  Neuheit  der  Erfindung,  welcher  nach 
§  26  berechtigt  auf  die  Zurücknahme  des  Patentes  zu  klagen,  giebt  keinen 
Grund  zum  Einspruch  gegen  das  Patentgesuch.  Diese  Beschränkung  des 
Einspruchrechtes,  welche  in  dem  Gesetze  vom  1.  Juli  1852  nicht  enthalten 
ist,  erscheint  als  ein  Bückschritt,  da  sie  die  Möglichkeit  beseitigt,  unbe- 
gründeten Patentansprüchen  gleich  im  Beginn  entgegen  zu  treten.  Die 
ausgedehntere  Einspruchfrist  von  zwei  Monaten  (früher  21  Tage)  ist  da- 
gegen als  eine  Verbesserung  zu  bezeichnen.  Ebenso  ist  es  ein  Fortschritt, 
dafs  das  Aufgebot  und  das  Einspruchverfahren  nicht,  wie  früher,  auf  Grund 
der  einstweiligen  Beschreibung,  sondern  erst  nach  Zulassung  der  vollstän- 
digen Beschreibung  stattfindet,  welche  letztere  früher  erst  nach  der  Er- 
teilung des  Patentes  niedergelegt  werden  mufste.  Über  den  Einspruch  ent- 
scheidet der  Kronanwalt  nach  Anhörung  beider  Teile  ohne  Berufung;  er 
kann  dabei  einen  Sachverständigen  zuziehen  und  dessen  Vergütung  fest- 
setzen (§  11,  3.  4). 

6)  Das  Patent.  Die  Ausfertigung  des  Patentes  erfolgt  nach  Ablauf 
der  Einspruchfrist  oder  nach  Verwerfung  des  erhobenen  Einspruchs  durch 
das  Patentamt  unter  dem  Datum  des  Patentgesuchs  (§  12.  13).  Ein  An- 
trag auf  Ausfertigung  ist  nicht  mehr  erforderlich.  Die  Ausfertigung  darf 
nicht  mehr  erfolgen,  wenn  15  Monate  seit  dem  Tage  des  Patentgesuchs 
verstrichen  sind,  ausgenommen,  wenn  die  Verzögerung  durch  ein  Verfahren 
vor  dem  Kronanwalt  verursacht  ist.  Stirbt  der  Patentsucher  vor  der  Aus- 
fertigung,  so  kann  das  Patent  noch  binnen  12  Monaten   nach  dem  Tode 
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des  Patentsuchers  für  seine  Erben  ausgefertigt  werden  (§  12).  Ein  Rechts- 
ansprach  anf  die  Erteilung  ist  dem  Erfinder  nicht  eingeräumt,  vielmehr 
wird  im  §  116  die  Prärogative  der  Krone  zur  beliebigen  Erteilung  oder 
Yersagung  des  Patentes  aufrecht  erhalten,  von  welcher  übrigens  ein  Ge- 
brauch nicht  gemacht  wird.  Das  Formular  zur  Patenturkunde  ist  zwar 
erheblich  abgekürzt,  enthält  aber  auch  noch  gegenwärtig  Klauseln,  welche 
in  dem  geltenden  Patentrechte  keine  Begründung  mehr  finden,  so  z.  B.  die 
Androhung  der  Entziehung  des  Patentes  für  den  Fall,  dafs  aus  demselben 
Nachteil  für  das  Publikum  entsteht,  oder  dafs  der  Patentinhaber  sich 
weigert,  die  Erzeugnisse  seiner  Erfindung  zu  angemessenen  Preisen  der 
Staatsverwaltung  zu  liefern;  ferner  die  Androhung  von  Strafen  für  Un- 
gehorsam gegen  den  Königlichen  Befehl. 

Die  Patente  werden  nur  noch  für  das  Vereinigte  Königreich  und  die 
Insel  Man  erteilt.  Die  Ausdehnung  derselben  auf  die  nicht  mit  eigenen 
Patentgesetzen  versehenen  Kolonien,  welche  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1852 
noch  vorbehalten  hatte,  findet  nicht  mehr  statt.  Die  erteilten  Patente 
werden  durch  das  Patentblatt  veröffentlicht.  Abdrücke  der  vollständigen 
Beschreibung  mit  den  Zeichnungen  sind  bis  zum  Ablauf  der  Patentdauer 
beim  Patentamt  käuflich  zu  erhalten. 

7)  Neuheit.  Die  Gültigkeit  des  Patentes  ist,  wie  dies  in  der  Patent- 
urkunde ausdrücklich  ausgesprochen  wird,  durch  die  Neuheit  der  Erfindung 
bedingt,  und  diese  wird  sowohl  durch  den  Gebrauch  als  durch  die  Ver- 
öffentlichung vor  der  Erlangung  des  Patentschutzes  ausgeschlossen.  Das 
Gesetz  verweist  in  dieser  Beziehung  im  §  26,  3)  auf  das  bisherige  Eecht, 
indem  es  jeden  früher  im  scire  facias  zugelassenen  Anfechtungsgrund  so- 
wohl als  Grund  der  Zurücknahme,  wie  auch  als  Einwand  gegen  die  Ent- 
schädigungsklage  gelten  läfst.  Es  gelten  daher  in  Bezug  auf  die  Be- 
urteilung der  Neuheit  der  Erfindung  noch  die  unter  der  früheren  Gesetz- 
gebung von  der  Praxis  entwickelten  Grundsätze,  welche  von  den  Prin- 
zipien des  deutschen  Gesetzes  mehrfach  abweichen.  Der  eigene  frühere 
Gebrauch  schliefst  die  Neuheit  aus,  sobald  er  zu  gewerblichen  Zwecken, 
wenn  auch  mit  Geheimhaltung,  erfolgt,  ebenso  der  gewerbliche  Gebrauch 
durch  einen  Dritten.  BloXse  Versuche  zur  Erprobung  der  Erfindung  stehen 
der  späteren  Patentierung  nicht  entgegen.  Als  Veröffentlichung  gilt  nicht 
blofs  die  Beschreibung  durch  Druckschriften,  sondern  auch  die  öffentliche 
Ausstellung  und  die  Anwendung  der  Erfindung,  sofern  nicht  etwa  blofs 
die  zur  Geheimhaltung  verpflichteten  Personen  dabei  Kenntnis  von  der 
Erfindung  erlangt  haben  ^). 

In  einzelnen  Fällen  ist  der  frühere  Gebrauch  oder  die  frühere  Ver- 
öffentlichung unschädlich,  so  während  der  Dauer  des  einstweiligen  Schutzes, 
welcher  nach  §  14  durch  die  Zulassung  des  Patentgesuches  erlangt  wird 
und  sich  auf  die  Zeit  von  der  Einlegung  des  Gesuchs  bis  zur  Siegelung 
des  Patentes  erstreckt.  Die  frühere  Beschränkung  auf  sechs  Monate  ist 
weggefallen;  der  einstweilige  Schutz  dauert  so  lange  das  Patentgesuch  ge- 
mäls  §  8  und  §  12  in  Kraft  erhalten  wird.  Unschädlich  ist  ferner  die 
Ausstellung  der  Erfindung  auf  einer  gewerblichen  oder  internationalen  Aus- 


1)  Vergl.  meine  Patentgesetzgebaog  aUer  Länder,  2.  Anfluge,  S.  61 — 71. 
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Stellung,  welche  als  solche  yom  Handelsamt  anerkannt  ist,  ebenso  die 
anderweitige  Veröffentlichung  während  der  Dauer  der  Ausstellung  sofern 
dem  Vorsteher  des  Patentamtes  vor  der  Ausstellung  Nachricht  gegeben  und 
das  Patentgesuch  binnen  sechs  Monaten  eingelegt  wird  (§  39).  Endlicb 
sollen  nach  §  44,  12  die  Mitteilung  von  Erfindungen  in  Bezug  auf  Kriegs- 
Werkzeuge  und  Bedürfnisse  an  den  Kriegsminister  und  die  von  der  Militär- 
verwaltung angestellten  Versuche  unschädlich  sein  '). 

8)  Dauer.  Die  Patentdauer  beträgt  14  Jahre  vom  Datum  des  Pa- 
tentes d.  h.  des  Patentgesuches  (§  17).  Wird  dem  ersten  und  wahren  Er- 
finder an  Stelle  des  zu  seinem  Nachteile  erschlichenen  und  auf  seine  Klage 
aufgehobenen  Patents  ein  anderes  Patent  erteilt,  so  erlischt  dasselbe  mit 
dem  Ablauf  der  Dauer  des  aufgehobenen  Patentes  (§  26,  8).  Die  Patent- 
dauer  kann  auf  Antrag  des  Inhabers  um  7,  in  besondem  Fällen  um 
14  Jahre  verlängert  werden,  wenn  nachgewiesen  wird,  dafs  die  Erfindang 
dem  Publikum  erheblichen  Nutzen  gewährt,  dagegen  dem  Erfinder  bisher 
keinen  angemessenen  Gewinn  gewährt  hat  (§  25).  Der  früher  veriangte 
Nachweis  durch  Vorlegung  der  Bücher,  dafs  der  Erfinder  nicht  auf  seine 
Kosten  gekommen  sei  (7  und  8  Victoria  Kap.  69  §§  2  und  3)  ist  nicht 
mehr  erforderlich,  vielmehr  ist  die  Verlängerung  dem  Ermessen  der  richter- 
lichen Abteilung  des  Geheimen  Rats  anheimgegeben.  Der  Antrag,  die  Pa- 
tentdauer allgemein  auf  21  Jahre  zu  verlängern,  fand  keine  Annahme. 

Vor  Ablauf  der  gesetzlichen  Dauer  erlischt  das  Patent,  falls  nicht  recht- 
zeitig die  im  Laufe  der  Patentdauer  zu  zahlenden  Gebühren  erlegt  werden. 
Diese  sind  mit  50  L.  vor  Ablauf  des  vierten  Jahres  und  mit  100  L.  vor 
Ablauf  des  achten  Jahres  *)  der  Patentdauer  zu  entrichten.  Der  Patent- 
inhaber kann  statt  dieser  zweimaligen  Zahlung  jährliche  Abgaben  ent- 
richten, welche  vom  vierten  bis  dreizehnten  Jahre  von  1 0  L.  bis  zu  20  L. 
wachsen,  ebenfalls  bis  zur  Gesamtsumme  von  150  L.  Ist  die  Zahlung  aus 
Versehen  versäumt,  so  kann  eine  Verlängerung  der  Zahlungsfrist  beim 
Patentamte  nachgesucht  und  gegen  Erlegung  einer  Zusatzgebühr  von  höch- 
stens 10  L.  auf  3  Monate  bewilligt  werden  (§  17,  24).  Durch  diese  Be- 
stimmungen ist  das  englische  System  der  Patentabgaben  den  in  Deutsch- 
land geltenden  Bestimmungen  (Patentgesetz  §  8),  nach  welchen  eine  von 
30  —  700  Mark  wachsende  Jahresgebühr  entrichtet  wird,  ziemlich  ange- 
nähert, nur  dafs  die  Abgaben  in  England  im  ganzen  nur  3080  Mark  gegen 
5280  Mark  in  Deutschland  betragen.  Die  Kosten  des  Verfahrens  sind 
gleichzeitig  gegen  früher  erheblich  (von  25  auf  4  L.)  ermäfsigt  worden. 

9)  Wirkung.  Das  Patent  giebt  das  ausschliefsliche  Recht  der  Be- 
nutzung der  patentierten  Erfindung  im  Inlande.  Das  TJntersagungsrecht 
erstreckt  sich  nicht  auf  ausländische  Schiffe  in  britischen  Gewässern,  si*- 
fern  auf  denselben  nicht  eine  Fabrikation  für  den  Verkauf  im  Inlautl^- 
oder  zur  Ausfuhr  stattfindet.  Auswärtigen  Staaten  gegenüber,  welche  den 
britischen  Schiffen  die  gleiche  Begünstigung  versagen,  findet  Betorsion  statt 
(§  43).     Die  verschiedenen  Zweige   der   Staatsverwaltung  sind   berechtigt, 


1)  Diese  Bestiminungeii  entsprechen  den  früheren  Gesetzen  33  und  34  Viktoria  Kap.  S7 
und  22  Viktoria  Kap.  13. 

2)  Bei  den  vor  1884  erteilten  Patenten  vor  Ablauf  des  siebenten  Jahres. 
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die  Erfindung  für  die  Zwecke  des  öffentlichen  Dienstes  gegen  eine  Yer- 
giitung  zu  benatzen,  welche  bei  mangelnder  Einigung  durch  das  Schatzamt 
festgesetzt  wird  (§  27).  Privatpersonen  können  bei  dem  Handelsamte  die 
Erteilung  einer  Zwangslizenz  zur  Benutzung  der  Erfindung  nachsuchen, 
wenn  die  Erfindung  im  Inlande  nicht  ausgeführt  wird,  wenn  die  Aus- 
führung nicht  dem  Bedarf  des  Publikum  angemessen  stattfindet,  oder  wenn 
ein  anderer  Erfinder  durch  die  Yersagung  der  nachgesuchten  Lizenz  an 
der  Anwendung  seiner  eigenen  Erfindung  yerhindert  wird  (§  22).  Durch 
diese  Bestimmungen  ist  endlich  der  Lizenzzwang  über  dessen  Ausführbar- 
keit und  Berechtigung  seit  mehr  als  zehn  Jahren  in  England  wie  in  Deutsch- 
land gestritten  wurde,  zum  Gesetz  erhoben.  Die  Festsetzung  der  Bedingung 
der  Benutzungen  und  der  dafür  zu  gewährenden  Vergütung  erfolgt  durch 
das  Handelsamt,  dessen  Entscheidung  keiner  Berufung  unterliegt  und  voll- 
streckbar ist  Soweit  der  Lizenzzwang  den  Zweck  hat,  den  Mifsbrauch 
des  Bfonopols  im  öffentlichen  Interesse  zu  verhüten,  erscheint  der  in  dem 
deutschen  Patentgesetze  angenommene  indirekte  Lizenzzwang  ebenso  wirk- 
sam. Nach  §  11  Nr.  2  und  §  29  Abs.  3  des  Patentgesetzes  vom  25.  Mai 
1877  erfolgt  die  Zurücknahme,  wenn  die  Erteilung  der  Lizenz  im  öffent- 
lichen Interesse  geboten  erscheint  und  der  Patentinhaber  gleichwohl  die 
Erlaubnis  gegen  die  vom  Patentamte  für  angemessen  erachtete  Vergütung 
und  Sicherstellung  weigert.  Dagegen  umfassen  die  Bestimmungen  des 
deutschen  Gesetzes  nicht  das  Mitbenutzungsrecht  durch  den  Erfinder  einer 
Verbesserung  und  der  patentierten  Verbesserung  durch  den  ersten  Erfinder. 
Sofern  diese  Beschränkung  des  ausschliefslichen  Nutzungsrechtes  begründet 
erscheint,  läfst  dieselbe  sich  allerdings  nur  durch  den  direkten  Lizenz- 
zwang verwirklichen.  Man  wird  dann  indes  vor  die  Frage  gestellt,  ob 
überhaupt  das  Monopol  des  Erfinders  beizubehalten  ist  und  ob  es  gerecht- 
fertigt ist,  den  direkten  Lizenzzwang,  nachdem  die  bestrittene  Ausführbar- 
keit anerkannt  ist,  auf  die  im  §  22  des  englischen  Gesetzes  erwähnten 
Fälle  zu  beschränken.  Ist  doch  auch  sowohl  in  England  als  in  den  Ver- 
einigten Staaten  bei  der  Verlängerung  der  Patentdauer  wiederholt  dem 
Patentinhaber  die  Verpflichtung  auferlegt  worden,  dafs  die  Lizenz  keinem 
geeigneten  Bewerber  verweigert  werden,  und  die  Prämie  nicht  einen  be- 
stimmten Betrag  übersteigen  dürfe.  Ebensowohl  kann  in  jedem  andern 
Falle  nach  Ablauf  der  ersten  Jahre  der  Patentdauer ,  für  welche  dem  Er- 
finder das  Monopol  jedenfalls  gelassen  werden  mufs,  die  Festsetzung  der 
für  die  Mitbenutzung  zu  gewährenden  Gebühr  im  kontradiktorischen  Ver- 
fahren zwischen  dem  Lizenzsucher  und  dem  Patentinhaber  bewirkt  werden. 
Der  Patentschutz  hat  unzweifelhaft  nur  den  Zweck,  dem  Erfinder  die  Mög- 
lichkeit zu  geben,  dafs  er  sich  eine  Gegenleistung  für  die  Mitbenutzung 
seiner  Erfindung  bedingt  Er  soll  andererseits  die  Einführung  der  Erfin- 
dung in  die  Gewerbe  möglichst  beschleunigen  und  verhüten,  dafs  der 
Erfinder  durch  Geheimhaltung  und  Monopolisierung  seiner  Erfindung  die 
allgemeine  Verwertung  derselben  verhindert  oder  verzögert.  Es  ist  daher 
nur  folgerichtig,  wenn  das  ausschliefsliche  Recht  des  Erfinders  ebenso 
wie  beim  Autorrechte  auf  ein  ausschlief sliches  Kecht  der  Mitteilung  gegen 
Entgelt  und  der  Ausschluls  der  gemeinschädlichen  Monopolisierung  be- 
schränkt wird.    Hoffentlich  wird  die  praktische  Anwendung  der  Beatim« 
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mungen    des    neaen  englischen   Gesetzes ,    die  praktische   Ansführnng  des 
Lizenzzwanges  darthun  und  seiner  allgemeinen  Einführung  den  Weg  bahnen. 

10)  Zurücknahme  des  Patentes.  In  fiezug  auf  die  Grande 
der  Nichtigkeit  des  Patentes  kommt  nach  §  26  das  frühere  Becht  unTer- 
ändert  zur  Anwendung,  und  nur  das  Verfahren  ist  verändert.  Die  wich- 
tigste prozessualische  Neuerung  ist,  dafs  die  Klage  auf  Zurücknahme  nur 
auf  Grund  des  eigenen  oder  abgeleiteten  Erfinderrechtes  oder  doch  des 
früheren  eigenen  Betriebes  der  Erfindung  von  Privatpersonen  selbständig 
angestellt  werden  kann.  Die  Popularklage,  welche  nicht  durch  die  Ver- 
letzung des  eigenen  Privatinteresses  begründet  wird,  kann  nur  von  dem 
Kronanwalt  oder  mit  dessen  Ermächtigung  von  einer  Privatperson  angestellt 
werden.  In  Schottland  kann  die  Klage  auf  Zurücknahme  nach  §  109 
überhaupt  nur  unter  Beistand  des  Kronanwalts  erhoben  werden.  Dsb 
deutsche  Nichtigkeitsverfahren  bedarf  dringend  einer  entsprechenden  Befonn. 
Die  schrankenlose  Befugnis  jeder  Privatperson  zur  Erhebung  der  Nichtig- 
keitsklage gegen  jedes  Patent  wird  von  den  Nachmachern  miDsbraucht,  um 
das  gegen  sie  wegen  Patentverletzung  eingeleitete  Verfahren  durch  gua 
unbegründete  Nichtigkeitaanträge  zu  hemmen.  Ausserdem  ist  es  ein  offen- 
barer Mangel,  dafs  in  einem  Verfahren,  welches  das  öffentliche  InteresM 
so  unmittelbar  berührt,  dieses  nicht  durch  einen  öffentlichen  Anwalt  ver- 
treten wird  ^). 

Die  Nichtigkeit  des  Patents  kann  nach  §  26  und  3 1  auch  der  Klage 
wegen  Paten tverletzang  als  Einwand  entgegengesetzt  werden »  für  welche 
ja  derselbe  Gerichtshof  zuständig  ist,  wie  für  die  Klage  auf  Zurücknahme. 
Ist  einer  Klage  wegen  Patentverletzung  der  Einwand  der  Nichtigkeit  ent- 
gegengestellt worden,  so  kann  im  Fall  der  Verwerfung  des  Einwandes  die 
Gültigkeit  des  Patentes  durch  Incidenturteil  festgestellt  werden.  Dies 
schliefst  zwar  die  Erhebung  desselben  Einwandes  durch  andere  Beklagte 
in  späteren  Prozessen  nicht  aus,  gewährt  aber  dem  Kläger  nach  §  31 
nicht  blofs  faktische,  sondern  auch  rechtliche  Begünstigungen. 

Der  Gerichtshof  kann  nach  §  28  in  dem  Verfahren  wegen  Verletzong 
oder  Zurücknahme  des  Patentes  einen  sachverständigen  Beisitzer  zuziehen. 
Die  Mitwirkung  der  Geschworenen  findet  dagegen  in  der  Begel  nicht  statt 
Die  Nichtigkeitsgründe  müssen  ebenso  wie  die  behaupteten  Patentver- 
letzungen nach  der  dem  amerikanischen  Bechte  entlehnten  Bestimmung 
des  §  29  sofort  bei  der  Einleitung  des  Verfahrens  vollständig  spezialisiert 
werden. 

11)  Nichtigkeitsgründe.  Als  solcher  gilt  zunächst  der  Mangel 
an  Neuheit.  Der  Vorschlag,  die  seit  30  Jahren  verschollenen  Erfindungen 
für  neu  gelten  zu  lassen,  ist  mit  gutem  Grunde  abgelehnt  worden ;  ebenso 
ist  die  frühere  Bestimmung  (5  und  6  William,  4.  cap.  83.  1,  2),  wo- 
nach der  Geheime  Bat  das  wegen  mangelnder  Neuheit  anfechtbare  Patent 
unter  gewissen    Umständen  aufrecht  erhalten  konnte,  nicht  aufgenommen. 


1)  Dieser  Mangel  wurde  kürzlich  durch  einen  Bechtsfall  iUnstriert ,  in  welchem  in 
erster  Instani  du  angefochtene  Patent  vernichtet  worden  war.  Wfthrend  die  BervAiDf 
schwebte ,  verglichen  sich  die  Parteien ,  and  das  Reichsgericht  hatte  nun  aber  die  Bt- 
rufting  mit  dem  Patentinhaber  allein  zu  verhandeln. 
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Ein  zweiter  Nichtigkeitsgrund  ist  derUmsiand,  dass  das  Patent  nicht  dem 
wahren  und  ersten  Erfinder  erteilt  ist.  Dieser  Einwand  kann  jedoch  nach 
§.  26  nur  von  dem  wahren  Erfinder  selbst  und  dessen  Bechtsnacbfolgern 
oder  von  denjenigen  erhoben  werden,  welche  zur  Zeit  des  Patentgesuches 
die  Erfindung  bereits  in  Benutzung  genommen  hatten.  Der  Patentinhaber 
hat  also  die  Thatsache  der  eigenen  Erfindung  nicht  erst  zu  beweisen. 
Es  besteht  zwar  nicht  wie  im  deutschen  Kecht  eine  Fiktion  des  Erfinder- 
rechtes zu  Gunsten  des  ersten  Anmelders,  wohl  aber  eine  Präsumtion  zu 
seinen  Gunsten  ähnlich  wie  im  Autorrechte  zu  Gunsten  des  im  Druck 
genannten  Verfassers. 

12)  Patentverletzung.  Das  Gesetz  enthält  keine  Bestimmungen 
über  die  für  Verletzung  des  Patentes  zu  gewährende  Entschädigung,  ebenso 
wenig  über  den  Thatbestand  der  Verletzung.  Für  beide  Gegenstände 
kommen  lediglich  die  Kegeln  des  Zivilrechts  zur  Anwendung.  Das  Ver- 
fahren ist  durch  die  Vorschriften  der  §§  28 — 31  in  einzelnen  Punkten 
näher  bestimmt;  ferner  ist  durch  §  32  ein  neues  Elagerecht  gegen  die 
wissentliche  Bedrohung  mit  unbegründeten  Patentansprüchen  gegeben. 
Strafen  werden  gegen  die  Patent  Verletzung  nicht  verhängt;  dagegen  ist 
die  falschliche  Bezeichnung  von  Waren  mit  einer  Marke,  welche  sie  als 
im  Inlande  patentiert  erscheinen  läfst,  nach  §  106  mit  einer  Geldstrafe 
bis  zu  5  L.  bedroht  (Ebenso  die  fälschliche  Angabe  des  inländischen 
Muster-  oder  Markenschutzes.) 

13)  Die  Abtretung  des  Patentrechtes  kann  nach  §§23  und  36 
in  dreifacher  Form  erfolgen,  indem  entweder  das  ganze  Patentrecht  cediert 
oder  das  anssohliefsliche  Recht  für  einen  räumlich  begrenzten  Bezirk  ab- 
getreten oder  nur  ein  Benutzungsrecht  eingeräumt  wird.  Alle  diese  Kechts- 
geschäfte  werden  auf  Antrag  in  dem  beim  Patentamt  geführten  Patent- 
register eingetragen,  und  der  so  eingetragene  Berechtigte  gilt  als  zu  jeder 
Verfügung  über  das  Patent  nach  Mafsgabe  der  Eintragung  berechtigt. 

14)  Die  Öffentlichkeit  der  Patenteinrichtungen  erstreckt  sich 
nach  §§  87  ff.  auf  das  Patentregister,  auf  die  hinterlegten  Beschreibungen 
und  Zeichnungen  nebst  den  nachträglichen  Abänderungen,  nicht  aber  auf 
die  Berichte  der  Examinatoren.  Die  amtlichen  Abschriften,  Abdrücke 
und  Auszüge  haben  öffentlichen  Glauben;  die  Fälschung  wird  nach  §  93 
als  Verbrechen  bestraft.  Abänderungen  der  Eintragungen  können  nur  auf 
Grund  gerichüichen'j  Urteils  erfolgen.  Die  Berichtigung  von  Schreibfehlern 
ist  jedoch  nach  §  91  dem  Vorsteher  gestattet. 

15)  Die  Abänderung  der  Beschreibung  ist  nicht  mehr,  wie 
im  früheren  Eechte  auf  die  blofse  Streichung  einzelner  Bestandteile  (dis- 
claimer)  beschränkt  Es  sind  vielmehr  nach  §  1 8, 1  auch  Verbesserungen 
und  erläuternde  Zusätze  gestattet;  jedoch  kann  nach  §18,8  solche  Ab- 
änderung niemals  eine  Erweiterung  oder  Veränderung  des  Gegenstandes 
des  Patentes  zur  Folge  haben.  Während  früher  der  Patentinhaber  ein 
Becht  auf  Eintragung  des  disclaimer  hatte,  entscheidet  gegenwärtig  nach 
§  1 8,  2 — 5  der  Vorsteher  des  Patentamtes  unter  Vorbehalt  der  Berufung 
an  den  Kronanwalt  über  die  Zulassung  der  Abänderung  und  über  die  auf 
ergangenes  Aufgebot  erhobenen  Einsprüche. 
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B.     Mustersohutz. 

1)  Allgemeine B.  Alle  Arten  von  Warenmustern,  seien  sie  Zei- 
chen- oder  Formmuster  und  mögen  sie  zur  Yerziemng  oder  zum  nütslichen 
Gebrauche  dienen,  geniefsen  nach  §  60  den  Musterschutz  nach  gleichen 
Regeln  und  unter  gleichen  Bedingungen;  ausgenommen  diejenigen  Modelle, 
welche  Gegenstand  des  Kunsturheberrechtes  sind.  Das  Urheberrecht  an 
Mustern  steht  nach  §  61  dem  Erfinder  des  Musters  zu,  sofern  er  dasselbe 
nicht  gegen  Bezahlung  für  eine  andere  Person  angefertigt  hat,  für  welche 
alsdann  das  Urheberrecht  erworben  wird.  Das  Recht  zur  Benutzung  des 
Musters  kann  sowohl  als  ausschliefsliches  Recht  wie  auch  als  nicht  ans- 
schliefsliche  Befugnis  übertragen  werden.  Die  Eintragung  des  Musters 
in  das  beim  Patentamt  geführte  Register,  welche  vor  der  Veröffentlichung 
im  Inlande  nachgesucht  werden  mufs  (§  47) ,  begründet  für  den  Einge- 
tragenen das  Urheberrecht,  ohne  dafs  der  Eintragung  eine  Prüfung  über 
die  Berechtigung  des  Antragstellers  vorhergeht.  (§  50.)  Dagegen  steht 
dem  Urheber  die  Klage  auf  Löschung  der  unberechtigten  Eintragung  oder 
Übertragung  derselben  auf  seinen  Namen  bei  dem  hohen  Gerichtshöfe  zn 
(§  90). 

2)  Das  Musterregister  wird  beim  Patentamto  nach  Warenklas- 
sen geführt;  dasselbe  Muster  kann  für  mehrere  Klassen  eingetragen  wer- 
den. Die  Anmeldung  mufs  nach  dem  vorgeschriebenen  Formular  bewirkt 
werden  und  von  Abbildungen  des  Musters  begleitet  sein.  Die  nicht  vor- 
ßchriftsmäCsige  Anmeldung  wird  zurückgewiesen;  gegen  den  Bescheid  des 
Patentamtes  steht  die  Berufung  an  das  Handelsamt  offen  (§§  47.  48). 
Vor  dem  Verkaufe  einer  mit  dem  geschützten  Muster  versehenen  Ware 
mufs  auch  das  ausgeführte  Warenmuster  bei  Verlust  des  Patentes  dem 
Patentamte  eingereicht  werden  (§  50).  Aufserdem  mufs  jedes  verkaufte 
Stück  einer  mit  dem  geschützten  Muster  versehenen  Ware  mit  einer  Marke 
oder  einer  Inschrift  versehen  sein,  welche  das  Muster  als  eingetragen  be- 
zeichnet (§  51).  Die  Einsicht  der  eingetragenen  Muster  ist  erst  nach 
Ablauf  des  fünQährigen  Musterschutzes  dritten  Personen  gestattet  Da- 
gegen kann  jeder  unter  Vorlegung  der  mit  dem  Eintragungsvermerk  ver- 
sehenen Ware  sich  nach  §  53  beim  Patentamte  darüber  unterrichten,  ob 
und  für  welche  Warenklassen  die  Eintragung  besteht. 

3)  Wirkung  und  Dauer.  Die  Eintragung  begründet  nach  §  50 
für  die  Dauer  von  5  Jahren  das  aussohliefsliche  Recht  zur  Anwendung 
des  Musters  in  den  Warenklassen,  für  welche  es  eingetragen  ist  (§  50). 
Dies  Recht  erstreckt  sich  auf  täuschende  Nachahmungen  des  Musters ;  so- 
wohl die  Fabrikation  als  der  Verkauf  oder  das  Feilhalten  von  Waren  mit 
dem  nachgeahmten  Muster  ist  verboten  und  mit  einer  Strafe  von  50  £, 
zu  Gunsten  des  eingetragenen  Eigentümers  für  jeden  Kontraventionsfsll 
bedroht.  Dem  eingetragenen  Eigentümer  steht  aufserdem  die  Entschädi* 
gungsklage  offen. 

Das  Musterrecht  ist  bedingt  durch  die  Neuheit  des  Musters,  doch 
soll  diese  nach  §§  50.  57  durch  die  Ausstellung  auf  einer  anerkannten 
gewerblichen  oder  internationalen  Ausstellung  nicht  ausgeschlossen  wer- 
den, wenn  davon  dem  Patentamte  vorher  Anzeige  gemacht  und  die  Ein- 
tragung binnen    6  Monaten   nachgesucht  wurde.      Das   Musterrecht  geht 
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Yerloreiiy  wenn  der  Berechtigte  das  geschützte  Muster  hinnen  6  Monaten 
nach  der  Eintragung  im  Inlande  nicht  gewerblich  anwendet,  während  er 
es  in  einem  auswärtigen  Staate  fabriziert  (§  54);  femer,  wenn  er  Waren 
mit  dem  geschützten  Muster  ohne  den  Vermerk  der  Eintragung  feil  hält, 
sofern  er  nicht  nachweist,  dafs  dies  ohne  sein  Versehen  geschehen  ist. 

4)  Die  Gehühren  der  Eintragung  werden  durch  die  Ausführungs- 
▼orschriften  des  Handelamts  mit  Genehmigung  des  Schatzamtes  festgestellt. 

5)  Die  Abweichungen  des  englischen  Gesetzes  von  dem  deutschen 
Musterschutzgesetze  vom  11.  Januar  1876  betreffen  hauptsächlich  folgende 
Punkte.  Während  hei  uns  das  Musterrecht  alle  Flächenerzeugnisse  und 
bei  Modellen  alle  plastischen  Erzeugnisse  umfafst,  ist  das  englische  Mu- 
sterrecht auf  die  hestimmten  eingetragenen  Warenklassen  beschränkt.  Die 
Dauer  des  Rechtes  beträgt  in  Deutschland  nach  Wahl  des  Erfinders  1  bis 
16  Jahre  mit  steigender  Gebühr,  während  beides  in  England  einheitlich 
bemessen  ist.  Die  Geheimhaltung  der  Muster,  welche  in  England  allge- 
mein vorgeschrieben  ist,  kann  in  Deutschland  nur  während  der  ersten 
drei  Jahre  der  Schutzfrist  durch  versiegelte  Niederlegung  erlangt  werden. 
Das  englische  Gesetz  gibt  bei  Eingriffen  in  das  Musterrecht  dem  Berech- 
tigten einen  Anspruch  auf  Privatstrafe  neben  dem  Schadenersatz  (§§  58. 
59),  verhängt  aber  keine  öffentliche  Strafe. 

C.     Warenzeichen. 

1)  Das  System  des  Gesetzes  vom  13.  August  1875  ist  unverändert 
beibehalten,  so  dafs  die  Eintragung  in  das  Register  der  Warenzeichen 
unerläfsliche  Bedingung  des  Markenschutzes  ist.  Bezüglich  der  vor  dem 
13.  August  1875  in  Gebrauch  gewesenen  Warenzeichen  wird  ebenfalls  die 
Eintragung  verlangt  und  im  §  64,  3  und  §  74*  unter  erleichterten  Be- 
dingungen zugelassen.  Solchen  älteren  Warenzeichen,  deren  Eintragung 
auf  Grund  der  Gesetze  vom  13.  August  1875  oder  vom  25.  August  1883 
abgelehnt  worden  ist,  wird  jedoch  durch  die  Übergangsbestimmung  des 
§  77  der  Schutz  gegen  betrügliche  Nachahmung  belassen ,  welcher  ihnen 
durch  das  frühere  Gesetz  vom  7.  August  1862  auch  ohne  Eintragung  ge- 
sichert war.  Das  Gesetz  unterscheidet  nicht  zwischen  figürlichen  und 
namentlichen  Warenbezeichnungen  und  schreibt  auch  für  die  Bezeichnung 
mit  dem  Namen  oder  der  Firma  des  Produzenten  im  §  64, 1  die  Eintra- 
gung vor. 

2)  Zulässige  Zeichen.  Als  Warenzeichen  werden  zugelassen  der 
Name  der  Person  oder  der  Firma  in  bestimmten  und  unterscheidbaren 
Schriftzügen,  gedruckt,  geprägt  oder  eingewoben,  femer  der  Namenszug 
oder  das  Faksimile  und  endlich  figürliche  Warenzeichen,  als  welche  auch 
eigens  erfundene  nicht  gebräuchliche  Worte  benutzt  werden  können.  Im 
übrigen  können  Zahlen,  Buchstaben  und  Worte  nach  §  64,  2  nicht  für  sich 
allein,  sondern  nur  in  Verbindung  mit  einem  der  vorhin  angegebenen 
Teile  (wie  im  deutschen  Recht)  zu  Warenzeichen  verwendet  werden.  Das 
Warenzeichen  wird  für  bestimmte  Warenklassen  eingetragen;  der  Inhaber 
kann  auch  eine  Serie  von  Warenzeichen  eintragen  lassen,  welche  in  den 
wesentlichen  Bestandteilen  übereinstimmen  und  Verschiedenheiten  zur  Be- 
zeichnung verschiedener  Gattungen,  Qualitäten,  Preise  oder  Orte  enthalten. 

N.  F.  Bd.  Vn.  85 
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Die  Farbe  ist  kein  Unterscheidungszeichen;  das  ansscbliefsliche  Becht  er- 
streckt sich  anf  den  Gebrauch  des  Warenzeichens  in  jeder  Farbe  (§§  65 
bis  67). 

3)  Das  Gesuch  um  Eintragung  mufs  nach  dem  Torgeechriebe- 
nen  Formular  abgefafst  und  von  einer  Anzahl  von  Zeichnungen  des  Wa- 
renzeichens begleitet  sein ;  es  muls  die  Warenklassen  angeben,  ffir  welche 
die  Eintragung  erfolgen  soll.  Der  Eintragung  geht  eine  Prüfung  tod 
Amts  wegen  und  ein  Aufgebot  der  entgegenstehenden  Einsprüche  voraus. 
Die  amtliche  Prüfung  erstreckt  sich  auf  die  Form  des  Gesuches  und  die 
Beschaffenheit  des  Warenzeichens.  Gegen  die  Zurückweisung  durch  den 
Vorsteher  des  Patentamtes  findet  die  Berufung  an  das  Handelsamt  statt» 
welches  die  Sache  zur  Entscheidung  an  den  hohen  Gerichtshof  verweisen 
kann  (§  62). 

4)  Einspruch.  Ergibt  die  amtliche  Prüfung  kein  Bedenken,  lo 
wird  das  angemeldete  Warenzeichen  vom  Patentamte  veröffentlioht  und  es 
kann  dann  binnen  2  Monaten  gegen  die  Eintragung  bei  dem  Patentamte 
Einspruch  erheben.  Über  letzteren  wird  die  schriftliche  GegenerkläniDg 
des  Bewerbers  erfordert,  und  demnächst,  nachdem  der  Einsprechende  Si- 
cherheit wegen  der  Kosten  bestellt  hat,  die  Sache  zur  Entscheidung 
an  den  hohen  Gerichtshof  überwiesen  (§  69).  Die  Entscheidung  kann 
nach  §  72  auch  dahin  ausfallen,  dafs  mehrere  Personen  zur  Führung  des- 
selben Warenzeichens  berechtigt  sind.  Sofern  eine  solche  Entscheidang 
nicht  ergeht,  sollen  nach  §§  71.  72  nicht  verschiedene  Personen  als  Eigen- 
tümer desselben  Warenzeichens  oder  auch  täuschend  ähnlicher  Wareniei- 
ohen  in  derselben  Warenklasse  eingetragen  werden,  vielmehr  sollen  die 
mehreren  Antragsteller  zur  Ausführung  ihrer  Ansprüche  an  das  Gericht 
verwiesen  werden  (§  71).  Die  Prüfung  von  Amts  wegen  kann  also  auf 
die  Übereinstimmung  des  angemeldeten  Zeichens  mit  einem  in  derselben 
Warenklasse  bereits  eingetragenen  Zeichen  erstreckt  werden. 

5)  Dauer  und  Erneuerung.  Die  Registrierung  bleibt  14  Jahre 
in  Kraft  und  kann  bis  dahin  sowie  noch  innerhalb  3  Monaten  nach  Ab- 
lauf der  Frist  erneuert  werden.  Im  letzteren  Falle  mufs  eine  erhöhte 
Emeuerungsgebühr  gezahlt  werden.  Während  eines  Zeitraums  von  5  Jah- 
ren nach  der  Löschung  kann  die  gelöschte  Marke  nicht  wieder  registriert 
werden. 

6)  Gemeingebräuchliche  Warenzeichen.  Warenzeichen» 
welche  im  Verkehr  mit  Gütern  der  betreffenden  Warenklasse  im  gemei- 
nen Gebrauch  sind,  sind  nach  §  74  von  der  Begistrierung  ausgeschlossen, 
und  alle  Zeichen,  welche  vor  dem  13.  August  1875  von  mehr  all  drei 
Personen  in  der  betreffenden  Warenklasse  verwendet  wurden,  gelten  ab 
gemeingebräuchliche.  Diese  Bestimmung  unterscheidet  sich  durch  ihre 
Präzision  vorteilhaft  von  der  Vorschrift  im  §  3  des  deutschen  Marken- 
schutzgesetzes vom  30.  November  1874.  Das  Beichsgericht  hat  in  der 
Auslegung  der  letzteren  Bestimmung  durch  das  Urteil  vom  11.  Januar 
1881  Entsch.  in  Civils.  Bd.  3.  S.  78  ff.  bekanntlich  angenommen,  dafs 
Warenzeichen,  welche  vor  dem  Eintritt  des  Gesetzes  von  fünfzehn  Per- 
sonen in  derselben  Warenklassebenutzt  wurden,  dennoch  nicht  als  gemein- 
gebräuchlich anzusehen  seien. 


NAtSonAlSkoBomiaehe  Gesetsgelmng.  ^39 

7)  In  Bezug  anf  die  Yerletznng  des  ausschliefslichen  Bechtee  an 
Warenseiohen  sind  die  Yonchriften  des  älteren  Gesetzes  vom  7.  Angust 
1862  (25,  26  Viktoria  cap.  88)  mafsgebend  geblieben^). 

D.     Internationaler  Schatz. 

Die  territoriale  Beschränkung  des  gewerblichen  Urheberrechtes  nötigt 
den  Erfinder  und  den  Gewerbtreibenden ,  den  Rechtsohutz  für  seine  Er- 
findung, sein  Huster  oder  sein  Warenzeichen  in  allen  denjenigen  Staaten 
nachzusuchen,  in  welchen  er  dieselben  gewerblich  auszunutzen  beabsichtigt. 
Er  läuft  dabei  Gefahr,  dafs  die  Anmeldung  in  dem  einen  Staate  und  die 
damit  verbundene  YeröffenUichung  ihm  die  Erlangung  des  Schutzes  in 
andern  Staaten  abschneidet  Auch  die  verschiedenen  Bestimmungen  der 
Patentgesetze  über  die  Dauer  und  das  Erlöschen  der  Erfindungspatente 
und  des  Musterrechtes  wirken  störend  auf  den  Verkehr.  Es  ist  deshalb 
vielfach,  besonders  auf  dem  Pariser  Patentkongresse  von  1878,  eine  all- 
gemeine internationale  Verständigung  über  die  Bedingungen  der  Erwer- 
bung und  der  Ausübung  des  internationalen  Urheberrechtes  verlangt  wor- 
den. Der  Verfasser  hat  im  siebzehnten  Jahrgang  dieser  Zeitschrift  Seite 
194  f.  seine  Ansicht  dahin  entwickelt,  dafs  bei  der  grundsätzlichen  Ver- 
schiedenheit, insbesondere  der  Patentgesetzgebung  in  den  verschiedenen 
Ländern  eine  solche  Verständigung  zur  Zeit  nur  über  wenige  Punkte  zu 
erreichen  sein  wird.  Die  Bestrebungen  der  französischen  Kegierung, 
welche  auf  die  durch  den  Kongrefs  von  1878  gegebene  Anregung  im  No- 
vember 1880  eine  diplomatische  Konferenz  für  Industrieschutz  nach  Paris 
zusammenberief,  gehen  denn  auch  nach  dem  veröffentlichten  Entwurf  einer 
Convention  (Patentblatt  1881  S.  20  f.)  im  wesentlichen  nur  dahin,  dafs 
die  ordnungsmäfsige  Anmeldung  eines  Patentgesuches,  Musters  oder  Mo- 
dells in  einem  der  vertragschliefsenden  Staaten  die  Priorität  der  Anmel- 
dung in  allen  übrigen  dem  projektierten  Vereine  beitretenden  Staaten  be- 
gründen soll.  Eine  solche  Vereinbarung  erscheint  unbedenklich  zwischen 
Staaten,  welche  gegenseitig  ihren  Verwaltungseinrichtungen  das  Vertrauen 
schenken  dürfen,  welches  erforderlich  ist,  um  den  Behörden  des  andern 
Staates  die  Beurkundung  der  Priorität  zur  Erlangung  des  Patent-,  Muster- 
und  Markenschutzes  einzuräumen.  Die  Einrichtung  eines  allgemeinen 
Verbandes  nach  Art  des  Weltpostvereins,  welchem  beizutreten  jeder  Staat 
berechtigt  wäre,  mufs  dagegen  an  der  grofsen  Verschiedenheit  der  Ein- 
richtungen für  die  Patentanmeldung  scheitern.  Während  in  Deutschland, 
England  und  den  Ver.  Staaten  alle  Gesuche  bei  dem  zentralisierten  Pa- 
tentamt eingelegt  werden,  erfolgt  in  den  meisten  übrigen  Ländern  die  An- 
nahme durch  Lokalbehörden  aller  Art.  Es  kann  sich  daher  zur  Zeit  nur 
darum  handeln,  durch  Vereinbarung  zwischen  einzelnen  Staaten  die  gegen- 
seitige Anerkennung  der  durch  Anmeldung  in  einem  Staate  erworbenen 
Priorität  einzuführen.  Aufserdem  mufs  indes  die  nachträgliche  Anmel- 
dung der  im  Auslande  zuerst  angemeldeten  Erfindung  im  Inlande  binnen 
bestimmter  Frist  vorgesehen  werden,  weil  es  nicht  möglich  ist,   daia  die 


1)  Vergl.  dlD  Abhandlung  von  MoeUenhof  Freisaichen  und  Schntsseichen  Busche 
Archiv  flfar  Handels-  und  Weehsehrechto  Bd.  48  8.  169  f. 
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in  einem  Staate  geschehene  Anmeldung  nach  Form  und  Inhalt  den  An- 
forderungen entspricht,  welche  die  Gesetzgebung  des  andern  Staates  aaf- 
stellt.  Diesen  Erwägungen  entspricht  die  ohne  Zweifel  durch  die  Pariser 
Konferenz  veranlaTste  Bestimmung  in  §  103  des  Gesetzes.  Die  Anmel- 
dung in  einem  auswärtigen  Staate  begründet  die  Priorität,  sofern  mit  die- 
sem Staate  ein  Vertrag  über  die  Gegenseitigkeit  geschlossen  ist  und  so- 
lange das  Bestehen  dieser  Gegenseitigkeit  durch  den  Königlichen  Geheimen 
Rat  anerkannt  wird.  Das  Patentgesuch  muTs  in  England  binnen  7  Mona- 
ten, die  Anmeldung  des  Musters  oder  Warenzeichens  binnen  4  Monaten 
und  zwar  nach  den  Hegeln  des  englischen  Gesetzes  nachgeholt  werden. 

Es  ist  fraglich,  ob  die  Vorschläge  der  Pariser  Konkurrenz  zur  prak- 
tischen Ausführung  gelangen  werden;  die  englische  Regierung  hat  jeden- 
falls durch  §  103  die  gesetzliche  Ermächtigung  erlangt,  derselben  beizu- 
treten. 

Uns  scheint,  dafs  die  Durchfuhrung  der  erwähnten  Vorschläge  mit 
Notwendigkeit  die  Einrichtung  eines  Zentralpatentamtes  für  sämtliche  der 
Vereinigung  beitretenden  Staaten  erfordern  würde,  bei  welchem  entweder 
direkt  oder  durch  Vermittelung  der  Landesbehörden  alle  Patentgesuche, 
Muster  und  Warenzeichen  anzumelden  wären.  Die  Priorität  würde  erst 
durch  den  Eingang  der  Anmeldung  bei  diesem  Zentralamte  bestimmt  wer- 
den. Es  darf  jedoch  bezweifelt  werden,  ob  eine  solche  Einrichtung  aus- 
führbar ist. 

Von  unmittelbarer  praktischer  Bedeutung  für  das  internationale  Patent- 
recht ist  die  Aufhebung  der  Bestimmung  in  dem  früheren  Patentgesetze 
vom  l.  Juli  1852  §§  23.  25,  nach  welcher  das  englische  Patent  mit  dem 
Ablaufe  eines  früher  erteilten  ausländischen  Patentes  erlosch.  Diese  Be- 
stimmung, welche  in  Frankreich,  Österreich,  Belgien,  Italien  und  den  Ver- 
einigten Staaten  noch  gilt,  hatte  schon  das  eigentümliche,  dafs  die  Wir- 
kung nicht  eintrat,  wenn  das  ausländische  Patent  erst  nach  Erteilung  des 
englischen  ausgefertigt  war,  sodafs  die  Bestimmung  leicht  dadurch  um- 
gangen werden  konnte,  dafs  der  ErjQndcr  zuerst  das  englische  Patent  nahm 
und  demnächst  die  Patente  in  den  andern  Ländern  nachsuchte.  Die  Be- 
stimmung hatte  offenbar  den  Zweck,  zu  verhüten,  dafs  die  englische  In- 
dustrie geschädigt  werde,  indem  ein  in  England  noch  patentiertes  Gewerbe 
im  Auslande  der  freien  Konkurrenz  anheimfiel.  Sie  erreichte  ihren  Zweck 
nach  dem  Gesagten  offenbar  nicht,  schädigte  aber  die  Interessen  der  eng- 
lischen Patentinhaber,  welche  ältere  ausländische  Patente  besafsen.  In- 
dem man  mit  dem  Erlöschen  des  ausländischen  Patentes  den  Verlust  des 
englischen  verband,  verminderte  man  die  Sicherheit  und  den  Kapital- 
wert des  letzteren,  da  die  Dauer  des  Patentrechtes  nicht  blofs  von  den  Vor- 
schriften des  Landesgesetzes,  sondern  von  den  verschiedenen  Bedingungen 
und  Zufälligkeiten  abhängig  gemacht  wurde,  an  welche  die  ausländischen 
Gesetze  die  Erhaltung  des  Patentrechtes  knüpfen. 

Das  neue  englische  Patentgesetz  ist  nach  vieljähriger  sorgfältiger  Vor- 
bereitung ergangen.  Es  hat  in  seinen  eingreifenden  Neuerungen  die  Zo- 
stimmuDg  nicht  blofs  der  gesetzgebenden  Faktoren,  sondern  auch  in  den 
beteiligten  gewerblichen  Kreisen  gefunden.  Der  Eintritt  des  Gesetzes 
(Januar  1884)  wird  ohne  Zweifel  eine  bedeutende  Umwälzung  in  dem  eng- 
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lischen  PatentweBen  hervorrufen.  Der  englische  HandelsminiBter  schätzte 
die  in  Folge  der  Abkürzung  des  Verfahrens  und  der  Verminderung  der 
Kosten  zu  erwartende  Vermehrung  der  Patentgesuche  auf  50-^.  Die  Bei- 
behaltung der  vom  Ablauf  des  vierten  Jahres  zu  entrichtenden  hohen  Ab- 
gaben wird  freilich  wie  bisher  die  Dauer  der  erteilten  Patente  erheblich 
beschränken. 

Von  den  in  England  im  Jahre  1882  erteilten  Patenten  wurden  2139 
oder  37 -J  von  Fremden  genommen,  unter  diesen  die  Mehrzahl  von  Deut- 
schen und  Amerikanern.  Die  Fortschritte  der  englischen  Patentgesetz- 
gebung haben  daher  auch  für  das  Ausland  ein  erhebliches  praktisches  Inte- 
resse. Der  Zeitpunkt  einer  Erneuerung  der  Patentgesetzgebung  wird  wahr- 
scheinlich und  hoffentlich  für  Deutschland  noch  in  einiger  Ferne  liegen. 
Möge  es  uns  dann  verstattet  sein,  von  den  Früchten  und  den  Erfahrungen 
der  neuen  englischen  Patentreform  Nutzen  zu  ziehen. 


V. 

Das  ruBsische  Oesets  über  die  in  Fabriken  und  ManuflEikturen 
arbeitenden  Minderjährigen  vom  1.  Juni  1882. 

Eingeleitet  von  Prof.  Dr.  Karl  Bücher  in  Dorpat. 

Nach  langen  Vorbereitungen  hat  endlich  auch  RuTsland  den  ersten, 
freilich  noch  ziemlich  schüchternen  Schritt  auf  den  Boden  der  Fabrik- 
gesetzgebung gewagt.  Schon  in  den  60er  Jahren  war  im  Zusammenhang 
mit  den  humanen  Ideen  der  Sozialgesetzgebung  Alexanders  II.  der  Plan 
zu  einer  gesetzlichen  Regelung  der  Fabrikarbeit  aufgetaucht.  Es  wurde 
eine  Kommission  zur  Ausarbeitung  eines  Gesetzentwurfes  ernannt,  bei 
welcher  die  beteiligten  Fabrikantenkreise  in  genügendem  Masse  zu  Worte 
gelangten,  und  schon  im  Jahre  1874  hörte  man,  dafs  ein  ausfuhrliches 
Gesetz  entworfen  sei,  das  einer  zu  dem  Ende  berufenen  neuen  Sachyer- 
ständigenkommission  zur  Begutachtung  unterbreitet  werde.  Seit  dieser 
Zeit  haben  die  Zeitungen  mehr  als  einmal  das  Publikum  mit  der  Nach- 
richt getäuscht,  dafs  der  Erlafs  des  Gesetzes  „unmittelbar  beyorstände." 
Nach  aohijährigem  Harren  erscheint  endlich  ein  Gesetz,  „betreffend  die 
in  Fabriken  und  Manufakturen  arbeitenden  Minderjährigen",  von  dem 
wir  nicht  wissen,  wie  weit  dasselbe  mit  jenen  Vorbereitungsarbeiten  der 
ersten  70er  Jahre  zusammenhängt.  Jedenfalls  yerdient  es  alle  Anerken- 
nung, dafs  die  russische  Begierung  in  einer  Zeit,  in  welcher  in  den  west- 
europäischen Ländern  die  Fabrikgesetzgebung  ins  Stocken  geraten  zu  sein 
scheint,  in  welcher  man  über  der  Utopie  einer  „internationalen  Fabrik- 
gesetzgebung" oder  über  weitaussehenden  sozialpolitischen  Plänen  die 
nächstliegenden  praktischen  Ziele  yergifst,  ohne  erkennbaren  äuTseren 
Zwang  mit  einem  solchen  Gesetze  heryortritt.  Freilich  bietet  das  neue 
Gesetz  weniger  als  man  glaubte  erwarten  zu  dürfen.  Allein  so  lange  es 
der  öffentlichen  Meinung  noch  nicht  gelungen  ist,  ein  industriell  so  hoch 
entwickeltes  Land  wie  Belgien  zum  Erlafs  eines  Fabrikgesetzes  zu  zwin- 
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gen,  so  lange  in  Deutschland  und  Frankreich  für  den  Schute  der  Fabrik- 
arbeiterinnen ÜBist  nichts  geschehen  ist,  so  lange  die  wirksame  EzekutiTe 
der  Arbeiterschutzbestimmungen  auTser  in  England  fast  nirgends  gesichert 
ist  und  vielfach  die  zahlreichen  durch  Ministerialerlafs  gestatteten  „Modi- 
fikationen" die  wichtigsten  Bestimmungen  der  Gesetze  für  ganze  Fabri- 
kationszweige aufser  Ejraft  setzen,  wird  man  nicht  zu  streng  fiber  die 
Mängel  des  neuen  russischen  Gesetzes  urteilen  dürfen. 

Dasselbe  beschränkt  sich  auf  die  Einderarbeit.  Die  Beschäfti- 
gung Ton  Kindern  unter  12  Jahren  wird  yerboten.  Geschützt 
werden  dagegen  sämtliche  in  Fabriken  beschäftigte  Minderjährige 
im  Alter  Ton  12  bis  15  Jahren.  Man  hat  also  daron  abgesehen, 
eine  doppelte  Kategorie  ron  jugendlichen  Arbeitern  (wie  in  Deutschland 
„Kinder"  [12 — 14  J.]  und  , Junge  Leute"  [14 — 16  J.])  zu  bilden ;  dafür  aber 
die  Arbeitsdauer  aller  geschützten  Personen  auf  8  Stunden  pro  Tag 
fixiert.  Die  älteste  Jahresklasse  derselben  erfreut  sich  somit  einer  kür- 
zeren gesetzlichen  Arbeitsdauer  als  selbst  in  England,  Deutschland  und 
Frankreich,  wogegen  die  beiden  jüngeren  Jahresldassen  um  mindestens 
2  Stunden  täglich  länger  beschäftigt  werden  dürfen  als  die  Kinderkate- 
gorie in  den  genannten  Ländern.  Dies  ist  eine  bedenkliche  Schwäche 
des  Gesetzes.  Überall,  wo  eine  gesetzliche  Beschränkung  der  Arbeitszeit 
der  Fabnkkinder  existiert,  hat  sich  die  Notwendigkeit  herausgestellt,  das 
Maximum  der  Arbeitsdauer  gleich  zu  setzen  der  Hälfte  des  üblichen 
Arbeitstages  der  Erwachsenen.  Nun  ist  die  gewöhnliche  Arbeitsdauer 
in  den  meisten  russischen  Fabriken  eine  unmenschlich  lange.  16  bis  17 
Tagesstunden  (einschüefslich  der  Essenspausen)  sind  nichts  Seltenes.  Wollen 
nun  die  Fabrikanten ,  wie  kaum  anders  zu  erwarten ,  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  völlig  ausnutzen  und  täglich  zwei  Kinderrelais  zu  8  Stun- 
den beschäftigen,  so  kämen  sie  für  die  nichtgeschützten  Arbeiter  auf 
einen  Arbeitstag  von  16  Stunden  ausschliefslich  der  Pausen.  Allerdings 
würden  sie  dabei  insofern  in  Kollision  mit  dem  Gesetze  geraten,  als 
dasselbe  den  gesetzlichen  Arbeitstag  auf  die  Zeit  Ton  5  übr 
früh  bis  9  Uhr  abends  festsetzt  imd  was  aufserhalb  dieses  Zeitraumes 
liegt,  als  Nachtarbeit  in  Bezug  auf  die  Mindeijährigen  untersagt. 
Denn  dies  ermöglicht  nur  eine  Arbeitsdauer  ron  16  Stunden  einschliefs- 
1  i  c  h  der  Pausen.  Allein  man  wird  sich  hier  wol  zu  helfen  wissen,  wenn 
es  auf  keinem  anderen  Wege  geht,  durch  äuüserste  Einschränkung  der 
Pausen.  Das  Gesetz  setzt  dem  kaum  ein  Hindernis  entgegen;  denn 
dasselbe  bestimmt  zwar,  dafs  die  Arbeit  der  Mindeijährigen  nicht  länger 
als  4  Stimden  hinter  einander  dauern  dürfe;  aber  es  enthält  sich  jeder 
Yorschrift  über  die  Dauer  der  Pausen.  —  Die  Beschäftigimg  der  Kinder 
„an  Sonn-  und  hohen  Feiertagen"  ist  untersagt.  Hier  wäre  eine 
namentliche  Aufzählimg  der  arbeitsfreien  Feiertage,  etwa  wie  im  eng- 
lischen Fabrikgesetz,  nützlich  gewesen.  Die  Zahl  der  Enrons-  und  Kir- 
chenfeiertage ist  in  Rufsland  bekanntlich  eine  sehr  grofse;  der  Arbeiter 
feiert  diese  wie  die  meisten  Lokalfeiertage  sämtlich  mit  grofser  Gewissen- 
haftigkeit, und  oft  genug  zieht  er  auch  noch  die  immittelbar  darauf  fol- 
genden Tage  hinzu,  sodafs  dann  sehr  störende  Unterbrechungen  des  Be- 
triebes entstehen.     Eine  gesetzliche  Festsetzung  der  wirklich  arbeitsfireien 
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JPeiertage  wäre  deijilialb  für  die  Arbeitgeber  eine  Wohlthat  und  für  die 
Arbeitnehmer  ein  nicht  zu  unterschätzendes  Erziehungsmittel. 

Wie  die  meisten  anderen  Fabrikgesetze  enthält  auch  das  neue  russi- 
sche Qesetz  eine  Bestimmung  über  den  Unterricht  der  Fabrikkinder. 
Die  Fabrikbesitzer  sind  verpflichtet»  denjenigen  in  ihren  Fabriken  be- 
schäftigten Minderjährigen,  welche  keine  Zeugnisse  über  die  Beendigimg 
des  Kursus  wenigstens  in  einer  einklassigen  Volksschule  oder  in  einer 
derselben  gleichstehenden  Schule  besitzen,  die  Möglichkeit  zu  gewähren, 
die  gedachten  Lehranstalten  nicht  weniger  als  drei  Stunden  täglich  oder 
18  Standen  in  der  Woche  zu  besuchen.  Diese  Vorschrift  entspricht  be- 
züglich der  ISstündigen  Unterriohtsdauer  einer  analogen  der  deutschen 
Gewerbeordnung  (§  135);  sie  geht  in  dieser  Hinsicht  weiter  als  die  eng- 
lische und  französische  Fabrikgesetzgebung  (wöchentl.  12  Stunden).  Da 
in  Bufsland  ein  Schulzwang  nicht  existiert,  so  scheint  der  Zweck  jener 
Bestimmung  ein  ähnlicher  zu  sein  wie  derjenige  der  entsprechenden  eng- 
lischen Vorschriften:  für  die  Fabrikkinder  einen  speziellen  Schulzwang 
auf  indirektem  Wege  zu  schaffen.  Leider  fehlt  es  zur  Erfüllung  dieser 
löblichen  Absicht  am  Nötigsten :  an  einer  hinreichenden  Anzahl  von  Ele- 
mentarschulen. Aber  selbst  wenn  sie  yorhanden  wären,  würde  der 
Schulbesuch  der  Fabrikkinder  nur  unter  der  Voraussetzimg  ähnlicher  Eon- 
trolmittel  gesichert  werden  können,  wie  sie  in  England  den  Fabrikin- 
spektoren zu  Oebote  stehen. 

Neben  diesen  Beschränkungen  der  Kinderarbeit  gewährt  das  Gesetz, 
ähnlich  wie  das  schweizerische,  die  Möglichkeit,  für  gewisse  gesundheits- 
schädliche Betriebsarten  und  Verrichtungen  die  Beschäftigung  von 
Personen  unter  15  Jahren  überhaupt  zu  untersagen.  Es  bleibt 
abzuwarten,  wie  weit  in  dieser  Hinsicht  das  rerheiTsene  ministerielle 
Verzeichnis  gehen  wird. 

Zur  Sicherung  der  Ausführung  des  Fabrikgesetzes  werden  Fabrik- 
inspektoren  ernannt  und  die  Industriegegenden  in  Inspektionsbezirke 
eingeteilt,  deren  jeder  je  nach  Bedürfius  einen  oder  mehrere  Inspektoren 
erhält.  An  der  Spitze  der  Fabrikinspektion  steht  ein  Oberinspektor,  dem 
die  Bezirksinspektoren  unmittelbar  unterstellt  sind.  Nach  einem  dem 
Gesetze  beigegebenen  Gehaltsanschlag   rengiert   der  Oberinspektor  in  der 

V.  Amtsklasse  und  empfängt  einen  Gehalt  von  5000  Eubel  (2000  B. 
Gage,  1500  E.  Tafelgelder  und  1500  R.  Quartiergelder)  nebst  3000  B. 
für  Amtsfiahrten  und  Kanzleikosten.     Die  Bezirksinspektoren  gehören  zur 

VI.  Amtsklasse  und  empfangen  3000  B.  Gehalt  (Gage  1200  R.,  Tafel- 
gelder 900  R.,  Quartiergelder  900  B.)  nebst  einem  Pauschale  von  1500  R. 
für  Amtwfahrten  und  Kaozleikosten.  Die  äufsere  Stellung  der  Fabrikin- 
spektoren ist  darnach  offenbar  als  eine  ihrer  hohen  Aufgabe  würdige  ge- 
dacht. Dem  entsprechen  auch  die  Bestimmungen  über  ihre  Zuständig- 
keit, bei  welchen  offenbar  die  englische  Gesetzgebung  und  Praxis  als 
Huster  gedient  hat.  Die  Inspektion  steht  unmittelbar  unter  dem  Finanz- 
ministerium ;  ihr  Verhältnis  zu  den  Gouvernements-  und  Kreisbehörden 
regelt  sich  analog  demjenigen  der  übrigen  dem  Finanzminister  unter- 
stellten Organe.  Zur  Herbeiführung  einer  wirksamen  ExekutiTO  bezüg- 
lich der  Bestimmungen  über  die  Beschäftigung  und  den  Schulbesuch  der 
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Fabrikkinder  ist  ihnen  die  Befugnis  zuerkannt,  Yemehmungen  und  TJnter- 
suchungen  bei  Gesetzesübertretungen  zu  yeranstalten  und  unter  Einreichimg 
der  aufgenommenen  Protokolle  die  Eontrarenienten  ror  Gericht  anzu- 
klagen. Das  sind  sehr  wertvolle  Bestimmungen,  die  sich  yorteilhaft  Ton 
denjenigen  der  deutschen  Gewerbeordnung  unterscheiden.  Allerdings  ist 
damit  allein  die  Fabrikau&icht  noch  nicht  mit  der  erforderlichen  Energie 
ausgestattet.  Es  fehlt  namentlich  noch  jenes  durchgebildete  System  von 
Kontrolyorschriften  y  wie  es  in  England  zur  Ausbildung  gelangt  ist,  und 
es  bleibt  in  dieser  Hinsicht  die  in  Aussicht  gestellte  Instruktion  des  Fi- 
nanzministers abzuwarten.  Dafs  dieselbe  in  ähnlicher  Weise,  wie  dies 
in  Preufsen  geschehen  ist,  die  ganze  Kraft  der  Inspektion  lahm  legen 
werde,  steht  wohl  nicht  zu  befürchten. 

Um  die  Einführung  des  Gesetzes  zu  erleichtem,  ist  eine  Beihe  Ton 
temporären  Mafs regeln  angeordnet  worden,  welche  auf  die  Dauer 
Ton  zwei  Jahren  Geltung  haben,  dann  aber  der  Erwägung  des  Beichs- 
rats  anheimgegeben  werden  sollen.  Es  sind  dies  folgende:  1)  die  Ge- 
stattung der  Beschäftigung  von  Kindern  unter  12  aber  nicht  unter  10 
Jahren,  2)  die  Heranziehung  der  12-  bis  15jährigen  zu  einer  yienton- 
digen  Nachtarbeit,  3)  die  Ausdehnung  des  Gesetzes  auch  auf  Handwerks- 
betriebe. Hoffentlich  werden  die  beiden  ersten  dieser  Übergangsbestim- 
mungon  nach  Ablauf  der  zweijährigen  Probezeit  nicht  definitiTe. 

Man  wird  zugestehen  müssen,  dafs  das  Gesetz  hinter  den  berech- 
tigten Erwartungen  nicht  unerheblich  zurückgeblieben  ist  Es  fehlen  yor 
allen  Dingen  Schutzbestimmungen  für  die  Fabrikarbeiterinnen,  das  Ver- 
bot des  Trucksystems,  Vorkehrungen  gegen  Schädigung  von  Leben  und 
Gesundheit  der  Arbeiter  durch  Betriebseinrichtungen  sowie  überhaupt  die 
so  dringend  nötige  Eegelung  des  gesamten  Arbeitsrerhältnisses ,  das  ans 
der  Zeit  der  Leibeigenschaft  noch  mit  mancherlei  eingewurzelten  Mifs- 
bräuchen  behaftet  ist.  Solche  Übelstände  sind  bei  der  Diskussion  der  Frsge 
der  Fabrikgesetzgebung  in  der  Presse  mehrfach  herrorgehoben  worden. 
Dieselben  treffen  keineswegs  den  Arbeiter  allein;  manche  ron  ihnen  schä- 
digen die  Industrie  überhaupt  und  es  läge  im  Interesse  der  Arbeitgeber, 
auf  die  Abstellung  derselben  zu  dringen.  Soweit  sie  den  Arbeiter  allein 
oder  Yorzugsweise  berühren,  lassen  sie  sich  in  folgende  vier  Punkte  zu- 
sammenfassen : 

1.  Die  allzulange  Arbeitszeit  (gewöhnlich  ron  4  oder  ^5  Uhr 
des  Morgens  bis  8  oder  9  Uhr  des  Abends)  und  das  Vorherrschen  des 
ununterbrochenen  Betriebes  auch  in  solchen  Gewerbszweigen, 
deren  Natur  die  Nachtarbeit  nicht  notwendig  bedingt.  Die  Abschaffung 
der  Nachtarbeit  liegt,  wie  vor  Jahren  ein  den  gewerblichen  Kreisen  nahe 
stehender  Korrespondent  der  „Moskauer  deutschen  Zeitung"  ^)  treffend 
herrorgehoben  hat,  ohne  Zweifel  auch  im  Interesse  der  Fabrikanten.  „Der 
Arbeiter,  der  des  Nachts  arbeitet,  schläft,  wie  die  allgemeine  Erfahrung 
lehrt,  doch  nicht  den  ganzen  Tag,  sondern  treibt  sich  gröfstenteüs  in 
den  Schenken  umher,  die  zum  Unglück  überall  in  nächster  Nähe  der 
Fabriken   sich  ffnden,   und    statt   zur  Arbeit,   kehrt  er  des  Abends  ent 
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reoht  nur  zum  AusBohlafen  auf  die  Fabrik  zurück.  Das  bischen  Arbeit, 
das  er  dann  liefert,  ist  schleobt  und  fehlerhaft;  was  aber  noch  schlim- 
mer ist,  das  ist  der  Umstand,  dafs  der  Arbeiter  dabei  verkommt,  sich 
an  £aules  Herumliegen  und  TJmherschlendem  gewöhnt  imd  sich  dem  Trünke 
ergibt" 

2.  Das  Yorherrschen  des  Trucksystems,  besonders  in  Oestalt 
der  Ar telk liehen,  welche  ihren  Lebensmittelbedarf  von  den  Fabiikanten 
beziehen  müssen.  So  Yorteilhafk  die  Bildung  yon  Speisegenossenschaften, 
welche  unter  den  russischen  Arbeitern  Regel  ist,  die  Lebenshaltung  des 
einzelnen  Arbeiters  beeinflussen  könnte,  so  nachteilig  werden  dieselben, 
wo  der  Fabrikant  in  der  angedeuteten  Weise  den  Konsum  des  Arbeiters 
zur  Quelle  des  Gelderwerbes  macht.  Allerdings  pflegt  diese  Einrichtung 
Ton  den  Fabrikanten  in  die  Eubrik  der  „Wohlfahrtseinrichtungen"  ge- 
stellt zu  werden;  man  will  angeblich  durch  den  Ankauf  der  Lebensmittel 
im  Grolsen  den  Arbeiter  Tor  der  Ausbeutung  durch  Detailhändler  schützen ; 
bei  der  von  Skrupeln  im  Gelderwerb  wenig  beeinflufsten  Denkweise  der 
meisten  Fabrikanten  und  bei  der  wirtschaftlichen  Unbildung  des  Arbeiters 
ist  unschwer  abzusehen,  wohin  dieses  System  fuhrt.  Auch  verschiedene 
andere  Arten  des  Truck  sind  sehr  verbreitet. 

3.  Die  gemeinsamen  Schlafsäle  der  Fabrikarbeiter, -Arbeiter- 
innen und  -Kinder.  Dafs  dieselben  die  Quelle  der  Demoralisation  werden 
müssen,  liegt  auf  der  Hand. 

4.  Der  Mangel  fester  Lohnzahlungstermine.  Auf  fast 
allen  gröfseren  Gewerbeanlagen  herrscht  die  aus  dem  ländlichen  imd 
hausindustriellen  Arbeitsverhältnis  herübergenommene  Sitte,  nur  drei  bis 
vier  Mal  im  Jahre  den  Lohn  zu  zahlen.  Selbstverständlich  sind  Vor- 
schüsse auf  den  Arbeitslohn,  die  Kontrahierung  dauernder  Schuldverhält- 
nisse und  ein  fast  sklavisches  Abhängigkeitsverhältnis  des  Arbeitnehmers 
vom  Arbeitgeber  die  Folgen.  Gewöhnlich  bleibt  dem  Arbeiter  am  Lohn- 
termin nach  Abzug  der  Vorschüsse,  Strafen  und  Versäumnisse  fast  nichts 
übrig,  oder  es  übertränt  sich  eine  niemals  abzuarbeitende  Schuld  von 
Lohnperiode  zu  Lohnperiode.  Oft  wird  der  Zahlungstermin  vom  Fabri- 
kanten Jahr  und  Tag  hinausgeschoben ;  das  Verhältnis  zwischen  ihm  und 
dem  Arbeiter  wird  ein  unklares,  und  der  letztere  verliert  jede  Lust  zur 
Arbeit  und  jede  Ho£&iung  auf  wirtschaftliches  Vorwärtskommen. 

Die  Fabrikgesetzgebung  findet  also  in  Bufsland  noch  ein  weites  Feld 
vor  sich,  und  das  Gesetz  vom  1.  Juni  1882  sollte  darnach  nur  als  ein 
erster  Schritt  betrachtet  werden.  Trügt  nicht  der  Anschein,  so  ist  der 
gute  Wille  zu  weiteren  Schritten  vorhanden.  Wie  die  Zeitungen  kürzlich 
zu  berichten  wufsten,  hat  das  Finanzministerium  unmittelbar  nach  Sank- 
tionierung jenes  Gesetzes  die  Erhebung  statistischer  Daten  und  Ausweise 
über  die  Fabnkarbeit  angeordnet,  welche  durch  von  den  Fabrikbesitzern 
auszufüllende  Fragebogen  erfolgen  soU.  Jene  Ausweise  sollen  sich  haupt- 
sächlich erstrecken  auf  die  Kinderarbeit,  die  Arbeitsdauer,  die  Lohnhöhe,  die 
Nachtarbeit  und  den  Schulbesuch  und  ein  umfassendes  Thatsachenmaterial 
über  die  Zustände  imter  der  Fabrikarbeiterbevölkerung  au  die  Hand  geben. 
Man  wird  bedauern  müssen,  dafs  man  behufs  Erlangung  der  Grundlage 
für   weitere  Mafsnahmen   auf  diesem  Gebiete   einen  Modus  der  Ermitte- 
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lung  gewählt  hat,  bei  welchem  nur  eine  Partei  und  zwar  die  duch 
ihr  Interesse  gegen  jede  Fabrikgesetzgebung  eingenommene  8U  Worte 
kommt,  anstatt  eine  Enqudte  nach  englischem  Muster  anzuordnen,  die 
auch  den  Arbeitern  Gelegenheit  gegeben  haben  würde,  sich  über  ihre  Lage 
und  ihre  Beschwerden  auszusprechen.  Es  wäre  sehr  zu  wünschen,  dafB 
diesem  Mangel  nachträglich  durch  die  Begierung  abgeholfen  würde  oder 
dafs  wir  auf  privatem  Wege  zu  einem  ähnlichen  Thatsachenmateiial  über 
die  Verhältnisse  der  russischen  Fabrikarbeiter  gelangten,  wie  wir  es  faa 
die  Zustände  in  der  Hausindustrie  durch  die  treffliche  Sammlung  besitseD, 
welche  im  Auftrage  der  kais.  russ.  geogr.  Gesellschaft  yom  Fürsten  Mescht- 
schersky  und  Modsalewsky  herausgegeben  worden  ist  Einen  guten  An- 
fang machen  die  jüngst  erschienenen  Arbeiten  von  Prof.  Jan  schul 
und  Dr.  Pogoshew  für  den  Moskauer  Industriebezirk.  iJlerdings  ist 
die  Beyölkerung^schicht,  um  welche  es  sich  bei  der  Hausindustrie  han- 
delt, immer  noch  eine  viel  breitere  und  zahlreichere  als  diejenige,  welche 
ein  Fabrikgesetz  ins  Auge  zu  &Bsen  hätte.  Allein  die  Entwicklung  der 
russischen  Grofsindustrie  schreitet  mit  raschen  Schritten  rorwärts ;  sie  hat 
schon  jetzt  eine  sehr  bedeutende  Ausdehnung  erlangt.  Nach  den  staü- 
stischen  Erhebungen  des  kais.  Handels-  und  Manu&kturdepartement  im 
Finanzministerium  betrug  1879  die  Zahl  der  Fabriken  des  europäischen 
Bufslands  27  927  mit  685  245  Arbeitern.  Diese  Ziffern  bleiben  konstatier- 
ter Mafsen  hinter  der  Wirklichkeit  weit  zurück.  Dabei  haben  sich  die  Ter- 
hältnisse  der  Arbeiter  vielfach  eigentümlich  und  abweichend  von  den  ent- 
sprechenden Verhältnissen  anderer  Länder  entwickelt,  was  namentiich 
daher  rührt,  dafs  in  BuTsland  der  Fabrikarbeiter  immer  auch  zugleich 
Bauer  ist,  der  im  heimatlichen  Dorfe  seinen  Landanteil  in  Anspruch  nimmt 
und  diesen  durch  seine  Familie  bebauen  läfst  oder  selbst  mit  Unterbre- 
chung der  Fabrikarbeit  bebaut  Diese  Zwischenstellung  der  Arbeiter  be- 
einflufst  natürlich  die  Stellung  derselben  zum  Fabrikherm,  die  Lohnhöhe 
u.  s.  w.  in  hohem  Grade  und  erfordert  bei  einer  umfassenden  Arbeitsge- 
setzgebung sorgfältige  Berücksichtigung.  Mit  einer  blofsen  Kopie  des  eng- 
lischen oder  irgend  eines  anderen  westeuropäischen  Vorbildes  ist  darnm 
auf  keinen  Fall  in  BuTsland  auszukommen.  Was  die  Ausführung  eines 
solchen  Gesetzes  betrifft,  so  bietet  auch  diese  bei  der  Zerstreutheit  der 
Fabrikanlagen,  den  klimatischen  Verhältnissen,  der  Schwierigkeit,  zuyer- 
lässige  Aufsichtsbeamte  zu  finden  in  BuTsland  weit  gröfsere  Schwierigkeiten 
als  in  anderen  Ländern.  Man  darf  deTshalb  der  weiteren  Entwicklung  der 
Dinge  mit  einiger  Spannung  entgegensehen. 

Wir  lassen  nunmehr  den  Wortlaut  des   neuen  Gesetzes   in   der  offi- 
ziellen Übersetzung  der  „Livländischen  GouTcmementszeitung"  folgen: 

ükas  EinM  dirigierenden  Senats ,  desmittelst  das  folgende ,  am  L  Jnni  188S  Alkr- 
hftehst  best&tigte  Ontaohten  des  Beiehsrats  pnblisiert  wird: 

Der  Reichsrat  hat  in  den  vereinigten  Departements  der  Gesetse  und  der  Staats* 
Ökonomie  und  in  der  allgemeinen  Versammlung ,  nach  Beprüfung  der  Vorstellang  des 
Finanzministers,  betreffend  Mafsregeln  sur  Beschränkung  der  Arbeit  der  in  Fabrikea 
und  anderen  industriellen  Anstalten  beschiftigten  MinderjKhrigen  und  Halberwachseneii 
und  die  Bildung  derselben,  für  gut  erachtet: 

L     In  Abänderung  und  Ergänsung  der  betreffenden  Artikel  des  Kodex  der  Beichs- 
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gesetse  folgende  Regeln  hinsichtlich  der  Minderjährigen  beiderlei  Oeschlechts,  welche 
in  Fabriken  und  Manafakturen,  dieselben  mögen  Privstpersonen  und  -Institationen  (Ge< 
Seilschaften ,  Vereinen  und  Kompagnieen)  oder  der  Krone  gehören ,  arbeiten ,  sn  yer- 
ordnen : 

1.  Kinder  unter  iwölf  Jahren  werden  nicht  aar  Arbeit  sagelassen. 

2.  Minderjährige  im  Alter  von  swSlf  bis  fBnfiehn  Jahren  dürfen  nicht  länger  als 
acht  Standen  innerhalb  rierandzwaniig  Standen,  mit  Aosschlafs  der  f&r  das  Frühstfick, 
das  Mittag-  and  Abendessen,  den  Besach  der  Schale  and  aar  Erholang  erforderlichen 
Zeit,  mit  Arbeit  beschäftigt  werden.  Die  Arbeit  darf  dabei  nicht  länger  als  vier  Stan- 
den hintereinander  daaem. 

8.  Minderjährige  anter  fünfzehn  Jahren  dürfen  nicht  i wischen  nenn  Uhr  Abends 
und  ffinf  Uhr  Morgens ,  wie  aach  nicht  an  Sonn-  and  hohen  Feiertagen  mit  Arbeit  be- 
schäftigt werden. 

4.  Es  ist  verboten ,  die  im  Artikel  3  gedachten  Minderjährigen  la  solchen  Be- 
trieben oder  einielnen  sa  denselben  gehörigen  Arbeiten  luialassen ,  welche  nach  ihrer 
Beschaffenheit  für  die  Gesandheit  der  Minderjährigen  schädlich  sind,  oder  als  la  an- 
strengend fttr  dieselben  erachtet  werden  müssen.  Die  Festsetsang  der  Fabriken  and 
Manafaktaren  and  der  einseinen  Arbeiten  solcher  Art,  sowie  die  Bestimmung  des  Alters 
(übrigens  nicht  höher  als  ffinfsehn  Jahr),  bis  sa  welchem  die  Arbeit  der  Minderjährigen 
in  denselben  nicht  gestattet  ist,  ist  dem  gegenseitigen  Einvernehmen  der  Minister  der 
Ftnansen  and  des  Innern  anheimgegeben.  Das  von  denselben  bestätigte  Verseichnis 
der  indastriellen  Anstalten  and  der  Arbeiten,  mit  Angabe  der  für  jede  derselben  fest- 
gesetzten Altersgrenze  der  Minderjährigen ,  wird  durch  den  dirigierenden  Senat  sur  all- 
gemeinen Wissenschaft  bekannt  gemacht. 

5.  Die  Besitser  von  Fabriken  und  Manufalituren  müssen  denjenigen  von  den  in 
ihren  Anstalten  arbeitenden  Minderjährigen,  welche  keine  Zeugnisse  über  die  Beendigung 
des  Kurses  wenigstens  in  einer  einklassigen  Volks-  oder  derselben  gleichstehenden  Schule 
besitzen,  die  Möglichkeit  gewähren,  die  gedachten  Lehranstalten  nicht  weniger  als  drei 
Stunden  täglich,  oder  achtzehn  Stunden  in  der  Woche  zu  besuchen. 

II.  Um  die  Erfüllung  der  Bestimmungen  über  die  Arbeit  und  den  Unterricht  der 
mindeijährigen  Arbeiter  zu  beaufsichtigen,  ist  eine  besondere  Inspektion  auf  folgenden 
Orundlagen  einzurichten: 

1.  Die  Gegenden ,  in  welchen  eine  Fabrik-  und  Manufakturindustrie  besteht,  wer- 
den in  Bezug  auf  die  Aufsicht  über  die  Arbeit  und  den  Unterricht  der  Minderjäh- 
rigen, in  besondere  Bezirke  geteilt.  Die  Anzahl  der  letzteren,  sowie  die  Verteilung  der 
Gouvernements  und  Provinzen  unter  dieselben ,  wird  auf  gesetzgeberischem  Wege  be- 
sUtigt. 

S.  Jeder  Bezirk  hat  je  nach  Bedürfnis  einen  oder  mehrere  Inspektoren ,  die  allge- 
meine Aufsicht  über  alle  Bezirke  aber  wird  einem  Oberinspektor  übertragen.  Diese 
Inspektion  gehört  zum  Ressort  des  Finanzministeriums  und  steht  unter  dem  Departement 
des  Handels  und  der  Manufakturen. 

3.  Die  Bezirksinspektoren  sind  unmittelbar  dem  Oberinspektor  untergeordnet  und 
stehen  zu  den  örtlichen  Gouvernements-  und  Kreisautoritäten  in  denselben  Beziehungen, 
in  welchen  sich  zu  denselben  die  übrigen  zum  Bestände  der  Gonvernementsverwaltung 
gehörigen  amtlichen  Personen  des  Finanzministeriums  befinden ,  nur  mit  der  in  der  An- 
merkung zum  Art.  A  dieser  Abteilung  angegebenen  besonderen  Bestimmung. 

4.  Den  Inspektoren  wird  übertragen:  1.  Die  Aufsicht  über  die  Erfüllung  der 
Verordnungen  bezüglich  der  Beschäftigungen  der  minderjährigen  Arbeiter  und  des  Be- 
suchs der  Elementarschulen  Seitens  derselben ;  2.  die  Aufnahme  von  Protokollen ,  mit 
Zuziehung  von  Beamten  der  Ortspolizei,  Über  die  Verletzung  der  gedachten  Verord- 
nungen und  die  Übergabe  dieser  Protokolle  an  die  betreffenden  Gerichtsbehörden  und 
3.  die  gerichtliche  Anklage  der  der  gedachten  Vergehen  Schuldigen. 

Anmerkung:  Die  Inspektoren  haben  das  Recht  mit  der  Erfüllung  der  im  Punkte  3 
des  Art.  4  angegebenen  Pflicht  die  Beamten  der  Ortspolizei  zu  beauftragen. 

5.  Die  genaueren  Bestimmungen  über  die  Pflichten  und  die  Ordnung  der  Thätig- 
keit  der  Inspektoren  werden  durch  eine  besondere  Instruktion  festgesetzt,  welche  vom 
Finansminister,  nach  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  und  dem  Minister  der 
Volksaufklärung,  zu  bestätigen  ist. 

6.  Die  Thätigkeit  der  auf  Grundlage  der  gegenwärtigen  Bestimmungen  einzusetzen- 
den Inspektion  erstreckt   sich  nicht  auf  die    der  Krone   oder  Regierungsinstitutionen 
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gehSrigen  Fabriken  und  Mannfaktaren.  In  diesen  Anstalten  wird  die  Anfncht  Über  die 
Beobachtung  der  Verordnongen  über  die  Arbeit  und  den  Unterricht  der  Mindeijährigei 
denjenigen  amtlichen  Personen  übertragen,  welchen  die  Verwaltung  der  Anstalten  sa- 
▼ertraut  ist. 

m.  Die  im  Artikel  I  festgesetiten  Regeln  sind  vom  1.  Mu  18S3  ab  in  Kraft  sn 
setzen. 

IV.  Der  Entwurf  des  Ämterverseichnisses  und  der  Ausgaben  für  die  Aufsicht  aber 
die  Beseh&ftigungen  der  in  Fabriken  und  Manufakturen  arbeitenden  MinderjihrigeB  ist 
Sr.  Kaiserlichen  Hajestftt  sur  Allerhöchsten  Bestätigung  lu  unterbreiten. 

V.  Die  Ämter  eines  Oberinspektors  und  von  vier  Besirksinspektoren  sind  tob 
1.  Juli  1882  ab  zu  besetzen  und  sind  die  zu  diesem  Zwecke  im  laufenden  Jahre  erfor- 
derlichen Ausgaben  im  Betrage  von  dreizehntausend  Rubeln  aus  den  Üebersehfissen  da 
abgeschlossenen  Budgets  zu  bestreiten. 

VI.  Dem  Finanzminister  ist  anheimzugeben,  im  Einvernehmen  mit  dem  Minbter 
des  Innern,  als  temporare  Mafsregel,  w&hrend  zweier  Jahre  nach  Einfuhrung  des  gegen- 
wib^gen  Oesetzes: 

1.  zu  Arbeiten  in  Fabriken  und  Manufakturen  nötigenfalls  Minderj&hrige,  die  nicht 
jünger  als  zehn  Jahre  sind,  zuzulassen; 

2-  den  im  Alter  von  zwölf  bis  fünfzehn  Jahren  stehenden  Minderjährigen  die  Nacht- 
arbeit in  deigenigen  industriellen  Anstalten  zu  gestatten ,  in  welchen  sich  solches  nach 
der  Art  des  Betriebes  als  notwendig  erweist  und  der  Gesundheit  der  MlndeijShrifBO 
keinen  Schaden  zufügen  kann,  —  jedoch  mit  der  Einschränkung,  dafs  die  Nachtarbeit 
nicht  länger  als  vier  Stunden  innerhalb  vierundzwanzig  Stunden  dauern  darf; 

3.  das  gegenwärtige  Gesetz  auf  diejenigen  gewerblichen  (Handwerks-)Anstalten  su- 
zudehnen,  auf  welche  die  Anwendung  desselben  für  möglich  und  nützlich  erachtet  wird. 
Nach  Ablauf  der  zwegährigen  Erfahrungszeit  aber  sind  allendliche  Gutachten  über  diese 
Fragen  dem  Beichsrate  zur  Erwägung  vorzustellen. 


Naohschrift.  Unterm  30.  April  d.  J.  hat  der  Reichsrat  die  Ein- 
fiihruDg  des  yorstehenden  Gesetzes  um  ein  Jahr,  also  bis  zum  1.  Hai 
1884  vertagt. 
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VIL 
Die  Antikritik  des  Herrn  Prof.  Dr.  von  Kanfinann. 

Gegen  die  von  mir  in  Heft  I  und  11  d.  Bd.  YII  der  Jahrbücher  er- 
schienene Besprechung  der  von  Herrn  Professor  Dr.  Bichard  von  Kauf- 
mann in  betreff  der  Beform  der  deutschen  Handelskammern  gemachten 
Vorschläge  hat  derselbe  in  No.  8|9  von  Hirths  Annalen  eine  Antikiitik 
veröffentlicht.  Auf  die  äufsere,  ich  möchte  sagen  gesellschaftliche  Form 
derselben  will  ich  nicht  näher  eingehen.  —  Das  Yerzeichnis  der  bis- 
herigen Mitarbeiter  der  Zeitschrift  bietet  wohl  Bürgschaft  dafür,  dafs  der 
von  Herrn  von  Kaufmann  angeschlagene  Ton  ein  Unikum  in  ihr 
bleiben  wird. 

Ich  würde  mich  auch  aus  Bücksicht  auf  die  Leser  der  Jahrbücher 
nicht  in  der  Lage  fühlen,  überhaupt  auf  die  Auslassungen  des  Heim 
von  Kaufmann  etwas  zu  erwidern,  da  sie  sachlich  in  der  Frage  keine 
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Förderang  bieten,  wenn  Herr  yon  Kaufmann  nicht  meine  Aasftihmngen 
in  den  Jahrbüchern  yon  Anfang  bis  zn  Ende  derart  mifsyerstanden  und 
verdreht  wiedergegeben  hätte,  dafs  ich  wirklich  im  Zweifel  bin,  ob  ich 
ihm  dies  als  Unglück  oder  als  Schuld  anzurechnen  habe.  Diesen  sehr 
scharfen  Vorwurf  mufs  ich  aber  natürlich  wenigstens  durch  einige  Bei- 
spiele begründen. 

Herr  von  Kaufmann  hat  meine  historische  Beminiscenz,  dafs  die 
auf  eine  Reform  der  Handelskammern  zielenden  Bestrebungen  Ende  der 
70er  Jahre  eng  mit  der  Schutzzollagitation  zusammenhingen,  als  sich  auf 
ihn  persönlich  beziehend  angesehen.  Meine  ÄuTserungen  zeigen ,  wie  es 
mir  scheint,  klar  genug,  dafs  ich  unter  „Bentrebungen"  die  Bewegung 
innerhalb  des  Handels-  und  Industriestandes  und  der  sie  yertretenden 
Körperschaften  im  Sinne  gehabt  habe,  ich  verstehe  daher  nicht,  mit 
welchem  Rechte  er  sich  persönlich  getroffen  fühlt. 

Was  er  gegen  meine  Bemerkung,  dafs  „die  Interessen  des  Hand- 
werks, soweit  sie  nicht  mit  denen  von  Handel  und  Industrie  zusammen 
fallen  und  von  den  jetzigen  Handelskammern  schon  gratis  vertreten  werden, 
meist  interoer  Natur  seien*',  sagt,  bezeugt  nur,  dals  er  nicht  mehr  weifs, 
was  in  seinem  eigenen  Buche  „Die  Vertretung  etc."  steht  und  nicht  ge- 
merkt hat ,  dafs  ich  zum  Teil  seine  eigenen  Worte  zitiert  habe.  Ich  kann 
mich  darauf  beschränken  auf  F.  459  und  460  jenes  Buches  hinzuweisen.  — 

An  Stelle  meiner  Behauptung,  „dafs  Handel  und  Industrie  eine  weit 
gröfsere  Anzahl  gemeinsamer  Interessen  haben  als  irgend  eine  andere 
Zusammenstellung  von  zwei  Erwerbsgruppen"  setzt  er  zum  Zweck  seiner 
Polemik  die:  „dafs  innerhalb  des  Handels  und  der  Industrie  alle  Interessen 
gewissermafsen  solidarisch  seien,  dafs  aber  bei  Leibe  eine  Interessenge- 
meinschaft zwischen  diesen  Gewerben  und  denjenigen  des  Kleingewerbes 
und   der  Landwirtschaft  nicht  bestehe". 

Meine  weitere  Behauptung:  „Selbstverständlich  hat  die  Landwirt- 
schaft auch  viele  Interessen  gemeinsam  mit  Handel  und  Industrie,  aber 
eine  Kluft  zwischen  ihr  und  jenen,  nur  einzeln  durch  Personalunion  (wie 
bei  der  Rübenzuckerindustrie  etc.)  überbrückbar,  bleibt:  die  Verschieden- 
heit der  Interessen  des  immobilen  von  denen  des  mobilen  Kapitals,  wie 
sie  vorzugsweise  in  der  wichtigsten  der  wirtschaftlichen  Fragen,  der 
Steuerfirage  hervortritt,"  giebt  er  so  wieder:  „Er  findet  nämlich,  dafs  die 
Gemeinsamkeit  der  Interessen  von  Handel  und  Industrie  in  der  bei  beiden 
heryortretenden  hohen  Bedeutung  des  mobilen  Kapitals  als  Erwerbs- 
factor  wurzele,  zwischen  welchem  und  der  Landwirtschaft  mit  ihrem 
immobilen  Kapital  eine  „unüberbrückbare  Kluft"  bestehe."  Während  ich 
also  aeben  der  Gemeinsamkeit  vieler  Interessen  nur  eine,  überdies  noch 
durch  Personalunion  überbrückbare  Kluft  zwischen  den  Interessen  der  Land- 
wirtschaft einerseits  und  Handel  und  Industrie  andererseits  konstruiere, 
unterschiebt  mir  Herr  von  Kaufmann  die  Ableugnung  jeder  Interessen- 
gemeinschaft und  die  Konstruktion  einer    „unüberbrückbaren  Kluft". 

Dafs  eine  prinzipielle  Verschiedenheit  der  Interessen  z.  B.  in  der 
Steuerfrage  existiert,  brauche  ich  wohl  nicht  noch  nachzuweisen.  Würden 
wohl  Wirtschaftskammem  nach  den  v.  Kauf  man  n'schen  Vorschlägen 
sich  einstimmig  gegen  den  v.  Wedell-Malchow 'sehen  Antrag  betr. 
die  sog.  Börsensteuer  ausgesprochen  haben? 
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Herr  von  Kaufmann  hat  anoh  öfters  das  Ungl&ok,  dnroh  schein- 
bar unwesenÜiohe  Zusätze  oder  Auslassungen  den  Sinn  meiner  Aus- 
führungen zu  verändern  und  dadurch,  dafs  er  die  so  Veränderten  in 
Anführungszeichen  setzt,  sie  als  bona  fide  Zitate  erscheinen  zu  lassen. 
Wie  er  meinen  obigen  Satz  in  die  generelle  Behauptung  einer  ,,  u  n  uber- 
brüokbaren  Kluft''  verdreht,  so  giebt  er  auch  meiner  Behauptong,  dafa 
,,der  Handels-  und  Industriestand,  welcher  die  Kosten  der  Handelskammer 
bezahlt,  letztere  keineswegs  als  beratende  Hilfe  für  die  Begiemng  be- 
trachte, sondern  als  sein  eigenes  Organ,  sein  eigenes  Mund- 
stück'' durch  die  Weglassung  der  Bezeichnung  „eigenes  Organ'*  und 
des  Wortes  „eigenes"  vor  „Mundstück"  eine  ganz  andere  Färbung  und 
Bedeutung.  Durch  die  Wiederholung  des  Wortes  „eigenes"  habe  ich 
deutlich  genug  gezeigt,  worin  ich  den  prinzipiellen  Unterschied  zwischcD 
Handelskammern  und  von  der  Regierung  eingerichteten  konsultativen 
Körperschaften  finde.  Der  Handels-  und  Industriestand  sieht  sich  ver- 
treten durch  die  jetzigen  Handelskammern,  nach  den  v.  K  auf  man  n'- 
schen  Vorschlägen  würde  er  nur  in  den  Wirtschaftskammem  vertreten 
sein.  Dies  ist  überhaupt  der  Kernpunkt  der  ganzen  Frage.  Es  handelt 
sich  darum,  ob  die  Kaufleute  und  Industriellen  die  selbständige  Ver- 
tretung durch  Handeskammern  aufgeben  sollen,  und  einen  Ersatz  darin 
finden,  dafs  sie  zur  Wahl  eines  gewissen  Quotum  der  Mitglieder  der 
„Wirtschaftskammem"  berechtigt  werden. 

Herr  von  Kaufmann  findet,  daÜB  ich  den  Handelskammern  eine 
klägliche  Rolle  zuertheile,  indem  ich  sie  nur  zum  „Mundstück"  des  Handels- 
und Industriestandes  ohne  jegliche  offizielle  Kompetenz  mache.  Nun, 
danach  würden  auch  die  grofsen  industriellen  Vereine  Deutschlands  und 
alle  englischen  Handelskammern    eine  klägliche  Rolle  spielen. 

An  diesen  wenigen  Beispielen  mag  es  genügen.  —  Dafs  Herr  v.  Kauf - 
mann  an  hervorragender  Stelle  gebrachte  Urteile  des  „Chamber  of  Com- 
merce Journal"  und  des  „Journal  des  Chambres  de  Commerce"  als  „zu- 
fällige Zeitungsstimmen"  bezeichnet,  stimmt  mit  seiner  oben  charakterisier- 
ten Kampfesweise  nur  überein. 

Wenn  Herr  v.  Kaufmann  meine  Kompetenz  anzweifelt  über  das 
Verhältnifs  der  Landwirtschaft  zu  den  übrigen  Erwerbsgruppen  ein  Ur- 
theil  abzugeben,  so  kann  ich  es  getrost  der  Erwägung  der  Leser  über- 
lassen ,  ob  ich,  der  ich  mehrere  Jahre  lang  zugleich  das  Sekretariat  einer 
Handelskammer  in  der  Provinz  Sachsen  und  das  eines  der  bedeutendsten 
landwirtschaftlichen  Vereine  derselben  bekleidete,  die  Thätigkeit  beider 
Arten  von  vertretenden  Körperschaften  nicht  etwas  genauer  kennen  düifle 
als  Herr  Professor  v.  Kaufmann? 

Halle  als.  F.  RitsohL 


vin. 

StatLstlaoheB  über  die  Eisenbahnen  Deutschlands. 

Von  J.  Lehr. 

Der  im  Reichseisenbahnamte  bearbeiteten  dankenswerten  Statistik  der 
im  Betriebe   befindlichen   Eisenbahnen   Deutschlands  (Bd.  I.   Betriebsjahr 
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18*^/g])  eDtnehmen  wir  die  folgenden  interessanten,  dnroh  einige  weitere 
offizielle  Angaben  noch  yervollständigten  Zahlen.  In  denselben  ist  jede 
für  unsere  Zwecke  entbehrliche,  lediglich  die  Übersichtlichkeit  störende 
Genauigkeit  yermieden.  So  wurde  z.  B.  die  Eilometerzahl,  welche  die  ein- 
zelnen Gliederstaaten  und  Provinzen  aufweisen,  auf  Ganze,  andere  Zahlen 
auf  Tausende  und  Millionen  abgerundet,  indem  die  Dezimalstellen  unter 
0,5  gestrichen,  diejenigen  von  0,5  an  aufwärts  als  Ganze  angesetzt  wur- 
den. Infolgedessen  stimmen  etwa  Torzunehmende  Summierungen  mit  un- 
ten angegebenen  Sammen  nicht  immer  genau  überein. 

In  dem  oben  genannten  Jahre  waren  an  Eisenbahnlinien  vorhanden  in : 


im  ganzen 


davon  2-   and 
mehrgleisif!^ 


auf  lUO  QKm 
Fläche    kamen 


auf  10  000  Ein- 
wohner kamen 


Kilometer 


Elsafa  •  Lothringen 
Prenfsen 

Ostpreursen    .     . 

Westprenfsen 

Brandenburg 

Pommom 

Posen   .     .     . 

Schlesien  .     . 
Sachsen     .     .     . 
Schleswig-Holstein 
Hannover 
Westfalen     .     . 
Hessen-Nasaaa  . 
Rheinprovins 
Hohensollem 
Bajem     .     .     . 
Sachsen    .    .     . 
Württemberg     . 
Baden 

Hessen     .     .     . 
Meeklenborg-Schwerin 
Weimar    .... 
Mecklenburg  -  Streliti 
Oldenburg    .     .     . 
Braunschweig    .     . 
Meiningen     .     .     . 
Altenburg     .     .     . 
Kobnrg-Ootha  .     . 
Anhalt      .... 
Schwanburg-Rudolstadt 
Schwanburg-Sondershaus 
Waldeck  ... 
Reuls  ä.  L.  .     . 
BeuTs  j.  L.   .     . 
Schaumburg-Lippe 
Lippe-Detmold 
Lftbeck     .    .     . 
Bremen     .     .     . 
Hamburg  .    .     . 

Deutschland 


I  144 

19654 

989 

847 
2414 

1099 
I  122 
2704 

1895 
822 

1873 

1939 
I  198 

2682 

81 

4843 
2041 

1437 

1317 
781 

399 

255 

134 

327 

339 
156 

139 

147 

239 

19 
46 

4 
25 
41 

29 

31 
44 
31 


33645 


537 

6513 
256 

239 
1015 

78 

72 

587 

996 

208 

679 

703 
667 

1013 

487 

741 
172 

4^7 

3" 

83 

75 

5 
269 

29 

43 
137 


2 

13 
24 

IG 

17 
29 


7*Ba 

5^64 
2.S7 

3its 

6>06 
3*68 

3>a7 
6,,, 

7»61 

4'ti 
4'aT 
9>eo 

7te4 

9t94 
7'06 
6,8« 

13.61 

7»i» 
8,7, 

3feo 
7ioe 

4'BT 
5*09 
9.19 
6.81 

10^54 

7f46 
»O'IT 

5tt8 
0.3  6 

4i96 

7iie 

2|4T 
'0.61 
'7,18 

-1^ 


9914 

Dazu  kommen  noch  die  anf  deutschem  Oebiete 


liegenden 


7'80 

7ft(> 

5.1 

6.0, 

7.1 

7m 

6,5, 

8,si 
7.-2. 

8,8, 
9.41 

7'» 
6,5. 

II, Q 

9.1 
61g 

7.8 

8.8 
8,8 

7.1 

8,t 
I3'f 

9.8 
9.T 

7.8 
8,9 

7.8 

io,t 
2,8 
6,4 
0,8 
5.0 
4*0 

6.8 

2.4 

4.9 
2.8 


7.44 

ssu  fremden 
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Bahnen  gehörigen  Strecken  mit  148  Km,  wovon  15  Km  zwei-  und  mehr- 
gleisig sind. 

Von  der  ganzen  Länge  der  deutschen  Bahnen  entfallen  89 '^/q  auf 
die  freien  Strecken  und  1 1  ^/q  auf  Stationen  und  Haltestellen. 

Von  diesen  Bahnen  waren  in  Km 

„  Bahnen  unter-   y^aam 

dentnng 

Staatsbahnen 20 113  2212  22335  66 

Privatbahnen lO  347  1036  1 1 383  34 

a.  unter  Staatsverwaltung      ...  3  310  428  3738  ii 

b.  unter  eigener  Verwaltung     .     . 7  037 608 7  64$  23 

Zusammen  30  460  3248  33  708    100 

Im  Jahre  1871  bezifferte  sich  die  Bahnlänge  auf  21  481  Km,  daron 
kamen  auf  100  G^°^  Fläche  8,97,  auf  10  000  Einwohner  5,S3  Km.  Im 
Laufe  von  10  Jahren  hatte  also  das  ganze  Eisenbahnnetz  zugenommen 
um  56  ^/gy  die  Steigerung  der  auf  die  gleiche  Einwohnerzahl  entfallenden 
Linien  betrug  43  ^j^. 

Im  Jahre  1871  zählte  man 


Staatsbahnen 

Privatbahnen 

a.  unter  Staatsverwaltung      .     . 

b.  unter  eigener  Verwaltung 

Zusammen  2i  481    100  12  164         $6 

Von  sämtlichen  Bahnen  hatten  in  18^^/g,  nur  29®/^  zwei  und  mehr 
Geleise,  dagegen  war  der  Grunderwerb  auf  freier  Strecke  hewirkt  zur  An- 
lage eines  Bahnkörpers  mit  2  und  mehr  Geleisen  für  87  ^/^  und  der 
Bahnkörper  wirklich  ausgeführt  für  ein  Geleise  mit  48,  für  zwei  und 
mehr  Geleise  mit  57  ^|q. 

Eine  Eigentümlichkeit  der  deutschen  Bahnen  im  Gegensatz  zu  den 
englischen  ist  es,  dafs  dieselben  verhältnismäfsig  hoch  gelegt  sind; 
22  697  Km  (68  «i;^)  liegen  im  Auftrag  und  10  726  Km  oder  S2%  im 
Abtrag.  Folge  hiervon  ist  eine  grofse  Zahl  von  Niyeauübergangen  und 
Wegunterführungen.  Letztere  stehen  mit  der  Ziffer  8487  nur  2887  Weg- 
überführungen gegenüber,  während  man  46  658  Wegübergänge»  also 
durchschnittlich  je  einen  auf  721  m  Bahnlänge  zählt. 

Die  normalspurigen  Bahnen  untergeordneter  Bedeu- 
tung mit  3248  Km  oder  nahezu  9,6  ^{q  dor  gesamten  Bahnlängen  unter- 
scheiden sich  von  den  Hauptbahnen  vorzüglich  durch  ihren  einfacheren  Be- 
trieb und  durch  geringere  Fahrgeschwindigkeit.  Infolgedessen  konnten 
auch  bei  der  Anlegung  auf  freier  Strecke  stärkere  Steigungen  und  Krüm- 
mungen zugelassen  werden.  Steigungen  kommen  vor  bis  zu  1  :  80,  Krüm- 
mungsraden  bis  zu  150,  in  einem  Falle  nur  50  m.  Die  gröfste  gestat- 
tete Fahrgeschwindigkeit  beziffert  sich  bei  diesen  Bahnen  überhaupt  auf 
35  Km  die  Stunde,  bei  den  meisten  beträgt  sie  30  und  20  Km;  15  Km 
meist  bei  solchen,  die  starke  Steigungen  aufweisen,  nur  12  Km  bei  der 
Scheidebahn ,  bei  welcher  die  stärkste  vorkommende  Steigung  =  1 :  40, 
der  kleinste  Krümmungsradius  188  m    ist  und  die  nur  unbewachte  Bahn- 


Zunahme  seit  1871 

Km 

0 

0 

Km           •!, 

9626 

45 

10  487       109 

"855 

55 

—  I  508   —  »3 

2288 

II 

1 022        4S 

9567 

44 

—  2  530   —  26 
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Übergänge  hat  Oberhaupt  hat  eine  gröfsere  Zahl  dieser  Bahnen  nur  un- 
bewachte oder  fast  ausschliefslich  unbewachte  Wegübergänge  im  Bahn- 
nivean;  von  den  vorkommenden  4757  Übergängen  sind  76  ^l^^  unbewacht. 
Öffentliche  Strahlen  sind  für  Anlage  der  Bahnen  nur  wenig  benutzt  wor- 
den, im  ganzen  nur  auf  13,3  Km  bei  3234  Km  besonderem  Bahnkörper. 
Der  Bestand  des  Wagenparks  weist  folgende  Ziffern  auf.  Im 
Jahre  1871  zählte  man  5927  Lokomotiven,  11  153  Personenwagen, 
126  687  Gepäck-  und  Güterwi^en  und  auf  100  Km  Betriebslänge  je  29, 
56,  630;  10  Jahre  später  waren  vorhanden  10  906  Lokomotiven  (85<^|q 
mehr),  19  929  Personenwagen  (79  ^^j^  mehr)  und  223  149  Gepäck-  und 
Güterwagen  (76  ^j^  mehr)  und  auf  100  Km  Betriebslänge  je  32,  59  und 
660.     Die   meisten  Wagen    haben    2  Achsen,    etwa  5^1^  haben  3  und  4 

Achsen.     Es  beläuft  sich  auf  eine  Achse  in  Tonnen 

bei  den  das  Eigengewicht      die  Tragfähigkeit 

Personenwagen   ....  4,21  1,4  s 


Gepäckwagen      .     .     . 

4,09 

2,72 

offenen  Güterwagen 

2,72 

4»8i 

bedeckten        „ 

3»«9 

4*57 

Viehwagen     .... 

3i«i 

4,55 

Das  Eigengewicht  verhält  sich  demnach  zur  Tragfähigkeit  bei  den 
offenen  Güterwagen  wie  1  : 1,77,  bei  den  budeckten  wie  1  : 1,89.  Von  den 
Personenwagen  sind  versehen  mit  Eingang  an  der  Längsseite  16  374,  mit 
Eingang  an  der  Stirnseite  3401.  Die  Zahl  der  vorhandenen  Plätze  be- 
trägt 861552  (257  auf  10  Km,  19  auf  l  Achse);  von  denselben  entfal- 
len auf  I.  Kl.  43  689  (ö,iO|o),  auf  IL  Kl.  177  559  (20,6 »|o),  auf  HL  KL 
497  855  (57,80j^)  und  auf  IV.  Kl.   142  449  (16,60|J. 

Von    den    umfassenden    Mitteilungen     über    die   Leistungen    von 

Lokomotiven  und  Wagenpark  mögen  hier  nur  die  folgenden  Zahlen 

angeführt  werden.     Die  Lokomotiven  legten    im  ganzen  zurück  198  Mill. 

Nutzkilometer,  auf  eine  entfielen   19  091  Km  gegen  deren  22341  im  Jahre 

1871.    Von  jener  Zahl  kamen  auf  Schnellzüge  24,  auf  Personenzüge  70,  auf 

gemischte  Züge  28,  auf  Güterzüge  73  und  auf  Arbeits-  und  Materialzüge  3 

Mill.  Km.     Auf  1  Km  wurden  durchschnittlich  im  Jahre  5510  und  an  1 

Tag  15,1  Züge  befördert.  —  Die  Zahl  der  Achskilometer  war  bei  den 

im  ganzen      auf  1 

Personenwagen 

a.  davon  in  Schnellzfigen     .... 

b.  in  Personen-  a.  gem.  Zfigen     .     . 

Gepäckwagen 

Güterwagen 

a.  davon  beladen 

b.  „      leer 

Postwagen 

Sfimtliche  Wagen 

Für  jede  bewegte  Achse  betrug  die  durchschnittliche  Nettolast 

bei  Personenwagen o,84  t  »■  23,9  o|^  der  Tragfähigkeit 

„  Gepäckwagen 0,08  t  ■=     2,9  „      „  „ 

„  Güterwagen,  beladen 3,49  t  es  73,8  „      „  „ 

,.  „  „         und  leer    .     .     2,18  t  =  46,1  „      „  „ 

Es  wurden  im  ganzen  geleistet,  die  Person  mit  Handgepäck  zu  25  Kg 
gerechnet,  an  Tonnenkilometern 
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Bnitto  50674  Million  davon 
Tara      36638        „        and 
Netto     14  036        „ 

WOZU  noch  1 1  Mill.  für  Eisenbahnfahrzeuge  auf  eigenen  Bädern  als  Fracht- 
gut zu  rechnen  sind.  Im  Jahre  1871  bezifferte  sich  die  Zahl  der  zurück- 
gelegten Personenkilometer  auf  5021  Mill.,  die  der  Tonnenkilometer  (netto, 
ohne  Personen)  auf  6448  Mill.;  18^^|g^  hatten  sich  die  Zahl  der  Perso- 
nenkilometer um  29  ^lo,  die  der  Tonnenkilometer  um  97  ^|q  erhöht,  der 
Güterverkehr  war  also  erheblich  mehr  gewachsen  als  der  Personenverkehr. 

Auf  1   Km  Betriebslänge  kamen  durchschnittlich 

im    Jahr 
1871       18»«|,- 
Personenkilometer  262455     194978 
Tonnenkilometer     369484     375  Il8 

Personenverkehr.  Die  Einnahmen  aus  dem  Personen-  und  Oe- 
päckverkehr  beliefen  sich  18^o|gj  im  ganzen  auf  236  Sdill.  Mk.  =  26,i% 
der  Gesamteinnahmen,  auf  1  Km  kamen  i.  D.  7130  Mk.,  auf  1000  Achs- 
kilometer  der  Personen-  und  Gepäckwagen  127  Mk.  Einschhefalich  der 
Fahrten  auf  Rückfahrt-,  Bundreise-  und  Abonnementsbillets,  sowie  in  be- 
stellten Extrazügen ,  ausschliefslich  der  Beförderung  von  Militär  auf  Ke- 
quisitionsschein  und  Militärbillet  war 


in    der 


I.  Kl.   I  II.  Kl. 


ni.  Kl. 


IV.  Kl. 


bei   der 

Militir- 

beior^ 

deniDK 


Die  Zahl  der  Personen  in  Millionen 
Dieselbe  in  ®|q  aller  Personen     .     . 


2,2 

1,04 
160 
2,48 
71,8 
1464 

13,« 


Die  Zahl  der  Personenkilometer  in  Hill.  . 
Diese  in  ^1^  aller  Personenkilometer  .  . 
Jede  Person  wurde  i.  D.  befördert  Km     .     . 

Zahl   der  Platzkilometer 

Einnahme   in    Mill.    Mk 

Diese   in    ^[^    aller  Einnahmen  ans  der  Per- 
sonenbeförderung    6,00 

Einnahme   auf  1    Person   Mk 6,10 

„  „     1  Personenkilometer   Pfennig       8,49 

Die  Zahl  der  Personen ,    welche   in    den 
und  die  von  ihnen  erzielten  Einnahmen  weist 


29,1 

1251 

i9,»i 
43,0 

5927 
69,3 

30»64 
2,S8 
5t64 


I34»5 

62,58 

3363 
5^90 

25»o 
13  604 

109,6 

48,89 
0,8 1 

3,26 
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20, 18 

1384 

2I,S6 

31.9 
4410 

29,5 

13,01 
0,68 
2,13 
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2,65 
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2,16 
0,86 
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verschiedenen  Zügen  fuhren 
das  folgende  Tahellchen  nach 
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in  Schnellxtigen 

in  Personen  -   u.  gemischten  Zügen 
in  allen  Zfigen 


8 
207 

215 


725 

5  754 
6479 


90,2 
27,8 
30.1 


47,2 
179.9 
227,1 


5,87 
0,87 
1,06 


6,50 

3," 
3,5« 


Auf  1  Em  kamen  im  ganzen  195  404  Personen  mit  6847  Mk.;  aaf 
eine  Personenwagenachse  kamen  5003  Mark,  die  Zahl  der  Platzkilo- 
meter hetrug  25  405  Million.  Über  die  Benutzung  der  Eückfahrt-,  Rund- 
reise- und  Abonuementbillette  und  die  aus  denselben  erlösten  Einnahmen 
geben  die  folgenden  Zahlen  Auskunft 
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Million 
Per- 
sonen 


BQckfahrtbillet 
Randreisebillet 
Abonnementbillet 


96,4 

5,8 


diese  in 

Per- 
sonen 


44i8& 
0,14 

2,69 


Million 
Perso- 
nenki- 
lomet. 


2273 
47 
79  I 


Diese 

in  •U 
Aller 

P.-K. 


Jede 

Person 

wurde 

befSrd. 

Km 


Einnahme 


Mill. 
Mk. 


35»09 

0,72 
1,92 


23.6 

I53»8 

«3,7 


70,0 

2,1 
1,1 


Ein- 
nahme 
aas  der 
Perso- 
nenbe- 
fordrg. 


30,81 
0,94 

0,49 


Jede  Personenwagenac^e  war  durohscbnittlioh  besetzt 


auf  1 

Person 
Mk. 


auf  1 
Perso- 
nenki- 
lomet. 
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0,73 
7,08 

0,19 


3,08 

4,60 

1,40 


in  SchnelUügen mit  2,78  Personen 

in  Personen-  und  gemischten  ZUgen     .      „     5,1^ 

in  allen  ZUgen „     4*^8 

Die  vorhandenen  Plätze  wurden  ausgenutzt 

in  der      I.  Kl.  mit  10,94  *|o 


EUmahme  ans 
1000  Achskilometar 
.     182  Mk. 
.     160 
160 


,, 


,, 


It 

», 

n. 

,, 

„  21,02  „ 

,, 

„ 

m. 

f. 

„     26,96   „ 

f. 

,» 

IV. 

»» 

„     31,26    n 

in  all.  insammen  m.  25,40  ®|o 

Güterverkehr.  Näheren  AufschluTs  über  die  Gestaltung  des  Gü- 
terverkehrs und  über  die  Einnahmen,  welche  derselbe  abgeworfen  hat, 
ergiebt  die  folgende  Tabelle. 


Tonnen 


I.  Gaterbefdrderung  gegen  Frachtberechnung 

1.  Eil-  und  Exprefsgut 

2.  Frachtgut,     a.  Stückgut 

b.  Allg.  Wagenladungsklasse  Aj 

c.  „  M  B 

d.  Spesialtarif  A, 

e.  Spesialtarif      I 

f.  Spesialtarif    U 

g.  Spesialtarif  IH 

h.  Ausnahmetarife    flir   Eilgut, 

Exprefsgut,  Stfickgut  u.  Wa- 
genladungen TOn  6  bis  10  t 
ausschl 

i.  Ausnahmetarife  f.  Wagenla- 
dungen ▼.  10  t  u.  darfiber 

k.  Frachtgut  im  gansen   .  .  . 

3.  Postgut 

4.  Militfirgut  auf  Bequisitionsschein ,   einschl. 
Pferde  und  Fahraeuge 

5.  Viehverkehr 

6.  Frachtpflichtiges  Dienstgut    .  . 

Summe  1  bis  6 
IL  Güterbeförderung     ohne   Frachtberechnung 

II.  GfiterbefSrderung  im   gansen 
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749 

9013 
2760 
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9250 

4929 
27  516 
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86964 

149710 
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76 
2 172 

5543 


Tonnenkilom. 
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0,47 
5i69 

1,74 
2,87 
3,48 

5»84 

3»ii 

17,87 


158  420 

6743 
165  162 


0,16 

54,90 
94,50 

0,11 

0,05 
1,87 
3»50 
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'S  fi 

§1 
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69,8 

8ii,s 

329.« 
464,9 

431 '8 
878,1 

449,6 
2208,4 


36,6 

6985,8 

12595'! 
13*0 

7,4 

I88.S 
179,6 


0,5S 
6,22 
2,52 
3,56 

3,81 

6,73 

3,44 

16,92 


92,6 

90,0 

"9,3 

129,1 

79,4 

94'9 
91,2 
8o,s 


0,2  8 

53,51 

96,49 

0,10 

0,06 
1,44 
1,88 


Einnahme 


O  M 
B    0 

3  o 


16,0 
97,8 
24.2 
28,7 
25,8 

43,9 
18,4 
72,2 


-1 

B  >^ 

HO 
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153*4 

80,8 

84a 
76,5 

98,3 
86,7 

32,3 


2,77 
l6,89 
4.20 
4,99 
4,49 
7,61 

3,19 
12,58 


B  -^ 
«  B 
B    B 

^  a 

9. 'S 


21,81 
10,79 
8,77 
7,98 
4»'' 6 
7,47 
3i78 
2,62 


2,8 
220,5 

533i8 
2,0 

0,9 
20,1 

3.9 


0,40 

38,27 
92,57 

0,84 


9.76 

3,56 
11,42 


0,16  11,76 
3.49  9,S6 
0,67     O.70 


23,01 
11,99 
7,35 
6,18 
5,99 
5,00 
4.09 
3i27 


6,86 

3,16 

4,23 

14.94 

11,97 

10,68 

2.16 


95.92 
4,08 


13052,8 

434,0 
13486,8 


96,78 

3,22 

81,7 


82,4 


86 


576,11   — 


3,64 


441 
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Gegen  Fraohtberechnung  wurden  auf  1  Km  Betriebslänge  i.  D.  beför- 
dert 887  661  Tonnen,  überhaupt  von  allen  Gütern  400  550  t  Auf  1  Km 
wurden  eingenommen  17  109  Mark,  auf  1  Güterwagenachse  1299  Mark. 
DurohsohnitÜich  haben  1000  Achskilometer  eingebracht 

im  beUdenen  Zustand 149  Mk. 

bei  allen  Fahrten  (beladen  und  leer)       93     ,, 

Die  Einnahmen  aus  dem  Güterverkehr  mit  592  Mill.  Mk.  (die  obi- 
gen nebst  16  Mill.  Mk.  Nebeneinnahmen)  machten  66,8  ^|o  der  Gesamt- 
einnahmen aus,  sie  waren  2,51  mal  so  grofs  als  die  Einnahmen  aus  dem 
Personenverkehr  (2,i6  mal  so  grofs  dagegen  im  Jahre  1871). 

Die  gesamten  Betriebseinnahmen  bezifferten  sich  auf  886 
Mill.  Mk.,  dieselben  mit  Ausschluls  der  Vergütung  für  Überlassung  von 
Bahnanlagen  und  für  Leistungen  zu  Gunsten  dritter 

im  Ganzen  auf 872  Mill.  Mk. 

für  1   Kilometer  Betriebslftnge  auf       ...  25  899  Mk. 

,,     1000  Nutzkilometer  auf        4  222     „ 

f,    1000  Wagenachskilometer   aller  Art  auf        106     „ 

An  Baukosten  und  Anlagekapital  waren  für  33  757  Ealometer 

(Ende  1880|81)  aufgewandt: 

•i*Mi    »#i       Äof  I  K™«  Mk.    „  *.      ^ 
MiU.  Mk.  Baukosten 

Grunderwerb 852,4  26622  10,78 

Erdarbeiten I  200,8  37  502  IS1I9 

Einfriedigungen 20,3  637  0,26 

Wegeabergftnge l66,i  5  188  2,10 

Durchlfisse,  Brücken 743>S  ^3  222  9,40 

Tunnels 172,6  S  391  2,18 

Oberbau i  789,1  55  876  22,62 

Signale,  Wärterwohnungen 88,8  2774  I,I2 

Bahnhöfe 955,1  29828  12,08 

Werkstattsanlagen 75,0  2343  0,95 

Anfserordentl.    Anlagen   (Flufs Verlegung. 

Durchführung  durch  Festungswerke)  .  133*4  4  '^7  '>^ 

Betriebsmittel i  275,6  39  838  16,13 

Verwaltung 289,3  9^37  3»66 

Insgemein 145,7 4  SSO 1.84 

Zusammen 8  400,4  248  850  100,00 

Zu  den  Baukosten  treten  hinzu: 

Etwaige  Auslalle  beim  Betrieb  einer  Strecke  für  Rechnung  des  Banfonds       3,6  Mill.  Mk. 

Zinsen  während  der  Bauzeit 3S4i4      »       *« 

KursTerluste 146,8      „       „ 

Erste  Dotierung  des  Reserve-  etc.  Fonds 6,9      „      „ 

Sonstige  Aufwendungen   .     * 98,6      „       u 

Von  den  Baukosten  gehen  ab: 

Etwaiger  Uberschufs   aus   dem  Betrieb   einer  Strecke  für  Rechnung  des 

Baufonds 17,2  Mill.  Mk. 

Rück  einnahmen,  soweit  sie  noch  nicht  oben  abgesetzt  sind 18,8  „  v 

Kursgewinne 18,1  „  „ 

Verwendungen  ans  Betriebseinnahmen  etc lS'f3  m  *« 

Subventionen,  Zahlungen  k  Fonds  perdu 44,1  „  » 

Zinsen  und  sonstige  Einnahmen 26,1  „  „ 

Somit   beläuft    sich  das   gesamte  yerwendete  Anlagekapital  auf  8878 
Mill.  Mk.,  davon  kamen  auf  1  Km.  262  986  Mk. 
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Von  diesem  Kapitale  wurden  beschafft 

bei  Staatsbahnen 

darch  Anleihen 5573  Mill.  Mk. 

ans  aufserordentlichen  Fonds 695      ,,       „ 

bei  Privatbahnen 

durch  Emission  von  Aktien  and  Obligationen  .     .     2  514  Mill.  Mk. 
„      schwebende  Schulden 86      „       „ 

Die  Bes c haf f an gs kosten  der   vorhandenen  Betriebsmittel 

waren 

Lokomotiven  und  Tender 550» 2  Mill.  Mk. 

für  eine  Lokomotive 50623  Mk. 

auf     1  Tonne  Eigengewicht I  263     ,, 

,,    10  Km.  Betriebsl&nge 161  511     ^ 

Personenwagen I49i6  ^ill-  ^^> 

mr     1  Stflck 7  508  Mk. 

auf    1  Achse 3  298     „ 

„    10  Km.  Betriebsl&nge 44  714     *» 

Gepfick-  und  Güterwagen 662,4  Mill.  Mk. 

für     1  Stück 2967  Mk. 

auf     1  Achse 1 455     ,, 

„    10  Km.  Betriebslftnge 194766     „ 

Die  Kosten  der  für  die  Leistungen  der  Betriebsmittel 
verwandten  Materialien  waren: 

1.  für  die  Leistungen  der  Lokomotiven 

Brennmaterial 

im  Gänsen 29,5  Mill.  Mk. 

auf  1  Lokomotivkilometer Ii5i^  ^^• 

„    1  Wagenachskilometer Sfi     it 

,y    1  Bruttotonnenkilometer 0,58  „ 

Schmiermaterial 

im  Ganien 2,6  Mill.  Mk. 

auf  1  Lokomotive 244      Mk. 

„    1000  Nutzkilometer 12,8     „ 

„    1000  Lokomotivkilometer 10,4     „ 

Gut-  and  Verpackungsmaterial 

im  Gänsen If3  Mill.  Mk. 

auf  1  Lokomotive 120     Mk. 

„    1000  Nutzkilometer 6,3     „ 

„    1000  Lokomotivkilometer 5il     »« 

2.  Für  die  Leistungen  der  Wagen 

Schmiermaterial  in  Schnell-,  Personenzüge  ...  391  697        Mk. 

auf  1000  Achskilometer  derselben 0,14     „ 

in  Güter-  und  Arbeitszügen 713  913          n 

auf  1000  Achskilometer  derselben 0,13     ,, 

Putzmaterial 185  055          „ 

auf  1000  Achskilometer  der  Personenwagen  .     .  0,13     „ 

Desinfektion 40  592          „ 

auf  1000  Achskilometer  der  Güterwagen  .     .     .  0,01     „ 

Beleuchtung I  500  796          „ 

auf  1000  Zugkilometer 7t59     n 

Erwärmung 786  554          „ 

auf  1000  Achskilometer  der  Personenwagen  0,56    „ 

8.  für  die  Leistungen  aller  Betriebsmittel       ....  37,1     Mill.  Mk. 

auf  1000  Nutzkilometer  179        Mk. 

„    1000  Wagenachskilometer  aller  Art  ...  4,51     ,, 
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Kosten   der  Zugkraft.      Für  da«  Lokomotivporsonal  worden  Ter- 
ausgabt : 

a)  Gehalte,  Löhne 30,6  MiU.  Mk.  »     69 1 

b)  Fahr-,  Standen-»  Nachtgelder,  RegelmäTsigkeiteprftmien     5,9      „       „    ■«     20  „ 

c)  Prftmien  für  Materialersparnis 3,3      „        ,,     «=     li  „ 

Zusammen  29,8  MiU.  Mk.  s:  100 1 
Daza  konmien  die  Löhne  für  Patsen  mit    ....     4,3  Mill.  Mk. 

Die  Kosten  des  Brennmaterials  mit 29,6      „        „ 

f,         „         „    Schmier-,  Putz-,    etc.  Materials   mit    4,0      ,,       „ 

Die  Samme  aller  laufenden  Ausgaben  war 

unmittelbare  ««•«foebst  den 

mittelbaren 

im  Ganzen  Mill.  Mk 70,9  111,4 

auf  1000  Nutzkilometer  Mk 343  538 

„    1000  Wagenachskilometer  aller  Art  Mk.      .       8,63  13,55 

Zum  Zwecke   der  Unterhaltung   und  Erneuerung  der  Be- 
triebsmittel waren  in  den  vorhandenen  Werkstätten  beschäftigt: 

2461  Beamte 
32636  Handarbeiter 
8  389  sonstige  Arbeiter. 
Die  Ausgaben  der  Werkstätten  waren: 

Löhne 32,2  Mill.  Mk. 

Materialien 37»3      »»       «i 

Generalkosten 14,1      „       „ 

Znsammen     83,6  Mill.  Mk. 

AuTserdem  wurden  yerausgabt  für  Unterhaltung  und  Erneuerung  der 

Betriebsmittel  13,2  Mill.  Mk. 

Die   Gesamtausgaben ,    soweit    sie  der   Verwaltung   zur  Last  fidlen, 

waren  72,9  MilL  Mk. 

Davon   entfallen   auf  Erhaltung  und  Erneuerung 

der  Lokomotiven 33,2  Mill.  Mk. 

„    Personenwagen 10,5      „        „ 

„    Gepftck-  und  Güterwagen 28,3     „       „ 

„    Wagendecken 0,4      „        „ 

Die    Kosten    der    Unterhaltung    und    Erneuerung    der 
Bahnanlagen,  einsohliefslioh  des  Oberbaues  waren 

im  Ganaen 95  MilL  Mk. 

auf  1  Km.  der  unterhaltenen  Strecke      ....  2  836     „        „ 

„    1      „     Geleisl&nge 1 683      „        „ 

„    1000  LokomotiTkilometer 317      m       m 

„    1000  Wagenachskilometer  aller  Art  ....  12      tt       >» 

Von  den  gesamten  Betriebsausgaben  waren: 

I.  persönliche 228  Mill.  Mk.,  darunter 

1.  allgemeine  Verwaltung  30     „       „ 

2.  Bahnrerwaltung  ....  36      „       „ 
9.  Transportverwaltung 

änfserer   Bahnhofsdienst      55  „  „ 

Ezpeditionsdienst                   34  >*  «t 

Zugbegleitungsdienst             32  „  „ 

Zugförderungsdienst  .  .       41  „  ., 
II.  sachliche 

allgemeine  Kosten  ...  50  Mill.  Mk.  &=  10,2  {^  der  Gesamtaasgabe 

Kosten  des  Bahntransports  97     „  „  es  19,5  „  „              „ 

Kosten  der  Erneuerung     .  61     „  ^  ■=  12,3  „   „               „ 

Die  gesamten  Betriebsausgaben    bezifferten   sich  auf  494  Mill.  ML, 
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diese   mit  Aassohlnfs   der  Kosten   für  erhebliche  Emeaerangen    etc.,  för 

Benutznng  fremder  Bahnanlagen  etc.  waren 

im  Ganzen 470    Hill.  Mk. 

Yon  den  Betriebseinnahmen       ....  53,9  % 

auf  1  Km 13  968     Mk. 

„    1000  Nutzkilometer 2  277       „ 

„    1000  Wagenachskilometer   ....  57       n 

Zar  Yergleichttng  folgt  nachstehend  eine  Gegenüberstellung  der  Be- 
triebsergebnisse für  die  Jahre  1871,  1875  und  1880|1881.  Dabei  wurden 
die  Einnahmen  aus  der  Beförderung  von  Gepäck,  Hunden,  Equipagen 
und  Pferden  für  die  ersten  beiden  Jahre  zur  Hälfte  dem  Fersonenyerkehr, 
zur  Hälfte  dem  Güterverkehr  zugerechnet,  was  praktisch  keinen  nennens« 

werten  Fehler  verursacht. 

1871  1875        i88o|8i 

Kapital  für  Anlage  and  Aasrfistang 

im  Ganzen  Hill.  Mk 4  298  6  785  8  890 

auf  1  Km.  1000  Mk 220  249  262 

Betriebseinnahmen 

ans  dem  Personenverkehr  Hill.  Mk.   .     .     .  180  226  236 

„      ,,     Gfiterrerkekr  Mill.  Afk 377  556  593 

im  Ganzen,  einschl.  Vergutangen  etc.  Mill.  Mk.  602  843  887 

f&r  1  Tonnenkilometer  Pfennige     ....  5,8  6,4  — 

auf  1  Km.  entfielen  1000  Mk 32,1  31,9  26,2 

Betriebsausgaben 

im  Ganzen  Mill.  Mk 304  531  495 

auf  1  Km.  entfielen  1000  Mk 16,2  20,1  14,6 

ÜberschoDi  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben 

im  Ganzen  Mill.  Mk 298  312  392 

auf  1  Km.  entfielen  1000  Mk 15,9  li,8  11,7 

der  Oberschule  betrug  %  des  Anlagekapitals  6,94  4,68  4,44 

Vom  verfügbaren  Jahresertrag  wurden  1880/81  ver- 
wandt: 

zur  Verzinsung  der  Prioritätsobligationen  und  Darlehen  .  86,6  Mill.  Mk. 

„    Tilgung  derselben 12,3  ,,  „ 

„    Tilgung  eigener  Aktien,  sonstiger  Amortisation      .     .  2,6  ,,  ,. 

zu  Superdividenden    .     .     .     . , 4,2  „  „ 

zur  Zahlung  von  Dividenden 

für  die  Priorit&ts-Stammaktien 8,2  ,,  „ 

„    die  Stammaktien 47,6  „  „ 

Ablieferungen  an  die  Staatskassen  durch  die  Staatsbahnen  226,3  n  f» 

Der  Emeuerungsfonds  bezifferte  sich  Ende  1880|81  auf  118  Mill.  Mk., 
der  Reservefonds  auf  20,6  Mill.  oder  0,61  ^  des  Anlagekapitals. 

An  Beamten  und  Arbeitern  der  gesamten  Betriebsverwaltung 
waren  beschäftigt  im  Ganzen  241485,  auf  1  Em.  5,16  Personen,  dazu 
kommen  43123  Beamte  und  Arbeiter  der  Werkstättenverwaltung  (1,3  auf 
1  Xm.).     Für  dieselben  sind  folgende  Hilfskassen  in  Wirksamkeit: 

Pensions-  u.  Kranken-  u.  Vereinigte 

Unterstfitaungs-  Sterbe-  Pensions-  etc. 

Kassen  Kassen  Kassen 

Anzahl  der  Kassen 66  140  19 

Zahl  der  beitragspflichtigen  Mitglieder           106  845  I18761  41  245 
Zahl  der  im  Genüsse  befindlichen 

Beamten  und  Arbeiter   ....            8639  —  266 

Wlttwen 10024  —  357 
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Kinder     

Empfanger 

VermögenssUnd  Mi  II.  Mk 

Einnahmen  Mill.  Mk 

Einlagen  der  Mitglieder  lOOO  Mk. 

Zuschilsse  .... 

Zinsen 

Sonstige  Einnahmen 

Ausgaben 

Pensionen  an 

Beamte  and  Arbeiter 

Wittwen      .... 

Kinder  

Unterstfitsungen       .     . 
Sonstige  Ausgaben 
Krankengelder    .     .     . 
Sterbegelder   .... 


»» 
»» 
11 

11 

M 
11 
11 
II 
ft 


11 
11 
»> 
11 

11 
11 
11 
11 
11 
11 


Pensions-  u. 
UnterstfitBungs- 
Kassen 
10234 

76,1 

3740 
2650 

3140 
3580 
9650 

3980 
2040 

566 

260 
2820 


Kranken-  u. 
Sterbe- 
Kassen 

12552 

4«98 

2,18 

1450 

250 

190 

240 

I  700 


I» 


»» 


230 
780 
400 
290 


Vereinigte 

Pensions-  etc. 

Kassen 

357 
15966 

3.6 
1,28 

590 
240 

240 

220 


66 

34 

15 
146 

404 
249 
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Der  Stand  des  ko 
yatbahnen  ist  aus  der 


nzessionierten  Anlagekapitals  bei  Fri 
folgenden  kleinen  Tabelle  zu  entnehmen 


es  sind 

es  bleiben 
noch  SU 

es  sind 
getUgl 

konzessioniert 

emittiert 

emittieren 

(amortisiert) 

MiUion  Mark  Nennwerth 

Stammaktien     .     .     . 

1033,8 

1009,1 

24,2 

17,1 

Prioritfttsstammaktien 

254,6 

253,0 

«,6 

— 

Prioritätsobligationen 

1399.« 

»323,« 

75,« 

74,« 

davon  3U    •     • 

112,7 

110,9 

1,8 

6,3 

n       4     1»     •      • 

i5»,o 

150,6 

1,4 

29.« 

11    Aiii  '    ■ 

0,4 

0,4 

— 

— 

»f     4l »»    •    • 

982,8 

940,1 

42,2 

37,8 

11     5    »»    •    • 

iShB 

121,7 

30,1 

I,T 

Zusammen 

2687,0 

2585,8 

101,2 

91,7 

Garantien  sind  gewährt  für  3318  Em.  Die  garantierten  Beiner- 
träge belaufen  sich  auf  1,3  Mill.  Mk.  Die  garantierte  Yersinsung  Ton 
Anlagekapitalien  beziffert  sich  auf 

Nennwerth 
Blill.  Mk. 

149,6 
2,1 

348,8 


an  Stemmaktien  .  .  . 
Prioritfttsstemmaktien 
PrioritXtsobligationen 


,, 


An  ZinszuschÜBsen  wurden  geleistet 


garantierter 
Prozentsatz 
3  bis  sa  9  S 

4^5» 
4,4ln-5* 


fUr  die  Stammaktien    .     .     .     25,4  Mill.  Mk. 
„     „    Priorititsobligationen     37,8     ,«        „ 


19 


I, 


Zusammen    62,7 

Die  Länge   der   subventionierten  Bahnen   beläuft   sich  auf 
2218  Km.     Denselben  wurden  an  Subventionen  gewährt 

rückzahlbare      3,27  Mill.  Mk. 
nicht  rückzahlbare     11,25     „        „ 

Die  schmalspurigen  Eisenbahnen  haben  in  Deutschland  eine 


M  i  s  s  e  1 1  e  n.  5g]^ 

Ausdehnung  yon  192,8  Km.  Die  bei  denselben  vorkommende  stärkste 
Steigung  auf  freier  Strecke  ist  die  von  1  :  25,  der  kleinste  Krümmungs- 
radius beträgt  19  m.  Der  Unterbau  ist  bei  diesen  Bahnen  gebildet 
durch  einen  besonderen  Bahnkörper  bei  180,7  Km.,  durch  öffentliche 
Strassen  bei  62,i  Km. 

Von  den  382  yorhandenen  Wegübergängen  im  Bahnniyeau  sind  nur 
32  bewacht,  350  unbewacht.  Die  gröüste  überhaupt  gestattete  Fahrge- 
schwindigkeit beträgt  30  Km.,  bei  den  meisten  Bahnen  nur  9  Km.  die 
Stunde.  Dem  Personenverkehr  dienen  86,  dem  Güterverkehr  192,8  Km. 
und  dem  Güterverkehr  ausschliefsHch  106,8  Km.  Der  Bestand  an  Be- 
triebspark  beziffert  sich  auf  37  Lokomotiven,  21  Personenwagen,  5  Gepäck- 
wagen, 2514  Güterwagen.  Die  durchschnittliche  Tragfähigkeit  der  Güter- 
wagen ist  SS  5  Tonnen.     Auf  den   genannten   Bahnen  wurden   befordert 

196  435  Personen  mit     I  606  825  Personenkilometer 
I  995  840  t  Güter   mit  22  147  530  Tonnenkilometer. 

An  Anlagekapital  wurden  konzessioniert 

im  Ganzen  .     .     .     .  1 1  058  000  Mk. 

Stammaktien    ...  3  100  300    ,, 
Priorititsstammaktien  45  OOO    „ 

Priorit&tsobligationen        7  912  700    „ 

Wirklich  verwendet  wurden  12,8  Mill.  Mk.,  also  auf  1  Km.  66348  Mk. 
Die  Einnahmen  der  schmalspurigen  Bahnen  waren: 


im  Ganzen 


aaf  I 
Kilometer 


Mark 


aus  d.  Personen-  u.  Gepäckverkehr 

„    ,,   Güterverkehr 

„    sonstigen  Quellen 

im  Ganzen 


79  682  987 

803  400  4  305 

79  406  425 

962488  5157 

Im  Ganzen  kamen  auf  1000  Nutzkilometer  1718  Mk.  und  auf  1000 
Wagenachskilometer  59  Mk.  Die  Ausgahen  betrugen  im  Ganzen  445717 
Mark  und  von  der  Betriebseinnahme  46,31  ^|o,  von  denselben  entfielen  auf 
1  Kilometer  238R  Mk.,  auf  1000  Nutzkilometer  796  Mk.  und  auf  1000 
Wagenachskilometer  27  Mk. 

Als  Überschuss  der  Betriebseinnahmen  über  die  Betriebsausgaben  er- 
geben sich  im  Ganzen  516771  Mk.,  auf  1  Km.  2769  Mk.  Diese  Summe 
macht  53,7  ^j^  der  Bruttoeinnahme  und  4,04  ^/q  des  verwandten  Anlage- 
kapitals aus. 

An  nicht  dem  öffentlichen  Verkehr  dienenden  An- 
sohlussbahnen  sind  vorhanden: 

Montanbahnen  ....  584  j^-^-,  2 
Industriebahnen  .  .  .  I  248  -gUm^i  2 
Land-  u.  forstw.  Bahnen  31    .^^  .  "  — 

Sonstige    .     .     .     .     >     .        344    ^^"^^      ' 
Zusammen     2  207  5 

Von  denselben  schliefsen  an:  611  auf  freier  Strecke,  1592  auf  Bahn- 
höfen, ihre  Gesamtlänge  beläuft  sich  auf  1477,7  Km.,  mit  2181,9  Km. 
Oeleislänge.  Diese  Bahnen  stehen  meist  im  Eigentum  von  Privaten 
(1275  Km.). 
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Eb  werden  betrieben 


mit  Dftinpfkraft 

mit  Pferdekraft  etc. 

Dormal- 

scfamal- 

normal- 

schmalspurig 

Kilometer 

von  der  Verwaltang 
von  Privaten  .     .     . 

750,« 
232,» 

1,4 
104,9 

48,8 
221,0 

II95 

Es  bezifferten  sich  die  Anlagekosten  der 

mit  Dampfkraft        mit  Pferdekraft  etc. 
betriebenen  Bahnen 
Bei  einer  Bahnl&nge  von    ....  538fS     Km.  157,8     Km- 

im  Ganzen  auf 43,21  Mill.  Km.  4,8s  Hill.  ICk. 

für  I  Kilometer  Bahnlänge  auf  .     .  80289  Mk.  30  518  Mk. 


IX. 

Hauptzahlen  der  deutsohen  Handelsstatistik  für  1881|82. 

Im  ADschlufs  an  die  in  N.  F.  Bd.  V  S.  417  fg.  gegebene  Zusammen- 
stellung der  Haaptzahlen  der  Einfuhr  und  Ausfuhr  Ton  Waren  im  deut- 
schen Zollgebiet  für  die  Jahre  1880  und  1881  werden  nachstehend  in 
derselben,  von  der  amtlichen  Gruppierung  etwas  abweichenden  Anordnung, 
die  Hauptzahlen  für  die  drei  Jahre  1880|82  gebracht  Die  Zahlen  für  die 
einzelneu  Warengattungen  sind  im  60.  fiande  der  Statistik  des  deutschen 
Eeichs  yeröffentlicht  Um  die  Zusammensetzung  der  hier  gebildeten  14 
Gruppen  aus  jenen  dort  unterschiedenen  Warengattungen  ersichtlich  sn 
machen,  sind  in  der  zweiten  Spalte  der  Tabelle  die  Nummern  dee  syste- 
matischen Warenverzeichnisses  der  amtlichen  Statistik  beigesetzt. 

Die  Zahlen  unserer  Nachweisung  beziehen  sich  auf  den  sogenannten 
yyßoBonderen  Warenverkehr",  auf  den  auch  die  amtliche  Statistik  mit  Recht 
das  meiste  Gewicht  legt,  weil  er  bezüglich  der  Einfuhr  das  im  Zollgebiet 
wirklich  zum  Verbrauch  gelangte  Quantum,  bezüglich  der  Ausfuhr  die 
aus  der  inländischen  Produktion  in's  Ausland  versendete  Warenmenge 
ziemlich  genau  angiebt.  Unter  Besonderem  Warenverkehr  ist  nämlich  die 
Einfuhr  und  Ausfuhr  im  freien  Verkehr  verstanden,  also  die  Einfuhr 
solcher  Waren,  welche  in  dem  betreffenden  Jahre  zollfrei  oder  verzollt  un- 
mittelbar eingeführt  oder  aus  Niederlagen  —  auf  welche  sie  schon  früher  ge- 
bracht sein  konnten  —  in  den  freien  Verkehr  gesetzt  wurden,  und  die 
Ausfuhr  aller  unmittelbar,  nicht  von  Niederlagen,  in's  Ausland  gesendeten 
Waren.  Der  „Besondere  Warenverkehr''  schliefst  abo  die  unmittelbare 
Durchfuhr  und  den  Teil  des  Niederlagenverkehrs,  welcher  nicht  zu 
einer  definitiven  Einfuhr  in  den  Verbrauch  des  Zollgebiets  führte,  aas. 
Wenn  der  gesamte  Niederlagenverkehr  und  die  unmittelbare  Durchfuhr 
mit  in  Betracht  gezogen  werden,  so  ergeben  sich  selbstverständlich  andere, 
höhere  Ziffern.     Wir  wollen  uns   hier   mit  denselben   nicht  beschäftigen, 


Miszellen. 
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man    findet   sie   in   dem    betr.    Bande    der    HandelBstatistik    nach  Waren- 
gattungen genau  unterschieden. 

Wenn   man  Yerhältniszahlen   für   die  Werte    der  von   uns  gebildeten 
Gruppen  berechnet,  so  ergiebt  sich  folgendes: 


WareDgrappeo. 


Von  der  gesamten  unter  I— XIV 
nach  Werten  nachgewiesenen 

Einfuhr       |       Ausfuhr 
kamen  auf  die  einzelne  Gruppe  % 


i88o| i88l I 1882I 1880 I i88i| 1882 


L  Nahrangs-  und  Gknnfsmittel 

n.  Gegenstftnde  der  Landwirtschaft 

in.  Brennstoffe 

IV.  Baumaterialien 

V.  Gegenstände  der  Stein-,  Thon-,  Glas-Industrie    . 

VI.  „  ,,  HoIb-,  Schnits-i  Flechi-Indnstrie 

VII.  „  „  Leder-  u.  Bauchwaren-Industrie 

Vm.  ,y  „  Papier-Industrie 

Lumpen  als  Bohstoffe  zu  VIII  und  IX 

IX.  Gegenstiinde  der  Textil-  und  Kautschuk-Industrie 

X.  ,,  ,,  Metall-Industrie 

XL  „  ,,  chemischen  Industrie  .... 

XU.  Fahrsenge,  Maschinen,  Apparate 

Xm.  Kurzwaren  und  Schmuck 

XIV.  GegenstAnde  der  Litteratur  und  Kunst    .     .     . 

100  I  100  I  100 1  100 1  100  I  100 
Man  sieht  hieraus  ohne  weiteres  den  Anteil  der  einzelnen  Gruppen 
an  dem  Gesamtwerte  der  Einfuhr  bezw.  Ausfuhr  und  die  Veränderungen 
desselben  im  Laufe  der  letzten  drei  Jahre,  als  derjenigen,  für  welche  in- 
folge der  Neueinrichtung  unserer  Handelsstatistik  überhaupt  zuverlässige 
und  vergleichbare  Daten  vorliegen. 

Pur  diejenigen  Gruppen,  in  denen  überhaupt  Bohstoffe  und  Fabrikate 
unterschieden  werden  können,  bietet  der  Anteil  dieser  beiden  Kategorieen 
der  Einfuhr  bezw.  Ausfuhr  innerhalb  der  Gruppe  Interesse,  und  es  werden 
daher  im  Folgenden  die  betreffenden  Zahlen  gegeben: 


30.79 
6,51 

2,81 

3»23 
0,69 

1.49 
5.72 
0,27 

0,26 

31.82 

3.85 
10,50 

1.17 

0.33 
0,56 


31.84 

31.92 

21,56 

I9'35 

6,13 

6,25 

2.71 

2,49 

3.08 

2.93 

1,98 

2,10 

3.47 

2,89 

3.08 

2,72 

0,75 

0,74 

2,32 

2,62 

1.55 

1,62 

»»75 

1,90 

5.55 

5.27 

6,34 

7.07 

0,27 

0,26 

1,69 

^95 

0,31 

0,29 

0,28 

0,37 

30,94 

3^17 

32,91 

32,90 

3.43 

3.41 

10,35 

11,36 

10,59 

11,08 

8,51 

8,52 

1.17 

1,27 

3.25 

345 

0,40 

0,37 

1,96 

1.91 

0,52 

0,53 

i»3i 

1.29 

20,33 
2,08 

2,22 
2.63 
2,70 
1,98 
7,11 

1,99 

0,33 

31,34 

11,59 

8.55 
3.88 

i»94 
1.32 


Warengruppe. 

V.  Stein-,  Tfaon-,  Glas-Lidustrie     ....     Bohstoffe 

Fabrikate 
VI.  Holz-,  Schnitz-,  Flecht-Industrie     .     .     .     Bohstoffe 

Fabrikate 
VII.  Leder-  und  Bauchwaren-Industrie       .     .     Bohstoffe 

Fabrikate 

vm.  Papier-Industrie Bohstoffe 

Fabrikate 
IX.  Textil-  und  Kautschuk-Industrie     .     .     .     Bohstoffe 

Fabrikate 

Z.  Metall-Industrie Bohstoffe 

Fabrikate 

XI.  Chemische  Industrie Bohstoffe 

Fabrikate 


Einführ 

* 

Ausfuhr 

41 

45 

46 

13 

15 

59 

55 

54 

87 

85 

71 

66 

68 

17 

14 

29 

34 

32 

83 

86 

82 

80 

80 

40 

38 

18 

20 

20 

60 

62 

23 

23 

24 

8 

9 

77 

77 

76 

92 

91 

59 

58 

58 

15 

16 

41 

42 

42 

85 

84 

77 

76 

77 

30 

28 

23 

24 

23 

70 

72 

94 

94 

93 

85 

86 

6 

6 

7 

15 

14 

16 

84 

37 

63 

9 

91 

17 

83 
21 

79 
85 
15 


Lampen   als  Rohstoffe    zu  YIII   und  IX   sind   hierbei  nicht  berück - 
Bichtigt,  weil  der  Anteil  mit  dem  sie  auf  die  eine  und  die  andere  Gruppe 
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kommen,  bezw.  wie  weit  sie  gegenwärtig  zur  Papier-  und  zur  Shoddy- 
Fabrikation  dienen,  nicht  zu  beetimroen  ist.  Die  amtliche  Statistik  weist 
nur  „Lumpen  aller  Art''  nach  und  stellt  sie  im  „Systematischen"  Waren- 
verzeichnis zu  den  Rohstoffen  der  Papierindustrie ,  was  seit  der  Ent- 
wickelung  der  Shoddy -Industrie  nicht  mehr  zutreffend  ist. 

Bei  der  Besprechung  der  Ergebnisse  für  1881  haben  wir  auf  die 
grofse  wirtschaftliche  Bedeutung  des  Yeredelungs-Yerkehrs,  der 
in  den  obigen  Zahlen  überall  nicht  mit  enthalten  ist,  aufmerksam  gemacht; 
wir  wollen  dieses  Mal  an  der  Hand  der  82  er  Zahlen  zwei  andere  Arien 
von  Nachweisungen  hervorheben,  die  in  unserer  Handelsstatistik  gleich- 
falls mit  grofser  Sorgfalt  behandelt  werden,  nämlich  erstens  die  Unter- 
scheidung der  Einfuhr  und  Ausfuhr  nach  Orenzstrecken  und  nach  Landern 
der  Herkunft  und  Bestimmung  und  zweitens  die  Berechnung  der  Zoller- 
träge der  einzelnen  Warengattungen. 

In  erstgenannter  Beziehung  geben  die  vorliegenden  Übersichten  für 
jede  einzelne  Warengattung  nach  den  Mengen  und  nach  den 
Werten  die  Einfuhr  und  die  Ausfuhr  getrennt:  über  die  Zollausschlüfise 
an  Weser  und  Elbe  (Bremen  und  Hamburg- Altona),  die  See,  die  fremden 
Länder  (Landgrenze):  femer  nach  den  Mengen  die  einzelnen  Länder 
der  Herkunft  und  Bestimmung.  Der  zweite  über  den  Handel  des  be- 
treffenden Jahres  zu  veröffentlichende  Band  (für  1880  Bd.  50,  1881  Bd.  51, 
1882  Bd.  61)  beschäftigt  sich  mit  diesem  Stoffe  noch  näher.  Anch 
möchten  wir  nicht  unterlassen,  hier  gelegentlich  darauf  aufmerksam  zu 
machen,  dafs  das  statistische  Jahrbuch  für  das  deutsche  Reich  (herauB- 
gegeben  vom  kaiserlichen  statistischen  Amt)  Übersichten  nach  Mengen 
und  nach  Werten  für  die  Waren-Gruppen  und  -Klassen  nach  Ländern  der 
Herkunft  und  Bestimmung  bringt,  welche  ein  ganz  ausgezeichnetes,  aber 
wie  es  scheint  noch  wenig  benutztes  Material  zur  Handelsstatistik  geben. 
Die  bekannte  Manie  der  Deutschen,  das  Fremde  besser  als  das  Ein- 
heimische zu  finden,  erstreckt  sich  nämlich  auch  auf  die  Handelsstatistik, 
und  so  findet  man  bei  uns  namentlich  die  englische  Handelsstatistik,  für 
deren  gröfsere  Zuverlässigkeit  Garantieen  keineswegs  existieren,  auf  Kosten 
der  deutschen  gelobt;  und  z.  B.  die  sonst  trefflich  redigierte  Wochen- 
schrift „Export",  welche  sich  die  „Förderung  der  deutschen  Interessen 
im  Auslande"  zur  Aufgabe  stellt,  brachte  jüngst  mühsam  aus  der  englischen 
Statistik  zusammen  gestoppelte  Zahlen  über  Waren -Einfuhr  und  Ausfuhr 
nach  den  Ländern  der  Herkunft  und  Bestimmung  mit  der  von  gänzlicher 
Unkenntnis  der  deutschen  Arbeiten  zeugenden  Bemerkung,  dafs  es  gar 
nicht  möglich  sei,  aus  der  deutschen  Handelsstatistik  etwas  ähnliches  zu- 
sammen zu  bringen.  Wir  glauben  nicht,  dafs  Angehörige  einer  anderen 
Nation  als  der  unsrigen  es  fertig  bringen  würden,  mit  einer  solchen  Un- 
kenntnis der  einheimischen  und  einer  solchen  Bemühung  um  auswärtige 
Leistungen  litterarische  Produktionen  zum  Besten  —  des  Auslandes  — 
zu  geben. 

Wir  müssen  uns  hier  darauf  beschränken ,  bezüglich  der  beiden  in 
Kede  stehenden  Punkte  nur  ein  paar  Zahlen  wieder  zu  geben.  Wenn 
man    die  Mengen    der    unmittelbar   ein-   und  ausgeführten   und   der  auf 


Miszellen. 


565 


bezw.  von  Niederlagen  und  Konten  ein-   und  ausgeführten  Waren   (sogen. 
Jahres-Aursenbandel)  nach  See-  und  Landverkehr  zerlegt,  so  ergiebt  sich: 


Einfuhr : 
Ausfuhr : 


Im  Ganzen 

i.  J.  1888  in 

Tonnen 

16955  901 
18437345 


Davon  fiber  die  Zollgrenze  gegen 


die  deutschen 

ZoUausschlfisse  an 

Weser  und  Elbe 

1  982  840 
2638319 


die  See 

3  016  014 
2  989  834 


fremde  Länder 

1 1  957  047 
13  709  192 


Nach   dem    Werte   (in    1000    M.)    berechnet   stellen   sich    dieselben 
Faktoren  so: 


Einfuhr : 
Ausfuhr : 


3  392  630 
3440427 


652771 
785055 


455  232 
576576 


2  284  627 
2  078  796 


Danach  beziffert  sich  im  Jahres-Aufsenhandel  der  Anteil,  welchen 
unsere  hauptsächlichen  Zollausschlüsse,  nämlich  Bremen  (und  Brake)  und 
Hamburg- Altona  (die  badischen  ZoUausschlüsse  sind  unter  ,,fremdo  Länder'' 
mit  nachgewiesen)  an  der  Einfuhr  bezw.  Ausfuhr  unserer  Waren  nehmen, 
nnd  ebenso  der  Anteil,  welchen  unsere  übrigen  Seeplätze  daran  nehmen, 
anders,  wenn  man  ihn  nach  Mengen,  als  wenn  man  ihn  nach  Werten 
berechnet;  es  betrug  nämlich  in  ^  der  gesamten 


Einfuhr 

Ausf  uh  r 

über 

nach 
Menge 

nach 
Wert 

nach 
Menge 

nach 
Wert 

die  ZoUausschlüsse   an  Weser   und  Elbe 
die  anderen  Seeplfttze 

12 

19 
23 

18 
II 

13 
17 

also  Seeverkehr  überhaupt 

26 

42 

29 

30% 

Über  die  Höhe  der  Zollerträge  sind  gleichfalls  im  60.  Bande 
der  Statistik  des  deutschen  Reichs  sehr  eingehende  Nachweisungen  gegeben, 
indem  der  Ertrag  der  einzelnen  Positionen  sowohl  nach  der  Reihenfolge 
der  Nummern  des  Zolltarifs  als  nach  der  Höhe  der  Erträge  selbst  ge- 
ordnet ist 

Für    das    Jahr    1882    berechnet    sich    der    gesamte    Zollertrag 
202  799  930  M.,   davon  haben  ergeben : 


auf 


Mk. 

Kaffee  und  Kaffeesurrogate  (excl.  Cichorien)      .     .  430 IG  692 

Tabak  und  Tabakfabrikate 26  436  791 

Petroleum  (und  andere  Mineralöle] 20552676 

Getreide   (nn0    andere  Erzeugniiise   des  Landbaue»)  19  295  3 17 

Wein  (auch  ^ost,  Cider,  frische  Weinbeeren)    .     .  12930  117 


«=  (  des 

Gesamt- 

ZoUertrages. 

21,20 

I3»03 
10,13 

9.51 
6,38 


Diese  5  Positionen  zusammen  bringen  also  beinahe  -|  (60,25  ^) 
des  gesamten  Zollertrages.  Nach  dem  Voranschläge  fiir  das  Etatsjahr 
1882|83  betragen  die  Reichseinnahmen  überhaupt  588  116  889  02,  davon 
waren  durch  Matrikularbei träge  zu  decken  103  789  369  Mk.,  bleiben  als 
eigene   Reichseinnahmen    484  327  502    Mk.       Die    Zollerträge    überhaupt 
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machen  also  42^  der  eigenen  ReichBeinnahroen,  und  die  Erträge  aiu  den 
obengenannten  hauptsächlichen  Artikeln  29  ^  derselben  aus.  Auf  den 
Artikel  „Wein''  folgt  nach  der  Höhe  der  Zollerträge  „Getrocknete  8ud> 
fruchte"  mit  nur  4,9  Millionen  Mk.,  dann  ^^Eisen  und  Eisenwaren*'  mit 
4,8  Millionen  Mk.:  dann  kommt  bis  zur  nächsthohen  Position  „Gesalxene 


Einfuhr   und    Ausfuhr   im    deutschen   Zollgebiet 


Einftihr  und  Äasfahr  im  freien  Verkehr 
des  dentschen  Zollgebiets  (besonderer 
Warenverkehr)  nach  folgenden  Gmppen : 


Hinweis  auf  die  Nun- 
mem  des  amtlichen 
systematischen  Waren- 
verzeichnisses. 


Mengen  von 


l88o 


Einfuhr 


i88l 


I.  Nahrangs*  and  Genafsmittel  .     .     . 
n.  Gegenstände  der  Landwirtschaft 

a)  Nutzvieh 

b)  Sibnereien 

c)  Dfingemittel  (and  AbfUle)  .     . 

III.  Brennstoffe 

IV.  Baamaterialien 

a)  Baa-  and  Nutzholz    .... 

b)  Mauersteine,  Kalk,  grobe  Stein- 
metzarbeit    

V.  Gegenstände  der  Stein-,  Thon-,  Glas- 
Industrie     

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

VI.  Gegenstände    der    Holz-,    Schnitz-, 

Flecht-Industrie 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

VII.  Gegenstände  der  Leder-  und  Rauch- 

waren-Indastrie 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

VIII.  Gegenstände  der  Papier-Industrie    . 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

Lumpen  als  Rohstoffe  zu  VIII  und  IX 

IX.  Gegenstände  der  Textil-  und  Kaut- 
schuk-Industrie     

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

X.  Gegenstände  der  Metall-Industrie   . 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

XI.  Gegenstände  der  chemischen  Industrie 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

XII.  Fahrzeuge,  Maschinen,  Apparate 

XIII.  Kurzwaren  und  Schmuck  .... 

XIV.  Gegenstände  der  Litteratür  u.  Kunst 

Summe  I  bis  XIV    .     .     '.     ~     '.     !     T 
Dazu  Edelmetalle 


4—12,  15—120 

I,  2f  3i  13»  14 
121 14,  i26|33 

134—144 
145— 151,  239 

380-383 

234,  28ii4,  288I9 

292,  294I6 


285-287 
290|i,  293,  297—316 


284—399  • 
400—412 


425-434 
435—443  b 

414—417 
418 — ^424  b 

413 


444i65,  561 13 
466— 560  b,  564172  b 

317134.  378»,  379 
335—374 

125,  152—233.  23518, 

240,  249,  260I72,  280  a 

24i|8,  2509,  273180 

573-589 
590—600 

601—608 


2  707  637 

730  537 

27  106 

247  852 

466  679 

5  826  693 

2  365  969 
l  787  991 

627  978 

224  824 

202  040 

22  784 

78593 
66  515 

18  078 

62920 

56  290 

6  630 

15336 
8  808 
6  528 

34348 

404981 

346  405 

58  576 

971325 
927  881 

43  494 
717709 

697  706 
20  003 
26465 

333 
32371 


3  010  234 

730  857 

24  814 

247  988 

514  106 

5  715  070 

2  551  368 
I  898  987 

657  881 

276  204 

251  881 

24  828 

82757 
68  753 

14  004 

64724 

56  959 
7  765 

16  881 
9  722 
7  159 

38045 

464698 

399  849 

64  849 

989213 

945  918 

43  295 

790464 

769  212 

21  252 

28031 

368 

3284 


1882 


3245891 

824  330 

29  414 

279  6421 

521  280r 

5790184. 

2  357  460 
1  734  756. 

622  705 

250  96S1 
227  2641 

2S70i; 
I 
9307&; 
78  45»: 
14  619| 

65S40 
68€00{ 

7  2401 
1690s 
10  225> 

6680! 

37  2M 

489524 
421741 

87  7&3 
I  200854 
1  157  018. 

43  83S( 

89015:' 

I 

868  012^ 
22146 

33596 

34  i^ 
3  43^' 


375-378 


I14  170907I14848  198I 
I  1281  92 


15299855' 
5Sl 
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Heringe''  mit  nur  2,6  Millionen  Mk.,  wieder  ein  sehr  bedeatender  Sprung 
nach  abwärts. 

Wir  haben  hiermit  genügend  auf  das  höchst  reichhaltige  und  wohlgeord- 
nete Material  aufmerksam  gemacht,  das  der  vorliegende  60.  Band  unserer 
Handelsstatistik    bringt  und    der  folgende,   61.,  noch  weiter  bringen  wird. 


in  den  Jahren  1880,  1881  und  18  8  2. 


100  Kg.  (Tonnen) 


A  u  sfuh  r 
Jahre 

i88o      I      i88l      I       1882 


Werte  von   1000  Mk. 


Einfuhr  |  Ausfahr 

im  Jahre 

1880  I  1881  I  1882  II  1880  I  1881  I  1882 


2  239  102 

331  726 

7  301 

130  184 

194  801 

7  947  793 
2  336  904 

827  136 

1  509  768 

315025 
194  638 
120  392 

54124 
10519 
43  605 

30259 
18  595 

11  664 

65416 

14  543 

50  873 

34780 

185  882 

103  578 

82  304 

2  401  003 
1  700  767 

700  236 
355006 

384  400 
20  606 
89701 

5531 
8811 


1  842  QU 
334700 

7  642 

111  597 

215461 

8  223  484 

2  159832 
587  246 

1  572  586 

422067 
288  385 
138  782 

51964 

9  667 

42  297 

34285 
21052 
13  233 
78287 
19  358 
58  929 
36886 

210  794 

127  053 

83  741 

2  75M54 
1  935  079 

816  375 

409633 

387  277 
22  356 

loi  519 
6  256 
8944 


I  889  595 

319765 
7  367 

104  003 

208  395 

8  453  239 
2213093 

633  729 

1  579  364 

476  190 
335  242 
140  948 

54009 

9  363 

44  646 

37007 

22  683 
14  324 
89968 

23  531 
66  487 
34592 

229005 

140  769 

88  286 

2840615 

2  023  371 
817  244 

442  775 

417  970 

24  805 
1 1 1  983 

6904 
10  106 


868718 

943  521 

998  785 

183  528 

181  713 

195  395 

59S14 

49  389 

58  563 

58  688 

61  203 

66  887 

65  026 

71  121 

69  945 

79  191 

91407 

91  601 

90979 

102  934 

90287 

69  331 

79  802 

67  722 

21648 

28  632 

22  565 

19463 

22  122 

23285 

7  907 

9  934 

10  735 

11556 

12  188 

12  550 

41940 

45980 

50817 

29  898 

30  299 

34  458 

12  042 

15  681 

16  359 

161  382 

164  457 

164  915 

131  966 

131  093 

132  703 

29  416 

33  364 

32  212 

7507 

8052 

8203 

1  762 

1  855 

1959 

5  745 

6  197 

6  244 

7385 

9  131 

8947 

897  585 

916653 

975572 

527  159 

584  246 

567  482 

370  426 

382  407 

408  090 

108  649 

lOI  487 

106597 

88  943 

77  517 

82  059 

24  706 

23  970 

24  538 

296  264 

313727 

346  825 

258  545 

295  225 

323  266 

17  719 

18  502 

23  559 

33015 

34660 

39  573 

9302 

II  784 

II  884 

15824 

15340 

16822 

624099 

78574 

25  199 
31  898 
21977 

57  359 
89  161 

41378 

47  783 

67251 
8  663 

58  588 

50517 
8  479 

42  038 

183  539 
73  324 

110  215 

49028 

3  722 

45  306 

8173 

952  987 
141  789 

811  198 

299  532 
88  734 

210  798 

246  382 

209  248 
37  134 
94152 

56835 
37824 


576099 

74  "5 
22  686 

27  734 

28  695 
62637 
81  124 
33  217 

47  907 

78133 
11  508 
66  625 

56488 
8  176 

48  312 

210596 

79  882 

130  714 

57  974 
5  128 

52  846 

II  066 

97934» 
155  660 

823  681 

338  139 
96  298 

241841 

253  661 

217  555 
36106 

102  648 
56769 
38258 


648  741 
66645 
20  998 
27  007 
18  640 
70885 
83863 
34  871 

48  992 

86234 
13  485 
72  749 

63294 
9  976 

53  318 

226  846 

84  941 

141  905 

63346 

5  693 

57  658 

10378 

I  000  150 
173  295 
826  855 
369  922 
77  728 
292  194 
272977 

231  427 
41  550 

123  823 
61  980 
42049 


16  401  063116672  116 
148  133 


17  20884612  820732 
iio|     39196 


2  962  968 
27  283 


3129508II2895413 
35  »590   50  767 


2  977  048 
63  148 


3  191  133 
53588 
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X. 

Vergleichende  Übersieht  der  Beaultate  der  Vorsohiuuivereine  von 

DelitBch),    über   welche 


Resultate  der 

-  in  Kolame  2 

1.  1   2. 

3. 

4. 

1 

6. 

c     S  IS  S 

• 

Gewährte  Vor»chÖ8se 
und  Prolongationen. 

Eigner  Fonds. 

'S 

£3  * 

»■4 

•3 

a. 

b. 

a. 

b. 

e.    1 

a 

er  Ve 

Absei 

icht  h 

N 

U 
9 

^  « 

nitts- 
f.  d. 
Ver- 

• 

• 

mme 
den. 

Rech] 

Zahl  d 
welche 
eingere 

i  a 
0  s 

Dnrchsch 

betrag  J 

einzelnen 

eine 

GeschSfi 

teile  der 

gliede 

1 

Qesamtsu 
von  bei 

80 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

i859 

18676 

12394308 

154926 

738003 

92535 

830538 

i86o 

133 

31603 

25  435  467 

191  244 

1386036 

200535 

1586571 

i86i 

188 

48760 

50  628  027 

269  298 

2398125 

321  714 

2  721  639 

1862 

243 

69  202 

71022783 

292  275 

3  598  635 

398  679 

3  9973M 

1863 

339 

99175 

loi  753  844 

300159 

5409609 

654  141 

6063750 

1864 

455 

135  013 

14444248s 

317454 

7  877  888 

880383 

9758271 

1865 

498 

169595 

202  709  709 

407  046 

13  328  637 

I  229037 

14  557  674 

1866 

532 

193  712 

255  030  435 

479  379 

17319318 

I  669  194 

18  988  512 

1867 

570 

219358 

306  078  456 

536  979 

20541093 

I  980  162 

22  521  255 

1868 

666 

256  337 

417743379 

627  240 

28  096  506 

2  597  865 

30694371 

1869  735 

304772 

544806327 

741  234 

36  234  392 

3525414 

39760806 

1870 

740 

314656 

622854861 

841  695 

40  347  456 

3  642  525 

43989981 

1871 

777 

340  336 

723  993  453 

931  779 

46  591  860 

4517067 

51 108927 

1872 

807 

372  742 

I  063  657  600 

1417915 

58  547  301 

5  573  286 

64120587 

1873 

834 

399  741 

1340  199  045 

1606953 

69751593 

6  843  852 

76  595  445 

1874 

815 

411443 

I  355  725  182 

I  663  464 

77  134  767 

7  439  349 

84  574  "6 

1875 

815 

418  251 

1  495  648  437 

1835  151 

83  542  008 

8427981 

91969989 

1876 

806 

43 1  246 

1525  389  219 

I  892  542 

88  876  139 

10  Ol  5  027 

98  891 166 

1877 

929 

468  652 

I  550  402  483 

I  668  894 

98  635  583 

12  065  410 

HO  700  993 

1878 

948 

480  507 

I  456  003  733 

1535869 

102  882  342 

13  853  027 

1 16  735  369 

1879 

899 

459  033 

I  398  120830 

I  555  195 

100  996  248 

15  117  802 

116 114  050 

1880 

906 

460656 

1447  526  317 

1597  712 

102  029  366 

16  398  062 

118  427  428 

1881  1  902 

462212 

I  472  004  974 

I  631  934 

102  374  010 

17  396  157 

119  770 167 

1882 

1  905 

461  153 

I  502  367  435 

I  660  074 

103  286  404 

18  182  515 

121  468919 

Die  Gesamtzahl  der  im  deutschen  Beiohe  bestehenden  Genossen- 
schaften werden  pro  1881  auf  3  500  bis  8  550  veranschlagt  mit  1  100000 
bis  1200  000  Mitgliedern,  190  Mill.  Mk.  eigenem  Kapital  an  Geschäfts- 
anteilen und  Beseryen  und  circa  400 — 420  Mill.  fremden  Geldern  als 
Betriebsfond.  Die  gesamten  geschäftlichen  Leistungen  werden  auf  mehr 
als  2  000  Mül.  Mk.  geschätzt.    Nachgewiesen  sind  3  481  Genossenschaften, 
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1660 — 1882    (auf  Grand    des    Jahresberichtfi    für    1888   von   Schultze- 
detaillierte  Angaben  vorlagen. 

angegebenen  Vereine. 


6. 
Auf  Kredit  entnommene 

Gelder. 

7. 

0  §  » 

a!  S"? 

d. 

• 

a. 

b. 

c. 

d. 

6. 

.    1 

•3  «fa 

Durchschnitts- 
betrag f.  d. 
einzelnen  Ver 
eine. 

Anlehen  von 
Privaten. 

Kredite  von 

Banken  und 

Vereinen. 

• 

a 

« 

M 

'S 

1 

Gesamtsumme 
von  a  bis  c. 

Durchschnitts- 
betrag f.  d. 
einzelnen  Ver 
eine. 

Durcbsichnit 
zentsatz  des 
z.  fremden 

Mk. 

Ml 

t. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

% 

10380 

1505 

1385 

1537050 

3  042  435 

38028 

27,50 

II  928 

3  20< 

)499 

3  967  482 

7  176  981 

53961 

22,10 

14475 

595c 

>323 

7  947  108 

13  897  431 

73923 

19.50 

16449 

1032: 

J099 

8242731 

18  565  830 

76401 

21,10 

16886 

16925 

;46o 

10  248  660 

27  174  120 

80157 

22,30 

21444 

22  20^ 

1951 

16065795 

38  269  746 

84  108 

2540 

29232 

3346^ 

\737 

19  506  591 

52970328 

106365 

27,40 

35691 

30939182 

1  567  841 

26179554 

59  686  587 

112  191 

31.80 

39510 

37  007  880 

2927  127 

34  135  710 

74070717 

129948 

30,40 

46086 

48  927  234 

3  535  loi 

48  664  776 

lOl  127  III 

151  842 

30,30 

54096 

58  976  577 

5  968  983 

63  161  589 

128  107  149 

174  294 

31,03 

59  445 

60410037 

7080  120 

70  507  329 

137  997  486 

186483 

31.87 

65775 

96  083  829 

6  495  480 

73830531 

176  409  840 

227  037 

28,97 

79  455 

125  243  781 
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231  566193 
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27,69 
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32,01 

nämlich  1  889  Elreditgenossenschaften,  898  Qenossensoliaften  in  einzelnen 
Gewerbszweigen,  660  Eonsumyereine  und  34  Baugenossenschaften.  Die 
nach  dem  System  Raiffeisen  gegründeten  ländlichen  Darlehnskassen  (circa 
600 — 700  mit  den  damit  verbundenen  Genossenschaften)  sind  nicht  mit 
berücksichtigt. 


N.  F.  Bd.  Vn. 


37 


Vergleichende     Übersicht     der    Besultate     der    Konanmvereine   lon 
1864 — 1882,  Übet  welche  detaillierte  Angaben  vorlagen. 


!. 

KesnlMts  det  in  Kolamc  >  Reni 

nUD  Verein«. 



1. 

8. 

*. 

6. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 

. 

mi 

1 

>■- 

1. 

■g 

if< 

Ilii 

ADsitlDdc  Ixi  deo 
Hitglitdcrnnranr 

J  _ 

m 

5 
ä 

ÄS 

i^ 

1 

llii 

Kredit  * 
W 
in 
gamma. 

Mk. 

gelu»» 

bei 

VuriHI. 

Hk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

186, 

38 

7709 

%02  767 

64299 

14736 

50853 

3790S 

17250 

.9 

l86s 

34 

6647 

915383 

66678 

8301 

49587 

56844 

15675 

'7 

1866 

46 

140B3 

»479  794 

140  946 

18174 

153 186 

88182 

37825 

"4 

iS6r 

49 

18884 

S  903  9J2 

J16SS8 

33480 

216110 

132180 

32691 

'4 

186« 

75 

33656 

6372413 

468  73^ 

75  537 

377 '5' 

204816 

3417s 

14 

lor, 

41286 

7i.f..5' 

616  151 

■  12571 

346  oz6 

24088s 

43318 

30 

■  870 

4s ;'" 

9007860 

«18805 

'5'  "4 

546  378 

467280 
628  974 

60231 

17 

1871 

143 

64  5»7 

13522974 

'589  57" 

221  516 

806  91S 

97333 

5' 

187. 

170 

7a6ai 

•5659547 

1675  13' 

258  405 

I  159343 

744  540 

69558 

57 

.873 

189 

87504 

1188240S 

2 414 127 

353  064 

1065779 

925  173 

70275 

53 

.874 

178 

90088 

"'  59'  493 

2  69s  »I 

4^7  833 

2  170  641 

80402. 

80406 

53 

iS7< 

170 

98055 

"  704  963 

29.1265 

503409 

2  429  585 

875  844 

114419 

56 

1876 

iSo 

loi  717 

24  378  410 

3046093 

556398 

26714'S 

I  004  186 

142  721 

49 

■877 

99861 

^6  503  379 

3  199531 

671  519 

1  564  148 

899  .63 

.58113 

54 

1878 

109515 

18601934 

2  917  619 

851  695 

281S083 

785  394 

164703 

51 

187g 

191 

130777 

18  772  988 

3204677 

954  713 

2  476  502 

722390 

99320 

46 

188a 

■9S 

94J66 
IIA  510 

30359000 

3  177319 

i  036  153 

2884583 

668590 

141639 

49 

)88i 

'85 

38761636 

3  088  788 

1106289 

2936506 

537  673 

'32  759 

48 

1881 

181 

130089 

33603799 

3  35' 56« 

13*3434 

3849796 

449  493 

106  719 

47 

XL  571 

Die  in  Europa  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 

erteilten  Patente  1842—1882. 

Zosammengestellt  von  Dr.  C.  Bötzow. 
Quelle:   Pateotblatt,    herausgegeben   vom  Kaiser!.  Patentamt  zu  Berlin  1881  S.  36,  289, 

268;  1882  S.  93;  1883  S.  28,  63,  139. 


fl 

t 

1  « 

1   1*0   1 

»a 

g 

'S 

e 

d  s 

d 

d 

d 

0 

ja 

1 

« 

ja 

s 

a 

s 

8> 

a 

D 
• 

\ 

0 

04 

s 

•0 

s 

a 

TS 

l 

1 

a 

l 

0 

a 

• 

NC 

»4 

•a 
1 

•c 

g 

d 
0 

s 

'S 
PQ 

ikreieh:  Pate 
Zusatzpateo 

d 

1 

0 
O4 

n :    Patente 
iusatzpatente 

einigte  Staat 
on  Amerika 

& 

J 

a 
5 

6 

7 

8 

M 

0 

s  •« 

12 

18 

14 

> 

1 

2 

3 

4 

9 

10 

11 

15 

1842 



55 

23 

36 

— 

— 

371 

•« 
o 

— 

— 

517 

1843 



55 
67 

23 

41 

— 

— 

420 

00 

«4 

— 

— 

— 

531 

1844 



— 

24 

50 

*" 

— 

450 

«1« 

722 

— 

— 

— 

502 

1845 



72 

— 

18 

50 

572 

§ 

2666 

— 

— 

502 

1846 



55 

0 

— 

20 

58 

— 

493 

•^  0 

0 

2750 

— 

619 

1847 

78 

22 

69 

— 

493 

1   CO 

2937 

^M« 

— 

— 

572 

1848 



72 

— 

21 

50 

— 

388 

^  S 

1191 

— 

660 

1849 



80 

— 

24 

70 

— 

— 

5H 

ol 

1953 

— 

1076 

1850 



87 

— 

8 

67 

3 

38 

513 

0  « 

er» 

2272 

61 

— 

995 

1851 



57 
0 — 

36 

61 

5 

34 

455 

00 

2462 

60 

— 

— 

869 

1852 



82 

23 

79 

7 

33 

1384  ») 

d 

3279 

73 

— 

— 

1020 

1853 

84 

406 

30 

81 

4 

22 

2187 

> 

4065 

105 

II 

958 

1854 



62 

491 

42 

86 

5 

3' 

1878 

1028 

4563 

84 

13 

1902 

1855 



63 

534 

23 

67 

II 

25 

2046 

1788 

5398 

94 

4 

224 

2024 

1856 



67 

645 

25 

73 

12 

28 

2094 

1578 

5761 

108 

10 

199 

2502 

1857 



53 

715 

36 

64 

8 

47 

2028 

1516 

61 10 

107 

7 

221 

2910 

1858 



56 

719 

71 

41 

5 

42 

1954 

1529 

5828 

92 

6 

170 

3710 

1859 

44 

654 

64 

87 

8 

32 

1977 

1551 

5439 

117 

15 

139 

4538 

1860 



83 

468 

71 

70 

12 

36 

2063 

1719 

6122 

147 

22 

183 

4819 

1861 

102 

569 

45 

99 

26 

44 

2047 

1774 

5941 

134 

7 

224 

3340 

1862 



74 

612 

66 

82 

37 

48 

2191 

1724 

5859 

149 

12 

161 

3521 

1863 



71 

615 

80 

121 

T2 

48 

2094 

1857 

5890 

148 

15 

229 

4170 

1864 



69 

619 

56 

98 

16 

37 

2024 

1548 

5653 

155 

16 

313 

5020 

1865 



64 

594 

49 

104 

23 

37 

2186 

1655 

5472 

108 

18 

277 

6616 

1866 

69 

526 

51 

129 

17 

68 

2124 

1767 

5671 

95 

8 

253 

9450 

1867 



103 

709 

54 

128 

25 

76 

2284 

2012 

6098 

115 

15 

333 

13015 

1868 



83 

775 

47 

146 

28 

99 

2490 

2026 

6103 

97 

II 

358 

13378 

1869 

53 

767 

86 

142 

37 

69 

2407 

2048 

5906 

87 

32 

395 

13986 

1870 



74 

T^l 

88 

117 

28 

78 

2180 

I516 

3850 

78 

23 

342 

13321 

1871 



36 

699 

96 

119 

32 

115 

2376 

1484 

2782 

120 

17 

376 

13033 

1872 



56 

921 

75 

200 

25 

136 

2771 

I92I 

4875 

127 

23 

521 

13590 

1873 



'o5 

1256 

76 

178 

82 

128 

2974 

2066 

5074 

26 

485 

12864 

1874 



187 

1320 

94 

188 

71 

150 

3162 

2264 

5746 

— 

21 

580 

13599 

1875 

261 

"75 

108 

226 

63 

»5« 

3112 

2454 

6007 

— 

36 

597 

16288 

1876 



4^1. 

1295 

125 

298 

63 

166 

3435 

2645 

6736 

26 

538 

17026 

1877 

I9OI) 

566») 

1234 

129 

261 

99 

166 

3317 

2714 

7101 

142 

28 

679 

13619 

1878 

4200 

— 

1329 

— 

285 

96 

207 

3509 

3193 

7981 

III 

33 

749 

12935 

1879 

4410 

— — 

1782 

— 

327 

123 

207 

3521 

3124 

7828 

425 

— 

792 

12725 

1880 

3966 

— 

— 

— 

— 

3740 

— 

— 

— 

— 

13441 

1881 

4339 

— 

— 

— 

— 

3948 

— 

— 

— 

— 

16113 

1882 

4131 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

18996 

1)  Seit  1.  Juli  1877,  mit  welchem  Tage  das  Beichsgesetz  v.  25.  Mai  1877  in  Kraft  trat. 

2)  Bis  1.  Juli,  dem  Tage  des  Inkrafttretens  des  deutschen  Patentgesetzes. 
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572       Obersicht  über  die  neuesten  Publikationen  DeutachUnds  und  des  Auslandes. 
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und  des  Auslandes. 

1.    OeioMohte.    Eneyklopädiiehes.    Lehrbftcher.    Speiislle  thMratiidw 

TTnterfnohnngen. 

1.  Dr.  Ernst  Engel,  das  Bechnungsbuch  der  Hausfrau  und  deren 
Bedeutung  im  Wirtschaftsleben  der  Nation.  Berlin  1882.  Verlag  Ton  Leon* 
hard  Simion.     8«.    48  S. 

2.  Paul  Ballin,  der  Haushalt  der  arbeitenden  Klassen.  Eine  sotial- 
statistische  Untersuchung.  I.  Teil.  Berlin  1883.  Verlag  von  Friedrich  Luekhtrdt. 
8«.     186  S. 

So  wichtig  der  Zweig  der  Sozialstatistik,  auf  den  uns  die  genannten  beiden  Schriften 
führen,  auch  ist,  so  gering  sind  verhältnismäTsig  die  von  der  Statistik  gesammelten 
Materialien,  was  um  so  mehr  su  bedauern  ist,  da  gerade  aus  den  Haushaltnngsbodgets 
ein  tieferer  Einblick  in  die  wirtschaftlichen  Zustftnde  gethan,  das  Steigen  und  Fallen  des 
Volkswohlstandes  am  besten  beurteilt  werden  kann.  Bis  jetzt  sind  in  Europa  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  die  Jahresrechnnngen  von  ca.  1200  Haushaltosgen 
mit  mehr  als  6000  Angehörigen  ermittelt  worden ;  die  sich  auf  die  einzelnen  L&nder  nod 
innerhalb  eines  Landes  auf  dessen  Provinzen  sehr  ungleich  verteilen,  so  dafs  mtn  nur 
mit  grofser  Vorsicht  aus  diesen  Budgets  allgemeine  Schlüsse  ziehen  darf.  Der  Haapt- 
grund  für  den  geringen  Umfang  des  bisher  gewonnenen  Materiales  ist  darin  zu  suchen 
dafs  dem  Publikum,  insbesondere  den  Hausfrauen  die  Wichtigkeit  derartiger  Unter- 
suchungen  noch  nicht  genügend  klar  geworden  und  die  Buchführung  über  den  Haosbtlt 
durch  angemessene  Schemata  und  Rechnungsbücher  noch  nicht  hinreichend  erleicbert  ist 
In  beiden  Richtungen  sucht  der  genannte  Vortrag  des  berühmten  Statistikers  Dr.  Engel 
zu  wirken. 

Durch  eine  detaillierte  Übersicht  der  Zwecke  der  Haushaltungsausgaben,  durch  ebe 
genaue  Anleitung  zu  rationeller  Führung  des  Rechnungswesens  im  Haushalt,  durch  die 
Aufstellung  einer  Reihe  desbezüglicher,  brauchbarer  Schemata,  sucht  er  das  Interesse 
der  Hausfrauen  an  der  regelmftfsigen  Buchführung  zu  erwecken  und  entwickelt  dann 
einen  Plan,  nach  welchem  die  gesammelten  einzelnen  Rechnungsbücher  zu  einer  „sozialen 
Meteorologie'*  verarbeitet  werden  können,  alles  in  durchaus  klarer  und  anregender  Form. 

Auf  einem  anderen  Wege  sucht  B  a  1 1  i  n  das  Interesse  für  die  Hanshaltsstatistä 
anzuregen.  Sein  Hauptzweck  ist,  das  bisher  gewonnene  zerstreute  Material«  soweit  es 
zuverlässig  ist,  zu  sammeln,  wobei  er  zugleich  mehrere  von  ihm  selbst  aufgenommene 
Budgets  mit  veröffentlicht.  Neues  enthält  die  Schrift  im  Grunde  genommen  nicht,  und 
will  sie  auch  nicht  enthalten,  aber  durch  die  kurze  Zusammen&ssung  des  bisher  Er- 
forschten, durch  die  Angabe  der  betreffenden  Litteratur  und  die  Vorführung  einer  gtosen 
Reihe  von  Budgets  (wobei  Übrigens  dem  Verf.  die  in  Bd.  XXI  der  Jahrb.  S.  242  ent- 
haltenen entgangen  zu  sein  scheinen)  ist  die  Schrift  zur  schnellen  Orientierung  Über  die 
betreffenden  Verhältnisse  wohl  geeignet  und  deshalb  dankbar  anzunehmen. 

R.  V.  d.  B. 

de  Brandt  de  Gelametz  (comte) ,  La  taxe  des  pauvres  k  Abbevüle  en  1588, 
pr^c^dä  d'une  ötude  sur  Tassistance  publique  avant  cette  ^poque.  Abbeviüe,  impr. 
Paillart,  1888.     8.     126  pag. 

Fonrnier  de  Flaix,  Etudes  ^conomiques  et  financifcres.  Premi&re  sArie.  2  vols. 
Paris,  Guillaumin,  1888.     12.     10  fr. 

Histoire  g^n^rale  de  Paris.  Reg^stres  des  ddlib^rations  du  bnreau  de  1« 
ville  de  Paris,  publi^s  par  les  soins  du  Service  historique.  Tome  I.  (1400 — 1526.) 
Texte  <dit^  et  annotö  par  Franfois  Bonnardot  Par.,  impr.  nation.,  1888.  4.  LIV— 364 
pag.  et  2  grav.     80  fr. 

Bondelet,  A.,  Philosophie  des  sdences  sociales.    Par.,  Palm^,  1888.     12.    3  fr* 

Cairnes,  J.  £. ,  Leading  Prindples  of  Political  Economy.  London,  MacmiHini 
1888.     8.     14|.~ 

Colins,  Science  sociale.  Tome  VII.  Examen  des  philosophies  de  Descartes  et  de 
Bacon.     Bmxelles,  A.  Manceaux,  1888.    8.    822  pag,     5  fr. 
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Devas,  C.  S.,  Grundwork  of  Economics.  London,  Longmans,  1883.  8.  674  pp. 
16|.— 

Fawcett,  H. ,  Manual  of  PoUtioal  Economy.  6^  edition.  London ,  Macmillan, 
1888.     8.     630  pp.     ]2|— . 

Howie,  John,  Heroes  for  the  faith.  Lives  of  Scottish  Worthies ,  Noblemen, 
Gentlemen,  Hinisters  etc.  New  edition,  with  preface  and  notes  by  W.  McQavin.  London, 
Ward  &  Lock,  1883.    8.    672  pp.     Sje. 

Morley,  John,  The  Life  of  Richard  Cobden.  New  edition.  London,  Chapman 
&  Hall,  1883.     8.    616  pp.     7|6. 

Perry,  A.  L.,  Politioal  Economy.  18^^  edition.  New  York  1883.  8.  XIV— 608 
pp.     12|6. 

Cossu  Dessena,  Saggio  di  pubblica  economia  applicata  all'  agricoltura,  all'  in- 
dastria  ed  al  commercio.    Borna,  tipogr.  alle  Terme  Diodesiane,  1883.  16.  191  pp.    1.2,75. 

Atiensa  y  Medrano,  A.,  Estudios  sociales  y  politicos.  Madrid,  Colegio  del 
agrado  corazön  de  Jesus,  1883.    8.     12  r. 

8.    Oeaehiehte  und  Darstellung  der  wirtiohaftliehen  Kultur. 

J.  B.  Nordhoff,  Der  vormalige  Weinbau  in  Norddeutschland.  Zweite  Ausgabe 
mit  Nachträgen  und  Zus&tzen.     1883.     Münster,  Cappenrath.     12<>.     58  8. 

Wie  die  im  Verh&ltnls  aum  Umfang  der  Schrift  vom  Verfasser  benutzte  reichhaltige 
Litteratur  beweist ,   suchte  er  sorgf&ltig  nach  den  Spuren  eines  jetzt  in  Norddeutschland 
verschwundenen  Wirtschaftszweiges.     Dieser    Zweig   hat  längere  Zeit  geblüht,    wie   dies 
der  Verfasser   nachzuweisen    strebt,    und    gerade  diese  Bifite  einerseits  und  andererseits 
das  Verschwinden  des  Weinbaus  in  Norddeutschland    regt   bei  ihm  die  Frage  nach  den 
Kulturverhältnissen   an.     Dafs  der  Verfasser   auf  dem  Standpunkte  der  Kultur  in  seiner 
Darlegung  wirklich  steht,  zeigt  die  Art  der  schon  erwähnten  zu  Bäte  gezogenen  Littera- 
tur, mehr  aber  noch  wird  dasselbe  durch  den  Inhalt  der  Schrift  und  das  dort  herrschende 
Verfahren  hervorgehoben.    —   Das  Aufblühen    des  Weinbaus  in  Norddeutschland  heftet 
sich  in  der  behandelten  Schrift   an  den  Gang  der  bedeutenden  Kulturereignisse   und  das 
Wirken   in  die  Kultur   eingreifender  Persönlichkeiten  an.   —    Die  ersten  schwachen  An- 
fänge der  Einbürgerung  des  Weinbaus   in  Deutschland  überhaupt  werden  durch  Völker- 
wanderung zertreten ;    der  Weinbau    entsteht   aber  wieder ,    damit   ihm  Karl  der  Grofse 
seine  Pflege   angedeihen  lassen   kann.     Doch  tritt  wiederum  in  der  Zeit  der  Karolinger- 
wirren ein  Stillstand  ein,    derselbe   wird  aber  durch   die  Ottonische  Kulturthätigkeit  mit 
Entschiedenheit   unterbrochen.     Daran   reiht    sich   die   emsige  Arbeit  der  Klostermönche 
und    die    thatkräftige  Unterstützung    des  Weinbaus   durch  Bischöfe.     Den  Benediktinern 
folgen  die  Cistercienser,  neben  Benno  von  Osnabrück  (1068—1088)   geht  Bernhard  von 
Hildesheim  (993 — 1022),    Adalbert  von  Bremen  (1045 — 1072)    und  andere   in  derselben 
Richtung.     Die  Weinkultur  in  Norddeutschland  fafst  immer  tiefere  Wurzeln,  und  Bürger, 
Bitter  und  Fürsten  schenken  derselben   ihre  Aufmerksamkeit.     Die  Folge  davon  ist  die, 
dafs    der  gormanische  Weinbau   sich   nach    allen  Weltrichtungen   erweitert.     Er   streckt 
seine  Arme  im  Westen  nach  England,  im  Osten  nach  Kurland  aus  und  überschreitet  die 
nördliche  Grenze  soweit,  dafs  er  sich  nach  Jütland  zu  verpflanzen  sucht.  —  War  dieses 
Vordringen  hier  und  da  zurückgedrängt,  so  sucht  doch  der  Verfasser  zu  beweisen,    dafs 
der  Weinbau  in  diesem  grofsen  Umfange  eine  gewisse  räumliche  Kontinuirlichkeit  besafs 
und  besonders  dafs  er  in  der  Bodenbewirtschaftung  Norddeutschlands  eine  wichtige  Kul- 
turstelle   einnahm.     Dafs   dies    so  war   und   dafs  dieser  Weinbau   keine  vorübergehende 
Erscheinung  oder  eine  für  die  Kulturverhältnisse  unmafsgebende  Liebhaberei  war,  dafür 
spricht  die  lange  Dauer  der  Weinkultur  im  Nordosten  Deutschlands,   deren  Spuren   der 
Verfasser  bis  tief  in  die  Neuzeit  zeigt     Es   sei   dies  aufserdem  eine  wahre  Kulturarbeit 
gewesen,    weil  die  zarte  Pflanze  einer  sorgfältigen  Pflege  bedurfte  und  man  konnte  Re- 
sultate nur  dann  erwarten,  wenn  diese  Arbeit  sich  vom  Vater  auf  den  Sohn  fortpflanzte. 
Auch    darf  man  der  Ansicht  des  Verfassers  nach  nicht  annehmen,    es  sei  dies  ein  ganz 
schlechtes  Gewächs  gewesen,  indem  Kenner,  die  Gelegenheit  hatten,  südlicheres  Gewächs 
zu  kosten,  an  diesem  norddeutschen  Wein  doch  Geschmack  fanden.     Allerdings  war  die- 
ser Geschmack  kein  moderner  verfeinerter,   der  nördlich  gezogene  Wein  entsprach  aber 
der   sonstigen  Lebensweise ,    daher    auch    die  kulturelle  Bedeutung  dieses  Weinbaus  für 
jene  Zeiten,  und  wenn  man  das  Ergebnis  der  Weinlese  als  ein    „durchschnittlich  befrie- 
digendes** nicht  annehmen  kann,  so  konnte  man  doch  auf  eine   „periodische  Wiederkehr 
guter  Jahre*'   rechnen.    Ans  diesen  Jahren  stammten  jene  wohlsehmeckenden  Gewächse 
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her,  von  denen  berichtet  wird.  —  Sowie  aber  die  Blüte  des  räumlich  so  ausgedehnten 
deutschen  Weinbaus  ein  Ergebnis  der  Kultur  und  ihrer  Entwickelung  war,  so  geht  die 
nördlicher  gelegene  deutsche  Weinkultur  auch  unter  dem  Einflüsse  der  Kultnrverhältoisse 
zu  Grunde.  Am  wenigsten  wird  dabei  vom  Verfasser  der  notwendige  Ersats  des  Weins 
hervorgehoben.  Bier  und  Branntwein  verdrängen  zwar  siegreich  den  früheren  Wein,  es 
wirken  aber  aufserdem  andere  Umstände  mit.  Die  Arbeit  der  Klostermonche  aeigte  bei 
weitem  nicht  denselben  Eifer  wie  im  Anfang  des  Mittelalters  und  es  wurden  viele  Kid« 
ster  auch  aufgehoben.  Der  steigende  Druck  der  Leibeigenschaft  nimmt  femer  die  Lost 
zur  Arbeit  an  einer  Kulturart,  die  einer  besonderen  Sorgfalt  bedurfte,  dann  kommt  die 
Tendenz  nach  Gewinn  im  Gelde  aus  der  Bodenwirtschaft.  Der  drei fsigj ährige  Krieg  mit 
seinen  Verwüstungen  versetzt  sodann  dem  norddeutschen  Weinbau  einen  tödlichen  Stick 
und  schliefslich  trägt  der  erleichterte  Verkehr  auch  dazu  bei,  indem  das  vielfach  für  dss 
lokale  Bedürfnis  dienende  eigene  Gewächs  ohne  Mühe  durch  das  importierte  Produkt  er* 
setzt  wird. 

Der  Verfasser  strebt  stets  auf  dem  Standpunkte  der  Kulturentwickelung  zu  bleiben. 
Dieses  Streben  gepaart  mit  einer  ansprechenden  und  leichten  Darstellungsweise  bewirkt, 
dafs  man  neben  dem  ernsten  und  belehrenden  Inhalte  auch  eine  unterhaltende  LektSre 
in  der  vorliegenden  Schrift  findet.  Ochenkowski. 

Dr.  B.  Meyer,  Ursachen  der  amerikanischen  Konkurrenz.  Ergebnisse  einer  Stadien- 
reise der  Herren:  Grafen  G^za  Andrassy,  Gaza  und  Imre  Szich^nyi,  Ernst  Hoyos, 
Baron  Gabriel  Gudenus  und  Dr.  Rudolf  Meyer.  Mit  einer  Verkehrskarte  der  Union. 
Berlin  1883.     Verlag  von  Hermann  Bahr.     825  SS. 

Wollte  man  in  der  Brauchbarkeit  der  beigegebenen  Karte  der  Union  (dieselbe  wie 
bei  P.  F.  Kupka:  die  Verkehrsmittel  in  den  Vereinigten  Staaten)  einen  Malsstab  des 
vorliegenden  Buches  finden,  so  müfste  die  Beurteilung  desselben  eine  durchaas  ab- 
sprechende sein.  Denn  dieser  Eisenbahnplan ,  welcher  die  Bezeichnung  einer  Verkekrs- 
karte  nicht  beanspruchen  kann ,  weil  die  Kanäle  nicht  darauf  stehen ,  thut  sich  ebenso- 
sehr durch  Unvollständigkeit  wie  durch  mangelhafte  Übersicht  hervor.  Nimmt  man  anch 
nur  das  Bahnnetz  des  Jahres  1881  an ,  so  fehlt  z.  B.  die  von  Morgan  City  nach  6al- 
veston  führende  Linie  zam  grofsen  Teil  und  die  von  San  Antonio  nach  Austin  führende 
gänzlich.  Wir  erwähnen  gerade  diese  Routen ,  weil  sie  nach  Angabe  des  Textes  der 
Verf.  selbst  zurückgelegt  hat.  Von  den  in  den  beiden  letzten  Jahren  gebauten  Bahnen 
ist  nicht  viel  zu  entdecken,  nur  einige  seit  längerer  Zeit  schon  projektierte  sind  einge> 
zeichnet,  aber  hier  fehlen  gerade  die  wichtigsten  wie  die  Texas  Pacific  von  Dallas  aas 
westlich,  die  Hauptlinie  der  Mexican  Central  und  die  Mexican  National.  Hätte  sich  die 
Karte  auf  die  Hauptrouten  beschränkt,  so  wäre  es  besser  gewesen.  So  kann  man  aber 
nicht  erkennen,  auf  welchen  Wegen  der  grofse  und  auf  welchen  der  Lokal vo-kehr  statt- 
findet. Unklar  abgedruckt,  breitet  sich  unterschiedslos  die  reiche  Fülle  der  Linien  über 
das  grofse  Staatsgebiet  aus.  Wenn  man  nicht  annehmen  will,  dafs  der  Verfasser  bei 
dem  amerikaunkundigen  Teil  der  Leser  seines  Buches,  für  dieses  den  Schein  der  Gelehr- 
samkeit erwecken  will,  so  ist  es  unerfindlich,  warum  diese  unnütze  Kartenbeigabe  erfolgt 
ist.  Wenigstens  wäre  doch  die  Einzeichnung  der  Reiseroute  wünschenswert  gewesen  — 
schon  im  Interesse  des  Verfassers ,  welcher  wie  ein  Distanzreiter  auf  die  Sunune  der 
von  ihm  zurückgelegten  Meilen,  als  ob  er  gerade  dadurch  an  Erfahrung  gewonnen  hätte, 
nicht  unerhebliches  Gewicht  zu  legen  scheint.  Ja  hätten  die  abgereisten  Meilen  auf  die 
nationalökonomische  Bildung  eines  Menschen  Einfiuss,  so  müssten  die  Weinreisenden 
ganz  vorzügliche  Volkswirte  sein. 

Glücklicherweise  übertrifft  der  Inhalt  der  Arbeit  die  Karte  an  Gediegenheit  Dies 
gilt  wenigstens  von  einer  Anzahl  Detailschilderungen  des  ökonomischen  Lebens,  welche 
wahrheitsgetreu  und  mit  grofser  Anschaulichkeit  dem  Leser  geboten  werden.  Wir 
machen  in  dieser  Beziehung  auf  die  Darstellung  der  Getroideelevatoren  im  ö.  Kap.,  aof 
die  Beschreibung  der  Farmen  von  Neu-Mexico  und  Illinois  im  28.  und  36.  Kap.  und  aaf 
den  Bericht  Über  die  Mormonenniederlassung  am  grofsen  Salzsee  besonders  aufmerksam. 
Auch  die  persönlichen  Erlebnisse  der  Verfassers  mögen  demjenigen  interessant  sein,  der 
Amerika  kennt.  Doch  tritt  der  Reisebericht  im  Verlaufe  des  Buches  mehr  und  mehr 
zurück,  so  dafs  man  nicht  recht  verstehen  kann,  warum  eine  Kombination  streng  saeb- 
lieber  Aufsätze,  deren  statistische  Grundlage  meistens  dem  Zensus  von  1880  entnonmiea 
ist,  mit  Reiseskizzen  eines  Tagebuches  gewählt  worden  ist. 

Doch  nun  zu  dem  Grundgedanken  des  Buches.  Als  man  vor  einigen  Jahren  über 
die  Volkswirtschaft   der  Union   bei   uns  noch   ungenügend   unterrichtet  war,  betrachtete 
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man  als  die  Ursache  der  nordamerikanischen  Konkurrenz  fast  aasschliefslich  die  grofse 
Menge  des  knltnrfrischen  Bodens,  welcher  fast  kostenlos  gewaltige  Getreidemassen  liefern 
könne.  Darauf  lernte  man  die  Bedeutung  der  billigen  Transportmittel  daneben  schätzen. 
Semler  ergXnzte  die  Einseitigkeit  früherer  Auffassungen,  indem  er  den  technisch  und 
ökonomisch  tüchtigen  Betrieb  der  Farmen  und  die  hohe  soziale  Stellung  ihrer  Besitzer 
hervorhob.  B.  Meyer  erkennt  den  zweiten  und  dritten  Punkt  an,  während  er  den  ersten 
für  die  G^enwart  gänzlich  verwirft.  So  heifst  es  8.  811:  „Wenn  ich  hier  zusammen- 
fassen soll,  warum  die  kleinen  europäischen  Völker  mit  den  Amerikanern  nicht  kon- 
kurieren können ,  so  werde  ich  mich  nicht  an  die  elende  Bagatelle  der  so  leicht 

erschöpfbaren  jungfräulichen  Kraft  des  Präriebodens  halten/*  Es  wird  vielmehr  auf 
S.  657  dem  Ausspruch  eines  Amerikaners  zugestimmt  (den  übrigens  Gorey  schon  vor 
40  Jahren  gethan  hat) ,  „dass  jemehr  Arbeit  und  Kapital  auf  diesen  Boden  verwendet 
wird ,  desto  höher  der  Ertrag  von  acre  und  desto  niedriger  die  Produktionskosten  per 
Bushel  Weizen  und  Mais  werden**.  Daraus  ergiebt  sich  denn,  dafs  in  einer  durch  Raub- 
bau eintretenden  Schwächung  des  amerikanischen  Bodens  kein  Trost  mehr  für  die  west- 
europäische Landwirtschaft  gefunden  werden  kann.  Die  Kapitalkraft  und  die  Bevölke- 
rung haben  sich  bereits  so  entwickelt,  wie  die  steigenden  Bodenpreise  zeigen,  dass  eine 
rationelle  Kultur  möglich  ist.  Unter  einer  solchen  Voraussetzung  wird  dann  folgende 
Zukunftperspektive  (S.  721)  vorgeführt:  „Wir  werden  zugeben  müssen,  dass  wenn  in 
Nordamerika,  anstatt  wie  jetzt  68  Millionen,  750  Millionen  Menschen  leben  werden, 
dieser  Continent  nach  europäischen  Begriffen  noch  dünn  bevölkert  sein,  zwischen  Däne- 
mark und  Österreich-Ungarn  rangieren  wird ,  also  auch  noch  Ackerbauprodukte  ebenso 
gut  wird  exportieren  können  wie  Österreich-Ungarn  dies  thut.**  Dabei  ist  angenommen, 
dafs  auf  der  ganzen  als  kulturf%hig  veranschlagten  (?)  Bodenfläche  Nordamerikas  die 
gleiche  Verteilung  besseren  und  schlechteren  Landes  wie  in  Westeuropa  zu  finden  sei. 
Dieser  Beweis  fehlt  und  müfste  erbracht  werden,  wenn  man  jenen  Zahlen  „ihre  Logik 
lassen  wUl**  (S.  722). 

Ganz  besonderes  Gewicht  legt  der  Verfasser  darauf,  dafs  die  Union  infolge  ihrer 
geographisch-politischen  Lage  und  durch  ihre  sozialen  Institutionen  den  europäischen 
Wirtschaftsgebieten  Überlegen  sei.  Dafs  die  Gesetze  Amerikas  für  die  gegenwärtig  noch 
guten  sozialen  Verhältnisse  des  Landes  nicht  die  entscheidende  Ursache  gewesen  sind, 
habe  ich  in  dem  Referat  über  R.  Meyers  Heimstättegesetze  etc.  bereits  bemerkt  und 
verweise  betreffs  näherer  Begründung  auf  einige  Artikel  von  mir  in  der  Allgemeinen 
Zeitung  vom  December  1881  und  Januar  1882.  Was  es  bedeutet,  dass  die  Vereinigten 
Staaten  keiner  Kriegsgefahr  ausgesetzt  sind,  ist  an  derselben  Stelle  schon  hervorgehoben 
worden.  Der  von  dem  Veriasser  phrasenhaft  aufgebauschte  Satz  „Friede  ernährt  Ame- 
rika ,  Unfriede  verzehrt  —  Europa'*  (S.  45)  kann  jedenfalls  durch  die  Höhe  des  deut- 
schen Militärbudgets  nicht  gerechtfertigt  werden.  Denn  dafb  die  Ausgaben  für  die 
deutsche  Armee  und  Marine  selbst  mit  Rücksicht  auf  die  Leistungsfähigkeit  der  deutschen 
Steuerzahler  verglichen  mit  denen  anderer  Länder  sehr  niedrig  sind,  scheint  der  Verfasser 
nicht  zu  wissen.  Auch  wäre  es  interessant  zu  erfahren ,  in  welchen  Arbeitsgebieten  er 
nach  etwaiger  Abschaining  der  deutschen  Landesvertheidigung  die  461  248  Mann  pla- 
zieren möchte.  Denn  dafs  wir  bezüglich  der  ökonomischen  und  sozialen  Form  unseres 
Volkslebens  einen  Überschufs  an  Arbeitskräften  aller  Art  haben,  kann  für  die  meisten 
deutschen  Gegenden  nicht  geleugnet  werden.  Wir  wollen  so  die  Armeeeinrichtung  nicht 
als  eine  staatssozialistische  Volksversorgungsanstalt  empfehlen,  sondern  nur  auf  R.  Meyers 
Irrtum  Über  die  wirtschaftliche  Verwendbarkeit  der  zum  Militärdienst  in  Anspruch  ge- 
nommenen Leute  aufmerksam  machen.  Als  wenig  gelungen  ist  es  zu  betrachten,  daf^ 
der  Verfasser  den  Amerikanern  den  Charakterzug  der  Friedfertigkeit  beilegt  Bis  in  die 
sechziger  Jahre  hinein  hat  es  genug  Feldzüge  auch  jenseits  des  Ozeans  gegeben  —  so- 
lange bis  das  ganze  heutige  Unionsgebiet  von  einem  Teil  der  Einwanderer  erobert  war. 
(1776—82,  1812—15  Kriege  mit  England;  1886  Texas,  1848  Neu  Mexiko,  Kalifornien, 
1854  Nicaragua,  1861 — 65  Bürgerkrieg.)  Die  Vernichtung  der  Indianerstämme,  die 
honore  Doktrin ,  die  Annexionsgelüste  auf  Kanada  und  Altmexiko ,  das  Erstreben  wirt- 
schaftlicher Suprematie  durch  Kampfzölle,  die  Gewaltthaten  bei  den  strikes  zeigen  auch 
nicht  gerade ,  dafs  die  Yankees  zu  den  Menschen  gehören ,  von  denen  gesagt  wird,  sie 
werden  Gottes  Kinder  heifsen.  Die  aus  der  geographiscli  politischen  Lage  der  Ver- 
einigten Staaten  hervorgehenden  guten  Verhältnisse  möchte  der  Verfasser  in  Europa 
durch  ein  Friedensbündnis  der  westiichen  Mächte  ersetzen.  Für  die  Erreichung  eines 
solchen  hat  er  ein  Rezept  in  der  Tasche  —  aber  er  läfst  wohlweislich  kein  Wort  dar- 
über verlauten. 
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In  Bezug  auf  seine  Schreibweise  und  die  wenig  wArdevolle  Polemik  gldcht  die 
vorliegende  Arbeit  der  Über  die  Heimstftttegesetze  etc.  gleichseitig  erschieneneni  auf  deren 
Anzeige  in  diesen  Jahrbüchern  wir  in  dieser  Hinsicht  verweisen. 

A.  Sartorius  von  Waltershausen. 

Forestiä,  E. ,  Notice  historique  sur  la  fabrication  des  draps  k  Montanban ,  da 
XIV0  si^de  k  nos  jours.     Montauban,  impr.  Forestiä,  71  pag.  av.  planches. 

G  r  i  g  n  o  n  ,  L. ,  L'ancienne  corporation  des  maitres  cordonniers  de  Giiilons-sar- 
Marne.     Chftlons-sur-M.,  Martin,  1888.    8.    46  pag.     av.  vign. 

Osenfant,  A. ,  Notes  sur  les  anciens  Etablissements  hospitaliers  de  la  viUe  de 
Lille  et  les  curiositös  qnils  renferment.     Lille,  impr.  Dane!,  1888.    4.    81  pag.  et  6  pL 

Parmentier,  J.  et  B.,  Le  discours  de  la  navigation  de  Jean  et Baoul  Parmentier 
de  Dieppe;  voyage  k  Sumatra  en  1629;  description  de  Tisle  de  Saint-Dominigo,  publii 
par  Gh.  Schefer.     Paris,  Lerouz,  1883.     gr.  in-8.     XXIX— 206  pag.  et  carte.     16  fr. 

Petiten,  A.,  La  Cochinchine  fran9ai8e,  la  vie  k  Saigon,  notes  de  voyage.  Lille, 
impr.  Danel,  1888.     8.     72  pag. 

Veuclin,  £.,  L'imprimerie  k  Bemay  depuis  son  Etablissement  jusqn'en  1888.  fier* 
nay,  impr.  Veuclin,  1883.    8.    89  pag. 

Ho  sie,  A.,  Journey  through  the  Provinces  of  Kueichow  and  Yünnan.  (Despateh 
from  H.  Majesty's  ChargE  d'affaires  at  Peking.)     London  1888.     Fol. 

Beport  on  the  Egyptian  Provinces  of  the  Sudan,  Bed  Sea  and  Equator. 
Compiled  in  the  intelligence  brauch,  Quartermaster -  Generalis  Department.  Londos 
1883.     12.     8|6. 

Sinclair,  A.  B.  et  L.  B.  Fyfe,  The  handbook  of  Jamaica  for  1883.  London, 
Stonford,  1883.    8.    8|.— 

T  w  0  p  en  y ,  B.  E.  N.,  Town  Life  in  Australia.    London,  Stock,  1888.    8.    247  pp.  5|.— 

de  Solls,  A.,  Historia  de  la  conquista  de  MEjico ,  poblacion  y  progresos  de  la 
AmErica  septentrional  conocida  por  el  nombre  de  Nueva  Espana.  Nueva  edicion.  Chft- 
tillon-sur-Seine,  impr.  Pichat,  1883.    12.    601  pag. 

8.    Bevölkerimgilehre  und  Bevolkenmgipolitik. 

Lagneau,  G. ,  Du  dEpeuplement :  de  la  dEcroissance  de  population  de  oertains 
dEpartements  de  France.     Orleans,  impr.  Colas,  1883.    8.    38  pag.  av  tableauz  et  carte. 

Leroy,  L.,  Les  Fran9ais  k  Madagascar.  Etüde  de  göographie  physique,  4cono- 
mique,  historique  et  coloniale.     Paris,  Delagrave,  1883.    12.    286  pag.     8  fr.  60  c 

Bivi&re,  A. ,  La  guerre  avec  la  Chine.  La  politique  coloniale  et  la  question  du 
Tonkin.     Paris,  Ghio,  1883.     gr.  in-8.     1  fr. 

4.    Bergbau,  Land-  und  Porstwirtsohaft.  FifchereiwMen. 

Barras  ,  J.,  Projet  de  pisciculture industrielle.   Par.,  impr.  Dumont,  1883.  8.  24 pag. 

H  a  t  o  n ,  Cours  d*ezploitation  des  mines ,  professE  k  TEcole  des  mines.  Tome  I. 
Paris,  Dunod,  1883.     gr.  in-8.     av.  vignettes.     30  fr. 

Herd-book  fran^ais.  Begistre  des  animaux  de  pur  sang  de  la  race  bovme 
courtes-cornes  amölior^,  dite  race  Durham,  nds  ou  Importes  en  France.  Volume  XI: 
(Nos  12,687  k  18,682).     Nancy,  Berger-Levrault,  1883.     gr.  in-8.     6  fr. 

Lecouteuz,  E.,  Le  mais  et  les  autres  fourrages  verts.  Culture  et  enailige. 
2«  Edition.     Par.,  Librairie  agricole,  1883.     12.    3  fr.  60  c. 

Bavin,  £. ,  Flore  de  l'Tonne,  description  des  plantes  crousant  natnrellement  on 
soumises  k  la  grande  culture  dans  le  döpartement.  3«  Edition.  Auxerre,  impr.  Lanier, 
1883.    8.    464  pag. 

Beymond,  L. ,  La  pdche  pratique  en  ean  douce,  k  la  ligne  et  an  filet.  Avec 
illustrations  de  G.  Dor4,  de  Neuville,  etc.     Paris,  Didot,  1888.    12.    8  fr. 

Villequez,  F.  F.,  Du  droit  du  chasseur  sur  le  gibier.  2«  Edition.  Par.,  Larose 
&  Forcel,  1883.    12.     4  fr. 

F  a  w  c  e  1 1 ,  H.,  State  Socialism  and  the  Nationalisation  of  the  Land.  London,  Mac- 
millan,  1888.    8.    —  2  d. 

Mayer,  L.,  Ground-Bents  in  Maryland;  with  an  introdnction  conceming  the  Tenare 
of  Land  under  the  Proprietary.     Baltimore  1883.    8.    168  pp.     6|. — 

Cammelli,  M,  Trattato  teorico-pratico  di  contabilitk  agraria.  Pistoia,  Niecolai, 
1883.    8.    4  1. 

Nieuwenhuis,  F.  D. ,  De  lersche  landvraag  en  het  eigendomsreeht  op  grond  en 
bodem.     Gand,  A.  Hoste,  1883.    8.    91  pag.     1  fr.  10  c. 


Übenleht  Über  die  neaesten  Publikationen  Deutschlands  und  des  Auslandes.       577 

Smitt,  J.|  Norges  landbrng  i  dette  aarhondrede.  Cbristiania,  P.  T.  Mailing,  188S. 
8.     8  kr.  40  d. 

6.    Gewerbe  und  Induitrie. 

DuMoneel,  Th.  andF.  Geraldy,  Electricity  as  a  Motive  Power,  translated 
and  edited,  with  additions  by  C.  J.  Wbarton.  London,  Spons,  1888.  8.  82S  pp.  with 
118  engraTiogs.     7|6. 

Fleischmann,  L'indnstrie  laiti&re,  tradoit  de  Tallemand  par  MM.  Brelay  et 
Oettli      Paris,  Danod,  1888.     gr.  in-8.    40  fr. 

M  fi  n  1 1 ,  E  ,  Les  fabriqaes  de  tapisseries  de  Nancy.  Nancy,  impr.  Cr^pin-Leblond, 
1883.     8.     22  pag. 

K^lis,  A.,  La  fabrication  de  la  tapisserie  de  hantelisse  k  Middelbourg,  en  Flandre. 
Bmges,  impr.  Aim6  de  Zuttere,  1883.     8.     57  pag. 

Petit  (fils)  A.  P.,  La  Photographie  industrielle.  Par.,  Oauthier- Villars,  1888. 
12.     Atcc  gravures.     2  fr.  25  c. 

Benard,  A.,  Trait^  de  mati^res  colorantes,  du  blanchiment  et  de  la  teintnre  du 
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Goodeve,  T.  M.,  Text  book  on  the  Steam  Engine  5^  edition.  London,  Crosby 
Lockwood,  1888.    8.     800  pp.     6|.— 

6.    Handel  und  Yerkehr. 

Chemins  de  f e  r  strat^giques,  les,  par  un  ancien  ilhvt  de  TEcole  polytech- 
niqne.  Par.,  Bandoin  &  G«,  1883.  18.  75  pag.  et  3  cartes.  (Pnblication  de  la  M- 
union  des  officiers.) 

Compte  rendu  des  travauz  de  la  chambre  de  commerce  de  Ronen 
pendant  Tann^e  1882.     Ronen,  impr.  Lapierre,  4.     147  pag. 

de  Gärando  et  Boissy  d'Anglas,  Notices  snr  Joseph  et  Etieone  MontgoU 
fier,  inventeurs  des  a^rostats.     Lyon,  impr.   Albert,  1883.     16.     43  pag. 

M  a  r  c  a  s ,  Z. ,  L'organisation  consnlaire  franfaise  au  point  de  vue  de  nos  interdts 
commercianx.     Paris,  OUendorflf,  1883.     8.      1  fr. 

PocardKerviler,  R.,  Ports  maritimes  de  la  France;  notice  sur  le  port  de 
Saint-Nasaire.     Par.,  impr.  nation.     1883.     4.     833  pag.  av.  27  figures. 

Travaux  de  la  chambre  de  commerce  de  Nancy  du  25  janvier  1878  au 
81  d^cembre  1882.  (Rapports,  d^lib^rations ,  correspondance).  Nancy,  impr.  Berger- 
LoTranlt  &  Ce,  1888.     8.     258  pag. 

Thompson,  S.  P.,  Philip  Reis,  Inventor  of  the  Telefone.  London,  E.  &  F.  N. 
Spon,  1883.     8.     7/6. 

Duni,  A.,  II  senrisio  postale  in  Italia,  le  sne  condiiioni  ed  il  suo  personale.  Mi- 
lane, G.  Civelli,  1888.     8      45  pp.     1—50  c. 

Caballero,  T.,  La  protecciön  y  el  libre  cambio  ante  la  producciön  nacionaL 
Madrid,  Dnbrull,  1883.     4.     16  r. 

7.    Finaniweaan. 

Gr^goire,  H. ,  Les  imp6ts  en  Proyence  avant  la  rÖTolntion.  Toulon ,  impr. 
Pbarisier  &  C« ,  1883.     8.     119  pag. 

Nicolas,  Gh.,  Les  bndgets  de  la  France,  depuis  le  commencement  du  XIX«  si^de. 
Paris,  Gnillaumin  &  C«,  1883.     4.     352  pag.     30  fr. 

Williams,  C.  F.,  The  Tariff  Laws  of  the  United  SUtes.  With  notes,  citations 
from  decisions  of  the  Courts  and  of  the  Treasury  Depsrtment  London ,  Low ,  1883. 
8.     10|6. 

Hivatalos  statisstikai  KSslem^nyek,  kiacya  as  orssigos  M.  Kir.  Sta- 
tisxtikai  hivatol  etc.  Budapest  1883.  gr.  8.  XXI— 529  S.  (Vermögensgebarung  der 
Gemeinden  und  die  Steuerznschlftge  auf  Grundlage  der  Gemeindevoranschläge  des  Jahres 
1881.) 

Amministrasione  dell'  Asse  ecclesiastieo  per  Tanni  1881 — 82.  XIII. 
— XIV.  Relasione  della  Commissione  centrale  di  sindacato  sulla  — .  (Presentata  dal 
Ministro  delle  finanse:  Magliani).     2  voll.     Roma  1882—83.     4.     231  e  251  pp. 

Annuario  del  Ministero  delle  finanse  del  Regno  d'Italia  pel  1883.  Amministra- 
zione  finansiaria,  anno  XXII.     Roma,  tip.  Elzeviriana,  1883.     8.     XXVII—1074  pp. 
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finanziaria,  anno  XXII.     Borna,  tip.  Elzeviriana,  1888.     8.     XXXI— 1184  pp. 

Freixa  y  Babasö,  E.,  Legislaziön  y  diccionario  indicador  de  la  renta  del  tlmbre 
del  estado.     Parte  8.     Madrid,  Cao  y  Val,  1888.     4.     6  r. 

8.    Geld-,  Bank-  a.  KreditweMn.    YenielLeriuigsweieii. 

Gurtet,  A.,  Questions  d'^conomie  sociale.  L'asaurance  zur  la  vie.  Lons-Ie^n- 
nier,  impr.  Oeclume  fr^ee,  1883.     88.     80  pag. 

F 1  o  t  a  r  d ,  E.,  Les  azsurances  sar  la  vie  dans  lenrs  rapports  avec  r^conomie  poU- 
tiqne;  couförence  faite  k  la  Societ  ^d'^conomie  polit.  de  Lyon.  Lyon,  impr.  Bellen,  1883. 
8.     31  pag. 

H  a  n  p  t ,  O. ,  Arbitragez  et  parit^.  Trait^  des  Operations  de  banqne ,  conteoant 
les  usages  commerciauz,  la  thöorie  des  cbanges  de  monnaiea  et  la  statistique  monetzire 
de  tous  les  pays  dn  globe.  BMok^  Edition,  aagment^e  d'un  Supplement  Paris,  J.  H. 
Trnchy,   1883.     8.     XXVIII— 783  pag.     10  fr.  — 

Manuel  pöriodiqne  des  zociet^s  financi&rez  ponr  1883^1884.  (8«  ann^e).  Par., 
Chevalier-Marescq,  1888.     18.     5  fr. 

Gozchen^G.  J.,  Theory  and  practiee  of  the  Foreign  Exchanges.  New  edition. 
London,  £.  Wilson,  1888.     8.     8|.— 

Nash,  B.  L.,  The  Investor'z  Sinking  Fund  and  Bedemption  Tables  etc.  London, 
E.  Wilson,  1883      Folio.     6|.— 

9.    SoiiAle  Frage. 

Ferraris,  Charles  F.,  Les  projäts  de  legislation  sociale  en  Italic.  Memobe 
adressö  au  Congr^  scientifique  international  des  institutions  de  pr^voyence.  Borne, 
Bolle,  1888. 

Selten  sind  die  Gegensätze  von  Arm  und  Beich  so  bewufst  schroff,  ist  der  Kampf 
der  verschiedenen  Klassen  der  Gesellschaft  so  erbittert  gewesen ,  wie  in  unseren  Tagen 
und  doch  dürfen  wir  andererseits  sagen  ,  dal's  selten  mehr  Nachdenken  und  FQrsorge 
dem  Lose  der  unteren  Volksklassen  und  seiner  Verbesserung  gewidmet  ist.  Mag  dies 
ebensowohl  der  Furcht  vor  den  Gefahren ,  die  aus  ihrem  Schoofse  den  höheren  Schich- 
ten der  Gesellschaft  drohen ,  zuzuschreiben  sein  als  der  Menschenliebe ,  die  Thatsache 
kann  schwerlich  bestritten  werden.  Kaum  in  einem  andern  Lande  ist  solche  FSrsorge 
nötiger  als  in  Italien,  obwohl  das  Seufzen  der  Gedrückten  weit  weniger  laut  dort  ge- 
hört, ja  oft  mehr  gesehen  als  gehört  wird,  denn  die  sozialistische  Propaganda  ist  auf 
wenige  StSdte  beschränkt  und  weit  mehr  geräuschvoll  als  bedrohlich.  Das  italienische 
Volk  hat  aber  einen  scheinbar  unerschöpflichen  Fonds  von  Geduld ,  es  läfst  sich  stille 
drücken  und  schinden,  ohne  laut  zu  murren,  aber  es  läfst  sich  schwerlich  leugnen,  dafs 
dem  Fortschritte,  welcher  aus  der  gewonnenen  politischen  Einheit  hervorgegangen,  der 
soziale  nicht  entspricht ,  dafs  vielmehr ,  obwohl  die  Gesamtproduktion  Italiens  in  der 
letzten  Zeit  sich  hebt ,  die  Lage  der  unteren  Klassen  sich  erheblich  verschlechtert  hat 
Die  Hauptursache  ist  der  furchtbare  Steuerdruck,  von  dem  wir  in  Deutschland  kaum 
eine  Vorstellung  haben.  Waren  früher  die  italienischen  Staaten  schlecht  regiert,  so  waren 
sie  doch  durchweg  gering  besteuert,  der  Kampf  um  die  Einheit  hat  Italien  eine  Staats- 
schuld gebracht,  deren  Verzinsung  jährlich  522^  MiU.  verschlingt,  und  ein  ständiges 
Kriegsbudget  von  843  Mill.,  niemand  denkt  daran  Italien  anzugreifen  und  doch  glauben 
alle  Parteien,  die  jüngste  Grofsmacht  könne  nur  eine  ihrer  würdige  Stellung  behaupten, 
wenn  man  noch  mehr  auf  Heer  und  Marine  verwende,  man  baut  immer  neue  Befestigun- 
gen und  Panzeruugeheuer  ohne  daran  zu  denken ,  dafs  beide  nichts  nützen  können, 
wenn  die  Bevölkerung  zurückgeht ,  welche  beide  bemannen  soll.  Mit  einer  Energie, 
vor  der  man  alle  Achtung  haben  mufs ,  hat  Italien  nicht  nur  seine  Verpflichtungen  ge- 
gen seine  Gläubiger  erfüllt,  sondern  auch  das  gewaltige  Defizit,  das  1865  700  Mill.  be- 
trug ,  rasch  reduziert ,  heute  ist  das  Gleichgewicht  des  Budgets  vollständig  hergestellt 
und  der  Zwangsknrs  fast  beseitigt.  Aber  diese  Besultate  konnten  nur  durch  eine  Be- 
steuerung erzielt  werden ,  die  auch  vor  dem  härtesten  Drucke  nicht  zurückschreckte. 
Die  Einkommensteuer  vom  beweglichen  Vermögen  beträgt  13^pCt.,  die  Grundsteuer 
aber  durchschnittlich  89)  pCt. !  Dazu  ist  dieselbe  bei  dem  Mangel  eines  Katasters  so 
ungleich  veranlagt,  die  Schätzung  variiert  nach  Zeit,  Grundsätzen  und  Bücksichten  so, 
dafs  die  Steuer  in  der  Lombardei  und  Venetien  bis  auf  75  pCt.  steigt,  während  sie  in 
Neapel,  Sizilien  und  Toskana  nur  19  pCt.  beträgt,  freilich  noch  ein  Betrag,  gegen  den 
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man  in  Dentsebland  und  Frankreich  rebellieren  würde;  in  Floreni  sagte  mir  ein  Prennd, 
dafs  Ton  den  6000  Lire  Miete,  die  er  sahlte,  sein  Haoseigentfimer  nur  3000  erhalte, 
2000  werden  von  Staats-  und  Gemeindesteuern  absorbirt.  Seit  langer  Zeit  steht  die  For- 
derung einer  Ausgleichung  (perequasione)  auf  der  Tagesordnung,  aber  der  Egoismus  der 
leichter  besteuerten  Provinzen  hat  bisher  die  Verwirklichung  verhindert.  Der  Steuer- 
druck  aber  wird  gerade  von  den  kleinen  Eigentümern  am  hftrtesten  gefühlt,  die  persön- 
lich f&r  die  Steuer  haften  und  von  der  Rücksichtslosigkeit!  mit  der  sie  eingetrieben 
wird,  am  schärfsten  betroffen  werden.  Nach  amtlichen  Ausweisen  hat  der  Fiskus  inner- 
halb  sweier  Jahre  wegen  Steuerrttckstftnden  IS  258  Grundstücke  verkauft  und  in  den 
Jahren  von  1878 — 75  mufsten  85  074  Familien,  denen  man  Alles  genommen  hatte,  zum 
Bettelstabe  greifen.  Da  ist  es  begreiflich,  dafs  der  Ackerbau  im  gansen  wenig  Fort- 
schritte machen  kann ,  die  Bauern  haben  nicht  die  Mittel  Vieh  su  beschaffen  und  so 
fehlt  es  wiederum  an  Dünger  i).  Als  man  die  geistlichen  Güter  einsog ,  hiefs  es ,  man 
wollte  die  Latifundien  zerstückeln,  um  den  kleinen  Leuten  es  su  ermöglichen,  Eigentum 
zu  erwerben,  aber  überwiegend  gingen  die  Güter  nicht  in  die  Hftnde  der  Bauern  über,  wie 
1792  es  in  Frankreich  mit  den  Gütern  der  Geistlichkeit  und  der  Emigrierten  der  Fall  war, 
sondern  in  die  der  Spekulanten  und  Wucherer,  und  doch  war  der  finanzielle  Ertrag  für 
den  Staat  verschwindend  gering.  Der  Grundbesitz  z.  B.  des  Klosters  Montecassino 
wurde  vor  der  Incamerazione  auf  42  Mill.  L.  geschätzt  und  nach  Abzug  der  den  Mit- 
gliedern desselben  su  zahlenden  Pensionen ,  erhielt  der  Staat  noch  nicht  6  Mill. ,  die 
Güter  gingen  im  Einverständnis  von  Beamten  und  Spekulanten  zu  Schlenderpreisen  fort. 
Nicht  minder  drückend  sind  die  indirekten  Steuern,  voran  steht  die  Mahlstener,  bei  der 
erst  soeben  eine  Erleichterung  durch  die  Befreiung  der  unteren  Gktreidesorten  eingetre- 
ten ist,  die  aber  gleichwohl  noch  47}  Mill.  aufbringt.  Die  schlechte  Qualität  des  Mais, 
den  die  ärmste  Klasse  vorzugsweise  zu  ihrer  Nahrung  wählen  mufste,  hat  vomämlich 
zu  der  Verbreitung  der  Pellagra  beigetragen ,  jener  furchtbaren  Krankheit ,  welche  in 
einer  Verarmung  des  Blutes  durch  unzureichende  Nahrung  besteht  und  rasch  zu  einer 
Verkrüppelung  des  Körpers  führt ,  die  schwer  zu  heilen  ist.  Nächst  dem  schlechten 
Mehl  trägt  zur  Erkrankung  bei  der  Mangel  an  Salz  bei  Bereitung  der  Speisen,  mufs 
doch  das  Salzmonopol  82  Mill.  aufbringen.  Es  trifft  nicht  zu,  wenn  Marpurgo  bei  der 
neuesten  agrarischen  Untersuchung  (Atti  della  Giunta  per  Inchiesta  agraria  e  suUe  con- 
dizioni  della  Classe  agricole.  Roma  1881  {82)  meinte,  es  könne  mit  der  Lage  der  Ar- 
beiter doch  nicht  so  schlimm  sein,  da  die  Erträge  ans  Salz  und  Tabak  nicht  zurück- 
gingen. Der  Salzbedarf  eines  Menschen  kann  nicht  unter  ein  gewisses  Mafs  herunter- 
gedrückt werden  und  wenn  der  Arbeiter  eine  Zigarre  zu  2  Cent,  raucht ,  so  ist  das 
kein  Beweis  zureichender  Nahrung,  im  Gegenteil  der  Tabak-  wie  der  Branntweingennfs 
soll  oft  den  Magen  über  den  Mangel  derselben  hinwegtäuschen.  Der  Branntweingennfs 
nimmt  auch  zu  und  es  ist  kein  Beweis  des  Gegenteils,  wenn  die  Steuer  von  Spirituosen 
wenig  einbringt,  denn  der  konsumierte  Branntwein  ist  meist  fremder,  dessen  Steuer  also 
in  den  Zöllen  steckt.  Zu  den  indirekten  Steuern  kommen  dann  noch  die  lokalen,  der 
Dazio,  ohne  den  selbst  die  kleinste  Stadt  nicht  gefunden  wird. 

So  begreift  es  sich,  dafs  die  Lage  der  Arbeiter  sehr  Übel  ist,  alle  Berichte,  welche 
die  genannte  Untersuchungskommission  von  den  Sindacos  erhielt,  stimmen  darin  über- 
ein ,  dafs  die  Wohnungen ,  der  beste  Mafsstab  der  Gesamtlage ,  sich  durchweg  in  jäm- 
merlichem Zustande  befinden;  wenn  sie  nicht  dem  Arbeiter  gehören,  so  beträgt  die 
jährliche  Miete  in  den  ärmeren  Gegenden  5  Lire  pro  Zimmer!  Es  fehlt  zwar  nicht  an 
Wohlthätigkeitsanstalten,  aber  ein  Armengesetz  hat  Italien  noch  nicht,  obwohl  dort  ge- 
rade jetzt  das  stattgefunden  hat ,  was  in  England  zum  ersten  Armengeseta  führte ,  die 
Aufhebung  der  Klöster.  Ist  auch  gewifs  zuzugeben,  dafs  die  Gewifsheit,  bei  denselben 
stets  Almosen  zu  finden,  vielfach  Faulheit  und  Armut  befördert,  so  stand  das  Kloster  immer- 
hin zwischen  den  Armen  und  dem  Hunger,  und  dieses  Stofspolster  ist  weggefallen.  Bei 
solchen  Zuständen  kann  die  Gröfse  der  Auswanderung  nicht  Wunder  nehmen ,  nicht 
allein  über  See  zieht  der  Bauer,  vornämlich  nach  den  Laplatastaaten,  deren  Bevölkerung 
ihm  sympathischer  ist  als  die  nordamerikanische ,    die    italienischen  Arbeiterkolonien  in 


1)  Die  besten  Zustände  sind  noch  da ,  wo  wie  in  Südfrankreich  das  Meiersystem 
(mezzadria)  üblich  ist,  bei  dem  die  kleineren  Pächter  durchschnittlich  ^  des  Ertrags  an 
den  Grundherrn  geben,  und  die  bedeutendsten  Fortschritte  im  Ertrage  sind  bei  grofsen 
Grundbesitzern  in  Sizilien  zu  konstatieren ,  von  denen  einige ,  wie  Graf  Taaca ,  Hersog 
von  Meglia,  in  der  Kultur  namentlich  der  Südfrüchte  (agrnmi)  grolses  leisten. 
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Marseille  und  anderen  sttdfransSsischen  Städten  sfiblen  nach  Zehntausenden,  der  Oott- 
hardtunnel  und  die  Strafsburger  Befestigungen  sind  Überwiegend  Ton  Italienern  gebsat, 
die  bis  Köln  hinaufgehen.  Durchweg  sorgen  dieselben  ffir  ihre  su  Hause  gebliebenen 
Familien  sehr  gut  und  senden  bei  geringen  persönlichen  Bedürfnissen  jeden  Sanutsg 
Abend  ihre  Ersparnisse  heim,  aber  die  Familie  entbehrt  doch  dabei  den  Vater  und  wih- 
rend  draufsen  die  Rüstigkeit  der  italienischen  Arbeiter  gerühmt  wird,  klagt  man  in 
Italien,  dafs  sie  dort  sich  an  den  Genufs  von  Branntwein  gewohnen.  Zu  dieser  Aus- 
wanderung aus  dem  Lande  kommt  dann  noch  das  Wandern  in  demselben,  indem  die 
Arbeiter  aus  ärmeren  Gegenden  zur  Ernte  in  die  reicheren  liehen,  was  der  Sefshsftig- 
keit  und  dem  Zusammenhalt  der  Familie  gleichfalls  wenig  forderlich  ist. 

Wir  mufsten  etwas  weiter  ausholen,  um  bei  der  Besprechung  der  vorliegenden  klei- 
nen Schrift  von  Ferraris  betonen  zu  können,  dafs  die  Übelstände,  welche  er  sugiebt, 
doch  nicht  so  vorwiegende  Folgen  der  Mifsverwaltung  und  Gleichgiltigkeit  der  firfiberen 
Begierungen  gegen  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  sind,  als  er  annimmt.  Gewifs  ist 
viel  für  den  Unterricht  geschehen  und  die  Fortschritte  sind  bei  der  natürlichen  Intelli- 
genz des  Volkes  gerade  da  am  gröfsten,  wo  die  Verwilderung  und  Unwissenheit  frfiber 
am  krassesten  waren,  wie  in  Sizilien,  aber  wie  gering  ist  immerhin  das  Unterrichtsbnd- 
get  mit  28  MilL,  das  des  Ackerbaus  mit  9  Mill.  gegen  das  des  Heeres  und  der  Marine 
mit  242 !  Und  die  Verwaltung  des  Staates  wie  der  Gemeinden  ist  im  modernen  Italien 
auch  keineswegs  musterhaft,  sonst  hätten  Bankerotte,  wie  die  von  Neapel  und  Florens, 
nicht  eintreten  können.  Letzteres  gab  über  60  Mill.  für  die  Anlage  der  Viale  dei 
Colli  aus. 

Wesentlich  die  schaurigen  Ergebnisse  jener  genannten  agrarischen  Untersuchnngskom- 
misslon,  welche  auf  unermüdliches  Betreiben  des  Abg.  B  e  r  t  a  n  i  eingesetzt  und  von  der 
ersten  landwirtschaftlichen  Autorität  des  Landes  Graf  Jacini  präsidiert  wurde,  werden 
den  Minister  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  überzeugt  haben ,  dafs  die  unleugbar 
steigende  Produktion  nicht  gleichbedeutend  mit  einer  richtigen  Verteilung  des  National- 
wohlstandes ist  und  dafs,  wenn  die  grofse  Masse  des  Volkes  bisher  meist  stille  geduldet 
hat,  es  um  so  notwendiger  ist,  ihr  Los  zu  erleichtem,  damit  nicht  die  sozialistische  Propa- 
ganda mehr  Boden  gewinnen  und  nicht  eine  Degeneration  der  Bace  einreifse,  die  viel- 
leicht nicht  in  Jahrzehnten  zu  heilen  ist.  Manches  ist  allerdings  geschehen.  Eine  der 
besten  bereits  in  Wirksamkeit  stehenden  Einrichtungen  sind  die  Postsparkassen,  die 
1876,  1986  an  der  Zahl,  ein  Guthaben  von  2  412  890  1.  zeigten,  während  sie  am  30.  April 
1883  auf  8519  mit  92  429  812  1.  gestiegen  waren.  Die  auf  Gegenseitigkeit  begründeten 
Hilfsvereine  sind  zahlreich  und  Üben  eine  segensreiche  Thätigkeit  aus,  aber  die  nähere  Un- 
tersuchung zeigte  doch,  dafs  wenige  derselben  wirklich  imstande  sind,  ihre  Verpflicbtna- 
gen  su  erfüllen.  Aufserdem  sind  sie  rein  örtlich,  während  der  Arbeiter  dem  Unterneh- 
mer nachziehen  mufs ;  trifft  ihn  dort  ein  Unfall,  so  giebt  ihm  die  bisherige  Gesetzgebung 
kein  Mittel,  auch  nur  Schadenersatz  zu  finden.  Der  Minister  hat  daher  den  Kammern 
drei  Gesetzentwürfe  zur  Verbesserung  der  Lage  der  arbeitenden  Klassen  vorgelegt ,  die 
uns  Ferraris  vorführt 

Der  erste  bezweckt  die  Errichtung  einer  nationalen  Alterversorgungskasse.  Mitglie- 
der derselben  können  alle  Handarbeiter  in  Tages-  und  Stücklohn  werden,  welche  das 
18.  Jahr  überschritten  haben,  sowie  Witwen  und  Waisen  derer,  die  zufolge  eines  Un- 
falls umgekommen,  wofür  die  Ersatzpfiicht  zuerkannt  ist.  Ibre  einheitliche  Organisation 
sichert  ihre  Wohlthaten  ihren  Angehörigen  auf  jedem  Punkte  des  Königreichs,  läfst 
aber  den  Provinsialkommissionen  Spielraum  und  zieht  die  Beiträge  hauptsächlich  durch 
die  Postsparkassen  ein,  so  dafs  die  Verwaltungskosten  gering  sind:  die  monatlichen 
Beiträge  sind  mindestens  1  Fr.  und  nicht  über  4  Fr.  Die  Einschreibungen  sind  allge- 
meine oder  gegenseitige,  erstere  finden  für  jedes  Alter  statt  gegen  eine  einmalige  Ein- 
zahlung von  mindestens  6  Fr.  und  höchstens  60  Fr. ,  nach  dem  50.  Jahre  wird  üne 
Pension  gewährt,  entweder  von  5  pCt.  des  angesammelten  Kapitals ,  das  dem  Arbeiter 
bleibt,  oder  eine  Jahresrente  mit  schwindendem  Fonds. 

Der  zweite  Entwurf  behandelt  die  Haftpfiicht  der  Unternehmer  bei  UnglflcksAllea. 
Sie  sind  den  Arbeitern,  die  in  ihrem  Dienst  stehen,  solidarisch  dafür  verpflichtet,  ihnen 
liegt  die  Beweislast  auf,  dafs  der  Arbeiter  sich  nur  durch  eigene  Schuld  geschädigt,  sie 
sind  bei  Strafe  verpflichtet,  jeden  Unglücksfall  sofort  selbst  anzuzeigen  und  der  Arbeiter 
kann  auch  nicht  durch  Übereinkommen  mit  dem  Arbeitgeber  auf  die  Wohlthaten  dieses 
Gesetzes  verzichten.  Was  Versicherungsgesellschaften  ihm  zahlen ,  wird  nur  pro  rzts 
angerechnet  und  auch  dann  nur,  wenn  der  Arbeitgeber  mindestens  ^jg  der  Prämieniahlt. 
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Der  dritte  Entwurf,  der  übrigens  schon  Gesets  geworden  ist,  besweckt  Einrichtung 
einer  Unfallversicherungsgesellschaft ,  deren  Zahlnngsfilhigkeit  Ton  den  gröfsten  Sparkas- 
sen, dem  Monte  dei  Paschi  vom  Siena  und  den  Banken  von  Neapel  und  Sisilien  bis 
1*1,  Hill,  garantiert  ist.  Ihre  Mittel  werden  gebildet  aus  den  Prämien,  Geschenken  und 
Legaten,  Mitglied  kann  jeder  Handarbeiter,  der  Über  10  Jahre  alt,  werden,  die  Ver> 
Sicherung  ist  kollektiv  seitens  der  Unternehmer  oder  individuell.  Sie  geht  auf  alle  Un- 
flUle,  sei  es  dafs  Tod,  vollständige  oder  teilweise  Unfähigkeit  sur  Arbeit  die  Folge  ist, 
sofern  diese  einen  Monat  Qberschreitet. 

Weitere  Gesetze  sollen  die  Auswanderung,  die  Arbeit  der  Frauen  und  Kinder,  die 
korporativen  Gesellschaften,  Volksbanken,  Arbeitsanstellungen  und  Gewerberäte  zum  Ge- 
f^enstand  haben.  Geffcken« 

1)  Stursberg:  Die  Bekämpfung  der  Völlerei  insbesondere  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung.  8«.  37  SS.  Düsseldorf,  Selbstverlag  der  Rheinisch-Westfäli- 
schen Gefängnisgesellschaft,  1877. 

2)  Ein  Wort  zur  Bekämpfung  der  Trunksucht.  Von  einem  Konserva- 
tiven.    8<>.     23  SS.     Berlin  1881.     Verlag  von  F.  Luckhardt. 

3)  Fuchs:  Der  Alkoholismus  und  seine  Bekämpfung.  Heft  8  des  VIIL 
Bandes  der  „Zeitfragen  des  christlichen  Volkslebens.*'  8*.  69  SS.  Heilbronn  1888. 
Verlag  von  Gebr.  Henninger. 

Die  genannten  drei  Schriften,  von  denen  die  beiden  ersten  zwar  schon  älter  sind, 
aber  auch  jetzt  noch  Interesse  beanspruchen ,  suchen  nach  Mitteln ,  die  Gefahren  der 
Trunksucht  zu  beseitigen.  Alle  drei  weisen  auf  den  Zusammenhang  zwischen  Trunk- 
sucht und  Verbrechen  hin,  am  gründlichsten  und  eingehendsten  die  Abhandlung  von 
Pastor  Fuchs.  Letztere  geht  auch  auf  den  Zusammenhang  der  Trunksucht  mit  den 
Ehescheidungen ,  der  Prostitution  und  dem  Mangel  an  Schulbildung  ein  und  zeigt  die 
Gefahren  der  Völlerei  für  die  geistige  und  körperliche  Gesundheit,  ohne  dafs  dabei  die 
Bedeutung  des  Alkohols  als  GenuOi-  und  Heilmittel  verkannt  würde.  Was  die  Mittel 
der  Abhilfe  anlangt,  so  sucht  der  Vortrag  von  Stursberg  dieselben  besonders  auf 
gesetzgeberischem  Gebiete.  £r  verlangt  strengere  Befolgung  der  bestehenden  Vorschrif- 
ten, die  zur  Bekämpfung  der  Völlerei  helfen  können ,  offizielle  statistische  Erhebungen 
über  den  Umfang  des  Notstandes  und  seine  Folgen,  Prüfung  der  Nützlich keits-  und  Be- 
dürfnisfrage bei  der  Konzessionserteilung  und  Einschränkung  der  Kleinhändler,  Bestra- 
fung der  auf  Strafsen,  in  Wirtshäusern  oder  an  öffentlichen  Orten  angetroffenen  betrun- 
kenen Personen  und  Bestrafung  der  Wirte  und  Verkäufer,  welche  geistige  Getränke  an 
Betrunkene,  notorische  Trunkenbolde  oder  Minderjährige  verabfolgen.  Der  konservative 
Anonymus  sieht  ebenfalls  in  Präventiv-  und  Bepressivmafsregeln  gegen  die  Schankwirte 
und  in  der  Bestrafung  der  Trinker  die  wirksamsten  Mittel,  während  Enthaltsamkeitsver- 
eine und  Trinkerasyle  von  nur  geringem  Erfolg  seien.  Die  an  dritter  Stelle  genannte 
Schrift  bemüht  sich,  auch  der  Mäfsigkeitsbewegung ,  den  Trinkerasylen  und  den  Volks- 
kaffeehäusern gerecht  zu  werden  und  verlangt  eine  (jedoch  nicht  übermäfsige)  Erhöhung 
der  Branntweinsteuer,  Aufhebung  des  Gesetzes,  nach  welchem  Trunkenheit  einen  Mil- 
derungsgrund bei  Begehung  von  Verbrechen  bildet,  ein  Punkt,  in  welchem  ihr  die  an- 
dern beiden  Schriften  sekundieren,  und  Erschwerung  der  Schankkonzessionen,  ohne  sich 
au  verhehlen  ,  dafs  auch  diese  Mittel  naturgemäfs  von  nur  beschränktem  Nutzen  sein 
können.     Den  Hauptnachdruck  legt  auch  diese  Schrift  auf  gesetzliche  Marsregeln. 

Der  Hinweis  auf  das  Ausland ,  insbesondere  auf  Schweden  und  England ,  kehrt  in 
allen  drei  Schriften  wieder.  Sicherlich  kann  man  aus  den  Einrichtungen  jener  Staaten 
viel  lernen,  man  wird  sich  aber  bei  genauerem  Studium  der  Verhältnisse  auch  des  Ein- 
drucks nicht  erwehren  können,  dafs  trotz  der  energischen  Gesetze  in  jenen  Staaten  das 
Übel  des  Alkoholismus  immer  noch  in  nur  zu  hoher  Blute  steht,  ein  Eindruck,  der  na- 
mentlich in  der  Abhandlung  von  Fuchs  offen  hervortritt.     Dr.  R.  van  der  Borght. 

Die  Ökonomie  der  Zukunft.  Eine  sozialpolitische  Skizze  von  E.  K.  8*. 
27  SS.     Berlin  1881.    Puttkammer  und  Mfihlbrecht. 

Diese  anonym  erschienene  kleine  Schrift  plaidiert  für  den  „staatssozialistischen'* 
Plan  der  organisierten  Staatsproduktion ;  durch  die  Verwirklichung  dieses  Planes  wür- 
den zwar  langsamer,  aber  ebenso  sicher  wie  durch  das  mit  vielen  Härten  verbundene 
Monopol  die  für  die  Kulturaufgaben  des  Staates  nötigen  Mittel  beschafft  werden.  Er 
findet  sein  Ideal  schon  in  der  Tabacksindustrie  vorbereitet.  Uns  will  es  freilich  nach 
den  Erfahrungen  der  letzten  Jahre  scheinen ,  als  ob  dieses  Vorbild  ein  recht  unglück- 
lich gewähltes  sei.     Nach  diesem  Muster  will  der  Verfasser  auch  auf  allen  übrigen  Bran- 
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eben  den  Privatbetrieb  successive  durch  die  Konknrrens  des  Staats  beseitigen;  den  An- 
fang soll  die  Landwirtschaft  machen,  zu  welchem  Zwecke  der  Verf.  einen  wunderlichen 
„Entwurf  au  einer  Reform  der  landwirtschaftlichen  Verhültnisse**  entwickelt. 

R,  V.  d.  B. 

Torald  Ooebel:  Über  Alters-  und  Witwenversorgung  der  Arbeiter.  8^.  38  SS. 
Berlin  1882.     Carl  Dunckers  Verlag. 

Der  Verf.  glaubt,  dafs  weder  eine  Beform  der  Armenpflege  noch  die  Selbsthilfe  bei 
dem  Mangel  an  Sparsinn  den  Arbeiter  resp.  dessen  Witwe  im  Alter  sicher  stellen 
könne;  er  hält  es  daher  für  nötig,  obligatorische  Kassen  unter  Aufsicht  nnd  Leiteng 
der  Staats-  bez.  Beichsbehörden  einzurichten ,  denen  unter  bestimmten  Umstanden  die 
Unterstützung  aus  öffentlichen  Mitteln  gesichert  sein  müsse.  B.  v.  d.  B. 

Friedr.  Karl  Reichsfreih.  v.  Fechenbach-Laudenbach:  Ein  Beitrag 
zur  Lohn-  und  Arbeiterfrage.     8<>.     36    SS.     Berlin   1882.     Puttkammer  n.  M&hlbrecbt 

Die  Schrift  tritt  so  einseitig  im  ultra-konservativen  Partei-  Interesse  auf,  dafs  sie 
uns  der  Pflicht  enthebt,  wissenschaftliche  Kritik  an  den  darin  enthaltenen  Vor- 
schlag zur  Begelung  des  Arbeitslohnes  zu  legen.  B. 

A.  de  laChevallerie:  Zur  Bekämpfung  der  Bettelei  und  Vagabondage.  8". 
48  SS.     Münster  i.  W.,  Verlag  v.  Heinr.  Schöningh,  1882. 

Diese  kleine  Abhandlung  bespricht  die  Ursachen  der  Bettelei  und  Vagabondage 
sowie  die  bisher  versuchten  Mittel  der  Abhilfe  und  bringt  neue  Vorschläge  zur  Be- 
kämpfung dieser  Übelstände ,  die  von  dem  Prinzip  ausgehen ,  dafs  keine  Unterstütsong 
ohne  Gegenleistung  gewährt  und  dafs  zwischen  Bettlern  und  Vagabonden  aus  Not  und 
von  Profession  unterschieden  werde.  Der  Verf.  hält  sich  von  allen  Extremen  frei  und 
seine  Abhandlung  ist  deshalb  zur  Orientierung  zu  empfehlen.  B. 

Mathilde  Lammers,  Volks-Kaffeehäuser.  Batschläge  für  ihre  Einrichtung  nnd 
Bewirtschaftung.     Nach  englischen  Quellen  bearbeitet.     Bremen,  Boussell.     8*.     76  S8. 

Nächst  Amerika  ist  England  dasjenige  Land,  wo  die  Bestrebungen  zur  Bekampfoag 
der  in  wahrhaft  erschreckendem  Mafs  wachsenden  Trunksucht  bisher  die  energischesten 
Anwälte  gefunden  haben.  Insbesondere  richtet  sich  die  Agitation  gegen  den  mafslosen 
Branntweingennfs.  Zu  den  Mitteln ,  die  eine  Beihe  gemeinnütziger  Vereine  seit  einigen 
Jahren  in  Anwendung  bringen,  gehört  unter  anderem  auch  die  Einrichtung  von  Volks- 
Kaffeehäusern  als  Konkurrenz  gegen  die  verderblichen  Branntweinschenken.  Der  Lon- 
doner Verein :  The  Coffee  Publichouse  Association  hat  zur  Förderung  dieses  Zweckes 
eine  Broschüre  erscheinen  lassen  ,  welche  die  bei  der  Anlage  und  Bewirtschaftung  der 
Kaffeeschenken  in  England  gesammelten  Erfahrungen  zur  Darstellung  bringt.  Die  vor- 
liegende Schrift,  mit  der  die  Verfasserin  der  Institution  dieser  Kaffeeschenken  auch  in 
Deutschland  zur  Einbürgerung  verhelfen  möchte ,  ist  eine  Bearbeitung  jener  Broschüre. 
In  sieben  kleinen  Kapiteln  werden  in  sehr  ansprechender  Weise  die  Bedeutung  der 
Kaffeeschenken ,  die  zur  Anlage  derselben  notwendigen  einleitenden  Schritte ,  die  wirt- 
schaftlichen Grundsätze ,  auf  die  sie  zu  basieren  sind ,  die  Wahl  der  Örtlichkeit ,  die 
Dekoration  und  Ausstattung  der  Lokale,  die  Verwaltung,  Bedienung  und  Aufsicht,  wie 
sie  die  Kaffeeschenken  erfordern,  erörtert  und  zuletzt  einige  Hinweise  auf  die  Qualität 
der  zu  verabreichenden  Nahrungsmittel  und  die  entsprechenden  Preise  gegeben. 

Sicher  wird  die  kleine  Schrift  überall  da,  wo  man  zur  Einrichtung  von  Kaffee- 
schenken in  dem  von  der  Verfasserin  beabsichtigten  Sinn  schreiten  will,  sich  sehr  nütz- 
lich erweisen  und  sie  mag  deshalb  als  ein  Batgeber  in  den  dabei  in  Betracht  kommen- 
den Fragen  bestens  empfohlen  sein.  H.  B. 

E.  V.  Selchow,  Des  Kaisers  Botschaft  und  das  praktische  Christentum.  Eine 
sozialpolitische  Trilogie.     8<>.     VIII  und  40  SS.     Breslau  1888.    Carl  Dülfer's  Verlag. 

Diese  etwas  pessimistische  gefärbte  „Trilogie"  zerfällt  in  die  folgenden  drei  Teile: 
1)  Ohne  Versöhnung  kein  praktisches  Christentum;  2)  ohne  praktisches  Christentum 
keine  Freiheit;  S)  ohne  Freiheit  keine  Seligkeit.  Das  mit  zahlreichen  biblischen  nnd 
anderen  Citaten  gewürzte  Schriftchen  kann  auf  wissenschaftlichen  Wert  keinen  Ansprach 
machen.  R.  v.  d.  B. 

Condition  des  femmes,  de  la,  par  B.  D.     Lyon,  Buban,  1883.     8.     69  pag. 

C  o  r  n  e  t ,  J.  F. ,  Le  paupörisme  et  l'^pargne,  confdrance  donn^e  au  cercle  des  re- 
unions  popnlaires  de  Mons.    Mens,  impr.  Byr  &  Loret,  1883.    18.    20  pag.   fr.  —  75  c. 

Janet,  P.,  Les  origines  du  socialisme  contemporain.  Paris,  G.  BidUiire  k  0*, 
1883.     12.     2  fr.  60  c 

de  L'Angle-Beaumanoir,  B.,  La  traite  des  blancs  au  XlXe  si^e,  suivie  de 
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la  Situation  des  exnployis  de  chemins  de  fer  en  1888.  Mayenne,  impr.  Derenne,  1883. 
8.     16  i»ag. 

Masseron,  J.,  Danger  et  n^cessiti  da  sooialisme.  Paris,  O.  Bailliire  &  0 ,  1883. 
18.     3  fr.  50  c. 

Narjoaz,  F.,  Les  logements  a  bon  xnarchö ,  ce  qa'ils  sont  et  ce  qn'ils  doivent 
Stre.     Paris,  Morel,  1883.     gr.  in-8.     1  fr.  25  c. 

Beck,  S.  W.,  Glovcs:  their  annals  and  associations.  A  chapter  of  Trade  and  So- 
cial History.     London,  Hamilton,  1883.     8.    XVUI— 263  pp.     7/6. 

Savings  Banks.   Retnrns  for  1882.   London  1883.   Folio.   (Parliam.  paper).    1|4 

Shelley,  C.  P.  B.,  Workshop  Appliances.  6^  edition.  London,  Longmans,  1883. 
12.     866  pp.     4|6. 

Atti  del  Congresso  intemasionale  di  beneficenza  di  Milano.  Sessione  del  1880. 
Milano  1882.     gr.  in-8.     VIII— 607  pp. 

Celli,  P. ,  Del  riordinamento  dalla  pabblica  beneficensa.  Milano,  Hoepli,  1883. 
16.     1.  1. 

LeTi,  £.,  Manuale  per  le  bauche  popolari  cooperative  italiane  etc.  Milano,  tip. 
sociale,  1883.     8.     XXIY— 388  pp.     1.  6.  — 

Steccanella,  V.,  Del  comunismo.  Roma,  Tipogr.  di  Propaganda  fide,  1888. 
8.     1  6.  50  c. 

10.    Oeietigebimg. 

Dr.  W.  Gallus,  Die  Organisation  der  Krankenversicherung  fQr  Arbeiter  auf 
Grund  der  Bestimmungen  des  Reichsgesetzes  vom  15.  Juni  1883.  Kl.  8*.  88  SS. 
Leipzig  1883.     Carl  Reifsner. 

Das  Schriftchen  enthält  eine  kurzgefafste  zusammenhängende  Darstellung  des  we- 
sentlichsten Inhaltes  des  Reichsgesetzes  vom  15.  Juni  1883,  welches  am  Scblufs  abge- 
druckt ist,  und  ein  Beispiel  eines  Statuts  Hlr  eine  Ortskrankenkasse  nach  Malsgabe  des 
erwähnten  Gesetzes. 

Die  neue  Gewerbeordnung  mit  dem  EinfUhrungspatente  vom  80.  Dezember 
1859  und  den  Abänderungen  und  Ergänzungen  durch  das  Gesetz  vom  15.  März  1883. 
S^.     58  SS.     Graz  1883.     Verlag  von  Ley kam- Josefsthal. 

Das  Heft  bringt  die  neue  5sterreichische  Gewerbeordnung  vom  15.  März  1888  zum 
Abdruck ,  dessen  nur  wenig  abweichender  Entwurf  schon  in  N.  F.  Band  V  S.  404  ff. 
ausführlich  besprochen  ist. 

Dr.  Hugo  Magnus,  Die  Blindheit,  ihre  Entstehung  und  ihre  Verhütung.  Breslau 
J.  ü.  Kem*s  Verlag  (Max  Müller)  1883.     XVI  u.  338  SS.     8». 

Die  angezeigte  Arbeit  behandelt  im  ersten  Teile  (cap.  I  —  XI)  die  Entstehung,  im 
IL  Teile  (cap.  XII— XIV)  die  Verhütung  der  Blindheit  Ref.  ist  als  Nichtmediziner  nicht 
in  der  Lage  zu  urteilen,  wie  weit  das  Buch  den  medizinischen  Anforderungen  entspricht. 
Für  den  Nationalökonomen  bietet  diese  Schrift,  die  —  wie  der  Verf.  im  Vorwort  be- 
merkt —  den  bisherigen  Mangel  einer  erschöpfenden  Untersuchung  der  Blindheit  besei- 
tigen will ,  des  Interessanten  sehr  viel.  Namentlich  verdienen  die  23  Tabellen  und  5 
graphischen  Darstellungen,  welche  die  Blindheit  in  den  mannigfaltigsten  Beziehungen 
Bor  Anschauung  bringen,  Beachtung.  R.  v.  d.  B. 

1)  Entscheidungen  der  Deutsehen  Gerichte  zum  Reichs-Gtoricbtskostengesetz 
8«.     52  SS. 

2)  Dr.  Carl  Birkmeyer,  RechtsflUle  aus  der  Praxis  des  Reichs-Civilprosesses 
mit  wissenschaftlichen  Ausarbeitungen.  8<*.  171  SS.  Beides:  Wismar  1883.  Hinstorff*- 
sche  Hofbuchhandlung  Verlags  -  Conto. 

Die  erste  der  genannten  beiden  Schriften  enthält  eine  geschickte  Zusammenstellung 
von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  zum  Reichs-Gerichtskostengesetz ,  welche  nach 
den  §§.  dieses  Gesetzes  geordnet  sind.  —  Die  zweite  Schrift  bringt  drei  längere  Ab- 
handlungen :  1)  zur  Lehre  vom  Versäumnisurteil,  2)  zur  Auslegung  des  §.  94  der  RCPO., 
8)  zum  Begriff  der  „Verhandlung*'  nach  der  RCPO. ,  deren  Bedeutung  sich  schon  dar- 
aus erkennen  läfst,  dals  die  Auslegungen  des  Verf.  bereits  die  Grundlage  zu  einer 
höchstinstanzlichen  Entscheidung  des  Reichsgerichtes  geboten  haben.         R.  v.  d.  B. 

E.  von  Woedtke,  Das  Reichsgesetz,  betreffend  die  Krankenversicherung  der  Ar- 
beiter. Vom  15.  Juni  1883.  8«.  XXVI  n.  283  SS.  Berlin  und  Leipzig.  Verlag  von 
J.  Guttentag  (D.  CoUin).     1883. 

Das  Reichsgesetz  vom  15.  Juni  1888  ist,  wie  bekannt,  sehr  kompliziert  und  bietet 
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dem  Vgntbdnis  «ig  dar  praktlichan  DurchfHhniiiB  maneha  Scbwierigkeitan,  die  beui- 
tigt  irgrden  iuDkhid,  wann  das  Qeseti  mit  Erfolg  gehandhkbt  werden  soll.  Dun  beiin- 
tr>gsn  iit  der  Zweck  du  Terfuiers,  der  dem  Oeaetia  diiTch>a>  ijmpatbiiich  gsgeufibar- 
Bteht.  In  der  Binlaitnug  »childerl  er  mit  knappeii  WorMa  die  EnUtehnng  da*  Oeutiu 
und  giabt  in  gadringtar  KSraa  eine  Dantellang  du  wueotlichen  Inhalt!  denelben. 
Der  aigBDtlicfaa  Text  anthSIt  iDoKchst  eine  Iftcgare  Aaiinhrniig  Ober  die  BagTfUdang 
das  Oesatientwnrfi ,  betr.  die  Kr&nkenvariicberuDg  der  Arbeiter.  Daran  achliefst  lich 
eine  Wiedergabe  des  Oeieties  vom  10  Jnni  lS83  mit  umfangreicbeD  nnd  grfindlichaii 
ErlKatecnngan  anter  dem  Texte.  Im  Anhang  iit  du  Qeaeti  über  die  eiDgeaehTJabenen 
Hilfskauen  vom  T.  April  1S7S  abgedruckt.  Ein  alpbabatiiclies  Bachragister  erleichtert 
die  Handhabung  dea  Bnehu ,  walchu  aicheiiich  geeignet  tat,  daa  icbirierige  Snnken- 
Tanicharangigeaati  dam  Verstindnia  du  grofaan  Pablikon»  ntber  in  bringen. 

E,  T.  d.  B. 

Dt.  Panl  JSckel,  Dia  ZwangivolUtrecknng  in  Immobilien.  B«.  VIU  n.  Sil 
S.  Berlin  liS3.  Verlag  von  Frani  Vahlen. 

Der  Terf  bubaicbtigt,  in  Anmerkungen  einen  ananhrlicbaD  Kommentar  1)  la 
dam  Qeuti  betr.  die  Zwangsvollstreckang  In  dai  anbewegllcbe  TermSgen  t.  13.  Jsli 
188S,  I]  tu  dem  Oaaeti  betr.  die  Gerichtakosten  bei  Zwangsventaigerungen  und  Zwanga- 
vertialtaDgen  von  Gegenitändea  du  unbeweglichen  Vennägena  Tom  18.  Juli  1S83,  3)  la 
der  Hiniaterial-InitrnktioD  Ober  die  OascbKItaHlhruDg  der  Verwalter  in  der  ZwangiTer- 
waltung  in  geben.  Man  darf  erwarten,  daPs  diue  neue  Arbeit  du  Verf.  dem  1881  in 
S,  Auflage  erachieneneD  weitverbreiteten  Kommentar  tnr  Subhastationaordnung  desaalben 
Anton  ebenbürtig  lün  wird.  R.  ▼.  d.  B. 

Troja,  das  Varel nsiollgueti  vom  i.  Juli  1868  mit  AuafHhrungabeatimmQDgen  ■. 
ErlSnterungen,  den  Butimmangan  Aber  daa  ätnfverfahren ,  dem  Qeseu  vom  I.  Juli 
186S,  batreffeud  die  Sicherung  der  Zollgrenie  gegen  Hamburg  and  Bremen,  dem  Zcll- 
kartell  vom  11.  H^  IBSS  und  den  VertragabutimTnongeo  Bber  die  Buteoerung  innerer 
Eraengniaae  und  die  Übergangaabgaben.  Ein  Handbuch  fDr  Zollbeamta  and  Zollpfikb- 
tige  nach  amtlichen  Qaellen  bearbeitet  und  heransgegeben.  3.  Anfiage.  Harbni^,  Elkan. 
148  Sa.     8". 

Die  vorliegende  dritte  Auflag  der  Troje'ichen  Bearbeitung  du  V-^-yg,'^,. - 
setau  befolgt  den  schon  früher  adaptiertau  Orundsati,  die  elnaelnen  Guetie  ■  j^g^  Lon- 
durch  die  eriauenan  Aoiführnngshastimmungen  kura  lu  erlintern.  Nun  ia.  u  die«. 
Auflage  bloi  die  Aufnahme  der  Vorecbriften  über  daa  Strafverfahren  und  du  die  Sicherung 
der  Zallgranie  gegen  Hamburg  und  Bremen  batreSendan  Beicbsguatiea ,  endlich  ein 
kurzer  und  sehr  dQrltiger  Abrib  der  Geaehichte  du  Zollvereins.  — 

Troje,  die  Begulative  und  sonstigau  AnsfBhrungsbutimmungau  lum  VerainaaoU- 
gsieta  vom  1.  Juli  iB89  nebit  den  Bestimmungen  Über  den  Übergan giabgabenveAehr. 
I.  wesentlich  verbuserte  nnd  vermehrte  Anflage.  Harburg ,  Elkan.  S  Binde.  316  o. 
ISA  89.     S>. 

Dia  neue  Auflage  der  vorliegenden  Schrift  scheint  ein  Beweis  dafür  tu  sein,  daTs 
lia  ihrem  Zweck  entsprachen  hat:  sowohl  den  Beamten  als  auch  den  Zollpflichtigao  eine 
übarsiefatlicha  Danteilung  der  AusfBhrungsbutlniinaugen  lum  Verein saollgaseti  danu> 
bieten.  Der  Verfasier,  dem  die  Erfahrungen  einer  langjährigen  Praxis  aur  Seite  stehen, 
hat  in  diuer  Auflage  eine  grofse  Zahl  von  ErTreitsrungen  und  Varbeuemngan  vorge- 
nommen nnd  auf  diue  Weise  die  Schrift  noch  mehr  den  Bedürfnissen  der  Kreise,  für 
die  sie  butimmt  ist,  anaupaasen  gesucht.  — 

Troje,  Anleitnng  som  Btudinm  dar  Zoll-  und  Steuerguetse  und  der  auf  diue 
gegründeten  Verwaltnugsvorschriftati.  Ein  Uilfsbuch  für  jüngere  nnd  tltere  Beamte  in- 
sondertieit  anm  Zweck  dar  Kepetiüon  nnd  Prüluog.  Krtter  Teil.  Harburg,  Elkan 
14 1  SS.     8». 

Das  vorliegende  Büchlein  führt  In  kaCecbeti scher  Form  die  aXntlichen  Ifalerian  dar 
iiullrcktan  Slauarverwaltung  vor  nnd  mag  wegen  seiner  Dhsraichtliehkelt  und  FaTalich. 
koit  jüngeren  Beamten,  die  sich  für  den  Eintritt  in  die  Zoll-  nnd  Steuerrarwaltailg  VOI- 
bercitan  wollen,  ein  dienlicher  Leitfaden  sein. 

W.  Jacho,  Daa  Relcbutempelgesets  vom  1.  Juli  l'BBl  nebst  den  AnBfUiraagtT<»~ 
Schriften  and  Bealimmungen  wegen  Erhebung  and  Verrechnung  der  Baicbutempelabga- 
hen,  Hit  Kommentai  ffir  den  praktischen  Gabrauch  heiansgegeben.  Dflaaaldorf,  Schwann. 
1888.    88  SS.     8*. 

Bekanntlich   ist  das   Beichstempelguett   bei  unserer   Handalswalt  im  selilecbteaten 
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Ansehen.  Die  Mängel  des  Qesetses  werden  sehr  bedeutend  gesteigert  durch  die  Schwie- 
ricrheiten,  die  es  in  der  Praxis  darbietet.  Ein  gater  und  handlicher  Kommentar  ist  des- 
halb ein  lebhaftes  BedQrfnis.  Ein  solcher  liegt  u.  E.  in  der  angeseigten  Schrift  vor. 
I>ie  zahlreichen  Erläuterungen,  die  der  Kommentar  bietet,  sind  darum  von  besonderem 
Wert ,  weil  sie  sich  sum  grölsten  Teil  auf  die  ergangenen  Ministerialerlasse  und  die 
Motive  sum  Gesetsentwurf  stfltsen.  Sehr  nütilich  ist  das  Verzeichnis  der  nach  dem 
Gesetz  snstlndigen  Steuerstellen.  Ein  alphabetisches  Sachregister  erhöht  die  Brauchbar- 
keit des  Qanzen. 

Dr.  Rudolf  Meyer,  Heimstätten-  und  andere  Wirtschaftsgesetze  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  von  Kanada,  Bufsland,  China,  Indien,  Rumänien,  Serbien  und  Eng- 
land. —  Berlin  1888.     Verlag  von  Hermann  Bahr.     688  S. 

Von  der  vorliegenden  umfangreichen  Materialiensammlung  besteht  das  wichtigste, 
auf  welches  wir  an  dieser  Stelle  des  knapp  bemessenen  Raumes  wegen  allein  eingehen 
wollen,  in  der  Vorf&hrung  der  zum  teil  wörtlich  angegebenen  amerikanischen  einzelstaat- 
lichen Heimstättegesetzgebung  (homestead-ezemptions).  Da  die  Details  dieses  Agrarrech- 
tes bei  uns  nur  unzureichend  bekannt  waren  und  die  Bemerkungen  frfiherer  amerikani- 
scher Reisesehriftsteller  in  der  deutschen  Presse  manche  Misverständnisse  erzeugt  haben, 
so  wird  man  es  dankbar  anerkennen  müssen,  dafs  der  Verf.  der  in  dem  grodien  Amerika 
so  mühsamen  Arbeit  der  Beschaffung  dieser  nicht  unwichtigen  Gesetze  sich  unterzogen 
hat.  Leider  werden  wir  aber  über  die  einzelnen  Wirkungen  derselben  auf  das  volks- 
wirtschaftliche Leben,  wie  der  Verf.  S.  XXX  selbst  eingesteht,  nicht  genügend  unter- 
richtet, statt  dessen  jedoch  im  allgemeinen  mit  der  unerwiesenen  Behauptung  abgefunden, 
dafs  die  in  den  Vereinigten  Staaten  thatsächlich  vorhandenen  günstigen  sozialen  und  öko- 
nomischen agrarischen  Zustände  das  Resultat  der  in  Frage  stehenden  Gesetzgebung  seien. 
Das  mag  zu  einem  geringen  Teil  so  sein,  entscheidend  aber  sowohl  für  die  Energie,  den 
Unternehmungsgeist  und  die  wirtschaftliche  Freiheit  der  Farmer,  als  auch  für  die  hohe 
gesellschaftliche  Stellung  der  landwirtschaftlichen  Lohnarbeiter  ist  —  wie  u.  a.  Henry 
George  nachgewiesen  hat  —  die  reiche  Fülle  des  billigen  Landes  gewesen,  welches  dem 
Grundbesitzer  immer  von  neuem  die  Arbeitskräfte  entzogen  und  ihn  so  zu  verbesserter 
Technik  der  Landbestellung  gezwungen  hat  und  welches  bisher  immer  ermöglichte,  dafs 
j«.    «l^v^^i^elöhner  ein  selbständiger  wohlhabender  Bauer  werden  konnte. 

Das  H«  lelstaatliche  Heimstättegesetzgebung  ist  ein  Kompromiss  von  zwei  einander 
irWeht^tk.^uden  Ideen,  der  unbeschränkten  Verfügungsfreiheit  über  den  Boden  und  der 
vollen  Gebundenheit  desselben,  ein  Kampfesresultat  des  modernen  liberalen  Prinzips  mit 
der  jedem  Staatsleben  in  bezug  auf  die  Bodenverteilung  innewohnenden  Erhaltungsten- 
denz. Ist  nun  das  Heimstätterecht  für  Amerika  der  richtige  Koinzidenzpunkt?  und  auch 
für  Westeuropa?  Vergebens  sucht  man  in  dem  vorliegenden  Buch  die  Beantwortung 
dieser  Fragen.  Denn  alle  Argumente  wenden  sich  allein  gegen  die  rechtliche  Gleichstel- 
lung des  Landes  mit  dem  beweglichen  Vermögen,  so  dafls  statt  der  homestead  exemptions 
ebensogut  das  mittelalterliche  Agrarrecht  empfohlen  werden  könnte. 

Die  von  den  einzelnen  Staaten  erlassenen  Gesetze,  welche  belumntlich  mit  dem  Bnn- 
desheimstättegesets  über  die  Ansiedelung  nicht  zu  verwechseln  sind,  enthalten  keineswegs 
gleichartige  Bestimmungen,  wie  aus  der  folgenden  kurzen  Inhaltsangabe  hervorgeht :  1)  Die 
Heimstätte  ist  ein  nach  dem  Werte  oder  nach  der  Gröfse  bemessenes  Stück  Land  mit 
dem  darauf  beflndliohen  Wohnhaus.  Man  unterscheidet  dabei  städtischen  und  ländlichen 
Boden.  8)  Die  Heimstätte  ist  vermöge  der  Exemptionsgesetze  dem  Eigentümer,  den 
Oläubigem  gegenüber ,  sichergestellt-  Der  Zwangsverkauf  ist  jedoch  gewöhnlich  wegen 
Schulden  zulässig,  welche  herrühren :  a)  ans  dem  über  den  Kauf  der  Heimstätte  geschlos- 
senen Kontrakte,  b)  aus  Handwerkerpfandrechten  (liens),  c)  aus  Steuern,  d)  aus  gekauf- 
tem, aber  kreditiertem  beweglichen  Eigentum,  welches  selbst  Gegenstand  der  Ezemption 
ist.  Es  bestehen  nämlich  auch  für  das  bewegliche  Vermögen  einzelstaatliche  verschieden 
weitgehende  Pfändungsgesetse,  welche  einen  Teil  desselben  von  der  Exekution  ausnehmen. 
8)  In  den  meisten  Staaten  kann  die  Heimstätte  ganz  oder  teilweise  verkauft  oder  hypo- 
thekarisch verschuldet  werden.  Es  sind  dazu  aber  bestimmte  Formalitäten  erforderlich, 
und  wenn  der  Besitzer  verheiratet  ist,  muts  die  Frau  ihre  Einwilligung  dazu  geben.  Ist 
ein  Ehegatte  gestorben  und  minorenne  Kinder  sind  vorhanden,  so  ist  die  Goiehmigung 
des  Vormnndschaftsgerichts  einzuholen.  In  Texas  kann  die  Verschuldung  nach  dem 
neuen  Gesetz  von  1888  nur  für  die  unter  8  a,  b,  o  angegebenen  Fälle  eintreten.  Ähn- 
liche Bestimmungen  in  Louisiana.  4)  Nach  dem  Tode  eines  Ehegatten  bleibt  die  Heim- 
stätte dem  Überlebenden   und  den  Kindern,   htX  dem  Tode  beider  den  Kindern  bis  das 
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jüngste  von  ihnen  21  Jahre  alt  ist.  Dann  treten  die  Bestimmungen  des  Erbrechts  ein. 
Im  aUgemeinen  herrscht  Testirfreiheit  and  ab  intestato  gleiches  Erbrecht  aller  Kinder. 
Entails  sind  hier  und  da  verboten,  meist  beschrftnkt  gestattet.  Vergl.  §  814.  Die  alt- 
germanische  Weise,  wonach  die  Jüngeren  Familienglieder  nach  fernen  Gegenden  answan- 
dem,  hat  sich  in  Neuengland  erhalten.  Eine  Zersplitterung  der  spann-  und  maschinen- 
filhigen  Farmen  in  Zwergwirtschaften  findet  also  nicht  statt  Der  Vater  steaert  bei 
Lebzeiten  die  jüngeren  Kinder  aus  oder  bevorsagt  eins  als  Anerben  der  Farm  im  Testa- 
ment 5)  Der  Heimstfttteschuts  ist  in  manchen  Staaten  fakultativ  d.  h.  erfolgt  nur  anf 
Antrag  des  Besitzers,  in  andern  tritt  er  ipso  jure  ein. 

Schliefslich  wollen  wir  noch  bemerken,  dafs,  wer  die  Art  der  B.  Meyerschen  Pole- 
mik kennt,  in  dieser  Beziehung  nichts  neues  findet.  Übertriebene  SelbstverherrUcfaoBg 
und  mafslose  Eitelkeit  sind  überall  dort  zu  finden,  wo  die  Persönlichkeit  des  Verfassers 
in  Frage  kommt.  Unmotivierte  grobe  Ausf&Ue  gegen  Andersdenkende  machen  die  Lek- 
türe des  Buches  zu  einer  wenig  erfreulichen.  Sorge  hat  der  Verf. ,  dafs  die  von  ihm 
publizierten  Gesetze  mifsverstanden  werden.  Sein  eiteler  Glaube,  allein  von  dem  wirt- 
schaftlichen Leben  der  Gegenwart  etwas  zu  verstehen,  bestimmt  ihn,  seine  Weisheit  für 
sich  zu  behalten.  Ist  er  sich  wirklich  dunkeler  Stellen  des  von  ihm  vorgeführten  Mste- 
rials  bewußt ,  so  möchte  es  doch  wohl  die  Aufgabe  eines  aufrichtigen ,  für  das  Wohl 
seines  Vaterlandes  beseelten  Gelehrten  sein,  den  Sohleier  jeder  Irrtum  erregenden  Aus- 
drucksweise an  lüften.  A.  Sartorius  von  Waltershausen. 

Catherinot,  Les  aziomes  du  droit  fran9ai8.  Avee  une  notiee  sor  la  vie  et  les 
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Conseil  g^n^ral  du  d^partement  de  la  Seine,  Ul^me  Session  de  1882.  Premüre 
partie  (604  pag.):  M4nioires  de  M.  le  Prüfet  de  la  Seine  et  de  M.  le  Prüfet  de  poliee. 
Deoxi^me  partie  (934  pag.):    Proc^verbaux.   Par.,  imprim.  monieipale  1888.    gr.  in-8. 

Duval,  C,  L'administration  monieipale  de  la  commune  et  dn  canton  de  Viry  (d^ 
partement  da  Mont  Blanc),  de  l'an  1  k  Tan  7  de  la  röpubliqae  fhmfaisa  (17»3'-lf99). 
Saint-Jnlien,  impr.  Marlat,  1883.    8.    802  pag. 

Congressional  Directory,  compiled  for  the  ose  of  Congress,  by  B.  Peiltj 
Poore  (XLVn.  Congress,   2^^  seesion).     2nd  edition,  corrected  to  Febr.  8,  1888.    Wss- 
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faingten,   OoTernment  Office,    1888.     gr.    in-S.     189  pp.   with   yiew  of  the  Capitol  and 
map  of  Washington  City. 

Hobhonse,  H.,    The  Parliamentary  Elections  (Gorrnpt  and  Illegal  Practices)  Act, 

1883.  With  indrodaction  and  ezplanatoiy  notes  etc.     London,  W.  Maxwell,  1888.     8. 
260  pp.     &|.-- 

Standing  Orders  of  the  Lords  and  Commons  relative  to  Private  Bills  for  Session 

1884.  London,  Waterlow,  1883.     IS.    5|. — 

Bernal  de  O'BeiUy,  A.,  Elementos  para  el  ^ercicio  de  la  carrera  consolar. 
Bs^onne,  Moncla  frbres,  1883.   8.    835  pag.     10  fir. 

Delgado,  ILE.,  Gontratos  administrativos ,  6  de  obras  j  servicios  püblicos. 
Madrid,  M.  G.  fiermandez,  1883.    4.    12  r. 

Va.   Btatlitik. 
Deutschland. 

Mitteilongen  der  grofsheraoglich  hessischen  Zentralstelle  für  die  Landesstatistik. 
Mai^Ang.  1888. 

Inhalt:  N<>  287:  Die  überseeische  Answanderang  ans  dem  Orofsh.  Hessen  nach 
aufserenropiUsohen  Litndem  1882.  —  Dienstliche  Arbeiten  der  Stenerkommissariate 
1881 — 82.  —  Beitreibung  der  direkten  Stenern  und  indirekten  Auflagen  1881 — 82.  — 
Preise  der  gewohnlichen  Verbranchsgegenstande  Mars  188B.  —  Sterblichkeitsverhältnisse 
Mars  1883.  -^  Meteorolog.  Beobachtungen  lu  Darmstadt  Mära  1883.  —  No  288:  u.  a.: 
Ortsanwesende  Bevölkerung  des  Grofsh.  Hessen  am  1.  Des.  1880  nach  Geschlecht  und 
Geburtsort.  —  Eisenbahnen  M&ra  1883.  —  Errichtete  und  gelöschte  Hypotheken  1881 
— 82.  —  Taubstummenanstalten  1882 — 83.  etc.  —  No  889  s  u.  a«:  Hunde  und  Hunde- 
steuer 1882 — 83.  —  Einnahme  an  Zöllen  vad  gemeinschaftlichen  Verbrauchssteuern 
1882»8S.  etc.  —  N»  290:  u.  a.:  Studierende  auf  der  Landesuniversitftt  8.  S.  1883.  — - 
Die  laodwirtsobartliche  Bodenbenutzung  und  die  Ernteertr&ge  1882.  etc.  —  No  291: 
n.  a. :  Telegraphenverkehr  1881  und  1882.  —  Kulturkoeten  ffir  Domanialwaldungen 
1879|80— 1881J82.  —  Erwerbung  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  1882.  ^  Pro- 
sesse  in  Bezug  auf  die  Zölle  und  Steuern  des  Beichs  sowie  die  privativen  indirekten 
Abgaben  1882—83  etc.  —  No  294:  u.  a.:  Gesundheitssustand  und  TodesflUle  im  Grfsh. 
Hessen  v.  I.  Qua^  1888.  —  Salsbesteuerung  1882 — 88.  —  Einkommensteuerpflichtige 
1883—84.  —  Ver&Dderungen  an  den  Binkommensteuerkapitalien  1870— 1883|4.  — 
Stenerrflokvergütnngen  für  ausgeführtes  Bier  1882—83.  etc.  —  No  298 1  u.  a :  Übersicht 
fiber  die  im  Grofsh.  Hessen  i.  J.  1882  in  entgeltlicher  Pflege  befindlich  gewesenen  Kin- 
der unter  8  Jahren,  etc.  —  No  294 :  u.  a :  Frequens  der  technischen  Hochschule 
1882|3.  —  Bergwerke,  Salinen  nnd  Hütten  1882.  —  Ergebnbse  der  nichtstreitigen  Ge- 
richtsbarkeit im  Grofsh.  Hessen  i.  J.  1881.  —  PrfiparandenanstalUn  1888/3. 

Schweiserische  Statistik.  Hrsg.  vom  Statist  Bureau  des  eidgenössischen 
Departements  des  Innern.     Bern  1883. 

Bd.  LV.  4«.  X2XU  u.  126  Seiten.  Hit  2  graphischen  Darstellungen.  Inhalt: 
I>ie  Bewegung  der  Bevölkerung  in  der  Schweis  im  Jahre  1881.  —  Bd.  LVI.  4<>.  XXIX 
u.  192  SS«  Mit  2  graphischen  Darstellungen.  Inhalt :  Die  eidgenössische  Volkszählung 
vom  1.  Des.  1880.    IL  Die  Bevölkerung  nach  Alter,  Geschlecht  und  Zivilstand. 

Statistiqae  de  la  principautö  de  la  Bulgarie.  II.  Hrsg.  vom  stat  Bu- 
reau des  Fflrstent  Bulgarien.    4«.     VUI  n.  87  SS.     Sofia  1888. 

Diese  U.  Publikation  des  statistischen  Bureaus  von  Bulgarien  stellt  den  auswär- 
tigen Handel  des  Fürstentums  während  der  Jahre  1880  und  1881  dar.  Der  Wert 
des  Imports  ist  seit  1879  stetig  gewachsen,  während  der  des  Exports  1881  um  13  Hill, 
gegen  1880  zurückgeblieben  ist;  es  betrug 

Import.  Export. 

1879  .  .  .  32,1  MilL  Frcs.       20,1  MUl.  Fros. 

1880  .  .  .  48,2       „       „  83,1       „       „ 

1881  .  .  .  58^       y,       „  Äl^.,     ,f       ,t 

Ab  der  Einfuhr  des  Jahres  1881  sind  besonders  Osterreioh-Ungam  nnd  England 
beteiligt,  jenes  mit  14,7  MiU.  Frcs.  oder  25,5  {(,  dieses  mit  13,6  MiU.  Free,  oder  23,3  f. 
Ein  sehr  bedeutender  Teil  der  Einfuhr  (33  f)  und  der  Ausfuhr  (26 f)  ging  1881  über 
den  Hafen  Vama  am  schwarsen  Meere«  Die  wichtigsten  Einfuhrartikel  sind  Stein- 
sais, Zueker,  Spirituosen,  Roheisen,  baumwollene  Game  nnd  Gewebe,  während  die  Aus- 
fuhr sich  besonders  auf  Mais,  Weizen,  Gerste,  Boggen  etc.  erstreckt.  R.  v.  d.  B. 
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Ergebnisse  d.  baltischen  Volkssählung  ▼.  89.  Des.  1881.  1)  Teil  L  Er- 
gebnisse der  livlftndischen  Volkszfthlung.  a)  I.  Bd.  Die  Zlhlitng  in  Riga  und  im 
Bigaschen  Patrimonialgebiet.  Von  Fr.  t.  Jung-Stilling  und  W.  Anders.  Lief.  I. 
4t^.  50  SS.  Biga  1888.  b)  Anhang  dasu:  Kartographische  Darstellung  der  BeTÖl- 
kemngsdichtigkeit  in  der  Stadt  Biga.  Von  Fr.  v.  Jang-Stilling  und  W.  A n - 
ders.  Biga  1883.  2)  Teil  II.  Ergebnisse  der  ehstlftndischen  Volkss&hlong. 
I.  Bd.     Die  Z&hlung  in  Beval.     Von   Paul  Jordan.     Lief.  I  and  II.     Reral  18SS. 

Mit  den  angeseigten  Schriften  liegen  die  ersten  Publikationen  über  die  am  S9.  Des. 
1881  veranstaltete  baltische  Volkszählung  Tor.  Bei  den  Schwierigkeiten,  die  in  jenen 
Gegenden  durch  Mifstrauen  und  Unkenntnis  einer  umfassenden  Zählung  entgegengestellt 
werden,  verdient  das  Erreichte  vollkommenste  Anerkennung,  wenngleich  dort  noch 
weniger  als  anderswo  auf  ein  lutreffendes  Besultat  zu  hoffen  war.  Die  statistischen 
Bureaus  der  russischen  Ostseeprovinsen  haben  sich  untereinander  Über  die  Art  und 
Weise  der  Publikationen  geeinigt,  so  dafs  die  Vergleichbarkeit  der  Ergebnisse  in  Ltv- 
land,  Ehstland  und  Kurland  im  wesentlichen  gesichert  ist.  Die  Bevölkerung  ist  ge- 
schieden nach  Geschlecht ,  Alter ,  Zivilstand ,  Sprache ,  Konfession  ,  Beruf ,  Nationalität, 
Bildungsstand,  Ansässigkeit  und  Hingehörigkeit  etc.  Aulserdem  erstreckt  sich  die  £r^ 
hebung  auf  die  geistigen  und  körperlichen  Gebrechen ,  auf  die  Grundstficke ,  Gebäude 
und  Wohnungen,  auf  die  Zahl  und  Art  der  Haushaltungen,  auf  den  Viehbestand  u.  s.  w. 

Auf  die  Ergebnisse  der  Zählung  spezieller  einzugehen ,  wird  erst  dann  angezeigt 
sein,  wenn  dieselben  vollständig  vorliegen.  FQr  jetzt  mag  es  genügen ,  den  Stand  der 
Gesamtbevölkerung  (inkl.  aktive  Militärs)  anzuführen.    Es  betrug 

in  Biga  in  Beval 

die  Gesamtbevölkerung 169  829  E.       50  488  E. 

darunter  männliche  Personen    .     86  826   „       86  488    „ 
„        weibliche  „        .    83  604   „       84  006   „ 

In  beiden  Städten  hat  sich  die  Bevölkerung  demnach  vermehrt;  denn  in  Biga  war 
nach  den  bisher  bekannten  Angaben  die  Gesamtbevölkerung  108000  Einw. ,  in  Beval 
81  869  Einw.  K  v.  d.  B. 

H.  B  0  s  i  n ,  Das  Polizeiverordnungsrecht  In  Preufsen.  Verwaltnngsrechtlieh  ent- 
wickelt und  dargestellt.   Breslau,  Verlag  von  Wilhelm  Köbner,  1888.     8*.     VUI,  808  SS. 

Die  vorliegende  Schrift  enthält  eine  eingehende  und  belehrende  Erörterung  über  das 
Polizeiverordnungsrecht  in  Preufsen.  Sie  erscheint  nicht  nur  als  ein  sehr  dankenswerter 
Beitrag  zur  wissenschaftlichen  Erkenntnis  der  Institution  der  Polizeiverordnnngen ,  son- 
dern wird  auch  dem  Praktiker  gute  Dienste  leisten.  Das  Verwaltungsrecht  ist  eine  so 
junge  Wissenschaft,  dafs  es  zu  seiner  Fortbildung  und  Vertiefung  einer  monographisch«! 
Bearbeitung  dringend  bedarf;  Schriften  wie  die  des  Verf.  sind  daher  gerade  auf  diesim 
Gebiete  doppelt  willkommen  zu  heifsen. 

Unter  den  allgemeinen  Erörterungen ,  mit  welchen  der  Verf.  seine  Darstellnng  ein- 
lotet, seien  namentlich  die  über  den  Begriff  des  Gesetzes  hervorgehoben.  Derselbe  8«dit 
die  in  neuerer  Zeit  viel  umstrittene  Lehre  dadurch  zu  fordern,  dafs  er  in  Anlehnung  an 
Jhering  zwischen  individuellen  und  konkreten  Thatbeständen  unterscheidet,  als  erster» 
solche  bezeiclmet,  welche  als  Falleinheit  der  rechtlichen  Normierung  unterliegen,  als  letz- 
tere solche,  welche  nicht  als  Falleinheit,  sondern  als  einzelne  Erscheinungsform  einer 
abstrakten  Einheit  in  Betracht  kommen  und  dem  Gesetz  zwar  die  Begelnng  individueller, 
aber  nicht  die  Begelung  konkreter  Bechtsverhältnisse  zuweist«  Ob  diese  Unterscheidung 
saohlich  gerechtfertigt  ist ,  darüber  wird  man  billiger  Weise  streiten  können.  Immerhin 
bleibt  dieselbe  als  ein  neuer  Versuch,  die  hier  in  Frage  stehenden  Probleme  zu  lösen, 
beachtenswert. 

Statistik  des  Hamburgisohen  Staats.  Bearbeitet  vom  statistisehen  Bureau 
der  Deputation  für  direkte  Steuern.  Heft  XII.  II.  Abteil.  Hamburg,  MeiHmer  1883. 
186  SS.    4«. 

Das  vorliegende  Heft,  mit  dessen  Herausgabe  Herr  Nefsmann  seine  langjähr^ 
verdienstvolle  Thätigkeit  als  Vorstand  des  statistischen  Bureaus  der  SteuerdepntatioB  in 
sehr  wilrdiger  Weise  abschliefst,  enthält  eine  gröfsere  Zahl  sorgflUtig  ausgearbeiteter 
statistischer  Berichte.  Namentlich  zeichnen  sich  die  Bevölkerungsstatbtischen  Arbeiten 
durch  Genauigkeit  und  Gründlichkeit  aus,  so  die  von  Nefsmann  herrfihrende  über  die 
Eigentümlichkeit  einzelner  Stadt-  und  Gebietsteile  in  besug  auf  die  ZusammenaetauBg 
der  Bevölkerung,  wie  die  Arbeit  von  Dr.  G.  Koch  Über  den  Bevölkerungswechsel  in 
den  Jahren    1880  und  1881 ,   im  Vergleich   mit  dem  Stande  der  Bevölkerung  naeh  der 
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ZUiliing  vom  1.  Dezember  1880.  Sehr  dankenswert  ist  auch  der  Bericht,  die  Aus- 
'Wanderung  fiber  Hamburg  nach  transatlantischen  Plfttsen  im  Jahre  18 BS  betrefifend,  wie 
die  Darstellung  der  Ergebnisse  einer  in  Hamburg  schon  wiederholt  angestellten  Erhebung 
über  das  Verhtltnis  «wischen  Einkommen  und  Miete  und  die  Statistik  der  Selbstmord- 
fSlIe  im  Hamburgischen  Staate  wfthrend  des  Dezenniums  1872|1881.  Die  Ergebnisse  der 
Viehsftblung  vom  10.  Jenuar  1883,  der  Statistik  der  Wahlen  im  Jahre  1888,  der  Auf- 
nahme der  Flofsfahrzeuge  Ende  1888 ,  der  Statistik  der  Ernteerträge  in  den  Jahren 
1881  und  1882  und  der  Bewegung  der  Bevölkerung  im  Jahre  1888  bilden  das  Schlufs- 
kapitel  des  reichhaltigen  Heftes. 

Wir  wollen  hoffen,  daiJs  das  Hamburgische  statistische  Bureau  der  Steuerdeputation 
unter  seiner  neuen  Leitung  fortfahren  wird,  seiner  Aufgabe  in  einer  ebenso  gewissen- 
baften  und  fk-uchtbaren  Weise  wie  bisher  zu  entsprechen.  H.  B. 

Statistischer  Auszug  und  verschiedene  Nachweise  in  Bezug  auf  Hamburgs 
HandelszustSnde  im  Jahre  1888.  Hrsg.  von  der  Handelskammer  in  Hamburg.  Ham- 
burg 1883.    4«.     XLIV  SS. 

Aus  dieser  geschickt  gearbeiteten  dankenswerten  Publikation  der  Hamburger  Han- 
delskammer verdient  besonders  eine  Zusammenstellung  erwähnt  zu  werden,  welche  die 
Beteiligung  der  verschiedenen  Flaggen  am  Seeschifffahrtsverkehr  des  Hamburger  Hafens 
sur  Anschauung  bringt,  unter  Berficksichtigung  der  Zahl  und  des  Tonnengehaltes 
entfielen : 


1876—80 


1881 
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Schiffe 


Tonnen- 
gehalt 


Schiffe 


Tonnen- 
gehalt 


Schiffe 


Tonnen- 
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auf  die  deutsche  Flagge    .  . 
„     „    grofsbritann.  Flagge 
tlbrigen  Flaggen  .  . 
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Daraus  geht  hervor,  dafs  die  deutsche  Flagge  an  Zahl  der  Schiffe  schon  die  grofs- 
britannische  überholt  hat  und  auch  an  Tonuengehalt  der  letzteren  mehr  und  mehr  nahe 
kommt.  R.  v.  d.  B. 

Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin.  9.  Jahrgang:  Statistik  des  Jahres 
1881  Hrsg.  von  Bichard  Bdckh.  8«.  X  und  888  SS.  Berlin.  Verlag  von  Leonhard 
Simion.     1888. 

Der  verdienstvolle  Herausgeber  ist  mit  Erfolg  bemüht  gewesen,  trotz  des  änfserst 
knappen  Baumes,  der  ihm  zugewiesen  ist,  dem  diesmaligen  Jahrgange  eine  bedeutende 
Erweiterung  des  Stoffes  zu  Teil  werden  zu  lassen.  Wir  nennen  hier  nur  die  Aufnahme 
der  Resultate  der  Erhebung  der  Bevölkerungs-  und  Wohnverhältnisse  vom  Dez.  1880, 
die  Berechnungen  der  Invaliditätsversicherung  sowie  der  Sterblichkeit  in  den  einzelnen 
Stadtbezirken ,  weiter  die  vom  Herausgeber  zuerst  angeführte  methodische  Berechnung 
der  Sterblichkeit  nach  Todesursachen,  die  erweiterte  Tabelle  der  Arbeitslöhne,  die  Ta- 
belle der  Steuerreklamationen,  die  Erhebung  der  UnfKlle  in  grSfseren  Betriebsstätten, 
ohne  damit  die  Fälle  der  Erweiterungen  auch  nur  annähernd  erschöpft  zu  haben. 

R.  V.  d.  B. 

J.  Pütz,  Graphische  Darstellung  der  Metallpreise  der  letztvergangenen  86  Jahre. 
Iserlohn  1888.    Verlag  von  J.  Baedeker. 

Diese  recht  übersichüiche,  auf  amüichen  Quellen  beruhende  graphische  Darstellung 
zeigt  die  Entwicldung  der  Preise  seit  1867 — 1881  (von  Monat  zu  Monat,  wie  auch  in 
grdfseren  Durchschnitten)  für  Bohzink,  Kupfer,  Blei,  Stabeisen  und  Roheisen.  Damach 
erreichten  die  Kupferpreise  ihr  Maximum  im  Juni  1867  (6$  Mk.  pro  85  Kilo);  im  Jahre 
1878  blieben  sie  noch  um  fast  10  Mk.  hinter  jener  H5he  zurück.  Das  Minimum  f&Ut 
in  die  Mitte  des  Jahres  1879  (ca.  38  Mk.).  Auch  beim  Rohzink  liegt  das  Maximum  im 
Jahre  1867  (ca.  60^  Bfk.  pro  100  Kilo).  Bis  1863  wichen  die  Preise,  schnellten  dann 
bis  1864  sehr  rasch  empor  und  erreichten  auch  1866  fast  die  gleiche  Höhe  (ca.  61  Mk.), 
nachdem  sie  Anfang  1866  betrilchUich  niedriger  gestanden  hatten.  Seit  jener  Zeit  er- 
hoben sie  sich  allmählich,  freilich  unter  grofsen  Schwankungen,  bis  sie  1878  auf  6S^  Mk. 
gewachsen   waren   (um  4  Mk.   niedriger  als  1867).     Von  1878  an  beginnt   ein   rapides 
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Fallen,  das,  nur  auf  knrxe  Zeit  Ende  1875  und  Anfang  1S76  unterbrochen,  bis  Jmi 
1879  dauerte  (ca.  S8  Mk.),  um  nun  einem  aufserordentlichen  Schwanken  des  Preises 
Plata  zu  machen.  Fast  denselben  Gang,  aber  mit  etwas  geringeren  Differenaen,  maeh- 
ten  die  Preise  des  Bleies  durch;  die  beiden  gfinstigsten  Jahre  waren  1857  uoid  1873 
mit  ca.  53}  resp.  58^  Mk.  pro  100  Kilo ,  das  ungtLnstigste  1879  mit  S8(  Hk.  Anders 
ist  es  bei  Stab-  und  Bobeisen,  indem  beide  1872  bedeutend  kdher  standen  als  1857; 
der  Preis  pro  100  Kilo  Stabeisen  war  Sept.  1878  ca.  45  Mk.,  der  fBr  Koheismi  ca.  16} 
Hark.  Das  Minimum  liegt  bei  Stabeisen  mit  etwas  ftber  18  Maik  in  der  ersten  Hillte 
des  Jahres  1881 ,  bei  Roheisen  mit  noch  nicht  6  Mark  Ekide  1877.        R  ▼.  d.  B. 

Österreichisches  statistisches  Handbuch  f&r  die  im  Seiehsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Linder.  Nebst  einem  Anhange  ffir  die  gemeinsamen  Ange- 
legenheiten der  österreichisch-ungarischen  Monarchie.  Hrsg.  Ton  der  k.  k.  statistiacben 
Zentralkommission.     I.    Jahrgang.     188S.     4«.     855   SS.     Wien    1888.     Alfred   Holder. 

Dieses  Handbuch  will  in  knapper  Form  aiyshrlich  das  WissenawÜrdigste  aas  allen 
Zweigen  der  administrativen  Statistik  in  kuraen  Übersichten  der  Ergebnisse  des  letatea 
Jahres  bieten  und  dabei  augleioh  durch  chronologische  Süekblicke  and  reiehliehe  Be- 
rechnungen von  VerhUtnissahlen  und  Durchschnitten  den  Überblick  aber  die  Entwick- 
lung der  öffentlichen  Zust&nde  und  die  Vergleichnng  ihrer  Verhältnisse  in  den  einaelneB 
Ländern  nach  Möglichkeit  erleichtem.  Der  reiche  Inhalt  des  ersten  vortreffliches 
Jahrgangs  umfafst  folgende  19  Abteilungen:  Flficheninhalt  und  Stand  der  BevölkeruDg, 
Bewegung  der  Bevölkerung,  Santtätswesen  und  Humanititsanstalten,  kirchliche  VeriJih- 
nisse,  ünterrichtswesen,  periodische  Presse,  Vereinswesen,  GrundbesitsverhUtnisse,  Laol* 
Wirtschaft ,  Bergbau-  und  Hüttenwesen ,  industrielle  Verhältnisse ,  auswärtiger  Handd, 
Verkehr,  Erwerbsgesellschaften,  Geld-  und  Kreditinstitute,  Rechtspflege,  Finansen,  Land« 
wehr,  Anhang.  Der  jetzige  Leiter  des  Österreichischen  statistischen  Amtes,  dem  es  ge- 
lungen ist  seiner  Zeltschrift  —  der  statistischen  Monatsschrift  —  einen  wesentlidien 
Aufschwung  zu  geben  und  sie  trotz  des  etwas  zu  beschränkten  Baumes  zu  einem  dsr 
hervorragendsten  Organe  des  Faches  zu  machen,  hat  sich  durch  dieses  zusammenfassende 
Handbuch  ein  neues  Verdienst  erworben.  B.  t.  d.  B. 

Mitteilungen  aus  dem  forsUichen  Versuchswesen  Österreiehs.  Hng.  von  Dr. 
A.  von  Seckendorff.  Neue  Folge.  U.  Heft.  4».  46  SS.  Wien  1888.  Druck 
und  Verlag  von  Carl  Gerolds  Sohn. 

Das  Heft  enthält  eine  interessante  Abhandlung  von  Felix  von  Thfimen:  Bei- 
träge zur  Kenntnis  der  auf  der  Schwarzföhre  (Pinus  austriaca  Höss)  vorkommenden 
Pilze. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Stuttgart  fVr  das  Jahr 
1888.     4».     160  88.     Stuttgart  1883. 

Der  Bericht  konstatiert  bei  der  Grofsindustrie  eine  Besserung  von  ganz  gesundem 
Gepräge  und  das  Fembleiben  der  frfiheren  fieberhaften  Bewegung.  Besonders  erfreulich 
sei  die  wachsende  Konkurrenzfähigkeit  der  Grofsindustrie  auf  dem  Weltmarkte  und  die 
durch  die  Abnahme  der  Geschäftsstille  veranlafste  vermehrte  Beschäftigung  der  Arbei- 
terbevölkemng.  Fflr  die  allmähliche  Gesundung  der  Verhältnisse  spreche  auch  ein  sich 
immer  mehr  geltend  machender  ganz  bestimmter  Zug  nach  besserer  Ware,  ein  Znrfick- 
greifen  der  Käufer  auf  bessere  Qualitäten.  Das  Kleingewerbe  dagegen  habe  sehr  unter 
der  mifslichen  Lage  der  Landwirtschaft  gelitten.  Die  allgemeine  Signatur  des  Ge- 
schäftsganges im  Berichtsjahre  sei:  „Sehr  mäfsiger  Verdienst  bei  äufserster  Kraftan- 
strengung.'* K  V.  d.  B. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Köln  fBr  1888.  8^.  150  SS.  Köln 
1888. 

Von  dem  verschiedentiichen  Inhalt  des  Berichts,  der  ohne  eine  zusammenfossende 
Einleitung  ausgegeben  ist,  scheint  uns  die  auf  die  Währungsfrage  bezügliche  Erörterung 
erwähnenswert.  Die  Handelskammer  hält  es  jetzt,  abweichend  von  ihrem  früheren 
Standpunkt,  für  dringend  notwendig,  dafs  die  Silberverkäufe  wieder  aufjg^nommen  und 
die  noch  im  Umlaufe  befindlichen  Thalerstfieke  allmählich  eingezogen  und  in  Barren- 
form am  Weltmarkte  bestmöglichst  verwertet  werden.  B.  v.  d.  B. 

Mitteilungen  des  statistischen  Bureaus  der  Stadt  München.  V.  Bd.  9.  Heft. 
München  1888.    Ad.  Ackermann. 

Inhalt :  Die  Anwesen ,  Wohnungen  und  Haushaltungen  in  Müncben  nadi  der  Zäh- 
lung vom  Jahre  1880  im  Vergleiche  mit  Jener  vom  Jahre  1875. 

Zeitschrift  des  k.  sächsischen  statistischen  Bureaus.  XXVHL  Jahrgang.  1888. 
Heft  m  u.  IV.    Dresden  1888. 
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Inhalt:  Die  Bewegung  der  BeTölkerung  im  Königreiche  Sachsen  wfihrend  des  Jah- 
rea  1881.  Von  Dr.  med.  Arthur  Geissler.  ~  Die  sanitären  Verhältnisse  des  XII.  (kgl. 
Bächsischen)  Axmeekorps  in  den  Jahren  1878 — 1881  nebst  einem  vergleichenden  Räck- 
blick  auf  das  Jahrsehnt  von  1878—1881.  Von  Dr.  Evers.  —  Die  Resultate  der  Ein- 
iLommensteuer  in  Sachsen  von  1875 — 1882  im  Vergleiche  mit  Preufsen.  Von  Dr.  V. 
Bdhmert.  —  Die  Fremden  im  Kgr.  Sachsen.  Von  Dr.  A.  von  Studnits.  —  Beperto- 
riBche  Backblicke  auf  das  Jahr  1882 ,  das  Kgr.  Sachsen  betrefifend.  —  Als  Beilagen: 
Btatistische  Übersichten  Über  die  Ergebnisse  der  im  Jahre  1882  im  Kgr.  Sachsen  aus- 
C^eführten  Einschätzung  sur  Einkommensteuer. 

Zeitschrift  des  königlich  bayerischen  statistischen  Bureaus.  Bedigiart  von  Dr. 
riudwig  von  Mulle r.    XV.  Jahrgang  1883.    Heft  No  2.    München  1888. 

Inhalt:  Beitrüge  sur  Statistik  der  Gemeindebesteuerung  in  Bayern  (Forts.).  Von 
I>T.  L.  von  Müller.  —  Die  swangsweise  Veräufserung  landwirtschaftlicher  Anwesen 
in  Bayern.  Nach  dem  Stande  des  Jahres  1882.  Von  Dr.  L.  von  Müller.  —  Die 
Ernte  des  Jahres  1882  in  Bayern.  Von  Dr.  L.  von  Müller.  —  Notizen:  Summarische 
Übersicht  der  in  Bayern  bestehenden  landwirtschafUichen  Spezialvereine  nach  dem 
Stande  des  Jahres  1888. 

Statistisches  Jahrbuch  des  k.  k.  Ackerbauministeriums  für  1882.  Erstes 
Heft:  Produktion  aus  dem  Pflanzenbau.  8®.  Xni  u.  87  SS.  Wien  1888.  Druck  u. 
Verlag  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei. 

Wie  in  den  früheren  Jahrgängen  so  ist  auch  in  dem  angezeigten  den  speziellen 
tabellarischen  Darstellungen  über  die  Ernteergebnisse  des  Jahres  1882  eine  ausführliche 
Übersicht  über  den  Gang  der  Witterung  vom  Nov.  1881  bis  Ende  Okt  1882  vorausge- 
schickt, wodurch  die  an  sich  schon  wertvolle  Publikation  noch  an  Bedeutung  gewinnt. 

B.  V.  d.  B. 

Statistisches  Handbuch  der  Königlichen  Hauptstadt  Prag  für  das  Jahr  1881. 
Hrsg.  unter  Redaktion  von  Jos.  Erben.  Zweiter,  spezieller  Teil.  8®.  X  und  188  SS. 
mit  einer  Kartenbeilage.     Prag  1888. 

Das  statistische  Handbuch  der  Kgl.  Hauptstadt  Prag,  welches  jetzt  in  eine  neue 
Folge  eingetreten  ist,  behandelt  in  dem  angezeigten  zweiten,  speziellen  Teile  den 
Stand  der  Oemeindeangelegenheiten  der  Stadt  Prag  und  der  mit  der  st&dtischen  statisti- 
schen Kommission  vereinigten  Vororte  im  Jahre  1881  mit  gewohnter  Umsicht  und  Reich- 
haltigkeit des  Stoffes,  auf  den  nfther  einzugehen  an  dieser  Stelle  leider  nicht  möglich 
ist.  Die  beigelegte  Übersichtliche  Karte  stellt  den  Rayon  der  stadtischen  statistischen 
Kommission  dar.  R.  v.  d.  B. 

Bericht  der  Handels-  und  Gtowerbekammer  zu  Dresden  1881  und  1882.  8*. 
Vm  u.  879  SS.     Dresden  1888. 

Der  vorliegende  Kollektivbericht  für  1881  und  1882  zeichnet  sich  durch  eine  grofse 
Reichhaltigkeit  des  Stoffes  und  durch  äufserst  interessante  tabellarische  Darstellungen 
aus.  Von  letzteren  nennen  wir  nur  die  beiden  vortrefflichen  Übersichten  über  die  98 
Aktiengesellschaften  des  Kammerbesirks  und  die  ausführliche  ziffemmäfsige  Darstellung 
der  Lohnverhiltniase  gewerblicher  Hilfsarbeiter  im  Jahre  1882.  Was  die  allgemeinen 
Besultate  anlangt,  so  ergiebt  sich  znn&chst  ein  namhafter  Aufschwung  einer  Anzahl  der 
wichtigsten  Branchen  der  Grofsindustrie.  Gleichwohl  bewegen  sich  nach  der  Ansicht 
der  Handelskammer  Handel  und  Gewerbe  nicht  in  normalen  Bahnen ;  denn  „das  Gespenst 
der  Üerproduktion  droht  Fleisch  und  Blut  anzunehmen^',  umsomehr,  als  der  Absats  nach 
den  hauptsächlichsten  Exportgebieten  durch  Erhöhung  der  dortigen  Zölle  und  listige 
Zollmanipulationen  an  der  Grenze  erschwert  ist  und  die  Preise  vieler  Gewerbserzeug- 
nisse nahezu  an  der  Grenze  rentabler  Fabrikation  angekommen  sind. 

Die  Lage  des  Handwerks  hat  sich  in  den  Berichtsjahren  kaum  wesentlich  gebessert ; 
der  Verdienst  bat  sich  nicht  in  gleichem  VerhAltnis  wie  der  Umsatz  vermehrt  und  die 
Konkurrenz  mit  der  Grofsindustrie  ist  fOr  manche  Handwerksgattungen  noch  weiter  er- 
schwert worden.  Audi  die  Löhne  haben  keine  wesentliche  Steigerung  erfahren.  Er- 
freulich ist  es,  dals  längere  Arbeitspausen  während  der  Bericht^iahi«  weder  für  Unter- 
nehmer noch  für  Arbeiter  eingetreten  sind  und  dafs  die  gewerbliche  Leistungsfähigkeit 
des  Kammerbezirks  extensiv  und  intensiv  beträchtlich  gewachsen  ist.  Die  Handelskam- 
mer glaubt  daher  die  wirtschaftliche  Gesamtlage,  wenn  auch  noch  nicht  als  normal,  so 
doch  als  leidlich  befriedigend  bezeichnen  zu  dürfen.  R.  v.  d.  B. 

Handelsbericht  von   Gehe  &  Co  in  Dresden.     September  1888.     8^.     88  SS. 

Wie  alle  Berichte  des  Hauses  Gehe  &  Co  zeichnet  sich  auch  der  vorstehend  ge- 
nannte durch  eine  kurze  und  treffende  Charakterisierung   der  wirtschaftlichen  Lage  im 
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Sommer  1883  aus;  namentlich  auf  die  Bedeutung,  welche  die  nordamerikanischea  Ver- 
hftltnisse  für  die  europ&bche  Geschfiftslage  haben,  wird  mit  geschickten  Worten  hinge- 
wiesen. B.  ▼.  d.  B. 

Jahresbericht   der   Handelskammer  zu   Leipsig   1882.     S^,    VEU  u.  129  SS. 
Leipsig  1883. 

Der  mit  88  Tabellen  ausgestattete  Bericht  charakterisiert  das  allgemeine  Geprige 
des  Geschäftsganges  im  Jahre  1882  folgendermarsen :  siemlioh  lebhafte  Th&tigkeit  im 
Handel  und  Gewerbe,  leidlich  ausgedehnter  Absats,  aber  unverhftltnismiXsig  niedrig« 
Geschäftsgewinne  bei  angestrengter  Arbeit.  Trotzdem  das  Angebot  yon  ArbeitskrSfteo 
sich  im  Verhältnis  zur  Nachfrage  Termindert  habe  und  bisweilen  sogar  ein  Hangel  an 
Arbeitern  hervorgetreten  sei,  habe  eine  Erhöhung  der  Arbeitslöhne  doch  nur  in  T«r- 
einzelten  Fällen  stottgeftuiden.  B.  v.  d.  B. 

Deutschland. 

Statistischer  Bericht  über  Industrie  und  Gewerbe  des  Ersheraogtoms  Öster- 
reich unter  d.  Enns.    Fol.    Wien,  Braumüller  1888.     20  Mark. 

Frankreich. 

Block,  Maur.,  Annuiüre  de  l'^onomie  politique  et  de  la  statistique.  40«  Ana^ 
(1883).     Paris,  Guillaumin,  1883.    16.    9  fr. 

Socquet,  J.,  Contribution  k  l'^tude  statistique  de  la  criminalitä  en  France  dt 
1826  ä  1880.     Par.,  impr.  Lahure,  1883.    4.    91  pag. 

Statistique  de  la  France.  Nouvelle  s^rie.  Tome  X:  Statistique  annueDc 
Ann^  1880.     Par.,  imprim.  nation.,  1883.     gr.  in-4.     CXXII— 391  pag. 

Tableauz  de  population,  de  cnlture,  de  commerce  et  de  navigation,  formest, 
pour  rannte  1881 ,  la  snite  des  tableauz  ins^r^s  dans  les  notices  statistiques  snr  les 
colonies  fran9aises.  Statistiques  coloniales.  Par.,  imprim.  nation.,  1888.  8.  889  psg. 
(Publication  du  Ministfere  de  la  marine  et  des  colonies.) 

England. 

Census  of  England  and  Wales,  1881.  Volume  III:  Agee,  Condition  as  to 
Marriage,  Occupations ,  and  Birth-places  of  the  People.  London  1883.  Folio.  (Pariis- 
men tary  paper  by  command.)    XLIX — 631  pp. 

Italien. 

Statistica  elettorale  politica.  Elezioni  generali  poiitiche  29  Ottohre  e 
5  Novemhre  1882.     Roma,  tipografia  Elzeviriana,  1883.     gr.   in-8.     LZXI — 56  pp. 

18.  Yertohiedenaa. 

Frankfurter  gelehrte  Anzeigen  vom  Jahr  1772.  1.  und  2.  Hälfte  (Deutsche 
Litteraturdenkmale  des  18.  Jahrhunderts  in  Neudrucken  herausgegeben  von  Bernhard 
Seuffert  7  und  8).     Heilbronn,  Gebr.  Henninger,  1882,  1888,     CXZIX  u.  700  8. 

Die  Neudrucke  deutscher  Litteraturdenkmale  des  18.  Jahrhunderts  bringen  in  den 
Heften  7  und  8  die  „Frankfurter  gelehrte  Anzeigen  vom  Jahre  1778*%  eine  litterarische 
Gabe,  welche  in  den  weitesten  Kreisen  mit  Freude  begrüfst  werden  wird.  Der  Hersos- 
geber  Bernhard  Seuffert  hat  auch  diesem  Neudrucke  die  Sorgfalt  gewidmet,  welche  nseh 
dem  übereinstimmenden  Urteile  der  Fachgenossen  seine  früheren  Editionen  auszeichnet 
Das  Verständnis  dieser  bedeutenden  Publikation  wird  gefördert  durch  eine  umfaogräefae 
und  gelehrte,  mehr  für  die  forschenden  als  die  geniefsenden  Freunde  Gdthes  geeignete 
Einleitung  Wilhelm  Scherers,  der  namentlich  die  Anteilnahme  Göthes  an  den  dnaelneo 
Bezensionen  zu  erforschen  und  klar  zu  stellen  bemüht  ist. 

Die  „Frankf.  gel.  Anz/' ,  eine  der  besten  kritischen  Zeitschriften  des  18.  Jahrhun- 
derts, wollten  programmgemäfs  „die  merkwürdigsten  Neuigkeiten  der  gelehrten  Welt  oad 
aller  zur  Gelehrsamkeit  gehörigen  Wissenschaften"  zur  Besprechung  bringen.  Da  also 
auch  manche  staatswirtschaftliche  Schriften  rezensiert  wurden,  bedarf  ee  wohl  kdner 
Rechtfertigung ,  wenn  diese  Zeilen  die  Aufmerksamkeit  der  Leser  der  Jahrbücher  aaf 
diesen  Neudruck  lenken  wollen.  Ein  Blick  in  die  Anzeigen  nationalökonomiaeben  In- 
halts dürfte  nicht  nur  für  die  Kenntnis  der  nationalökonomischen  Litteratnrgeschiehte, 
sondern  ftlr  die  Wirtschaftsgeschichte  des  18.  Jahrhunderts  überhaupt  von  Interesse  sein, 
indem  der  Standpunkt,  von  welchem  aus  die  wirtschaftlichen  Zeitfragen  betrachtet  wer- 
den, diese  selbst  in  hellere  Beleuchtung  setzt. 


Üb«nieht  Aber  die  neaesten  PablUüUionen  Deatsehlftods  und  des  Antlandes.      593 

Der  vorliegende  Jahrgeng  der  Zeitschrift  gehdrt  Jener  Periode  an,  in  welcher  die 
Lehre  der  Pbysiokraten  auch  in  Deutschland  aur  Herrschaft  gelangte  und  hier  viele  Be- 
arbeiter fand.  Einer  der  herrorragendsten  war  Schlettwein.  Seine  Schrift  Les 
Moins  d'arrdter  la  Ifis^re  publique  etc.  .  . ,  welche  die  physiokratischen  Orundsittae  xu- 
sammenftilbt ,  wird  mit  Lob  fiberh&uft  (8.  60).  T,Möchten  doch  alle  Fürsten  erkennen, 
dafs  das  Wohl  der  Unterthanen  ihr  eigenes  Glück  sey  I  und  möchten  doch  alle  die,  welche 
ee  erkennen,  solche  Bathgeber  und  Diener  finden,  wie  der  Herr  Verfiuser  zu  sein  scheint  t" 
ruft  der  Bexensent  (Job.  Og.  Schlofser)  pathetisch  aus.  Schlettwein  war  nSmlich  Finans- 
rai  des  Markgrafen  Karl  Friedrich  von  Baden ,  eines  der  eifrigsten  Anh&nger  der  Phy- 
siokrateo,  welcher  sogar  1772  deren  Lehren  in  einem  für  den  Unterricht  seiner  Prinsen 
bestimmten  Aufsatse  susammeogestellt  hatte.  Dieser  Fürst  hatte  bekanntlich  in  einigen 
seiner  Dörfer  die  einsige  Orundsteuer  des  physiokratischen  Systems  praktisch  eingeillhrt. 
Die  Art  der  Durchführung  dieses  Versuchs  wird  in  der  Anseige  erörtert  und  dieser  als 
ein  menschenfreundliches  Werk  höchlich  gepriesen.  Bei  einer  Besprechung  einer  Ver- 
teidigongsschrift  Schlettweins,  welcher  sich  gegen  die  gegen  das  oben  erwähnte  Buch  ge- 
schlenderten Angriffe  sur  Wehr  setat  (S.  877),  wird  dem  Angreifer  in  scharfem  Tone  zu 
Leibe  gegangen ,  z.  B. :  „Der  Verf.  stellt  sich  so  unbegreiflich  einfUtig  und  hartköpfig, 
dafs  er  die  gemeinsten  Dinge  nicht  einsehen  will;  da  er  so  elende,  kindische  Einwürfe 
vorbringt  n.  s.  w.** 

Der  Rezensent  vermag  es  gar  nicht  zu  fkssen,   dafs  man  die  sdner  Ansicht  nach 
alleinseligmachende  Doktrin   nidit  allseitig  anerkennen  will,   und    voll  Emphase  ruft  er 
aus:   „Unsre  deutsche  Machiavelle,   es  giebt  ihrer  so  viele!   verdienen,  dafs  sie  an  sich 
und  an  ihren  Kindern,  die  abscheulichen  Orundsitse  zuerst  ausgeführt  sehen,  welche  sie 
mit  soviel  Geist  und  Arbeit  festzusetzen  suchen.    Das  wXre  Phalaris  Stier;  die  gerechte 
Belohnung  menschenfeindlicher  Erfindungen.*'    Scherer  möchte   (S.  LVI)  diese  Rezension 
vielleicht    Götbe   zuschreiben.     Diese  Hypothese,  gestützt  auf  „die  leichtere  Feder  und 
die  Neigung  zum  Scherze**,  hat  wenig  Überzeugendes.     Wamm  sollte  Schlosser,  der  Lob- 
redner der  ersterwähnten  Schrift  Schlettweins,   nicht  auch  deren  Verteidigung   in  seinen 
Schutz    genommen   haben?    Während  er  sich  bei  der  ersten  rein  zustimmend  und  aner- 
kennend verhalten  konnte,  forderte  „der  Oppositionston  bei  der  zweiten  zur  Schärfe  und 
Ironie  auf;  deshalb  erscheint  der  Stil  leichter,  schwungvoller.     Es  wäre  ja  recht  hübsch, 
wenn  auch   die  Nationalökonomen  Göthe   als  Kollegen  begrüfsen  könnten,  nachdem  die 
Naturwissenschaft,  die  Jurisprudenz  und  die  Geschichtsschreibung  den  universalen  Dich- 
ter als  ihren  Jünger  in  Anspruch  genommen  haben.    Allein  wir  hegen  noch  starke  Zwei- 
fel, ob  dies  in  Hinblick  auf  einige  der  natiooalökonomischen  Anzeigen  möglich  erschmnt, 
denn    auch  die  beiden   andern  Rezensionen,   deren  Autorschaft  Soherer  —  allerdings  in 
sehr  hypothetischer  Form  —    Göthe  zuschreiben  möchte,  bedürfen  eingehender  Untersu- 
chung, zu  der  Scherer  ja  auch  nur  anregen  will,   bevor  der  Anteil  Göthes  an  denselben 
als   sicher  betrachtet  werden   kann.    Die  eine  Anzeige  Über  „Fischers  Gedanken  über 
das  Reichsgutaehten  die  Getreidesperre  betreffend**  (S.  846)    zeugt  von  einer  tiefen  Ein- 
sicht des  Rezensenten  in  die  realen  Verhältnisse  des  wirtschaftlichen  Lebens,  indem  die- 
ser ein  offenes  Auge  hat  für  die  Unmöglichkeit,  theoretisch  richtige  Prinzipien   sofort  in 
die  Praxis  zu  übersetzen.    Von  der  Schädlichkeit  der  Fruchtsperre  ist  er  überzeugt,  aber 
—  „Ohren  und  Herzen  der  Fürsten  nnd  Kameralisten  sind  zu  diesem  Evangelium  noch 
nicht  vorbereitet  genug.     Sagt  dem  Mann,  der  itso  100  Rthlr.  nothwendig  braucht:  gieb 
sie  mir,    in  %  Jahren  gebe  ich  dir  800  Rthlr.  dafür!    Er   wird  keine  Mühe  haben  ein- 
zusehen, dafb  der  Gewinn  offenbar  ist;  allein,  wie  kann  er  in  seiner  gegenwärtigen  Noth 
die  100  Rthlr.   entbehren!**    Das  natürliche  System  der  Staatswirtschsft ,   das   dem  ge- 
sunden Körper  Festigkeit  gebe ,  könne  nicht  eingeführt  werden ,    so  lange  der  Körper 
krank  sei.    Übrigens  nimmt  Schlosser  in  einer  denselben  Gegenstand  behandelnden  An- 
seige (S.  668)  ausdrücklich  Bezug,   nicht  nur  die  Gedanken,   auch   die  Worte    sind  so 
ähnlich,    dafs  kein  Grund  besteht,  beide  Rezensionen  zwei  verschiedenen  Autoren  zuzu- 
schreiben.    Was  die  Anzeige  der  Schrift   „Die  Kunst,   ohne  Mifswachs.  theure  Zeiten  zu 
machen**  (S.  568)  anlangt,  so  möchten  wir  in  dem  kecken,  sprudelnden,  ironbchen  Tone 
der  Abfertigung  noch  am  ehesten   den  Übermütigen  jungen  Göthe  erkennen,  aber  über 
das  Fragezeichen  Scherers  können  auch  wir  nicht  hinauskommen.    —   Andere  staatswis- 
senschaftliche  Rezensionen   finden   sich   S.  19,  141,  218,  269,  881,  848,  871,  406,  465 
(Iselins  Versuch  über  die  gesellige  Ordnung)  und  661,  auf  die  hier  hinzuweisen  ist    R. 
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IMe  periodisclie  Fresse  des  Audandes. 

A.     Frankreich. 

Balletin  de  Staiistiqae  et  de  lögülation  conpai^.   Ann^  VII.   JoUleft  188S. 

A.  France:  OuTertorea  et  annolations  de  credits  (16  Joillet  188S).  —  La  caitte 
d'^pargne  poftale  en  1882.  —  Le  commerce  eztirieiir  de  la  France  en  1883  et  188S 
(6  Premiers  mois).  —  Les  impfits  et  reTenus  indireeU  en  1888  et  1882  (France  et  Al- 
g^riCf  6  resp.  5  mois).  —  Les  contribntions  directes  et  taxes  assimil^  en  1888  et 
1882.    —    La   nonveUe    evalnation   da   revenn   fonder   des    propri^t^   non   b&ties.    — 

B.  Etranger:  Belgiqne :  L'inpdt  sur  les  valears  mobileres.  —  Allemagne :  L'assnranoe 
ouTriire  ceotre  les  raaladies.  —  etc.  ^-  Ao8t  1888.  A.  France:  Oavertnres  et  anna- 
latioBs  de  credits  (16  ayril  1888).  ^  Les  impdts  et  revenns  indirecte  en  1888  et  1882 
(France  et  AigMe,  7  resp.  6  mois).  —  Le  commerce  ext^rieur  de  la  France  en  1883  et 
1882  (7  Premiers  mois).  —  B.  Etranger:  Belgiqne:  L'imp6t  sw  les  eaax-de*Tie.  — 
L4mp6t  snr  les  tabacs.  —  Italic:  L'assnranoe  des  onvriers  contre  les  aeeidents.  — 
Espagne :  Le  commerce  ext^rienr  et  la  navigation  maritime  (Diagramme).  —  etc.  — 
Septembre  1888.  A.  France:  Le  monvement  des  prix  depnis  1828,  d'apr^ les  tableaox 
annnels  da  commerce  extörienr.  —  Le  commerce  ext^rlenr  de  la  France  en  1888  et  188S 
(8  Premiers  mois).  —  Les  imp6t8  et  revenns  indir.  en  1883  et  1882  (France  et  Alg^rie, 
8  resp.  7  moia).  —  etc.  —*  B.  j^traagert  Belgiqoe:  La  contribution  per»on- 
nelle.  —  Rnssie:  La  rtforme  de  rimp6t  des  patentes.  —  ätals^ünis:  Le  commerce 
ext^rieur  en  1882 — 88.  —  etc.  —  Octobre  1888.  A.  France:  Le  commerce  extdriew 
en  1882.  lUsultots  d^finitif».  —  Le  commerce  ext^rienr  en  1883  et  1882  (9  premien 
mois).  —  Les  imp6ts  et  revenns  indirect«  de  France  en  1883  et  1882,  9  premiers  moi«, 
de  TAlg^ie  en  1883  et  1882.  8  premiers  mois.  —  La  Situation  finaaci^re  des  commones 
de  France   en  1883.    -^   B.    Etranger:    Angleterre:   La   caisse   d'^pargne   postale  eo 

1882.  —  Belgiqne:  Les  recettes  et  les  d^penses  de  la  Tille  de  Brnxelles  en  1882.  — 
Danemark:  Le  projet  de  bndget  daoois  ponr  1884 — 1885.  —  Snisse:  La  taxe  mnnicipale 
de  la  ville  de  Genive.  —  Italic :  Le  monopole  des  tabacs.  La  mithode  exp^rimentale  et 
les  tarifs  dooaniers.  —  Tonisie :  Le  tarif  dooanier.  —  Chine :  Le  tarif  dooanier.  —  etc.  — 
Novembre  1888.  A.  France:  Projet  de  bndget  rectificatif  poor  Texercice  1884.  —  B^- 
partition  mensneile  des  imp6ts  et  revenns  indirects.  —  Bases  des  contribntions  directes 
et  taxes  assimil^es.  —  Le  commerce  ext^rienr  en  1888  et  1882  (10  premiera  mob).  — 
Les  impdts  et  revenns  indir*  en  1883  et  1882  (France  et  AlgMe  10  resp.  9  m<MS).  — 
etc.  —  B.  Etranger:  Angleterre:  Les  imp6ts  directs.  —  l^tats-Unis:  Les  recettei  et 
d4penses  postales  en  1882—83.  —  etc. 

Journal  des  Economistes.  Bevne  de  la  science  ^conomique  etc.  —  Ko- 
vembre  1883:  Apper^ns  snr  la  qnestion  des  associations ,  per  B.  de  Fontenaj.  — 
Le  cnmnl  des  fonctions,  par  E.  Worms.  —  Bevne  critiqae  des  pnblications  ^coaomiqoes 
en  langne  fraa9aise,  par  Ronxel.  —  Le  64*  Oongris  scientifiqne  dn  royanme-ani,  psr 
H.  Tachd.  —  Fant-U  prohiber  l'importation  des  onvriers  dtrangers?  par  Giovanni  Va- 
leri.  —  B4solntions  prises  par  le  VII«  Congr^  national  oavrier  socialiste,  tenn  kPariSi 
du  30  aept.  an  8  octobre  1883.  —  B^tablissement  de  la  donane  entre  la  Pologae  et  Is 
Bossie,  par  M.  de  Molinari.  —    Soci4tö  d'^conomie  politique.     Edonion  du  5  novembre 

1883.  Communication :  Le  credit  agricole,  les  banques  populaires,  les  caisses  d'öpargne 
et  les  socidt^  de  secours  mutuels  en  Italic.  Discussion:  Des  tarifs  de  chemins  de  fer 
dans  lenrs  rapports  avec  la  libertd  dn  commerce;  Les  chemins  de  fer  ne  constitnent-ils 
pas  nn  monopole  natural  et  n'y  a-t-il  pas  lien  de  ddroger  k  lenr  dgard  k  la  loi  tono* 
miqne?  —  Socidte  de  statistiqne  de  Paris.  —  Comptes  rendus.  —  Chroniqne.  —  etc 

Journal  de  la  Sociötd  de  sUtistiqne  de  Paris.  XXIV»  Annte  (1883)  Octobre  et 
Novembre :  La  stattstique  jndiciaire,  par  E.  Tvem^.  —  Les  eaux  mindrales  en  France, 
par  O.  Keller.  —  Les  grandes  fortnnes  en  Angleterre,  par  A.  de  Foville.  —  Le  reveas 
en  Pmsse,  par  T^  Loua.  —  Le  prochain  Congr^  de  soci<St^  savantes  k  la  Sorbonoe. 
Programme  de  la  section  d*economie  et  statistique.  —  La  prodnction  m4tallnrgiqae  da 
monde.  —  Procis-verbal  de  la  s4ance  du  17  octobre  1883.  —  Les  pensions  civiles  des 
employ^  de  TEtat,  par  E.  Cheysson.  —  Les  banques  en  Angleterre,  par  Founiier 
de  Flaix.  —  La  fortuae  de  la  France,  par  A.  de  Foville.  —  L^ddairage  an  gas  en  France, 
par  E.  Jnde.  —  La  marte  k  Paris.  —  La  presse  p^iodiqne  en  Italic.  —  La  mata* 
d*oenvre  et  les  machines  en  agriculture.  —  etc. 

Moniteur  des  Assuranoes.  Tome  XV,  No  181  k  182,  15  octobre  —  16  novembre 
1883 :  Des  chiffres !  des  chiffires  1  (relat  aux  assurances  snr  la  vie.)  —  Les  compagnies 
d'assnrances  contre  Im  aeeidents  sont-elle«  des  compagnies  d'assurances  snr  la  vie?  -- 
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Une  nonvelle  table  de  mortaiiti  anglaise.  —  Le  nouvel  artiole  17S4  du  code  dyil  (relat 
ans  assnrences  contre  Tincendie),  par  C  Oudiette  (fin.)  —  L'atsnraoce  conire  Tincendie 
en  Angleterre  en  1882.  —  Statistiqoe  g^n^rale  de  la  marine  marchande  en  1888.  — 
liOis  (Beiges)  d'aoüt  1883  sar  le  timbre  des  polices  d'assnrances.  —  Auarances  contre 
lee  accideats.  La  eirculaire  de  la  eompagnie  La  Providence.  —  Des  plaeements  des 
eompagnies  d'assnrances  snr  la  Tis.  —  Statistiqne  des  accidente  de  chemins  de  fer  en 
1881.  —  La  loi  allemande  aar  Tassuranee  des  onvriers  contre  la  maladie.  —  Les  assn- 
ranoes  maritimes  k  Paris  en  1882,  par  L.  Fonsis.  —  etc. 

Bevne  g^^rale  d'adminbtration  VI«  Ann^e,  septembre  1883;  Les  lasarets,  par 
G.  Bosse.  —  Projet  de  rMsion  de  la  loi  snr  les  logements  insalnbres  (8«  artiele) ,  par 
G.  Jonrdan.  —  8oci4t^s  de  secoors  mntuels.  Compte  renda  de  lenrs  Operations  en  1881, 
par  H.  LefcTre.  —  Qnestions  monicipales.  Da  maire  ilu  par  an  conseii  mnnicipal  dont 
les  poavoirs  sont  inyalid^s,  par  Marc.  J.  Saint-Lager.  —  Chroniqne  de  radxninistration 
finui9aise:  Colonies.  Conseils  gin^raax  d^Alg^rie.  Police  des  chemins  de  ler.  Eyalaation 
da  revenn  foncier  des  propri^t^  non  b&ties  etc.  —  Jurispradenee.  •—  Docaments  offl- 
ciels.  —  etc. 

RoTne  maritime  et  coloniale.  Tome  LXXIX,  livraison  265 — 286  ootobre  et  no- 
▼embre  1883:  Administration  de  la  fortane  pabliqae  (Eztrait  da  coars  d*administration 
des  ^l^yes-commissjUres  de  la  marine),  par  Neven.  —  L'Amiral  B.  Qrivel  (1827 — 1883), 
par  F.  Julien.  —  £tade  sor  les  combats  de  mer,  par  Besson.  —  ^ssai  de  m^t^orologie, 
par  E.  Caron.  —  Soavenirs  d*ane  oampagne  dans  le  Levant.  L'Egypte  en  1882  (fin), 
par  B.  Girard.  ^-  Notice  historique  sor  le  vaisseaa  le  „Sooyerain" ,  par  £.  Farret.  — 
Voyages    d'ezploratSon    de    M.    Savorgnan   de    Brassa.     Og8ooö  et  Congo  (suite  et  fin.) 

—  Hötöorologie  da  Soadaa.  Ud  hivemage  an  fort  de  Kita,  en  1882,  par  Dopoay.  — 
Niveaa  marin,  par  Decante.  —  Institations  de  prövoyanoe  k  Tasage  des  offiders  des  ar- 
m^es  de  terre  et  de  mer.  —  Les  colonies  franfaiftss  da  BSo-Uragoay  (1882),  par  E. 
Dassaad.  —  Etade  sar  la  gaerre  navale  de  1812 ,  entre  TAng^etem  et  les  Etats-Unis 
de  TAmörique  da  Nord,  par  Ch.  Chabaad-Arnaalt.  —  etc. 

B.    England. 
British  Qnarterly  Beview,  the.  No  156  for  October  1888:  Life  Insarance  Finance. 

—  Among  the  Mongole.  —  Cromwell  in  Ireland.  —  Mr.  übert's  Bill.  —  Political  Be- 
Tiew  of  the  Qnarter.  — 

Contemporary  Beview,  the,  for  October  1883:  The  Progress  of  Laboor,  by 
Fr.  Harrison.  —  The  Bise  and  Fall  of  Amsterdam,  by  B.  Heath.  -^  Samuel  Bichard« 
son,  by  H.  D.  TrailL  —  Why  have  the  Teamanry  perished?  by  John  Bae.  —  Earth 
Hovements  in  Java,  by  B.  A.  Proctor.  —  The  Bengal  Tenancy  Bill,  by  J.  Da  Costa 
and  by  Florence  Nightingale.  —  Some  Social  Characteristics  of  Aostralia,  by  A.  For- 
bes.  —  Contemporary  Life  and  Thoaght  in  France,  by  O.  Monod.  —  etc.  —  November 
1888:  Canadian  Home  Bale,  by  the  Marqais  of  Lome.  —  The  Copts  as  a  political 
Factor,  by  Sheldon  Amos.  —  The  Soathem  States  since  the  war,  by  D.  E.  Godkin.  — 
Oar  Mereantile  Marine,  by  E.  J.  Beed.  —  Madagascar  and  its  prospects,  by  G.  A.  Shaw. 

—  The  Leeds  Conference,  by  B.  W.  Dale.  —  Contemporary  Life  and  Thoaght  in  Italy, 
by  G.  Boglietti.  ~  etc. 

Edinbnrgh  Beview,  the.  No824  (October  1888):  Early  Law  and  Costom:  Maine 
and  Lyell.  —  Letters  and  memorials  of  Cardinal  Allen.    —   Bussian  Bailways  in  Asia. 

—  The  Herefordshire  Pomona.  —    Vicksborg  and  Gettysburg,  by  the  Comte  de   Paris. 

—  The  Correspondence  of  Lord  Aberdeen.  -^  etc. 

Fortnightly  Beview,  the,  editod  by  T.  H.  8.  Escott.  October  J883:  The  Foreign 
Policy  of  France,  by  P.  Leroy-Beaaliea.  —  Indien  Princes  at  home,  by  L.  Qriflfin.  — 
Bossia,  Anstria,  and  the  Dannbian  States.  —   Some  recent  biographies,  by  Fr.  Pollock. 

—  The  present  State  of  the  German  Army,  by  (Captain)  E.  Braune.  —  Throngh  Por- 
tugal, by  Lady  Gregory.  —  The  Badical  Programme.  III.  The  Hoosing  of  the  Poor  in 
Towns.  -^  Home  and  foreign  affitirs.  —  etc.  November  1883 :  The  Badical  Programme. 
IV.  The  Agriculturai  Labourer.  —  The  Bestoration  in  Egypt,  by  A.  Beaman.  —  Seotch 
Universitles :  their  friends  and  foes,  by  John  Nichol.  —  A  month  in  Connemara,  by 
8am.  Laing.  —  Elections  of  the  Fnture,  by  J.  E.  Gorst.  —  The  Political  Condition  of 
Spain,  by  L.  Fignerola.  —  Ireland  and  the  Tory  Party,  by  T.  M.  Healy.  —  The  Tru- 
steeship  of  the  Sues  Canal,  by  Ch.  Waring.  —  Home  and  foreign  Affairs:  (Politics  and 
Finance.)  —  etc. 

Journal  of  the  Institute  of  Actuaries  and  Assuranoe  Magasine.  N«  CXXX,  July 
1888 :  On  the  graut  «f  Settlsment  PoUciee  wder  Ahe  pmvieions  of  the  Married  Wo- 
mea's  Property  Acts,  1870  and  1882,  by  T.  M,  Spngue;  with  note  by  C.  J.  Bonyon, 
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and  disenssion.  —  On  soma  fonnolaa  for  approzimate  snmmation.  —  On  the  metbod 
uaed  by  Milne  in  the  constrnction  of  the  Carlisle  Table  of  Mortality,  bj  W.  Suttoa; 
with  discoBsion.  —  On  the  formation  of  the  yalues  and  amonnts  of  Multiple  Annaities. 

—  etc. 

Journal  of  the  Stotbtieal  Society,  Vol.  XL  VI,  part  8,  September  1883:  Report 
of  the  Council  to  the  XLIX.  anniTorsary  Meeting  of  the  Statistical  Society,  held  on  the 
26^  of  June,  1888,  with  proceedings  —  Food  Products  and  their  international  distri- 
bntion,  by  St.  Boume,  (with  discussion.)  —  The  theory  and  practica  of  Statistici. 
(Translated  and  abridget  by  Wynnard  Hooper  from  Oeorge  Mayr*s  Work:  Die  Gesets- 
rnftDiigkeit  im  Qesellschaftsleben).  —  English  Express  Trains,  by  £.  Foxwell.  —  etc. 

National  Review,  the.  November  1888:  Labourers  and  Artisans'  Dwellings,  by 
the  Marquis  of  Salisbury.  — -  Johnson  and  Carlyle:  Common  Sense  versus  Transcenden- 
talism,  by  W.  J.  Conrthope.  —  The  Statesmanship  of  the  streets,  by  an  old  diploma- 
tist. —  Italian  and  English,  by  L.  Villari.  —  Will  Norway  become  a  Repnblic?  by  C. 
Siewars.  —  IfHld  Tribes  of  the  Sierras,  by  Miss  C.  F.  Oordon-Cumming.  —  The  Inter- 
national; and  its  infiuence  on  English  Politics,  by  Ph.  H.  Bagenal.  —  Civil  and  reli- 
gions  Marriage,  by  6.  Venables.  —  Current  Politics.  —  etc. 

Nineteenth  Century,  the.  Monthly  Review  by  J.  Knowles.  No  81 ,  November 
1888:  Ireland  and  the  Empire  (concluded),  by  Grey.  —  The  Jews  and  the  malieiovs 
Charge  of  human  sacriflce,  by  Ch.  H.  H.  Wright.  —  An  Academy  of  Literatnre  for 
Oreat  Britain,  by  H.  Taylor.  —  Great  Cities  and  Social  Reform,  by  Lord  Brabasos 
and  S.  A.  Bamett.  —   The  French  Army  of  to-day,  with  a  map ,    by  Captain  Normaa 

—  Blue-blooded  Boys.  An  Australian  criticism,  by  W.  Jardine  Smith.  —  Land  as  Pr»- 
perty,  by  (Visconnt)  Lymington.   —   Cur  Orchards  and  Parafin  Dil,  by  H.  P.  Dunster. 

—  The  new  departure  in  Legal  Reform,  with  a  map,  by  Montagne  Cookson.  —  Tii« 
Progress  of  Democracy  in  England,  by  G.  Brodrick.  —  etc. 

Quarterly  Review,  the.  No  81S  (October  1883).  Edward  Hawkins,  Provost  of 
Oriel.  —  Socialism  in  England.  —  Für  Seals  of  Commerce.  —  Ecdesisstical  Coarts 
Commission.  —  Trade  Routes  to  China  and  French  Oocnpation  of  Tonquin.  — 

C.  Österreich. 

Nachrichten  Aber  Industrie,  Handel  und  Verkehr  aus  dem  statistischen  Depar- 
tement im  k.  k.  Handelsministerium.  XXVI.  Band,  Heft  8—3:  Statistik  der  österrei- 
chischen Telegraphen  im  Jahre  188S.  Mit  einer  Übersicht  fib.  den  neuesten  Stand  der 
Telegraphen  in  Europa.  —  Statistik  des  österreichischen  Postwesens  im  Jahre  1888.  Mit 
einer  Übersicht  fiber  den  neuesten  Stand  der  Post  in  Europa. 

Österreichische  Monatsschrift  für  christiiche  Sosialreform ,  Gesellschaftswissen- 
schaft etc.  Jahrg.  V.  (1883)  Oktober:  Ein  Kapitel  aber  Charitas  und  Gerechtigkeit  — 
Zur  Arbeiterfhige.    —   Die    „historisch-politischen  BUtter**    und   das  Haider  Programm. 

—  etc. 

Statistische  Monatschrift.  Redig.  von  der  k.  k.  Direktion  der  administrat 
Statistik.  IX.  Jahrg.  (1883)  Novemberheft:  Die  Ansiedelungs-  und  Wohnverhältnisse 
in  Österreich.  I.  Fortsets.,  von  £.  Mischler.  —  Die  land-  und  forstwirtschaftiicheo 
Lehranstalten  Österreichs  nach  dem  Stande  su  Ende  Mftrz  1883.  —  Die  Bewegung  der 
Bevölkerung  in  Galizien  im  Jahre  1888  mit  Rücksicht  auf  die  Konfessionen ,  von  V. 
Kils.  —  Die  Wirkungen  der  DifferenzialzSUe ,  von  Pizzala.  —  Der  auswirtige  unga- 
rische Handel  im  Jahre  1888 ,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  Handel  in  Österreich, 
von  C.  Kraut   —  etc. 

Zeitschrift  für  wissenschaftiiche  Geographie,  hrsg.  von  J.  I.  Kettier  (Wien). 
Band  IV  (1883)  Heft  1  u.  8:  Über  iltere  Beziehungen  Spaniens  zu  Hinterindien,  von 
F.  Blumentritt.  —  Verbreitung  des  Hausrindes  in  Nordafrika  aufser  Algerien,  von  Br. 
Langkavel.  —  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Seekarten,  von  E.  Gelcicb.  —  Stand  a. 
Fortschritte  der  offiziellen  Kartographie.  V.:  Das  Kartenwesen  Schwedens,  von  J.  F. 
N.  Arosenius.  —  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  geographischen  Namenlehre,  von  J. 
J.  Egli  Beiträge  zur  Kulturgeographie  I. :  Dichtigkeit  des  Eisenbahnnetzes  im  deutschen 
Reiche,  von  J.  I.  Kettler.  —  Die  Städtenamen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
V.  E.  Haeusser.  —  Litauen  nach  den  Wegeberichten,  v.  A.  Thomas.  —  etc. 

D.  Rufsland. 

Russische  Revue.  XII.  Jahrg.  (1883)  Heft  10:  Der  Abschlufs  des  grofsen 
Emanzipationswerkes  vom  19.  Februar  1881,  von  Job.  ▼.  Keulsler.  —  Ober  dne  rnsr 
sisohe  Gesandtschaft  in  Paris  im  Jahre  1681,  von  A.  Brückner.   —   Landwirtschaftliche 
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Spexialkaltaren  BoTslands,  Ton  G.  Blaa ,  Schluls.  —  Über  die  Kolonisation  von  Aus- 
Hindern  in  RnTsIand  und  die  Bauerafrage,  yon  Fr.  Matthaei.  —  OegenwMrtige  Aufgabe 
der  landwirtscliaftl.  Maschinenfabriication  in  Bulsland.  —  Die  Produktion  von  Bflben- 
xacker  (in  Bulsland)  in  der  Kampagne  von  i88S — 88.  —  Steinkohlenlager  im  Charkow'- 
schen  Gouvernement.  —  etc. 

E.     Italien. 

A  n  n  a  1  i  di  agricoltura  (Pubblicaaione  del  Ministero  di  agricoUura,  industria  e  com- 
mercio),  1888.  No  57 :  Depositi  governativi  di  macchine  agrarie.  —  No  61 :  Concors! 
internazionali  di  macchine  agrarie.  Apparecchi  e  macchine  enologiche  —  No  69 :  Con- 
sl^lio  snperiore  di  agricoltura.  Sessione  1882  (tenuta  nel  giugno  1883 «» 496  pp.  — 
NO  70:  Esperimenti  culturali  fatti  nel  1882  sul  sorgo  ambrato.  —  M»  71  :  Atti  della 
Commissione  consultiva  per  la  Fillossera.     Sessione  giugno  e  luglio  1888  ss  429  pp.  — 

Ann  all  del  credito  e  della  previdenzaf  anno  1885.  No  1:  Atti  della  Commissione 
consultiva  sugli  istituti  di  previdenza  e  sul  lavoro.    Prima  sessione  del  1888. 

Annali  deir  industria  e  del  commercio  1883:  L'esposisione  di  elettricitk  in  Mo- 
nnco  di  Baviera.  Relazione  dell'  (ingegnere)  D.  V.  Piccoli.  —  Atti  del  Consiglio  del 
commercio  e  dell*  industria.    Sessione  ordiniuria  1883.     406  pp. 

F.    Dänemark. 

Nationalekonomisk  Tidsskrift,  udgivet  af  W.  Scharling  og  A.  Petersen -Stud- 
nits.  1888.  ftta  Hefte:  Kopenhagens  Handwerks*  und  Industrieverhftltnisse,  von  Bubin 
(Vortrag  in  der  volkswirtsch.  Gesellscb.  zu  Kopenhagen.)  —  Dftnemark's  Klima,  bearbei- 
tet nach  dem  Aufsatze  von  Kapitän   Hofßmeyer   in  dem  Werke:    „Danmarks  Statistik.** 

—  Bericht  fiber  die  Sitzung  der  volkswirtsch.  Gesellsch.  zu  Kopenhagen  vom  21.  Sep- 
tember 1883.  —  Litteraturbericht.  — 

O.     B  elgien  und  Holland. 

Economist,  de.  Tüdschrift  voor  Staathuishoudkunde,  red.  van  J.  L.  de  Bruyn 
Kops.  1888.  July-Aug^tus »  September-Oktober:  Die  russischen  Jahresrechnungen 
(Staatshaushalte-Budgets),  von  P.  H.  de  Clercq.  —  Die  letzte  Schrift  Thomas  Carlyle's: 
(„Trades-Ünions  ,  Promoterism  and  the  sign  of  the  times*')  by  P.  N.  Muller.  —  Be- 
Tölkernngsstatistik  (grÖfserenteiU  Besprechung  des  Werkes:  ,^dm.  HaoUy  and  Kaspar 
Nenmann.  Beitrag  zur  Geschichte  der  Bevölkerungsstatistik,  Breslau  1883'*)  von  H .  H. 
Pimentel.  —  Die  holländische  EisenbahngesellschAft.  Bericht  fib.  das  Betriebsjahr  1882, 
von  J.  J.  van  Kerkwijk.  —  Das  Notariatsamt,  von  W.  A.  Coolen.  —  Bechenschaftebe- 
richt  der  niederländ.  (nationalen)  Lebensversicherungsbank  zu  Eotterdam  Über  das  Jahr 
1882,  von  M.  H.  Pimentel.  —  Umfang  und  Verteilung  des  materiellen  Vermögens  im 
Kgr.  der  Niederlande,  von  G.  M.  Boissevidn.  —  Der  Pariser  „Congr^  des  institutions 
de  privoyance**  nebst  Bede  des  niederländ.  Delegierten  bei  Eröffnung  des  Kongresses 
am  9.  Juli  1883.  —  Geldanlagen  (Pensionskassen)   für  Arbeiter,   von   E.  van  der  Eist. 

—  Der  Cobden-Klub  im  Jahr  1883.  —  Über  den  holländischen  Getreideimport  aus 
Amerika  u.  den  Einflufs  desselben  auf  die  holländ.  Getreidepreise,  von  D.  B.  Mansholt. 

—  Ein  Wort  über  Versorgung  mit  Trinkwasser  und  fib.  Bodenberieselung,  von  G.  Ben- 
kema.  —  Ein  neuer  Suezkanal,  von  A.  Jansen.  —  Noch  etwas  zur  Freihandelsfrage. 
(Besprechung  e.  bezfigl.  Broschfire  E.  C.  Godöe's),  von  A.  Beai:uon.  —  Einffihrung  der 
Postoparkassen  in  Schweden.  —  Beichstelegraphenstotistik  im  Betrieb^'ahr  1882,  von 
J.  J.  Kerkw^k.  —  Auswanderung  aus  dem  Kgr.  der  Niederlande  im  Jahr  1882.  — 
Bede  des  niederländ.  Finanzministers  bei  Vorlegung  des  Staatehaushalteetat  für  1884.  — 
Status  des  Grundbesitzes  auf  Java.  —  Berichte  fib.  die  niederl.-indische  Handelsbank, 
die  nieder!.  Dampfschifiahrtsgesellschaft ,  die  Versicherungsbank  Kosmos,  die  niederl.- 
ind.  Lebensversicherungs-  und  BentengeseUschaft.  —  etc. 

H.     Schweiz. 

L  *  U  n  i  o  n  postale.  Journal  publik  par  le  Bureau  international  de  I^nion  postale 
universelle.  (Beme)  1883.  (VUI«  vol.)  Noi  10 — 12:  Le  Husöe  des  postes  imp^rials 
«Uemandes,  k  Berlin.  —  La  caisse  d'^pargne  postale  en  France.  —  La  Sociötä  suisse 
de  cautionnement  mutuel.  —  Le  service  de  recouvrement  en  Belgique.  —  Le  Service 
des  postes  du  Mexique  pendant  rezereice  1881/82.  —  Organisation  des  postes  siamoi- 
ses.  —  etc. 
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Annalen  des  deatschen  Beichs  fSr  GeseUgebang,  Venrftltniig  and  Statistik,  hng. 
▼on  6«  Hirth  nod  M.  Sejdel,  —  Jahrg.  1883  Kr.  8|9:  Der  Wert  in  seiner  wlrtsehaft- 
licben  n.  gesellscliaftlichen  Bedeatong,  von  Ad.  Samter.  —  Die  revidierte  Beiehspostord- 
nong  Tom  8.  Mira  1879  —  12.  Mira  1888.    —    Die  internationale  BeblanakonTentiea. 

—  Die  Vertretnng  der  wirtschaftlichen  Interessen  in  Dentsdüand.  Eine  Antikritik  tob 
B.  Ton  Kanftnann.  —  Beiehshaoshalt  für  das  Jahr  1883|84.  —  Armnt  o.  ArbeiL  etc.  — 
Jahrg.  1888  Mr-  10:  Zorn  Gesetz  fiber  die  Beichs-  und  Staatsangehörigkeit ,  von  Max 
Seydel.  —  Bayerischer  Gesetzentwurf  fiber  die  Errichtong  einer  dffentUehen  Hagelrer- 
sicheningsanstalt  nebst  Motiren.    —    Verwaltangsberieht   der   Beidisbank   ßr   das  Jshr 

1882.  —  Deatsehlands  Eisenbahnen  in  den  Jahren  1868  bis  1880;8l.  —  Statistik  dsr 
deatschen  Notenbanken.  — 

Annalen  fllr  Gewerbe  and  Baawesen,  hrsg.  von  F.  C.  Glaser.  BandXUI  (1883) 
Heft  6—10,  ▼.  16.  Sept.  bis  16.  Novbr.:  Schweizeriteher  Eisenbahnverkehr  1872—82, 
▼on  Abt.  (Schlu/s.)  —  Vortrag  im  Verein  deutscher  Maschineningenieore  fib.  gefahrios. 
Dampfmotor  für  Kleingewerbe ,  von  Lijienthal.  —  Über  das  Blythe'sche  (Eisenbahnh 
Schwellen-Imprignierongsverfahren.  —  Über  amerikanische  Eisenbahnen,  von  v.  TschndL 
Intemaüon.  Aosstellnng  f.  Kolonien  n.  Export  za  Amsterdam  1883.  —  Die  koopeiatives 
Konsamvereine  in  der  Indostrie.  —  Die  Zahnrad-Eisenbahn,  a.  ihre  Anwendung  auf 
den  Harz,  von  A.  Schneider.  —  Lokomotivstirke,  Mafseinheit  ffir  die  Leistung  der  Lo- 
komotiven ,  von  Abt.  —  Eisenbahn  oder  Kanal.  I.  Artikel.  —  Deatsche  o.  fransds. 
Marktberichte  (vorzfiglich  Eisen,  Stahl,  Zink,  Blech,  Kohlen.)  —  etc. 

Arbeiter  freund,  der.  Zeitschrift  fllr  die  Arbeiterfrage.  Hrsg.  v.  V.  Bohnert 
und  B.  GneisL  Jahrg.  XXI  (1883)  VierteUahr»heft  3:  Die  Unfkllverslcherung  d.  deat- 
schen Arbeiter  zur  See,  von  P.  Chr.  Hansen.  —  Die  rechtliche  Stellung  der  Seeleat« 
bei  SchiflsunfUlen,  von  C.  Silberschlag.  —  Die  Arbeiterverhaltnisse  u.  deren  Statistik 
im  Kgr.  Italien,  von  O.  Elb.  —  Die  amerikanische  Konkurrenz  u.  d.  lindliche  Arbeiti- 
lohn  in  England  a.  Norddeutschland,  von  E.  Nasse.  —  Frederik  Engel-DoUfus,  gest  d. 
16.  Sept.  1883.  Nekrolog  von  V.  Bdhmert  —  Die  Arbeiterfrage  u.  die  innere  Missiea, 
von  V.  Bdhmert.  —  Der  Hausfleils  in  Bufsland,  von  P.  Schmidt.  —  Wirtschaftlieh-io- 
ziale  Umschau  für  Juli  bis  September  1888.  —  etc. 

Archiv  fllr  Eisenbahnwesen,   hrsg.    im  Ministerium  der  dffentl.  Arbeiten.    Jahig. 

1883,  Heft  6:  November  u.  Dezember:  Das  Eisenbahnwesen  in  den  Niederlanden,  von 
H.  Claus.  —  Die  Eisenbahnen  in  der  deutschen  Dichtung,  von  Fr.  W.  Bohr.  —  Ober 
Eisenbahnsignalwesen,  von  Kecker.  —  Die  Eisenbahnen  in  Brasilien.  —  Statistisches 
von  den  deutschen  Eisenbahnen.  —  Betriebseinnahmen  der  franz5s.  EUuptbahnen.  — 
Bechtsprechung  u.  Gesetsgebung.  —  etc. 

Archiv  für  Post  und  Telegrapfaie.  Nr-  18  u.  19.  September  u.  Oktober  1883: 
Neuerwerbungen  des  Postmuseums  mit  4  Abbildungen  mittelalterlicher  Postboten.  — 
China's  Verkehrsmittel  und  Verkehrswege  im  Lichte  der  Forschungen  des  Freiherm  v. 
Bichthofen.  —  Statistik  der  Eisenbahnen  Deutschlands  im  Betrieb«jahre  1880|81.  I.  u. 
Schlufsartikel.  —  Post  u.  Eisenbahnen  in  Canada.  —  Fortschritte  der  Telegraphie  in 
China.  —  Postvemraltung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  im  Bechnang^shre 
1881 — 82.  —  Post  und  Telegraphie  in  Nicaragua.  —  Jost  Ammann's  Allegorie  auf  den 
Handel.  —  Die  d&niäcbe  Postverwaltung  im  Bechnung^Jahre  1881 — 82.  —  etc. 

Journal  für  Landwirtschaft,  hrsg.  von  W.  Henneberg  und  G.  Drechsler  zu  Göt- 
tingen. Band  XXXI  (1888)  Heft  8:  Einige  Besultate  „agrikulturchemischer  Dfingungs- 
versuche**,  von  P.  Wagner.  —  Mitteilungen  fib.  die  Landwirtschaft  in  Griechenland, 
von  Leo-Anderlind.  —  Futterwert  d.  getrockneten  Ditrusionsrflckstlnde,  von  M.  Maereker. 

—  Untersuchungen  fiber  den  Stoffwechsel  des  vol^fthr.  Schafes,   von   E.  Kern.  —  etc. 

Landwirtschaftliche  Jahrbficfaer,  hrsg.  von  H.  ThieL  Band  XH  (1883),  Heft 
4 — 6 :  Die  gewerbsmäfsig  hergestellten  Mittel  zur  Vertilgung  von  Feldmausen  and  ande- 
ren schidlichen  Nagern,  von  Crampe.  —  Die  Blutlaus,  von  B.  (Goethe.  —  Die  Wider- 
stände bei  den  neueren  Pflfigen,  von  H.  Fritz.  —  Beitrüge  zur  Ausbildung  der  Dfin* 
gungslehre,  von  P.  Wagfner.  —  Verbrauch  u.  Kontrole  kfinstlicher  Dfingemittel  In 
Prenfsen.  Aus  den  Berichten  den  agrikulturchemischen  Versuchsstationen  zusammen- 
gestellt von  H.  Thiel.  —  EinfluTs  von  Kochsalz  und  zinksulfathaltigem  Wasser  auf  Bo- 
den u.  Pflanzen,  von  F.  Storp.  —  Die  Graseule  und  ihre  Vertilgung,  von  Altum.  — 
Pie  Landbanstatiky  namentlich  der  Wert  von  Brache  und  Fruchtwechsel  and  die  boden- 
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statischen  Versnchsfelder  zu  Rothamsted  (EnglaDd)  nnd  Weihenetephan  (Bayern),  von 
R.  Braumgart  —  Vergleiehende  Temperatorbeobaehtangen  II. ,  yoa  J.  Morits.  —  etc. 
Monatshefte  aar  Statistik  des  deutschen  Belchs  fOr  das  Jaht  1888,  hrsg.  vom 
kais.  statistischen  Amt.  Septemberheft:  Das  Salz  im  deutschen  Zollgebiet,  Produktion 
und  Konsumtion,  Besteuerung  und  steuerfreie  Ablassung,  sowie  Einfuhr  und  Ausfuhr 
-von  Sals  im  Etatsjahr  1882]83.  -^  Überseeische  Auswanderung  ans  dem  deutschen  Reich 
Ober  deutsche  Hftfen  und  Antwerpen  in  der  Zeit  von  Anfkng  Januar  bis  Ende  Septem- 
ber  1883  und  Vergleich   mit   dem  entsprechenden  Zeitraum    der   vorhergehenden  Jahre. 

—  Durchschnittspreise  wichtiger  Waren  im  Grofshandel,  September  1888.  Ein-  und 
Aasfuhr  der  wichtigeren  Warenartikel  im  deutschen  Zollgebiet  fttr  September  1888  und 
fQr  Januar  —  September  1888.  —  Versteuerte  RQbenmengen  im  deutsehen  Zollgebiet, 
sowie  Ein-  und  Ausfohr  von  Zucker  im  September  1883.  *-- 

Preufsische  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  v.  Treitschke  u.  H.  DelbriU^.  LIL  Bd. 
Heft  4,  Oktober  1888  :  Die  Schwankungen  des  Volkswohlstandes  im  deutschen  Beiehe, 
von  E.  Philipp!.  —  Die  neuen  Regeln  der  Geschäftsordnung  des  Hauses  der  Gemeinen 
in  England,  von  O.  G.  Oppenheim.  —  Die  norddeutsche  Kolonie  in  liftnehen  1809  u. 
1810,  von  F.  Reuter.  —  Bayern  und  die  Karlsbader  Beschlüsse,  v«  H.  y.  Treitschke.  etc. 
Heft  5,  November  1883:  Traktarianismus  —  Puseyismna  —  Ritualismus,  v.  R.  Budden- 
sie^.  —  Die  Bildnisse  Jean  Jacques  Rousseau's,  von  A.  Jansen.  —  Luther  und  die 
deutsche  Nation.     Vortrag,  gehalten  in  Darmstadt  am  7.  Nov.  1883  v.  H.  v.  Treitschke. 

—  Österreich  und  RumUnien  in  der  Donaufrage.  —  etc. 

Rundschau  der  Versicherungen,  hrsg.  von  H.  Oesterley.  Jahrg.  XXXIU,  Lief. 
80 — 8S,  16.  Okt.  —  15.  November  1883:  Entwarf  eines  Gesetses,  die  bayeriache  Hagel- 
versicherungsanstalt ffir  die  Regiernngsbeairke  rechts  des  Rheins  betr.  —  GerichtUehe 
£ntscheidnng  in  einer  Valoren- Versicherungsangelegenheit  —  William  Farr,  eine  biogra- 
phische Skizse,  von  Fr.  C  Lukas.  ^—  Zustand  der  Portschritte  der  deutschen  Lebens- 
versioherungsanstalten  im  Jahre  1888.  —  Das  Reicbsgesets,  die  Krankenkassen  der  Ar- 
beiter betr.  —  etc. 

Unsere  Zeit.  Deutsch«  Revue  der  Gegenwart,  hrsg.  v*  R.  v.  Gottschall.  Jahrg. 
1883,  Heft  9 — 12:  Madagaskar,  v.  A.  Kirchhoff,  Abteilung  1  u.  8.  —  Die  Fechner'sche 
Philosophie,  von  Th.  Achelis,  Abteilung  1  u,  8<  —  Die  Parteien  im  deutschen  Reichs- 
tage, von  Job.  Berg  (Braun- Wiesb.)  Abt.  4.  5  u.  6.  —  Die  Entwiekelung  der  russbch. 
Industrie,  von  W.  Eras.  —  Das  heutige  Florenz^  von  H.  Breitinger.  -^  Das  Volk  von 
Socotra,  von  G.  Schweinfurth.  —  Der  Jetzige  Stand  der  Geflfigelsucht  in  Deutachland. 
Versuch  zur  L^ung  einer  brennenden  wirtschaftlichen  Frage,  v.  K.  Rufs.  —  Japanische 
Skizzen  V.  u.  VI. ;  Die  Leistungen  der  Japaner  auf  dem  Gebiete  der  Künste.  —  Acker- 
bau u.  Industrie  in  Japan,  von  D.  Brauns.   —   Graf  Ghambord,   von  A.  Kleinsehmidt. 

—  Die  Slowenen,  von  S.  Singer.  —  Die  Vivisektion  und  ihre  gesetsUche  BeschrSnkung, 
von  Rappreeht.  —  ete. 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen ,  hrsg.  von  J.  Neamann  Jahrg. 
XI,  Nr.  10,  II  u.  18,  Oktober,  November  u.  Dezember  1888:  Verstaatlichung  des  Ver- 
sicherungswesens. —  Herr  Professor  Dr.  Wagner.  —  Nekrologe:  Jakob  Gilb«^  Hein- 
rich Ciaessen.  —  X.  ordentliche  Generalversammlung  des  ialemation.  Transport« Ver- 
sicherungsverbandes etc.  —  Jahrg.  XU  (1884)  Nr*  1.  Januar:  Zur  Prftventivkontrole  in 
Sehleswig-Holstein-Lauenbnrg.  «^  Beitrag  zur  Verwaltungspraxis  der  öffentl.  Feuersozie- 
t&ten  in  Preufsen.  —  Entwurf  eines  Sehemaa  für  die  Rechnungsabschlüsse  der  Lebens- 
versicherungsgesellschalten.  -^ 

Vierteljahrsehrift  für  Volkswirtschaft,  Politik  und  KnltnrgesofaicbtB,  hrsg.  v. 
E.  Wifs,  XX.  Jahrg  IV.  Band,  1.  u.  8.  Hälfte:  Über  die  Organisatien  des  Kredits,  v. 
£.  Wifs.  —  Der  Plan  einer  deutschen  Zolleinheit  im  XVI.  Jahrhundert^  von  K.  Bieder- 
mann. —  Der  Staat  und  das  Venioherungswesen,  von  W.  Schaefer.  (I.  tt.  II.  Abteilung.) 

—  Die  Hamburg-Südanerikatiische  Dampfschiffahrtsgesellsohaft ,  von  -^tm*  ^^  Ober 
Staatsanleihen,  von  O.  Warschauer.  —  VolkswirtsohaftUehe  Korrespondenzen  aus  Paris 
von  IL  Block.  —  Die  Abänderung  der  allgemeinen  Einkommensverteilung  (I.  AbteUang), 
von  E.  Fitger.  —  Der  Hofprediger,  von  K.  Braun- Wiesbaden.  —  Der  Kommunismus  d. 
französischen  Anarchisten  und  Jakobiner,  von  H.  Janke.  —  Volkswirtschaftliche  Kor- 
respondenz aus  Wien,  von  £.  Blau.  —  etc. 

Zeitschrift  des  königl.  bayerischen  statistischen  Bureau's,  redigiert  v.  L.  v.  Mül- 
ler. Jahrg.  XV,  (1883),  Nr.  3:  Die  öffentlichen  Sparkassen  in  Bayern  im  Jahre  1881, 
mit  Rückblicken  auf  die  Ergebnisse  in  früheren  Jahren,  von  K.  Rasp.  —  Stiftungen  o. 
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StiriuuBainflltsie  im  Kgr.  BKjflrn  irIhnDd  dsr  J*iire  18S0  nnd  1881,  tod  L.  t.  HSUer. 

—  Dio  Biwegung  dar  Qew«rbs  in  Ba;eTD  im  Jtbn  1B81,  roa  S.  Bup.  —  VorUUifi;! 
ErgebnisM  dar  BemraiBhloDg  vom  8.  Juni  ISBl  im  Kgr.  Bayoni  (FortntsDDg  «n  M'-  1), 
von   L.  I.nb«r.  — 

i^gitichrift  fftr  du  Berg-,  Hatl«D-  und  SaüneDweMn  im  pieaTiiKhen  Stule. 
hrsg  im  Hiniiterinm  der  Sffentl.  Arbeiten  Band  XXXI  (1888)  Heft  S  a.  1 :  Vgnncbe 
und   VerbesaemngeQ  bei  dam  Bargwerksbetriebe  in  Preaüen    wUiread    dei  Jahrea  18B). 

—  Dio  ringsMubpradakte  der  Obenchlesiichea  HBttanproiaue  nnd  derea  EeebDiicIia 
Verwtrlung,  von  Koimwoa.  ~  Der  WuieripDl-Tiefbahrappant  der  AkliengaMlIxbaft 
Uumbüldt  in  Kalk  fSr  Tiefen  bli  in  100  m,  von  Tecksnlaoburg.  —  Dar  bergflikaliu))« 
Teil  des  Obarhanei,  ron  Ad.  NSggarath.  —  Übar  die  SicbarungsmalaraBelii  gag.  leblt- 
getide  WstMr  beim  Steiakohlsnbergban ,  mit  beiond.  BQeksiebt  anf  die  Aoi-  ood  Vot- 
ricbtang  nnd  die  WetterfOhniDg  in  den  SteinkobleDgmbeu  Daatschlaadi ,  v.  Hoernicks. 

—  Durlegnng  n.  Beortallang  der  beim  StelaltobleDbeigban  Dantjchlandi  gebrlncblicluii 
Arten  der  Ana-  a,  Yorrlchtang  und  dar  WetterfUhrnDg,  lowie  der  fBr  diese  getroBencn 
Vorkehrungan  In  Beilebang  aar  ihre  Zweekmlfilgkeit  nnd  die  OewUu  aomlehends 
Sicherbeit  beim  Vorhandanaein  achlagender  Watter.  —  etc. 

Zaitscbrift  Rlr  Bergracbt,  redig  von  H.  Braaurt  Jabrg.  XXIV,  1883,  Heft  1: 
Berg]ii>liiaiTarordnaDg  dei  Obarbergamti  lu  Dortmund  vom  II.  Jnli  18B3  flbar  die  Be- 
handlung von  Sprengiloffan  und  fib.  die  Schiefearbeit  bdm  Bargwarkabetriel}.  —  Dit 
gosctil leben  Beetimmongen  Bber  BiploiivaUiffa  In  OrobbTitannlen,  von  Brasaart.  —  Ob. 
den  Srbuti  gemeinnOtaigar  Hailquellen.  —  Aufgaben  der  danCschan  Knapp schattiTareiM 
nach  deu  Bolehigeiat*«  vom  IS.  Jnnl  1883,  von  Tigllchabeek.  —  Vergfitoug  der  B«it- 
»cbKden.  —  Entacbeidangan  der  OarlcbtibSfe.  —  Hittailaageo  aoi  dar  PraiU  der  Va- 
«aitangsbebardan.  —  «te< 

Zeitacbrift  fBr  Font-  and  Jagdweien,  hng.  von  B.  Danckelmann.  SV.  Jabig. 
(1883),  Heft  10—11.  üktober  — Novamber:  Einige*  Aber  auUndiaehe  Oerbrindan,  be- 
koniltri  Mlmoienrindea  nnd  deren  Garbstol^balt,  von  C.  Councler.  —  Bericht  flb.  dit 
vom  lt.  bis  lA  Angost  aa  Scbleuaingeh  abgebaltane  XIX,  Venammlung  tbBring.  Fitnl- 
wirle.  —  QaneralverwmialuDg  dei  acblea.  Fontvarelni  vom  10.  bii  ü.  September  in 
Wurmbrunn.  —  Bemerkongen  la  dar  Abtundlnngi  „Verfahren  bei  der  Verwertung  iv 
Holzprnla,  Insbei.  dei  Klefani-,  Bau-  and  Nntaholiea.  —  Nocbmala  Bb.  Banpt-  n.  Vor- 
nalaung,  —  FoTatatatiitiacha  Zahlen  aas  dem  Grhst.  Baden  pro  1B81.  —  BafSrdenuig 
von  Wild  und  lel>endaD  Tieren  mit  der  dentaehen  Beicbspoit  vom  1.  April  1881  bii 
Sl.  asn  1B83.  —  Einwlrknog  der  SCreaentnabme  auf  Sandboden.  Ein  Beitrag  aar  Btm- 
frage  I.,  von  E.  Hamann.  —  Beitriga  lar  LebenageacMchta  des  ObeiJIgenneiiten  Jo- 
hann Georg  von  Langen  ,  von  Preae.  —  BeriefaC  Bbar  die  Varianunlnng  dat  Hais« 
Forslverelna  in  Lanlarberg  vom  18.  bii  SO.  Jaul  1888,  von  Orafthoff.  —  Beriebt  Bb. 
die  XII.  Venammlang  dei  beuischen  Fontverelng  am  IT.  n.  18.  Saptambar  1B8S  la 
Getnliauaan,  von  E.  Ebarta.  —  ate. 

Zeitichrift  fBr  die  geiamte  Staatsiriuenachaft,  hng.  v.  Fricker,  A.  E  P.  Sefauna 
und  A.  Wagner.  Jahrg.  XL  (IBSi)  Heft  1:  Die  Verteilung  der  SSentllcben  Annaalart, 
mit  Anhang;  dai  belgiiche  Qeieti  vom  U,  Hin  1836  Bber  den  CntentBtaangivokBiits 
von  L.  JoUy.  —  Adam  Smith  and  die  Herkantiliaten ,  von  W.  Canningham.  —  Di> 
VerkiiilpAing  der  Arrondierung  mit  der  Ent-  nnd  Bewiiaerang ,   von  Fr.  W.  Tonaaaiit, 

—  Der  Streit  airiaehen  den  Wald-  and  Bargianten  nnd  den  Innongan  an  Ooalar  am 
Ende  de*  18.  Jahrhunderts,  von  C.  Nenbnrg.  ^  Zar  Theorie  der  Deckung  des  Siaal*- 
bedarfes,  lU.  Arükel,  v.  A.  E.  F.  Schtffla.  —  Bandalspotiael  a.  Bankerott aatii  in  China. 

—  Der  änettransit.  —  Zorn  gagenirtrtigan  Stand  das  LabensTenieberungiwaeena  in  ver- 
BChiecli^oen  Staaten.  —  PoataparkasseukonvantioD  iw.  Frankreich  und  Belgien.  —  Agrai- 
verbsltniue  in  Pallsüna.  —  Wachatum  dar  Vereinigten  Staaten-Indoitrie.  —  Thaleleh- 
liebes  zur  amerikan.  Konkorreni  in  Boden  Produkten.  —  Intematlon.  Warenböna  in  Leip- 
zig. —  Opinmeinfufar  und  Opinrnvaigirtiuig  in  China.  —  Znnahme  dar  Analloder  ia 
Frankreich.  —  Zar  Statistik  dea  deotachen  Aktienwaaen*.   —  etc. 
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»frlogi  btr  3.  <6.  Cotta'fiftm  iBm^lianbinng  in  gtattgort 

^a^  nationale  @t)ftem  ber  poUttfd)en  Oefononrie 

Don 

Siebente  ttuflage 

mit  einer  ^iflorifd^en  nnb  tritifdden  (Sinleitnng  bon 

$rof.  Dr.  I.  S^i.  ^thnq. 

8«.    (xxxvin  nnb)  249  nnb  352  ©eiten.    SW.  10.  — 

€4on  ISngfl  ^at  fi^  ba«  Sebih:fni§  gettenb  gemot^,  bie  ed^riften  ($riebri4  8tfl'«  icfonbet«  aber  b«l 
9^ationaIe  et)fiem  ber  t)oIitif(^en  OeConomie  in  neuer  audoabe  beut  ^ubtifum  oor^nffif^ren.  3{l  b»A  feit 
fiäuffer*«  Stograpbie  leine  jufammenfanenbe  nnb  etngebenbe  XDürbigung  biefe«  berühmten  9Rutne«  nnb  fetacr 
Seftrebungen  oerfud^t  »orben ;  nnb  ßduffer  banbelt  eigentlicb  nur  Don  Sifl  att  SRenfAen  unb  feinen  Sebcnf- 
f^icXfalen  unb  lä^  bie  )Bebcutung  Sift'd  für  bie  ©cfd^idite  ber  $olitif  unb  ber  9iattonaIötonontie  aOsnfe^ 
au§er  Suge.  3n  ber  borltegenben  7.  luflage,  bie  ben  urf))rünglid^n  Se^  mögliibft  rein  niebcrgiebt ,  %§t  t» 
ber  £erau8geber,  $rof.  Dr.  S  b  e  b  e  r  a  in  Sriangen,  unternommen,  in  einer  eigenen  umfangrciAen  Sinlettin« 
bie  Sebeutung  8t{)'«  auf  bem  (Gebiete  ber  Slationalöfonomie  ju  nfirbigen.  S)ie  Einleitung  0ebt  aber  ba«  fRaf 
ber  geioöbnltdien  Sonoorte  unb  (Sinleitungen  toeit  ^inau0,  inbem  fie  ben  <8egenflanb  mogli^  ^  ttcxticfa 
unb  8ift  im  ^ufammenbang  mit  feiner  Bett  |u  beurtbeilen  fucbt.  ^emna^  bebanbelt  bie  Sinlettnng  in  1. 
jtapitet  ^eutf^lanb«  ®emerbe  unb  ßanbel  in  ben  erflen  S)ejennien  biefe4  3abrbnnbcrt0,  im  S.  bte  »iffea< 
fdftaftlicbe  9}ationaIbtonomie  unb  bie  etaatffpra^  bi0  auf  2m,  befonberS  in  il)rer  SteOung  ui  fragen  ber 
^anbel«poIittr,jeigt  im  3.  jrat>ite(  ben  3ufammenbang  ber  Stfl'fcben  Sebren  mit  feinen  Seben«f9itfraIciL  \^ 
bert  im  4.  bie  «ntfiebung  be<  9lationaIen  6t}ftem«  unb  feinen  dnbalt  unb  gibt  im  5.  eine  ftrittt  ber  ®raib' 
lebren  2ift*9  vor  allem  feiner  @4u$»atbeone.  ^er  Herausgeber  oerbebtt  itoax  feine  ei)n4»atbie  ffir  bie 
Sebren  biefed  b^tb^etligen  Patrioten  m^t,  »erfucbt  aber  tox  atlem  eine  obiectioe,  bem  beutigen  @tanbe  ber 
KBtffenfcbaft  angemeftene  äBfirbigung  berfelben.  Unb  fo  mag  biefe  neue  ffutfgabe  oerabe  in  unfererSei^,  in 
ber  bie  belannten  Streitfragen  ber  ßanbeUpoIitil  rubiger  befprodfen  »erben  dß  noq  bor  einigen  3a^rcn,  bwb 
nod^  ein  allgemeine^  dntereffe  beanfpruc^en,  unb  aflfeitige  Sead^tung  beibiencn. 


ein  $anbs  nnb  Sefebu^ 

fär  ^efdioftsmonner  unb  f  tubicrcnbe 

t)on 

SBttl)etm  Slofdier. 

(Srfler  Sanb:  dinnMagen  ber  ftalionalohonumfe.    16.  Suftoge.    ^  n.  -- 

3toetter  8anb:  Itatfonalohonomik  bes  JKfcerbanes  nnb  ber  neroanbteit  Urprobakfümm. 

10.  aufläge,    m.  10.  — 
2)ritter  iOanb:  ftalionaldkonnmik  bes  ^anbtis  nnb  (6eoerbe)Ui^es.  3.  Auflage.  TL  12.  — 

9la(bbem  aUe  brei  Qänbe  btefeS  grofen,  buri^  xal^lreidfte  Suflagen  in  ^eutf^lanb  nnb  ttebeifduiagen  3 
im  au8lani|c  binl&ngltcb  befannten  SBerfe«  in  btefcm  dabre  unb  mm  X^eil  tbtn  je^t  neu  exf^tcsen  3 
flnb,  ber  erfie  IBanb  al«  16.,  ber  jmeite  al«  10.,  ber  britte,  ber  sueift  im  Sommer  ISBl  ^eranAam,  als  q 
3.  Iinflage :  machen  mir  barauf  aufmerffam,  ba§  nunmel^r  ni^t  blo§  bie  @mnbtebren  ber  gefamntcn  S 
92ationaiöfonomir,  für  ^robuction,  Umlauf,  9ertbeilung,  CEonfumtion,  SeDöCTerung  (Banb  I),  fonbem  o 
au4  aUe  probuctioen  ^auptiipeige  ber  SolfSwirtMAaft  im  Singelnen  biei^ iufammenoef aSt  merken:  ^ 
Qait  ,^i\äittti ,  9ieI)3U(bt,  ntferbau,  f^orfttoirtbfqaft  (Qanb  U),  »ie  ßanbeL  ®e»erbiiei§  nnb  Oog»  ' 
bau  (l9anb  III). 

Stuttgart.  3.  0.  Cotta'ft^e  fittt^j^anblttttg. 


Soeben  erscliien  und  steht  auf  Verlangen  zu  Diensten: 

Antiquar.  Anzeiger 

Nr.  335. 
National-Oekonomie. 

Frankfürt  a.  M. 

Joseph  Baer  &  Co. 


Zu  besiehen  duroh  jede  Buchhandlung. 

Rodbertus  Jagetzoiar. 

Von  nachstehender  Schrift  dieses  berühmten  Nationalökonomen  habe 
ich  eine  Anzahl  Exemplare  ausfindig  gemacht  mid  dieselben  mit  Yer- 
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Obige  Schrift  enthält  eine  Reihe  fQr  die  Rodbertos'sche  Wirtichaftslehre  hSohit 
wiohtiger,  gmndlogender  Lehren,  anf  deren  Erörterung  Rodbertos  in  keiner  seiner  spä- 
teren VerÖffentlichnngen  surfickgekommen  ist.  Es  kann  kein  besseres  Zeagnis  fQr  die 
Wichtigkeit  dieser  Schrift  beigebracht  werden,  als  dasjenige  von  Bodbertoe  selbtt ,  weleher 
sie  bia  m  seinem  Tode  seinen  Anhängern  m  sorgfältigem  Btadivm  empfahl,  und,  da 
er  sie  vergriffen  glaabte,  Herrn  J.  Zeller  in  Karlsrahe  mit  der  Bearbeitung  eines  (1876 
bei  A.  Schindler  in  Berlin  erschienenen)  Abrisses  desselben  betraute.  Allen  denen ,  die 
sich  fBr  Rodbertus  interessieren,  ist  das  Studium  der  „Erkenntnis**  endlich  auch  deshalb 
gans  besonders  lu  empfehlen,  weil  die  Viehtbeaehtvng  desselben  naehweisUoh  m 
einer  Anaahl  Ton  Iirtümem  geführt  hat,  welche  hinsichtlich  der  Rodbertus'schen  Leh- 
ren selbst  von  unsem  namhaftesten  Gelehrten  noch  gegenwärtig  festgehalten  werden. 
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